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Die particulare Guͤtergemeinſchaft nach 
Solmſer Rechten ) 


vom 


Stadtgerihtd:-Direftor Dr. Wigand 
au Wetzlar. 


> 
Ich behalte die vom Geſetz beobachtete Ordnung bei; 
denn Präjudicien und eine ausgebildete Praxis liegen 
nicht vor, um die Ordnung verbefiern, das Syſtem 
vervollftändigen und das Gefeg ergänzen zu koͤnnen. 
Der 28jte Titel des Landrecht8 nämlich, melcher daſ— 
feibe enthält, iſt ziemlich unvollftändig. Er hält noch 
den urfprünglicyen Begriff der Gütergemeinfhaft feft, 
der das Rechtsverhaͤltniß auf mechfelfeitige Erbrechre 
gründer, und ift daher überfchrieben: „Von Erbichaft 
Manns und Weibs gegeneinander.” Den Zweck deutet 
der einleitende $. in folgenden Worten an: 
„Wiewohl den faiferlichen Rechten nach, Eheleute 
„einander nicht erben, e8 feyen dann von dem ver: 
„torbenen Ehegemahl zumahl feine Erben, weder 
„in abs noch auffteigender, noch auch der Zwerch—⸗ 
„linien, vorhanden (welches fid) doch felten zus 


") Bruhftüf aus dem für die Brafichaften Solms: Braun: 
fel$ und Solms-Lich (in fo weit fie unter Königlich» Dreußls- 
ſcher Hoheit fichen) entworfenen 


„traͤgt); jeboch dieweil e8 billig ift, daß ein Ehe⸗ 
„gemahl von dem andern, von wegen ihrer chrift> 
„lichen und ehelichen Beimohnung, und bhöchfter 
„zufammen verpflichteter Treu und Freundfchaft, 
„nachdem fie auch durch die Verehlichung ein 
„Fleiſch und ein Leib worden, etwas Ergeßlichkeit 
‚ihrer fämmtlich in ihrem Eheftand mit einander 
„gehabter Sorg, Mühe und Arbeit befomme, und 
„derwegen faft allenthalben im Reich teutfcher 
„Nation bräuchlich, auch durch fondere Statuta 
„verſehen, daß Eheleute einander, doc mit einem 
„Maaß, auch erben follen und mögen, als ord⸗ 
„nen, feßen und wollen wir”, u. f. w. 
$. 1. 

Wenn zwei Ehegatten fich beirathen, ohne befon- 
dere Ehepaften zu errichten, oder diefe bloß das 
Zugebrachte und die Widerlage betreffen, fo treten bin- 
fichtlich der Vermögens :Verhältniffe und Beerbung fol- 
gende gefegliche Beflimmungen ein. - 

. $. 2, 

Wenn die Ehe Finderlog geblichen ift, ober 
die Kinder vor den Eltern verftiorben find, und Eins 
der Leßteren mit Tode abgeht, fo follen deffen liegende 
Güter, und Alles, was denen gleich zu achten, und von 
ihm bergefommen, oder auf ihn vererbt worden ift, feinen 
nächften, am Leben befindlichen Blutsverwandten, eigen: 
thuͤmlich zufallen. Dem überlebenden Ehegatten gebührt 
aber, fo lange er lebt, daran der Beifig. (Nießbraud).) 

Solmfer L. R. XXVIII. $. 2. Wir wollen bier im 

voraus eine Controverfe erledigen. Hertel, (über 

Rechts⸗ und Gerichts-Verf. der oftrheinifchen Landes: 

‚ theile, I. ©. 83) fagt, es fey durch die Praxis be 
ftätigt, daß das ganze Beibringen der Ehegatten, «8 
fey bewegliche oder unbewegliches Gut, der Sub: 
ftanz nad) von der Gütergemeinfchaft auggefchloffen 
fey. Er deducirt, daß das bewegliche Vermögen 
nicht in die Gemeinfchaft falle, weil das Statut fonft 
nicht nöthig gehabt hätte, noch von einer befondern, 
zwifchen ben Eheleuten theilbaren, beweglichen Errun: 
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genfchaft zu reden, wenn es die Geſammtmaſſe dieſes 
Vermögens für ein eheliched Gemeingut hätte ange: 
ſehen wiffen wollen. Man könne ferner auch des: 
bald diefe Abſicht nicht unterftellen, weil das Geſetz 
fonft, um confequent zu feyn, auch die dem beweg⸗ 
lichen Bermögen anflebenden, und von ihm nament: 
lich dazu gerechneten Perfonals und Gereite: Schul: 
den der Ehegatten ebenwohl ohne Unterfchied für 
eine gemeinfchyaftliche Befchwerdte berfelbe hätte ers 
flären möüffen, was es gleichwohl nicht gethan, viel: 
mehr, eben fo mie die in der Ehe erzielte Errungen, 
fchaft, nur denjenigen Theil diefer Schulden, welche 
die Eheleute in fiehender Ehe mit einander gemacht 
hätten, für gemeinfchaftlich erkläre, die beiderfeits 
beigebrachten Schulden dagegen, gleich dem beige: 
brachten Vermögen, von der Communion ausge 
fchloffen Habe. Und wenn gleich einige andere Stel: 
len des Statuts fi) über den Gegenftand minder 
flar und beſtimmt ausjprächen ($. 4. und 5.), fo 
fönne dies doch gegen jene überwiegenden Argumente, 
und die von undenklicher Zeit ber angewandte Pra; 
xis nicht in Betracht kommen. 

Mit diefen von allen Beweiſen entblößten, und den 
Worten des Gefeßes geradezu. widerfprechenden Bes 
baupfungen, ift jedoch die Sache keineswegs ab: 
gemadit. 

1) Die 69. 4A — 6. drücken fi) zwar dunkel aug, 
fie fchließen aber feineswegs die Nechtsanficht ganz aug, 
Daf nach der Abficht des Geſetzgebers doch alle Fahrniß 
in die Communion gehören folle; es fpricht dafür, daß 
ber $. 2., welcher vom MRückfalf redet, blog die unbeweg⸗ 
lichen Güter nennt, auch der Gingang des Geſetzes von 
einem mäßigen DBeerben redet, worunter ſchwerlich der 
bloße Beifig gemeint iſt; es fpricht dafür, daß in diefen 
Gegenden das nftitut der particularen Gütergemeinfchaft 
meift Die Fahrniß umfaßte, und noch mehr, daß der Wer: 
faffer des Gefeßes in der gleihfall8 von ihm redigirten 
Franffurter, oft woͤrtlich übereinftimmenden Reformation 
(V. Tit. 4. 8. 3.), die Fahrniß in die Communion feßt, 
und bei finderlofer Ehe fie dem Gatten ganz, wenn aber 
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Kinder vorhanden find, zur Hälfte zufpricht. Daß es 

auch vorgefundeneß Landesherkommen mar, das beweg« 

liche Vermögen in die Gütergemeinfchaft zu bringen, das 

unbewegliche aber, bei der damahls noch feftgehaltenen 

dee der Erb; und Stammguts+ Qualität, davon aussus 

fließen, geht aus $. 2. Tit. 18. hervor, wo es heißt: 
„Wären denn foldye Perfonen, fo ſich ehelich zufams 
„men verbeirathen wollten, fo arm und unvermögs 
„lich, daß fie nichts ſonderliches einander zusubrins | 
„gen, noch zu verfchreiben hätten, die mögen ohne 
„Gedinge, Leib an Leib, und Gut an Gut, fo viel 
„fie Deffen haben, und zufammenbringen, auf fans 
„desgewohnheit heirathen. 

So haben nun aud) die Mechtslehrer nach Solm: 
fersRecht eine Gemeinfchaft der Errungenfchaft und der 
fahrenden Habe angenonmen. 

ae: Privatrecht $. 309. Mittermaier, P. R. 


2) Das ift fchwerlich zu Idugnen, daß das Gefeß 
dem überlebenden Ehegatten die Hälfte der fämmtlichen 
Mobiliarfchaft, abgefehen von der Errungenfhaft, zus 
fpriht. Daß dies nicht vermöge der Kommunion ges 
fchieht, möchte etwa darauß hervorgehen, Daß der Ueber— 
lebende auf die Hälfte der fahrenden Habe und den Bei: 
fi verzichten Fan, und dann nur die Hälfte der Schuls 
den zu bezahlen fchuldig iſt; es muß alfo diefe Hälfte der 
Sahrnig wohl nicht, wie die Errungenfchaft, aus der 
Kommunion zufallen. Uebrigens einigte ſich Die Anficht 
ber Juriſten dahin, daß nad) der Abficht des Geſetzes die 
portio statutaria nicht nur im Beifiß oder Ufugfruct in 
Anfehbung der in der Ehe erworbenen und in diefelbe 
eingebrachten beweglichen und unbeweglichen Güter, fons 
dern auch in der Hälfte aller dem VBerftorbenen zugehörig 
geweſenen beweglichen Güter und fahrenden Habe bes 
fiehe; daß der Ueberlebende aber die Hälfte des errunge: 
nen beweglichen Vermögens jure communionis et socie- 
tatis zu fordern befugt, und dieſe in der portio statuta- 
ria nicht begriffen fey. Den Beweis führte der Regie— 
rungs: Rath Adolphi zu Gieſen in feiner Differtation: 
De success. conjug. mutua, sive de portione conjug. 


7 


statut. juxta ordinat. Provinc. Solm. Giessae. 1770. 
Die Seolmfifchen Yuriften find ihm beigetreten. S. Sa; 
mes (Solms: Braunfelfifcher Rath), Theoretifch-praftifche 
Erläut. der gegenfeitigen Erbfolge der Eheleute; in den 
jurififchen Ausführungen zur Erläut. der Solmfifchen 
Landeeordnung. Laubach 1779. 

Mit diefem angenommenen Sag find nun auch mebs 
rere Stellen des Geſetzes, welche die Schulden betreffen, 
in Uebereinftimmung zu bringen, und Hertel irrt, wenn 
er meint, daffelbe habe darauf feine Nückfiht genommen. 

5) Die Praris hat jedoch contrariam consuetudi- 
nem durchgefegt; und der Ueberlebende erhält fchon feit 
unvordenklicher Zeit nicht mehr die Hälfte der dem Ber 
forbenen zugehörigen bemeglichen Habe, fondern ale 
portio statutaria nur den Beifig im gefammten Vermoͤ⸗ 
gen, und es modificiren fich hiernach nothwendig manche 
Beſtimmungen des Geſetzes. Es bezeugt dies Sames, 
a. a. O. $. 16; und in den Naſſauiſchen Laͤndern, wo 
das Solmfer Gef in Kraft ift, wurde derfelbe Grund; 
faß angenommen. Go bezeugt died für das ehemals 
Naffau: Weilburgifche Amt Atzbach der dortige Beamte 
in einem offiziellen Bericht, und beruft fih auf alle ns 
ventarien und Theilungsakte, wornach die Mobilien, eben 
fo mie die liegenden Güter, als väterlich oder mütterlich, 
fenen feparirt, und die fahrende Habe niemahls ohne 
Mücdfiht des Urfprungs in Eine Maffe ſey gefchlagen, 
und jedem Theil zur Hälfte zugemwiefen worden. Dies 
waͤre nur bei den errungenfchaftliher Mobilien gefcheben, 
und bei den von beiden Gatten eingebrachten Mobilien, 
welche nicht mehr vorhanden gemefen, fey immer deren 
Werth dem betreffenden Theil inZurechnung gebracht worden. 

4) Hertel lehrt im $. 27 b. „Von dem beiderfeitigen 
„beigebrachten Vermögen nimmt jeder Theil, d. h. ſowohl 
„der überlebende Gate, als auch die Erben des abge 
„ſtotbenen Gatten, das Geinige, und zwar dasjenige, 
„was davon noch vorhanden, in Natur, dasjenige aber, 
„fo davon abhanden ift, mittelft Werthvergütung zu: 
„ruͤck.“ — Diefer Sag ift nicht wohl geftelt. Verf. 
citirt ald Gemwährsmann Mittermaier im Privat. R. 
F. 358; und bier ift Klar von ber ehelichen Einbuße die 
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Rebe; „Ale Verminderungen, welche das abgefonderte 
„Vermoͤgen eines Ehegatten zum Beften der Errungen, 
‚ „Ihaft8:Gemeinfchaft erlitten hat (eheliche Einbuße), müf- 
„fen — erſetzt werden.“ Vgl. auch Eichhorn Pri⸗ 
vatr. $. 311. 

5) Dem obigen $. 2. unfers Prod. Rechts wuͤrde 
nun, dem anerfannten Herfommen gemäß, „das gefammte 
„bewegliche Vermögen”, welches vom Verſtorbenen ber; 
rührt, einzufchalten feyn. 


An den Beflimmungen des vorigen $. kam, for 
wohl durh Erbvertrag, als durch legten Willen 
des verfiorbenen Ehegatten, eine Aenderung, zu Gunften 
des Ueberlebenden, gefchehen. | 

Wenn wir den Sat fo ftellen, fo werben die Worte 
des Gefeßed: „und eines vor dem andern, fonder 
„Geſchaͤft und legten Willer, mit Tode abgehet”, 
($. 2.) fein Misverftändniß erregen. Dem Ehegat⸗ 
ten und auch der Frau fann die Befugniß, zu teflis 
ren, nicht abgefprochen werden, in fofern dadurch die 
mwechfelfeitig mohl erworbenen Rechte an der Errun⸗ 
genfchaft und an der portio statutaria nicht bes 
fchränft werben. » | 

Sames, a. a. D. $. 14. fagt: „daß unter dem in 

„der Solmfifchen Landesordnung angeführten Die 
„portionem statutariam aufheben follenden letzten 
„Willen fein anderes, als ein testamentum conju- 
„gum reciprocum, zu verfiehen fey.” Er irrt aber, 
denn das Gefeß deutet nirgend dahin, daß die port. 
stat. durch einen legten Willen gefchmälert werden 
fünne. Der mweitläufige Beweis, den der Verfaſſer 
zu führen fucht, ift Daher ganz überflüffig. Und mie 
der Redacteur des Geſetzes in diefem Punfte gefinnt 
mar, hat er in der Frankfurter: Reform. V. Tit. 7. 
$. 1. völlig auggefprochen: 
„Würde fich auch zutragen, daß der Ehemann dem 
„Weib, oder das Weib dem Ehemann dasjenige, 
„fo ihm in den Heirathsbriefen verfchrieben, oder 
„ſonſt von wegen bdiefer Unſer Reformation ge 
„büret, aus gefaßter Graͤme durch fein Teſtament 
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„oder andern letzten Willen entziehen, ober fonft 
Ichmaͤlern wollte, unverfchuldeter Sachen; fo ord- 
„nen und wollen Wir, daß folche® alles kraftlos 
„und nichtig ſeyn, and) alfo (wenn die Fälle fi) 
„zutragen), erkannt werden folle.” 


6. 4. | 


So lange der Beifig dauert, muß der -überles 
bende Ehegatte die Güter in mefentlihem Bau und 
Defferung halten, davon nichts verwuͤſten, verfeßen 
oder fonft befchweren; auch alle Abgaben und Laften 
ohne Ausnahme davon allein tragen und leiften. Nach 
feinem Ableben follen aber diefe Güter den rechten Erben 
fogleich zugeftellt werben. 

„Solmfer 2. R. 28. $. 2. die Ausdrüce: auch alle 

„Bürde, Zinß, Gefhoß, Dienft und andere Ber 

„chmwerdten” find veraltet, fie umfaffen aber ſaͤmmt— 

liche öffentliche und Privat: Abgaben. Der Beiſitz 

enthielt zwar früher eine größere Gewalt, wurde aber 
mehr und mehr auf die Regeln des Nießbrauchs 


gebracht. 
6.5 


Wenn der Ueberlebende die Güter nicht alfo im 
Stande erhält, folhe vielmehr in Verfall kommen 
läßt, oder fie veräußern, und fonft befchweren 
würde, fo foll er feine Leibzucht und Nußnießung daran 
vermwirft haben, und diejenigen Güter, welche auf folche 
Art beichwert oder vermahrloft worden, follen den Eigen: 
thumserben fofort verfallen feyn. 

$. 2. Mehrere Statuten enthalten ſolche Beſtim⸗ 

mungen. Vgl. Eichhorn, P. R. $. 311. Sames, a. 

a.D. $. 13. bemerkt, daß die Privation nicht fofort 

auf den ganzen Nießbrauch gezogen werben fünne, 

fondern nur auf diejenigen Güter, welche der Ueber: 
lebende in DBerfall fommen laffe, und befchwere. Er 
belegt diefen Sag durch andere Rechts, Analogieen. 


$. 6. 


Was aber die Güter betrifft, welche beide Ehe: 
gatten während ihrem Eheſtande mit einander ange: 
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ſchafft, erfauft und durch ihre Mühe, Arbeit und fleifige 
Haushaltung errungen und erworben haben, fo foll 
der Ueberlebende darin ebenfalls, fo lange er lebt, den 
volen Beiſitz haben, jedoch davon nichts gefährlicher 
Weiſe veräußern. 


$. 7. 


Geht er felbft mit Tode ab, fo follen bie ers 
tworbenen und errungenen Güter, fie mögen beweglich oder 
unbeweglich feyn, in zwei gleiche Theile getheilt mers 
den, und die eine Hälfte fol auf des Mannes, die ans 
dere Hälfte aber auf der Frauen nächte Anverwandte 
erblich fallen. 

Mir erfennen darin die volle Errungenfchafts : Ge 
meinfhaft, die dasjenige Vermoͤgen umfaßt, was 
die Ehegatten durch ihren beiderfeitigen Fleiß, 
und durch die gemeinfchaftliche Benutzung des 
zufammengebrachten Wermögens erwerben und ers 
fparen. Daß alfo bagjenige, mas einem von 
ihnen, ohne jened gemeinfchaftlihe Zufammenz; 
wirken, durh Schenkung, Erbfchaft ac. zufällt, 
nicht zur Errungenfchaft gehört, verſteht fich 
eben fo von felbft, als daß die Nußungen des jes 
er eigenthümlichen Vermögens in die Gemeinfchaft 
allen. 

Das Juſtizamt Atzbach bezeugt, daß auch bag zur 
Errungenfchaft gerechnet werde, was Einer der Ehes 
gatten durch ein befonderes Gewerbe allein vers 
diene, und bezieht fi) auf die vorhandenen Inven⸗ 
tarien und Erbtheilungen, in denen nie ein Unters 
fchied unter den mährend der Ehe erworbenen Ges 
genftänden fey gemacht, oder ein befonderer Antheil 
am Erwerb je auggefchieden worden. Ich glaube 
nun gern, daß der Fall bei einem Juſtizamt, das 
bloß Landberoohner begreift, höchft felten zur Sprache 
fommen wird; aber diefe bloße Negative bewirkt 
noc) feine DObfervanz, da der Fall eines befonderen 
Handels oder Gewerbes auf Seiten eines Ehegatten, 
deffen Verdienft nicht in die Communion fällt, doch 
allerdings vorfommen fann. Daß der Verf. dee 
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Landrechts einen ſolchen Fall nicht ausſchließen wollte, 
beweißt die Frankf. Reform. (V. Tit. 5. F. 2.), wo 
es heißt: 
„daß ſolche Guͤter, ſo zwei Eheleute in ſtehender 
„Ehe bei einander, es ſei durch ihr eins (doch 
„daß daſſelbe Ehegemaͤcht kein eignen ſondern 
„Handel führe) oder fie beide, mit ihrem muͤhſa⸗ 
„men Fleiß, guter treulicher Haushaltung, und fürs 
„fichtiger Gefchicklichfeit über dasjenige, fo fie bei: 
„derſeits zufammen gebracht haben, durdy den Se; 
„gen Gottes erobern, und an fich bringen, für ers 
„jeugte Güter follen verftanden und gehalten 
„werden”. 
Wie man das Princip mißverfiehen, und die Scheis 
delinie des gefonderten Erwerbs verfennen kann, fcheint 
mir eine Sentenz des ehemaligen Reich: Kammergerichte 
zu bemeifen, weiches im J. 1745 erfannte, daß dag, was 
der Mann durch feine Gelehrfamfeit und feine befonde: 
ren DBerdienfte erwerbe, nicht zur Communion gehöre, da 
die Solmfifhe Ordnung nur von acquisitis industria et 
opera utriusque conjugis handle (vd. Cramer, Neben» 
fiunden, Theil 24. ©. 40). Ich glaube, daß, wenn der 
Mann ein Gelehrter von Fach ift, und durch feine Ge; 
Ichrfamfeit Geld verdient, und die Frau ihm unterdeffen 
fein Hausmwefen treu und fleißig geführt bat, ein jeder 
von ihnen nad) feiner Pflicht und feinen Kräften für die 
ECommunion des Erwerbend und des Erfparens thätig 
geweſen ift. r 
Die Frage, „ob das, was mit dem Werthe eines 
inferirten Gegenftandes erworben ift, ein Sondergut 
bleibt, oder. der Errungenfchaft beisuzählen, und nur ale 
eine Verwendung in Diefe dem privativen Vermögen zu 
vergüten if’? entfcheidet unfer Gefeß nicht. Das Juſtiz⸗ 
amt Asbach bezeugt, daß zur Errungenfchaft auch die 
Güter gerechnet werden, welche mährend der Ehe von 
dem eingebrachten baaren Gelde des Einen Ehegatten, 
oder vom Erlöße verfaufter Güter oder Mobilien des 
Einen Gatten angefauft worden find, und daß bei ber 
Erbauseinandericgung nur das verwendete baare Geld, 
resp. der Erlös dem Eigenthümer voraus zugerechnet 
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werde. — Doaffelbe Juſtizamt bezeugt ferner, daß auch 
auf den Taufch diefe Grundfäge angewendet wurden, 
und zwar rückfichtlich der Mobilien ganz unbedenklich, fo 
daß alle durch Tauſch erworbene Mobilien, ohne Rück 
ficht auf die, neben dem vertaufchten einem oder dem 
andern Ehegatten privativ zugehörigen Object, ſtatt gehabte 
baare Daraufgabe, zur Errungenfchaft gezogen würden, 
der Werth des vertaufchten Gegenftandes aber dem 
Eigenthümer gut gefchrieben werde. Bei den immobilien 
wurde Died zwar auch, wenn die Erbtheilungen gütlic) 
vollgogen mürbden, ſtets beobachtet; es feyen jedoch gar 
feine Präjudicien vorhanden. — Neuerlic hat nun der 
Königliche Juſtiz- Senat zu Coblenz in dem Relevanz⸗ 
Hefcheid nom 25. Auguft 1826 in Sachen Schepp zu 
Niederkleen g. die Concursmaffe des Martin Schepp 
pto vindie, illatorum den Grundfaß ausgefprochen , daß 
nur dann das eingetaufchte Grundftüc an die Stelle des 
vertaufchten trete, wenn eine größere baare Zugabe als 
der Werth des Letzteren betrage, fen gegeben worden, und 
fomit der. Kauf prävalire. — Eine gegentheilige Anficht 
bat das Herz. Naffauifche Ober: Appellationggericht durd) 
Sentenz vom 8. Novb. 1823 ausgefprochen. ©. v. d. 
Nahmer, Samml. merfwürdiger Entfcheidungen. Sranff. 
1824. I. ©. 344. | 

Aus unferer fchwanfenden und ungewiſſen nur nad) 
tbeoretifchen Anfichten und fremden Autoritäten fich rich: 
tenden Praxis ift alfo Fein Prinzip zu bemeifen. Der 
Verf. des Gef. hat wohl die Abficht gehabt, die er in der 
Sranffurter Reformation a. a. D. $. 4. ausfpricht, wo 
er diejenigen Güter von der Errungenſchaft ausfchliegt: 

„to anftatt derfelben aufererbten Gütern (wenn die 

„verfauft und zu Geld gemacht) find erzeugt wor: 

„den.” | 

Es wäre zu wünfchen, daß das Particular: Necht 
hierüber eine fefte Norm annähme. Sch fchlage folgenden 
Zufaß: Paragraph, vor. 

„Diejenigen beweglichen oder unbeweglichen Güter, 
welche mit dem Werth eines vom einen oder atıs 
dern Ehegatten inferirten. Vermoͤgens-Stuͤckes, waͤh⸗ 
vend der Ehe, fei es durch den Verkauf oder Zaufch 
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deffelben, erworben worden, fallen nicht der Errun⸗ 
genfhaft zu, fondern gehören zum Eingebrachten 
und gefonderten DBermögen. Was aber aug der Er: 
rungenfchaft etwa für den größeren Werth des Ermorbe: 
nen zugelegt worden ift, muß bderfelben erfeßt und zuge 
rechnet werden. immer koͤmmt es aber zuvoͤrderſt auf 
die bei der Erwerbung ausgefprochene Abficht an, ob der 
Erwerb zum Beften der Errungenfchaft gereichen, oder 
blog die Verwendung aus dieſer al8 eine Forderung an 
dem gefonderten Vermögen fol angefehen werden”. 


$. 8. 


Die Erben des Derftorbenen haben dag Recht, 
gu ihrer Sicherheit vom Ueberlebenden die Errichtung 
eines Inventars über fämmtliche an fie gurückfallende 
bewegliche und unbemwegliche Wermögenstheile zu verlan: 
gen, damit man fünftig wiſſen möge, was zur Zeit des 
Todes des Erfiverftorbenen vorhanden war. Die Koften 
diefes Inventars tragen beide Theile. 

$. 4. des Solmſer 2. R. a. a. D. fagt: „ein Sin: 

„ventarium über die hinterfälligen liegenden, auch 

„alle fahrende und bewegliche Güter, fo zum bals 

„ben Theil auch hinterfällig.” 

Die neueren Bearbeiter des Solmfer Rechts über: 
geben diefen Sat mit Stilfchmeigen. 

©. Hertel, a. a. O. ©. 88. Wir müffen aber den 
Grund angeben, warum mir ihn mweglaffen. Allerdings 
fpricht daS Geſetz dem Ueberlebenden die Hälfte der Mos 
biliar:Berlaffenfchaft des Defuncti zu; aber e8 hat fich, 
mie oben $. 2. ausgeführt wurde, eine entgegengefeßte 
Dbfervanz gebildet, mwornach ber Ueberlebende feinen Ans 
theil mehr am Mobiliar: Nachlaß, fondern nur den Beis 


fig hat. 

Das Juſtizamt Atzbach bemerkt, daß der Leberles 
bende, auf Verlangen, auch Caution ſtelle müffe. Ich 
vermiffe aber den Beweis, welcher doch zu führen märe; 
denn da daß Gefet nur ein Inventar erfordert, fo kann 
die Eaution nicht noch hinzugefügt werden, welche aud) 
fonft nur aus befonderen Gründen gefordert wird. Ein 
entgegenfichendes Herfommen hat fid) wenigſtens in den 
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$.9. 


Ale Schulden, welche die Ehegatten in fichen» 
der Ehe mit einander gemacht haben, bilden die gemeine 
Schuld, und fie werden eben fo, mie die Errungens 
fchaft, -zwifchen beiden geiheilt. Der Ucberlebende zahlt 
Daher die Hälfte, und die Erben des Verftorbenen bie 
andere Hälfte derfelben. 

„Der $. 5. des Gef. lautet fo: ‚„Und bie weil das 

„Lestlebende nicht allein fein Lebenlang den Beifig 

„bei allen liegenden und fahrenden Gütern, fondern 

„auch den Eigenthbum aller beweglichen Güter und 

„fahrenden Habe zum halben Theil behält: fo ords 

„nen und wollen wir, daß es aud) dagegen alle 

„Schulden, fo in flehender Ehe die Eheleute miteins 

„ander gemacht haben, zu zwei Drittheilen, und die 

„Eigenthumserben des erft Verftorbenen den übrigen 

„dritten Theil bezahlen follen”. Dieſer Sag bat 

aber die praftifhe Bedeutung verloren, und der $. 

müfte daber, wie oben gefchehen, gefaßt werden. 

1) Hertel, a. a. D. ©. 88 bemerkt zu diefem $: 
„die Praxis ift hier ing Mittel getreten, und bat gang 
„eonfequenter Weife dem, in dem neueren Recht faft übers 
„al angenommenen, eben fo billigen als rechtlichen Grund» 
„faße, daß ein jeder, welcher aus der vorhandenen Ber; 
„mögens:Mafle etwas empfängt, nad) dem Umfange und 
„Derhältniffe diefes Empfangs auch an den darauf rubens. 
„den Laften Theil nehmen müffe, — aud) in den bier in 
„rede ſtehenden Landestheilen ſchon längft gehuldigt; 
„demgemäß dafelbft die während der Ehe gemachten 
„Schulden, eben fo wie das während derfelben erruns 
„gene Vermögen, zwiſchen dem überlebenden Ehegatten 
„und den Erben des Erftgeftorbenen gegenwärtig überall 
„zu zwei gleichen Theilen vertheilt werden.” 

Das Gefeß begeht jedoch Feine Inconſequenz, welche 
Theorie und Praxis zu verbefiern gehabt hätten, fondern 
es beſtimmt ganz Elar, daß der überlebende Ehegatte, weil 
ihm fo große Vortheile eingeräumt werden, auch fämmts 
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tiche ebeliche Schulden übernehmen fol. Derfelbe erhielt 
nicht nur die Hälfte der Errungenfchaft, fondern auch die 
Hälfte der eingebrachten Mobilien, und von allem übris 
gen Bermögen den Beifig. Daher repartirt der Geſetz⸗ 
geber die Schulden pro aequo et bono, fo mie er in 
der Frankf. Reformation deshalb, weil der Ueberlebende 
dag gefammte Mobiliar: Vermögen eigenthümlich erhielt, 
demfelben alle vor und mährend der Ehe gemachten 
Schulden zur Laft ſetzte. Da nun, wie $. 2. gezeigt, eim 
————— Gewohnheitsrecht dem Ueberlebenden die 
Hälfte des inferirten Mobiliar⸗Nachlaſſes entzogen hatte, 
fo modificirte ſich auch auf die nämliche Weife die Bes 
fimmung des $. 5., und man legte bemfelben nicht mebr 
2 der Schulden zur Laft, fondern halbirte fie eben fo, 
wie den Beftand der Errungenfchaft.e Ohne Bezugnahme 
auf die angeführte Gewohnheit, 10 im Sinne bdeffelben 
— erkannte im Jahr 1708 die Marburger Juri—⸗ 
en:Facultät, daß eine Ehefrau für die während der Ehe 
gemachten Schulden gänzlicy zu ftehen, nicht verbunden, 
fondern nur die Hälfte zu zahlen pflichtig fey.- Es thue 
nichtg, daß der leßtlebende Ehegatte das Eigenthum aller 
berveglichen Güter behalte, wenn feine Kinder vorhanden 
feyen, hiernächft aber alle Schulden, welche in ftehender 
Ehe gemacht worden, zu 3, und die Eigenthumserben zu 
+ bezahlen follten. Denn in dem Fall, daß ein Eoncurs 
entftche, erhalte das Eheweib weder den Beifig in den 
liegenden, noch das Eigenthbum der beweglichen Güter 
und fahrenden Habe zur Hälfte, fondern die Statuten 
Gebühr falle weg; daher auch die Verpflichtung, die 
Schulden zu 2 oder ganz zu bezahlen, ſowohl bei ber 
Frau, ald den Eigenthumderben, wenn dieſe nichts bekom⸗ 
men, aufhöre. Die Hälfte der Schulden müffe eine Frau 
aber um desmwillen bezahlen, und mit ihrem eingebrachten 
Gut bis zu deren Befriedigung zurück ſtehen, meil ber 
überlebende Ehegatte die Hälfte der Errungenfchaft er 
halte, und daher, fo wie er am Gewinn Antheil nehme, 
auch an dem Berluft und den Schulden. S. Hofmann, 
Handb. des deutfchen Eherechts S. 551. Scheer, Lehre 
v. d. ehelichen Sütergemeinfchaft II. S. 187, tadelt jene 
Entfcheidung, weil er meint, daß der Antheil an den Mos 
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bilien auch aus »der Gütergemeinfchaft herfomme, und 
fonft aufferdem dem uberlebenden Ehegatten dag Necht, 
zu verzichten, zu verordnen, nicht nothwendig geweſen 
wäre. Seine Anficht rührt daher, weil er die Mobilien 
für ſammteigenthuͤmlich hält. — Ein im Archiv zu 
Braunfels verwahrtes Atteft der Negierung vom 4. Novbr. 
1776 ſagt: „Einer bochanfehnlichen Commiffion haben 
wir die Ehre, auf das anher erlaffene Promermoria ohn⸗ 
zuverhalten, daß nach der Dbfervanz in biefigen Landen 
eine Frau, wofern fie ſich nicht erpreffe für Die ſaͤmmt⸗ 
liche in der Ehe contrabirte Schulden zu haften verbürget, 
ohne Unterfchied, ob fie Amts: oder Schriftfäffig, die 
Hälfte bderfelben übernehmen müffe.” 

Im Herzogthum Naffau ift die Sache gefeßlich res 
gulirt, durch die Verordnung vom 3. Sun. 1816 (Samml. 
U. ©. 71), welche dem 28. Titel der Solmfer Landesord⸗ 
nung im ganzen Umfang des Herzogthums gefeßliche 
Kraft beilegt. Diefelbe fagt $. 2.: 

„die Dispofition des 5. Paragraph wird nach Mafs 

„gabe eines auf höchften Special: Befehl erlaffenen 

„declaratorifchen Neffripts vom 11. Sept. 1773 das 

„bin modificirt, daß bei Finderlofen Ehen, der leßtles 

„bende Ehegatte nicht allein feine Lebenszeit hindurch 

„den Gebrauch und resp. Beifig von allen liegenden 

„und fahrenden Hab und Gütern, e8 mögen folche 

„von dem Erftverfiorbenen in die Ehe gebradht, und 

„auch fonft während der Ehe durch Erbfchaft, Ges 

„ſchenk u. f. mw. zum Eigenthum erhalten, oder darin 

„von beiden Eheleuten erworben worden feyn, fondern 

„auch daB Eigenthum aller in der Ehe errungenen, 

„ſowohl unbeweglichen als beweglichen Güter und 

„fabrender Habe, zum halben Theil behält. Die 

„während der Ehe von den Eheleuten mit einander 

„gemachten Schulden follen ebenfall8 zur gleichen 

„Hälfte getheilt werden, und alfo das Febtlebende 

„die Hälfte, fodann des Erfiverftorbenen Eigenthums⸗ 

„Erben die andere Hälfte übernehmen und bezahlen, 

„jedoch in der Mafe, daß das Lebtlebende nady 

„Maßgabe $. 2. des 28. Tit. der Solmfifchen 8. O. 

„wegen der von dem ganzen Vermögen ar 

„Nutz⸗ 
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Nutznießung die Intereſſen, nicht nur von ſaͤmmt⸗ 

„lichen in der Ehe gemachten, fondern auch von des 

„nen vom Erfiverfterbenden allein herruͤhrenden und 

. „in — Ehe gebrachten Schulden, bis an ſeinen Tod 
te ”„ s 


„en . | Bar 
Daß nad) diefen Grundfägen meift fchon in ben 
Theilen des Herzogthums Naffau verfahren wurde, be - 
weiſen unter andern die Zeugniffe des Juſtiz-Amtes AB, 
bady, wornach allzeit die gemeinfhaftlichen Schulden Se: 
dem zur Hälfte find zugetheilt, und niemahls die Beftims 
mung des Gefeßes, wonach bei finderlofer Ehe der Leber: 
kbende 2 der Schulden zu tragen bat, ift angewendet 
worden. Zum Bemweife bezieht ſich daffelbe auf fänmts 
ihe vorhandene Sjnventarien und Theilungs + Berhandluns 
gen, führt namentlidy zehn Beiſpiele aus dlteren Akten an, 
mad folgert die Richtigkeit auch aus der Landjchreiberei; 
Suftruction, wornach die in der Ehe entftandenen Schuls 
den vom dem Werth de Acqueftes zuvor. abgezogen wer: 
den follten, und woraus fit) vom felbft. ergebe, daß jeder 
Theil die Hälfte derfelben trage. Dagegen bemerft dag 
Zeugniß, daß fein Fall befannt fey, daß je ein jenem Sat 
zutpider - laufender Anfpruch vorgebracht worden. wäre, 
weshalb auch, da. nie ein Rechtsſtreit über dieſe Grund: 
füge entitanden, fein desfallſiges Erkenntniß angeführt 
werben fünne. | 
2) Die Frage, was für Schulden zu denen zu rech: 
nen, „welche Die Ehegatten in ſtehender Ehe mit 
einander machen”? hat ſtets zu vielen Zweifeln und 
Eontroverfen Veranlaffung gegeben, und befonders wirk— 
ten bierbei die irrigen Anfichten über die Lehre der che: 
lichen Guͤtergemeinſchaft ein. | 
a) In den Naffauifchen Ländern, - wo unfer Sta: 
tut gilt, ſchwankt die Frage, zu welchen in der Ehe 
gemachten Schulden die Ehefrau concurriren müffe, 
und wer den Beweis zu führen habe, ob eine Schuld 
wirklich zum Nugen der ehelichen Gemeinfchaft ge: . 
reihe, bin und ber. Durch Genten vom 17. 
April 1822 erkannte das Herz. Hofgericht, daß bie 
Ehefrau an den von ihrem Ehemann contrahirten 
Schulden Theil zu nehmen nicht verbunden fey, 
1836, 9.93. ‚ B 


18 


wenn nicht versio in rem, intercessio legalis nad): 
geriefen werde; und durch Urtheil vom 16. Dec. 
1822 entfchied das Appellationg: Gericht in derfelben 
Sache, daß die Klägerin die von ihrem verlebten 
Ehemann, auch ohne ihre Mitwirkung und befondere 
Einwilligung, contrahirten Schulden, des Verzichtes 
auf den ehelichen Acqueft ungeachtet, zur Hälfte aus 
ihren Illaten allerdings zu bezahlen habe. — Daf: 
felbe Appellationg ; Gericht entfchied auch durch Ur: 
theil vom 8. Novb. 1823 über die Frage, ob ein 
dem Wittwer zur Laft fallender, während der Ehe 
entftandener Rechnungs⸗-Rezeß, für eine Ehefchuld zu 
halten fey, und wer den Beweis zu führen habe, 
daß eine Schuld nicht zum Ehenutzen gereichte, da: 
bin, daß der Paſſiv-Rezeß, in fo fern nicht von der 
Gegenfeite feiner Zeit nachgemwiefen werden fünne, 
daß derfelbe zu anderen als ehelichen Zwecken ver; 
wendet worden, für eine Ehejchuld zu achten fey. 
Auch bier hatte das Hofgericht durch Sentenz vom 
22. Dct. 1822 erfannt, daß der. Wittwer den aus 
feinee Dienfiverwaltung herrührenden Paſſiv⸗Rezeß 
allein zu tragen, und die Errungenfchaft hiezu beizu- 


. tragen nicht ſchuldig fey. a v.d. Nahmer, Merkw. 


Entfcheid. I. ©. 41 und 


b) Was bei den Naffauifchen Untergerichten fih für 


eine Praris gebildet hatte, weiß ich nicht. Wahr: 
fcheinlich mußten die Bauern ſich jedegmahl den theo— 
retifchen Anfichten des Juſtizamtes fügen. Atzbach 
befcheinigt, daß fein Fall befannt fey, daß bei einer 
Abtheilung Schulden, welche während der Ehe ent: 
ftanden feyen, einem der beiden Ehegatten allein zus 
gewieſen worden mären. 


e) Ja der Solmfer Sraffchaften bat man auch theils 


nach theoretifchen Anfichten, theilß nach durchgreifen» 
den Maßregeln, verfahren. Der fonft achtbare Lau: 
terbach, mit feiner Societätd: Lehre, fcheint lange 
Zeit das Drafel gewefen zu feyn, und Sames, in 
feiner oft angeführten Abhandlung, folgt ihm ganz. 
Nach ihm müffen e8 freilich Schulden feyn, welche 
die Eheleute miteinander gemacht haben, oder Einer 
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dem Andern hat machen helfen. Da fie nun aber 

nicht immer beifammen feyn können, und dem Ehe: 

mann die vorzügliche Verwaltung zuſteht, fo ift die 

Frage, weldye Schulden debita socialia feyen, dar: 

nach zu unterfchen, ob consensus expressus, tacitus 

oder praesumtus vorhanden ift, oder ob jede Diefer 

Arten von Einwilligung gänzlich fehlt. 19 — 24.) 

Am $. 25. wird audy der Frau noch die admini- 

stratio domestica refervirt. „Wenn nun felbige- in 

„Anfehung dieſer ihr zufommenden Berwaltung 

„Schulden macht, und fid) dabei in den Schranfen, 

„welche ihr von ihrem Ehemann, oder in dem Ehefon; 

„traft, angemwiefen worden, gehalten, fo-ift an dee 

„Mannes Verbindlichkeit, dieſe Schulden pro ‚parte 

„dimidia abzutilgen, nicht zu zweifeln.” 

d) Um dem Gefeg einigermaßen einen fefteren Haltpunft 
zu geben, und das ſachgemaͤße Prinzip, welches in 
den fpeciellen Fällen die. Aumendung erleichtern wird, 
anzudeuten, fchlage ich vor, folgenden -- 

Zufag:Paragrapbı einzufchalten: 

Für eheliche Schulden find zu rechnen, alle die, wel: 
che beide Ehegatten gemeinfhaftlich, unter mechfelfeitiger 
Einwilligung, oder auch einfeitig, jebocd im Kreis ihrer 
DBefugniffe, zum Zwed und DBeften der ehelichen Gemein: 
fchaft und des gemeinfamen Hausweſens oder ihres 
Gewerbes contrahiren. ' 


$. 10. — 


Sind aus der durch den Tod getrennten Ehe 
Kinder vorhanden, fo ſollen dieſe die liegenden Guͤ— 
ter, fo wie die fahrende Habe des Verfiorbenen, zu voͤlli— 
gem Eigenthum baden, jedoch fol dem leberlebenden der 
Beifig in beiderlei Gütern. auf Lebengzeit „vorbehalten 
bleiben. | | | 

8.11. — 

Der Ueberlebende iſt dagegen verpflichtet, bie Er, 
jiebung der Kinder zu übernehmen, und fie in 
allen Bedürfniffen zu verfehen, auch. bie. in der Ehe 
gemachten Schulden zu zwei u zu fragen. 


20 


8. 12. 


Wuͤrde fich jedoch der Weberlebende durch - biefe 
Schulden für befchwert erachten, fo fol er dag 
Mecht haben, auf den Beifiß zu verzichten, und dar; 
über dem Gericht bitinen einem Monat oder längfteng 
ſechs Wochen Anzeige zu machen. In dieſem Fall ift er 
nur die Hälfte:der ehelichen Schulden zu bezahlen fchuls 
dig; alle übrigen. müffen Diejenigen tragen, denen als 
Erben des Verftorbenen das Eigenthum des Vermoͤgens 
u allt. J 
wuf Dieſe Stellen: find mit Modifikationen aus den 66. 

6. und 7. des Solmſer Landrechts entlehnt, und ſie 
lauten ſorꝛ A 

‚F. 6: Wären aber eheliche Kinder, fo die beiden 
„Eheleute mit einander gezeuget hätten, vorhanden, 
„alsdann follen denfelben die liegende wäterliche oder 
„mötterliche Güter zum. Eigenthum gänzlicy, und die 
„fahrende Habe zum: halben Theil aud 
„eigentbümlich, und der andere halbe Theil dem Lets 
„lebenden anererbet und ‚verfallen feyn; doc dem 
„Legtlebenden ‚feinen Beifäß an beiden ſolchen Gütern 

„fein Lebenlang vorbehaltenz,. Dagegen. er: audy die 

„Kinder zur Gottesfurcht auferziehen, und mit aller 
„Nothdurft verfehen, auch die Schulden, fo in ſtehen⸗ 
„der Ehe gemacht, für voll bezahlen fol.” 

„F. 7. Doc foll dem Leglebenden frei und bevor: 
„ftehen, da es die Schulden zu bezahlen fich befchwes 
„ret befunde, daß er auf den Beifäß und die Hälfte 
„der fahrenden Habe verziehen möge. Welche aber 
„für Schultheis und Schöffen gerichtlich, auch in 
„Monatsfriſt, oder zum längften 6 Wochen geſchehen 
„fol; aledann ift der Legtlebende an den Schulden 
„weiter nicht, dann den halben Theil an denen, fo 
„er machen helfen, zu bezahlen ſchuldig. Die übri« 
a Schulden aber follen die Eigenthumserben bes 
„zablen.” | u. | 

Es ift wohl nicht zu bezweifeln, daß bie Errun⸗ 
genfchafts: Gemeinfchaft audy Hier, eben fo mie bei 
der unbeerbten Ehe, fupponirt wird. Schon Sche 
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rer fagt a. a. D. $. 188.:” „Diefe Stelle gedenkt 
„jwar der Errungenfhaft nicht; weil aber in ber 
„eurz vorhergehenden wegen finderlofer Ehe deren 
„Aötheilung zur Hälfte verordnet ift, fo iſt dieſes 
„auch auf Ehen, die mit Kindern begabt find, aus: 
„zulegen.” Im übrigen find beide Stellen vag und 
unvollftändig, und haben zu mancherlei Misverftänd» 
niffen und Ummandlungen Anlaß gegeben. Wenig 
bat aber eine ausgebildete Praxis, oder eine meile 
Gefeßgebung, oder die Autorität höherer Gerichtshöfe 

die Sache zu reguliren vermocht. Da man nun 
4) die neuften Bearbeiter eines wiflenfchaftlichen 
oder praftifchen Gegenftandes immer zunaͤchſt zu Rathe 
giebt, indem man erwarten darf, daß fie hiftorifch = Eritifch 
gearbeitet, und das Nefultat der bisherigen Forſchungen 
und Erfahrungen vorjichtig zufammen gefaßt haben, fo 
wenden wir ung hier zunaͤchſt zu Hertels Werke über die 
Rechts, und Gerichts: Verfaffung der oftrheinifchen Lan- 
destheile, der nicht nur Schriftfieller, fondern als us 
fligs und Landgerichtsratd auch Mitglied des Oberge⸗ 
richts Diefer Provinz war. Derfelbe erzählt zuvoͤrderſt 
3 29. S. 90, wie er in neueren Abdrücen des Solmfer 
andrechte8 gelefen, daß nad) 8. 6. den Kindern „väter: 
lihe und mütterlihe Güter” als Eigenthum vers 
fallen follten, und wie das ihn bewogen habe, in der 
erfien Ausgabe feines Werks anzunehmen, daß mit dem 
Abfterben eines der Ehegatten den aus der Ehe vorhan⸗ 
denen Kindern das unbemwegliche Gut ihrer beiderfeitigen 
Eltern nach den Grundfägen des älteren firengen Ver⸗ 
fangenfchaftsrechts fofort verfangen ſey. Nach 
vielen muͤhſamen Nacforfhungen hat er endlich heraus: 
gebracht, daß in den älteren Ausgaben des Geſetzes zu 
iefen ift: „vaͤterliche oder mütterlihe Güter”, daß Diefe 
Lesart auch in der Praxis angenommen, folglich der 
Stelle ein ganz anderer Sinn beizumeflen fey. — Diele 
Mühmalrungen waren fürwahr nicht nöthig, denn es bat 
Niemand geztveifelt, daB wenn das Wörtchen 
„und” nicht etwa ein Druckfehler fey, man doch das 
„refpectinde” fich dabei in Gedanken binzuzufegen babe. 
Daher ift das „und” fogar in dem neuen Abdruck im 
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ber Naffanifchen Gefeßfammlung (I. S. 47) ganz arglos 
fiehen geblieben. — Die Nechtslehrer haben nie an der 
richtigen Lesart oder an dem wahren Sinn des Geſetzes 
gezweifelt. S. Hofmann, a. a. O. $. 222., Scherer, 
§. 188., Eichhorn, $. 311. 

Sodann erklärt Hertel, das Gefeß fey unbeſtimmt 
und unvollftändig, weshalb die Praris ihm zu Huülfe ges 
fommen fey, und die Sache dahin firirt habe, daß 

a) das beiderfeitige beigebrachte Vermögen, es fey bes 
weglich oder unbemweglich, zwifchen dem überlebenden 

Gatten und den vorhandenen Kindern bier eben fo 

ausgefchieden werde, wie e8 bei der unbeerbten Ehe 


geichebe; 

b) daß e8 demzufolge eben fo auch mit den beiderfeitg 
beigebrahhten Schulden, worüber fih das 
Statut abermahls nicht beſtimmt auggefprochen 
babe, gehalten werde; 

e) daß auch die während der Ehe gemadten 
Schulden, tegen der anzunehmenden Errungens 
ſchafts⸗Gemeinſchaft, zwifchen den beiderfeitigen Ab» 
theilern auf die Hälfte vertheilt werden. 

Wenn das Alles ift, fo begreifen wir nicht, wie man 
der Praxis nachfagen kann, fie habe das Gefeß vervolls 
ftändigt und erklärt, da fie alsdann nur geradesu das 
Entgegengefeßte angenommen bat von dem, was das Ges 
feß mit klaren Worten disponirt. Der $. 6. giebt ja 
dem Leberlebenden, neben dem Beifig, die Hälfte der 
fahrenden Habe, und es ift oben ($. 2.) gezeigt worden, 
wie fi eine entgegengefeßte Gewohnheit gebildet bat. 
Hertel motivirt feinen erften Sag in der Note e fo: dag 
Gefeß rede blos von den während ber Ehe gemachten 
Schulden, und überlaffe Damit eo ipso die von den Ehe: 
gatten beigebracdhten Schulden auch hier wieder demjenis 
gen Theil, der folche beigebracht habe. Es müfle daher 
billiger und Eonfequenter Weife angenommen werden, daß 
das Gefeß eben fo auch von dem beigebrackhten Ber: 
mögen jedem Ehegatten fein Theil habe überlaffen wols 
len. Mit nichten; aber wegen der DVortheile, die dem 
Ueberlebenden gegeben werden, foll er die ganzen Schul; 
ben zahlen; und den Satz, daß die während der Ehe ges 
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machten Schulden in zwei Hälften getheilt werben, kann 
man mohl, bei dem bemiefenen erftien Sat eines entge⸗ 
genftehenden Gewohnheitsrechts, als Fonfequente Modifi⸗ 
fation folgern, nicht aber dem Gefeß felbft und der bef; 
fernden Praxis unterfchieben. Was fol dag leere Wort 

axis? Sie muß bewiefen werden, durch Präjudicien, 

eugniffe und Autoritäten befräftigt feyn. — Verfaſſer 
diftinguirt nicht einmahl zwiſchen den verfchiedenen Terris 
torien, wo Solmfer Recht gilt, und fich verfchiedenartig 
ausgebildet haben kann. Zwar erwähnt er (S. 93, Note 
e.) eine Eolmfifhe (Braunfelfiihe?) Special: Verordnung 
vom J. 1758, weiche mit feinem Sat nicht ganz über: 
einfimmend ſey. „Da fie indeffen nicht gebietend, 
„fondern nur disponirend verfügt, fo konnte derfelben: 
„durch die ihr entgegenftchende, zum Theil abweichende 
„Gewohnheit, gar wohl derogirt. werden.” Hier. fehlt 
wieder der Beweis der entgegengefeßten Gewohnheit, und 
ob die Verordnung nicht in ihrer Form völlig mit Ges 
ſetzeskraft ausgeſtellt if, wird fi), fo wie ihr Inhalt, 
weiter unten zeigen. 

Die Beflimmung tvegen des Verzichts giebt Her 
tel (S. 95) wörtli aus dem $. 7. des Geſetzes, ohne 
zu bedenfen, daß fie auf fein angenommenes Syitem der 
Praris gar nicht mehr paßt, und völlig hohl dafteht. 
Denn wenn das Gefeg dem Weberlcebenden neben dem 
Beifig die halbe fahrende Habe zufpricht, und dafür den⸗ 
ſelben alle Schulden, im Fall des Verzichts auf jene 
Vortheile aber nur die Hälfte der ehelichen Schulden: 
zahlen läßt, der Berf. Dagegen voraus fchon dem Ueber: 
lebenden nicht8 weiter zutheilt, als die Hälfte der che- 
lichen Schulden, indem er von der Theilung der einge: 
brachten fahrenden Habe des Verftorbenen abftrahirt, den 
Beiſitz aber als Motiv übergeht, fo möchten wir doc) 
wiffen, worauf der Berzicht fol gerichtet werden, und 
was derſelbe noch für rechtliche Folgen hervorbringen 
taun? Daß aber ein Berzicht auf die Errungenfchaft 
niche von ben Ehefchulden befreit, deutet ja das Gefeß 
nur zu klar an. | 

Der Berf. will auch dem Weberlebenden - bei unbes 
erbter Ehe, der allzeit nichts zu leiften hat, als die 
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Hälfte der ehelichen Schulden, biefelbe Wohlthat zuwen⸗ 
den, blog aus Konfequenz. Dagegen Darf nad, feiner 
Anficht die Beftimmung, „obwohl fie allgemein redet, vers 
„nünftiger Weife nicht auch auf den Mann, als auf 
„welchen der Grund bes Gefeges durchaus nicht paßt, 
„bezogen werden.” Er bezieht fih auf fein Drafel, den 
Scherer. Diefer hält aber blos die Wechfelfeitigkeit des 
Rechts, hinſichtlich des Mannes, gewoͤhnlich für übers 
fluͤſſg, und ſagt dagegen, II. ©. 212, ausdruͤcklich: 
„Uebrigens verſteht ſich's von ſelbſt, daß dasjenige, was 
„in Geſetzen dieſerhalben klar und beſtimmt verordnet iſt, 
„auch puͤnktlich beobachtet werben müfle;” und giebt 
dann unter den Gefegen, welche das Recht, zu verzichten, 
fowohl der Wittwe, als dem Wittwer verleihen, naments 
lid) unferen $. des Solmſer Landrechtes. — Go weit 
von der Hermeneutif Hertels! 
j ie Wenn über die wirkliche Abſicht unferes Geſetzes, 
namii 
a) bei beerter Ehe dem Ueberlebenden den Beifiß, bie 
Hälfte der fahrenden Habe, die Hälfte der Erruns 
genfchaft und fämmtliche Ehefchulden zuzufprechen; 
b) ibm dag Recht zu geben, auf den Beifig und bie 
Hälfte der eingebrachten fahrenden Habe des Ber: 
ftorbenen zu verzichten, und dann nur die Hälfte der 
gemeinen Schuld zu übernehmen, 
ein Bedenken obmalten fönnte, fo würde es ſich fchon 
durch eine Vergleihung der Frankfurter Reformation bes 
‚ben laffen (IM, Tit. 7, $. 3 3, 4 11.). Hienach muß 
der Weberlebende alle vor und nad) der Ehe gemachten 
Schulden übernehmen, wogegen ihm auch, neben dem 
Beiſitz, die ganze oder resp. halbe fahrende Habe zufaͤllt. 
Fuͤhlt er fi) dadurch befchwert, fo kann er auf die fahs 
rende Habe und den Beifig verzichten, und er bat dann 
nur Theil an den Obligationen und Schuldenverfchreis 
bungen, die ihn mit betreffen; aber von des Verftorbenen 
wegen ift er nichts zu zahlen ſchuldig. Wil er nur auf 
den Beifig oder auf die fahrende Habe verzichten, fo 
sablt er des Werftorbenen Schulden pro rata. — Der 
Verzicht und die Separation haben aber blog bei foldhen 
Ehegatten Statt, die gar feinen Kaufhandel, Handthie— 
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rung, noch andere Gewerbe, als offene Wirtbfchaft, Hers 
bergen und Weinfchencden, treiben, damit die Gläubiger 
nicht betrogen werden fönnen. ragen wir, warum 
— bei Abfaſſung des Solmſer Statuts, nur im 
all der beerbten Ehe dem Ueberlebenden, gegen die zuge⸗ 
billigten Vortheile, alle Schulden uͤbertraͤgt, und den 
Nachtheilen durch eine Verzichts-Geſtattung vorbeugt, fo 
möchte ihn vielleicht die Erinnerung an eine communio 
prorogata mit den Kindern, an das hieraus fließende ins 
nigere Verhaͤltniß zwifchen beiden Theilen, und die größe 
ren Mechte des überlebenden parens, der mit feinen Kin: 
dern - concurrirt, bewogen haben. Zwar ift ein folches 
fortgeſetztes Verhaͤltniß nicht ausgefprochen, wohl aber 
die Analogie deſſelben angedeutet, die auch, ſo lange keine 
Auseinanderſetzung und Theilung erfolgt, ſich nothwendig 
in der Wirklichkeit zeigen muß. Ganz recht ſagt daher 
Eichhorn, P. R. $. 311.: „Wo Kinder mit dem Ueber⸗ 
„ebenden concurriren, hat der Beiſitz mit der fortgeſetzten 
„ehelichen Sütergemeinfchaft gleichen Urfprung, und große 
„Achnlichkeit.” — Das Juſtizamt Asbach) nimmt geras 
eine fortgefeßte Gütergemeinfchaft an, und hält die 
brend berfelben vom leberlebenden gemachten Schul⸗ 
den für gemeinfchaftlih. Es bemerft in feinem offiziellen 
Dericht, daß nad) den vorliegenden Auseinanderfegungss 
Akten erft bei Eingehung einer weiteren Ehe ein Inventar 
errichtet, und nur der vorhandene VBermögensbeftand dems 
felben zum Grunde gelegt werde. Dagegen wäre aber zu 
bemerken, daß im ganzen Naſſauiſchen Lande ein entges 
gengefeßter Gerichtsgebrauch beflehe, und daß mit dem 
Tode des Einen Ehegatten die Gütergemeinfhaft aufhöre, 
indem der Ueberlebende nur den Uſusfruct behalte, wie 
von der Nahmer a. a. D. ©. 337 u. f. aus übereinftims 
menden Erfenntniffen des Naſſauiſchen Hof» und Appel 
lations⸗Gerichts ermiefen habe. 

3) Unterfuchen wir nun Die Frage, wie fich bie 
Praxis in unferen Grafichaften hinfichtlicy jener Paragra⸗ 
phen geftellt bat, fo dürfen wir wohl zuvoͤrderſt annch» 
men; daß, was Sameg, in der allegirten Abhandlung, 
in den fichziger jahren fchrieb, die damalige Lage ber 
Sache und die Anficht feiner Zeit war. Nach ihm be 
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ftätigt e8 zuvorderſt ber $. 7., daß die Hälfte ber Mobis 
lien zur portio statutaria gehört, indem der Legtlebende; 
wenn er ſich dadurch, daß er alle in ftebender Ehe ges 
machten Schulden bezahlen fol, beſchwert erachten würde, 
auf den Ufusfruct und die Hälfte der fahrenden Habe 
verzichten Fönne, dann aber nicht mehr als die Hälfte 
der Eheſchulden zu zahlen haben. Unter der fahrenden 
Habe, worauf er verzichte, werde Feineswegs die Hälfte 
der Errungenfchaft, welche ihm ex jure communionis 
zuftehe, verftanden, und der Grund, weshalb er alle 
Schulden zahlen folle, beruhe nur darauf, daß er als 
Miterbe betrachtet werde; weder der Ufusfruct noch die 
Beſitznahme der halben Errungenfhaft fönnten ihn dazu 
verpflichten. Die Hälfte der fahrenden Habe, welche das 
Geſetz dem Ueberlebenden zufpreche, beftehe alfo in dem 
balben Theil der fämmtlichen Mobiliar: Berlaffenfchaft des 
Defuncti. Werfaffer bezeugt jedoch ©. 9: „Nach ber 
„dermaligen und von unvordenflichen Zeiten ber üblichen 
„Praxi befommt der Ießtlebende Ehegatte, außer dem Bey⸗ 
„ſaß, nicht mehr als die Hälfte der in ftehender Ehe ers 
„worbenen beweg⸗ und unbemeglichen Güter, und fann, 
„wenn auch der Verſtorbene an Kapitalien und anderen 
„Mobilien die beträchtlichfie Summe eingebracht hätte, 
„auf diefe gar feinen Anfpruch machen, weldyeg der com- 
„munioni bonorum particulari viel angemeffener ift.” 
Mir entnehmen hieraus, daß es eigentlich die theoretifche 
Anſicht der Juriſten war, welche das neue Gewohnheits— 
recht durchfegten. Aber allerdings fagt 1. 35. D. de le- 
gibus: Ea, quae longa consuetudine comprobata sunt 
ac per annos plurimos observata, velut tacita prinei- 
pis et civium conventio non minus, quam ea, quae 
scripta sunt jura, servantur. — Nun war freilid) dag 
Gefeß, welches dem Ueberlebenden ale Schulden zufchrich, 
mit der neuen Obſervanz, wornach er als portio statut. 
nur den Beifiß behielt, nicht mehr in confequentem Zus 
fammenhang, denn der Verzicht fonnte-nur noch auf den 
Beifig, als alleinigen dem Ueberlebenden bleibenden Vor—⸗ 
theil gerichtet werden (Bol. Sames, $. 16.). Es fehlte 
aber nicht, daß diefem die Alternative, für die Zahlung 
fammtlicher Schulden zu forgen, oder auf den Beiſitz zu 
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verzichten, oft Hart fiel. Sames fagt $. 17.:: „Nachdem 
„aber der den Letztlebenden zugebilligte Ufusfructus mit 
„dem Tode deffelben ein Ende nimmt, und mithin viel: 
„malen von feiner langen Dauer ift, die in der Ehe ges 
„machten Schulden auch manchmalen eine fo beträchtliche 
„Summe ausmachen, daß dem Leptlebenden felbige von 
„den Einkünften abzulegen, bei den SKinderersiehungss 
„Koften ſchwer, wo nicht unmoͤglich fällt, fo ift folches 
„per edietum vom 18. Dec. 1735 in den fürftl. Solms 
„ichen Landen abgeändert, und des Lebtlebenden Ver⸗ 
„bindlicykeit, alle Schulden zu bezahlen, in Gemäßheit der 
„HDananifhen Land» und Gerihtd-Drdnung 
„auf diejenigen Ehefchulden, worüber feine brieflichen Urs _ 
„funden ausgeftellt, eingefchränft worden.” — Died Ges 
feß fonnte nicht genügen, und es fehle ihm an allem 
nachhaltendem Prinzip, da auch verbriefte Schulden wahre 
Gemeinfchuiden ſeyn fonnten, und die Ausftellung von 
Urfunden oft nur was Zufälligeds war, hier aber doch 
zur mefentlichen Entſcheidung dienen folte. Wir finden 
auch bald, daß es nicht beobachtet worden ift, denn in 
einer in Partheifachen erlaffenen Regierungs: Entfcheidung 
vom 6. März 1750 heißt ed: „Ob zwar in der Solms 
„fer Landesordnung, II. Tit. 28, $. 5. dem letzten lebens 
„den Ehegatten zwei drittheil Schulden zu bezahlen ins 
„jungirt wird, fo redet jedoch diefer locus nur de casu, 
„mo feine ebeliche Kinder vorhanden; wenn aber dieſe 
„vorhanden find, und von den Eltern mit vieler Mühe 
„und Koften erzogen, aud) zur Zeit ihrer Verheirathung 
„gebührlich ausgeftattet worden, fo ift e8 bier im Lande 
„je und allwege alfo gehalten und darauf geſprochen 
„worden, daß, gleihwie der acquaestus conjugalis in 
„gleiche Theile, alfo audy die Schulden, fo durante ma- 
„trimonio contrahirt worden, auf diefen Fuß jedem Theil 
„zur Hälfte zugetheilt und gefchrieben worden.” Hiernach 
wäre alfo eine Theilung des Acqueſts und der Ehefchul: 
den in zwei Hälften die durchgreifende Regel geworden, 
mit der es aber nicht ganz feine Nichtigkeit haben mochte, 
indem aud) Sames nichts davon zu wiffen fcheint. Die 
Regierung felbft befennt im Jahr 1788, daß die vermeinte 
Obſervanz keineswegs unbeftritten fey, und es legte ſich 


28 


abermahls die Gefeßgebung ing Mittel, welche nachſtehende 
Verordnung erließ: 
Wir Wilhelm Fürft gu Solms, Graf gu Braun 
fels ıc. fügen biemit zu wiſſen, was maßen Wir 
wahrgenommen, daß bisher verfchiedene befchwerliche 
Nechtfertigungen über die Frage entftanden: 
in wie weit der leßtlebende Ehegatte, wofern Kin; 
der aus ber Ehe vorhanden, ſchuldig fey, bie 
während der Ehe von Einem oder beiten Eheleuten 
contrabirten Schulden zu übernehmen, 
und daß in Entfcheidung diefer Frage eine nicht gang 
gleichförmige Obfervanz obgemaltet. Da nun ſowohl 
die hierher einfchlagende Verordnung des Solmfifchen 
Landrechts P. II. Tit. 28. $. 6, 7, als auch die der; 
felben twiderfprechende Obſervanzen Unfern Beifall 
nicht gefunden, übrigens die Sache von der Wichs 
tigkeit gefchienen, die bisherigen Gefege und Obſer⸗ 
vanz in den hier einfchlagenden Punkten zu erläutern, 
und feftzufeßen, was hierin ald ein unabänderliches 
Gefeß gelten, und bei weiteren Vorfällen genau bes 
obachtet werden folle, fo fegen und ordnen Wir dems 
nach hiermit: 

1) daß wenn Güter vorhanden, fo beide Eheleute 
mit einander erzeugt, erkauft oder fonft erworben haben, 
kurz wenn eine ebeliche Errungenfchaft vorhanden, daß 
alsdann von bderfelben allein alle während der Ehe con: 
trabirte Paffiv: Schulden abgegogen werden follen, wenn aber 

2) feine Errungenfhaft vorhanden, fo wollen Wir, 
daß die Schulden aus dem eigenen eingebrachten Vers 
mögen beiderfeitiger Eheleute (d. i. ſowohl des Erſtverſtor⸗ 
benen als des Legtlebenden) abgetragen werden follen, two: 
bei ‚jedoch zu beobachten, daß 

a) wenn der Legtlebende auf feine ihm vermöge ber 

Solmf. 2. O. 11. Tit. 28. $. 6. zufommende por- 

tionem statutariam Verzicht thun will, derfelbe nur 
die Hälfte der während der Ehe gemachten Schul⸗ 
den bezahlen fol; hingegen 

b) wenn der Legtlebende gedachte port. stat. annehmen 
will, derfelbe zwei Drittheile ſaͤmmtlicher Schuls 
den übernehmen muß; 
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Nach welcher Proportion auch der Ueberreft derjenigen 
Schulden zu bezahlen ift, welche noch übrig bleiben, 
wenn zwar Errungenfchaft vorhanden geweſen, diefelbe 
aber zur Tilgung der Schulden nicht hinreichend mar. 

Uebrigens ift auch noch Unfer Wille, daß jederzeit 
darauf Rückficyt genommen werde, ob fogenannte Klits 
terichulden, d. i. unverbriefte Schulden von dem erſt⸗ 
verfiorbenen Ehegatten, ohne Wiffen des Legtlebenden, 
gemacht worden? denn in ſolchem Fall fol der letztlebende 
Ehegatte an felbigen nichts zu bezahlen haben; es fey 
denn, daß folche Schulden mit zum Beften des Legtlebens 
ben contrahirt worden. Wie denn auch, wenn der ketzt⸗ 
lebende dergleichen Schulden gemacht, nichts von dem 
eigenen Bermögen be Erftverftorbenen dazu verwendet 
werden fol. Welche Unſere wohlgemeinte Verordnung 
fünftigbin in judicando jederzeit genau befolgt werden 
fol. Gegeben in unferer Refidenz Braunfels, den 31. 


Jänner 1788, | 
Ä Wilhelm F. 3. Solms. 

Was den Inhalt diefer Verordnung betrifft, fo vers 
fiebt es ſich von felbft, daß die Ehe: Schulden - zubörderft 
von der Errungenfchaft abgezogen werden. Das Gefeß 
ſchweigt aber darüber, ob e8 unter der im $. 6. des Land» 
rechts (Tit. 28.) feſtgeſetzten portio statutaria blog. den 
Beifiß, oder auch die Hälfte des beigebrachten Mobiliar: 
Vermögens verficht. Da jedoh Sames unummunden 
in feiner gedruckten Abhandlung bezeugt hatte, daß dag 
Mobiliar: Vermögen nicht mehr dazu gerechnet werde, fo 
müffen wir um fo mebr hier voraugfegen, daß unfer Lan⸗ 
desgefes nur den Beifig im Auge hatte, als zu vermu: 
then ficht, daB es deshalb die Zahlung ſaͤmmtlicher 
Schulden nur auf zwei Drittheile, im Fall des Verzichts, 
berabfeßte. Ä 

Was am Schluß von ben Klitterfchulden, bie 
unverdrieft und ohne Wiſſen des Leutlebenden gemacht 
worden, gefagt wird, fo reducirt fich daffelbe, da natürlich 
nur gemeine Schuld zur Theilung kommt, auf die Frage, 
was als ſolche zu betrachten ift, und die Verordnung 
felbft giebt Hier keine firenge Norm, welche in das Pro; 
vinzialrecht aufgenommen werden mußte, befonders da 
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auch die Bezeichnung der Schulden imrichtig iſt; denn 
„Klitterfehulden” ift Fein technifcher Ausdruck, und dag 
Volk verſteht darunter ganz etwas anderes, als den Ge: 
genfaß. von, verbrieften Schulden. In Niederdeutfchland 
fagt man Klapperfchulden, für folche in täglicher Führung 
ber Hauswirthichaft fliehen gebliebene Kleine Poften, mels 
he eigentlich nicht als Schulden contrahirt werden 
ollten. Leere 
' Wenn nun das Gemohnheitsrecht, dem Landrecht ent; 
gegen, das Mobiliar-Bermögen von der Gütergemeinfchaft, 
und von der portio statutaria außfchließt, folglicy die 
Beſtimmung wegen Uebernahme fämmtlicher Schulden, im 
Fall fein Verzicht Statt hat, ſich nothwendig modificiren 
müßte, und wir bei obenftchender Verordnung diefe Modis 
fication darin erfennen, daß der Ueberlebende nur zwei 
Drittel der Schulden zugetheilt erhält, fo ift dieſe Beftim- 
mung für den gegenwärtigen Standpunft des Particulars 
Rechts nicht zu entbehren. And wenn die Praris fich 
lieber Handbücher und Compendien, als alte Gefege und 
Dbfervanzen zur Nichtfchnur dienen läßt, fo find hieraus 
wenigſtens feine Säge für das Provinzialrecht zu fchd« 
pfen. Wir finden nirgend, daß jene beftimmte und for: 
„melle Landesordnung aufgehoben oder abgeändert worden 
iſt, und fie muß folglich als Gefeg gelten, weshalb ich 
bag, was den Verzicht anbelangt, in die Säge des Par: 
ticular:Nechtd aufgenommen habe. Es bedarf jedoch 
einer Ermägung, ob Diefelben auch für die Graffchaft 
Solms:Lich aufzunehmen find. 
In den Nauffauifchen Ländern, wo Solmfer Rechte 
gelten, ſcheint die Praxis noch in ihren Anfichten zu 
fhwanfen. Das ehemals Naffauifc + Weilburgifche, jett 
reußifche Juſtiz- Amt Atzbach bezeugt, daß, nach dem 
erfommen, an den inferirten Mobilien niemabld dem 
Ueberlebenden ein Antheil zuftehe, und daß die Schulden 
immer in gleiche Theile getheilt würden, folglich von dem 
Verzicht, welchen das Gefeg nachlaffe, feine Rede mehr 
fey. Es beruft fich zu dem Ende auf eine Reihe Thei: 
lungeverhandlungen, welche bei der Randfchreiberei Statt 
gefunden, fo wie darauf, daß nie entgegenftehende An— 
fprüche zur gerichtlichen Conteftation gefommen-feyen. Es 
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möchte jedoch, wenn bie Srage in contradietorio zur 
Entfcheidung gebracht würde, ſolche nicht fo leicht zu er 
ledigen, und auf jene Handlungen der freiwilligen Ges 
richtöbarteit an und für fich ſchwerlich zu fußen ſeyn. 

Da es überall Gefeg oder ein der Billigkeit ange: 
meſſenes Herfommen ift, daß da, mo der Beifiß lebens; 
längli Start findet, den Kindern auch bei Errichtung 
ihrer eignen Haushaltung eine Beihülfe gegeben merde, 
1 fchlage ich zum $. 11. noch den ausdrüclichen Zus 
aß vor: 


„auch den Kindern, wenn fie fich etabliren, und 
„ihren eigenen Haushalt einrichten, eine den Kräften 
„ded Bermögens angemeſſene Ausſteuer oder Bei: 
„bülfe zu geben”. — 
$. 13. et 
Iſt der überlebenbe Ehegatte ein Stiefvater oder 
eine Stiefmurter, fo fol derfelbe an den väterlichen 
oder mütterlichen Gütern der Kinder erfter Ehe keinen 
Beifig Haben. Vielmehr .ift derfelbe fchuldig, mit feinen 
Stieffindern binnen Monatgfrift volftändig zu theilen, 
und ihren Autheil ihnen unverzüglic) zu verabfolgen. 
$. 14. F 


Sind aber aus feiner eigenen durch ben Tod ge 
trennten Ehe gleichfalls Kinder vorhanden, fo gebührt 
* — den dieſen zugetheilten Guͤtern der lebenslaͤngliche 


$. 15. 


Hat ber überlebende Stiefvater, oder die Stiefmutter, 
in ſtehender Ehe liegende oder bewegliche Güter, welche 
namhaft und ermweislich find, erringen belfen, fo fol 
ibm oder ihr bei jener Erbtheilung die Hälfte eigenthuͤm⸗ 
lich zufallen, wenn auch im diefer legten Ehe Feine Kinder 
erzeugt worden wären. | TEE 

Mir: fehen aus diefen, ben $$.8. u. 9. des S. Land» 

rechts entnommenen, ‚und. mit der Frankfurter Refors 

mation übereinftimmenden Sägen, daß die zweite Hei⸗ 
rat des lleberlebenden die DVerhältniffe nicht ändert, 
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daß e8 dagegen zur Trennung und Theilung koͤmmt, 
wenn der Stiefpareng allein übrig ift, ohne daß je 
doc) defien aus der gleichfall8 mit dem Ueberlebens 
den eingegangenen. particularen Gütergemeinfchaft 
entfpringenden Rechte gefränkt werden, indem er 


a) den Beifiß an dem feinen eigenen Kindern zugetheils 


ten Bermögen behält, auch 


b) die Hälfte der Errungenfchaft aus letzter Ehe zuges 


wieſen befümmt, wenn gleich Feine Kinder vorhanden 
find. — Das Gefeß fagt von den errungenen Güs 
tern: „die etwa anfehnlich und namhaft;“ aber ich 
glaube, daß die oben gewählten Ausdrücke deutlicher 
find, und daß man das Wort anfehnlich vermeis 
den muß, da doch unter den errungenen Gütern fein 
weiterer Unterfchied Faun gemacht werden. — Daß 
bei der Theilung der Errungenihaft auch die Ehe: 
fchulden getheilt werden, verfteht fi) von felbft. 


c) Dagegen:ift nun der $. 8. unſeres Geſetzes nicht ans 


ders zu ihterpretiven, als daß der Stiefpareng die in 
den $$. 5. und 6..deffelben dem Ueberlebenden zuge⸗ 


wieſene portio statutaria an des VBerftorbenen Ehes 


garten Mobiliar: Nachlaß nicht erhält. Zwar hat 
Adolphi, in der oben angezogenen Differtation, cap. 
4. $. 3. u. 4., behauptet, daß fie aud) dem GStiefs 
parens zufomme, meil dad, was in den $. 5. u. 6 
verfügt worden, aud) bei der Abtheilung mit Stiefs 
Eindern angumenden fey. Es laffe fich Died aus den 
Morten de $.8:” und ihren Antheil ihnen unverzüglich 
folgen zu laffen”, abnehmen, und man fönne feinen 
Grund einfehen, warum die Gtieffinder melioris 
eonditionis feyn follten. Der oft angeführte Schrift: 
fieleer Sames verwirft $. 31. feined Werkes Ddiefe 
Anficht aus folgenden Gründen: Bei der Verord⸗ 
nung, daß der Stiefvater oder die Stiefmutter den 
Kindern erfter Ehe ihre Antheile der väterlichen oder 
muütterlichen Güter folgen laffen ſolle, fei theild auf 
das den Kindern letter Ehe gleicdyermaßen zuſtehende 
Erbfolge:Recht, theils auf die Abtheilung, welche der 
Legtlebende mit Jenen in Anfehung der Errungens 
(haft vorzunehmen habe, gefehen worden; un m 

eſetz⸗ 
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Gefeßgeber die ftatutarifche Portion dem Stiefoater 
oder der Stiefmutter zugedacht hätte, fo würde er 
dies ausdrücklich wiederholt haben; der Grund der 
Berfcyiedenheit bei der Hälfte der Mobiliar: Verlaffen: 
fchaft falle aber, eben fo mie bei der Leibzucht, in 
die Yugen, indem die eigenen Kinder Hoffnung hät: 
ten, dereinft durch die Erbfolge toieder zu dem zu 
gelangen, was ihrem Vater oder ihrer Mutter an 
mücterlichen und väterlichen beweglichen Gütern zu 
Theil geworden, welche Ausficht aber bei den Stief— 
tindern wegfalle. — Tür ung ift diefe Controverfe 
nicht mehr praftifch, da eine entgegenfiehende Obſer— 
vanz den Mobiliar⸗Nachlaß von der ftatutarifchen 
Portion ausgeſchloſſen hat. 

d) Indem nun das Gefeß dem Stiefpareng, im Verhaͤlt⸗ 
zu feinen Stieffindern, alle portio statutaria, ein: 
fchließlich des Beiſitzes, entzieht, frägt es fich, wie «8 
zu halten fen, wenn feine Stieffinder, und auch 
feine Kinder aus leßter, jet getrennter Ehe, vorhan- 
den, folglicy Geitenverwandte die Erben des Verſtor⸗ 
benen find? Hier bleiben offenbar die allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes, in Folge des beftandenen 
ehelichen Güter Verbältniffes, in Kraft; der Ueberle: 
bende behält naͤmlich den Beifis in den Gütern des 
Verſtorbenen Iebenslänglih. Diefe Anficht herrſcht 
auch im Juſtizamt 5 


Was der uͤberlebende Stiefvater oder die Stiefmut— 
ter auf Feldguͤtern haben miterbauen und erarbeiten bel: 
fen, davon fol, wenn die Früchte nody auf dem Halm 
oder am Stock fichen, und vor dem Abfterben nicht find 
abgeärndet, noch in die Scheuer oder Keller gebracht. 
worden, dem Lebtlebenden der halbe Theil der Nutzung 
eigenthämlich zufommen; derfelbe fol aber weiter Feine 
Bebauungstoften erſtattet erhalten. 

Solmfer L. R. I. Tit. 25, 8. 10. Samed, a. a. D. 

$. 31. will diefe Gefeßesfielle fo interpretiren: der 

Ueberlebende erhalte die Hälfte der Früchte, wenn fie 

in ihrem Wachsthum oder ihrer Zeitigung fo meit ges 

fommen, daß meiter nichts mehr zu thun fey, als fie 
1236, 9. 93, C 
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abzunehmen, und in ben Keller oder die Scheuer zu 
bringen. Wenn aber die Feldgüter bei Lebzeiten des 
Derftorbenen blo8 augsgeftellt und befaamt worden, 
folglicy bei defien Abfterben die Früchte noch nicht 
auf dem Halm oder Stock ftünden, auch nicht fo zei— 
tig feyen, daß fie abgenommen und eingefahren mer: 
den u, fo dürfe der überlebende Stiefpareng 
feinen Anfpruc) auf die Hälfte machen. Denn ine 
dem durdy das Ableben des Einen Ehegatten der 
Andere des Rechtes, die bis dahin für gemeinfchaft: 
lic) geachteten Güter zu beuugen, verluftig gebe, fey 
es offenbar, daß diefer den Hauptbeftandtheil aller 
Pflanzen, naͤmlich die fubtile auf den Aeckern verbors 
gen liegende, und zum Wachsthum erforderliche Erde, 
und die aus der Erde eindringende Wärme, nicht 
mehr in feinen Nugen zu verwenden, folglich die 
Früchte, welche noch nicht ihren Wachsthum hätten, 
und noch nicht zeitig feyen, im Anfpruch zu nehmen, 
das Recht habe. Es fey hieran um fo meniger zu 
zweifeln, ald nur von den auf dem Halm ſtehenden 
Früchten gefagt werden fünne, daß fie erbauet und 
erarbeitet feyen, die ausgefäete und aufgegangene 
Frucht aber noch vielen widrigen Zufällen auggefeßt 
fey, und die Kräfte des Landes zum Wachsthum 
mitwirken müßten. Dagegen hält der DBerfaffer eg 
für billig und gerecht, daß in diefem Falle der legtler 
bende Stiefvater, oder die Stiefmutter, oder deren Ers 
ben, die Bau: und Ausfiellungstoften, nach Maßgabe 
der ſich ereignenden Fälle, vergütet erhielten. 

Der gufe Sames ift hier offenbar zu fubtil, ‚und 
legt dem Gefeßgeber eine zu feine Diflinction unter, an 
die derfelbe gewiß nicht gedacht hat. Früchte auf dem 
Halm find, nad) dem Gefeß, und nach) dem Sprachges 
brauch, alle ſolche, die auf dem befiellten Boden fteben, 
und für die alfo das Erbauen und Erarbeiten bereits ges 
ſchehen ift, und dieſes fpricht unfer $. 9. unbedingt dem 
überlebenden Gtiefparens zur Hälfte zu, um theils eine 
Billigkeit gegen ihn zu üben, deren er fich nach allgemeis 
nen Rechtsgrundfägen nicht erfreuen fünnte, theil auch, 
um den fchwierigen und unangenehmen Berechnungen 
wegen der Kultur: Koften zuvor zu fommen. Die Prarig 
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fennt niht8 von jener Diftinction, und auch andere Ge 
feße haben fie vermieden. Das Mainzer L. R. Tit. 7. 
&.1. überweift dem überlebenden Ehegatten, der mit feinen 
Kindern concurrit, alle auf des Verſtorbenen Gütern im 
Todegjahr wachferde, und bereits im Felde ausftehende 
Früchte und Wein. Erescenz Cine Verordnung vom 6. 
Aug. 1799 entzieht fie aber den Stiefeltern gänzlich, und 
übermweift fie den Kindern, ale Zubehör des Hauptguts. 

Die fructus eiviles erwähnt das Solmfer Landrecht 
nicht, es muß alfo hinſichtlich ihrer nach gemeinrecht: 
lichen Borfchriften gebalten werden. 

Anmerfung. Sim $. 11. und 12. des 28. Tit. 
beißt es au noch: | 

1) „damit aber erflärt werde, welche Güter für lie— 
gend und unbeweglich, aud) welche für fahrend und be: 
weglich follten gehalten merden, fo wollen Wir, daß nicht 
allein die Güter, fo von Natur liegend und unbeweglich 
find, als Haus, Hof, Aecker, Wiefen ꝛc. für unbewegich, 
fondern auch die Güter fo zu Erb: oder Landfiedel: Rech: 
ten beftanden; item, die fo auf ein Wiederfauf erfauft, 
item ewige Zins, Renten, aud) wiederfäuflihe und abld- 
fige Sülten, für liegende Güter geachtet werden follen.” 

237 „Aber alle übrige Güter, ald Baarfchaft, Silber: 
gefchirr, Rleinodien, Hausrath, Früchte, Wein, Vieh, und 
alles fo von Natur beweglich, auch Schulden, follen für 
beweglich und fahrende Habe geachtet werden.” 

Da eg nun aber bei der Lehre von der Gütergemein: 
fchaft eines particularredtlicen Begriffs von beweglichen 
und unberoeglichen Gütern nicht mehr bedarf, indem eg 
darauf bei Beſtimmung der portio statutaria, und bei 
der Theilung nad) entgegenftehender Dbfervang nicht fer; 
ner anfömmt; da auch obige Beftimmungen im Wefent: 
lichen nichtd Abweichendes von denen des gemeinen 
Mechtg enthalten, und da, wo fie fid) auf ältere Rechts⸗ 
verhältniffe beziehen, antiquirt find, indem es namentlich 
einen Gegenfag von beweglichen Gütern und fahrender 
Habe, oder Hausrath, nicht mehr giebt, auch die Renten⸗ 
und Gültefäufe, melde die Stelle des Darlehns;Contracz 
te8 vertraten, nicht mehr uͤblich find, fo würden jene Be: 
fimmungen im Provinzial Recht gänzlich ceffiren muüffen. 


€ 2 





II. 


Bericht des Königlichen Dber-Appella- 
tions Gerichts zu Greifswald über Das 
beneficium taxae hei pommerfchen 
Lehnguͤtern. 


Sr Ercelleng haben uns in dem hohen Neffripte vom 
12. December 1835 aufgegeben, über die Trage des Vor; 
pommerfchen Lehnrechts: 
ob das beneficium taxae bei pommerfchen Rehngütern 
von Agnaten auch hinfichts der confentirten und 
der gefeßglihen Lehnſchulden in Anfpruch ge: 
nommen werden fünne, oder ob folche bei der Ueber: 
nahme bezahlt werden müffen? 
gutachtlicdy zu berichten, und namentlicd) anzuzeigen, ob 
diefe Frage bei unferem Collegio judicando zur Sprache 
gekommen. Nachdem wir nun über den fraglichen Ge- 
genftand die nöthigen Necherchen in unferem Archive ans 
geftellt Haben, wodurch hoffentlich auch die Verfpätung 
Diefer Berichtserftattung ihre Entfchuldigung finden wird, 
beehren wir ung, unfere unmaßgeblichen Anfichten über 
die obige Frage nachftehend ganz gehorfamft vorzutragen. 
Daß fogenannte beneficium taxae, welches in dem 
Mechte des Lehnsfolgers beſteht, das Lehn für eine nach 
landüblichen billigen Grundfägen angefertigte f. g. Lehn— 
tare zu übernehmen, und es durch deren Erlegung von 
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allen darauf haftenden Schulden zu befreien, kommt, we⸗ 
nigftens in fo weit, als die vorgelegte Frage dabei in 
Mede ſteht, hauptfächlich in eigentlichen Reluitionsfällen, 
wenn nämlich das Lehn von Pfandgläubigern oder fonft 
jure erediti befeffen wird, und im Falle nothwendiger 
Beräufferungen, im Concurfe fowohl, als auch, wenn ein: 
zelne Gläubiger eine Subhaftation oder Addiction verans 
laffen wollen, vor. Seinem Grunde und Urfprunge nad) 
berubet es gewiß auf dem unbeftrittenen Sate des poms 
merfchen Lehnrechtd, „daß das Lehn bis zum mahren 
Werthe deffelben verfchuldbar fey”, und auf fehr alten 
Lehnegebräuchen. Doch verdankt es feine vollftändige 
Ausbildung erft den geldarmen und in vielfacher Hinficht 
für Pommern bedrängnißvollen Zeiten des fiebenzehnten 
und zum Theil des achtzehnten Jahrhunderts. In diefer 
feiner fpäteren Ausbildung und in feinem jeßigen unbes 
zweifelten Weſen, wonach es nicht mehr auf den wah⸗ 
ren, ſondern nur auf den nad) gemäffigten landüb: 
lichen Lehns-Tar;Principien ausgemittelten Werth des Lehn; 
guts anfommt, muß dies ganze Inſtitut in feiner Tendenz 
als eine Bermittelung zwifchen dem Grundfage der aus— 
gedehnten Verſchuldbarkeit der pommerfchen Lehne einers 
feits, und der, fo weit möglich, zu bewirkenden Aufrechts 
baltung der ex pacto et providentia majorum und 
durch DBegnadigungen des Lehnherrn erworbenen Nechte 
der Eehnfolger und der dadurch eben nur zu erlangenden 
Eonfervation der adlihen Zehn: Gefchlechter andererfeitg, 
angefehen werden, von welchem Gefichtspunfte auch die 
Regierung zu Stettin in ihren Bemerkungen zu dem 
vn der vorpommerfchen Stände zur Lehnsconftitution 
ie. 31. $. 5. ausgeht. 

v. Hymmen Beiträge, erfie Zugabe zum 6ten Abfchnitt. 

1750. ©. 255 und 256. 

Aufferdem aber ging der Zweck auch noch befon: 
ders dahin: den in älteren Zeiten gar nicht oder doc) 
wenigſtens nur ausnahmmeife eintretenden Subhaſtatio⸗ 
nen der Lehngüter vorzubeugen. Diefen Weg, ſich den 
Werth des Lehns zu ihrer Befriedigung zu fichern, konnte 
man zwar den Ereditoren nicht ganz abfchneiden: aber 
nur im äufferfien Nothfalle ſollte dazu gefchritten werden, 
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da man. die vielen Subhaftationen nicht nur im Inte—⸗ 
refle des Gemeinweſens für fchädlih und als der Ehre 
des verjchuldeten Lehnbeſitzers nachtheilig anfah, fondern 
fie nach den VBerhältniffen der Alteren Zeit auch felbft im 
Intereſſe der Gläubiger nicht fo unbedingt als dag 
ſicherſte Mittel, den böchfimöglichften Werth des Guts 
berauszubringen, betrachtet werden fonnten, als man dies 
in neuerer Zeit dafür hielt. Schon das Erforderniß des 
Adeld zur Beſitzfaͤhigkeit, deffen Erlangung im deutſchen 
Reiche in Alterer ‚Zeit noch nicht fo erleichtert war, ale 
fpäterbin, verringerte an fich die Concurreng, und wenn 
man befonders erwägt, daß die geringen Geld-Fondg, die 
fi) im 17ten, und in der größeren Hälfte des 18ten Jahr⸗ 
bunderts überhaupt in Pommern nur fanden, faft aus: 
fchlieglich nur in den Händen der fchon von felbft vom 
Lehnbefige ausgefchloffenen Kaufleute und anderer Bürger 
in den Städten twaren, ber Adel aber mehrentheils mits 
tellos war, fo erfcheint e8 ganz begreiflich, daß man Sub: 
baftationen, auch felbft für die Ereditoren, nicht immer 
als fo fchlechthin münfchenswertb anſah. Hauptfächlich 
in diefem Sinne und in der Abficht, den Subhaftationen 
der Lehne vorzubeugen, ftellten denn die Landflände ge 
gen das urfprüngliche von dem Kanzler Stud zu Bremen 
herruͤhrende Project zur Tribunalg: Ordnung, 

(efr. Balthafar hiſtor. Nachricht von ben Landes; 

BEER und derfelben Ordnungen. S. 245 und 

25 


.) 

in welchem nody Nicht von den befonderen Rechten der 
Agnaten in Lehns-Verkaufs-Faͤllen vorkam, ein Monitum 
auf, worin fie auf diefe Rechte und darauf aufmerkffam 
machten, daß in ihnen ein befonderer Grund liege, wes—⸗ 
balb bei Lehnen nicht fofort zur Subhaſtation gefchritten 
werden bürfe. 

Balthasar de beneficio taxae Cap. 2. $. 6. p. 25. 

Dies Monitum gab eben die Veranlaffung, baß der 
befannte passus, welcher das erfte gefchriebene Gefeg, in 
Dem des f. g. beneficii taxae (wenn gleich noch nicht 
unter dieſer Benennung) Erwähnung gefchieht, auge 
macht, fchon in die alte Tribunalg: Ordnung von 1653. 
(wo er ſich mit wenig veränderten Worten eben fo fin: 
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det) und hernach in die meuere, von Mevius rebidirte, 
jest gültige Ordnung von 1656. (promulgirt 1657), 
Th. HI. Tit. 2. $. 7. | 
aufgenommen wurde. Derfelbe lautet folgendermaßen : 
Inſonderheit der Lehne halber wollen Wir dieſes 
„alfo gehalten haben, daß, fo lange jemand von dem 
„Sefchlecht, das damit belehnet worden, oder aud) 
„telcher darauf eine Anwartung erhalten, vorhanden, 
„denfelben die Lehne vor Andern vor den tarirten 
„Werth follen gelaffen, und alsdann zur Subhaſta⸗ 
„tion nicht gefchritten, und ob es zu derfelben gelans 
„get; doch die Lehne feiner anderen, dann einer lehns⸗ 
„fähigen Perfon zugefchlagen, alles auc) Linferen 
„Lehnrechten ohne Nachtheil angeordnet werben fol. 
Die anderen einzigen vorpommerfchen Gefeße, welche 
des Rechts der Lehnfolger, verfchuldete Lehne nad) der 
Taxe anzunehmen, erwähnen, find befanntlicy nur 
bie Eonftitution von Schuldfachen von 1665. $. Fürs 
ters ıc. Nr. 26. (bei Baltafar de class. cred. ©. 
154 und Land. Eonft. III. ©. 271) 


die vorpommerfche Hofgerichtsordnung von 1672 
Th. IU. Tit. 6. $. 7., imgleichen der Viſitationsre⸗ 

cef von 1737. Nr. 84 und 85. zu diefer Stelle. 
Durch die Stelle in der Tribunals: Ordnung aber 
und die anderen allegirten Landesgefeße ift dag f. g. be- 
neficium taxae keinesweges erfi eingeführt, und fie has 
ben durchaus nicht den Zweck, durchgreifende Beftimmuns 
en über den Umfang und das Weſen dieſes Rechts der 
Pehnfolger treffen zu tollen, fie fegen es vielmehr als et: 
mas fit ſchon von felbft verfichended voraus und fehreis 
ben nur vor: daß und mie daffelbe im Falle der Ueber: 
ſchuldung eines Lehns, bevor es zur Subhaftation kom⸗ 
men fann, von den Gerichten berückfichtiget werden fol. 

Hieraus ergiebt fid) denn: 

(A) daß man für die Entfcheidung der Frage: ob es 
gewiſſe Arten von Schulden giebt, für welche das Lehn 
noch über die Lehnstaxe hinaus haftet, und ob der 
Lehnfolger gegen fie fich des beneficii taxae bedienen 
tönne? aus der allegirten Stelle der Tribunals Ordnung 


und 


AO 
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und aus den anderen Gefeftellen, welche gewiß nur auf 
den Grund der erfteren entftanden find, gar Nichts ber: 
leiten Fann. Andre Gefeßftellen, melche das fragliche be- 
nefieium taxae fanctionirten, als die angegebenen, find 
ung, wie ſchon bemerft, nicht bekannt, und auf fie fcheint 
ung das von dem 

Geheimen Ober; Tribunald: Rath Zettwach in feinem 

Pornmerfchen Lehnrechte. Leipzig 1852. ©. 115. 
aus dem befannten: „lege non distinguente nec 
nostrum est distinguere” hergenommene Argument nicht 
anwendbar, eben weil es gar nicht in der Abficht jener 
Gefege lag, fid über den Umfang des beneficii taxae 
irgend augzufprechen. Ferner fann man 

(B) aus der hiftorifchen Deranlaffung, woraus jene 
immer als sedes materiae betrachtete Stelle der Tribus 
nals⸗Ordnung hervorging, ſchon mit ziemlicher Gewißheit 
den Schluß ziehen, daß es nicht in der Abficht gelegen 
bat, den Lehnsfolgern irgend ein befondered Vorrecht, den 
Lehnsgläubigern gegenüber, zuzufichern, und am wenige 
ften ein ſolches, welches — wenn man annähme, daß fie 
auch gegen abfolute Lehnfchulden nur bis zur Tare zur 
Zahlung verpflichtet fenn follten — noch über die Rechte 
hinausgehen würde, welche ihnen felbft nad) gemeinem 
Lehn: Rechte zuftänden. Die Pommerfchen Landftände, 
welche, da die Prälaten derzeit faft nur nominell noc) 
eriflirten, aus Lehngutsbefigern und Magiftrats: Deputir: 
ten aus den Städten beftanden, verfochten im Intereſſe 
resp. ihres Credits und desjenigen der Gläubiger in der 
Regel den Grundfaß der möglichften Verfchuldbarfeit der 
Lehne, und wollten gewiß nicht, dieſem geradezu entgegen, 
den Agnaten befondere Borrechte zufichern. Der Zweck 
ihres Moniti ging vermuthlich nur dahin: daran zu erins 
nern, daß den Subhaftationen der Lehne am zweckmaͤßig— 
fien und auf eine dem Pommerfchen Lehnrechte conforme 
Weiſe dadurc) vorzubeugen fey, daß man zuvor vernehme, 
ob die Lehnfolger die Güter nach einem Anfchlage (der 
Lehntaxe) zu übernehmen gewilliget wären, und wurde der 
Antrag wohl eigentlicdy mehr im Intereſſe der Befiger und 
Gläubiger, als gerade der Lehnfolger, gemacht. Wir ges 
ben es auch 
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(C) dem gedachten Herrn Derfaffer des pommerfchen 
Lehnrechts ©. 116 zu, daß man in der diteren Zeit, und 
namentlich) damals, als die angeführten Stellen in die 
gandesgericht8 « Ordnungen aufgenommen tourden, an 
einen Unterfchied zwifchen einer den wahren Werth bes. 
Lehns ermittelnden Tare und einer gemäffigteren 
£chntare wohl nicht dachte, wie man u. U. aus der bei 

Mevius P. III. dec. 136. 256. IH. 172. 
vorfommenden aus dem Jahre 1655 herrührenden Decis 
fion ficht, wo er unter Wr. 5., 6. und 7. nur von ber 
feudi aestimatio fpricht, und das Recht des Lehnfolgers, 
dag Zehn nach ihr zu übernehmen, mit dem jus protimi- 
seos (welches man fpäterhin ald ein von dem beneficio 
taxae ganz verfchiedenes Necht anfah) auf gleiche Linie 
ſtellt. Iſt nun gleich daß jeßige beeeficium taxae aus 
dem urfprünglichen Sate des Pommerſchen Lehnrechts: 
„Daß das Lehn für ale Schulden. bis zum wahren 
Werthe defjelben hafte' hervorgegangen, fo läßt fich Doc) 
nicht beftreiten, daß dieſes Recht durch den Gerichtäge: 
brauch den Charafter eines wahren heneficii, eineg 
befonderen über den Srundfaß der Schuldenverfaflung der 
kehne big zum wahren Werthe hinausgehenden Vorrechts 
erhalten hat, wenn man jegt, unter Beibehaltung ver 
älteren, durch die veränderten Zeitverhältniffe ſchon für. 
den Meluenten vortheilhaft gervordenen, Tarationggrund: 
fäge dem Lehnsfolger das Recht einräumt das Lehn nad) 
einer gemäffigteren Tare zu übernehmen, welche, wenn 
gleich fie nicht nach Grundfägen aufgemacht wird, Die 
dem fünftigen Befiger ganz fo vortheilhaft find, als fie 
in Erbtheilungefällen angewendet zu werden pflegen, Doc) 
immer nicht den eigentlichen wahren Werth erreicht. Aus 
Diefem Gefichtspunfte eines dem Lehnfolger einzuräumens 
den befonderen Vortheils mird die Sache von ben 
einheimifchen Schriftftellern angefehen, 

H. H. ab Engelbrecht de jure ordinis equestris 

in Pomerania Suethica Cap. II. 8. 5. p. 45. Not. 

(k.) und in observationibus select. Obs. 92, 

Joh. Brandan. Engelbrecht introd. in jus feud. 

Pomeran. Cap. Xl. 8. 12. 

Aug. Balthasar D. de beneficio taxae Cap. I. 

$. 7. und Cap. L. $. 2. 
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und fo hat man bie Sache auch ſtets in judicando ges 
nommen, 
efr. rel. ad. Sent. p. Galli 1733 in ©. des Gem. 
Anwaldes Franfenthalfhen Concurfes c. Erdm. 
Sriedr. v. Gagern, in pto relutionis des Guts 
Frankenthal secundum taxam; rel. ad Sent. p. 
Galli 1814 in ©. der Gebrüder 9. Normann c. den 
Gem. Anw. v. Normann Groß: Tribviger Ereditos 
ren, in pto reluitionis des Lehns von Groß:-Tribvig ; 
rel. ad Sent. p. Misericord. Dom. 1822, in ©. des 
Gem. Anw. v. Gagern  Sranfenthalfchen Ereditoren 
ce. die Gebrüder von Gagern, wegen Reluition des 
Guts Frankenthal c. p. 
Daraus aber, daß das fragliche Necht der Lehnfolger 
zwar urfprünglich aus allgemeinen Grundfäßen des poms 
merfchen Lehnrechts hervorgegangen ift, durch den Ges 
richtsgebrauch aber den Charakter eines diefelben zum 
Vortheile der Lehnfolger mildernden juris singularis ers 
halten hat, folgt unſeres Erachteng zroeierlei: 
in Mal, daß e8 damit firenge und eher einfchräns 
fend, als ausdehnend, fchon an ſich zu nehmen if. Wir 
würden daher der von dem mehrgedachten Verfaffer des pom⸗ 
metfchen Lehnrechts aug der Entftehungsart dieſes beneficii, 
wonach die gemäfligtere Kehntare nur gleichfam in die Stelle 
der Ermittelung des wahren Werths getreten iſt, gezoge⸗ 
nen Folgerung: daß der Lehnfolger eben fo, wie er gegen 
alle Gläubiger ohne Unterfchied vorher nur bie zum 
wahren Werthe des Lehns verpflichtet war, das bene- 
fieium der gemäffigten Lehntaxe nun aud) gegen 
fie alle, ohne Ruͤckſicht auf die Art der Forderung, in 
Anmendung bringen könne, nicht durchgängig beipflichten, 
vielmehr dafür halten: daß die bloſſe Nichtauffindung 
von Fällen, wo man binfichtlid) der Anmendbarfeit des 
beneficii taxae einen -Unterfchied zwiſchen folchen Schul: 
den, wofür das Lehn principaliter haftet, und anderer 
gemacht habe, noch nicht genügen fann, e8 im Gegens 
theil, um das benefieium taxae auch in Hinficht der 
erfieren Art von Schulden für begründet zu halten, einer 
fpeciellen Nachweifung darüber, daß der Gerichtäge: 
braud) e8 auch auf fie erfirecht habe, bedürfen würde. 
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Dies fcheint ung um fo mehr nöthig, als die Fälle, wo 
mehr wahre und abfolute Lehnfchulden vorhanden find, 
als der Lehntaxwerth beträgt, per se wohl fchon immer 
febr felten vorfommen werden, fo daß dag Nichtvorfoms 
men von Fällen, wo dem Meluenten dag beneficium 
taxae gegen wahre Lehnfchulden abgefprochen wäre, eben 
fo natürlich aus der Seltenheit einer folhen Sachlage, 
als gerade daraus, Daß der Gerichtsgebraud) einen Unter; 
fchied zwifchen den Schulden bier gar nicht flatuirt habe, 
zu erklären ficht. Es folgt aber 

Zweitens aus dem Gange, den ed mit der ganzen 
Entftehung und Ausbildung des beneficii taxae genoms 
men bat, auch: daß es überhaupt nur als ein den 
Lehnfolgern in Beziehung auf die unbedingte Verfchuld» 
barfeit der Lehne, in fofern fie in den befonderen 
Grundfägen des pommerfchen Lehnrechts gegründet ift, 
verliehenes Recht anzufeben if. Am begeichnendften 
drückt dies 

H. = . Engelbrecht in D. de jur. ord. equestr. 


. 47. 
aug, —— er ſagt: „Subsunt et feuda Pomeraniae non 
oneribus tantum feudalibus, sed et debitis vasalli, ita 
tamen ut quoad haec (die debita vasalli, die eben nur 
vermöge der befonderen Grundfäße des pommerfchen 
Lehnrechts das Lehn überhaupt afficiren) agnatus succes- 
sor vel et novus vasallus eadem non solvat ultra 
taxam feudalem ex moribus et constitutionibus pro- 
vineiae successori feudali admodum favorabilem”. — 
Für die eigentlichen onera feudalia, die f. g. gefeß« 
lihen nothwendigen Lehnfchulden, welche principali- 
ter die Subftanz des Lehns afficiren und jeden Lehnfolger 
verpflichten, (worauf e8 hier nur anfommt, Da nad) pom⸗ 
merfchem Lehnrechte alle Schulden, ſowohl die fubfididren 
Lehnfchulden des gemeinen Rechts, ald auch die Allodials 
Scyulden, das Lehn, fo weit es reicht, treffen) haftet Das 
kehn fchon nad) gemeinem Lehnrechte unbedingt. 

G. 1. Böhmer prine. jur. feudal. $. 314— 318. 

C. H. Moeller (hiefigen Tribunale:Affefforg) Distinct. 

feudal. Cap. XXI. dist. 1 und 5. 
J. L Eekardt D. de debitis feudal. $.7 und 13. sqg. 
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Die Anwendbarkeit der Grundſaͤtze des gemeinen Lehn⸗ 
rechts kann, wo etwas nicht aus einheimiſchen Lehnge— 
ſetzen und auf entſchiedenen Lehngebraͤuchen beruhenden 
Singularitaͤten unſeres Lehnrechts hergeleitet werden muß, 
nicht bezweifelt werden. 

Tribun. Ordn. III. 2. 6. 9. 

Mevius IV. dec. 321, wo es heißt: 

„utimur circa feuda Pomeranica hac regula: quod 
‘ in quibus ex privilegio aut inveierata consuetu- 

dine non immutata est illorum conditio, in eo 

sequamur communes feudorum regulas.” 

Da nun eine Befchränfnng ‚der Verpflichtung bes 
Lehnfolgers hinſichtlich der gefeßlichen nothtwendigen Lehn⸗ 
fchulden, welche ihn ſchon nah gemeinem Lehnrechte 
uneingefchränft trifft, alle Analogie des pommerfchen 
Lehnrechtd, welches in feinen Abweichungen ſtets gerade 
die entgegengefegte Richtung verfolgt, gegen fid) haben 
würde, fo nehmen wir — wenigſtens, big das Gegentheil 
ganz evident dargetban wäre — an: daß der Gerichte: 
brauc) dag beneficium taxae gar nicht auf die eigent- 
lichen Lehnfchulden beziehen fünne und wolle. Dies 
vorauggefchickt, koͤnnen wir denn, was 

1) die confentirten Lehnſchulden betrifft, wenn 
darunter folche verftanden werden, in welche nicht blog 
ber Lehnsherr, fondern auch die betreffenden Lehnfolaer 
— ihre Vorfahren eingewilliget haben, nur dafür 
alten: 

Daß, infofern dieſe confentirten Schulden den 

Detrag der Lehntare überfteigen, der Lehnfolger ges 

gen fie feinen Gebraud) von dem beneficio taxae 

wird machen Fönnen, er vielmehr zu ihrer volftändi- 
gen Bezahlung fehuldig ift, wenn er zum Lehne ges 
langen will. 

In diefer Hinficht flimmen wir gang mit der von 
dem Geheimen Dber: Tribunals:Rath Zettwach a. a. D. 
©. 114 aufgeftelten Anficht überein, und bemerfen vor: 
weg nur, daß es auf die Streitfrage des gemeinen Lehn⸗ 
rechts: ob confentirte Lehnfchulden dag Lehn prineipali- 
ter oder nur in subsidium afficiren? 
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G. L. Böhmer c. 1. $. 319. et not. a. all. Serip- 

tores. 

Mevius IV. dec, 192. n. 2. V. dec. 364. 

Moeller dist. feud. C. XXI. Dist. 2. 

Eckardt de deb. feud. $. 25— 33. 

Friedr. Gerdes D. de oneribus feudal. $. 25. (in 

opp. T. UI. p. 328.) 

Georg Gustav Gerdes D. de debitis ex feudis 

praecipue Pomeranicis solvendis. Helmst. (sub 

praes. Kressii) 1732. $. 26. 
in Pommern gar nicht anfommen fann: denn dba bag 
Lehn bier auch für alle nicht confentirte Schulden fchon 
von felbft in subsidium haftet, fo würde die Eonfens; 
Ertheilung ja, wenn man ihr nicht die Wirfung der prins 
cipalen Verhaftung des Lehng, wenn auch, wo ein Allos 
dium vorhanden ift, mit Freilaffung des Negreffed gegen 
felbiges in den geeigneten Fällen, beilegte, ohne allen 
Effect feyn. Schon darum wird man bier das benefi- 
eium taxae ausgefchloffen halten müffen. Bekanntlich ift 
die in älteren Zeiten wohl für nöthiger gehaltene Con 
fen: Ertheilung in fpäteren Zeiten in Vorpommern faft 
gaͤnzlich abgefommen. 

Zettwach a. a. D. ©. 85— 89. 

G. G. Gerdes de deb. feud. $. 45 —50. $. 53. 

und 54. 
und gerade hierin liegt, wie 

H. H. Engelbrecht in feiner delineatio status Po- 

meraniae Sveth. Cap. 3. $. 11. not. 7. pag. 132. 
nach) dem Vorgange Lagerſtroͤms in deffen nur handfchrift: 
lich vorhandenen Entwurf der Pommerfchen Staatver: 
faffung, bemerkt, mit ein Hauptveranlaffungsgrund der 
Aus bildung des beneficii taxae, welches denn ganz na: 
türlich darauf führt, daß dieſes leßtere auf Conſens-Faͤlle, 
mo öie Lehnfolger fchon eine eigene Einwirfung auf die 
Berfchuldung des Lehns ausgeübt haben, nicht bezogen 
werden fann. Wenn man auc) erwägt, daß die Abficht 
bei Confeng-Ertheilungen in die Beſtellung einer Hypothek 
am Lehne gerade dahin geht, ihr eine vollftändige Gül- 
tigfeit und dem Gläubiger alle Diejenigen Rechte zu 
fichern, welche nach den Gefegen einem hypothekariſchen 
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Greditor zuftehen, fo fehlt es an einem zureichenden 
Grunde, ihm gerade das wefentlichfte diefer Nechte: „ſich, 
falls er nicht andermeitig befriediget wird, durch Die 
Diftraction der Hypothek im Wege der Gubhaftation 
feine Befriedigung zu verfchaffen”, abzufprechen. Sobald 
er aber dies Recht behält, ift das ihm bierin beſchraͤn— 
fende beneficium taxae fchon von felbft ausgefchloffen. 
Judicate haben ſich in Beziehung auf die vorliegende 
Srage, fo weit fie confentirte Lehnfchulden betrifft, 
nicht eben auffinden laffen, doc) ift dies wohl gang nas 
türlich dadurdy zu erklären, daß theilß die Confenfe in 
bloßen Berfchuldungsfällen höchft felten vorfommen, man 
theils aber auch die Beantwortung der ganzen Frage als 
fi) von felbft verftehend wohl faum ein Mal zur befon- 
deren richterlichen Entfcheidung zu verftellen nöthig fand. 
Eben fo erklärt e8 ſich auch, daß die wenigften einheimis 
ſchen Schriftfieller die Frage überall berühren. Diejenis 
gen aber, welche dies thun, entfcheiden fie, ſelbſt wenn fie 
auch einer gröfferen. Zweifelhaftigfeit der Sache in Ans» 
febung eigentlicher (nicht gerade confentirter) 
Lehnfchulden erwähnen, mit unferer im Obigen aus— 
—— Anſicht conform, in welcher Hinſicht wir 
uns au 
Balthasar de beneficio taxae. Cap. IV. 6. 9. 
Idem de Classificatione cred. in Concursu p. 72. 
H. H. ab Engelbrecht sel. obs. Obs. 92. p. 520. 
not. 12, wo er fagt: „qua debita feudalia, in 
quae dominus directus et agnati consensue- 
runt, minus dubii habet, quod et ultra 
taxam solvenda sint.” und in additam. ad obs. 
92. p. 604. 
beziehen. Für zweifelhafter ift Denn allerdings 
11) die aufgeworfene Frage in Beziehung auf bie 
gefeßlichen Lehnſchulden auch bier, wie in Alte 
Vorpommern, (efr. das Altpommerfche Provinzialreche 
1835. ©. 36) gehalten. Doc, glauben wir fie, wie dies 
fhon die vorangefchickte Ausführung ergiebt, ebenfalls 
zu Gunſten der Gläubiger und dahin beantworten zu 


üffen: r 
daß der Lehnfolger ſich gegen gefeßliche (abſo— 


| 
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Iute) Lehnſchulden nicht auf dag beneficium 
taxae berufen fünne. 

Die Hauptgründe, welche ung dazu beflimmen, ung 
der in dem v. Dempelfchen Entwurfe des pommerfchen 
Provinzialrechtd $. 3116. (des Lehnrechts $. 237.) ange 
nommenen Meinung 

Zettwach a. a. D. ©. 115 
welche, wie es fcheint, aud) dag Königl. Geheime Ober: 
Tribunal annimmt, 

ebendaf. S. 117 — 120. 
anzufchlieffen, find fchon oben angegeben, und fehen Die: 
jenigen einheimifchen Schriftfieller, welche die Frage 
grundfäglihd und im Allgemeinen entfcheiden, die Sache 
im Wefentlihen eben fo an. 

Joh. Brandan. Engelbrecht introd. in jus feud. 
Pomeran. Cap. XI. $. 13. i. f. verb. nec ad de- 
bita feudalia mere talia extensionem admittit 
(benefieium taxae). 
Balthasar de beneficio taxae. Cap. IV. $. 7. 
H. H. ab Engelbrecht Obs. 92. p. 516—520, mo 
er fagt: „Si porro impensae in conservationem 
vel et meliorationem feudi factae, vel et debita 
ejus intuitu contracta taxam excedunt: Si onera 
mere feudalia adsunt, quippe quae et ultra 
taxam praevia liquidatione a successore prae- 
standa vel et subhastatio admittenda.” jedoch 
in der not. 12. p. 520 fchon binzufügt: „multa ta- 
men cautione hoc accipias velim maxime quod 
leti patrii hoc in argumento non omnino conve- 
niant.” 

Derſelbe Schriftiteller ftelt in dem oben allegirten 
Additament zu der Obs. 92. p. 603 und 604 die Sache 
als höchft zweifelhaft und in den vaterländifchen Gefeßen 
unentfchieden dar, und fügt hinzu: „daß er feine Präjus 
dicien, wo ben Fehnfolgern das beneficium taxae gegen 
eigentliche Lehnſchulden abgefprochen fey, babe auffinden 
fönnen.” Wir glauben indeffen annehmen zu koͤnnen, 
daß defien Meinung weniger dahin geht, den allgemeis 
nen Grundfaß: „daß gegen eigentliche Lehnfchulden 
daß beneficium taxae nicht ftatt finde”, als ſolchen 
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mwanfend zu machen, fondern daß er mehr nur auf bie 
Zweifel, die deffen Anwendung im einzelnen Falle ver; 
anlaffen koͤnne, aufmerffam machen will. Bekanntlich 
fieht es nämlich nicht durchweg feft, ob dieſe oder jene 
Arten von Schulden gerade fchlechthin und mit welchen 
Modificationen fie für wahre gefeglihe Lehnfchulden zu 
balten find, | 

cfr. Conrad Friedlieb v. Friedensberg jus feud. 

Pomeran. Cap. 8. $. 5—9. (ext. in de Westpha- 

len monumentis ineditis rerum Germanicar. T. II. 

p. 1809. sqgq.) 

Joh. Brand. Engelbrecht jus feud. Pom. Cap. XI. 

$. 2—8. 

G. G. Gerdes de debitis ex feud. praecipue Po- 

meran. solvendis Cap. III. | 
ferner kann e8 in Beziehung auf den einzelnen Lehnfolger 
zumeilen zweifelhaft feyn, ob eine Schuld gerade in Be: 
ziehung auf ihn den Charakter einer eigentlichen Lehn⸗ 
fhuld trägt, in welcher Hinfiht wir nur an die verſchie— 
denen Berhältniffe erinnern, welche in Abficht des Kauf: 
geldeg für ein Lehn eintreten konnen. Die Frage: ob 
und tie weit die Augfteuer der Töchter und Schweftern 
des Lehnmannes als Lehnſchuld anzufehen ift? kann nicht 
felten in Nückficht der Quantität und fonft in der Ans 
wenduug ihre Schwierigkeiten haben. | 

J. B. Engelbrecht jus feud. Pom. Cap. VII. $. 

46—50. 

Bei Meliorationen und ähnlichen in versione bes 
rubenden Poften wird immer zu unterfuchen feyn, in wie 
ferne fie in der Gegenwart noch al8 wahre Verſion ans 
zufehen find, und ob dem Ereditor ihr Erfag nicht (don 
durch ihre Berücfichtigung bei der Tare zu Theil wird. 
Nicht felten fann es auch auf die Vorfrage anfommen : 
ob dem Gläubiger nicht, ohne daß der Lehnfolger dag 
Lehn über die Tare zu bezahlen braucht, dennoch ſchon 
im Concurfe feine vollftändige Befriedigung werden kann? 
Alle dergleichen Zweifel und Schwierigkeiten, welche wir 
nur beifpielgweife anführen, fünnen in Fällen diefer Are 
vorfommen, und wir haben um fo mehr Grund anzu: 
nehmen, daß H. H. Engelbrecht die angenommene Zwei⸗ 

felhaftig: 
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felhaftigfeit der Sache nur auf fie, nicht aber auf den 
Grundfag an fi) bezogen bat, als die Schriftfteller, auf 
die er fich in der not. 7. beruft, 

Friedr. Gerdes de onerib. feudi $. 5. 

G. G. Gerdes de debitis feud. $. 61. 

Georg Adolph Earoc Sinterimsreglement von der Res 

Inition der Lehne u. f. w. (Project.) $. 8. 45. sqq 

85. (in Gadebufh pommerfchen. Sammlungen Heft 

I. Rr. 5. und Heft II. Nr. 1. und in 8. F. Zeper⸗ 

ri Mifcellaneen zum Lehnrechte Band IL. Seite 

— 150.) 

keinesweges den Grundſatz an fich anfechten, fondern 
nur einzelne Fälle, in denen befondere Zweifel obwalten 
fünnen, angeben. ©. G. Gerdes führt S. 61. ein Er: 
Eenntniß der Auriftenfacultät zu Greifswald von 1696 
an (welches jedoch in den von H. H. Engelbrecht heraus: 
gegebenen select. consult. Gryph. nicht abgedruct if), 
monac, die Facultät ausgefprochen bat, daß der Lehnfols 
ger für gewiſſe Brautfchaßgelder nicht über die Tare hin: 
aus hafte. Da man aber den Fall nicht Eennt, fo kann 
man nicht wiffen, worin hier eigentlicd) die Gründe dieſer 
Entſcheidung gelegen haben, audy würde dad Responsum 
der Facultät ja immer nicht als ein wahres Judicat, me: 
nigftens nicht der böchfien Inſtanz, anzufehen feyn. — 
Der allegirte Caroc aber ſcheint, da der $. 85. (der wohl 
unter dem bei Balthafar citirten $. 8. und dem bei 
Engelbrecht allegirten $. 86, welche beide nichts hieher 
Gehörendes enthalten, verftanden feyn wird) nur die all: 
gemeine Negel über das beneficium taxae aufftelft, ohne 
bier fpecielle mögliche Ausnahmsfaͤlle überall zu berück. 

tigen, im Grundfage eigentlich mehr mit ung ein» 
verfianden zu feyn, wenn er im $. 36. fagt: „Wegen ber 
eigentlichen an fich liquiden Lehnsfchulden haben 
bie Ereditoren fchlechterdinge dag jus retentionis fo lange, 
bis fie wegen folcher völlig abgefunden find.” 

Als eine nicht zu vermwerfende Auctorität für unfere 
Anſicht glauben wir auch noch die des verftorbenen Ge; 
beimen Ober⸗Juſtizrathes Hagemeifter anführen zu fönnen, 
toelcher, tie Dies Einem unter ung, der eg ſich zur Ehre 
vechnet, zu diefed würdigen Mannes Schülern gehört zu 

1336, 9.93. » 
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haben, befannt ift, in feinen Worlefungen über deſſen Ein: 
leitung in die Wifjenfchaft des fchmwedifch ; pommerfchen 
Lehnrechts, Berlin und Greifswald 1500. zu ©. 105 
Litt. D. no. 5. unter die Fälle, wo das beneficium 
taxae twegfalle, auch diejenigen rechnet: „wo dag Lehn 
nicht bloß in subsidium, fondern ſchlechthin haftet, 
wie auch) den, to hypothecae consensu munitae vor: 
handen wären.” 

Nach ganz alten Präjudicaten unſeres Colleaii über 
die vorliegende Frage haben wir, wie ſchon der verftors 
bene Vice: Präfidene v. Engelbrecht, vergeblich geforfcht. 
In einer Relation vom Dftober 1752. in Sachen des 
Reichsraths Grafen v. Teffin, Querulanten, ec. den Ges 
meinen Anmwald v. Plüsfomfcher Ereditoren, Querulaten, 
in pto reluitionis de8 Gute8 Daskow c. p. secundum 
taxam, ©. 67.:ift die Frage für zweifelhaft gehalten, doch 
damals nicht zur Entfcheidung gefommen, da die Sache 
in Folge eines angeftelten gerichtlichen Suͤhne⸗Verſuchs 
verglichen worden. Dagegen iſt in einem Tribunal: Ers 
fenntniffe vom 23. Dftober 1773 in Sachen des Regie: 
rungsraths Grafen v. Bohlen nachgelaffener Kinder und 
resp. deren Bormünder, Duerulanten, c. den Dbriftlieutes 
nant v. Lowtzow, Querulaten, in pto reluitionis der Gü- 
ter Strew und Glode (cfr. act. fol. 85.), welches unterm 
47. Oktober 1774 in der Deductionginftang beftätiget wor⸗ 
den, (fol. 144.) der von uns aufgeftelte Saß ganz be: 
flimme angenommen und in judicando zur Anwendung 
gebracht. Es hatte nämlich das Hofgericht in einem Er: 
fenntniffe vom 27. März 1772 (fol. 35.) entfchieden, daß 
zwar die v. Bohlenfchen Erben zur Reluition der Güter 
secundam taxam zu verftatten, jedod) eventualiter ir 
Anfehung einiger in dem Erfenntniffe fpecificirten onerum 
mere feudalium, unter Andern gewiſſer aus einem alten 
Erbtheilungsreceffe berrührender Abfindungsgelder, auch 
über die Tare zu deren Bezahlung gehalten wären. Ge— 
gen dieſe legtere Beſtimmung gravaminirten fie in ihrem 
grav. 2. (fol. 50.) und es ward, da, wie e8 in dem bie- 
figen Erfenntniffe vom 23. Dftober 1773. heißt: 

„qua grav. 2. in Betracht der onerum mere feuda- 

lium, wenn fie den Werth des Lehns überfleigen, 
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nach den Landesgefegen das beneficium taxae nicht 

anmendlich ſey,“ 
in Diefer Hinſicht conformatorifh erkannt. Der ausge 
fprochene Saß ward damald mit Bezugnahme auf En _ 
gelbrecht und Balthafar per unanimia vom Collegio an: 
genommen (cfr. die Relation und die Abflimmungen zu 
dem befagten Erfenntniffe S. 52— 54. 78. 79. 85. und 
87.) Nach jener Zeit find, fo viel und befannt, feine 
Sachen diefer Art weiter vorgefommen. 

Nachdem wir nun dem hohen Befehl gemäß im 
Dbigen unfere unmaßgeblihen Anfichten über die vorge: 
legte Frage in ihrer zwiefachen Beziehung Eurer Ercellenz 
nachfichtsvoller Beprüfung unterftellt, und über die Judi— 
cate angegeben haben, was ung zu Gebote ftand, benugen 
wir dieſe Gelegenheit, um Eurer Excellenz hohem Wohls 
wollen uns ebrerbietigft zu empfehlen. 


Greifswald, 1. März 1836. 
Das DOber-Appellationss und hoͤchſte Gericht Hiefelbft. 
(Unterfchriften.) 


An 
des Königlichen Wirklichen Geheimen Staats: 
und Fuftisminifiers ꝛc. Herrn von Kamptz 
Ercellen; in Berlin, 


D. 223. P. G. P. No. 1. 





II. 
Straf-Erfenntniffe 


des Kriminal» Senats des Königlichen Kammerge 

richts wider die Iheilnehmer an den geheimen bur- 

fehenfchaftlichen Verbindungen auf den Univerfitäten 
Greifswald und Breslau. 


d. d. Berlin, den 5. und 17. Dezember 1835. 
Beitrag zur Lehre vom Hochverrath. 


Seine Majeſtaͤt baben auf den Antrag der obern Beboͤrde 
die Öffentliche Befanntmachung der —— zu geneh⸗ 
migen geruhet, welche das Kammergericht wider die Theilneh— 
mer an den geheimen Studenten-Verbindungen auf den Uni— 
verfitäten Greifswald und Breslau, fo weit fie nicht der 
Haupt= Iinterfuchung gegen die bochverrätberifhen Theilnehmer 
an einer beabfichtigten gewaltſamen Ummälzung des Staats 
verfaDen find, in erfter Inſtanz abgefaft bat. 

Es ift daher das Erfenntniß gegen 43 Mitglieder der ge— 
beimen Studenten Verbindung auf der Univerſitaͤt Greif = 
wald, mit MWeglaffung der Namen der Inkulpaten, nebft 
einem zur Sace gehörenden Ausjuge aus den Entfcheidungs- 
gründen bier abgedruct, auch aus dem gleichlautenden Erfennt« 
niffe wider 42 Mitglieder der geheimen Studenten - Verbindung 
auf der Iiniverfitdt Breslau ein Auszug beigefügt worden. 


Auf die von dem Dber-Randesgerichtsratbe Sibeth wider 
die Theilnehmer an der Burfchenihaft in Greifswald ge- 
führte Kriminal: Unterfuchung, ertennt der Kriminal:Genat des 
re re Kammergerichts im Alerböchfien Auftrage hiermit 

r Met: 
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. daß die Kandidaten der Theologie und des Rechts, ſowie 
die Studenten N. N. (30 an Zahl) wegen Theilnahme an 
einer gebeimen burfchenfchaftlichen Verbindung, ein Jeder 
mit einem fcchsiährigen Feſtungs-Arreſte zu befirafen, und 
zu allen Öffentlichen Aemtern für unfäbig zu erlläven; 

. die Doktoren der Medizin und praftifchen Aerzte 1, 2, we⸗ 

gen defielden Verbrechens, ein Jeder mit einem fechsidhri« 
en Feſtungs-Arreſte zu beftragen, zu allen öffentlichen 
emtern für unfähig zu erklären, und ihnen die ärztliche 
raris in den Königlihen Preufifchen Staaten zu unter- 


agen; 

III. folgende Beamte, als der Prediger N., der Gymnaſiallehrer 
N., der Burgemeiſter und Stadtrichter N. und die Referen— 
darien und Ausfultatoren N. N. (8 an der Zahl) wegen 
gleichen Verbrechens, ihrer Aemter, als :c. zu entfegen, zu 
allen fernern Öffentlichen Aemtern für unfähig zu erklären, 
er — Jeder mit einem fechsiährigen Feſtungs-Arreſte zu 

eftrafen; 

IV. die Koflen der Unterfuchung den fämmtlichen Angefchul- 
digten pro rata, eventualiter in solidum zur ea zu 
legen. 


— 


Von Rechts Wegen. 





Geſchichtserzaͤhlung und Gruͤnde. 


Am 3. April 1833. wurde Abends nach 10 Uhr in Frank⸗ 
furt a. M. plöglich ein Angeiff auf die daſelbſt befindlichen, 
mit Bürger- Militair befehten Wachen, die fogenannte Kon- 
fiabler- und die Hauptwache, von einer Rotte wohlbewaffneter 
Männer gemacht. Die Wachen wurden erſtuͤrmt, die Mann- 
fchaft entwaffnet, und Einzelne, die Widerfiand leiſten wollten, 
tbeils verwundet, theils getödtet. 

Hierauf erbrak man die Gefängniffe, worin fich befonders 
politiiche Gefangene befanden, und forderte die durch dieſen 
Angrif berbeigerufene Menge laut zum Aufftande auf, indem 
man derfelben Warren darbot. 

Während diefer Zeit hatte fich indeffen das Bürger» Mili- 
tair, feine Befehlshaber an der Spite, eingefunden, und beide 
Machen wurden nach einem geringen MWiderftande, wobei in— 
deffen auch Menſchenblut floß, wieder genommen, und Einzelne 
der Aufwiegler ergriffen. Die Uebrigen waren fchleunigft ge— 
düchtet, und hatten fich dem Anfcheine nach durch Hülfe und 
Peiftand einzelner, in diefen Aufſtand eingemeihter Bürger, 
dem Arme der Gerechtigkeit zu entziehen gewußt. 

Das bier nicht eine vereinzelte That durch irgend eine 
äufere Beranlaffung plöglich hervorgerufen, fondern ein wohl 
überlegter Hlam vorlag, ergab ſich fogleich durch die Umſtaͤnde; 
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tbeils dadurch, daß ſchon am Wormittage den Behörden eine 
anonyme Denunziation iugegangen war, tbeild durch die Art 
und Weife, wie der Angriff felbi von Männern, die fi mit 
Waffen, namentlich mit Schießgewehr verfeben hatten, ausge- 
‚führt wurde, endlich durch den Umſtand, daß die Thäter faft 
nur Leute aus dem gebildeten Klaffen, hauptſaͤchlich Studenten, 
von verfchiedenen Univerfitäten, waren. 

Aus diefen Umftänden ſowohl, als aus früheren revolutio- 
nalren Handlungen, die an verfchiedenen Orten in Deutfche 
Iand vorgefallen waren, und die beftigfle Dppofiton gegen alle 
Hegierungen beurkundeten, wie namentlih die verfchiedenen 
Voiksfeſte, haupſaͤchlich das Hambacher Feft, wo mit feltener 
ige im Angeſichte der Obrigkeit Aufruhr gepredigt, und 
ogar zum Auffiande aufgefordert worden war, lich fich 
auf eine weitverzweigte, auf den — — aller beſtehenden 
Regierungen gerichtete Verſchwoͤrung ſchließen, wovon das 
en Attentat nur der erſte gemwaltfame Ausbruch ge= 
wefen. 

Im diefer Beriambrung näher auf die Spur zu kommen, 
und derfelben mit allen Kräften entgegen zu arbeiten, traten 
Die Regierungen Deutfhlands am WBundestage zufammen, und 
befchloffen , jedem einzelnen Bundes- Staate die Führung der 
desfalfigen Unterfuchung zu überlaffen, zugleich aber eine 
Bundes- Eentralbebdrde in Frankfurt a. M. zu errichten, an 
welche von allen Interfuchungsbebdrden Über das Reſultat dee 
einzelnen Unterfuchungen zu berichten fet, um Dadurch eine 
volftändige und zufammenhängende Weberficht der ganzen Vers 
ſchwoͤrung zu erbalten. 

Für die zum Bundesftaate gebdriaen Provinzen des König⸗ 
reichs Preußen ward die unmittelbare Leitung der Unterfuchun 
dem Kammergerichte, die obere Leitung aber von Sr. Maieftät 
dem Könige einer aus den Miniftern der Juſtiz und der PDoli- 
zei zufammengefehten Kommifiion übertragen. Hauptſaͤchlich 
follte diefe Kommiffion die vermittelnde Beboͤrde zwifchen dem 
Kammergerichte und der Bundes- Gentralbebdrde fein, da die 
Unterſuchungen nicht blos auf die Ermittelung der einzelnen 
Verbrechen und ihrer Thellnehmer, fondern wefentlicher noch 
auf die Verfolgung aler Spuren gerichtet werden folten, auf 
welchen man irgend nur erwarten dürfte, die Verzweigungen 
einer weitverbreiteten DWerbindung wider die befiebende geſell— 
fchaftlihe Drdnung nicht allein in den Staaten des deutfchen 
Bundes, fondern auch binfichtlich ihres Einfluffes auf Deutfch- 
land, in den benachbarten Ländern zu entdecken. 

Efr. Allerböchfte DOrdre vom 7. Dftober 1833.) 

Sp begann die Unterfuchung im dieſſeitigen Staate im 
Auguft 1833. Das Mefultat derfelben, fo wie der in den Übri=- 
gen deutſchen Staaten geführten Unterfuchungen beflätigte nur 
zu fehr die gleich —— gebegte Beſoraniß, daß in der That 
eine weit verbreitete und innig verzweigte Verſchwoͤrung, die 
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den gewaltfamen Umſturz aller beficbenden Staats-Berbältnifie 
bezwede, vorhanden ſei. 

Gleich im Amfange der Unterfuchung waren ein Hauptge- 
genfiand derfelben die geheimen Studenten - Verbindungen auf 
den Univerfitdten, die ſ. 9- Burfchenfchaften, und cs ergab ſich 
auch bald, daß vorzugsweiſe von ibnen die revolurionairen Be— 
Ärebungen ausgegangen waren, Dder doch in ihnen die kraͤf— 
tige Unterfiügung gefunden batten. Diefe Vurſchenſchaften 
fieden fich befonders in zwei Parteien, die beide eine Veraͤn⸗ 
derung der befiebenden Staatsverbältniffe bezweckten. Die 
Einen trachteten darnach, auf dem Wege der ruhigen Reform 
durch Heranbildung des Volks zu freierer Verfaſſung und durch 
Berbreitung ſ. 9- Preifinniger Joͤcen zu wirken; die Andern ver- 
ſchmaͤhten diefe Mittel zwar ebenfads im Anfange nicht, in⸗ 
defien wollten fie auch bald auf eine gewaltſame Weile einen 
andern Zuftand der Dinge herbeiführen, und fpäter betrachteten 
fie dieſes Mittel als das ausſchließliche, um ibre Zwede zu er⸗ 
reihen. Die erfiere Partei wurde Arminia, die letztere 
Germania genannt. 

Der Gegenfiand des gegenwärtigen Erlkenntniſſes betrifft 
jwar nur eine arminifhe Verbindung, indefien erſcheint «8 
nicht unzwedmägig, fchon bier einen Furgen leberblid des Re⸗ 
fultats der ganzen bisherigen Unterfuchung, fo weit es die bur= 
fchenfchaftlihen Verbindungen, befonders die Entwidelung des 
revolutionairen Prinzips im ibnen betrifft, zu geben, da bieraus 
zugleich bervorgehen wird, wie unerläßlich es erfcheinen mußte, 
auch gegen dieſe Verbindung ernfie Maafregein zu ergreifen. 
Eine detailirtere und mit den fpegielfien Thatſachen belegte 
Zufammenftclung muß dem Erkenntniſſe in der Hauptunter= 
fuckung natürlich vorbehalten bleiben, befonders da noc nicht 
überad weg des großen Umfangs der Unterſuchung völlig 
bat abgeſchloſſen werden innen. Dagegen wird auch bier ein- 
gelner Verbindungen und Umftände, die befonders auf die wei⸗ 
tere Entwickelung der Burfchenfchaften, ibrer Tendenz nad, 
entfchtedenen Einfluß hatten, wie j. B. der Vaterland - und 
Hrei-Berein, das Hambacher Feſt ꝛc. in Kuͤrze gedacht wer⸗ 


den muͤſſen. 

Die geſchichtliche Entſtehung der Burſchenſchaft kann als 
bekannt vorausgeicht werden, da folche in den Unterfuhungen 
in dem Jahre 1321 binlänglich ermittelt und durch bffentliche 
Schriften volftändig betannt geworden it, und mag bier nur 
an Folgendes erinnert werden. 

Nach den Kriegen der Jabre 1813, 1814, 1815, worin 
jeder waffenfaͤhige Mann und Juͤngling in Preußen freiwillig 
a den Waffen gegriffen batte, um dag von Frantreich aufer« 
* Koh, das Deutſchland zum Theil feiner angeſtammten 
Küreften beraubt hatte, zu zerbrechen, kehrie Jeder, den nicht 
innerer Beruf oder beiondere Borliebe an den Kriegerfiand 
feffelsen, gu feinen früßern Beruföverpälenifien zuruͤck, die 
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nünglinge aber, die fich den Miffenfchaften gewidmet hatten, zu 
bren Studien. 
Fruͤher hatten auf den Univerfitäten zwar auch fchon DVer- 
bindungen befanden, die theils mach Landsmannfcaften, theils 
ohne Beziehung auf vaterländifche Herkunft, gebildet waren, 
doch nur ein beiteres gefeliges Studentenleben bezweckten. 
Der Ton diefer Verbindungen war im Verlauf der Zeit roh 
geworden und in Nenomiftereien, Duelle und Trinfgelage aus 
geartet. Die Mitglieder der einzelnen Verbindungen ftanden 
unter fich im offener Gehde und die Studenten» Ehre_beitand 
bauptfählic, darin, ein tüchtiaer Trinker oder guter Schläger 
zu fein. Diefem Unweſen zu feuern, errichteten die aus dem 
Kriege zuruͤckgekehrten Fünglinge eine allgemeine Verbindung, 
die jeden Zwiefpalt aufheben, dem Zweitampfe durch Ehrenges 
richte vorbeugen und ſich durch Sittlichkeit und Liebe zur 
Wiſſenſchaft auszeichnen folte. Ihr Symbol war: Ehre, Frei— 
beit, Vaterland, Dabei träumten die Mitglieder diefer Verbine 
dung von einer geifiigen Einheit Deutfchlands, von der diefe 
——— ein Abbild ſein ſollte; von beſtimmten politiſchen 
Anſichten und Zwecken war dagegen damals noch keine Rede. 
Dieſe Verbindung nannte ſich Burſchenſchaft. Indeſſen 
wußten ſehr bald exaltirte Koͤpfe dieſelbe zu ganz andern 
Zwecken zu mißbrauchen und in ihr politiſche Ideen zu er— 
wecken, wozu der Boden nicht unfruchtbar war, bis zuleht aus 
diefer Verbindung eine revolutionnire, der f. 9. fünglings- 
Bund, hervorging, über welchen ein f. 9. Männer: Bund als 
Herricher beſtehen ſollte. Diefe beiden Bünde bauptfäclich, 
fo wie alle burfchenfchaftlihen Verbindungen, waren der Ge— 
genen der früheren Unterfuchung, und das Reſultat derfel= 
en nicht nur zum Theil wohlverdiente Behtrafungen, fondern 
auch erneuerte verichärfte Verbote gegen das Befteben der ge= 
beimen Studenten» Verbindungen. Namentlich erging deshalb 
in Preußen die Allerhöchfle Drdre vom 21. Mai 1824, wonach 
ale Keim: Studenten» Berbindungen auf den Univerfitäten 
der dieſſeitigen Staaten nad) dem zur Verhütung gebeimer 
Verbindungen promulgirten Edifte vom 20. Dftober 1798 - be= 
urtbeilt und beitraft werden folten. Man hoffte durch Ans 
drobung der darin fefigefegten harten Strafen jeden Einzelnen 
von Ähnlichen Verbindungen zurüczufchreden und um dies 
noch wirkfamer zu machen, mußte jeder Student bei feiner Im— 
matrifulation einen Revers unterſchreiben, worin er fich bei 
feinem Ehrenworte verpflichtete, Zeiner geheimen Verbindung, 
welchen Namen fie auch babe, beizutreten und wobei Jeder 
auf > gefeblich ergangenen DBorfchriften aufmerffam gemacht 
wurde. 

Diefe Hoffnung ift leider durchaus getäufcht worden, mie 
der Verlauf der vorliegenden Unterfuchung nur zu fehr gezeigt 
bat. Während naͤmlich die Gentral-Kommilfion zu Mainz noch 
nicht völlig aufgeldft war, und ihren Haupt- und Schlußbe— 
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richt über das Nefultat der frühern Unterſuchung erflattete, er- 
boben ſich fhon wieder die Burfchenfchaften auf den deutſchen 
Univerfitäten. Der Geift derfelben hatte ſich theils durch Tra= 
dition, theils durch Schriften über diefelben, wie z. B. „Haupt 
über Sandsmannfchaften und WBurfchenfchaften,’ „Herbfi 
Ideale und Jerthümer des afademifchen Lebens in unierer 
Zei, fortgevflanzt, und die Anhänger an diefe Ideen hatten 
fh mehr oder weniger formlos zufammen gehalten. Aber nicht 
lange dauerte diefer formlofe Zuftand, vielmehr fiifteten die An— 
bänger, durch dußere Umſtaͤnde veranlaße, theils durch Die 
ibnen gegenüper fichbenden Landsmannfcaften angefeindet, die 
um fo mächtiger wieder bervorgetreten waren, als fie in einzel- 
nen Staaten des deutichen Bundes die Konfirmation der obern 
Pebörden erhalten hatten, theils durch innern Zwiefpalt in 
fich, zu einer fehern Vereinigung angefordert, wiederum bur- 
ihenfcaftlibe Verbindungen. So wurde am 12. Juni 1827 
von der burfhenjchaftlihen Partei in Jena eine foͤrmliche Ver— 
bindung errichtet, der die in dem vorbergedachten Hauptichen 
Werke enthaltene Konftitution zum Grunde gelegt wurde und 
die, ſich Burſchenſchaft nannte. Auch fchon früber waren in 
Wuͤrzburg und Erlangen Burfchenfchaften förmlich wieder zu« 
fammengetreten und ebenfo in Leipzig. in Erlangen war 
Zwiefvalt in der Burfchenfchaft ausgebrochen; zwei Parteien 
fanden fich fchroff gegenüber. Die eine wollte einen moraliſch⸗ 
religiöfen, die andere einen rein politifhen Zweck verfolgen. 
Die Mitglieder der erfiern wurden Myſtiker oder Arminen, die 
jreiten Politifer oder Germanen genannt, und bier kommen 
jwerft diefe beide Namen vor. Die Germania, wahrfcheinlich 
felbfi_von der Würzburger Burfchehfchaft ins Leben gerufen, 
fchloß lich diefer an und begab fich unter ihren Schutz. Außer— 
dem batten beide Parteien um Anerkennung bei der Jenger 
Burſchenſchaft gebeten. Zur Schlichtung diefer Streitigkeiten 
wurde eine Verſammlung von Deputirten der Burſchenſchaften 
von Jena, Leipzig, Würzburg und Erlangen, die während defien 
in ein Kartel- Berhältniß getreten waren, ein_f. g. Buxſchen⸗ 
tag. im September 1827 unweit Bamberg feſtgeſetzt. Es er— 
fbienen auf dieſen Burfchentage Deputirte vom den obenge— 
nannten liniverfitäten; doc Fam eine Vereinigung nur zum 
Nachtheile der Arminen zu Stande. Es wurde nämlich eine 
Tendenz angenommen, die ale genannte Burfchenichaften, als 
für fie verbiedend, anerkennen mußten, dabin lautend: 
Vorbereitung zur Herbeiführung eines frei und gerecht 
geordneten und in Dolfstbümlicher Einheit geſicherten 
Staatsleveng mittelft Beforderung eines moralifchen, wiſſen— 
fchaftlihen Lebens auf den Hochichuien. 
Da die Arminen Partei diefe Tendenz fpäter nicht, anerkennen 
wollte, fo wurde fie, nachdem nochmals eine Mereinigung vers 
fucht worden war, in Verruf geiban; und ein folches Verrufs⸗ 
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Verhaͤltniß fand auch fpäter immer zwiſchen den Germanen 
und Arminen Statt. 

Die obengedahte Verbindung der Burfchenfhaften auf 
den verfchiedenen Untverfitdten wurde der allgemeine Verband 
oder „die allgemeine Burfhbenfhaft” genannt. 

Die Einheit der Grundfäge unter den einzelnen Burfchens 
ſchaften dieſer Allgemeinheit folte aufrecht erhalten merden, 
tbeils durch ein engine brand Geſetz, die f. g. allgemeine 
Konflitution, worin dic Hauptgrundfäge der MWerbindung aufs 
geſtelt waren, und die jede einzelne Burfchenfchaft, bei Strafe 
der Erflufion aus dem Verbande, anerkennen mußte, tbeils 
durch Correspondenz, die abmwechfelnd eine der zum Verbande 
gehdrigen Burfchentihaften führte, welche die gejchäftsführende 
Burſchenſchaft hieß, theils endlich durch die f. g. Burſchen— 
tage, die alljährlich wenigſtens inmal gebalten werden follten, 
und zu denen jede zum Verbande gebdrige Burfchenfchaft De— 
putirte fchickte. Hier wurden befonders die neuen Befiimmuns 
gen der allgemeinen Konfitution beratben und diefe mußten 

ie einzelnen Burfchenfchaften anerkennen, wenn fie nicht aus 
dem DVerbande ausfcheiden wollten. Außerdem wurden auf Die- 
fen Burfchentagen zur Erhaltung der Einheit der Grundiäge 
die Contlirutionen der einzelnen Burichenfchaften einer Revi= 
fion unterworfen. Indeſſen bildete fi das politiiche Prinzip 
in einer Burichenfchaft mehr als in der andern aus, jenach= 
dem dufere Verbältniffe oder einzelne egaltirte Köpfe folches 
mehr befdrderten. So war befonders in Erlangen und Würze 
burg das politifhe Streben von Anfang an durchaus vorberr« 
fhend und bier bildete fich auch zuerft das revolutionaire Prin= 
zip aus. Es fam nämlich dafelbit eine Aufnabmeformel in Ge— 
branch, — wann? iſt nicht mit Beſtimmtheit zu ermitteln, 
doch war fie ſpaͤteſtens ſchon im Jahre 1830 uͤblich — welche 
die Aufjunehmenden geradezu zur Theilnahme an Revolutionen 
verpflichtete. Nachdem nämlich dem WResivienden die Frage 
vorgelegt war, ob er von dem Unrechtmäßigen und Vernunfi⸗ 
widrigen der in Deutfchland gegenwärtig befebenden Verfaſſun⸗ 
en in Bezug auf Recht und Freiheit des Volks, ſowie ruͤck⸗ 
chtlich der fchändenden Zerfulitterung des gemeinfamen DVater- 
landes und der bieraus hervorgehenden Nachtheile überzeugt 
wäre? wurde derfelbe aufgefordert, den Zweck der Burſchen⸗ 
fhaft mit allen Aufopferungen von feiner Seite durch Gut 
und Blut, auf’s eifrigfte zu —— ja ſelbſt zur Herbeifuͤh⸗ 
rung des gewuͤnſchten Zuſtandes in Deutſchland eine Revo—⸗ 
lution nicht zu verſchmaͤben. 

Nach den Ausſagen des geſtaͤndigen Inquiſiten C. hätten 
alle germaniſche Verbindungen dieſe Tenden; und Aufnahme— 
formel dem Sinne, nicht aber den Worten nach aufnehmen 
müffen, doch wären fie bei andern Burfchenfchaften, mit Aug- 
nabme von Erlangen und Würzburg, nur in fomweit angenom= 
men worden, daß jeder Mezipiende fich Hätte verpflichten müf= 
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fen, durch Wort und That den Zweck zu realifiven, was nach 
feiner Angabe nichts anderes hätte bedeuten follen, als durch 
Heberzeugung (Wort) und Revolution (That). 
In ähnlicher Art findet fi) denn auch wirklich die Auf 
nahmeformel neuer Mitglieder größtentbeils in den übrigen 
um allgemeinen Berbande gebdrigen Burfchenfchaften vor. So 
ommen baupt'ächlich die Redensarten vor „durch Wort und 
That den Zweck zu erreichen,” „für das Wohl des deutichen 
Baterlandes zu ſſehen und zu fallen.” Jedoch erfi auf einem 
fodtern, im Nürnderg, Dfern 1830 abgebaltenen Burfchentage 
wurde eine allgemeine Aufnabmeformel für ale im allgemeinen 
Berbande befindliche Burſchenſchaften entworfen, und dem ein⸗ 
— Burſchenſchaften zur Annahme anempfohlen. Dieſelbe 
autete: 
Haft Du erkannt den Sinn und Geiſt, der unſer Grund⸗ 
geſeß belebt und demfelnen Kraft und Anfeben giebt? 
Bekennt Du Did zum Volke der Deutſchen und erfennf 
Du, daß ohne innige Theilmabme an dem Wohl und 
Webe unfers geſammten Vaterlandes auch unfere Bur⸗ 
—— ihrem Zwecke und Weſen nach nicht beſtehen 
nne 
Wink Du, mit ung als Bruder vereint, für die Er 
reihung diejer Ideen ſtehen und fallen? j 
Wink Du dies, fo gieb Dein Ehrenwort duch ein lau⸗ 


tes Fa. 
Kr Erlangen und Würzburg blieb indefien die frühere Aufnah⸗ 
meformel gebräuchlich. 

Betrachtet man diefe Aufnahmeformel näher, fo fpringt 
fogleich das Zweideutige der Wortfaffung befonders in dem Ge⸗ 
aenfage von „Wort” und „That” und dem Ausdrud: „mit 
dem Baterlande zu fiehen und zu falen” hervor, und läßt die 
doppelte Auslegung zu, daß man auch durch Gewalt den Zwech 
verfolgen wolle. So wurde namentlich in Jena dieſe Formel 
Doppelt ausgelegt. Die eine Partei erkannte darin das revolu⸗ 
tionaire-oder das acsmanifche Prinziv, die andere das armini- 
ſche, d. h. nur auf dem ruhigen Wege der Weberzeugung den 
Zweck zu verfolgen. Sobald man ſich Mar daruͤder ausgeſpro⸗ 
ben batte, entftand denn auch eine Trennung im Jena, in 
Sermanen und Arminen, welche fich feindfelig gegenüber tra⸗ 
ten, und gegenfeltig den Verruf ausfprachen. 

In andern Burſchenſchaften kam diefee Gegenſatz weniger 
zue Sprache; man kann deshalb auch nicht mit Beſtimmtheit 
behaupten, daß alle Theilnehmer an folchen Verbindungen de- 
rem bochverrätberifche Tendenz erkannt haben, da ſolche in den 
gedachten Ausdruͤcken nicht behtmmt ausgefprochen war, dieſe 
vielmehr eine doppelte Auslegung zuließen. 

Eine nähere Beleuchtung bierUber muß der Beurtbeiluna 
in dem Haupt = Erkenntniffe überlafen bleiben; bier kann nut 
fosiel bemerkt werden, daß gerade dadurch der fpäter mit be 
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flimmten Worten angenommenen revolutionairen Tendenz die 
Bahn geebnet war. - 

Geſchichtlich muß nun ra aa werden, daß auch auf 
andern Intverfitäten fich wieder Burfchenfchaften Fonftituirten, 
in Bonn im Jahre 1828, in Halle, Greifswald und Breslau 
im Jahre 1829, in Dean im Sabre 1831. Bon dieſen 
Burſchenſchaften waren Bonn im fahre 1829, Halle im Sabre 
1830 und Heidelberg im Fahre 1832 dem ‚allgemeinen Ver— 
bande beigetreten, jedoch war Malle bald. wieder ausgetreten. 
In Breslau batte man im Sabre 1830 einen Verſuch zum 
Beitritt gemacht, inzwifchen batten fich die Theilnehmer, da 
ihnen die revolutionaire Tendenz der Erlanger Burfchenfchaft 
befannt geworden war, fogleich zurückgezogen. * 

Auch in Marburg, München, Tübingen, Kiel, Göttingen 
und Giefen waren Burfchenfchaften entfienden, die ſaͤmmtlich 
dem allgemeinen Verbande beigetreten waren, doch war Got— 
tingen ichon im Jahre 1830 wieder aus dem Verbande getre= 
ten, nachdem es nur kurze Zeit demſelben angebdrt hatte. 

Marburg, Gießen und Leipzig traten erfi Ende 1831 aus, 
und Bonn frühefiens im Sommer 1832. Die Übrigen genann=- 
ten Burfchenfhaften in Erlangen, Würzburg, München, Hei— 
delberg, Kiel, Tübingen und Jena waren nod zur Zeit des 
Srantfurter Attentats im algemeinen Verbande. 

Bon den revplutionair Gefinnten ging jet Immer mehr 
das Beſtreben dahin, die Burfchenfhaften zu durchaus revo— 
lutionairen Verbindungen umzuſchaffen, und alles Zweideutige, 
das eine andere Auslegung zuließ, aus den Konſtitutionen weg— 
jenen. Durch die in Frankreich im Jabre 1830 ausge= 
rochene Revolution wurden die Gemüther noch mebr erbißt, 
befonders da folche auch in andern Ländern, in Belgien und 
Polen, und zuletzt felbft in Deutfchland Anklang fand. Es 
wurden fogar in den meiften Burfchenfchaften die Julirevo— 
lution und der Aufftand in Polen durch befondere Feſte gefeiert. 
So drang dies Gift auch in andere Gemürher nach und nach 
ein, die fich urfprünglich fern davon gehalten hatten. Zur 
Entfcheidung Fam jedoc, dies Prinzip erſt auf dem im Herbie 
1831 zu Frankfurt abgebaltenen Burſchentage. Das 
Einladungsfchreiben ging von der Burfchenfchaft in Jena, die 
damals die geichaftsführende war, aus, und in demfelben 
wurde unter andern geäußert: 

Es fei bisher in der Burſchenſchaft nur gefprochen wor— 

den, man babe die Worte: wirken, ſchaffen, fireben nad 

einem gemeinfchaftlichen Zwecke, bis zum Efel gebört. Es 
müfle die Zeit kommen, denfelben aussuführen. Die Bur- 
ſchenſchaft folle daher eine mehr praftifch:politifche Tendenz 





*) efr. wegen diefer Burfhenfchaft das in der Anlage IL ertraktweife 
beigefügte Erkenntuiß. 
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gewinnen, namentlich durch Theilnabme an Zeitfchriften 

und —— Philiſter⸗Vereinen. 

Zu dieſem Burſchentage erſchienen Deputirte von den 
Burſchenſchaften in Jena, Erlangen, Marburg, Wuͤrzburg, 
Tübingen, Gießen, Kiel, Münden und Leipzig. Außerdem 
war ein Student Sch, anmwefend, der in Bonn Mitglied war, 
ob als förmlicher Deputirter, if bier nicht zu erörtern. 

Auf dieſem Burfchentage wurde nunmehr die Tendenz 

folaendermaagen bingeftellt: 

Herbeiführung eines in Einheit und Zreibeit geordneten 

Bolksiebens in einem deutichen Vaterlande. 

Man lieh die Worte „Vorbereitung zur Herbeiführung” abficht- 
lich meg, da man der Anficht war, daß man bereits genug vor- 
bereitet feit und nun auch handeln muͤſſe. Außerdem wurde die 
Berpflihtung ausdrücklich feitgefeht, daß jeder Burfchenfchafrer 
an allen freifinnigen revolutionairen Befirebungen im und aufer 
dem Baterlande Tbeil nehmen müfle. 

Diefe Beihlüffe muften verfaffungsmäßig alle Burfchen- 
haften, die im allgemeinen Verbande ftanden, annehmen, und 
o war denn nunmehr die revolutionaire Tendenz; mit ausdrücd- 
liben Worten a während fie früher nur auf eine 

verſteckte Weife in den Konftitutionen enthalten war. Zum Be— 
lage, daß die tiefer Eingemweibten fchon in der frübern Konfti- 
turion dieſe Tendenz erkannten, dient unter andern ein Brief 
eines Studenten R., der von Jena aus im fahre 1832 ge— 
ſchrieben it. Zu diefer Zeit nämlich batten fich die germanifche 
und arminifche Partei dafelof auf kurze Zeit wieder vereinigt, 
und man befürchtete allgemein eine Unterfuchung Mit Be— 
——— bierauf lautet nun eine Stelle des erwähnten Briefes 
wortlich: 

Eine Verbindungs- Unterſuchung fol bevorſtehen. Nun 

wir koͤnnen es jet ruhig anſehen, fruͤher waͤren wir als 

Opfer gefallen. Der Zweck der Burſchenſchaft iſt nach 

langem Kampfe wieder ſo in die Konſtitution aufgenommen, 

wie er bis zum letzten Burſchentage umfchrieben war. 
Die Wörter „als Opfer gefallen” deuten unzweifelhaft auf die 
Frankfurter Burfchentags: Befchlüffe, weil dadurch, wie gedacht, 
die revolutionaire Tendenz ausdrüdlich ausgefprochen war. 
Tiefe Tendenz hatte man, da fonft die Arminen fich nicht an= 
gefchloffen haben würden, fallen laffen und die frühere germa—⸗ 
nifhe Tendenz der Burfchenfchaft in Jena angenommen. Die 
Worte daber „„bis zum letzten Burfchentage umfchrieben war” 
deuten darauf bin, daß die germanifh Gefinnten nicht nur zur 
Zeit der MWiedernereinigung, fondern auch fhon vor dem Frank— 
furter Vurfchentage revolutionaire Zwecke verfolgten. 

Neue Nahrung erbielt diefer revolutionaire Geift durch die 
olen, die, nachdem ihr Aufftand gefcheitert, flüchtig durch 
utichland nach Franfreih eilten. Ueberall wurden fie als 

Maͤrtyrer für die Sache der Greiheit angeſehen; man beeiferte 
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ſich, fie auf das glängendfle zu bewirthen, und es traten Ver: 
eine, f. g. Polen-Comite’s, zufammen, die Geldbeiträge zur Un— 
terftügung der Flüchtlinge fammelten. Hierdurch entfand ein 
näherer Vereinigungspunkt zwiſchen den Bürgern und Studen— 
ten, da beide gemeinichaftlich für diefe Sache fich intereſſirten, 
und die Studenten bemübten ſich bäufig dabei, die Bürger für 
ihre Anficht zu gewinnen. 

Ein Anhaltspunkt von größerem Umfange ward den Stu— 
denten aber durch die Konftituirung des f. g. Preß- und Va⸗ 
terlands=-Bereing. Im Jene 1831 naͤmlich batte der 
Advokat⸗Anwalt Wirtb eine Zeitfchrift, „die Zribüne” ge 
nannt, in München redigirt, die wegen ihres revolutionairen 
Inhalts mehrfahe Beſchlagnahmen erlitt. Ende des Jahres 
1831 erlich deshalb Wirth eine Aufforderung, ibn durch 
Zeichnung auf Aktien à 50 FI. zur Errichtung einer eigenen 
ae die er unter den Schuß der rheinbaierfhen Gelche 

elen wollte, zu unterügen. Diefer Aufruf fand, befonders 
im Heidelverg, großen Anklang, und unter den dortigen Stu— 
denten wurde auf 3 Wltien gezeichnet. Bald darauf erſchien 
denn auch im er „die neue Tribüne”, mit frechem 
und unebrerbietigem Tadel gegen ale befiebende Regierungen 
angefünt. Die naͤchſte Veranlaffung zur Stiftung des gedach- 
ten Vereins gab indefien eine Feflichkeit, die zu Ehren des 
zue Dppofition in der Baierfchen Ständenerfammlung gebb= 
renden Deputirten Schüler veranflalset war. Nachdem auf 
diefem Feſte zuerfi dem Schüler der glänzendfie Weihrauch 
geopfert und feine große Dppofition gegen die Regierung mit 
den erfinnlichftien Lobbudeleien erhoben worden war, traten 
bauptiählihb Savoye, Schüler, Geib zufammen und cr- 
richteten einen Verein, der anfcheinend nur zur Errichtung der 
freien Preſſe dienen folte. Unmittelbar darauf erfchien ein 
Aufſatz in dee Tribüne, betitelt „Deutfchlands Pflichten”, der 
ewiſſermaaßen die Statuten diefes Vereins enthielt. Derfelbe 
ann als bekannt vorausgefeht werben, da er fah in allen füd- 
deurfchen Oppoſitionsblaͤttern erfchien und außerdem in taufen« 
den von Eremplaren überall verbreitet wurde. 

Wird gleich in diefem Auffage nicht direkt zum Auffiande 
aufgefordert, fondern angegeben, daß man nur durch die freie 
Preſſe den Zweck erreichen wolle, fo läßt fich doch beim nähern 
Anblick auch eine revolutionaire Tendenz darin erkennen. Es 
wird damit angefangen, daß die Fürfien einen Bund zur Un— 
terdruͤckung der Vbller gefchloffen hätten; diefer fole gehürzt 
werden, die Völker follen ihre Freiheit erlangen, und zwar da⸗ 
durch, daß Rußland von Preußen und Deftreich durch ein de— 
mokratiſch organifirtes Polen getrennt, das Uebergewicht des 
preußifchen und dfterreihifchen Könige durch die _Drganifation 
eines deutichen Meiches mit demokratifcher Verfaſſung aufgebo= 
ben und eine europälfche Staatengefellfchaft durch eim treueg 
Buͤndniß des frangdfifchen, deutſchen und polnifchen Volkes 
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vorbereitet werde; mithin bezweckte der Verein die Aufhebung 
aller beftchenden Staatsverfaflungen. 

Dag ein folder Zufand nicht leicht ohne Gewalt hHerbel- 
geführt werden könnte, iſt einleuchtend und war gewiß nicht 
den Stiftern diefes Vereins verborgen. Sie bielten indeſſen 
Die Zeit noch nicht reif dafür und deshalb follte durch die freie 
Breite die Notbwendigfeit der Drganifation eines deutfchen 
Reiches im demofratifhen Sinne zur lebendigen Uebergeugung 
aller deutichen Bürger erboven werden und Ale follten dahin 
ebracht werden, * ſie die Herbeifuͤhrung einer ſolchen politi— 
chen Reform als den Lebenszweck der jetzigen Generation an— 
erfannten. 

Wird dann ferner ausgeführt, daß diefer große Zweck 
fogar auf dem Wege friedlicher Reform erreicht werden 
ünne, da es ein Belek der Natur fei, daß Feine materielle 
Macht der übereinftimmenden und mit Feuer erfüßten Mei— 
nung eines Volles zu widerfieben vermödge; fo laͤßt ſich beſon— 
Ders das Wörtchen „‚fogar” dabin deuten, daß nicht auf fried- 
lichem Wege allein das Ziel erreicht werden folte, und daran 
konnten jene Stifter um fo weniger denken, als fchon die ge= 
genmwärtige Generation diefen Zweck vollführen follte. 

Der weitere Verlauf wird aber zeigen, daß diefer Verein 
fpäter geradezu hochverraͤtheriſche Zwecke verfolgte, und kann 
man vielleicht nicht mit, juridifcher Beſtimmtheit behaupten, 
daf die Stifter des Vereins gleich bei feiner Gründung folche 
Zwede beabfihtigt haben, wogegen allerdings in dem KHaupt« 
erfenntnifie näher gm erdrternde wichtige Momente fprechen, fo 
iũ doc gewiß nicht in Abrede zu fielen, daß der Keim daju 
bereits volfändig vorhanden war. 

Der Auffag „Deutichlands Pflichten” wurde in vielen dffent- 
lichen BWirrbshdufern mit Pränumerationsliftien ausgelegt, und 
Durch befondere Emiffaire wurden für denfelden Beiträge ge= 
ſammelt. Beſonders thaͤtig nahmen ſich die Burſchenſchaffen 
dieſes Vereins an und zwar beide Parteien, die Germanen, 
weil deren Häupter ald Tendenz des Vereins nur Vorbereitung 

Revolution durch revolutionaire Schriften ertannten; die 

eminen dagegen, meil fie im ibrer Unbefangenheit nur die 
Herbeifäbrung einer Reform Deutſchlands auf friedlichem Wege 
darin fanden. Doch fcheinen fhon manche Arminen eine 
bochverrätberifche Tendenz darin erfannt zu haben. Denn in 
einem in Beihlag genommenen Briefe eines Studenten W. de 
dato Jena, 25. Juli 1832 kommt die Stelle vor: 

Mebrere weigern fih am Prefverein als bochverrätherifch 

Theil zu nebmen, 
und ebenfo bekundet ein Angefchuldigter, der Dr. 2, daß zu 
feiner Zeit in der Arminia zu Jena für den Pref- Verein zu 
fammeln, jur Sprache gekommen, aber verworfen morden fet, 
weil dies nur zur Interdüyung von Reuten dienen würde, die der 
Unterfägung nicht werth feien, da notoriſch revolutionair Ges 
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— wie Siebenpfeifer und Wirth, an der Spitze 
nden. 

Diefer Verein brachte aber ferner die fudirende Jugend 
mit Männern in nähere Berührung, die bereits im bürgerlichen 
Leben eine Rolle ſpielten. 

Die nächte Gelegenheit, wo fich der Verein thätig bewies, 
war das fo berüchtigt Hambakher Fehl. Am 27. 
Mai 1832 folte nämlich die Sabrestagsfeier der Verleihung 
der Konftitution für das Königreih Baiern zu Hambach ge= 
feiert werden. Die untern Behörden, welchen das revolutio« 
naire Treiben in Rheinbaiern gewiß am beiten befannt war, 
unterfagten dies Feft in der gegründeten Beforgniß, daß dabei 
Exzeſſe vorfallen möchten. Indeſſen wurde hoͤhern Orts auf 
wiederholte desfallſige Befhmwerden die Feier des Feſtes erlaubt. 
Zu diefem Feſt erichien eine von Siebenpfeifer abgefaßte 
Einladung, ‚die nach allen Orten bin verichicdt wurde und 
worin deutlich ausgefprocen war, daß das Feſt nicht der 
Baierfhen Verfaſſungs-Urkunde, nicht, wie ausdrüdlih darin 
gefagt wird, dem Errungenen, fondern dem zu Erringenden 
und dem mannbaften Kampfe für AUbfchüttelung innerer und 
äuferer Gewalt, gelte. 

Diefem Aufrufe entfprach denn auch das Feſt; an 30,000 
Menfhen waren zu demfelben bingefirömt aus allen Klafien 
und Ständen, befonders die fludirende Jugend. Die Farben 
der Burfchenfchaft, fhmenı, roth, gold, waren zur National- 
farbe erhoben, wie fräber die Banner des ehemaligen deutichen 
Kaiferreichs dieſe Farben führten, und gleichfarbige Fahnen 
wurden bei dem Hinaufzuge auf das Schloß zu Hambach den 
Zügen vorangetragen; ſchwarz, roth und gold waren die Kos 
farden, die fafi jeder Mann dort trug und die Feſtredner wa— 
ren mit Schärpen von gleichen Farben gefchmüdt. Ja als eine 
Fahne mit dem baterfchen Nationalfarben ſich bliden lieh, er- 
fchol der Ruf: „‚nieder mit ihr!” Nur die Fahnen mit den 
yolnifhen Farben wurden begrüßt und bewillfommt. 

Die Reden, die dort von den Koryphaͤen gehalten wurden, 
athmeten nur Revolution; mit den grellftien Farben wurde das 
Unglüf der Völker vorgefpiegelt und Hülfe daaegen nur in 
dem Umiturz aller befiebenden Verfaſſungen und in Entfernung 
der Fürfien gezeigte. Bet dDiefen Redensarten follte es aber 
nicht bleiven, man wollte fidy fogar ſelbſtſtaͤndig dort konſti— 
tuiren. Am 28. Mat naͤmlich folte auf dem Schiefhanfe zu 
Neuſtadt eine Verſammlung des gebildeteren Theils jener 
Menfchenmafe gebalten werden, wabricheinlih urfpränglich 
beftimmt zu einer Berathung über den Preßverein. Sieben— 
pfeifer forderte jedoch die DVerfammelten auf, nach Gauen 
zufammen zu treten und Männer ihres Vertrauens zu wählen, 
die beratbichlagen folten, über die Abwehrung innerer und 
äußerer Gewalt. Die Norddeutfchen, welche befonders zufam= 
mengetreten waren, fchickten vor der Wahl — an er 

enpfei— 
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benpfeifer mit der Anfrage, wozu gewählt werden ſollte? 
und erhielten zum Befcheide: „sum Zwed einer proviforifchen 


Nachdem die Devutirten gewäblt und sufammengetreten 
mwaren, begaben fie ſich in den Saal der Schoppmannfcen 
Wohnbaufes und bier ward nun diefer DVorfchlag zur Konftt- 
twirung einer proviſoriſchen Regierung, dem Bundestage gegen⸗ 
über, gemacht, da eine große Mißſtimmung im Volte herefche, 
und dies erwarte, daß ceiwas mehr geichebe, als bloße Neden. 
Rach beftigen Debatten indeffen ward diefer Vorfchlag haupt: 
ſaͤchlich darum verworfen, weil cine ſolche proviforifche Regie⸗ 
zung noch zu * ſei, und außerdem, weil die De utirten 
ſich dazu nicht von ih 

Welche Folgen aber diefer Vorfchlag, wenn er durchgegan⸗ 
gen, gebabt haben kounnte, und ob namentüch nicht ein fofor- 
tiges gewaltfames Eingreifen, wozu die noch nicht vdllig zer- 
Greute und febr u Menfhenmaffe gutes Material dar- 

in gefielt bleiben, fo wie es dem Haupt 
Erfenntniffe vorbebalten werden muß, ob nicht Einzelne wirt: 
lich eine ſolche Abficht dabei begten. 

Die Wirkungen diefes Feftes blieben auch nicht aus, viel- 
mebr war der ungebildetere Theil der dort Berfammelten, die 
Bürger und Bauern der Städte und Dörfer der naͤch ſten Um⸗ 
gegend, durch Die dort gehaltenen revolutionairen Reden fo 
aufgeregt morden, daß fic bei ihrer Rüdkunft Freibeitspdunte 
vflanzten, ja ſelbſt ihre Obrigkeiten verjagten und ſich mit Ge— 
walt allen a eblen widerfehten. Gpjeffe diefer 
Art fielen vor in Dürkheim, Efchbach, Kirmeiler, Ludwigswin- 
kel, Lautkirchen, Alfenborn und Entenbach, wiewohl auch fchon 
früher ähnliche Exzeſſe in andern Orten der dortigen Gegend 
vorgefalen waren. Die Aufregung war aber fo geiteigert, daß 
erſt Durch das Einfchreiten der bewaffneten Macht die Ruhe 
wieder bergefiellt werden konnte. 

Die nächte Thätigkeit des Preßvereins, von dem am ver. 
Ihiedenen Drten Filial-Romite's errichtet worden waren, und 
der gleich nach dem Hambacer Tee boͤchſtwahrſcheinlich eine 
entichieden bochverrätherifhe Tendenz angenommen hatte, be= 
fand nun darin, die heftigften DOppofitions- Schriften, worin 
Hab und Verachtung aller beftehenden gefelligen Ordnung fich 
ganz offenkundig darlegte, unter das Volk zu verbreiten, befon= 
ders auch unter die nicderen Klafien, und danach war auch die 
Schreibart dieſer Libelle eingerichtet. Außerdem fchicten die 
erwähnten Komite’s Emifjaire, um Aufmunterung zur Veran⸗ 
ſtaltung ähnlicher Tele, wie das Hambacher, = veranlaffen, 

1836. 5.93, 
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und dem Prepverein eine weitere Ausbreitung zu verſchaffen, 

endlich um Erfundigung einzuziehen, welche Mittel vorhanden 

wären, * eine Revolution zum Ausbruch kaͤme. Zu dieſem 

Zwecke bereiſte ein Doktor Rauſchen platt den Suͤden und 

ein gewiſſer Vennedey den Norden von Deutfchland. 

Durch das Hambacher Feſt waren die Regierungen Deutfch- 
lands auf das revolutionaire Treiben diefer Leute noch aufmerk⸗ 
famer geworden, und einflimmig ergingen dasbalb von dem 
Bundestage Beſchluͤſſe zur Unterdrüdung diefer aufrübriichen 
Befirebungen. Auch wurden in einzelnen deutſchen Staaten 
Unterfuchungen eingeleitet. Indeſſen fprach man allen diefen 
Anordnungen Hohn, und in Xena und mwahrfcheinlich auch in 
Heidelberg wurden die Zeitungen, worin fich die Befchlüffe des 
Bundestages befanden, bffentlich verbrannt. 

Außerdem fcheinen von jegt an die Polen-Komite's, deren 
urfprünglicher Zweck fortgefaden war, einen Anhaltpunft für 
die eraltirten Köpfe Deurfchlands geworden zu fein, und zu⸗ 

leich dazu gedient zum baben, die revolutionairen Intereſſen 

oleng mit denen von Deutfchland mehr zu vereinen, wie den 
auch fchon in dem Aufſatz: „Deutfchlande Pflichten” die Wic- 

- derberftelung Polens als eine der wichtigen und dringendften 

Aufgaben Deuiſchlands wegen der eigenen Interefien geradezu 
aufgeftelt wird. 

Das nähere Detail über alle bier angeregte Gegenflände 
muß dem Haupterfenntniffe überlaffen bleiben, und kann bier 
nur noch Kolgendes über die weitere Fortbildung der allgemei- 
F Bur euſchaft bis zum Suttgarter Burſchentage ange— 

rt werden. 

Durch die allgemeine Burſchenſchaft war bauptfächlich das 
tevolutionaire Treiben weiter befdrdert worden; doc fheint 
der Vaterlands- und Preß-Verein fchon einen gröfern Einfluß 
auf fie ausgelibt zu baben, was befonders daraus erflärlich if, 
dag mehrere Mitglieder derfelben, nachdem fie die Univerfität 
verlaffen, mit dem VBaterlandsverein in nähere Berührung ge— 
treten und Mitglieder defielben geworden waren. Auch fchei- 
nen im der Burfchenfchaft ſelbſt fchon Mitglieder oder doch 

Eingewelbte des Vaterlandsvereins gemwefen zu fein. 

Zu Weihnachten 1832 war ein neuer Burfchentag zu 
Stuttgart, wahrfcheinlich auf —— der Würzburger 
Burfchenfchaft, ausgefchrieben worden, und bier wurden nun 
bauptfächlich drei Befchlüffe, welche die Burfchenfchaft weient- 
lich umgeftalteten, angenommen. Es wurde nämlich beſchloſſen: 
1) daß die Burfchenfchaft fortan nur auf revolutionaire Weife 

ihren Zweck verfolgen fole, da auf dem bieherigen Wege 

nichts erreicht worden fei; 

2) daß jede Burfchenfchaft fich künftig, in welcher Form fie 
wolle, konſtituiren kͤnne, und daß auch Nicht» Studenten, 
J—— Philiſter, als Mitglieder aufgenommen werden 

nnten ; 
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3) fole die Burſchenſchaft fih dem Vaterlande- Vereine in 
ranffurt a. M., denn dort war jcht der Haupıfib deffel- 
en, unterordnen; 

oder wie andere angeben, 

fih mit demfelben in Verbindung fehen. 

De facto aber hatte ſich die Burfchenfchaft untergeordnet, wie 
das Frankfurter Attentat zeigt. 

Diefe Beſchluͤſſe wurden von den einzelnen Burſchenſchaf⸗ 
ten, namentlich in Heidelberg, angenommen, und dort auch ein 
politifcher Klubb tonſtituirt 

Bald darauf famen denn auch Emiſſaire des Vaterlands— 
Bereins nach den Iiniverfitäten, und forderten die Burfchen- 
fhaften auf, fräftige und entfchloffene Männer aus ihrer Mitte 
nah Frankfurt zu Anfang April zu ſchicken, wo, mie fie fich 
ansdrüdten, ein Haupt= Coup ausgeführt werden follte; dort 
wolle man fich der Derfonen der Bundestags - Gefandten und 
des Bundes: Archivs bemächtigen, und Frankfurt fo zum Mit- 
telpunft aller weitern Revolutionen machen. Im Heidelberg 
namentlich bewaffneten ſich die Mitglieder des politiichen Klubbs, 
um, fals in Frankfurt die Sache einen glüflihen Ausgan 
näbme, nah Manheim aufjubrechen, dort ebenfalls einen Aufs 
Hand anzuregen, das Zeughaus zu nehmen, und den Rheine 
baiern, die * an der Rheinſchanze ſammeln würden, die dor- 
tige Brüde freijupalten. 

Bon Heidelberg aus famen fünf Studenten nah Franfs 
furt, um am der dort ausbrehenden Revolution Theil zu neh— 
men; auch von Erlangen und Würzburg waren Studenten zu 
diefem Zweck nah Frankfurt gereitt. 

Gleichzeitig folte in Ludwigsburg eine Revolution aus— 
brechen, und zwar vom Militatr ausgehend, unter Leitung des 
Doer-Lientenants Koſeritz. Eben fo hatte der Dr. Gaerth, 
Mitglied des Baterlands - Vereins, nach aufgefundenen Brie— 
fer, die zu Befanson fiationirten Polen zum Aufbruch veran- 
lagt, um den deutihen Revolutionairen zu Hülfe zu fommen. 

Blüdlicherweife ward aber das Frankfurter Attentat gaͤnz⸗ 
lich vereitelt, und damit für den Augenblick jeder weitere revoö⸗— 
Jutionaire Plan. 

So war denn die Burfchenfchaft eine durchaus revolutio- 
naire Berbindung geworden, deren revolutionaire Hirngefpinnfte 
nicht mehr bloß auf dem Papier flanden, fondern zu gemalt» 
famen Handlungen wirklich — 

Hieraus leuchtet aber der gefaͤhrliche Charakter ſolcher Stu- 
denten » Berbindungen auf das Hellfte hervor. Ganz unfchein- 
bar waren diefe Verbindungen bei ihrem Anfanae, nur von 
Ehre, Freiheit, Vaterland träumend, worunter die Berbundenen 
eine geiflige Einheit Deutfchlands verfanden. Indeſſen lag ge= 
rade in dem Gedanken der Einheit Deutfchlands der Keim zu 
dem fpäteren politiſchen Zwecken. Dies war der Anhaltspunkt, 
woran Männer von reiferem Alter ihre m Pläne 
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Tnhpften, und die unerfahrne Tugend, die mehr in einer idea⸗ 
len Welt lebt, zu bethören und zu beftriden mußten. So hatte 
fich zumächft die politifche Tendenz, durch die Worte: „Worbe- 
reitung zur Herbeiführung eines frei und — geordneten 
und in volksthuͤmlicher Einheit ———— taatslebens“ ent⸗ 
wickelt, und wenn auch früher dieſer Zweck nur auf dem tubi- 
gen Wege der Reform herbeigeführt werden follte, fo lag doch 
der Hebergang des ausgefprochenen Worts zur That zu mabe, 
wie denn überhaupt eine Theorie ohne 5* ein Unding if. - 
Deshalb waren denn auch von Anfang an in dem Preußiſchen 
Staate die gefchärftefien Verordnungen gegen DVerbindungen 
der Art erlaffen worden. Die Zeit hat die MWeisbeit diefer Maf« 
regeln volllommen gerechtfertigt, und damit zugleich das ernite 
in diefer Unterfuchung von der Regierung beobachtete, und auf 
die Gefebe gegründete Verfahen, auch wider diejenigen Ver— 
bindungen, die noch Feine revolutionaire Tendenz angenommen 
batten. Mag es allerdings gegründet fein, daß vieleicht die 
Mehrzahl der Thellnehmer derartiger Verbindungen gar nicht 
deren Gefährlichteit ahnte, und im denfelben nur ein beiteres 
efelliges Studentenleben oder eine freiere geiflige Ausbildung 
uchte und fand, fo konnte doch diefer Umſtand ein kraͤftiges 
Eingreifen der Regierung gegen folhe Verbindungen nicht bem⸗ 
men, und dürfte dies nur ein Motiv fein, ſolche Theilnehmer 
nach gefchloffener Anterfuchung, wodurch das Maß ibrer Schuld 
erft vonftändig ermittelt werden kann, der Königlichen Begna—⸗ 
digung zu empfeblen. 

Dies vorausgeſchickt, kann nunmehr zu dem Gegenflande 
diefer ſpeziellen Unterſuchung nad er werden, d. b. zu 
der in Greifswald befiandenen Burfchenfchaft. 

Die Gefchichte ne oe 8* 4 Perioden theilen. 

rſte Periode. 

Nach den zu Chpnick ſtattgebabten Unterſuchungen hatten ſich 
alle Verbindungen in Greifswald aufgeldſt, und es beſtand 
dort nur eine ſogenannte Allgemeinheit ohne ale Form, nur 
mit einem fogeuannte Comment verfeben, der nichts weiter 
enthielt, als Vorfchriften über gewöhnliche Studenten Unaele- 
genbeiten, d. h. über Duelle, über Studenten- Ehre, Verruf 
und dergleiben. Es entflanden jedoch bald Zwiſtigkeiten im 
diefer Allgemeinheit, indem einige Mitglieder fidy durch Raufe— 
reien und Trinten, fowie überhaupt durch cin rohes Leben gel- 
tend machten, während andere, an deren Spike hauptfäclich 
frühere Mitglieder burfcbenichaftliher Verbindungen flanden, 
nur ein fittlich - wiffenfchaftliches Leben unter den Studirenden 
aufrecht erhalten wollten. So fanden fich beide Parteien ge— 
genüber, die erfiere das Prinzip der früheren Landsmannfchaf- 
ten, die zweite das Prinzip der frübern Burfchenfchaften im 
Allgemeinen repräfentirend, und jede Partei, da die Trennung 
einmal ausgefprochen war, fonderte fich immer fchroffer gegen 
einander ab, bis fich die Mitglieder zu fbrmlichen Verbindun- 
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gen konfitwirten, nämlich zu Burfchenfchaft und Landsmann 
Ichaften. Zuerfi trat im Anfang des Jahres 1827 ein fbrm: 
lich Tonfitwirtes Korvs, die Ponimerania genannt, auf, was 
denn unmittelbar ein engeres Anfchließen der Mitglieder der 
burfhenfchaftlichen Partei, die fpottmweife die Schotten genannt 
wurden, nad) fich 509. Bald darauf fam es bei einem Duelle 
zwiichen einem PBommer und Schotten zum Bruch und zum ge= 
enfeitigen Berruf. Indeſſen follte diefer Zwiefpalt durch eine 
Bermittelung Dritter bald wieder beigelegt werden, und «6 
warden zu diefem Zweck Kommiffarien von beiden Parteien er- 
nannt, um eine gegenfeitige Anerkennung zu bewirken, und den 
alten Comment zu revidiren und zu erneuern. Dies gefchab 
auch, und der gedachte Comment erhielt außerdem einige Abe 
änderungen und Zufäbe. Derfelbe ward zweimal abgefchricben, 
eine Abjchrift erhielt die Pommerania, die andere die burfchen- 
ſchaftliche Partei, und galt nunmehr als bindendes Geſetz 

Bon diefem Augenblif an muß man aber auch diefe bhur— 
fchenfchaftlihe Partei als befondere Berbindung konſtituirt an> 
nchmen, denn fie war von einer ihr gegenüberfichenden Partei 
als foldye anerkannt, und hatte ein Geſetz, nämlich den gedach- 
ten Comment, auch unterfchied fie fich durch Tragung der bes 
fannten Burfhenfhaftsfarben: ſchwarz, roth, gold. Enthielt 
der erwähnte Comment freilich nur Vorfchriften, die fich auf 
gewoͤhnliche Studenten: Angelegenbeiten bezogen, und nament= 
lich Feine ſpezielle Tendenz, fo_batte die burfchenfchaftliche 
Partei doch eine folche, nämlich ſittlich-wiſſenſchaftliche Ausbil⸗ 
dung zur Befähigung für den Fünftigen Staatsdienf, bie all- 
gemein anerkannt und nur nicht niedergefchrieben war, und 
auferdem hatte fie, wie gedacht, ein bindendes Geſetz, nämlich 
den fogenannten Comment, wie die Pommerania. So gut da- 
ber die legtere als eine Studenten Verbindung angenommen . 
werden muß, fo gut kann man es auch von der andern Partei 
fagen, denn daß die erftere in ihren dufßeren Verbaͤltniſſen ge- 
regelter in fich war, kann keinen weſentlichen Unterfchied machen. 
Dagegen war fie aber auch eine geheime Studenten-Berbin- 
dung, da fie ihr Beſtehen den afademijchen Behoͤrden zu ver- 
heimlichen fuchte. , 

.  Diefe burfchenfchaftlihe Verbindung bildete fih immer 
mebr und mehr aus, und im Herbfie 1827 erwählte fie ſchon 
drei Borficber, nämlich einen Sprecher, der die Ordnung in 
ihren Berfammlungen und Befilichleiten aufrecht erhalten mußte, 
einen Fechtmwart, welcher für die Drönung auf dem Fechtboden 
zu forgen batte, und einen Kaffirer, der die Beiträge, welche 

r Fechtboden - Mietbe und bei befondern GBelegenbeiten, z. B 
bei ommerzen, eingezogen wurden, einfammeln mußte. 

Fehler ſchloß fich dieſe Verbindung in fich 5* durch 
eine im Herbfie 1828 bei dem Univerftäts- Ge ht angebrachte 
Denunziation. Unter ihren Mitgliedern war nämlich ein Zwie— 
ſpalt entflanden, da einige wegen ihres rohen Lebens ausge- 
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fchloffen murden. Dies veranlaßte biefelben die Werbindung 
als eine burfchenfchaftliche m denunziren, weshalb eine Unter⸗ 
ſauns eingeleitet wurde, in, deren Folge mebrere Mitglieder 
as consilium abeundi erhielten, andere daſſelhe unterſchrei⸗ 
ben mußten. Dadurdy wurde indeß diefe Verbindung keines— 
weges aufgelbft, vielmehr trat fie nur enger zufammen, und um 
ſich näher kennen zu lernen, wurden f. g. Kränzchen errichtet, 
welche wöchentlich einmal auf den Zimmern bei einzelnen Sn: 
tereffenten zufammen famen. In diefen Krängchen, einem cha= 
rakteriſtiſchen Inſtitute aller Burfchenfchaften, wurde über wife 
fenfchaftliche, vbilofopbifhe und geſchichtliche, namentlich poli⸗ 
tifhe Gegenftände gefprohen. Dadurch bildeten fich die polis 
siihen Anfichten der Mitglieder immer mehr und mebr aus 
und man ſprach jetzt ſchon von fonftitutionelen Verfaſſungen, 
von einer böbern Eintgung Deutfchlands, wobei freilich die 
verfchiedenften und fonderbarften Meinungen fich geltend mach— 
ten, fowie von Heranbildung ded Volkes zu diefem Ziele. Be—⸗ 
fonders regten und befbrberten diefe Anfichten die ſchon oben 

enannten Werfe von Haupt und Herbfi, aus welchen in 
| den Kränzchen Vorlefungen gebalten wurden. Dagegen iſt «6 
allerdings richtig, dag noch Feinem Theilnehmer ausdrüdlich die 
Verpflichtung auferlegt wurde, für Realifirung diefer Anfich« 
ten im Fünftigen bürgerlichen Leben zu wirfen. 

Durch die flattgehabte Unterfuhung ward aber die Ver— 
pflihtung der Thellnehmer zur Gebeimbaltung der Verbindun 
noch mehr eingefchärft, da die zuerfannten Strafen, wenn glei 
fie auch ſehr —5 ausgefallen waren, doch Jeden von der 
Strafbarkeit dieſer Verbindung uͤberzeugt haben mußten. 

In dieſen Kraͤnzchen kam endlich zur Sprache, die Geſetze 
der Verbindung, wie ſie ſich im Laufe der Zeit geſtaltet hatten, 
ſchriftlich niederzulegen, und dieſe Unfiht fand um fo mehr 
Anklang, als bei der flattgehabten Unterſuchung ihr früberes 
Geſetzbuch, der gedachte Comment, in Beichlag genommen wor⸗ 
den war. Es wurde deshalb eine befondere Kommiſſion aus 
4 Mitgliedern ernannt, um eine befondere Konflitution auszu— 
arbeiten. Nach 6 oder 8 Wochen war diefe Kommiffion mit 
dem Entmwurfe der Konflitution fertig und nah Dflern 1829 
wurde folcher der Verbindung zur Berathung vorgelegt, in 
mehreren Verſammlungen disfutirt und angenommen. In 
Kraft trat dies Geſetz aber erfi um Pfingfien deffelben Jahres. 

Hiermit beginnt nun 

die zweite Periode. 
Vorauszuſchicken ift zuvor noch, dag die Mitglieder der Wer- 
bindung der erfien Periode von Sr. Maieflät dem Könige, auf 
Antrag der hoben Minifterial: Kommiffion, völige Begnadi— 
gung erhalten haben, tbeils, weil eine befiimmte Verpflichtung, 
politifhe Zwecke zu verfolgen, noch nicht ausgefprochen war, 
theils, weil die Mitgliedet ſchon ſaͤmmtlich in das bürgerliche 
Leben übergetreten waren, und ihr bisheriges Verhalten im 
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demfelben keine Veranlaſſung zum Tadel gegeben hatte. Doch 
if diefe nadigung nur auf die Mitglieder befchränkt, die 
nicht an andern Verbindungen Thell genommen haben, wes⸗ 
balb Feine Kriminalunterfuchung erdffnet ft ” 

Wäre die Alerböchfie Begnadigung nicht eingetreten, fo bäts 
ten auch wider diefe Theilnehmer die gefehlichen Strafen we— 
gu verbotener Verbindungen zur Anwendung kommen müflen. 

es it befonders wichtig Darum, weil fonft die Theilnehmer 
an der Verbindung der zweiten Periode, welche den Beratbuns 
gen bei der Annahme diefer fchriftlichen Konfiitution beimohn= 
ten, als Stifter einer gebeimen Verbindung angefeben werden 
müßten, während man foldyes bei einer bereits zuvor beftebenden 
Berdindung nicht annehmen kann. Denn fie batten mur das, 
was bisher fchom_als Gefe galt, fchriftlich niedergelegt, und 
mwefentlich hatte fich daher jetzt nichts geändert. Eben fo we— 
nig fanın man fie nach dem $. 5. des Edifts vom 20. Oktoher 
1798 als foldhe betrachten, welche die Fortdauer geheimer Ge⸗ 
ſel ſchaften nach dem Verbot veranlaßten, da ſich dieſe Beſtim⸗ 
mung nur auf die Theilnchmer an den damaligen Verbindun— 
gen bejog, welche durch jenes Editt als verboten bezeichnet 
und deſſen ungeachtet nach diefem Verbote nicht aufgelbſt, ſon⸗ 
bern fortgefeht wurden. 

Durch die angenommene Konftitutton ward aber die Ver—⸗ 
bindung allerdings Fonfolidirter im fich felbfi, und in fofern 
war daber diefer Schritt für die weitere Entmwidelung der 
Burſchenſchaft ein ſehr michtiger. Als Tendenz der Ver⸗ 
bindung ward fefigefett, wenigſtens ſtimmen darin die Meiften 


überein: 

firtlich- wiffenfchaftliche- Ausbildung zur Befäbigung für 

den künftigen Staatsdienft. 
Eine nähere Berſtaͤndigung Über diefe Tendenz erfolgte in den 
Krängchen, deren Hauptiwed Bildung der einzelnen Mitglieder 
im burfchenfchaftlichen Anfichten und Grundfägen war. Diefe 
burſchenſchaftlichen Grundſaͤtze und Anfihten waren aber eben 
politische, und fo bildeten fich denn auch die Anfichten von 
einer, geiftigen Einheit Deutichlands und Herbelführung einer 
feeieren Berfaffung immer mehr aus, und wenn gleich noch 
wicht die Verpflichtung jedes Einzelnen, in feinem künftigen 
Berufe dafür zu wirken, befiimmt ausgefprochen war, ‚jo war 
die Anficht doch ziemlich allgemein geworden, daß Jeder nach 
Diefem Ziele fireben muͤſſe. 

Heugerlich war die Burfchenfchaft folgendermaßen oxganl⸗ 
firt. Diefelde befand aus Mitgliedern und einem Vorftande. 
Die erfieren hatten gleiche Rechte und Pflichten, und cs 

ab noch feine Stufen und Grade in der Merbindung. In— 
defen mußte jeht Jeder, der Mitglied werden wollte, durch 
einen befondern Aft aufgerrommen werden, und bei diefer Ge— 
enbeit wurde Verichwiegenheit tiber die Verbindung einge 
rft- An der Spite derfelden befand ſich ein Vorſtand, aus 


72 


drei Beamten befiehend, dem Sprecher, der die — Leitung 
des Ganzen hatte, und die Verſammlung der Mitglieder be— 
rief; dem Fechtwart, der die Fechtuͤbungen leitete, die Aufſicht 
über den_Zechtboden und den Duell-Upparat hatte; endlich 
dem Kaffirer, der die von den Mitgliedern zu entrichtenden 
Steuern, die nunmehr regelmäßig eingeführt waren, erbob, da= 
von die gemeinfamen Ausgaben beftritt, und bierüber Rechnung 
führen mußte. Die Vorficher diefes Vorſtandes wurden nur 
auf ein Semeſter gewählt. 

Durdy die neuen Geſetze wurde ferner das Ehrengericht, 
das die Vermeidung von Duellen zum Zweck batte, fbrmlicher 
eingerichtet, und außerdem enthielten dieſelben Strafbeftiimmuns 
gen für die Mitglieder der Verbindung. 

Im Laufe des Sommers 1829 wurden einzelne Zuſaͤtze und 
Henderungen gemacht, befonders aber nad) Michaelis 1829 durch 
die Einführung des Renoncen-Inſtituts. Bisher waren naͤm— 
lich ale auch erfi neu angefommene Studenten, die fogenannten 
Füchfe, nachdem fie zuvdrderſt einige Zeit bindurch den Techt- 
boden und das Wirthshaus — die Kneipe — der Burfchen- 
fchaft befucht hatten, fogleih zu Mitgliedern aufgenommen. 
Ein Student L., der aus Halle gelommen war, fand dies un» 
zweckmaͤßig, da man fich doch zuerft über die Subiektivitaͤt der 
Einzelnen Gewißheit verſchaffen muͤſſe, ob fie auch würdig feien, 
Mitglieder der Verbindung zu werden. Diefer Vorfchlag ging 
nach einigen Debatten durch, und es wurde deshalb ein be= 
fonderer Grad, die Nenoncenfchaft, eingeführt. Diefe Renoncen 
waren zwar mit der Konftitution bekannt, nur hatten fie bis 
jet noch feinen thätigen Antheil an der Gefehgebung der Ver- 
bindung. Die wirtlihen Mitalieder der Burjchenfchaft wur⸗ 
ben, im Gegenfag der Nenoncen, „engere Verbindung” ges 
nannt. Außerdem gab es noch einen fogenannten Anbang 
oder Schwanz, befiehend aus Studenten, die nur den Fecht- 
boden und die Kneive der Burfchenfchaft befuchen durften, und 
fpäter Commentburſchen genannt wurden. 

Hauptfählich durch die Einführung der Nenoncen waren 
neue Beflimmungen erforderlich geworden, und außerdem hatte 
man fchon früher mebrere Mängel und Lüden in den Sta— 
tuten bemerkt. Desbalb wurde um Neujahr 1830 eine befon- 
dere Kommiffion ernannt, um eine neue Konflitution auszu- 
arbeiten. Kurz vor Dftern 1830 legten die Kommiffarien den 
Entwurf der Konftitution vor, der in mehreren Berfammilun: 

en durchgegangen und ohne wefentliche Aenderungen als Ges 
eh der Verbindung angenommen wurde. 

Hiermit beginnt denn 

die dritte Periode. 
Die Tendenz der Verbindung war in der Konftiitution nicht bes 
fonders aufgeführt, vielmehr waren einzelne Blätter leer ges 
lafien, und fing die Konftitution mit den Worten an: 

‚ Die Greifswalder Burfchenfchaft if eine Verbindung dere 
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jentgen Studirenden, welche nach den unten entwidelten 

Srundfägen handelt. 

Dies hatte folgende Veranlaffung. Die Faſſung der Tendenz 
war dem Studenten I. übertragen worden; diefer hatte jedoch 
den Auftrag liegen lafjen, weil es ihm nicht gelingen wollte, 
scharf und konſequent die Nothwendigkeit berauszuftelen, daß 
bie der Burſchenſchaft zum Grunde liegenden Zwecke fih nur 
durch eine Berbindung und ein gemeinichaftlihes Streben er= 
reichen liegen. So blieb denn die Konftitution während diefer 
genjen Periode, und bierin ift bauptfählih der Grund zu fins 
en, marum fo verfchiedene Anfichten Über die Tendenz; zum 
Vorſchein —— ſind, da die Verſtaͤndigung uͤber dieſelbe nur 
in den Kraͤnzchen erfolgte, und hier Jeder folche nad) feiner 
Subjeltivität auffaßte. 

Indeſſen ging, wenn man die Geftändniffe der Angefchul: 
digten, welche am offenſten mit dee MWahrbeit bervorgetreten 
find, umd in der Burfchenfchaft eine fehr thätige Rode ſpielten, 
jufammenftelt, die Tenden; dahin: 

eine böbere geiftige Einheit Deutfchlands und konſtitutio⸗ 

nelle Berfaffungen berbeizufübaen. 
Heber die Mittel zur Erreichung diefed Zwecks war man dabin 
—* daß man nur auf dem Wege der Verbreitung liberaler 
Anfıhten und Wünfche durch Bildung und Belebrung des 
Bolts dahin wirkten müffe, und eine biag Einwirkung ver- 
ſprach man ſich befonders von den Theologen und Philologen, 
als Predigern und Lehrern der wen. Dagegen verwarf 
— — alles gewaltſame Eingreifen in die beſtehende 
erfaſſung. 

Zu en iſt dabei nicht, daß dieſe politiſche Tendenz 
ſich gewiß nicht gleib im Unfange fo beflimmt berausgefielt, 
vielmebe fich in den Kränzchen erſt nach und nach fo entmwidelt 
bat, und auch daber rührt wohl dfter eine Differenz in ben 
Ausſagen der fonk gefländigen Mitglieder über diefelbe. 

3 erfcheint nicht unzweckmaͤßig, die Hauptgeſtaͤndniſſe 
bierüber zufammenzuitellen. | 

1) Drei Ungefchuldigte geben an, daß die Verfiändigung 
der Mitglieder über den Zweck der Burfchenfchaft auf Förder 
rung eines fittlich=mwiffenfchaftlih- und vaterländifchen Stre- 
bens gegangen fei. Unter vaterländifchem Streben habe man 
verflanden, daß eine ideelle Einheit des gefammten deutfchen 
Baterlandes überall zum Bwußtſein und zur Anerkennung ge— 
bracht werden müfle. Dagegen babe es nicht in der Tendenz 
der Verbindung gelegen, gegen das Beſtehen der einzelnen 
deutfchen Staaten und für eine Vereinigung zu einem formel» 
len Gefammtreich zu wirken. Unter den Verfaſſungen babe 
die Mehrzahl konſtitutionelle als zeitgemäß und wünfchenswertb 
erachtet, und fih im Allgemeinen dahin ausgefprochen, daß 
durch Umgang, Rede, Schrift, Belehrung, oder wie es fonft 
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auf gefehmäßigem Wege geicheben inne, Jeder für das Ihm 
vorleuchtende “deal befonders wirken folle. 

2) Behimmter fprechen dagegen fünf Andere das politifche 
Prinziv aus. Nach ibnen ging die Verfiändigung in den 
Krängchen dahin, daß die Mitglieder durch m in fitt- 
licher, wiſſenſchaftlicher und Förperlicher Hinficht fich befähigen 
ollten, um im bürgerlichen Leben durch Verbreitung freierer 

nfichten und einer böberen Intelligenz unter die Maflen des 
Volks daffelbe für freiere Konfliturionen und Verfaffungen würs 
dig und veif zu machen. Die Erfirebung konſtitutioneller Ver— 
(aftungen fei als das Ziel der Verbindung aufgefaßt, und in 

eziehung auf die Einheit Deutfchlands anerkannt worden, ein 
durch alle Staaten durchgebendes Nationalgefühl und ein all» 
gemeines nationales Leben zu wecken und rege zu erhalten. 

Befldtigt wird diefe Tendenz mebr oder weniger durch die 
Geftändniffe der Angefchuldigten N N. (16 an der Zahl.) - 

In Erwägung nun, daß diefe beftiimmte Tendenz; und Ver— 
pflihtung zur Herbeiführung konſtitutioneller Verfaſſungen 
bauprfächli von. Angefchuldigten angegeben wird, die einer 
fpäteren Zeit angehörten, ericheint die obige Vorausſetzung, 
dag nicht * bet Einführung der Konſtitution von 1830 dieſe 
Tendenz; als allgemein verbindende gegolten, fondern ſich erfi 
nach und nach beflimmter entwickelt babe, um fo mebr ge 
rechtfertigt: Den ferneren Belag zu diefer Anficht liefert die 
Ausfage des R., welcher fogar behauptet, daß die Verfidndi- 
gung dahin gegangen fei, daß die einzelnen deutfchen Staaten 
repräfentative Serfaffungen erbielen, und flatt der bisherigen 
Vertreter der Fuͤrſten auf dem Bundestage, Vertreter des Volks 
fit dort Fonftituirten, welche nach außen den Bund zu 
fchüßen, und nach Innen die Aufrechthaltung der Verfaſſung zu 
bewachen hätten. 

Diefe Angabe über eine beabfichtigte Vertretung des Volks 
auf dem Bundestage wird indeß anderweitig nicht befätigt. 

Was die formelle Einrichtung der Verbindung betraf, To 
war folhe durch die neue Konflitution in vieler Beziehung um— 

ſtaltet und fpezieller ausgebildet worden, wovon bier jedoch, 
a es auf die Strafbarfeit der eingelngn Angefchuldigten kei— 
nen nähern Einfluß bat, nur eine furze Meberficht gegeben zu 
werden braucht. Es gab gegenwärtig drei Grade der Ver— 


bindung: 
4) wirkliche Mitglieder, denen die Verwaltung, Gefehgebung 
und Leitung ausschließlich verliehen; 
2) Nenoncen, denen die Konftitution bekannt war, und welche 
für die Anfichten und Tendenzen der Burfchenfchaft in be= 
fonderen Krängchen berangebildet wurden. Später wurde 
ihnen zwar auch eine Theilnahme an der Gefeßgebung 
bewilligt, indeffen kann es auf eine nährere Beleuchtung 
diefes Inſtituts micht mehr ankommen, da den Renoncen 
diefer Burfchenfchaft die Allerhoͤchſte Begnadigung in fo« 
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meit geworben iſt, daß fie wegen ihrer Theilnahme nur 
mit einer er re belegt worden find; 

3) Eommentburfhen, d. h. diejenigen, welche bloß die Kneipe 
und den Fechtboden der Burfchenfchaft befuchten, und mit 
den Beflinnmungen des Comments befannt gemacht wurden. 

.. Die Berbindung felbfi, ihre Tendenz und Konflitution 

blieb ihnen unbefannt. Auch fie bedürfen keiner näbern Ers 
—— da ihnen eine völlige Begnadigung zu Theil ges 
worden i 
An der Epite der Verbindung fand ein Vorſtand, bes 
fiebend aus einem Spreher, Fechtwart und Kaffirer, denen 
gleihe VBerpflihtung und Befugniffe, wie dem bereits oben 
gedachten Vorfiande, zuftanden. Für den Fall aber, daß einer 
oder der andere diefer drei Beamten bebindert fein follte, wa— 
ren ihnen zwei Subftituten, f. g. Anmänner, zugeordnet, wel= 
che fie im Behinderungsfälen vertreten mußten. Diefe beißen 
Kneipwart und Dfleger, da dem erſtern noch fpeziel die Aufs 
ht über die Kneipe, dem letzteren die gafifreie Unterbringung 
remder Studenten und die Sorge für Frante übertragen war. 
Außerdem war eine Ehren Mitgliedfhaft eingeführt wor⸗ 
den. Ale Mitglieder der engern Verbindung nämlich, welche 
von Greifswald abgingen, oder aus einem triftigen Grunde 
austraten, blieben Ehren: Mitglieder und als folche befugt, die 
Inſtitute der Verbindung zu benugen und den Kränzchen und 
Berfammlungen, letztereñ jedoch_ nur mit beratbender Stimme, 
beizuwohnen. Dagegen waren fie frei von allen Verbindlichkei— 
ten der Mitglieder als folder, blieben jedoch zur Verſchwiegen⸗ 
beit verpflichtet, und fo lange fie fiudirten, im Fall eines 
Ducls dem Ebrengericht unterworfen. 
Zu den einzelnen Inſtituten der Burfchenfchaft gehören 
befonders folgende: 
1) Die f. g. Kneipe, den Zweck derfelben beſtimmte die 
Konftitution in einem befondern Paragraphen dabin: 
Die Kneipe ii der Ort froben Zufammenfeins, nicht rohen 
Saufens und Standalirens. 
defien gewann diefer Drt befonders dadurch an Wedeutung, 
af dorthin die neu antommenden Studenten, die f.g. Fuͤchſe, 
—“ und dort nach und nach mit den burſchenſchaftlichen 
nfichten bekannt gemacht wurden, bis fie ſich endlich zum 
Beitritt enſchloſſen. Deshalb war denn auch in der Konfti- 
tution feſtgeſetzt, daß zwei Kneip-Abende im jeder Woche ge— 
balten werden follten, welche von den Intereſſenten bei Strafe 
— —— mußten. 


un 
3 Der Fechtboden und der Turnplatz, beide befimmt jur 
Phrperlichen Ausbildung der Theilnehmer. 
4) Die Bibliotbel; diefes Anfittut findet fich ebenfalls bei 
allen Burfchenfchaften und giebt bier gerade die Scala an, 


wie der politifche Sinn der Burfchenfchaft fih immer mehr 
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amd mehr entwidelte. Die alte burfchenfchaftliche Verbindung 
batte noch feine Bücherfammlung, und wenn glei in den 
Kränzchen im Winter von 1855 die Werke von Haupt und 
Herbft benust wurden, fo waren fie doch ‚nur Eigenthum 
Einzelner. Erfi in der zweiten Periode wurde eine fbrmliche 
vibllothek errichtet und diefe vermehrte fih von Jahr zu Jahr, 
bauptfächlich aus den heftigen Oppofitionsichriften beſtebend. 
Außerdem wurden mebrere verbotene Zeitfchriften einige Zeit 
bindurc gehalten. Aus diefen Büchern und Tagesblaͤttern 
fogen jene Theilnehmer ibre politifhen Anfichten, die ſich da— 
ducch immer mehr zu revolutionairen fleigerten und die unbe— 
fangene Jugend, die noch fein Urcheil über politiiche Gegen— 
fände hatte, von Grund aus verdarben. 
5) Das wichtige Inſtitut war das der Krängchen, wovon 
ſchon open gefprochen. Hier follte nämlich die Verkändigung 
über bie eigentlihen Zwecke der Burfchenfchaft erfolgen. In 
diefer Periode waren noch befondere Kränzchen für die Renon- 
cen gebildet, im Gegenfaß der engern Verbindung, welche da— 
u beffimmt waren, neuangefommene Studenten mit den An- 
ten und Grundfägen der Burfchenfchaft näher befannt zw 
machen und darin einzumweiben. 

6) endlich das Ehrengericht, ein fehr loͤbliches Inſtitut, da 
es auf Verhütung und Verminderung der Duelle gerichtet war. 
Kartell: DBerfuche. 

So mie es Überhaupt in dem Geifte der Burſchenſchaft 
lag, wie fie ſich ausdrüdte, eine geiftige Einheit Deutfchlands 
zu repräfentiren, ein Abbild davon zu fein, fo findet man denn 
auch in diefer Periode, wo Die politifche Tendenz ſich immer 
mebr und mehr entwidelte, das Streben, ſich den Burichen= 
fchaften auf andern Univerfitäten anzufchliehen, um fo in ſich 
und nach außen feiter begründet dazuſtehen. 

Bald nach Annahme der Konfiitution von 1830 ging naͤm— 
lich ein Vorfchlag von L., fich dem allgemeinen Werbande an- 
zufchließen,, In einer WVerfammlung durch. Es wurde demges- 
mäß befchlofien, eine befondere Kommiffion nach Halle zu 
fhiden, derfelben eine Abfchrift der Konflitution und einen 
Brief des Vorftandes der Burfchenichaft mitzugeben, um den 
Beitritt der Greifswalder Burfchenfchaft zum allgemeinen Ver⸗ 
bande zu beantragen. Da indeflen, wie oben gedacht, der Ten 
denz-Paragrapb in der neuen Konftitntion moch nicht enhalten 
war, fo ſchrieb D. in der Abfchrift denfelben dahin auf: 

Die Greifswalder Burichenfchaft ift eine Verbindung von 

Studirenven zu dem Zwecke, um ihre ſittliche, wiftenibaft- 

liche und vaterländifche Ausbildung gemeinfchaftlih und 

gegenfeltia zu befördern 
Diefe Kommiflion ging aud nach Hale ab und der Student 
H. übergab folbe in Halle dem Studenten K. Nach Einigen 
foll von Halle aus die Antwort erfolgt fein, dag in dieſem 
Sabre fein Beſchluß Über den Beitritt erfolgen koͤnne, da kein 
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Burſch entag mehr abgehalten würde. Es fcheint aber, daß 
eine Abfchrift der allgemeinen Konftitution hierauf nach Greifs- 
wald gelommen ift, da fich eine folche, mie gleich weiter ers 

nt werden wird, wirklich unter den Papieren der Greifs— 
mwalder Burſchenſchaft gefunden bat, ohne dag jedoch hätte er» 
mittelt werden Tonnen, durch wen und auf welche Weiſe fie 
dorthin gefommen if. So viel muß indefien nach allen Er— 
mittelungen als fefitebend angenommen werden, daß der Bei- 
geitt felb nicht bewirkt worden if. 

Ein zweites Kartell wurde zwifchen den norddeutichen Uni⸗ 
verſitaͤten Greifswald, Roſtock und Kiel verfucht. Nach Eini- 
— woßte man naͤmlich einen befondern Verband der nord— 

eutihen Univerfitdien, denen der füddeutfchen gegenüber, kon⸗ 

fiituiren, nach Andern follte diefer Verband errichtet werden, 
um fich gemeinfhaftlih der allgemeinen Burfchenfchaft anzu⸗ 
fchliefen und um fo nur einen Deputirten zur Eriparung der 
Kofien auf die Burfchentage zu fchiden. 

Es war verabredet, zu diefem Zweck Deputitte zu Pfingfien 
1830 nach der Inſel Rügen zu fchiden und von Greifswald 
gr die Deputirten auch dort an. Indeſſen erfchienen von 
Kiel gar keine Abgeordnete und Roftod hatte fich entichuldi- 
gen laffen, weil zu der Zeit gerade cine — dort 
nes war. Dadurch fam denn auch diefes Karte nicht zu 

Stande. 

Ein dritter Kartehverfuh fand im Sommer 1332 ſtatt auf 
folgende Beranlaffung. Ein Mitglied der Burſchenſchaft B. 
mar wegen einer unbedeutenden Zwiftigkeit um diefe Zeit aus 
der Burfchenfchaft ausgetreten und batte mit mehreren Andern 
eine Verbindung, Germania, gefliftet, die indeſſen nur ein ge= 
- feliges_beiteres Studenten Leben zum Zweck hatte und nicht 
Gegenkand einer befondern Unterfuchung geworden, weil ſolche 
in diefer Beziehung beantragtermaßen von Sr. Majefldt dem 
Khnige im Wege der Gnade niedergefchlagen it. Um jene Zeit 
nun wi R. von einem Studenten St. in Jena einen Brief 
erhalten haben, daß B. (mas diefer jedoch in Abrede ſtellt) an 
den Studiofus F. in Jena gefchrieben und die Aufnahme der 
Germania in den Verband nachgeucht babe, mit dem Bemer⸗ 
in, dag, wenn die Germania anerkannt werden follte, dies 
der Greifswalder Burſchenſchaft nactheilig werden koͤnnte, 
weshalb cr ihn, R., fehreiben möge, ob fie nicht in den Ver- 
band treten wollten. R., damaliger Sprecher, berief deshalb 
eine Berfammlung und brachte diefen Antrag gur Sprache, in 
Golge defien mach einigen Debatten der Beitritt_ befchlofien 
feurde, und fchrieb R. demgemäß im Auftrage der Verbindung 
an St.: fie wünfchten in den Verband zu treten, er möge ibm 
fhreisen, mas dazu nötbig und welche die geichäftsführende 
Burfchenfcbaft ſei. Im Auguſt deſſelben Fabres fol St. ge— 
antwortet haben, fie mbchten den Zweck der Greifswalder Bur⸗ 
ſchenfchaft naͤher befiimmen und die Konflitution Behufs des 
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ren Prüfung abfchreiben laſſen, das Weitere wuͤrde fich als 
dann finden. j 

Um nun die Konftitution Behufs ihrer Einfendung zu 
ordnen und die Grundſaͤtze genauer aufzuftehen, wurde eine bes 
fondere Kommiffion, befichend aus R., P. und H. zufammene 
geſetzt, doch kam dieſe Kommiffion nur einmal zufammen und 
brachte nichts zu Stande. 

Bet diefer Gelegenheit fand R. unter den Burfchenfchafts- 
papierem eine Abfchrift der Konftitution der allgemeinen Bur- 
ſchenſchaft, worin die Tendenz folgendermaßen angegeben war: 
' Die allgemeine deutſche Büurſchenſchaft bat fich zum 

Zweck geſetzt, Vorbereitung iu Herbeiführung eines freien, 

erecht geordneten, zeitgemäßen, durch Staats - Einheit ge— 
Aicherten, volfsthümlihen Volkslebens im deutfchen Volke, 
und fucht dies zu erreichen durch fittliche, wiljenfchaftliche 
und förperlihe Ausbildung ihrer Mitglieder. 
— fei ein Erlaͤuterungs⸗Paragraph, etwa dahin lautend, 
e 
— ſei ein jedes Mitglied der allgemeinen deutſchen Bur—⸗ 
fchenfchaft verpflichtet, fomohl während feier Univerfitäts« 
jahre, als auch für fein ganzes kuͤnftiges Leben diefen Zweck 
durch Wort und That zu realifiren. 
Dagegen fand fich im derfelben keine Formel für die Aufnahme 
neuer Mitglieder. 

Beflätigt wird diefe Angabe durch die Gefländniffe der bei- 
den andern Kommiffarien P. und H., fo wie durch die Belennt- 
niffe des O. und P. in der Hauptunterfuchung. 

In diefer Verfaſſung befand fih nun die Greifswalder 
Burfchenfchaft, als der Student O., früheres Mitglied der 
Germania in Erlangen, ein böchft egaltirter Kopf, am 12. No= 
vember 1832 in Greifswald anfam. Er wurde mit Ueberge— 
ori des Menoncengrades, da er Schon Mitglied einer andern 

ustchenfchaft geweien war, zu Weihnachten 1832 ald Mit- 
glied des engern Vereins verpflichtet. O. bewies fich fofort 
thätig, und machte, um den Beitritt zur allgemeinen Burfchen- 
haft zu bewirken, den Vorſchlag, die Rechte der Renoncen zu 
chmaͤlern, und diefer Vorfchlag ging, nachdem er zuerft N 
gefallen, bei Erneuerung deflelben durch. 

Demzufolge wurde num eine neue Kommiffton zur Umar« 
beitung der bisherigen Konftitution fefigefegt und dies führt zur 
vierten Periode. 

Die Arbeiten diefer Kommiffion fingen Mitte Januars an und 
waren ungefähr Mitte Februars fertig, wondchft am 28. Fe— 
bruar oder am 1. Mär; 1333 die Mitglieder des engern Ver— 
eins auf die neue Verfaffung mittelft Handfchlags und Ehren 
worts verpflichtet wurden ; denn die Renoncen, was hier kurz 
bemerit werden kann, erfuhren nicht die Tendenz der Verbin— 
dung und dem gleich zu ermähnenden Erläuterungsparagrapben 
iur Aufnabmeformel. 
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e Tendenz der Burſchenſchaft war in der. neuen Kon- 

Altution foigendermaßen —— 
Herdeifuͤhrung einer freien, gerecht geordneten, volksthuͤm⸗ 
lichen, den Beduͤrfniſſen der Zeit entſprechenden, durch 
Staatseinbeit geſicherten, das gefammte Deutſchland zu 
einem — ungetrennten Ganzen vereinigenden Verfafung 

ands, 

und als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes: 
ee * — und koͤrperliche Ausbildung der 

i er. 

Der felarade Paragraph erläuterte diefen Zweck dahin: 
Demnach find die Mitglieder der Greifswalder Burfchens 
ſchaft nicht blos für die Zeit ihres Univerſitaͤtslebens, fon- 
dern für ihre ganze Übrige Lebenszeit verpflichtet, dieſen 
aufgefielten Zweck eifrig zu verfolgen, fowie zu jeder Zeit 
in das Beſtehen zu verwerfender Regierungen Dentfchlands 
gemaltfam einzugreifen. 

Berner wurde eine Yufnahmeformel für den engern Verein an⸗ 

genpmmen, wonach der Aufzunchmende gefragt werden mußte, 
ob er dem Zwei der Burfchenichaft auch gehörig aufgefaßt 
babe, ob er demjufolge den jehigen Zuftand Deutfchlande, 
namentlich in Beziehung auf die Zerfiüdelung in fo viele, 
nach abgefondertem Intereſſe regierten Länder und Länd» 
chen, als der Nationalisdt zumider, verwerflich und für dag 

emeinſchaftliche Vaterland nachtheilig anerfenne, ob er 
fi überzeugt fei, daß die Verfaffungen deſſelben den An« 
forderungen der Zeit zumiderlaufend und den Rechten der 
Bolfsfreipeit nicht entfprechend fei? 
Nachdem der Nezipiende diefe Fragen beantwortet, wurde 
er aufgefordert, frei und wahr zu beiennen: 
ob er die Pläne der Burfchenichaft zur Verbeſſerung die— 
fes undeilvollen Zuflandes_ billige, ob er diefe Pläne mit 
Innigkeit ergreifen, für fein ganzes Leben verfolgen und 
an einem zu diefem Entzweck zu unternehmenden gemalt- 
famen Aufftande Theil nehmen wolle? 

Eine nähere Begründung und Detailirung der Burſchenſchaft 

in dieſer Periode, fo wie der weiteren Entwidelung derfelben, 

muß dem Ertenntniffe in der Haupt - Unterfuchung vorbehalten 
bleiben, da Gegenfand des gegenwärtigen Erfenntniffes nur 
die Mitglieder der Burfchenfgaft in der zweiten und dritten 

Hertode find. Allein die Gefchichte diefer Burfchenfchaft Liefert 

wieder einen ſchlagenden Beweis, wie gefährlich folche geheime 

Etudenten- Verbindungen werden Finnen. Aus einer ganz 

formiofen burfchenfchaftlichen Partei entfland zuerfi cine Ver— 

bin „ die das politifhe Princip, das allen Burfchenfchaften 
mebr oder weniger zum Grunde lag, noch unbeflimmt nnd uns 
entwidelt in ſich enthielt; diefes entwickelte fih aber in dem 
weitern Berlaufe der Zeit immer mehr und mehr, bis endlich 


80 


bie Verbindung geradezu ‚cine revolutionaire wurde. Daß die- 
felbe noch zu Feiner dußern That gefchritten, bat feinen Grund 
wohl nur darin, daß bald nad) ihrem Entfieben die Unterfuchuns 
en ihren Anfang nahmen, in Folge deren die Verbindung 
da Ende 1833 auflöfle. a. 

Bevor nun zur Beurtbeilung der Strafbarkeit der einzel- 
nen Ungefchuldigten gefchritten werden fann, muß zuvdrderft 
ein Einwand, den nicht nur einzelne Angefchuldigte ſelbſt, fon= 
dern auch Defenforen von andern, gegen die Strafbarfeit der 
Theilnahme an diefer Verbindung gemacht haben, näher be- 
leuchtet werden. , 

Es if nämlich behauptet, daß dieſe aha ne aus 
einem — Grunde nicht zu dem verbotenen Verbindun—⸗ 

en gehöre; | 
: 1) weil fie nicht nach dem Edift vom 20. Dftober 1798 
firafbar fei, indem fie nicht die Requifite entbalte, welche dort 
in Thatbeftande einer firafbaren Harn Verbindung gefor- 
ert werden, und meil die Allerhoͤchſte Drdre vom 21. Mai 
1824 nur ſolche Verbindungen vor Augen babe, die nach dem 
gedadhten Edikte firafbar wären; " 

2) weil diefe Verbindung nicht als eine geheime angeſehen 
werden koͤnne, indem Kedermann, und namentlich auch Die Unis 
verfitätsbehörden, davon Kenntniß gehabt hätten. 


Was 

ad 1. betrifft, fo verordnet der S. 2. des Edikts vom 
20. Dftober 1798, daß diejenige gefelfchaftlihe Verbindung 
als verboten angeſehen merden müfle, deren Zwed, Haupt = 
oder Nebengefchäft darin beſtehe, über gewünfchte oder zu bes 
wirkende Veränderung in der Verfaffung oder in der Verwal— 
tung des Staats, oder über die Mittel, wie folche Veraͤnderun⸗ 
gen bewirkt werden könnten, oder über die zu diefem Zweck zu 
ee Maßregeln, Beratbfchlagungen, in welcher Art es 
ei, anzuftellen. 

Diefe Beſtimmung paßt aber gerade auf die Greifswalder 
Burfchenfchaft, namentlich der dritten Periode, wo die Tendenz, 
wie oben gezeigt, befonders zulcebt darauf ging, konſtitutionelſe 
Verfaſſungen herbeizuführen. Aber auch auf die Mitglieder 
der zweiten Periode findet diefes Geſetz Anwendung, weil auch 
damals ſchon die Erfirebung einer ideellen Einheit Deutfchlands, 
die nothwendig auch einen Einfluß auf die Verfaſſung und 
Berwaltung des Preußiſchen Staates baben mußte, Tendenz 
der Verbindung war, und die Kraͤnzchen dazu beflimmt waren, 
daß die Mitglieder fich Über die Mittel dazu, ſowie über ihre 
ee nfihten und Wünfhe überhaupt, verfländigen 
ollten. 

Außerdem fielt der citirte Paragraph fchon die Verbin: 
dung als verboten dar, welche Verſchwiegenbeit in Anſehung 
der den Mitgliedern zu offenbarenden Geheimniſſe fordert 7 

ĩ 
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fich angeloben läßt. Dies letztere Requiſit findet fich aber bei 
der Verbindung der beiden gedachten Perioden vor, da die Mit- 
—— bei ihrer Aufnahme Verſchwiegenheit Über die Exiſtenz 
owobl, als über das, was darin verhandelt würde, angelobeñ 
mußten. Nach den Ausfagen einiger Mitglieder, wie Q. P. 
und S., mar fogar in ihrem GBefegbuche auf den Bruch der 
Berihmicgenbeit ausdruͤcklich die Strafe des Verrufs gefeht, 
und diefe Angaben erfcheinen um fo glaubwürdiger, da übers 
bauvt auf den Bruch des Ehrenworts diefe Strafe verordnet 
war, und nach den Ausſagen der Mehrzahl der übrigen Ange— 
fchuldigten Verſchwiegenheit durch Handſchlag und Ehrenwort 
bei einer Zufnahme angelobt werden mußte. | 

Sollte aber hierüber noch irgend ein Bedenken erhoben 
werden können, fo wird dies doch völlig durch die Allerböchfte 
Drdre vom 21. Mai 1824 befeitige. Diefelbe beſtimmt woͤrt⸗ 
lich Golgendes: Ä 

Da den geheimen, befonders aber den burfchenfchaftlichen 
Verbindungen auf Mniverfitäten volitifche Befirebungen und 
—— Zwecke zum Grunde liegen, fo beſtimme Sch 

iermit: ; 

1. Alle geheime, infonderheit burfchenfchaftliche und nach 
dem Geifte, den Grundſaͤtzen und Zwecken der Burfchen- 
fchaft eingerichtete Verbindungen auf Meinen Univerſitaͤten 
folen fünftig nicht als bloße Studenten - Verbindungen, 
fondern als in die Kategorie der Edikte vom 20. Oktober 
1798 und vom 16. Januar 1816 gehörige, verbotene ge= 
beime ee angejehen und behandelt und daber 
in Gemaͤßheit diefer Edikte — daneben aber 
auch mit der Relegation und Unfaͤhlgkeit zu einem oͤffent⸗ 
lichen Umte, wohin in diefer Beziehung auch die medizinifche 
Yraris zur rechnen, befiraft werden. 

Hiernach find denn Überhaupt alle geheime Studenten - Ver- 
bindungen verosten, wir der — „inſonderheit auch die 
burſchen ſchaftlichen und nach dem Geiſte ꝛc.“ unzweifelhaft 


bt. 
5? Richtigkeit dieſer Anficht beftätigt endlich auch noch 
eine im einer fpeziellen Unterfuhung erlaffene Allerboͤchſte Ordre 
vom 12. Januar 1833 *), worin ausdrüdlich ausgefprochen wird, 
daß jede geheime Etudenten- Verbindung, ohne Linterfchied 
ihres Zweckes, nah dem Edift vom 20. Dftober 1798 zu bee 
urtbeilen umd zu beſtrafen fei. 

Eben jo unbaltbar ifi aber auch der Einwand 

ad 2, daß die Verbindung Feine geheime geweſen ſei, da 
fie Yedermann und namentlich auch den Hniverfitätsbehbrden 
befannt geweſen fei. IA es nämlich gleich richtig, daß faktiſch 
Diefe —— der Obrigkeit nicht fuͤglich verborgen bleiben 
konnte, indem die Mitglieder die Farben ganz oͤffentlich trugen, 


*) Yahrbüher Vand 43, Geite 636. 
1836. 9. 93, 5 
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damit auf der Straße und In Gefellichaften, wo fich Brofefio- 
ren befanden, erfchienen, felerliche Aufzüge und Kommerfe biel- 
ten, ihr befonderes Wirthshaus hatten, und daß die Einwohner 
gar keinen Zweifel darüber hegten, wie namentlich der Refe— 
rendarius Z. zwei Attefte von dortigen Einwohnern eingereicht 
bat, worin folches befcheinigt wird; und wenn endlich auch bei 
einer Mattgebabten Unterfuhung der Gtudiofus M. geradezu 
ad protocollum erllärte, daß es in Greifswald zwei Lands— 
mannfcaften und eine Burſchenſchaft gäbe und das Univerfi= 
tätsgericht hierauf faſt gar kein Gewicht legte, fo kann deshalb 
diefe Verbindung den Charakter einer geheimen aus einem dop= 
- gelten Grunde nicht verlieren: 

a) weil das Ediftwom 20. Dftober 1798 fowohl, als die 
fpätere Verordnung jede Verbindung als eine gebeime darfel- 
> * nicht von der Obrigkeit ausdruͤcklich ſanktionirt wor— 

en 11; j a 

b) weil,. wenn felbft die Dbrigfeit von dem dußern Be— 
Beten der Greifswalder Burſchenſchaft Kenntniß batte, ihr 
iefe doch vom deren inneren Einrichtung und deren Tendenz 
vdllig abging. 

Sp ſehr daher auch der Umſtand, daß die Verbindung der 
Dirlgteit nicht füglich verborgen bleiben konnte, den einzelnen 
Ehellnehmern mehr oder weniger als mildernder Umſtand vor 
dem Throne der Gnade zu flatten fommen mag, fo kann er 
doch die firenge Vorſchrift des Gefeges nicht beugen und den 
Richter nicht befimmen, auf eine gelindere als die aefebliche 
Strafe zu erkennen. 


Diefer Ausführung gemäß iſt wider jeden der Angeſchul— 
digten, wie der vorgedachte Tenor befagt, auf einen fechsidhri- 
gen Feſtungsarreſt erfannt, diefelben find zu allen Sffentlichen 

emtern für unfähig erflärt und den Medisinern ift nach der 
Allerböcften Kabinets- Drdre vom 21. Mai 1824 die dfjt- 
Bar Dragis in den Ddieffeitigen Königlichen Staaten unterfagt 
worden. 
Endlich find diejenigen Anaefchuldigten, welche bereits ein 
bffentlicyes Amt bekleideten, deſſelben entfegt und ebenfalls zu 
allen ferneren Öffentlichen Aemtern für unfähig erflärt worden. 


Berlin, den 5. Dezember 1835. 


Der KriminalsSenat des Königlichen Kammergerichts. 
| (Unterfhriften.) 
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1. 
Auszug 
aus 


den Entſcheidungsgründen des wider 42 Mitglieder der 

geheimen Studenten + Verbindung auf ber Univerfitäe 

Dreslau vom Kammergericht erlaffenen Straf: Erkennt 
nifjes der erften Inſtanz. 





Durch die im Jabre 1823 und 1824 flattgebabten Unter- 
fuchungen hatten fich fdmmtliche Studenten: Verbindungen, 
namentlich die burfchenfchaftliche Verbindung, Arminia ge- 
nannt, auf der Iniverfirdt zu Breslau aufgelöl, und die 

en Mitglieder derfelben verkehrten, obne ihre früheren 
GSeftinnungen geltend zu machen, gemeinfchaftlich in dem Wirths⸗ 
hauſe beim Gaãſtmirth Fronga. Der unter diefen Studenten 
berrfchende robe Ton gab die erfie Beranlaffung jur Trennung, 
und der Studiofus Th. verlich mit einem großen Anhange dies 
fes Wirthsbaus, und wählte ein anderes Wirthshaus, das ſo— 
enannte blaue Haus, zum geſelligen DBerfammlungsorte. Bon 
em Namen Ddiefes Wirthshaufes wurde diefe Partei Blau— 
bäusler genannt, während der andern Partei nach ihrem 
BWirtoshaufe der Name Fronganer, und fpäter, da fie die—⸗ 
fes Wirthshaus mit dem des Baftwirtbe Schmäbling ver- 
erg SYmädlinger der Schmählingianer bei— 
egt ward. 
s Beide Darteien fanden fih nunmehr feindfelig gegenüber, 
und erklärten fich gemeinfchaftlich in Verruf. Dadurh aber 
ward gerade eine innigere Vereinigung beider Parteien in ſich 
feld berdeigefuͤhrt, und es entftanden guerft aus den Shmäh- 
lingianern im Lauf der Jahre 1827 und 1828 zwei landse- 
marmfchaftliche Verbindungen, die fih Silefia und Bo⸗— 
raſſia nannten. Hierdurch wurden die f. 9. Blaubäusler 
träftiger angefeindet, was in ihnen das Bedürfnig erweckte, ſich 
eichfals durch eine Verbindung näher an einander anzu⸗ 
chließen, um vereint deſſo beſſer den Landsmannſchaften Wis 
derſtand leiſten zu können. 

Es ward deshalb cine beſondere Kommiſſion ſchon im 
Srübiahr 1828 ernannt, welche eine Revifion des f. 9. Com— 
ments vornehmen folte. Indeſſen fam unter ihnen ice Ders 
einigung zu Stande, und die Kommifſton Iöfte fih auf. Da 
doch die Berfolgungen der Gegenpartet nicht nachließen, fo 
fam die Sache abermals im Sommer 1828 sur Sprache, und 
im Herbfie defielden Jahres trat wiederum eine Kommilffon zu⸗ 
fanımen, die eine Konfitution entwarf, welche am 1. Dezem⸗ 
ber 1828 von den Mitgliedern der Partei als — angenom⸗ 
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men wurde. Diefe Verbindung ward von der Gegenpartei 
Burſchenſchaft genannt, und hiermit beginnt denn 
die erfte Periode der Breslauer A 

Die Verbindung unterfchted ſich weſentlich von den f. g- 
Pandsmannfchaften. Sie bildete zuerfi eine Allgemeinheit ge- 
gen diefelben, in die jeder Student, ohne Unterfchted, wo er 
gebürtig, aufgenommen werden fonnte. Sodann erkannte fie 
als Tendenz an: 

ſittliche, wilfenfchaftliche und vaterländifche Ausbildung, - 
und endlich trugen die Mitglieder auch die früheren Burfchen- 
ſchaftsfarben an Muͤtzen und Bändern, naͤmlich ſchwarz, roth, 
gold. Hatte die Et gleich, fo weit die erfolgten Er- 
mittelungen reichen, noch feinen politifchen Zweck, fo lag der 
Keim doch fchon in ibr, befonders da fie eine Allgemeinbeit 
gegen die übrigen Verbindungen ausmachte, und eine vaterlän- 
difche Ausbildung bezweckte. 

Die Äußere Organifation war indefien von der der übri- 
gen Burfchenfchaften in fo weit unterfhieden, als an der 
Spitze derfelben nicht ein f. g. Sprecher, fondern zwei Praͤſi— 
des fanden, und außerdem ein f. g. Fuchsmajor und zwei f. g. 
Neben- Fuhsmajore. ne 

Zur Prlicht war indeffen fämmtlichen Mitgliedern die Ver— 
fehwiegenbeit über die Erißenz der Verbindung gemacht. 

Mefentlich änderte fich der Geiſt diefes Vereins durch einen 
Studioſus P., der Oſtern 1829 von der Nniverfitdt Halle, wo 
er Mitglied einer burfchenfchaftlichen Berbindung, des f. g. 
Kraͤnzchen ⸗ Vereins, geweſen war, nah Breslau fam, und 
um Pfingfien 1829 in die dortige Verbindung eintrat. Zunächkt 
wurde die aͤußerliche DOrganifation dee Verbindung geändert, 
und einer burfchenfchaftlihen gleich gemacht. Es wurden ein 
Sprecher und verfchiedene Warts, Kneipwart, Zeugwart 2C., 
ſtatt der bisherigen Vorſteher, eingeführt, und Kränzchen ein- 

erichtet, worin die neu angelommenen Srudenten, die f. g. 

Füchfe, nit dem Geiſte der Verbindung näher befannt ge— 
macht werden folten. In diefen Kränzchen befonders ſuchte 
P. fih Unbang zu verfchaffen, der noch durch von andern Uni— 
verfitäten binzugelommene Studenten vergrößert wurde, und 
fo den politifchen Anfichten des P., die er in Halle eingefogen, 
größere Verbreitung verschaffte. Die P.fbe Partei machte 
willtührlihe Zufäge zu der Altern Konfitution, oder wußte 
ſolche auf andere Weife durchzufeben. Dadurch entftand zwi— 
fchen diefer Partei und den, urfprünglichen Gtiftern der Ver— 
bindung eine beftige Oppofition. Die letzteren ſagten: mit P. 
fet ein ernſterer düflerer Geiſt eingefehrt, der frübere freund- 
liche und joviale Ton fei verbannt worden, die P.fche Partei 
babe das luſtige Kneipleben der Stifter und ihrer Anbänger 
etadelt, und ein gebeimnißvolles myftifches Weſen an fich ges 
abt, und über Deufhthum, Einheit Deutfchlands und deut- 
ſchen Sinn gefprochen. 
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Jedoch eri um Faſitnacht 1830 kam es zum völligen Bruch, 
da P. und fein Anhang den Befuch fremder Bierbäufer von 
Berbindungsmitaliedern nicht dulden wollten und Moral pre— 
digten, während der Student St., cin Mitftifter dieſer Ver— 
bindung, und fein Anhang, jpottweife die St.fche Elique ges 
nannt, feine Einfchräntung dulden wollten, und uͤber die Zus 
mutbung des P., Reden und moralifhe Ermahnungen anzu— 
bören, empfindlich geworden waren. In Zolge deſſen fchleden 
die meiſten diefer Partei aus. | 

Jedoch hatte P. fchon früher, nicht lange vor Neujahr 
1530, den Beichluß durchzufeßen gewußt, daf eine Kommiſſion 
jur Umarbeitung der Konflitution nicderecfeht wurde, welche 
befonders den Item Artifel der Tendenz der Verbindung, uäm: 
lich die vaterländiihe Ausbildung, genauer erflären, und den 
formellen Theil beifer ausarbeiten folte. 

Der fo ausgearbeitete Konttitutions - Entwurf wurde zwar 
ſchon Neuſahr 1830 vorgelegt, doch erfi im Sommer-Semeſter 
1530 volindig diskutirt und angenommen. Dies führt zur 

‚ zweiten Perivde. 

Die Kommiſſion befand aus dem Studenten P., K. und 
B., von denen K., ein Schmeizer, die Bearbeitung des Vor— 
worts zur Konftitution und die Faſſung des Tenvenjparagras 
oben übernommen hatte. P. giche dies Vorwort folgender» 
mafen an: AR — 

im Eingange ſei der Zuſtand, in dem ſich Deutſchland un— 

ter der franzdftichen Uebermacht bis zum legten Kriege im 

Fahre 1513 befunden, als eine Folge der firtlichen Ent: 

artung des deutſchen Volkes und namentlich des Mangels 

an Eintracht und der Sucht nach ausländifchen Sitten 
bargeftellt worden, eime ſittliche Wiederauflebung des Vol— 
kes babe damals eine Befreiung vom frangöfiichen Joche 
bemwirtt. Zur Behauptung diefer nach außen hin errunges 
nen Freiheit muͤſſe ſich das deutihe Volk im feinen Nas 
tionaltugenden befehigen. Es müfle namentlich Treue und 

Biederkeit mit Fleiß und Bebarrlichkeit, Zudt und Gitte 

in ibre alten Nechte wieder einfehen, auf dag dag wieder- 

errungene Gut der aͤußern Freibeit micht verloren gebe- 

Demnach mahe es fih die Breslauer Burſchenſchaft zur 

Dicht, ſich in diefen Nationaltugenden auszubilden, und 

fo in fih ein Mutter fir ihre Mitbuͤrger aufzuftellen. Dies 

fes ſittliche wiſſenſchaftliche Streben, welches die Mitglies 
der zunaͤchſt als verfönliche Prlicht, dann aber auch als 
vaterländifche Pflicht anerkennen follten, in ſofern es zur 

Grundlage zur Behauptung der äußern Freibeit dienen 

werde, folle endlich auch aus der Ruͤckſicht verfolgt werden, 

weil es für die innere Freiheit der deutfchen Staaten nur 
günfiige Kolgen baben könnte. Eine gewiſſe fittliche und 
wiſſenſchaftliche Reife des Volks fei nämlich ‚eine Bedin— 
gung, unter der alein daffelde eine fonftirutionelle Ver— 
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faffung als Geſchenk von feinen Landesfürften euufangen 
und erfprießlih handhaben koͤnne, da hingegen eine folche 
In den Händen Unreifer nur ein gefährliches Werkzeug ſei. 
* Die Mitglieder wollten deshalb von dem Grundfak aus= 
eben, daß das Volk feinerfeitd jene Bedingung erſt er— 
füden müffe, und febten "demnach in der obengedachten 
ittlich-wiffenfchaftlichen Ausbildung die Grenze ihres Stre- 
bens feh, in dem Vertrauen, daß, wenn das Wolf feiner- 
feits jene Bedingung würde erfült baben, die Landesfür= 
fien demfelben eine gemäße Konflitution nicht vorenthal⸗ 
ten würden. Underweitige Beftrebungen für den Fall der 
Vorenthaltung diefer Konftitution Idgen außerhalb der 
Grenze ihrer aicht und Befugnifle, und fomit entfage die 
Breslauer Burfchenfchaft ausdrüdlid jedem Eingriff in die 
befiehenden volitifchen Verbältniffe, und erlläre jedes Ver⸗ 
fahren, welches die befichende Drdnung der Dinge fidren 
kpoͤnnte, als gefehwidrig für verbrecheriſch und gottlos. 
Außerdem fei in dem Vorworte die Herbeiführung einer gei— 
ſtigen Einbeit Deutfchlante als nothwendig dargeftelt, und in 
diefer Bezichung der Grundſatz angenommen worden, daß man 
im Fall der North dag Vaterland über den Staat ftellen müffe, 
d. b. daß das Wohl des Bundesflantes höher als das der ein 
jelnen Staaten anzufeben fei- | 
"Hternach war alfo die Tendenz biefer Verbindung eine po— 
litifche, da fie auf Heranbildung des Volks zu fonftitutionellen 
Verfaffungen und auf Herbeiführung einer geifligen Einheit 
Deutſchlands hinauslicf. Eine nähere Verfländigung Über diefe 
Tendenz, fowie über die Mittel, diefelbe zu realifiren, erfolgte. 
in den Kränschen. Fuͤr die Zwecke der Verbindung wurden 
die Mitglieder durch eine befondere Aufnahmeformel, dahin lau« 
tend verpflichtet: RER 
Gelobſt Du auf Dein Ehrenwort, treu und unver 
brüchlich zu balten an den Geſetzen, welche unfere Ver— 
fafungs Urkunde Dir auferlegt, treu und feſt zu halten 
an den im ihr enthaltenen Grundfägen und diefelben nach 
beften Kräften zu fördern? Gelobſt Du, auch nad Deinem 
Austritt denfelden firtlich vaterländifhen Sinn zu bewab« 
ren, der Eigentbum der Mitglieder unfers Vereins fehr 
foQ? fo gieb Deinen Handfhlag und Dein Ehrenwort in 
die Hand des Sprechers. k | 
Mebr oder weniger, übereinfimmend beflätigen dieſe An— 
gaben die Ungefchuldigten N. N., welche die in dem Vorwort 
ausgefprochene Tendenz in einer, nach ihrer Angabe fehr ſchwuͤl⸗ 
fligen Saffung dahin angeben: | 
daß die Mitglieder fich fittlich, wilfenfchaftlich, und vater- 
ländifch ausbilden folten, um ſich dadurch reif zu machen, 
in ihrer fünftigen bürgerlichen Stellung das Volk zu fon 
flitutionelen Verfaſſungen beranzubilden, und eine geiftige 
Einheit Deutſchlands herbeizuführen. 
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Endlich find fämmtliche Angeichuldigten dahin einverfianden, 
daß die Berbindung als verbotene hätte geheim gehalten werden 


en. 
n Diefe Periode fällt der Verſuch zum Anfchluffe diefer 
aft an die allgemeine Burfchenichaft. Die Studen- 
ten N. N. hatten nämlich Ende des Sommers 1830 eine 
Reife verabredet, die durch Böhmen nad Baiern, wobei auch 
gen zu berühren, gehen foüte. Diefe Reife, welche der 
Berbindung befannt geworden, habe bei derfelben den Wunſch 
angeregt, folche zum Anfchluß an den allgemeinen Verband zu 
benugen, von dem man in Breslau aͤußerliche Kunde gebabt, 
obme jedoch die innere Tendenz defielben zu fennen, zumal man 
ebenfalls äußerlich erfahren, dag die Burfchenfcaft in Erlan- 
en die gefchäftsführende ſei. Man babe dadurch die andern 
urfchenfchaften willen laffen wollen, dag auch in Breslau 
eine Burfcenfchaft befiche, um diefe Univerfirdt aus dem Rufe 
der Dbfeurität zu bringen, und der Vormand ſei aus dem Vor— 
worte der Konfliturion genommen, welches eine geifiige Einheit 
und brüderliche Geſinnung vorgefchrieben habe. 

Demgemäß wurde von der Verbindung der Beſchluß ge= 
faßt, daß die gedachten Perfonen die Konftitution der Breslauer 
Burfchenihaft mitnehmen, und der Erlanger Burſchenſchaft 
zur Prüfung vorlegen folten. 

Die Deputirten traten nunmehr ihre Reife an, und 
tem demgemäg auch nach Erlangen, wo fie in dem Wirths⸗ 
baufe der Germanen, die Thalerei genannt, die Studenten O., 
Sch. und R. antrafen. P. machte den O. mit feinem Antrage 
befanmt, und es wurde am folgenden Tage eine Berathung 
in dem Commersbhaufe zum weißen Schfen anberaumt. 

P. und K. mußten das Vorwort ihrer Konfitution Tefen, 
und wurden befchieden, daß ihr Eintriet erfolgen könne, falls 
fie die ‚Berwahrungstlaufel gegen das gewaltiame ‚Eingeeiiee 
in die polifhen Verbaͤltniſſe weglichen, das Vorwort gänzlich 
verwürfen, und an en Stelle fehten: ö 

„Herbeifübrung einer freien Verfaſſung Deutfchlands, durch 

welches Mittel es fei, und nöthigenfalls durch Waffenge⸗ 


malt,” 
weil dies der Zweck der Geſammtheit der im Verbande ſtehen⸗ 
den Burſchenſchaften wäre. | 
Nach einigen Debatten hatten die Breslauer Deputirten 
anfcheinend fich bereit erklärt, ihre Burſchenſchaft zur Annahme 
diefer Tendenz zu bewegen, und wurde ihnen zu diefem med 
eine Mofchrift der allgemeinen Konfitution mitgegeben. Allein, 
forwie fie in Breslau angelommen waren, hielten fie in einer 
befonders dazu berufenen Berfammlung Vortrag bierüber, und 
fhlugen vor, diefe Tendenz nicht anzunehmen, welcher Vor⸗ 
flag denn auch einftimmig angenommen ward. 
So blieb diefe Burfchenfchaft bis zum Sommer 1831, wo 
auf Eingegangene anonyme Denunziation eine Kriminalunter- 
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fuhung wider deren Mitglicder, jedoch nur mider zwanzig 
derfelben, und wider die Mitglieder der daſelbſt befichenden 
Landsmannfchaften Stlefia, Boruſſia, Teutonia. und 
Polonia eingeleitet wurde. 

K., der vorläufig verhaftet gemweien war, hatte die Herbel- 
fhafung der Konftitution verſprochen; in Folge deſſen traten 
die Mitglieder zufammen umd faßten dem Beichlufß, die Kon— 
ſtitution durchaus zu verfälfchen. Demgemäß follte der Name 
„Burfchenfchaft Überall weggelafien und das Vorwort ganz 
ausgeitrichen werden. Als Tendenz wurde nur fittliche und 
wifrenfchaftliche eg: ellt. 

Die Burſchenſchaft ſelbſt löfte ſich de facto auf, und es 
wurde beſchloſſen, die eigentliche Konſtitution zu verbrennen; 
indeſſen kamen die Mitglieder immer noch auf ibrer Kneipe zu= 
fammen, um ſich über die Unterſuchung und deren Verdun« 
en. zu befprechen. * 

a jedoch bei dieſem laxen Verhaͤltniſſe mehrere Unordnuns 
gen eingeriffen waren, namentlich auf ihrer f. 9. Kneive, fo 
veranlaßten e.nige der in Unterfuchung befindlihen Burfchen- 
fhafter einen Studenten U., ſich mit einigen Andern, welche 
ebenfalls dafielbe Gaſthaus befuchten, zu vereinigen, um ſich 
der Kneipangelegenheiten anzunehmen. W. ging auf den Vor- 
fchlag ein, theilte den Plan den ibm vorgefchlagenen Perfonen 
mit, nachdem er .fich zuvor mit B. näher vereinigt, und fie _ 
ftellten als Zweck bin, Ordnung auf der Kneipe zu erhalten 
und eim fittlich Leben zu befördern. Diefe Verbindung hatte 
aber fein Gedeiben, ſie Hatte Keine fihriftliche Konfitutio 
‚ und die Mitglieder waren in den Gefchäften unerfahren. Deß— 
balb befchlofien mehrere der noch im Unterfuhung befindlichen 
alten Verbindungsmitglieder, fich mit den neuen wiederum zu 
vereinigen, um dadurd) der Verbindung aufzubelfen, und das 
Leben in derfelben rege zu machen. Dies führt num zu der 
- dritten Periode. 

Im Februar: 1831 nämlich gefchab diefe Wereinigung, und 
von den Ältern Mitgliedern traten die Studenten N. N. wie 
der bei, denen fpäter fait alle übrige Mitglieder der ältern Ver— 
bindung nach und nach folgten. 

Als Konftitution wurde die alte, die D. nicht verbrannt 
hatte, einſtimmig angenommen, und Fam vdiefe Bereinigung 
noch vor dem Erfcheinen des Urtheils in der anbängigen Une 
terfuchung zu Stande. , 

Hiernach kann man diefe Verbindung auch nicht als eine 
neu geftiftete anfchen, vielmehr mar es nur eine Fortſetzung 
der alten Verbindung, welche durch die eingeleitete Unterfu= 
chung temporair unterbrochen worden war. Dies ift befonders 
wichtig, weil fonft die Begründer der Verbindung dieſer Pe— 
riode als Stifter einer verbotenen Verbindung eine härtere 
Strafe erleiden würden. 

Was die Tendenz biefer Verbindung betrifft, fo Tann 
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desbalb auf das Obengeſagte lediglich Bezug genommen 
werden, da, wie gedacht, die alte Konftitution ———— an⸗ 
enommen war, und kann Über die aͤußere Form der Verbin— 
ung der 2ten und 3ten Periode Folgendes nur kurz bemerkt 
werden. 

An der Epige der Verbindung fand ein Borftand, beſtehend 
aus einem Sprecher, der den Vorſitz in den Verfammlungen 
führte, und der Überdies die obere Leitung aller Angelegenhei- 
ten hatte; zweien Schreibern, von denen der eine die Gefchichte 
der Burjchenfchaft ſchreiben follte; einem Geldwart, der die 
Beiträge der Mitglieder einfammeln und darüber Rechnung 
führen mußte; einem Kneipwart, dem die Aufficht und Auf- 
techtbaltung der Drdnung im Gaſthauſe oblag; einem Zeug- 
umd Fechtwart, die für Aufbewahrung der Verbindungsfachen 
und für Ordnung auf dem Fechtboden zu forgen hatten. Yußer- 
dem hatten die Ehrenrichter beratbende Stimme in diefem Bor: 
fand, der überhaupt die adminifirative Behörde bildete. 

Als befondere Inſtitute fommen vor: , 

— 2 bie Keen, ——— et — uͤber die 
endenz der Verbindung beſtimmt, ſowie auch zum beſſer = 
triebe der Berbindungs- Aingelegenbeität; fern Be 

2) die Bidliothek, dem Geiſte der Verbindung entfprechende 
Bücher enthaltend; 

3) das Ehrengericht, beflimmt, um Duelle unter den Mit- 
gliedern bei vorgefallenen Streitigleiten zu verhüten; 

4) Sechtboden, zur körperlichen Ausbildung der Mitglieder 

t 


mt. 

Die Farben der Verbindung waren die befannten burfchen- 
fhaftlichen fchwars, roth, gold. 

In der Verbindung felbit gab es zwei Grade, Mitglieder, 
aus denen der Vorſtand gewählt wurde, und Commentburfchen. 
Die Pfichten der Mitglieder waren: 

a) Gehorfam den Gefegen und Verfchwiegenheit; 

vet Gehorſam dem Vorſtande in Verbindungs-Angele— 

enheiten; 
c) regelmäßiger Beſuch des Fechtbodens; 

d) Beſuch der Kränzchen; 

e) Bezahlung der Abgaben. 

Die Eommentburfhen kannten nicht die Tendenz der Ver— 
bindung und wurden erfi auf der Kneipe zu diefen burfchen- 
fhaftliben Anſichten herangebildet. Eine ganze kurze Zeit bin- 
durch bat es noch einen dritten Grad gegeben, Nenoncen, welche 
eine Mittelfiufe zwifchen den Gommentburfchen und Mitglie- 
dern bildeten, worauf es bier zedoch nicht weiter anfommen 


Die Verbindung diefer Periode loͤſte fich boͤchſtwahrſchein— 
im Juni 1833 bei einer abermals ftattfindenden Disziplinar- 
Unterfuhung, in einem Gehoͤlz bei Schwoitfh auf. Gegenstand 
des gegenwärtigen Erkenntniſſes find nur die Mitglieder der 
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2ten und Sten Periode, da dem Theilnehmern der Verbin- 
dung der erfien Periode die ANerböchfie Begnadigung zu Theil 
eworden, fowie eine aleihe Gnade die KCommentburfchen der 
etztern Verbindung erhielten. Ausgeſchloſſen find aber ferner 
die Angefchuldigten, welche bei dem verfuchten Unfchlug an die 
allgemeine Burfchenfchaft von deren Tendenz Kenntnig erbiel- 
ten, da wider fie außerdem der $. 97. Tit. 20. Thl. II. des 
Algen. Landrechts zur Anwendung kommen muß, well fie 
unterließen, der Obrigkeit von diefer bochverrätherifchen Ver—⸗ 
bindung, die auch gegen Preußen gerichtet war, Anzeige zu 
machen. Wider diefe Mitglieder iſt die Unterſuchung bier ges 
* ro wird ihre Strafe in dem Haupt: Erkenntniffe feſtge⸗ 
est werben. | 
Was nun den objektiven Thatbeftand der Verbindung 
betrifft, fo muß diefelbe als eine geheime verbotene Verbindung 
angefeben werden. Der $. 2. des Edifts vom 20. Dftober 
1798 verordnet nämlich woͤrtlich: 
Diefemnah find unzulaͤſſig und verbotene Gefelfchaften 
und Verbindungen, deren Zweck, Haupt= oder Nebenge= 
fchäft darin beficht, über gewünfchte oder zu bewirkende 
Veränderungen in der Berfaflung oder in der Verwaltung 
des Staats, oder über die Mittel, wie ſolche Veraͤnderun⸗ 
gen bewirkt werden tinnten, oder Über die zu diefem Zweck 
zu ergreifenden Maßregeln, Beratbfchlagungen, in welcher 
Abficht es ſei, anzuftellen. 
Diefe Beflimmung # t nach den Ausſagen der völlig ge— 
fiändigen Angeichuldigten ganz auf die_ Breslauer Burſchen— 
fchaft, da die Mitglieder, vote gedacht ſich zum Zweck gefebt 
batten, das Volk zu fonftitutionelen Verfaſſungen beranzubi 
den, und eine geifiige Einbeit Deutfchlands berbeizufübren. 
Aber auch wider die Angefchuldigten, welche die politiihe Ten— 
denz der Verbindung nicht einrdumten, fondern nur als folche 
firtlich = wiffenfchaftlihe Ausbildung ihrer Mitglieder angaben, 
wie dies faß bei allen Angefchuldigten, wider die der Oberlan= 
desgerichtsratb Koch die Unterfuchung geführt hat, der Kal 
it, muß diefes Edikt zur Anwendung fommen, da ad 4. des 
citirten Paragrapben, verbunden mit deſſen Schlußfage, auch 
fchon diejenigen Verbindungen für unerlaubt und firafbar an 
aefeben werden, welche Verfchwiegenheit in Anfebung der den 
Mitgliedern zu offenbarenden Gcheimniffe forderten oder fich 
angeloben ließen, indem auch diefe Angeichuldigten geftändig 
find, daß ihnen Verfchwiegenbeit über die Eriften; und das 
Treiben der Verbindung ausdruͤcklich auferlegt worden fei. 
Jedes Bedenken aber, was Über die Anwendung des Edikts 
wider dieſe Angefchuldiaten vielleicht noch erhoben werden 
lönnte, wird durch die Allerboichſte Ordre vom 21. Mai 1824 
vönig befeitiat —— —— 1824 ©. 122). Dieſelbe ver: 
ordnet nämlich wörtlich: 
Da den geheimen, befonders aber. den burfchenfchaftlichen 
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Berbindungen auf den Univerfitäten politifche Beſtrebun⸗ 

—* un rien e Zwede zum Grunde liegen, fo bes 

mie emit: 

I. alle — inſonderheit burfchenfchaftliche und nach 
dem Geifte, den Grundfägen und Zwecken der Burfchen- 
ſchaften eingerichtete Verbindungen auf Meinen Hniverfi- 
täten, folen künftig nicht als bloße Studenten» Verbin- 
Dangen, fondern als in die Kategorie der Edikte dom 20. 
Dktober 1798 und vom 16. Januar 1816 gebbrige, verbo⸗ 
tene geheime Verbindungen angefeben und behandelt, und 
baber in Gemäßheit diefer Edikte kriminalgeſetzlich, dane⸗ 
ben aber auch mit — und Unfaͤhigkeit zu einem 
difentlihen Amte, wohin In diefer Beziehung auch die mes 
dizinifhe Pragis zu rechnen, befiraft werden. 

Hiernäch find denn überhaupt alle geheime Studenten-Verbin- 
dungen verboten, wie der Gegenſatz „infonderheit die burfchen- 
ſche en” ganz unzweifelhaft ergiebt, und muͤſſen nach dem 
eitirten Edilt angeſehen und befiraft werden. 

Sollte dieſe Anficht noch irgend einer’ Beftätigung bebür- 
fen, fo enthält eine folche die Alerhoͤchſte Ordre vom 12. Januar 
1833 *), die gerade in diefer Unterfuchung erlaffen worden if. 

Schon oben if nämlich erwähnt, dag wider 20 Mitglieder 
der Verbindung der 2ten Periode die Kriminal = Unterfuchung 
wegen Theilnahme an geheimen Verbindungen eingeleitet wor⸗ 
den, welche aber durch das Erfenntnig vom 9. April 1832 vbl⸗ 
lig feeigeipracen murhen, indem in den Gründen ausgeführt 
ward, dag nach jenen Gefehen nur die Verbindungen firafbar 
feten, die überhaupt politifhe Zwecke verfolgten. Diefe Aus— 
führung erbicht, da das Erfenntnig Sr. Maicflät dem Könige 
von dem Minifier des Innern und der Polizei vorgelegt wurde, 
die Allerhoͤchſte Mißbilligung durch jene Drdre, morin es 
unter andern wörtlich beißt: 

Aus dem, dem anliegenden Berichte des Mirifters des 

nern und der Polizei vom 17. v. M. beigefligten Er- 
enntniſſe des ıc. wider dortige Studenten, als Theilneh⸗ 
mer an geheimen Verbindungen, babe ch die irrthuͤm— 
liche —— erſehen, die der Kriminal- Senat meinen 
gefehlihen Belimmungen vom 21. Mai 1824 giebt, Indem 

ee felbige auf die zu politiichen Zwecken geftifteten 9% 

men Berbindungen befchräntt, da doch im Artikel I. mit 

befiimmten Worten verfünt if, daß alle gebeime Verbin- 
dungen auf den Univerfitäten fünftig nicht als bloße Stu- 
denten = Berbindungen, fondern als in die Kategorie der 

Edifte vom 20. Dftober 1798 und 16. Januar 1816 gehörige, 

verbotene gebeime Verbindungen angefehen werden follen. 
Berner beißt es am Schluß diefer Ordre: 

Auch folgt aus dem Inhalt der vorgefundenen Statuten 





*) Tahrbüher Band 43. ©, 636, 


92 


und Gefehe der Geſellſchaft nicht, daß derfelben Feine voli- 
tifche und font verderblihe Zwede zum Grunde liegen, 
weil fie noch anderweitige Statuten befigen kann, welche 
fie dem Michter zu verbeimlichen, Gelegenheit gefunden 


bat. 

Die Richtigkeit dieſer Allerhoͤchſt ausgeſprochenen Vorausſetzung 
hat denn gerade in dieſer Unterſuchung, wie die obige Ge— 
fchichts-Erzäblung ergiebt, volle Beſtaͤtiguug gefunden. 

Benor jedoch zur Prüfung der Gtrafbarfeit der einzelnen 
Angefchuldigten gefchritten wird, muß noch auf die Gefährlich: 
keit diefer Verbindung aufmerkffam gemacht werden, da fie ge- 
rade die Weisbeit und Zweckmaͤßigleit der oben citirten Geſetze 
durchaus rechtfertigt. Eine detallirte Zufammenftellung bier- 
über iſt bereits in dem Erfenntniffe wider die Theilnebmer an 
der Greifswalder Burfchenfchaft gegeben worden, und kann 
bier nur Eur; Folgendes erinnert werden. 

Diefe Verbindungen haben nämlich durch das volitifche 
Prinzip, das alen Burfchenfchaften mehr oder weniger zum 
Grunde liegt, den Keim in fich, wirkliche flaatsgefährlihe Ver— 
bindungen zu werden. Abgeichen nämlich davon, daf bei den 
Mitgliedern, die kaum der Schule entwachfen und noch fein 
feloffändiges Urtbeil in politifhen Angelegenheiten haben kon— 
nen, jeder gediegene wifienfchaftlihe Sinn untergraben wird, 
indem fich ñnothwendigerweiſe nur ein flaches Raifonniren aus— 
bildet, dag nur bei leeren Abſtraktionen fichen bleibt, die iedes 
fonfreten Inhalts entbehren, fo find gerade, wie die Hauptun— 
terfuchung mehrfach gezeigt bat, aus diefen Verbindungen zus 
letzt hochverraͤtberiſche Vereine bervorgetreten, welche feluft 
bochverrätberifche Handlungen begangen baben, movon das 
Scanffurter Attentat vom 3. April 1833 dem Beweis giebt, zu 
welchem Burfchenfchafter verfchiedener Univerfitäten binreifien, 
um an der dort ausbrechenden Revolution Tbeil zu nehmen. 
Daß die Breslauer Burfchenfchaft nicht pt diefem Extreme ge= 
fommen, kann der Anficht tiber die Gefährlichkeit foicher Ver— 
bindungen keinen Abbruch thun, indem ganz befonders günftige 
umftände einer ſolchen Entwicelung entgegen wirkten. Anzu— 
führen find in diefer Beziehung: 

4) Die Lage der Aniverfität ſelbſt; fie ift zu welt von den 
andern Univerfitäten abgelegen, als daß ein lebhafter Verkehr 
der Studenten zwifchen ihr und andern Iniverfitäten obne 
Schwierigkeit und größere Unkoſten bätte fiatthbaben Finnen, 
und fie ift Überdies wegen diefer Entfernung nur wenig von 
Ausländern befucht, vielmehr bauptfächlic nur vom der ſtudi— 
renden Jugend der Provinz Schlefien. Deſſenungeachtet ift ein 
Berfuch gemacht worden, dem allgemeinen Verbande beizutre- 
ten, wodurch die Merbindung fogar Kenntnif von der hochver—⸗ 
räfherifchen Tendenz der allacmeinen Burfchenichaft, erhielt. 
Iſt num gleich gerade wegen diefer Tendenz der Beitritt micht 
erfolgt, wahrfcheinlich weil die Verbindung erſt fur; zuvor die 
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volitifche Tendenz angenommen hatte, fo zeigt fich doch darin 
fchon ein unlauterer Sinn, daß die Mitglieder von diefer hoch» 
verrätberifchen Verbindung, die auch auf den Umſturz der be= 
chenden Berfafung in Preußen und bei der bezweckten mates 
rielen Einheit Deutfchlands auf die Entthronung des regieren- 
den Herrſcherbauſes gerichtet war, feine Anzelge machten, uud 
verrärh dieſe Unterlafung mindeftens einen Mangel an patrio- 
tifchen Geſinnungen. 

2) Wurde die weitere innere Entwidelung durch den Ein- 
gritt der linterfuachung im Sabre 1831 unterbrochen, nachdem 
die Verbindung kaum 1 Jahr hindurch das politifche Prinzip 
angenommen batte. —— 

Erüi Februar 1832 konſtituirte fie ſich von neuem, befand 
aber wiederum nur etwa über 1 Jabr, da alsdann wieder eine 
unterfubung eingeleitet ward. Die erſte Umterfuhung hatte 
mindefiens die Folge, daß die Mitglieder vorjichtiger geworden 
und dadurch vielleicht verbindert waren, fich nach außen eine 
ardfere Ausbreitung durch Kartell mit andern Univerfitäten 

u geben. 

93) Endlich if es al! guͤnſtiger Umſtand anzufehen, dag fich 
feine befonders hervorragenden Köpfe in diefer Verbindung ge— 
zeigt haben, fo wie daß die Gefinnung der dortigen Bewoh— 
ner einem folchen frevelbaften Treiben durchaus — iſt, wo⸗ 
durch denn die Verbindung allerdings noch iſolirter daſtand, 
indem fie mirgend» Anklang für ihr Treiben fand. 





Auch wider dieſe Angeſchuldigten ift eben fo, wie wider die 
Theilnehmer an der Greifswalder Burfchenfchaft, erfannt wor- 
der. — cfe. ven. — 


Berlin, den. 17. Dezbr. 1835. 


Der Rrifinal: Senat des Königlichen Kammergerichte. 
(Unterfchriften.) 
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Anhang. 


Auszüge aus den in vorſtehenden Erkenntniſſen angefuͤhr⸗ 
ten Strafgefeßen. | 


A. 


Aus dem Edifte wegen Verhütung und Beftrafung geheimer 
Derbindungen, welche der allgemeinen Sicherheit nachtheilig 
werden könnten; 
d. d. Berlin, den 20. Oftober 1798. 


(Geſetz⸗Samml. Jahrg. 1816. ©. 7—12) 
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$. 1. 
In Unferm allgemeinen Landrechte haben Wir bereits vers 
ordnet, daß die Mitglieder aller in Unſern Staaten befiebenden 
Geſellſchaften verpflichtet find, fich uber den Gegenfland und die 
Abficht ihrer Zufammenkünfte gegen die Obrigkeit auf Erfordern 
auszumeifen, und daß ſolche Befelifchaften und Verbindungen 
nicht geduldet werden follen, deren Zweck und Gefchäfte mit 
dem gemeinen Wohl nicht befteben, oder der Rube, Sicherheit 
und Ordnung nachtbeilig werden finnen. Jetzt finden Mir 
rg genauer zu beſtimmen, welche Arten von Geſellſchaften 
oder Verbindungen flr ——— geachtet werden ſollen. 


8. 2. 
Bir erklären daher für unznlaͤßig, und verbieten bierdurch 
Geſellſchaften und Verbindungen, 

1) deren Zweck, Haupt: oder Nebengefchäft darin befteht, über 
aewünfchte oder zu bemirkende Veränderungen in der Ver- 
faſſung oder in der Verwaltung des Staates, oder ber 
die Mittel, wie folche Veränderungen bewirkt werden 
fönnten, oder über die zu diefem Zweck zu ergreifenden 
en Berathſchlagungen, in welcher Abficht es fen, 
anzuftelen; 

2) worin unbelannten Dbern, es fen eidlihb, an Eidesſtatt, 
durch Handſchlag, mündlich, ſchriftlich, oder wie es fen, 
Gehorfam verfprochen wird; . 

3) worin befannten Dbern auf irgend eine diefer Arten ein 
fo unbedingter Gehorfam angelobt wird, daß man dabei 
nicht ausdrüdlich alles dasienige ausnimmt, was fich auf 
den Staat, auf defien Verfaffung und Verwaltung, oder 
auf den vom Staat beſtimmten Reli ionszuftand bezieht, 
ne was für die guten Sitten nachtheilige Folgen haben 

nnte; 
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4) welche Verfchwiegenbeit in Anſehung der den Mitgliedern 
ei Geheimniſſe fordern, oder fich angeloben 
aſſen; 

5) weiche eine geheim gehaltene Abſicht haben, oder vorgeben, 
oder zur erg Men nambaft gemachten Abficht ſich 
geheim gehaltener Mittel oder verborgener myftifcher, hiero⸗ 
ainvhiicher Formen bedienen. 

Wenn eines der No. 1. 2. 3, angegebenen Kennzeichen 
unerlaubtee Gefellfchaften und Werbindungen flattfindet, 
finnen ſolche in Unſern — Staaten nicht geduldet 
werden. Ein Gleiches ſoll auch in Anſehung der No. 4. 
und 5. bezeichneten Geſellſchaften und Verbindungen, je— 
doch mit der im naͤchſtfolgenden F. gemachten Ausnahme 
(die drei Freimaurer-Mutterlogen und deren Toͤchterlogen 
betr.) ſtattſinden. | 


ı 5. 

Ein jeder Verfuch, verbotene Verbindungen und Befell- 
fchaften zw fliften, ſoll, ſowie die Theilnebmung an einer fol- 
hen bereits gefiifteten Verbindung oder Gefellfchaft, wie nicht 
minder deren Fortfegung nach der Zeit des gegenmärtigen 
Berbots, für diejenigen, welde in einer dffentlihen Bedienung 
als Militair- und Givildeamte oder font in Unſerm Dienite 
heben, unausbleiblihe Kaffation bewirken. Auferdem follen 
diejenigen, welche ein? verbotene Geſellſchaft fiiften, oder deren 

dauer mach dem jetzigen Verbote veranlaflen, Zehen Jahre 

Sarreit oder Zuctbausfirafe; die wirklichen Mitglieder 
und Tbeilnebmer aber Sechs Jahre Feſtungsarreſt oder Zucht- 
bausfrafe verwirft haben. 

Sollte der Fall eintreten, daß die verbotene Geſellſchaft 
eigen landesverderblichen Zweck gehabt, oder Hochverrath und 
Majeflätsverbrechen beabfichtet, fo muß gegen die Stifter, Fort- 
feßer, Mitglieder und Theilnehmer auf die im Landrecht auf 
Berbrechen diefer Art geordnete Strafe des Todes oder der le— 
benswierigen Einfperrung erkannt werden. 


B. 


Aus der Allerhöchſten Kabinetsordre, die Beirafung aller ge: 
beimen, befonders der burfchenfchaftlichen Berhindungen auf 
den Preußifchen Univerfitäten betreffend ; 

d. d. Berlin, den 21. Mai 1824. 


(Befeh - Sammlung, Jahrgang 1824. ©. 122.) 


Da den geheimen, befonders aber den burfchenfchaftlie 
hen Verbindungen auf Univerfitäten politifche Beſtrebungen 
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und verderbliche Zwecke zum Grunde legen, fo beflimme Ich 
bermit: 


I: 

Alle geheime, infonderbeit burfchenfchaftliche und nach dem 
Beifte, den Grundfägen und Zwecken der Burſchenſchaft einge- 
richtete Verbindungen auf Meinen Univerfitäten, folen Fünftig 
nicht als bloße Studenten = Verbindungen, fondern als in die 
Kategorie der Edifte vom 20. Dftober 1798 und vom 6. Januar 
1816 gehörige, verbotene geheime Verbindungen angefehen und 
behandelt, und daber in Gemäßbeit diefer Edifte, kriminalge— 
feglich, daneben aber auch mit der Relegation und Unfähigkeit 
zu einem Öffentlichen Amte, wohin in diefer Beziehung auch 
die medizinische Prarls zu rechnen, befiraft werden. 


IV. 
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IV 
Fragmente 


uͤber 
das ſaliſche und ripuarifche Suc- 
ceſſions⸗ Syftem im Nitteritande, 
befonders am Niederrhein, 


(Fortfehung der im 92. Hefte abgedrudten Abhandlung ) 


zweiter Abſchnitt. 


Allgemeine Bemerfungen über diefen Öe- 
genftand. 


$. 54, 


l, Fortbauernder Gebrauch dieſes Erbfolge: 
Syſtems. 

Wenn aus dem erſten Abſchnitt hervorgeht, daß die 
darin näher entwickelten Grundſaͤtze das Erbfolge-Syſtem 
des Adels bildeten; ſo lehrt die Erfahrung, daß daſſelbe durch 
eine Folge von Jahrhunderten bis zur Einfuͤhrung der Neu— 
franzoͤſiſchen Geſetzgebung die Richtſchnur für alle Succeſ⸗ 
ſions⸗Faͤlie und im fortdauernden Gebrauch geweſen ſei (235). 
Wohl moͤgen in einigen Laͤndern einzelne unbedeutende, in den 
Geſetzen nicht naͤher beſtimmte, Modalitaͤten dieſes Syſtems 
in Zweifel gezogen worden fein, die Guͤltigkeit dieſes Suc⸗ 
ceſſions⸗Syſtems ſelbſt dürfte aber auch in jenen Ländern 


205) Der, in der Anlage VIII. abgedrudte, Codicillus 
diplomaticus enthält daruͤber eine Reihe von Belaͤgen aus 
der Rbeinprovin;- l 

1836. 5. 93. G 
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ſchwerlich jemald Gegenftand eines Zweifeld und gar 
eines gewonnen Prozeſſes geweſen fein; menigfiens bat 
ed bis jet den muͤhſamſten Nachforfchungen nicht ges 
lingen wollen, darüber einen Fall aufjufinden und ſchon 
allein diefes Schweigen der gerichtlichen Akten bei der uns 
unterbrochenen Anwendung des Grundfaßes dürfte wohl 
der volftändigfte Beweis für die Unzweifelhaftigleit dieſes 
Gewohnheitsrechts felbft fein. 
| $. 55. 
1. Befhrankung deſſelben aufden Ritterſtand. 


Aus den vorangeführten Gefeßgebungen ergiebt ſich, 
daß dieſes Succeffiong: Syftem nur für den Kitterftand 
gilt, obwohl bei der Gleichheit des Bedürfniffes auch der 
Bauernftand fein Erbe dem Schutze diefes Syſtems übers 
gab und daß er died Erbe noch befißt, nicht minder, wie 
der Nitterftand diefem Syſtem verdanft. 

.. Schon ein oberflächlicher Blick auf die germanifche 
Verfaſſung und ihre Entwickelung gewährt die Ueberzeugung, 
daß dies Syſtem vorzugsmeife nur im Adelsftande Statt 
finden fonnte. Die Verſchiedenheit der Stände war fowohl in 
öffentlichen, als in privatrechtlichen WBerhältniffen die 
Grundlage der ganzen germanifchen Verfaſſung, diefe 
Perfchiedenheit der Stände aber nicht das durchgeführte 
Mefultat einer abflracten Theorie, fondern dag der wirk⸗ 
lichen Lebensverhäleniffe. Der Stand flimmte mit dem 
Lebensverhältniffe und mit der Gattung und Befchaffens 
heit des Vermögens überein, fo viele Hauptgaftungen dere 
letzteren, fo viele Stände, Stand und Beflimmung, Pers 
fon und Vermögen befanden fich in dem übereinffimmens 
ſten Wechfels VBerhältniffe : freier Randbefig, Gewerbe und 
unfreier Landbefig auf der einen und Adel, Bürger und 
Bauer auf der anderen Seite. So meit diefe Verſchie— 
denheit fich äußerte, war die WVerfchiedenheit der Rechts⸗ 
verhältniffe von felbft gegeben. 

Unter diefen Nechtsverhältniffen nimmt die Erbfolge 
die erfte Stelle ein. Mit wenigen Ausnahmen war hierbei 
in den frübern Jahrhunderten nur vom Adel und vom Buͤr⸗ 
gerftande die Rede; die wenigen freien Bauern fchloffen ficy 
den Succeſſions⸗-Verhaͤltniſſen des Adels an. Hätten 
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Adel und Bürger wohl ein uͤbereinſtimmendes Succeffiong, 
& haben fünnen? Hätten die Burgen und’ Ritter 
fine des Adels eine Waare fein, hätten fie unter eine 
Menge von Erben vererbt und vertheilt werden fönnen, - 
ohne aufsuhören Burgen und Nitterfige zu fein und ihre 
Beftimmung zu erfüllen? Diefe Frage ift bereits in den 
H 3 3 und 4. erörtert. Eben fo menig fonnte ein ims 
mermäbrendeg, mit Wall und Mauern umgebenes Stamm» 
gut und Die fortdauernde Erhaltung deffelben in einer Fa: 
milie und in der Hand Eines Erben Zweck des bürger; 
fichen Gewerbes fein. 

Das deutfche Necht kannte daher überall fein all: 
gemeines Erbrechf, fondern nur befondere Erb; 
rechte der verfchiedenen Stände, von melden 
jedes weiſer und eriprießlicher, wie je ein allgemeines 
Erbrecht war und fein fann, aus den eigenthümlichen 
Berhältniffen eines jeden Diefer verfchiedenen Stände her 
gorgegangen und auf die Bedürfniffe, das Wohl und den 

defjelben berechnet war, und in dem Geifte feines 

andes fich weiter ausbildete. Jedes diefer Erbrechte war 
das Erbrecht feined Standes und nur den Srrthümern 
säterer Jahrhunderte war es Vorbehalten, in einem fols 
hen eigenthümlichen Erbrecht cine Ausnahme voh dem 
vermeintlichen, aber uͤberall nicht vorhandenen, allgemeinen 
Erbrecht, und vollends rin Privilegium und einen Vorzug eines 
Standes vor dem anderen zu finden. Gein eigenes Necht 
zu Haben, ift ein gleicher Borzug jede Standes, für den 
einen nicht mehr, wie für den anderen. Wer hat je bes 
Bor die -ebeliche Gürergemeinfchaft und die gleiche 
on aller Erben, die Theilnahme der Tochter an der 
elterlichen Erbfchaft ſei ein Vorzugsrecht des Städterg vor 
beim Ritterſtande? wer hat je behauptet der Bauernftand 
babe einen Vorzug vor dem Bürgerftande, weil feine 
Solftätten nur auf einen Sohn vererben? | 
$. 56. 

Nur die, mit deutſchen Gewohnheitsrechten ganz 

unbefannten, römifchen Nechtögelehrten hatten eine andere 


Anſicht und bemuͤheten fich, jenes Syſtem durd) dag römifche, 
Geſetzbuch zu verdrängen: ‚Karl der =. verwies fie 
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zwar aus den Gerichtöhöfen auf die Studien (236), aber 
nach fech8 Jahrhunderten fehrten fie, mit deurfchen Neche 
ten eben fo unbekannt, wie vorher, wieder zurücd und 
mußten nicht allein den auf dem Reichstage gemachten 
Vorſchlag, ihnen die Gerichtehöfe zu verfchließen, rückgängig 
zu machen, fondern auch der Rechtgfprüche fich zu bemaͤchtigen 
und befirebten fich die eigenthümlichen deutſchen Rechte 
in dem römifchen Recht untergehen zu Iaffen. Aug dem 
erften Abſchnitt und aus der Gefchichte aller deutfchen 
Staaten gebt die feltene Uebereinftimmung und Bebarrlichkeit 
hervor, mit welcher dag deutfche Volk diefem Beftreben fich 
widerfegte und feine althergebrachten Rechte durch deren 
fchriftliche Abfaffung und Landesgefege erhielt ($. 3.). 
‚Dies war befonderg in Nückficht des Suceeffiongrechtg 
der Sal; die Städter hatten zum Theil das ihrige fchon 
früher durch befondere Statuten und landesherrliche Ur; 
funden zu fchügen Beranlaffung gehabt, weil ſchon das 
mals nicht, wie dies beim Adel der Fall war, der Lan 
deshere oder Standesgenoffen, fondern ein mehr oder 
minder roͤmiſch gebildeter Rechtsgelehrter ihnen Recht 
fprady. Die Gefeßgebungen des fechgzehnten und der folgens 
den Jahrhunderte ficherten aber- die deutfchen Succeſſions⸗ 
rechte noch allgemeiner und flärfer gegen die Einführung des 
römifchen Rechts. Bei der nähern Auffaffung diefer Vers 
bältniffe ergiebt fich von felbft, daß in demjenigen Deuts 
fhen Ländern, in welchen eigene Gefeße über dag Erbe 
recht vorhanden find, das römische Necht in Anfehung 
des Erbrechts gar nicht aufgenommen ift und überall niche 
gelegliches Anfehen erhalten hat und gerade, weil ed nur wie 
ſubſidiariſches Recht gilt, felbft nad) den Gefeßen nicht hat 
erhalten können und follen und nur infoweit fubfidiarifch eins 
tritt, als Landesgefege und Gewohnheitsrechte Feine Beftims 
mungen enthalten oder römifche nftitutionen aufgenommen 
baben. Die Erfahrung lehrt daher auch, daß dag römifche 
Recht in Rückfiht auf die Grundlagen und die characs 


239) Capitularia Lib. VI. cap. 345. alienae gentis ho- 
mines legibus ad exercitiim imbui et permiltimus et op- 
tamus; ad negotiorum vero discussionem, resullamus et 
prohibemus, quamvis enim elöquiis polleant, tamen difh- 
cultatibas haerent. vergl. Neller jurispr. Trevirens, sub 
Francis $. 20, ff. 
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teriftifchen Verhältniffen des deutſchen Erbrechts, beſonders 
in den oben gedachten Ländern, und ganz vorzüglich in 
Anfehung des Nitterftandes Fein geſetzliches Anfehen erhal: 
ten bat. Die Gefeßgebung in diefen Ländern hat, befons 
ders in Beziehung auf den Nitterftand, das urfprüngliche 
Spftem des befondern Erbrechts für jeden Stand und daher 
auch ein befonderd Succeſſions⸗Syſtem für den Ritters 
fiand beibehalten und feftgeftellt und daher in den Geſetzen 
das Erbrecht im Ritterfiande von dem in den übrigen Stäns 
den ſcharf gefondert, und fehr beftimmt auf denjenigen Grunds 
fägen befeftigt, welche feit den dlteften Zeiten in Deutſch⸗ 
land galten. Es fann daher im Nitterftandevon der Auf 
nahme und Gültigkeit eines fubfidiarifchen Rechts die 
Mede überall nicht fein. Bei den Städtern ift dies 
eben fo wenig der Fall, inſoweit al entweder allgemeine 
Landesgefege oder ftatutarifche oder andre befondere Rechte 
und Gewohnheiten entgegenftehen, wie dies faft überall Statt 
findet. Auch im Bauernftande ftehen theils Statuten 
theils Gewohnheitsrechte dem römifchen Rechte, in deſſen 
Anwendung diefer Stand längft untergegangen fein würde, 
entgegen. In Beziehung auf Grundbefiger und auf 
den unter ftatutarifhen Rechten fiehenden Städter ift da: 
ber, fo viel daB Wefen und den Charakter des Erbrechts 
betrifft, das römifche Succeſſionsrecht in Deutfchland 
überall nicht aufgenommen, fondern das deutſche Recht 
aufrecht erhalten und gemeines Recht geblieben (257). So 





237) Pürter Abh. ob außer den unter dem Namen der 
gemeinen Rechte üblichen Geſetzbuͤchern fonft nichts in Teutfch= 
land gemeinen Rechts fein koͤnne? (in f. Beiträgen zum teut- 
ſchen Staats- und Privatrehte Bd. II. Abb. XXVI. ©. 75.) 
„Komme ich nun in Nacforfhung der erfien Quelle folder 
„Mechte dis auf foldhe Zeiten hinauf, da man vom römifchen 
„Kechte in Teutfchland noch fein Gebrauch machte; fo kann 
„ich zugleich ficher fliegen, daB das urfprünglich teutſche 
Rechte find, die fih ungeachtet des Anſehens, wozu bernach 
„fremde Mechte in Teutfchland gelangt fiud, dennoch erbalten 
„haben. Mer in diefer Abſicht bis im die diteften Zeiten hin⸗ 
„aufgeht, fo weit es nur glauswürdige Denlmale unferer Ge— 
„Ibihre zulaffen, der wird zum Theil ſchon in ſehr alten Zei⸗ 
„ten Spuren folcher Rechte finden, die nur diefem oder jenem 
„Stande eigen waren oder die vorzüglich nur ein oder andres 
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toie dies Succeffiond-Syftem aus ben innerften Verhältnifs 


„teutfches Volt in Hebung hatte, die alfo auch in ihrer Forts 
„vflanzung ſich nicht auf ganz Teufchland erſtreckt haben, fon 
„dern nur gewiſſen Ständen oder Provinzen eigen geblieben 
„find, aber dennoch unter chen dieſen Ständen oder in eben 
„den Provinzen die Eigenfhaft eines gemeinen 
„Rechts behalten haben. Wenn aber ein forfchendes 
„Auge mit Kenntniß und Aufmerkſamkeit liefet, was Caͤſar und 
„Tacitus fchon von den Sitten unferer älteften Borfahren gefchries 
„ben haben und was feitdem im Gefegbücdyern, Urkunden und an= 
„deren glaubmwürdigen Denkmaͤhlern der alten und neuen Zei— 
„ten. iu Erforfhung der ehemals in Teutſchland üblich geweſe— 
„nen Rechte dienlicheg vorfommt, da zeigt fich bald ein ganzer 
„aufammenbang eines gewiffen Rechts-Syſtems, dag man eben 
„ſo als den Inbegriff eines ehemaligen urfprünglich teutfchen 
„algemeinen Gewoͤhnheitsrechts anfeben kann, als fich aus dem 
„tömifchen Geſetzbuch ein zufammenbängendes Lchrgebäude die- 
„ſes gefchriebenen Rechts berausbringen läßt. Man darf als— 
„dann nur etwas tiefer in den Geiſt diefer verſchiedenen Rechte 
„eindringen, da man bald wahrnehmen wird, daß da, wo bei— 
„derlei MRechte von einander abweichen, nemeintglih auch im 
„der Rage, Dentungsart und ganzen Verfaffung der Völker ein 
„großer Unterfchicd obmaltet. Zuverläffig wird man alsdanız 
„auch Fälle genug entdecken, worim nicht nur diefer oder jener 
„Stand oder diefe oder jene Provinz, fondern ganz Teutfch- 
„land ehedem fich einerlei Rechts bedient bat. Und wer 
„wollte dann Anfland nehmen, einzuräumen, daß es chedem 
„auch allgemeine teutfche Gewobnheitsrechte gegeben babe, 
„daß alfo auch ein urfprünglich teutſches gemeines 
„Recht geweſen fey? Aber follte denn gar nichts mehr 
„bon ebemaligen teutfchen Rechten fich bis in unfern Ta— 
„gen erhalten haben? Mich duͤnkt, wenn ich nur die Beifpiele 
„von Verträgen und Erbverträgen nenne, wird mir jedermann 
„ingeben muͤſſen, daß bis auf den heutigen Tag in ganz Teutfchs 
„land etwas Rechtens if, das es nach römifhen Rechten nicht 
„sein würde. — Manches ift bis auf den beutigen Tag beides 
„balten, e8 ſei für ganz Teutfchland, oder doh für gewiſſe 
„Länder und Drte oder unter gewiſſen Ständen, wie der 
„Vorzug des Mannsſtamms unter dem boben und 
„niedern Adel. In alen diefen Fällen find das nicht 
„Neuerungen gegen das römische Recht. Es find am fich, ſchon 
„chronologiſch betrachtet, eben fo alte, wo nicht Ältere Rechte, 
„als das römifche Recht, gewiß älter, als das juflianifche Ge— 
„ſetzbuch. Lind vollends nach der Zeit zu rechnen, da letztes 
„in Teutfchland Eingang gefunden bat, tft gar fein Zweifel, 
„dag jene teutfche Nechte viele Jahrhunderte vorber fcbon in 
„voller Hebung waren, ehe man an das römifche Recht nur in 
„zeutfchland zu denken anfing; dag num ungeachtet der ges 
„waltigen Vorurtbeile, womit das rbmifche Mecht nach dem ein— 
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fen und Bebürfniffen des deutſchen Volkes bervorgegan, 


„mal angenommenen Wahne, daß Teutfchland das römifche 
„Reich fei, um ſich griff, dennoch gemiffe, vorher in Teutiche 
„land uͤblich geweſene Gewohnbeitsrechte entweder von der 
„ganzen Nation oder von einzelnen Gliedern derfelben beibe- 
„balten werden fonnten, diefe Möglichkeit wird hoffentlich Nies 
„mand befreiten. — Solche Gemwohnbeitsrechte waren nicht 
„als Abweichungen vom gemeinen Rechte und alg Ausnahme 
„von der Megel anzuſehen, fondern vielmehr gemeines Recht, 
„das, ungeachtet eines fpäter eingeführten fremden gemeinen 
„Rechts, noch feinen Fortgang bebichte, Hier haben freilich 
„unjere Mechtsgelebrte des XVI. Jabrhunderts die Cache fo 
„angefeden, als ob daserfiere wäre. Darin haben fie aber offenbar 
„getert. Und welcher NRechtögelebrte, wenn er nur mit einiger 
„biftorifben und pbilofopbiichen Kenntniß ausaerüfiet iſt, wollte 
„seht noch wohl dieſen Jerthum des XVI. Jabhrhunderts für 
„Wabrbeit ausgeben? Selbigen Irrthum mögen alfo cbedem 
„noch fo viele Mechtögelebrte, Gerichtsſtuͤhle und ſelbſt Geſetz⸗ 
„geber gebegt baden; fo ift und bleibe es doch ein biftorifcher 
„Irrthum, aus tem nie das zur biftorifchen Wabrheit hat werden 
„tnnen, daß Ältere teutſche Gewobnheitsrecht gegen die erfi 
„ſpaͤter entiandenen oder doch für Teutfchland zur Verbindlich“ 
„Leit gedichenen römischen Rechte nur als Neuerungen anzufeben 
„wären. So fern das vaterländifche gemeine Recht durch das 
„römifhe und andere gemeine fremde Mechte nicht ganz bat 
„verdränat werden künnen, bat Teutichland jeht zweierlei ge= 
„meine Rechte, nachdem es fein urfprünglic teutfches Recht 
„beibehalten oder fremden gemeinen Rechten fi unterworfen 
„bat, es fei num, was jenes anbetrifft, daß ganz Teufchland 
„noch in WBeibebaltung gewiffer urfprünglih einheimiſcher 
„Rechte einig geblieben fei oder daß auch nur ein gewiller 
„Stand, als der gefammte oder auch nur der Hohe Adel, der— 
„gleihen beibehalten bat, da eg denn im jenem alle für 
„gan; Teuichland, in Ichterem für diefen gewiſſen Stand doch 
„alle Eigenfchaften eines gemeinen Rechts bebält und alfo, 
„auf die Wageſchale mit jenen fremden gemeinen Rechten ges 
„legt, mit denfelben wenigfiens in unvoßtommenem Gleichges 
„mwichte ficben muß. Wenn nun die Meichsgefege den Gerich— 
„een es zur Pflicht machen, nach des Reichs gemeinen echten 
„zu ſprechen, wer mid ſelbſt im gerichtlicher Auslegung dieſer 
„aefeplichen Vorfchrift ung wehren, diefen allgemeinen Ausdrud 
„von des Reichs gemeinen Rechten eben fo gut von des Reichs 
„ungeichriebenen, als gefchriebenen aemeinen Rechten zu erflä= 
„een umd Das, was vou diteren Zeiten ber an uriprünglidh 
„teutichen Mechten beibebalten iſt, eben fo gut, als die nun 
„binzugefommenen Gefchbücher, unter jenen gemeinen Rech— 
„tem zu verfichen? Mo if jemals in einem Reichsgeſeh ver- 
„ordnet worden, daß in Deutfchlamd fchlcchterdings nichts an— 
„ders gelten folle, als was dem römljchen gder den übrigen 
„gemeinen Rechten fremder Herkunft gemäß fe?’ 
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gen und ausgebildet wars; fo ift daffelbe auch auf beffen 
dringenden und fortgefegten Wunſch geſchuͤtzt und beibehalten. 
In dem ſechszehnten und fiebengehnten Sahrhundert lag dies 
deutfche und dag römifche Erbrecht den deutfchen Wolfe, 
ftämmen gleichfam * Auswahl vor: einſtimmig erklaͤrten 
fie ſich gegen das letztere und bewirkten den Schuß ih—⸗ 
rer einheimiſchen Rechte gegen jenes fremde Recht theils 
durch landesherrliche allgemeine Geſetze, theils durch eigene 
autonomiſche Satzungen. 

Ob das einheimiſche oder das fremde Beerbungss 
Syſtem dem öffentlichen und Privatwohle am mehrften 
zufage? gehört nicht hierher und kann am wenigften durch 
Theorien, fondern nur durch Erfahrungen und Gefchichte 
beantwortet werden. Weit über ein Jahrtauſend hindurch) 
haben unfere Vorfahren das deutfche Erbfchafts: Syftem 
nicht bloß für heilſam und ihrem Wohl meit entfprechens 
der, ale das römifche Syſtem gehalten, fondern aud) als 
Bedingung ihrer Erhaltung, fo wie das fremde Rechts, 
ſyſtem ald dag Grab derfelben angefehen. Welche theores 
tiſche Gründe könnten ein ſolches Zeugniß der Erfahrung 
auftwiegen? Wil man eine neuere Erfahrung; fo gewährt 
fie Frankreich. Wernichtete die neufränkifche Geſetzgebung 
das deutfche Succeſſions-Syſtem; fo fellte Napoleon 
daffelbe wieder her, als er die früher zugleich mit jenem 
Syſtem untergegangenen Werhältniffen wieder ins Le: 
ben rief ($. 52.). 

Diies deutſche Erbfolge: Spyftem bat fich firenge in 
den Graͤnzen feines Zweckes und feiner Beflimmung ge 
halten. Es gilt daher nicht für den Abel als Geburts, 
ftand, fondern nur für den mit landtagsfähigem Grund; 
befig angefeffenen Adel, alfo für die Nitterfchaft und 
auch für diefe in den Ländern, in welchen der Befiger 
aud) perfönliche Eigenfchaften zur Randtagsfähigkeit haben 
muß, nur in fomweit, als er auch dieſe befigt (99. 7. u. 8.). 


$. 57. 
I. Stattbhaftigfeit diefes Syfiems ohne Uns 
terfchied zwifhen Lehns und Allodialgüter. 
Dieſes Succeffiond: Syftem findet aber, wie aug 
der voraufgefchichten Ueberſicht ber Gefeggebungen ber 
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vorgeht, im Nitterfiande ohne Unterfchieb zwiſchen Lehn⸗ 
und Allodialgü‘ern Statt. Hier iſt keinesweges die 
Lehnsſucceſſſon, fondern die im deutfchen Recht hinreichend 
befannte Stammgutserbfolge vorhanden, welche mit der 
erfieren zwar in der Hauptrichtung übereinftimmt, allein 
von derfelben in den mwichtigften Momenten und felbft in 
der Anfehung der Succeffion der Söhne und ber Töch: 
ter durchaus verfchieden if. Diefes Erbfolge: Syfiem 
bat in Deutfchland lange vor Einführung des Lehns—⸗ 
Syſtems und auch fpäter da, mo letzteres nicht eintrat, 
beitanden, wenn gleich die Stammgutsfolge im Lehnrecht 
eine Analogie und Gründe zum Schuß gegen die Zweifel 
derjenigen erhielt, meldye von der Anfiht ausgingen, 
daß in Deutſchland fein eigenthümliches Recht fich babe 
bilden fünnen, daß vielmehr jedes in Deutfchland vorhans 
denes Recht feine Wurzel nothiwendig in einem, jenfeitg der 
Alpen gebildeten Geſetzbuch haben müffe und daher dieſe 
deutſche Erbfolge aus dem longobardifchen Lehnrecht ab: 
feiteten und daher als vorhanden fich erklären konnten 
und wenigftend einigermaßen noch beachteten (238). 


$. 58. 
Iv. Entfheidungsquellen. 


E8 ergeben fich hieraus von felbft die Quellen, aus 
welchen dies deutſche Succeſſions-Syſtem beurtheilt wers 
den muß. Iſt in einem Lande ein gefchriebenes oder Ges 
wohnheitsrecht überall nicht vorhanden; fo verſteht fich 
von felbft, daß das fubfidiarifche allgemeine Recht eins 
tritt. Es ift daher nicht von diefem, fondern von dem 
Hal die Rede, daß das deutſche Succeſſions-Syſtem ent» 
weder für den ganzen Mitterftand oder für einzelne 
Geſchlechter deffelben vom römischen Recht nicht unters 
drückt ift, daS Landes⸗ oder das Standesrecht aber über 





238) Memintfcengen diefer Anſicht finden fich ſelbſt noch 
in den, in Amelangs neuem Archiv B. IV. ©. 329, uͤber 
—— jus terrestre nobilitatis Prussiae abgedrudten Verhand⸗ 
ungen. 
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den Umfang und einzelne Momente beffelben Feine be: 
flimmte Vorfchrift enthält und daher über den Sinn und 
inhalt diefer Succeffion Zweifel entftehen. -Sol die Ent 
fcheidung bderfelben aus dem römifchen Recht oder aus 
der Natur und dem Geift dieſes deutfchen Succeffionss 
Syſtems gefchöpft und das leßtere aus dem römifchen 
Mecht oder aus feinem eigenen Begriff erläutert und er: 
Härt und in dem gegebenen Falle die Lücke aus dem rös 
mifchen Rechte, oder aus dem Grundfägen des Rechts, 
worin diefe Lücke fich geäußert bat, ergänzt werden ? 
Schwerlich bedarf e8 wohl erft einer Ausführung, um 
fidy zu übergeugen, wie widerfinnig es fein würde, eigens 
thümlich deutfche Rechte aus dem römifchen Recht zu 
erklären und zu ergänzen und dadurch fo geradezu ents 
gegengefeßte Elemente zu verfchmelgen. Die verfchiedenen 
Gattungen der deutfchen Erbrechte, befonders Die, von 
welchen bier die Rede ift, find nicht vereinzelt aufges 
fchoffene, von einander unabhängige Spröslinge, fons 
dern ein gefchloffenes confequentes Syſtem, welches hin und 
wieder zwar in einzelnen Ländern nur in minder mwefentlis 
chen Momenten fidy modificirte, den Haupt: Charafter 
aber unter den verfchiedenen Zweigen eines Volks— 
ſtamms niemals verlor. Aug den Gewohnheitsrechten ans 
derer, befonder8 benachbarter, Zweige deffelben Volksſtam⸗ 
mes muß daber dag, dem ganzen Stamme eigenthümliche und 
gemeinfchaftliche, Recht ergänzt werden, wenn in einem 
zu diefem Stamme gehörigen Lande einzelne Punfte die 
ſes Rechts nicht genau genug gefeßlid) oder durdy Ges 
wohnheits⸗-Recht beſtimmt fein follten. Salifches Recht 
muß aus falifchen uud nicht aus fächfifchen und dag 
fächfifche nicht aus falifchen Rechten erklärt und näher fefts 
geftellt werden, am allerwenigfien kann dies aber aug 
dem römifchen Rechte gefcheben. Der bierin in frühern 
Zeiten berrfchende Irrthum folgte aus der ſchon im woris 
gen $. gedachten fehlerhaften Anficht, daß die altdeutfchen 
Moltsrechte eine Ausnahme vom römifchen Rechte bils 
deten und daher in möglichfter Befchränftheit nicht über 
den Buchftaben hinaus aufgelegt und angewendet werden 
dürfen, daß daher, wo der Buchftabe nicht ganz klar entfcheis 
det, das römifche Necht eintreten müffe. Das römifche 
Recht ift aber nicht dag einzige gemeine Recht in Deutſchland, 
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Deutfchland Hat auch eigened deutſches gemeined Mecht, 
welches lange vor jenem galt und jenem bei defien Auf; 
nahme nicht gewichen, fondern in fehr wichtigen Vers 
bältniffen entweder algemein oder für einzelne Gegen: 
fände, einzelne Gegenden oder einzelne Stände, befonderg 
im Erbrecht, fortwährend fich erhalten hat ($.56.). Ein ſolches 
auf eigenem deutfchen Boden entfproffenes deutſches Necht 
kann nur aus deutfchem, nicht aber au dem Jahrhun⸗ 
derte fpäter aufgefommenen fremden Recht erklärt und 
beurtbeilt werden (239.) 








239) Voetii Comm, ad D. Lib, I, Tit. 1. $. 2. Quoties 
lis est, inspiciendum ante omnia, an non municipalis aut 
provincialis juris scripti verbis aut mente decisa sit. His 
deficientibus ad jura non scripta, inveteratas regionis con- 
suetudines, recurrendum. Quod si nec ex his expediri res 
possit, tum demum RKomanı juris decisiones admittendae 
sunt. Quin imo, ne in subsidium quidem ad juris civilis 
decreta confugiendum, quoties apparet, universali consue- 
tudine hanc aut illam Romani juris partem ın totum desi- 
isse servari, utcunque statuta jusserint generaliter vel con- 
suetudo induxerit, Romanum jus in non decisis oportere 
admıtti. Neque enim perpetuum est axioma: omissa in sta- 

"tuto suppler: debere ex jure civili ac secundum illud de- 
cıdı, sed demum locum habet, si semel ea in materia jus 
eivile receptum sit, eique nonnulla ex statuto vel superad- 
dita vel detracta inveniantur, nam si statutorum determi- 
natio a juris Komani fundamentis plane deviaverit, minus 
tuto, quae desunt, ex legibus Romanis supplementum rece- 
perint ac deftinitionem. Unde nec perperam a nonnullis‘ 
tradituim, tunc, cum obscuri vel incerli regionis alicujus 
mores sunt, in vicinorum locorum usus moresque non im- 
prudenter inquıri. Christianaei Decisiones Vol, VI, 
dec. 47. no. 28. Quando in eadem causa, quae consuetu- 
dinarıa est, producuntur argumenta ex consuetudinibus et 
argumenta ex legıbus, etiamsi paria essent, semper prius 

mittuntur argumenta consuetudınaria, sicut feudalia, quae 
consuetudınaria sunt, quae sunt utilia et quotidiana et non 
tanguntur per Doctores, et in consuetudinariis potest pro- 
cedı de similibus ad similia et secundum Alvarottum 
in materia consuetudinaria non est judican- 
dum argumentis legalibus sed magis attenden- 
dum sımile consuetudinis. n, 39. in materia consue. 
tudinarıa non est argumentis legalıbns judıcandum, neque 
ad argumenta recurrendum, stante consuetudine expressa 
vel simili — sed ubi reperitur simile legis et simile con. 
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suetudinis, Proinde, cum haec quaestio contrövertatur ir 
causa inter Flandros ac agitata super bonis in eadem pro- 
vincia sitis, censuit suprema curia, sequendum esse potius 
simile consuetudınis, quam legis, praecipue cum in confir- 
matione consuetudinum Flandriae ordınatum fuerit, ut in 
defectum consuetudinis particularis recurrendum sit ad 
generalem consuetudinem Flandriae ac tum demum ad jus 
scriptum eadem deficiente. Rhetius — non ad jus com- 
mune recurrendum, sed ad consuetudines cujusque loci vel 
curıae speciales, si ex iis non liquet ad Ar To regionis 
consuetudines (vergl. Anm. 80.) Puͤtt er, Beiträgezum 
teutfhen Staats- und Fürftenredt. Bd. 11. ©. 95.: 
„Wo unter ung Gefchäfte gang und gäbe find, die nur aus 
„der Bekanntſchaft mit dem römifchen Geſetzbuch ibren Urs 
„ſprung genommen haben, da würde g3 thörieht fein, ein ande⸗ 
„red als eben das römiiche Recht in Anmendung zn bringen; 
„wem wollte e8 da einfallen, an andere als römifche Gefehe zu 
„denten. Wäre ed aber nicht eben fo lächerlich, wenn man 
„Dinge, die nur teutfcher Herlunft find und wovon die Urbes 
„ber der römifchen Geſetze nichts gewußt haben, nach römifchen 
„Rechten beurtheilen wollte? Aus welchen Rechtsquellen fol» 
„ten nun diefe Fragen beurtheile werden? Den Vorzug, den 
„ein Geſetzbuch hat, das man nur nachſchlagen darf, müfien 
„wir bier freilich entbehren. Aber man verfabre nur fo, wie. 
„es die Natur der Sache erfordert, wenn eine Nation Fein an= 
„der gemeines Mecht bat, ale das, welches fih auf blofer Ge— 
„wobnheit bezieht. Man foriche nach, wie es bisher in folchen 
„Hüllen gebalten worden; man gebe, ſoviel als möglich, bis 
„auf den Beipeung, bis auf die erfie Dnelle der ganzen Sache 
„jurüf, man denke über die Natur der Sache, die Beranlafe 
„tung ihres Gebrauchs, die Gründe, die fich aus der = 
„tungsart oder Verfaſſung der Nation herausbringen laflen; 
„fo wird man ergiebige Quellen genug entdeden, um nicht 
„unficyerer als an gefchriebenen Geſctzen, ſich daran halten zu 
„eonnen und demnach richtige uud beflimmte Entfcheidungen 
„tn vorkommenden Fälen zu treffen. — Es giebt Fälle, wo die 
„verfchiedenen gemeinen Rechte in Teutfchland in ſolchem Ver- 
„bältniffe unter einander ſtehen, daß es von eines Jeden Wabl 
„abbängt, nah welchem von beiderlci Rechten er feine Ge- 
„fchäfte einrichten wil. So find die Römifchen und Teutfchen 
„Rechte in Anſehung des Gebrauchsvon Tefinmenten oder Erbs 
„verträgen zwar einander ganz entgegengefeht, Beide können 
„aber ganz wohl neben einander beitchen, indem ces nun nur 
„auf eines Jeden Wahl anfommt, ob er es gut findet, durch 
„einen Vertrag feine künftige Erbfolge unmiderruflich zu be= 
„fimmen oder ob er mac) römifcher Art lieber cine einjeitige 
„noch immer feiner Abänderung umterworfene lebte Willensver- 
„ordnung errichten will. Duntle Verträge find im Zweifel 
„nach gemeinen Rechten gu erklären. Da iſt aber höchfindtbig, 
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„unter diefen gemeinen Mechten nicht ausfchlieglich blos die 
„tbmiſchen, fondern auch unſere urfprünglich einbeimifchen 
„Rechte zu verßehen und in zweifelbaften Sdllen jedes 
„Befhäft nur nah demjenigen gemeinen Rechte, 
„mac deſſen Sinne es eingerichtet ifi, gu erflären. 
„Dunfle Stellen einer Eheberedung, wo es auf Beflimmung 
„der Rechte von Dotal- oder Paraphernal- Geldern antommt, 
„mögen immer nah dem Römifchen Rechte erklärt werden. 
„Aber fobald von Morgengabe, Witthum, Gemeinfchaft der Guͤ—⸗ 
„ter oder Errungenfhaft die Rede iſt, muß man darauf feben, 
„mas deshalb, che man von dem Römifchen Rechte etwas ges 
„mußt bat, in Teutichland sans Rechtens gewefen ift, das 
„alsdann auch jet moch ficher even fo gut, wie in jenen Faͤl— 
„ien das Romiſche Recht, die Stelle eines gemeinen Rechts ver= 
„‚treten kann. Und fo oft fich folbe Spuren zeigen, daß, der 
„eingeführten Verbindlichkeit des Roͤmiſchen Nechts ungeachtet, 
„dennoch ältere einheimifche Rechte annoch beibehalten find, fo 
„darf manſolche nicht nah dem Maßftabe, wie dag 
„Rbmifhbe Recht consuetudines noviores juris 
„eommunis derogatorias behandelt, fondern alg 
„ein mit dem Rbömifhen Rechte in gleibem Ber - 
„bältniffe fchendes gemeines Recht bebandeln, 
„es ſei nun, daß esin diefer u von ganz 
„Zeutfhland oder auch nur für einen gewiffen 
„Stand oder für gewiffe Gegenden beibehalten 
„sei. Auf keinen Fall darf man alfo da eine wi— 
„drige Bermutbung oder im Zweifel zu bebaup= 
„tende Einfhränfung derfelben entgegenfehen 
„oder eine folhe Strenge des Bemeifes, wie e8 
„Fürjene abweihernden Gewohnheiten niht unbil— 
„tta wäre, erfordern, fondern alle Vortheile eie 
„nes gemeinen Rechts müffen auch ſolchen Rech— 
„ren, wenn es gleih nur Gewohnbeitsrehte find, 
„billig zu Hatten fommen Denn alfo aud 
„ionf Schriften der Rechtsgelebrten, fo fern fie 
„nuaribr: eigenen Meinungen enthalten, nihtvon 
„der Kraft find, Rechtsſatze damit zu bemweifen, fo 
„find fte doch alsdann, wenn fie bezeugen, wie es 
„zu dDiefer Zeit mit diefen oderienen Gewobhnbei— 
„ten gebaltenfeioderwennflevollendgsRechtsfpri- 
„beoderrehtlihe Belebrungen, die das bewaͤb— 
„ren, enthalten, alsglaubmwürdige A 
„Bemeife eines ſolchen Gewobnbeitsrechtes al« 
„lerdings zu gebrauchen.“ Vergl. die in Puͤtters Beis 
trägen enthaltenen Übrigen Abhandlungen Über diefen Gegen» 
fiand, und deffen auserlefene Nechsfälle Bd. I. resp. 13. 
Pb. II. resp. 154, 186. und 208. Bd. 111. — 318. Stru» 
bem Nebenftumden Bd. V. ©. 1. f. Eichborns deutfche 
Staats: und Rechtsgefchichte TH. III. $. 442. fi. 
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§. 59. 


V. Beftandtheile des falifhen ritterfhaft- 
lihen Succeſſions-Syſtems. 


A. Borzugsmweife Succeffion des Mannsftamms. 


Das, die Erhaltung des Wohlftandes und Flors des 
Geſchlechts und der Güter in demfelben bezweckende, Süc: 
ceffiong » Syftem des Adeld beruhete auch in den Ländern, 
von welchen bier die Rede iſt, auf verfchiedenen Grund; 
lagen. Die erfie war die vorzugsweiſe GSucceffion des 
Mannsſtamms. Diefer Grundfaß hat fi) ungefchwächt 
erhalten. Selbft da, wo in der Sfnteftat: Erbfolge die terra 
Salica auf ein praecipuum herabfanf, blieb, wie aus der 
Ueberficht der Gefeßgebungen ($$. 5 — 49.) erhellet, der Weis 
berftamm von der Erbfolge in dem, für den Mannsftamm 
theilbaren Vermögen, wenigſtens in dem Nittergut aug: 
gefchloffen; eine Ausnahme findet fich, obwohl nicht rück 
fichtlic) der Naturaltheilung des Grundvermögeng, fpäter 
in den wenigen Ländern, in welchen den Töchtern ein wirk⸗ 
licher Erbtheil zugebilligt war. = 


/ $. 60. 
B. Einheit des Erbfolgers. 


Diefer Zweck würde aber bei der Zerfiückelung ber 
terra Salica und der hereditas aviatica eben fo 
ſehr verfehle worden, als eine ſolche Zerftücelung 
unaugsführbar gemefen fein ($$. 3. und 4). Die Eins 
heit des Stammfolgerd ergab ſich daher von felbft und 
ift wahrſcheinlich ein Urelement dieſes Syſtems. Auch 
dieſer Grundſatz hat ſich fortwaͤhrend erhalten, obwohl er 
in einzelnen Laͤndern nach der Verſchiedenheit und den 
uͤbrigen Verhaͤltniſſen der Guͤter und der Laͤnder ſelbſt in 
der Inteſtat-Erbfolge Modification erhalten hat. In der 
Inteſtat-Erbfolge iſt in den mehrſten Ländern die terra 
Salica und aviatica auf den Ritterſitz und die Einheit 
der Stammfolge nur auf biefen befchränft, den übrigen Er» 
ben vom Mannsftamm aber nicht bloß dag Recht auf 
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Abfindung, fondern auch ein Miterberecht in dem übris 
brigen Bermögen zugeftanden. Diefer Ritterfig war die 
urfprünaliche terra Nalica, die außer demfelben vorhan—⸗ 
denen Güter wurden als neu erworbene und nicht alg 
Deftandtheile des Nitterfiges angefeben. Die Einheit der 
Stammfolge ward hierdurch zwar im objectiven Umfang 
der Erbfolge befchränft, allein im Segriff. nicht erſchuͤttert, 
teil der Stammfolger dennody als der eigentliche Erbe 
und ald das Haupt des Haufes angefehen ward und das 
ber nach den in den mehrften Ländern geltenden Grund» 
fägen der Erbtheil der übrigen ohne Nachfommen verftors 
benen Brüder ausfchließlicd) an den Stammfolger zurückfiel. 


$. 61. 
C. Erſtgeburtsrecht. 


Der Einheit des Stammfolgers fchloß das Erfiges 
burtsrecht fid) unmittelbar an. Es iſt bier nicht der 
Drt, die Gründe zu entwickeln, aus welcdyen das Erftges 
burtsrecht bier Grundfag ward. Aus der Leberficht des 
Rechtszuſtandes Diefer Ränder ergiebt fich, daß dies Recht 
in der adelichen Succefjion beftand, Daffelbe hatte ins 
a nicht in allen dieſen Ländern den nämlichen Um— 
ang. 
Darin fiimmen alle Gefehgebungen überein, daß 
der eigentliche Mitterfiß nach deffen durch Gefe oder Ges 
wohnheit beftimmten Demarfatiog dem Erſtgeburts— 
recht unterworfen war und Das Praecipuum no- 
bile bildete. In Anfehung des ubrigen Grundvermoͤ—⸗ 
geng enthalten die Geſetze der einzelnen Yänder nicht übers 
einftimmende WBorjchriften, ſondern weichen nach Ber: 
(hiedenheit der Größe und anderer Berhältniffe des 
Grundbefige8 von einander ab. Nach den Rechten 
mehrerer Laͤnder, hauptſaͤchlich derjenigen, in welchen der 
größere Grundbefig nicht ſowohl aus einzelnen, klei— 
nern, von einander getrennten, zum Theil abgefondert be; 
wirihſchafteten Grundftücen beftand, fondern mehr ein 
Ganzes bildete, wurden dieſe Grundftücde aud in Rück 
fiht auf das Erfigeburtsrecht als unzertrennbare Zube: 
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börungen des eigentlichen Nitterfiße® angefehen und ver 

erbten mit demfelben auf den Erftgebornen. . 
An andren Ländern fand dagegen in Anfehung ber les 
teren das Erftgeburtsrecht nicht Statt, fondern fie Famen zur 
Theilung zwifchen dem Erftgebornen und feinen Brüdern 
ı und fand auch bier wiederum eine DBerfchiedenheit Statt, 
je nachdem der Erfigeborne einen größern Erbtheil, mie 
fein Miterbe, erhielt oder eine gleiche Theilung unter ihnen 
galt. Sim erfteren Fall, mweldyer gewöhnlicher, als der 
legtere war, beftand der größere Erbantheil des Erfts 
gebornen bald in ?, bald in der Hälfte des zur Thei: 
lung fommenden Grundvermdgend und verfich dag übrige 
s oder die andere Hälfte auf die nachgebornen Söhne 
ohne Nücficht auf deren Anzahl zur weiteren Erbtheilung 
zwifchen ihnen. Dem Erfigebornen war hierbei überdem 
die Befugniß vorbehalten, den Nachgebornen anflatt deg, 
auf fie vererbten Theild an dem Grundvermögen, ihren 
Erbtheil .in andren Gegenftänden der elterlichen Berlaf: 
fenfchyaft anzumeifen. In anderen Ländern war der Erfis 
geborne überhaupt nicht fo beguͤnſtigt und erhielt weder 
eigentliche praecipuum, nach einen fo bedeutenden Erb: 
theil an dem Grundvermögen, fondern nur einen größern, 
gewöhnlich den doppelten, Erbtheil, als jeder feiner Brüder, 
von deren Anzahl mithin die Größe feined Erbantheilg 
abhing, eine Succeffionsart, welche in denjenigen Laͤn⸗ 
dern, in welchen der urfprüngliche Grundfaß der Stamms 
folge ſich erhalten hatte, nicht bei dem Grundvermögen, 
fondern nur in Nückfict auf das Mobiliar: Vermögen 
Statt hatte. Wo ein eigentlicheg praecipuum des Erfte 
gebornen galt und daffelbe, wie Dies allentbalben der 
Fall war, in dem Ritterſitz beftand, erhielt der Erfigeborne 
Daffelbe voraugß, ohne verbunden zu fein, dafür feine Mit: 
erben zu entjchädigen, diefe waren vielmehr als Erben 
des bisherigen Beſitzers verpflichtet, den Ritterfig, wenn 
er verfegt fein follte, für den Erfigebornen, einzulöfen 29: 
ie 


240) Lamb. Goris, animadvers. juris T. II. cap. 2.©.102, 
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Die Succeffion nad) dem Erfigeburtsrecht warb meh: 
rentheils für ein fo weſentliches Element diefes Erbfolges 
Syſtems angefehen, daß fie auch im Weiberſtamm Statt 
fand, wenn derfelbe zur Succeffion berufen ward. 


$. 62. 


D. Abfindung der nachgeborenen Söhne und Töchter. 


Die Grundfäge über die Abfindung der nachgebors 
nen Söhne flimmen im Allgemeinen in den verfchiedenen Län» 
dern überein und find durch Gefeß oder Herfommen beftimmt. 
Wenn häufig die Frage aufgemworfen iſt: ob bei der Abfindung 
der Nahgebornen auf den Pflicherheil Nückficht genoms 
men werden müffe? fo fann unter Diefe Frage die Abfindung 
in der Inteftat»Erbfolge möglicherweife überall nicht 
fallen. In der Inteſtat-Erbfolge befteht der Erb; 
theil der Nachgebornen nicht in einem beftinmten An— 
tbeil an dem gefammten Vermoͤgen des Waters oder 
der Eltern fondern nur an dem nad) Abzug des, der Pri: 
mogenitur ausichlieglih anheim fallenden Praͤcipuums 
übrig bleibenden Nachlaffe, nur nach diefem ftellt fich daher 
Sinteftat:Erbportion der übrigen Erben heraus und die Le- 
gitima mürde daher. nur die zutreffende Duote Diefer letztge⸗ 
dachten Erbportion fein, welche mit dem, auch dag, praeci- 
puum in fich begreifenden gefammten Nachlaffe eben fo 
wenig in Berbindung fteht, als jede ftatutarifche Portion, 
Lehne, Fideicommiße und überhaupt Gegenftände, in Ans 
fehung derer ein befonderes Erbrechf Statt findet. Der, 
dem Erfigebornen zufallende WBorzugstheil fann bei Be: 
rechnung des Erbtheils der Nachgebornen, und mithin auch 
des Pflicherheilg überall nicht in Nechnung fommen. Sollte 
daher in der Inteſtat Erbfolge von Pflichttheil und deffen 
Schmäierung die Rede fein können; fo würde der Vorzugs; 
theil des Erfigebornen zur Ergänzung des Pflichttheild nies 
malg, ja felbft dann nicht in Anfprudy genommen werden 
fönnen, wenn außer demfelben gar feine Berlaffenfchaft 
vorhanden fein follte. (241) 





241) Jason consil. P. I. cons. 113. und 163. Gude- 
lin de jure feud. P. Ill, e. 4. Molinaei Fr. de Hispa. 
1536. 9. 93. 
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In Anfehung der Abfindung der nachgebornen Söhne 
ſtimmen daher die Gefeßgebungen aller Länder darin überein, 
daß diefelben an der bevorzugten Succeſſion des Erftgebor« 
nen und an deffen Präcipuum überall nicht Theil nehmen, das 
gegen find fie in Anfehung der Theilnehmer der Nachge: 
bornen an dem übrigen Nachlaße der Eltern nicht übers 
einftimmend. Sin einigen Ländern theilen die Nachgebors 
nen diefen Nachlaß nad) gemeinrechtlichen Grundfägen, 
bald mit, bald ohne Theilnahme des Erfigebornen; in 
anderen Ländern erhält der Erfigeborene aud) von diefem 
freien Vermögen einen beftimmten bevorzugten Theil und 
fäle nur der andere Theil an die nachgebornen Soͤh— 
ne zur gleichen Theilung. 


$. 63. 


E. Abfindung der Töchter. 


Diefed Succeffions:Spftem wuͤrde fein deutſches fein, 
wenn im Nitterfiande, fo lange der Manneftamm blüht, 
der Weiberſtamm zur Mit:Erbfolge in Stamm: und Fa=- 
milien:Güter hätte gelangen können. Die Töchter find daher 
auch nach den vorher angeführten Gefegen der einzelnen 
Länder von diefer Stamm: Succefiion augsgefchloffen, und 
wo bin und wieder befondere Gefeße ihre Theilnahme zu» 
laffen, beruht die8 auf der, mit dem Stammgut verbuns 
denen, gemifchten Lehns-Eigenſchaft oder auf anderen ganz 
eigenthümlichen Verhältniffen. Einer ausdrücklichen Vers 
zichtleiftung auf eine nicht angefallene Erbfchaft bedarf es 
nicht, und find vielmehr die Töchter von der Erbfolge in 
Stammgüter ſchon vermöge gefeglicher Beſtimmung aud) 
ohne alle Verzichtleiftung ausgefchloffen, dagegen aber 


niae primogenitura Lib. Il, c. 66. n. 37. Faber errores 
pragmat. decis. 13. error 4. Sande consuet. Geldr. Tit. I, 
$. 1. n. 31. Christianaei Decis. Vol. I. dec. 366. Cu- 
xia Parisiensis teste Pape Lib. 21. Tit. 5. art. 2. judica- 
vit: primogenito jus suum integrum competere, licet nulla 
alia supersint bona, Aequitas tamen suadet, ut, ubi primo- 
genitus totum aufert, tantum zelinquatur fratribus ejus mi- 
noribus, unde se alant. 
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befugt, aus dem elterlichen Nachlaffe eine ftandesgemäße 
Abfindung zu fordern. Alle Gefege flimmen darin über: 
ein, daß diefe in Anfehung der unverheiratheten Töchter 
ftandedmäßigem Unterhalt, für verheirathete Töchter 
aber in dem bei der Verheirathung erhaltenen Brautfchag 
befteht; die Gefeßgebungen find hierbei rückfichtlich meh⸗ 
rerer einzelnen Beftimmungen verfchieden, indem z. 2. 
einige dem Brautfchag ein beſtimmtes maximum vor⸗ 
fchreiben, andere auf die Verhaͤltniſſe und den Ertrag 
des Stammguted und die Anzahl der Kinder Nücficht 
nehmen, andere es dem Ermeſſen der Eltern anheimftellen, 
— 2 andere es dem ſchiedsrichterlichen Ausſpruch 
erlaffen. 


§. 6A. 


F. Befugniß der Eltern diefe nteftat: Erbfolge autonomifch 
abzuändern. 


Diefe Grundfäge ($$. 59—63.) bildeten die Inte; 
ftat:Erbfolge. So wie die römifchen und andere Ge: 
feßgebungen dem Bürger und infonderheit den Eltern ges 
flatten, die Sinteftat: Erbfolge, wenn fie ihren und ihrer 
Familie individuellen Verhaͤltniſſen nicht angemeffen ift, 
durch Willengerklärungen abzuändern; fo waren die Eltern 
auch in Deutſchland, in diefem Lande der faft allgemeis 
nen Autonomie, berechtigt nach ihrer Ueberzeugung und 
nach ihrem Ermeffen die Erbfolge in ihrem Haufe zu ord⸗ 
nen. Eheliches Guͤterrecht nnd Erbrecht, wie das roͤmiſche 
Recht ſie aufſtellt, waren dem Deutſchen unbekannt; der deut⸗ 
che Brautſchatz war von dem roͤmiſchen ganz verſchieden; 

eſtamente im roͤmiſchen Sinne waren ebenfalls unbe: 
kannt. Außer dem Haus⸗, Acer: und Kriegsgeraͤth und einem 
fargen Schmuck des Körpers gab es im Älteren Deutſch⸗ 
land fein andered Vermögen, als das Grund.Eigenthum. 
Es ift, fo viel infonderheit den Ritterſtand betrifft, mehr; 
mals bemerft, daß das Grund; Eigenthbum nicht theilbar 
war und nicht getheilt ward, fondern daß einer der Söhne 
nach des Vaters, die Erfigeburt gewöhnlich berückfichtis 
genden, Wahl in das Grund⸗Eigenthum des Waters Erbe 
und, wie diefer, der Fürforger und Erhalter en übrigen Kine 
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der ward. Died mar daß beutfche Erbrecht im großen, 
wie im geringeren Grund: Eigentbum. Das römifche Erbs 
recht und mit demfelben der römifche Pflichtrheil war in 
Deutfchland durchaus unbekannt. (242) Auf diefer Grunds 
lage hatte das deutfche Erbrecht fich durch viele Jahrhun⸗ 
derte ausgebildet und befeftigt, als gegen die Mitte die 
ſes Jahrtauſends das römifche Necht ein gefeßliches An: 
ſehen in Dentfchland erhielt. Daffelbe erhielt indeffen dies 
gefegliche Anfehen nur unter der Befchränfung, daß feine 
eigenthümliche deutfche Gewohnheitsrechte entgegen fteben, 
mithin init der Begränzung auf Fälle, in welchen diefe nicht 
vorhanden. Das Erbredht hatte aber in allen Klaffen des 
Volks ſich bereits feit Jahrhunderten auf dag feftefte ge 
bildet und ward daher ſchon aug diefem Grunde von dem 
römifchen Erbrecht nicht betroffen. Die oben angeführten An: 
fichten der Gefeßgebungen fo vieler Länder, welchen die al: 
‚ler Länder Deutfchlands hinzugefügt werden fünnen, bewei— 
fen, daß gerade das Erbrecht und befonderd dag 
Erbrecht im Nitterftande aus dem ganzen Rechtsgebiet der 
Gegenftand war, in Anfehung deffen die Ausfchliegung 
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242) Der Parlaments-Advocat Ricard führt in den An— 
merfungen zum nouveau coutumier general Th. U. ©. 
269. an: Par acte de notoriete du conseıil d’Artois du 
24. Juillet 1674, dont j’ay copie, il est atteste, que l’on 
ne connoft pas audit pays la legitime J droit 
Romain et que comme la coütume n’a point pourvü de 
legitime aux enfans, lorsque les peres et meres ne laissent 

we des meubles et acquäts, l’usage est d’arbitrer aux en- 
Fink: qui n’ont rien eu pour leur tenir lieu de legitime et 
qui n’ont pas moyen de subsister d’ailleurs que quelque 
chose pours leurs alimens, ce qui depend de l’arbitrage 
des juges; et neanmoins j’ay vu un arret contradictoire in- 
tervenu en la grand chambre le 22. Juin 1671, par lequel 
en declarant la substitution, <a été avec distraction de la 
legitime, mais depuis par autre arröt du 6. May 1675. en 
la quatri&eme chambre des enqu£tes ıl a été juge confor- 
mement audit acte de notoriete, qu’il n’y avoıt en la dite 
coutume aucune legitime certaine dans les meubles et 
aequèts et qu'il suthsoit, que le pere eut laisse quelque 
chose par forme d’alimens avec pouvoir de substituer le 
fond en cas de decds sans enfans, sans laisser aucune chose 
en proprietd. 
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des römifchen Erbrechtd und bie Aufrechtbaltung des deut: 
(chen vorzugsweiſe gefordert und gefeglich gefichert ward. 
Das römische Erbrecht bat im Nitter:, Bürger: und Baus 
ernftande überall fein geſetzliches Anfehen erhalten, fondern 
das urſpruͤnglich deutſche Erbrecht eines jeden Diefer 
Stände ift in demfelben gültig geblieben ($. 58.). Eine 
aufmerffame DBergleichung des deutfhen und des römis ° 
fchen Rechts bemeifet fehr beſtimmt die auffallenden Ber: 
ſchiedenheiten, melche in faft allen Gegenftänden des Erb» 
rechts zwiſchen beiden vorhanden find und in Anfehung 
deren das deutſche Recht ſich erhalten hat. 

Dies ift auch in Anfehung des Pflichttheilg der 
Fall, welcher im römifchen Sinn den Deutfchen und dem 
deutfchen Recht überall unbekannt war, nach welchem viel, 
mehr den Eltern nur die DVerbindlichfeit oblag, ihren 
Kindern Unterhalt und Verſorgung zu gewähren. Jeder 
Stand der Srundbefiger hatte fein eigenthümliches Sucs 
ceſſſons⸗Syſtem und feine eigenthümliche Erbfolge: Drds 
nung, in feiner bderfelben findet man eine Spur des 
Pflichttheils, wohl aber eines Erbſyſtems, vermöge deſſen 
die Erbfchaft ausfchließlih auf einen Erben überging; 
die Befreiung vom Pflichttheil ift vielmehr die wefentliche 
Grundlage des deutfchen Erbrechts-Syſtems, welches mit 
Beachtung des Pflichttheild gar nicht würde haben beſtehen 
fönnen. Daher hat bei der Aufnahme des römifchen 
Rechts in Deutfchland die Legitima deffelben allenthals 
ben, wo die deutiche Erbfolge fi) gegen das römifche 
Recht erhalten hat, feinen Eingang finden fünnen, Das 
ber findet man fie noch heute weder im Ritterfiande, 
noch im Bauernftande, ja nicht einmahl im Bürgerftande, 
infofern die Succeflion nach deutfchen Nechten geregelt 
wird. Allerdings find fpäterhin in einzelnen Ländern 
oder Orten oder in einzelnen Ständen römifche Grunds 
füge und infonderheit auch die vom SPflichteheil in die 
einheimifche Gefetgebung eingedrungen, allein dies find 
nur befondere Ausnahmen. Und aud) bier ift das roͤmi— 
ſche Recht nicht ohne manche Modificationen aufgenommen, 
ju welchen unter andern auch die Befugniß der Eltern gehört, 
bei Eheverträgen oder bei Beftimmung des Brautfchageg den 
Pflichttheil mehr oder minder unberückfichtigt zu laffen. 


I) 
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Im Ritterſtande infonderheit ift, fo weit in dem: 
felben das deutfche Erbfolge⸗Syſtem fich überhaupt erhals 
ten bat, der römifche Pflichttheil überall eben fo wenig, 
wie das römifche Erbrecht überhaupt, aufgenommen. Er 
würde das ganze deutfche Succeffiongrecht mwefentlich ums 
gekehrt und umgeftürgt haben; Einheit des Erben, Primos 
genitur und überhaupt eine bevorzugte Erbfolge fteht mit 
dem Pflicheeheil im Widerfpruch und ift mit demfelben uns 
vereinbarlih. Der römifche Pflichttheil ift ein gefeglich 
beftimmter, von der Verfügung der Eltern unabhängiger, 
Theil des auf den Erben fallenden Erbtheileds. In der 
Succeſſion im Nitterftande gab es für die abgefundenen Kin⸗ 
der weder eine Erbportion im römifchen Sinn, noch eine die 
Dispofitions:Befugniß der Eltern auf einen folchen Pflicht» 
£heil befchränfende Vorfchrift der Gefege. Die Eltern was 
ren ihren Kindern nur Unterhalt und Fürforge für ihr 
Fortkommen ſchuldig, dies war die Pflicht der Eltern ges 
gen ihre Kinder, auf welche fpäter romanifirende Juris 
fien den Namen der Legitima übertrugen, und bie in 
die Augen fallende Unangemeffenheit deffelben eben fo 
wohl fühlend, als einfehend, daß in der deutfchen Erbfolge 
feine römifche Legitima, fondern nur elterlice Fürforge 
vorhanden und dieſe Eein römifcher Pflichttheil fei, dieſe 
ihnen auffallende Erfcheinung fich durch die Anficht, dag 
Gefeß oder Gewohnheitsrecht den Pflichteheil aufheben 
oder wenigſtens im Betrage berabfegen koͤnne, erklärten 
und Daher annahmen, daß die Abfindung der Kinder im 
deutſchen Recht doch eigentlich die römifche Legitima fei, wel⸗ 
che nur durch Statute und Gewohnheitsrechte zu einem 
geringern Betrage herabgeſetzt worden, (243) mogegen 
andere annahmen, daß die Legitima ein auf Naturredhe 
und Biligfeit — als ob jenes oder diefe ein nad) Zahlen 
fharf beſtimmtes Verhaͤltniß kennen — gegründeter Ans 
fpruch und daher menfchlichen Gefegen gar nicht unterworfen 
fei (244). Diefe Anfichten haben allerdings in mehreren 





243) 3. B. Mynsinger obs. camerae Imperii Cent. V, 
obs. 43. Gail obs pract. Lib. II. obs, 22. Rosenthal 
tr. de feudis cent. VII. concl. 13. 

244) Spuren diefer Anficht find noch in dem In der Anm. 231, 
gedachten Gutachten der Preußifchen Geſetz-Commiſſion zn finden, 
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Rändern ihren Einfluß auf bie Gefehgedung gehabt und 
in diefelben Reminifcenzen des römifchen Rechts gebracht. 
Dies ift jedoch in Anſehung des Nitterfiandes, befonders 
in denjenigen Ländern, in welchen er eine gefchloffene _ 
Genoffenfhaft bildete und die deutfche Erbfolge ſich in 
ihrer Reinheit erhielt, fo wenig der Fall geweſen, daß ſelbſt 
die allgemeine Gefeßgebung, wenn fie die Legitima erfors 
derte, dies Erforderniß nur in Anfehung der gemeinrecht, 
lichen, nicht aber der im Nitterftande geltenden deutfchen 
Erbfolge aufnahm. (Ss. 8. ff. 13. ff.). 

Allerdings ward in vielen, nad) Srundfägen der deut⸗ 
ſchen Erbfolge abgefaßten, Dispofitionen die Abfindung 
der Töchter und der nachgebornen Söhne legitima ge 
nannt und durch „loco legitimae” bezeichnet; ed ergiebt 
ſich indeffen ſchon aus der flüchtigften Vergleichung dies 
fer Abfindung, daß fie mit dem römifchen Pflichttheil we⸗ 
der im Betrage, noch in dem Necht, noch in irgend einer 
andren Beziehung die entferntefte Aehnlichkeit habe und 
auch nach) der Abficht der Partheien jener Pflichteheil übers 
all nicht fein fole. Wenn die erften Gefchäftsmänner 
und Nechtsgelebrten jener Zeiten der Abfindung der nad)» 
gebornen Kinder, felbft den Apanagen in den erlaud» 
ten Häufern, fogar im öffentlichen XActen, den Namen 
„tegitima” beilegten; fo ift wohl erHlärbar, daß No— 
tarien und geringere Juſtiz⸗Bediente, welche ſolche Dis⸗ 
pofitionen abfaßten, fich eben diefer Benennung bedienten 
(245). Schon der Umftand allein, daß die Eltern ben 


— — — — — — — — — — 


245) Moser de legitima S. R. R. statuum liberorum 
utriusque sexus (im f. Electis jur. publ. et privati ©. 182. 
f#.) de Selchow Elementa juris Germanicıi $. 514: posts 
„genitis de alimentis prospici solet, quae olım deputa- 
„tum, postea legitima vel pro diversitate postgenitorum 
„conditionis apanagium, paragium vel freragıunı 
„dicebantur. Kunde, Grundfäbe des deutfhen Pri— 
„batrechts $. 671. — gebührt den Nachgeborenen — aus den 
„Gütern, weiche diefer (Primogenttur) Erbfolge unterworfen 
„worden, eine Berforgung, die den Namen Devutat, Unter» 
„balt, Avanage führt. Gie if ihrer Natur nach fein rdmis 
„her Drlichttbeil, wenn ihr auch diefer Name bisweilen 
„aus Unverfiand beigelegt IR.” Puͤtter, unterfchied 
der edbmifhen und teutfhen Erbfolge überhaupt 
(in f. Beiträgen zum teutfhen Staats» und Pri- 
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Betrag des vermeintlichen Pflichttheild zu beftimmen und 
„loco legitimae” (246) nicht Kapital, fondern eine jaͤhr⸗ 
lihe Summe zur flandesmäßigen Unterhaltung oder eine 
Averfional : Summe unter Nückfall an den Erben zu bes 
flimmen oder in dem einen, wie in dem andern Fall dem 





vatrecht Bd. 11. ©. 269.) „Kurz alles filmmt dahin über- 
„ein, daß unfer Fürften- und Grafenftand und großentheils 
„auch unfer uͤbriger teutfcher Adel entweder feine ganze Verfaf- 
„fung hätte Preis geben und umfehren müflen oder er mußte 
„das alte teutfche Succeffiong-Syftem, fo febr es auch von den 
„ſonſt in Teutfchland eingeriffenen fremden Rechten abweichen 
„mochte, notbwendig beibehalten. Wenn, fo wie ed den Ver— 
„ordnungen des roͤmiſchen Rechts gemäß iſt, auch in Fuͤrſten⸗ 
„‚tbümern, Grafſchaften und Rittergütarn die Töchter mit den 
„Söhnen zur Erbfolge gleich — ſein ſollten, wenn je— 
„dem Kinde wenigſtens fein Pflichttbheil unverkuͤrzt gebuͤbrte; fo 
„wäre kein Geſchlecht von hohem oder niederem Adel, keine Ge— 
„ueration mehr ihres Wohlfiandes ſicher.“ 

246) Car, de Mean obs ad jus civile Leodi- 
ensium obs. 96. $. 3.: haec enim quantitas, quae non 
existentibus aut exıguis existentibus bonis assignatur vel 
suppletur legitimae loco, non est propria nec vera legi- 
tıma, sed instar legitimae et ejus vice, sicut ex 
feudo haereditario jure primogeniturae spectante ab intes- 
tato ad solum primogenitum, alıis non extantibus bonis, 
debetur ab eo fratribus secundogenitis aut sororibus certa 
quantitas legitimae loco, prout etiam filiabus, exclusis 

er statutum a successione, debetur dos et certa quantitas 
ocp legitimae, cum enim mobilia sint in bonıs paren- 
tum et feudum hereditarium cum jure primogeniturae, si- 
cut etiiam bona censualia sint in eorum patrımonio, licet 
in mobilıbus non succedant liberi, sed superstes conjugum, 
et in feudo haereditarıo jure primogeniturae non succedant 
secundogeniti, tenentur parentes, quorum ratio naturalis 
quası lex quaedam tacıta liberis addicıt naturam curare 
competentes et sic ex iis dare aut supplere legitimam libe- 
rorum vel quod legitimae loco erit; unde ex con- 
suetudine mobilia quıdem superstiti conjugum debentur, 
sed sub onere alimentorum. $. 4. Haec vero quantitas, 
quae ex mobilibus ad assignandam vel supplendam legiti- 
mam liberis competit, etiamsi habeant aliunde, unde se 
alant, &. 5. Sed nonad ratam legitimae, sed sufti- 
cit utejusmodi alimenta et dotes in locum leei. 
timae surrogata, sint congrua facultatibus et 
qualitati personarum, etsiminora sint legitima, 
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Ermeſſen des Erben ben nähern Betrag zu überlaffen pflegten, 
beweiſet hinreichend, daß ein Pflichttheil im Sinne des römis 
fchen Rechts überall nicht Statt gefunden hat. Soll. im 
deutfchen Recht Begriff und Name von Legitima eine 
Stelle erhalten; fo ift darunter nichts weiter begriffen, 
als das Recht der Kinder, von den Eltern ftandegmäßige 
Verforgung zu fordern. Nach bdiefen, bei weiterer Kultur 
der deutfchen Mechtsverhältnige, allgemein anerfannten 
Grundfägen ift daher die Befugniß der Eltern, über ihr 
Vermögen und ihre Erbfolge abweichend zu digponiren, 
durch die römifche Legitima überall nicht, fondern nur durch 
die Pflicht, für den flandesmäßigen Unterhalt der Kinder 
zu forgen, begränzt. 


$. 65. 


Die im vorigen $. gedachte elterlihe Dispoſitions⸗ 
Defugniß ward am bäufigften durch die bei Eingehung 
der Ehe von den Eltern mit Zuziehung deren Eltern oder 
anderer nahen Verwandten gefchloffenen Ehe⸗Vertraͤge 
ausgeübt. Man findet diefe Art der Dispofition feit 
den ältefien Zeiten in dieſen Gegenden und fie ift fpäs 
terbin zum Theil durch fchriftliche Geſetze beftätigt. Ehe: 
verträge wurden als Familien: und Erbverträge ange: 
feben, durch melche den Eltern geflattet ift, die Inte 
fiat: Erbfolge abzuändern und die Erbfolge der Erhal⸗ 
tung de8 Namens und des Flore, fo mie den Vers 
bältniffen der Familie gemäß zu ordnen. Diefe Dig; 
pofitionen flanden zu allen Zeiten in einem befonderg 
boden Anfeben, indem man fie al8 Mittel zur Er 
haltung des Flores der ritterlicyen Gefchlechter und zus 
gleich als Ausſpruch der Eltern anfah, in deren Händen 
das Wohl der Kinder am ficherfien ruhe. (247) Durd) 





247) Christianaei Decis. Vol, III. Tit. 14. Cha- 
ronda responses du droit Francois Livr. Il. resp. 33, Fa- 
ber in Codicem Lib. 5. Tit. 9. des. 6. — consuetudine fere 
ubique gentium receptum est, ut hujusmodi conventiones 
valeant ın contractu matrimonii präecipue inter nobiles. 
Gail obs, pract, Lib. Il. et obs, 127. Gramer MWeblars 
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dies Ehebuͤndniß warb ein neuer Familienzweig begrüns, 
det und aus dem Erbe der beiderfeitigen Familien begüs 





fche Nebenfiunden Thl. 14. ©. 1. (mit dem Erkenntniß 
des Reichs: Rammergerichts ag der von Wolf⸗Metternichſchen 
Dispofition). von Buiningt Sammlung auserlefener Rechts⸗ 
fäne Bd. V.©. XIII. a Sande consuetud. feudales 
Gelricae Fr. 1. Tit. U. c. 1. (vgl. Anm. 131.) cap. 3. 
n. 1. Pactis interdum defertur futura haereditas, perinde ac 
legibus publicis, quibus hujusmodi pacta in tabulıs ante- 
nuptialibus Geldriae et vicinarum ditionum moribus aequi- 
parantur. Namque enim nec hic nec apud plerasque Ger- 
maniae ac Franciae gentes observata fuit I. 36. de collaju- 
valuerunt enim morıbus varıarum regionum hereditatum 
jura heredumque institiones in tabulis antenuptialibus. — 
n. 15. und 20. Neostadii de pactis antenuptialibus obs. 2. 
Robert rerum judicatarum Lib. Il. cap. 4. Taisand Ueber- 
ficht in dem Commentar über die coutumes gendralesdes 
ays et Duche de Bourgogne (ä Dijon 1698 fol.) die 
Erförderniffe diefer Wirfung des Ehevertrages, des mariage 
divis. 1 faut — ©. 492. — que plusieurs choses con- 
courent pour donner lieu au mariage divis de la fille, car: 
4) Le mariage doit &etre consomm& du vyıvant des peres, 
et meres ensuite de la constitution de la dot divise par les 
peres et meres conjointement ou par le pere seul la 
mere étant vivante, par consequent ıl est certain que la 
fille qui par contract, de mariage a renonce ä la succes- 
sion paternelle ou maternelle ä echoir moyennant une dpte 
qui lui a et€ donnde on promise, les pere ou la mere ve- 
nants ä mourir avant la celebration et consommation du 
mariage de la fille, une telle renonciation ne peut nuir ni 
prejudicier ä cette fille, car ıl faut que le pere ait constitue 
ä sa fille une dot divise soit qu’il la lui constitue seul ou 
conjointement avec la mere, de sorte que la dot et le ma- 
riage sont necessairement et conjointement requis du vi- 
vant du pere (arretéͤs du Parlament de Dijon 1612. 1636. - 
4641. 1646.). Sile pere mourut — führt er bei dem einen die- 
fer Barlaments-Ausfprüche an — avant la celebration du ma- 
riage — la fille obtint restitution contre la renonciation 
faite ä la succession de son pere etles juges lui adju- 
gerent le suplement de son legitime, on asgu 
que cela n’auroit pas td ainsı juge si le ma- 
riage avoıt ete consomme pendant la viede ses 
pere et mere et qu’en ce cas on ne lui auroit 
point ——— le suplement de legitime, Il faut 
done que le pere et mere soient vivans, car sı la mere 
“tant morte le pere constitue à sa fille une dot, tant pour 
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tert, die Erbfolge aber sugleich nach den im Mitterftande: 
üblichen Grundfägen von den beiden Ehegatten und deren 





ses biens maternels échas que paternels ä Echoir, on ne 
peut dire que ce soit un mariage divis, quelque renoncia- 
tion que son pere lui fasse faire et en ce cas elle peut 
Etre restitude contre sa resignation ä la surcession &chue 
de sa mere et elle peut pretendre le suplement de legitime 
en la succession de son pere lorsqu’elle sera Echue, si la 
renoncialion a et faite unico pretio — une fille quiare- 
nonce par un seul contract et pour un seul prix a une 
succession echue comme aussi celle ä echoır doit etre 
restitude contre les renonciations ä toutes ces successions 
ä, cause de lindividuit€ du contrat, 2) Non seulement 
le mariage droit s’acomplir pendant la vie de pere et 
mere ensuite de la constitution de la dot divise faıte ä la 
fille, mais il faut que la fille accepte la dot et qu’elle ait 
un ou plusieurs freres, car si l’une de ces conditions 
manque on ne peut dire que le mariage de la fille soit divis. — 
Du Msolin sur la coutume de Bourbonnois art. 305.: 
utrumque copulative requiritur, ita ut mors parentis post 
tractatum sed ante celebratas nuptias faciat deficere hanc 
exclusionem. Demnähft verbreitet Kaif and fich über die Wir 
tungen eines foldhen Ebevertrags. Nachdem er ſchon früber 
(5. 417.) angeführt hatte: nous n’avons rien parmi nous qui 
soit plus inviolable, que les choses stipuldes et promises 
dans les contracts de mariage; c’est un loi que les pere 
et mere se sont faite et ils sont reputes avec toute la fa- 
mille avoir stipul& pour leurs enfans; und ©. 419: en effet 
les peres &tant pousses par un secret mouvement de la na- 
ture ä faire tout le bien qu’ıls peuvent ä leur enfant, sont 
les vrais arbitres et juges des inter&ts de ces m&mes enfans; 
— fährt er ©. 494. fort: Et pour penetrer les motifs de ces 
eonditions du mariage divıs on peut dire, comme il est 
vrai, que les peres et meres sont les juges naturels et legi- 
times des partages qui doivent £tre faits entre leurs enfans, 
ils peuvent en ordonner comme il leur plait et la coutume 
autorise et aprouve ce qu'ils ont regl@ ä ce sujet sans per- 
metire qu’on examine s’ıls ont agi @quitablement; la ten- 
dresse que l'on presume qu’ils ont pour leurs enfans les 
mettant ä couver de tout soupcon et de toute recherche, en 
consequence de cette presumption qui vaut presque autant 
que la realitE m&me, parcequeelle se trouve presque toujours 
certaıne; quand les peres et meres ont conslitue ensemble 
une dot ä leur fille ou que le pere la constitue pendant la 
vie de la mere, il faut que la fille s’en contente, sans 
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Eltern geordnet und dabei infonderheit darauf Bes 
dacht genommen, daß das Gefchleht in feinem Slor 
und Wohlftande fortgefeßt werde. Dem römifchen Rechte 
war dies freilich unbekannt, die - Priefter deſſelben 
erflärten daher die Möglichkeit einer folchen Anordnung 
nur durch eine ihre wahren Gränzen überfchreitende dis- 
positio parentum inter liberos und famen dadurd) auf 
den Zweifel: ob eine folche elterlihe Dispofition nicht 
durch die Ruͤckſicht auf den Pflichttheil bedingt fei? eine 
Frage, welche freilich fchon deshalb ganz müffig mar, weil 
dem deutfchen Recht ein Pflichtheil überhaupt unbekannt 
war ($. 64.), und bei Abfchließung der Ehegelöbniffe Kins 
der, deren Pflichetheil hätte verleßt werden fünnen, gar 
nicht vorhanden waren. Allein auch durch andere Vers 
fügungen fonnten die Eltern während der Ehe über ihre 
Erbfolge beftimmen, und eben dies war der Fall rücfichts 
lich der Zeftamente, nachdem diefe in Deutfchland befannt 
geworden waren. (248) Bei Diefen infonderheit erregte 
der Pflichttheil Bedenken. Obwohl der täglicye Gebrauch 
vieler Jahrhunderte bewies, daß ſolche Anordnungen 
auch durch Teftamente ohne Nückfiht auf den Pflichttheil 





möme qu’elle puisse demander un suplement 
de legitime, bien que ce soit un droit de la nature, 
qui semble ne devoir @tre retranche par aucune loı civıle 
et la coutume veut que cette dot tienue lieu de legitime 
à cause de l’incertitude des evenemens et que le bien des 
peres et meres peut diminuer de m&me qu’il peut augmen- 
ter; ou joint ordinairement ä cela que la fille ne peut es- 
perer un etablissement plus avantageux que celui du ma- 
riage, quand ses peres et meres ont faıt choıx pour elle 
d’un mari, tel que raisonnablement elle pouvoit le souhaıter 
et qui a temoignd Ötre content de la dot, car alors elle 
n’a pas droit de pr&tendre quelque chose de plus dans leurs 
successions, quand m&me, comme disent quelques cou- 
tumes, le pere ne lui auroit donne en dot qu’une guirlande 
de fleurs, sinon en deux cas qui font deux exceptions ä 
cette regle. 


248) Neller origines feudorum cap, V. $. 1. Testa- 
mentorum usus Treviris a temporibus Romanae dominatio- 
ne semper fuit sive per pacta successorıa, quae iransrhe- 
nanis Germanis magis erant usıtata. 
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der andern Kinder getroffen und als alte Nechtund un 
zweifelhaftes Herfommen und Gebrauch des Nitterftandes 
angefehen, ohne daß darüber jemald Zweifel oder Streit 
entftanden wäre *), befolgt wurden; fo ward Died doch 
von der Rechtsfchule geläugnet, welche nur dag, was mit 
dem römifhen Recht übereinftimmt, als Recht kannte und 
anerfannte, und faum gab es noch einige, welche ſich dieſe 
Erfcheinung dadurch erklärten, daß aud) dag ältere longo— 
bardifche Lehnrecht dem Vater die Befugniß ertheilt habe, 
aus feinen Söhnen den Lehnsfolger zu beftimmen. Es ift 
zu bedauern, daß die deutfchen befonders aber die in den 
franzöfifhen Gefegen und Gewohnheiten in Beziehung auf 
die elterlichen Dispofitionsrechte, Eheverträge und mariage 
divis enthaltenen fo wichtigen Materialien ihrem ganzen 
Umfange nad) noch nicht bearbeitet find (249). 








) 3. DB. Bericht des Landgerihts zu Düffeldorf 
an das Juſtizminiſterium vom 16. uni 1536. „Nach— 
„dem wir aegenwärtig die bei dem Zuftande der Alten aus der 
„fFrübern Gerichtsverfaflung febr zeitraubende Durchſicht der 
„Altern Akten beendet, bedauern mir, auch nicht einen einzelnen 
„Fall ermittelt zu haben, im welchem eine folde Dispofitiong- 
Befugniß am fih zur Konteflation gefommen oder auch nur 
„über die Modalitäten derfelben gefiritten und entfchieden wäre.” 


249) Mal. 5. B. Taisand coutumes de Bourgogne ©. 
414. Toutes les conventions portdes par un contrat de mariage 
qui etoit considere comme un traité de toute la famille, 
sonf irrevocables surtout lorsqu’elles Concernent les enfans; 
le pere et la mere ou ä leurs defaut les autres parens sont 
censes avoir (stipule pour eux et avoir accepie la pro- 
messe d’egalite le pere est mort dans la confiance que sa 
femme conserveroit l’ezalitE entre leurs enfans et que s’il 
avoit cru qu’elle eut voulu avantager sa fille au prejudice 
de son fils, il ne ku: auroit par constitue une dote si forte 
ou bien il auroit fait par son testament quelque preciput con- 
sıderable ä son fils. — — — Parmis.nous les contrats de 
matiage sont auss! favorables que les testament etoient chez les 
Romains, qui se piquerent extremement de se conserver la lı- 
bertid de tester et de choisir un heritier qui leur fut agre- 
able, nos ancÖtres au contraire tournant leur inclination du 
ceotE des contracts ont eu fortement à ooeur de faire 
observer exactement Jes dispositions y comprises, dans 
la vue de V’etablissernent et de la conservation des biens dans 
les familles et de perpetuer et augmenter la splendeur de 
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I. 


Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre, betreffend die Succeffion 
in der Rheinifchen Ritterfchaft, vom 16. San. 1836. 


Aus dem Berichte des Staats: Minifteriumd über 
die Anträge der Sreiherren von Mirbach und von Loe 





l’Etat, de la nous est venu l’usage frequent des institutions 
contractuelles d’heritier et des substitutions ordinaires dans 
les contracts en faveur des maisons considerables c. a. d, 
de celles qui sont de la famille et qui portent le nom et 
les armes. ©. 491. Il faut que plusieurs choses. concourent 

our donner lieu au mariage divis de la fille, car le ma- 
riage doit ätre consomm& du vivant des peres et meres en- 
suite de la constitution de la dot divise par les peres et 
meres conjointement ou par le pere seul la mere £tant vı- 
vante, par consequent il est certain que la fille quı par 
son contrat de mariage a renonce ä la succession pater- 
nelle ou maternelle ä @choir moyennaut une dote qui lui 
a et donnde ou promise, le pere ou la mere venants ä 
mourir avant la celebration et consommation du mariage 
de la fille, une telle renonciation ne peut nuire ou preju- 
dicier ä cette fille, car ıl faut que le pere ait constitue ä 
sa fille une dot divise, soit qu’ıl la lui constitue seul ou 
conjointemeut avec la mere, de sorte que la dot et le ma- 
riage sont necessairement et conjointement requis du vi- 
vant du. pere; il a été ainsi jugé par d’arrätds du Parlement 
de Dijon. Non seulement le mariage doit s’accomplir pen. 
dant la vie des pere et mere ensuite de la constitution de 
la dot divise, faite ä la fille en argent ou en fonds par ses 
pere et mere ou par le pere seulement, la mere dtant vi- 
vante, mais il faut que la fille accepte la dot et qu’elle ait 
un ou plusieurs freres, car si l’une de ces conditions man- 

ue on ne peut dise que le mariage de la fille soit divis. 
&. 509: La fille que ses pere et mere ont maride par ma- 
riage divis est excluse de leurs successions de sorte que 
ses pere et mere ne le peuvent rappeller comme heritiere 
parceque ce seroit contrevenir ä l’autoritE de la coutume qui 
doit &tre inviolable dans les choses qu’elle a nettement et 
precisement ordonnees, l’exclusion faite les. pere et mere 
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für fi und andere Mitglieder des rheinifchen Nitterftans 
des auf Herfiellung der in ihren Familien vor Einführung 
der fremden Gefeßgebung ansgeübten Befugniffe bei der 
Beftimmung über ihren Nachlaß, habe Sch eriehen, fos 
wohl, daß diefe Befugniß von dem ritterbürtigern Nheinis 
fehen Adel in Succefjionsfällen ausgeübt worden ift, al 

auch daß die Mitglieder des Rheiniſchen Nitterftandes für 
den Fall der Herftellung ihrer Befugniß eine befondere 
Stiftung zum Beften und im Intereſſe der von der Sucs 
ceffion in das Grundeigentbum ausgefchloffenen Söhne 
und der Töchter ihrer Familien zu errichten befchloffen has 





d’une fille a laquelle ils constituent mariage divis 
etant d’une telle force, qu’aprez avoir dtE une fois 
lachee elle ne peut plus £tre revoqudee, Coutu- 
mes de Bretagne (nouveau grand coutumier T. IV. 
©. 360.) art. 557. les filles marides par pere noble ne pour- 
ront demander autre plus grand partage que celui que leur 
aura fait leur pere, mariage faisant, encores qu’elles fussens 
mineures et qu’elles n’eussent renonce, pourveu quelles 
fussents duement — Le semblable sera garde 
pour le regard des biens de la mere, quand les filles au- 
roient este marices par les pere et mere d’extraction 
noble. Coutüämes generales du pays et comie du 
Maine (dafelbi Tome IV. ©, 489.) art. 268: homme 
noble peut bien donner à sa fille plus — mariage 
u’advenant, car il luy pourroit bien donner la tierce partie 
a saterre ou choses immeubles, pose qu’ordinairement ne 
luy en appartient par succession que quart, quint, sixieme, 
septieme ou plus ou moins: mais aussı s’il Juı donne moins 
en mariage qu’il ne luy fust escheu de la succession etne 
luy eust donne qu’un chappel de roses, c’est ä scavoie 
quelque legier don de marıage, mais qu’elle soit maride 
et emparag@e noblement par le pere, sı ne peut-elle rien 
demander en succession directe de pere nide mere, d’ayeul 
ne d’ayeule, tant comme ıl y ait hoir masle de ses pere et 
mere ou representation d’hoir masle: maıs elle peut succe- 
der ä ses Äreres et soeurs et en autre successions collate- 
tales. Coutämes du Duch& d’Anjou (daf. ©. 553.) 
art, 241: homme noble peut bien donner ä sa fille plus 

and mariage — wörtlich wie die Coutüme am Maine, nur: 

onner qu’un chappeau de roses; anftatt chappel u. f. w. 
und bemerkt Ricard in den Anmerkungen: emparagee non 
signuficat partagee, sed maride decenter ä son pareıl en no- 
blesse et maison. Bgl. auch Christianaei Dec. 1. dec. 268. 
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ben. Ach habe daher in der Ueberzeugung, daß dieſes 
Dispoſitionsrecht in Erbfchaftsfällen eine twefentliche Bes 
dingung zur Erhaltung des Grundeigenthums in den as 
milien fei, um fo mehr befchloffen, daffelbe in denjenigen 
Familien des Rheinifchen Nitterftandeg, welche e8 vor der 
Einführung der fremden Gefeßgebung ausgeübt haben, 
wieder berzuftellen, al8 Jh in gleichem Maaße landesvaͤ⸗ 
terlich geneigt bin, jedem Stande diejenigen Einrichtuns 
gen zu bemwilligen, wodurch die Erhaltung de8 Grund», 
eigentbums in den Familien und dadurch der Wohlftand 
und Slor aller Klaffen Meiner Unterthanen befördert und 
gefichert werden fann. Die Familienhäupter, welche dars 
auf antragen, haben gebührend nachzumeifen, daß fie zu 
den früher berechtigten Gefchlechtern gehören, daß fie ein 
landtagsfähiges Nittergut befigen, und daß fie der vors 
gedachten Stiftung big zum 1. Januar 1837 beigetreten 
find. In dieſen Samilien foll jedem Samilienhaupte, wenn 
nicht Verträge oder andermeitige befchränfende Familiens 
Einrichtungen entgegenftehen, die Befugniß beigelegt fein, 
durch Eheberedungen, durch Verfügungen unter Lebenden 
oder auf den Todesfall, mit Abweihung vom gemeinen 
Mechte, ohne durdy einen Pflichttheil befchränft zu fein, 
die Erbfolge unter den Kindern, die Bevorzugung eines 
Derfelben vor den andern, Subftitutionen, Abfindung und 
Ausſteuer der Söhne und Töchter, die Verhältniffe der 
Ehegatten und überhaupt alleg, was auf die Erbfolge in 
ihren Nachlaß Bezug bat, nach freiem Gutbefinden fefts 
zuſetzen. Diefe Anordnungen follen, wenn fie übrigens 
in rechtlicher Form abgefaßt find, in allen für jegt noch 
nicht wirklich eröffneten Erbfchaftsfällen von den Gerichts— 
hoͤfen als rechtsbeftändig anerfannt werden, ihre Gültig» 
feit aber erlöfchen, wenn der Beitritt zur vorerwaͤhnten 
her bis zum Schluffe diefes Jahres nicht ers 
olgt ift. 

Diejenigen Familienhaͤupter, twelche von diefer Bes 
fugniß Gebrauch machen wollen, find jedoch verpflichtet, 
für die ftandesmäßige Erziehung, für die Abfindung oder 
Ausſteuer fämmtlicher Kinder, und für die Verfergung 
des überlebenden Ehegatten nach dem frühern FZamilicns 
Herkommen, nach der Zahl der Kinder, und nach den 

er⸗ 
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Vermögend:Berhältnifen Sorge zu tragen. Im Kalle 
Streitigkeiten hierüber entftchen, folen fie von einem * 
Den fiandesmäßigen Schiedsgerichte, mit 
chluß der ordentlichen Gerichtshöfe, entfchieden ter, 
den. Den zur vorgedadhten Dispofition berechtigten Ba, 
milienhäuptern ift auch bei Sideifommißftiftungen die Aug, 
übung. derfelben — doch verbleibt es ruͤckſichtlich 
ber Beſtaͤtigung bei den beſtehenden Vorſchriften. Dag 
Staatsminifterium hat diefen Erlaß durch die fämmtlichen 
Amtsblaͤtter der Rheinprovinz bekannt zu machen. 


Berlin, den 16. Januar 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats» Minifierium. 


II. 


Alerhöchfte Kabinets⸗Ordre an die Freiberrn von 
Mirbach und von Loe vom 26. Juni 1836. 


Nachdem Ich aus dem Bericht des Staats: Minifte; 
riums erfehen babe, daß die mit dem Namen der Autos 
nomie begeichnete Dispofitions: Befugniß, auf deren An« 
erfennung und Beftätigung Sie in Ihrem und anderer 
jur Rheinifhen Mitterfchaft gehörigen Familien Namen 
angetragen haben, vor der Einführung der fremden Ge: 
feßgebung im ritterbürtigen Adel beftanden hat, diefe Bes 
fügniß aber zur Erhaltung des Flors und Wohlſtandes 
Meiner Rheinifchen Ritterſchaft beiträgt; fo habe ch 
kinen Anftand genommen, diefem Antrage zu willfahren 
und demgemäß die abfchriftlich anliegende Drdre an dag 
Staats: Minifterium erlaffen. 

In fpätern Zeiten find allerdings mehrere vormals 
beſtandene Duellen der Verforgung der Nachgebornen, 
wenigftens in ihrer frühern Geftalt, in politifchen Veraͤn— 
derungen untergegangen. Ich babe daher aus dem Be: 
ticht des Staats: Minifteriumg mit and erfeben, 

1536. 5. 93. 
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daß Sie und Ihre Kommittenten in richtiger Würdigung 
des eigenen Intereſſes Ihrer Familien auf das Wohl der 
Nachgebornen Rückficht genommen und bereitd den Grund 
zu einer diefem Zweck gemwidmeten Stiftung gelegt haben. 
Um diefe beifallswerthe Abficht zu befördern, habe Ich, 
wie Sie auß Meiner Ordre an dag Staats: Minifterium 
erfehen, die Anerkennung der freien Diespofitiong : Befugs 
niß der Mitglieder derjenigen Familien, welche fie früher 
ausgeübt haben, an die Vorausſetzung gefnüpft, daß fie 
jener Stiftung beitreten. Ich überlaffe Ihnen, denfelben 
dieſes zu eröffnen, und die darüber bei Ihnen eingeben- 
den Erklärungen einzureichen. Wegen der Drganifation 
ſowohl der beabfichtigten Stiftung, ald des Schiedgerichts, 
fehe Ich Ihren nähern Vorträgen entgegen, und genehmige 
im Allgemeinen die vorgefchlagenen Grundgüge der Ver: 
faffung des leßtern. 


Berlin, den 16. Januar 1836. 
Friedrich Wilhelin. 


n 
die Freiberrn von Mirbach und 
von Loe, jetzt hier. 


II. 


Entfcheidungsgründe des Geheimen Ober» Tribunals. 
(Zu $. 17. Anmerf, 63.) 


Es ift die Sentenz erfter Inſtanz wiederum herzu⸗ 
ſtellen, aus zweien Gruͤnden: 

J. Sind beide Theile darinnen einig, daß das 
Juͤlichſche Recht im Ravensbergſchen vim legis habe; 
dieſes aber sanciret capite 94., a. daß Die pacta 
dotalia, fo entweder durch die Eltern, oder nad) 
nach deren Tode durch die naͤchſte Bluts verwandte 
der fünftigen Eheleute, mit derfelben Vorwiſſen und Wil: 
len gefchloffen werden, gehalten werden follen; b. daß, 
wenn in folchen pactis enthalten, daß die Töchter mit 
ihrem empfangenen Heirathsgut ſich begnügen, und meis 
ter feinen Zugang zu den elterlichen Erbgütern haben fols 
len, die pacta mit Wiffen und Willen der Töchter auf: 
gerichtet, ſolche pacta feft und unverbrüchlich fein follen, 
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e. daß biefe pacta dotalia gültig fein follen, wann fie 
auch gleich nicht von den Töchtern. mit einem leiblichen 
Eide befräftiget worden, d. daß demnady dag jus com- 
mune; fo in folhem Fall die Tochter annoch zur Suc⸗ 
ceffion läffet, oder zur Ausſchließung derfelben einen eid⸗ 
lichen Berzicht erfordert, aufgehoben fein folle. 

Hieraus, und in specie durch die außdräcliche Auf: 
bebung des juris communis, nad) welchem fonft ders 
gleichen Verzichte anders nicht gültig, ald warn fie 
eidlich gefchehen, erhellet, daß nach den ülichfchen Mech» 
ter die Verzichte der adelichen Töchter auf die elterliche 
Erbſchaft vor andern Bedingungen, Punkten und Clau⸗ 
fuln der Eheftiftung nichts voraus haben, fondern mag 
ratione pactorum dotalium überhaupt Rechtens, eben 
Diefes auch intuitu diefer renuntiationum Rechtens fei. 

Nun ift aber Rechtens, daß ex pactis dotalibus, 
cum consensu parentum initis, etiam minores absque 
euratoribus obligiret werden; Leyser, specim. 307. 
med. 2. Es befiche nun ratio legis entweder darin⸗ 
nen, daß Die pacta eigentlid) conditiones sine qua non 
Der zu vollziehenden Ehe find, und alſo contracto semel 
matrimonio die Sache nicht wiederum in pristinum 
statum reduceiret werden fann; oder aber, daß die Eltern 
und nächfte Verwandte loco curatoris find ; beide rationes 
find in hoc casu vorhanden, ud e8 fcheint die legte eine 
ratio movens des Juͤlichſchen Gefeges zu fein, immaßen 
dafelbft in principio sanciret it: daß die neue Ehe: 
leute Durch diejenige pacta dotalia obligiret 
fein follen, fo dburd ihre Eltern, oder nach ib» 
rem Tode durch ihre nädhfte Blutsverwandte, 
mit ihrem Borwiffen und Willen gefchloffen 
worden. Und es kommt alfo gegenwärtig lediglid) dar; 
af an: ob die vorfeiende pacta dotalia und ber barinnen 
enthaltene Verzicht mit der flagenden Tochter Wiffen und 
Willen gefchloffen fein? Diefes nun if einmal aus ihrer 
Unterfhrift Der Eheſtiftung, und aus denen im $. 5. bs 

dien Worten: mit gutem wohlbe dachtem Ge⸗ 
märd, Freimällig, ungezwungen, auch mit feie 
ner fifi Hintergangen, an ſich zu präfumiren, und 
wann fie gleich in ihrem Klaglibelle an bag man 
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über bie in ben pactis dotalihus enthaltene Punkte mil 
ihr vorläufig nicht tractiret, und ihren Konfens eingeho> 
let, noch einen statum bonorum ihr zugeftellt, fondern 
vielmehr ex abrupto uud kurz vor der Copulation ihr 
die pacta zur Unterfchrift vorgelegt, und ſolche von ihr 
ohne Durchlefung unterfchrieben worden mwären; fo ift 
doc einmal dergleichen vorläufige Tractirung und Ein: 
bolung des consensus gar nicht nothwendig, fondern ges 
nug, wann aud) foldyer consensus nur ex post, oder 
ex intervallo, durch die Unterfchrift erfolget, indem bie 
ratihabitio vim consensus bat; andern Theils if 
zu einem ſolchen Verzicht eine editio status bonorum 
keinesweges erforderlich, fondern nur eine generale Kent: 
niß degjenigen, worauf renuntiiret wird. Nun aber 
waren der Klägerin ſowol die mürterliche als väterliche 
Güter befaunt. Die Kentnif des väterlicien Mobiliars 
vermögens hingegen relevirte zur Sache nichte, quia 
hereditas non est viventis, und dasjenige, worauf fie 
renuntiirte, nicht ded Daterd damaliges Wermögen, ſon⸗ 
dern deſſen fünftige VBerlaffenfchaft, tempore mortis, war ; 
dahero dann auch die Mechtslehrer in dem Fall, wann 
einer künftigen noch nicht angefallenen Erbichaft renun- 
tiiret wird, Die notitiam quantitatis patrimonii nicht 
erfordern: Kellenbenz de renuntiat. qu. IV. $. XI. 
Endlich, und was das Vorgeben betrifft, daß ihr die Ehe: 
ftiftung ex abrupto und furz vor der Copulation vor» 
gelegt, von ihr aber ohne deren Durchlefung unterfchries 
ben worden fei, fo berubet diefe8 in nudo asserto der 
Klägerin, worunter fie praesumtionem juris wider fich 
bat, indem contra subseribentem perleetio instrumenti 
subscripti praesumiret wird. Ihr alfo incumbirete, 
nicht nur dieſes assertum, fondern auch zugleich folgen» 
des mit zu ermeifen, daß nemlich fie auch fonften 
ur Zeit ihrer Unterfchrift nicht gewußt, daß 
n dem instrumento ein Verzicht auf die els 
terlihe Erbfchaft enthalten fei. 

Es ift aber noch ein anderer Grund vorhanden, weg: 
bald fie auch nicht einmal zu dieſem Beweis admittiret 
werden kann. Dann fo hat IL. fie felbft ihrem Klaglis 
belle einen extractum aus denen zwiſchen ihren Eltern 
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errichteten paetis dotalibus beigelegt, worinnen diefe ihre 
Eltern unter fi) in casum mortis feftgefeßet, daß, wo⸗ 
ferne ihre Mutter vor dem Vater mit Tode abgeben follte, 
aledann ihm zwar zur zweiten Ehe zu fchreiten freiftehen, 
jedoch der erzeugte dltefie Sohn (der jeßige Be 
Hagte) die Halbfcheid aller Güter (ale worüber beider; 
feits Eltern, ihrer übrigen Kinder ungehindert, zu Dispo: 
niren bemächtiget wären) zum voraus haben, desgleichen 
auch ihm die andere Halbicheid zu mehrerem Splendeur 
der Familie verbleiben, jedoch er daraus denen andern 
Söhnen und Töchtern, nach Vermoͤgenheit der Güter, ges 
bübrliche Ausfteurung geben, der mütterlihe Brautfc)aß, 
Keinodien, Silberwerf und andere Mobilien aber befon. 
ders unter die Kinder jeglicher Ehe, jedoch salvo praeci- 
uo des älteften Sohnes, vertheilet merden follten. 

un agnoseiren beide Theile dieſes pactum der Eltern, 
und daß der casus hujus pacti gegenwärtig vorhanden 
fei; ob zwar de secundis nuptiis des Vater ex actis 
nicht constirt; wie dann auch bereits in der Gentenz der 
Mindenfchen Megierung erfter Inſtanz, in Aniehung des 
muütterlihen Mobiliarnadylaffeg, darauf rechtäfräftig er; 
fannt if. Nun digponiren aber diefe elterliche Ehepacta 
ausdrücklich: daß, außer ſothanem Mobiliarnacylag, die 
Tochter und übrige Söhne von allen väterlicdyen und 
muütterlihen Gütern weiter nichts, ald nad) Vermögen: 
beit eine gebührliche Augfteurung haben follen. Diefe 
YAusfteurung bat die Klägerin von ihrem Vater empfans 
gen; daß fie gebührend und nad) Vermoͤgenheit eingerich- 
tet morden, desfalls militiret praesumtio pro patre 
dotem constituente. Daß aber eine folche Augfteurung 
praeeise die legitimam ausmachen müffe, und nicht ger 
ringer fein dürfe, ſolches fchreibet das elterliche Ehepac- 
tum nicht vor, vielmehr äußert ſich das contrarium, und 
daß die legitima damit nicht gemeint fei, Daraus: wann 
ex opposito der mütterlihe Brautfchag und Mobilien 
davon ausgenommen, und diefe lettere, salvo praecipuo 
rimogeniti, gleich getheilet werden folen. Dann diefe 

heilung, salvo praecipuo dimidiae des älteften Sohnes, 
macht praeeise die legitimam aus, mithin, und da.bei 
denen immobilien Feine ſolche Theilung vorgefchrieben 
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wird, fo können auch paciscentes legitiimam unter ber 
Ausſteuer nach Bermögenbheit nicht verftanden haben. 
Die Klägerin fann alfo von den übrigen mütterlicyen 
und väterlichen Gütern nunmehro weiter nichts, ne qui- 
dem sub praetextu legitimae, fordern, weil diefes ſchon 
per pactum der Eltern fefiftund, ehe die Klägerin nur 
einmal eriftirte, und bevor folglicdy ihrer Seits ein jus 
ad legitimam vorhanden war. Wann alfo auch die “üs 
lichfche Rechte nicht vorhanden wären, fo würde doch die 
Klägerin fchon vermöge der elterlichen pactorum dota- 
lium mit der geforderten GSupplirung der legitimae ab» 
zumelfen fein, wie auch damit, daß ihr Brautfchag, ad 
modum legitimae, vivente adhue patre, zu reguliren 
fei, cum viventis non detur hereditas, gleihmwohl die 
Appellations-Sehtentia a qua den DBellagten, noch beim 
Leben des Vaters, in Supplirung der legitimae condem» 
niren wollen; mithin ift bierunter die sententia primae 
instantiae reformatorie berzuftellen. Nec obstat, wann 
die Klägerin. in exceptione ad revisionem ihres beflag« 
ten Bruders hauptfächlich urgiret, wie fie, nemlich ale 
‚ eine persona minorennis absque curatore, der Zeit 
gar nicht contrahiren, alfo noch viel weniger einem juri 
renuntiiren fönnen, auch habe ihr Water bei diefer Sache 
nicht vices curatoris vertreten mögen; dann dieſer 
babe felbft durch Eprigirung ihrer Nenuntiation mit ihr 
econtrahiret; ihr Bräutigam babe noch weniger loco cu- 
ratoris fein mögen, dann mit eben diefem habe fie gleich“ 
falls, in Abficht der künftigen Succeffion, in den pactis 
dotalibus paeiseirt. 

Die Juͤlichſche Gerichtsordnung quadrire hieher gar 
nicht; dann felbige erfordere zu einem folchen Verzicht, Daß 
die Töchter von ihren Gerechtfamen gehörig certioriret 
worden. Solches fei nun gegenwärtig fo wenig gefcheben, 
dag man ihr weder den statum bonorum paternorum, 
nod) maternorum vorher fund -gemacht, vielmehr Die 
Unterfchrift von ihr kurz vor der Trauung, ehe fie oder 
ihr Bräutigam ſolche weder gelefen, noch lefen gehoͤret, 
verlanget und erhalten. Wie könne aber eine unwiffende, 
umal minorenne und mit feinem curatore verfehene 

rauensperfon durch Dergleichen Unterfchrift obligiret wers 
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ben? dba fon fo gar denen minoribus tiber alle prä, 
judicirliche Handlungen ob quamvis laesionem, tie viel 
mehr alfo ob laesionem enormissimam, als dergleichen 
in praesenti vorhanden fei, das beneficium restitutionis 
in integrum zuftehe. Allein es obftiret der Klägerin nichts 
defto minder constans et uniformis observantia con- 
traria. Partes haben nemlich felbft in retro-actis, hine 
inde, fich verfchiedentlih auf praejudicia bezogen, wo⸗ 
rinnen bereit wegen des Berzichts derer adelichen Nas 
vensbergifhen Töchter in contradictorio gefprochen wor; 
den. Bon felbigen haben vor der Hand in registratura 
nur aufgefunden werden können die acta zwifchem dem 
Drost von Korf zu Waghorft und deſſen Schwefter, 
der Chanoinesse von Korf. Diefe lebte forderte von 
gedachten ihrem Bruder den ihr vermeintlidy noch zus 
fommenden Antheil von ihres zweiten unverbeirathet ver: 
florbenen Bruders Erbichaft. Der beflagte Bruder wurde 
per sententias vom 10. Dftober 1738 und 9. Septem⸗ 
ber 1740 zu deren Herausgebung condemniret, ed märe 
dann, daß er ermeifen fönne: daß bei dem Haufe 
MWaghorft ein pactum familiae vorhanden 
oder observantiae fei, daß bie Erb-Portio- 
nes derer in unverheiratbetem Stande und 
obne Teſtament fteerbenden secundo-genito- 
rum dem Erbberrn oder dem älteften Bruber 
allein zufallen; oder auch, daß dieſes genera- 
liter bei ben adelichen Häufern der Graffchaft 
Ravensberg observantiae fei. Der Bruder von 
Korf trat diefen le&teren alternative nachgelaffenen 
Beweis, 1) durch ein Conclusum der Ravensbergfchen 
Nitterfchaft, de dato den 24. Januar 1650 an (fol. 88.), 
mworinnen fidy diefe Nitterfchaft vereiniget: daß, wann 
bie adbelihe Töchter von ihren Eltern, oder 
nach deren Tode von den Brüdern oder von 
andern Berwandten, mit ehrlicher und land» 
firtlicher Augfteuer verfeben, und fonft nad) 
Selegenheit ihnen zum Unterhalt fo viel ge: 
geben oder Leibzuchts-Weiſe vermadht, daß 
fie zu ihrem Stande ein redlich-ehrliches Aus— 
fommen haben mögen, fo follen fie Damit ver— 
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snüglich fein und weiter feinen Zugang gu den 
elterlihen Erbgütern haben, fondern in dem 
(Stüd) vor perzeigene (i. e. Verzicht gethan habene) 
Töchter gehalten werden. 2) Hatte der Beklagte 
von Korf den gedachten Beweis angetreten durch Die 
oben oͤfters fchon angeführte Zülichfche Gerichtdordnung, 
5) durch ein Atteft einiger des Ravensbergiſchen Adele 
(fol. 87.), Inhalts deffen ihnen fein Erempel be: 
fannt fei, Daß jemals ein Erbherr und Befiger 
des adelihen Guts von feines verftorbenen 
jüngern Bruder Quota an die übrige Brüder 
und Schweſtern etwag ausgezahlet habe. Es 
ward darauf durch zwei rechtöfräftige conformes sen- 
tentias vom 2. Juli 1745 und 3. September 1743 ers 
fannt: Daß probanda ermwiefen worden. Iſt nun 
folchergeftalt in contradictorio rechtskräftig ausgemacht; 
daß die einmal auggefteuerte adelihe Ravens— 
bergfche Töchter nicht einmal von den Erbs. 
Portionibus ihrer fratrum secundo- oder 
post-genitorum etwas fordernund erben koͤn— 
nen, ex ratione: peil fie nach ihrer einmal gefchehenen 
Augfteurung feinen weiteren Zugang zu den elterlichen 
Erbgütern haben, fo ſtehet eo ipso auch dieſe Obſervanz, 
al8 die ratio der erftern, fell: Daß auf erfolgens 
des Abfterben der Eltern felbft die auggefteu» 
erte Töchter von denen elterlihen Gütern 
nicht8 weiter befommen fönnen. Und da alfo 
vermöge dieſer observantiae fowohl, als in casu prae- 
senti substrato, vermöge ber elterlichen Ehepactorum 
e8 nicht einmal einer Renuntiation von Seiten der Kläs 
gerin bedurft hat, fo bedarf es auch, ratione certiora- 
tionis etc. feines Beweiſes, fondern die sententia pri- 
mae instantiae iſt quoad immobilia matris et quoad 
hereditatem futuram paternam simpliciter wieberum 
herzuſtellen. 
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IV. 


Pactum ber Ritterfchaft des Fuͤrſtenthums Minden 
wegen der Erb> Fälle vom 5. November 1744. 


(ju $. 18. Unmerfung 67.) 


Demnah Er. Königl. Majeftät in Preußen, unferm 
allergnädigfien Herrn, Prälaten und Nitterfchaft Dero 
Fuͤrſtenthums Minden allerunterthänigft zu vernehmen 
gegeben, wie Sie auf zweien Landtagen mit einander eins 
geworden, wegen der Erb: Fälle bei ihren Gütern zu deren 
Conservation und zum Splendeur ihrer Familien nach⸗ 
fiehendes Pactum und Vertrag zu machen: | 

1) Daß alleg, was eine adelihe Frau dem Matıne 

u und in die Güter bringe, oder ihr hernach durch Erb» 

aͤlle anfällt, dem Manne dergeftalt zugehören folle, oder 
zum Nußen der Anerben mit denen Gütern dergeftalt 
eonsolidiret werde, daß in folche der Frauen Mittel die 
Kinder nicht befonder8 succedirgn, oder felbige an jemand 
zurücfallen fönnen, e8 fey dann, daß wegen eines Ruͤck⸗ 
falls oder fonften es in denen Ehes»Pactis anders vers 
ordnet worden. 

2) Daß die Söhne fo wenig die Feudal- ald Allo- 
dial- Güter und deren Zubehörung an Moventien, Mo- 
bilien unter fich theilen können, fondern der Altefte alle 
Güter befommen folle, oder derjenige Sohn, melden der 
Vater per dispositionem dazu auserfehen: Die übrigen 
Söhne aber mit dem zufrieden fein müffen, mas ihnen 
der Bater am kindlichen Antheil zugetheilet, oder deficiente 
dispositione paterna mit demjenigen, deffen fich der Erb» 
berr mit feinen Brüdern durch Unterhandlung anderer 
Cavalliers verglichen, wobei aber die Conservation der 
Güter zum prineipio regulativo zu nehmen. Ä 

3) Die Töchter anlangend, follen felbige zur Succes- 
sion bei denen Gütern und aller väterlichen und mütters 
lichen Erbſchaft nicht admittiret werden, als deficienti- 
bus filiis et eorum descendentibus, fondern die Töͤch⸗ 
ter müffen fich mit dem Brautfchag begnügen laffen, wel⸗ 
her ihnen bei ihrer Verheirathung vom Water zugetheilet 
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worden, oder wenn fie nicht heirathen, müffen fie fich mit 
dem ihnen zugelegten Findlichen Antheil begnügen laffen, 
oder wann 

. 4) der Vater nicht disponiret, fi) mit einem mäßi- 
gen dote abfinden laffen; dabei aber 

5) wiederum zu einem unveränderlichen principio 
regulativo feftgeftellt bleiben folle, daß Feine Tochter mit 
einem hoͤhern Brautfhag. oder Eindlichen Antheil, als 
4000 Thaler auß denen väterlichen und mütterlichen Gütern 
und Nachlaß, wohl aber ınit einem geringern begabet wer; 
den fünne. Auch wenn die adelichen Töchter nicht heirathen, 
über folchen ihren kindlichen Autheil nicht disponiren fols 
len, noch ſolchen auch für ihrer Verheiratbung aus denen 
Gütern praetendiren koͤnnen nody dürfen, fondern mit 
defien Verzinſung zu 4 oder 5 Prozent zufrieden fein 
müffen. 

Und daher allerunterthänigft gebeten haben tollen, 
daffelbe in Gnaden zu conärmiren, und zu verfügen, daß 
darnach bei allen Successions - Fällen, fo ihrer Güter und 
Samilien halber vorfommen können, gegangen werben folle, 
und die judieia ſich im judicando darnach zu achten 
hätten, fie auch) um fo viel mehr das allerunterthänigfte 
Vertrauen begeten, daß diefes ihr Gefuh Pla finden 
werde, als fie in der Lehns⸗-Assecuration fundiret wis 
ren, dergleichen pacta und Verträge unter ſich zu errich- 
ten, und überdem nichts von ihnen verabredet fei, was 
nicht mit denen Teutfchen Rechten überein komme, fie 
auch Feine andere Abſicht dabei hätten, ald daß denen 
verfchiedentlich dieferhalben entfponnenen Processen, bei 
welchen einige judicia nach denen.alten Rechten und Her: 
fommen, andere aber nach dem jure Romano gefprochen, 
abgeholfen werde, Se. Königl. Majeftät auch in Ermes 
gung aller diefer Umftände vorangesogenem Suchen Statt 
gegeben; Als confirmiren Alerhöchftdiefelbe obungeführte 
aus 5 $. oder Abſaͤtzen beftehende Vergleich in allen feinen 
Puncten, Clausulen und völligen Begriff hiermit und in 
Kraft diefes, und befeblen Dero Mindifhen Regierung 
ſowohl, als Dero Ober; Appellations » Gericht und übri: 
gen judiciis, in Gnaden, darüber zu halten, und bei allen 
Successions - Fällen, welche bei der Supplicanten Gütern 
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und Familien vorfommen, ſich darnach in judicando zu 
achten. Urkundlich ꝛc. 


Berlin, deu 5. November 1744. 
(L. 8.) Friedrich. 


V. 


Statutum und Ordnung ber freien Reichs⸗-Ritter⸗ 

fhaft von verziehenen Xöchtern, de Anno 1653. 

(in Luͤnig Reichs⸗ Archiv Pars sp. Cont, III, ©. 14. — ju $. 50. 
Note 225.) 


Wir einer freien Reichgritterfchaft der dreien Ereyßen 
in Schwaben, Franken, und am Mheinftrom erbetene und 
verordnete Directores, Ausfchuffe, Haubtleute, Raͤthe 
und Mitgliedern, befennen für ung, unfere Erben und 
Nachkommen, und thun fund männiglichen; mie wohl bei 
unfern in Gott rubenden lieben Bor, Eltern, auch bei 
uns von vielen unfürdenkflichen Jahren offentlich geruhig 
und löblichen Herfommen, wie dann ſolches noch bis auf 
jegige Zeiten in üblichem Gebrauch iſt, daß die von ihnen 
und und geborne Eheleiblihe Kindern Weiblichen Ges 
ſchlechts, wann die zu ihren mannbaren Fahren fommen, 
zur Erhaltung Männlihen Stamm und Namens, fich 
der Vaͤtt⸗, Mütt: und Brübderlichen Erb» und Verlaſſen⸗ 
(haft big auf einen ledigen Anfall gegen einen zimblichen 
Heirathgut und Ausfertigung wuͤrklich verziehen und bes 
geben, daß doc) ſolch befanntlicy uraltes Herbringen eines 
Theils in Zweifel zu ziehen, und die vergangene renun- 
ciationes und Verzicht in mehr Weg anzufechten, und 
unfräftig zu machen, unterfianden, wodurch unferm ges 
‚ meinen Ritterweſen große Zerrüttung, Unruhe und merk⸗ 
li) Ungemady mit vornehmer Familien Nachtheil und 
Schaden zugezogen, die Mitglieder auch in ſchwere, koſt⸗ 
bare und meitläufftige Rechtfertigungen gerathen: Dahero 
wir nicht unbillicdy bewogen und hoͤchlich verurfacht wor» 
den, auf erfprießliche Mittel und Weg zu gedenken, wie 
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diefem einreißenden Uebel und Ohnheil begegnet, und des 
Adels Ruin verhütet werden möge; Hierumben und damit 
der Rom. Kaiferl. Majeftät, unferm allergnäbdigften nn 
gen Dberhaupt und Herrn, wir, unfere liebe Posterität, 
zu vorfallender Begebenheit unfere allerunterthänigft ges 
- treue Dienft defto mehrers conteftiren können, auch der 
freie Neich8: Adel in feinem Stand, Ehren, Würde, Dos 
beit und Uffnehmen beftändiglicy erhalten werde; Als has 
ben wir Uns bei unterfchiedlichen Nitterverfammlungen 
wiſſentlich, wohlbedächtig und mit guter zeitlicher Vorbe⸗ 
srachtung einer gemwiffen Ord⸗Satzung und Statuti beredt, 
beſchloſſen und verglichen, feßen, ftatituiren, und verordnen 
für ung, unfere Erben und Nachkommen hiermit und in 
Kraft diefes vefiglich, dag nun hinfüro bei unfer freien 
Mitterfchaft denen adelichen Töchtern, fo lang fie unvers 
beirathet, ihrem Stand gemäß gebührende Unterhaltung, 
an dem Drt, allwo fie ſich mit der Freundfchaft Gutbes 
finden aufhalten werden, verfchafft, auf den Fall ber Vers 
beirathung aber für dag jedegmahl ab intestato verfallene 
oder daher noch erwartende Vaͤtt⸗, Mütt: und Brüderliche Erb, 
und zeitliche Berlaffenfchaft von ihren Eltern felbft, oder uff Ab» 
gang derfelben von beiderfeits nächften Befreunden, oder da 
folche ſich nicht vergleichen fönnten, von eines jeden Orts 
und Vierteld Directoren, Ausfhuß und Näthen, nad) 
Ermegung der Sachen Umftänd, ein benantes gebührend 
und billigmäßiges Heirathgut, oder Augfteuer, ſambt einer 
ehrlichen und zimlichen Ausfertigung von Kleider und 
Sleinodien, des Adels Herkommen gemäß, gefhöfft und 
beftimbt, auch entweder mit Geld, richtigen Zinß-Ver⸗ 
fehreibungen, oder anderen annehm⸗ und thunlidhen ges 
nugfam verficherten Mitteln abgelegt und gut gemacht, 
darüber ihnen der weibliche Geſchmuck und Kleider bei 
ben mütterlichen Berlaffenfchaften auggefolgt und zu Die- 
ſem allen in» und außerhalb Rechtens fchleunig und ohne 
einigen weitläufftigen Proceß gebolffen, und fie dabei kraͤff⸗ 
tiglich gehandhabt werden folen. NHingegen follen bes 
melte adeliche Töchter und deren Poſieritaͤt ihren Gebruͤ⸗ 
dern den Ehelichen Männlichen Leibs: Erben und Defcen: 
denten maͤnnlichen Namens und Geſchlechts zum beſten 
von aller übrigen und weitern vaͤtt⸗, muͤtt⸗ und bruͤder⸗ 
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lichen Erbſchaften, Haab und Gut, an Lehen und Eigen, 
thumb, fiegend und fahrenden, gegenwärtig und künftigen, 
gänzlich und allerdings bis auf einen lediglihen Anfall 
ausgefchloffen und abgemiefen feyn, auch zuvor darzu feis 
nen Zutritt oder Anſprach fuchen und geminnen, jondern 
für fich felbften, wie vorfichet, für verzügene Töchter gehals 
ten werden; auf den begebenden ledigen Anfall aber denen; 
felben und ihren nach ihrem Tode gelaffenen ehelichen 
Leibßs Erben der Regreß und Zugang zu ihrem Erbtheil 
(davon fie vermög diefer Ordnung und Statuti ausgeſchloſ⸗ 
fen) vorbehalten fein: wobei felbigen auch vorbehalten ift 
und verbleibt, was ihnen von ihren Eltern, Brüdern, 
Schweftern, verwandten Perſonen oder jemands durch 
Verordnung inter vivos oder legten Willen abſonderlich 
und weiters gegünt, verlaffen, übergeben, vermacht, vers 
fchafft oder gefchentt wird, ohne männigliched Irrung, 
Eintrag und Verhinderung, e8 fol auch dieſes Statutum 
Denen abfonderlihen Pactis Familiae, Fideicomanissis 
und Stammend: Bereinigung, fo bereits aufgerichtet oder 
ing fünfftig noch aufgerichtet werden follen, unpräjudicir; 
lich fein: Deffen zu wahrer Urkund haben wir nicht allein 
diefe Ordnung, Statut und Sagung mit unfern gemeinen 
Inſiegeln vermahret, fondern auch alle incorporirte und 

ch zu dieſem statuto verſtehende Mitglieder, an ſtatt 
der minderjährigen und Pupillen aber deren Vormunder, 
eigenhändig unterfchrieben, und ihre angeborne Pettſchafft 
fürgedrudt. Actum Geißlingen den 12. Tag Februarii, 
Anno 1653. 


| vi. | 
Zeugniß den Verzicht der adelichen Töchter betreffend 
vom 18. November 1648. 
(gu $. 50. Note 225.) 


Wir Directored, Haubtleut, Näthe vndt Auffchuß 
deß H. Reiche Freyen ohnmittelbaren Ritterfchafft, an dem 
Dber: vndt Nieder: Rheinftromb, in der Werteram, undt 
zugehörigen orthen, Attestirn, vnd befehnen hiemit, dem» 
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nach die Nitterfchafftliche, und Abdenliche van Uhralten 
Jaren Continuirte Statuta, pacta, und obseruanz mit, 
bringen. Wann auf begebenheit, Vnſere Adenliche Döchs 
tern, in Eheliche und. Ehriftliche heurat Stambs gemäß, 
vndt auf vorhergehenden consens der negften Verwanthen 
dretten, daß felbige nit allein mit einem gemifen ftufh 
Gelldts nach) Jedes NidtergliedtS vermögen, auch deſſen 
Stambsherfommen außgefteuert werden, Sondern auch 
in favorem def Mannsftammeng, über alle Wadterlicdy, 
Muͤterlich, Brüder, und Schwefterliche Erbfelle, doch in 
defectum masculorum mit getwiffen reseruat renuncyren 
ondt Verzicht leiften, auch vor Notario und Zeugen, wie 
denn der negſten anuerwanthen und in gegenwart' des 
Hochzeiters einen leiblichen Eydt gu Gott darüber ſchwoͤ⸗ 
ren müffen, und dem beurath8 notuln inserirt würf, 
Maffen ſolches unter Unſerß S. Georgen Banners Nidters 
fig! befter maffen kundt machen. Signatum bei gemeinen 
Reichs« Nidterfchafftlichen Convent in der Statt Maing 
den 18. Nouembrig. Anno 1648. 


Die wörtliche Uebereinfimmung der vorftehenden Abs 
fchrift mit dem im biefigen Königlichen Provinzial: Archiv 
aufbewahrten Reichs» Nitterfchaftlichen Atteſt wird biers 
mit beftätigt. —J— 

Coblenz, den 23. Januar 1336. 
Der Vorftand des Königl. Provinzials Archivs und 
Archiv⸗Rath 


(L. 8.) Graf von Reiſach. 


VL. 


Churfürftlih Baierfche Verordnung vom 20. Aprif 
1672 den Verzicht der adelichen Töchter betreffend. 
(zu $. 51. Note 226.) 


Entbieten Vnſerm Hoffrath Präsidenten und vice- 
domen auch gemeinen Vnßer lieben getreuen landtſchafft, 
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und dem Stande der Ritterfchafft insgemein, Vnſeren 
grueß und gnad zuuor, und geben benenfelben zu verneh⸗ 
men, demnach Vnſeres landes und des gemeinen weſens 
mwohlfahrt, neben ander, abfonderlihen auc an deme ges 
legen ift, daß der Adel in gutem Flor und vigor erhal. 
ten, und gu mehreren Aufnahmen gebracht werde, damit 
Wir und Vnſer Churfuͤrſtlich succession Vns defen nit 
allein in Friedens: Sondern auch in Kriegszeiten, zu 
DBnferen Hoff» und andern Dienften mit reputation be- 
dienen und gebrauchen mögen. 

Indeme aber die experienz bezeugt, daß in Worbey: 
gangenen wenigen, und Darunter gleichroohlen eingeloffenen 
Kriegs «Fahren Souil Adeliche landet s gütter in Vnbefreyte 
BnsAdelihe Hand Komen, ald Vorhero in Keinen gangen 
seculo geſchehen, und dahero die nothdurfft erforderte, 
Daß zu des gemeinen weſens⸗ und Vnſers Churhauß diens 
ften ein rechte beftändige Vorfehung und Verordnung ges 


ebe. | 

Alß haben Wir auf landeßfürftlicher begirde und ans 
trib zu den gemeinen nußen, fodann auch auf mehrmali; 
ges und infonderheit bey letzteren landt=tag befcheben, 
Bnterthänigftes bitten Vnſerer lieben getreuen des Standts 
der Nitterfchafft und Adels, nach eingehohlten bericht und 
guhtachten von Vnſerm Hoffraht und Negirungen, Vnß 
guädigft entfchloffen, folgende Sat» und ordnungen ers 
geben, aud) zu männigliches nachricht, Damit fich mit der 
Vnwiſſenheit niemandt entfchuldigen möge, in offentlichem 
truck außfertigen zu laffen. 

Vnd od zwarn in Vnſerm Churfürftenthumb und lan, 
den zu Bayern, bey theilß familien bißhero gebräuchig 
geweßen, daß bie töchter gegen einer Adelichen auß⸗ſtewr 
und fertigung fich des übrigen Vätters und mütterlichen 
guhts verzihen, und nit darauf gefehen worden, ob folche 
auß⸗ ſtewr die legitimam und nothgebührnuß erreiche, 
allermaßen in Vnſern landrechten hieuon mehrere Anres 
gung gefchicht, bey welchen particular berfommen und 
gebraud) es auch ing Künftig fein verbleiben hat, iedoch 
und weiln dieße Werzichten nit bey allen, Sondern nur 
etlichen wenigen familien observirt, und dardurch dem 
Adel insgemein nit geholfen, Sondern bey den mehreren 
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die durchgehende gleichheit zwiſchen Söhn und töchteren 
außer etwan bey theilß derßelben eines Vnergibigen fchlech» 
ten mannßforte gehalten, wordurd die Erbfchaften ers 
fchöpfet, und der Udelihe Manng: Stamm am Wermös 
gen gleic) anfangs bdergefialt gefchwächet worden, daß 
ſich derſelbe hernach nit mehr, oder ſchwerlich erſchwingen 
Kindten, damit derohalben auch deme geſtewert und der 
Adel mehrers conservirt werde, ſo ſtatuiren und orden Wir 
gnaͤdigſt, daß zwarn forderiſt der Elteren dispositiones 
und letzte Willen (wan einige vorhanden) zwiſchen denen 
no und töchteren beobachtet und vollzogen wer⸗ 
en fol. 

Wann fchon die töchter hierdurch ihr legitimam oder 
nohfgebührnuß fo genau nit befommen wurden, zum fabl 
aber die Elteren wegen für eillenden todts, oder ander 
Vrſachen halber nichts disponiren fünnten: oder wolten, 
So follen nun hinfüron, krafft dißer Vnſerer gnädigften Vers 
ordnung und Statuts bei dem Jenigen Adel, welcher der 
landtß: und» und Edelmannpfreyheit fähig ift, ale toͤch⸗ 
tere ohne weitere Verzicht, von der Vätters Mütter: und 
brüderlichen Erbſchafft ipso jure für Verzichen gehalten: 
und ihnen ein Ehrliche ihrem Stände gemäße auß:fiewr 
und fertigung nach geftaltfahme des Wölligen Vermoͤ⸗ 
geng, durch die brüder, oder den mannlichen descenden- 
ten, darauf ſich dife Ordnung ebenfahlß verftchet, mit 
Zusiehung ber negfien befreundten assignirt, und aufßges 
zeigt werden, alfo zwar, daß fich die toͤchter darmit zu 
befriedigen ſchuldig feyen, twan fchon die assignirte quota 
die legitimam oder nothgebührnuß nit Wöllig erreichen 
wurde. 

Da ſich aber die bruͤder, oder den mannliche descen- 
denten und befreunte ratione des quanti nit vergleichen 
Kunten, oder die töchter fo hart gehalten werden molten, 
daß fie fih deſſen zu befchweren billiche Urfach hätten, 
und über allen angemwenten fleiß ſich in der gütte mit ihren 
brüdern und befreunden nit vergleichen funten, noch eini« 
gen compromisslidyen Auß-⸗-Pruch durch beiderfeitß be- 
liebige fchiedtgmänner und von ihnen, da es vonnoͤthen 
ift, erfifien obmann, mweldye weeg man forberift zu er: 
greiffen und zu beobachten bat: annehmen, und Dabey 

ders 
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verbleiben molten, fo folle auf ſolchen fahl das quantum 
oder die quota von Vnſerm Hoffraht, oder Regierungen 
nach befchaffenheit des Standtß Vermögens und ander 
mirlauffender Vmbſtaͤnd determinirt, aud) zu ſolchem 
Ende von den brüdern und befreunten ein vertreuliche, auf: 
rechte Sumärifche, Anzeig und Werlaffenfchaft übergeben 
werden, damit man. cum cognitione causae den Auß—⸗ 
2 thun Koͤnte fo fehrn aber zu Werficherung der 
ter heuratgütter und Verglichenen od erfenten portio- 
nen feine ande, alß mit obbemelten fidei commissbür: 
den beladene güfter vorhanden mären, fo verordnen wir, 
dag diefelbe auf erft gedle gütteren dergeftalt verfichert 
werden mögen, daß auch ein Künftiger Befiger und fidei 
commiss Erb von den Nugungen den fidei commiss- 
gütter folche abzuftatten fchuldig und verbund fein folle. 
Damit aber auch den töchtern auf den ledigen An 
fohl wann nembl. der Mann: Stammen al zu beffen 
Alleinigen fauor und conseruation dife Verordnung ab; 
ichlet, und angefehen ift, bei oberwehnten Adelichen 
Drfohnen erlofchen, und alfo ratio legis aufhören, oder 
nachlaffen wurde, des regress halber gebührent vigilirt 
werde, fo ift unfer Meinung, will, und ordnung biemit, 
daß gleich zu Anfang da die renuntiation gefchiher, ein 
geroiffes quantum aufgemworffen, und daffelbe quantum 
zugleich in eben das Jenige buch, worin Die maiorat 
fidei comiss, und andel. dbey dispositiones obverftande: 
nermaßen begriffen: eingetragen werden, und deſſen effect 
een anfang von der Zeit der Immatrieulation nehmen 
ollen. 
Ebenermaßen und dabey einer der Edelmanf freys 
beit fähigen famili Keine andel. als Allodial Gütter- por; 
handen, aud) von denen Elteren feine Disposition ge: 
macht worden wäre, melcher geftalten es zwifchen den 
Söhnen und brüdern gehalten werden folle, fo verordnen 
und Statuiren wir, daß auf folchen fahl zu mehreren auf: 
nehmender famili den Aelteſten mannßErben von feinen 
brüdern, ein Ehrlicher Mannffortel nad) geftaltfahme des 
Bermögens gelaffen, oder da fie fi Dentwillen nit Vers 
gleichen kunten, durch die negfte befreundte oder erfifte 
Schid- und obmänner, oder endlichen durch die Obrig⸗ 
1836. 9. 93. K 
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feit determinirt werden folle, allermaßen oben wegen der - 
tochter außſteuer da fich aber zc. gemelt worden. 

Wir statuiren, ordnen und befehlen auch biemit, 
dag nun hinfüran feine Adeliche landtgütter, alß berr> 
Schafften hoffmarchen, Sig, und Geedt, ohne Vnſeren 
Special befehl und bewilligung per contractus seu ac- 
tus inter viuos in andel. hand follen, mögen, od Künten 
veralieniret werden, alß welche der Edelmannffreyheit 
fähig feyn, auch wir dafür erkennen, od noch Künftig ers 
fennen werden, 

Eß folle ſich auch die erft bemelte Verordnung in 
neaft Vorgehenden puncten, nit nur auf die extra iudi- 
eial Kauff und ande alienationes, fondern auch auf die 
iudicial und gandt Kauff verfiehen, alfo daß, wan einer, 
welcher der landtß und Edlmannßfreyheit nit fähig iſt, 
ein dalen landtguht auf öffentlicher gandt ein Thuen, und 
Käufflichen an fid) bringl., oder an feinen Schuldenfpruch 
mit bintanrichtung der vorgehenden ereditorn annehmen 
wollte, folches doch ander geftalt nit, al8 mit Vnſerm 
consens gefchehen, auch denen, welche des einftandtsrechtg 
VBermög Vnſerer bey legterem landitag gethanen begnas> 
bung, bei der ex ratione prorentionis und in and weeg 
fein verbleiben befuegt, daffelbe recht aud) in digen gandt⸗ 
— einer der. beſtimbten Zeit frey⸗ und bevorſtehen 
olle. u 

ferner und welln durchgehent Die conservation 
Vnſerer weltlichen landeß Bntertbanen abfondlich auch an 
deme gelegen, damit die ohnbemwögliche gütter bei deimjels 
ben Derbleiben, fo geben wir ihnen biemit, und in Crafft 
din Gewalt, daß fie in denen ohnbewöglichen Gütteren 
nad) Geftaltfahme und proportion ihres Erbthaili in 
leidentlichen anfchlag den Vorzug vor allen auch fonften 
anßs oder Inwertigen Erbgenpffen, und wann der weltl. 
mehr wären, jederzeit der Eltere mannßErb haben; iedoch 
folche ihre mit» Erben in mobilibus und andl. Erbfchaffts» 
mitteln der gebühr nad) ab» und binauß richten mögen, 

Befehlen hierauf unßeren Hoffraht und Negirungen 
gnädigft, daß fie nit allein diße Vnſere Verordnungen fürs 
derlich zu männigliches. nachricht publiciren, Sondern 
auch derfelben allerdings nachgeleben: und barob halten 
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follen. geben in — Haupt» und Mefidenz Stadt 
Minichen den 20. April’ 1672. 


Die wörtliche Uebereinftimmung der vorftehenden Abs 
fchrift mit der im biefigen Königl. — Archiv auf: 
bewahrten Verordnung des Kurfuͤrſten Ferdinand Maria 
von Baiern wird hiermit beſtaͤtigt. 


Coblenz;, den 23. Januar 1836. 
Der Borftand des Könial. Provinal- Andi und 
Archiv Rath. 
Graf von Reiſach. 


VIII. 


Codicillus diplomaticus die ritterſchaftliche Auto⸗ 
nomie betreffend. 


— 


Auszug aus dem Ehe⸗Vertrage z2wiſchen Wil: 
beim von Mirbach und Fia (Sopbie) von 
Deinsberg. 


d. d. 51. Nicolai 1486. 


f 


& ſoll die vuͤrgedachte fia mit Ir an den EIER 
gedachten Wilhelm zu rechte hyllichs Guede und Meder 
game brengen tzwyduſend undel befcheiden ovlenſche Gul⸗ 
den x. Und mit dem vuͤrgedachten Heyllichs Gelde fol 
die vürgedachte Fia eyn vergiegen Kint feyn. 


2. 


Reinhart Beiffel von Symnid und Gude von 
Wynckelhauſen Hylihs Vertrag. 


d. Anno 1155. 18. Decembris. 


Im Namen der heiligen Imgenbeilten Drepfeltigkeit, 
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Kunde vnd offenbare fen menniglichen, daß burch ſchickung 
des Almechtig Gottes, und Rath der negften Blutsver 
wanten freunde eyne Eheberedung vnd hylichs Vertrag 
abgeredt, vertragen, und gefchloffen jft worden, zwiſſchen 
dem Ereneueften vnd fromen Renharten Beiffel von. Gym⸗ 
menich Herrn zu Schmithem eing, und der ehre vnd tus 
genhafftiger Gude von Winckelhunfen, des KErneueften 
Lutgen von Wynckelhauſen, vnd Gertruden von Wlodorp 
ehelicher dochter andertheils, dergeſtalt, das gemelter Herr 
zu Schmithem jetzt gemelte Gude von Wynckelhuyſen zu 
ſeiner eheligen gemahel, vnd bedtgenoſſen, vnd dedachte 
von Wynckelhuyſen den Herrn von Schmitthem zu jrem 
Eheman nach gewonheit der heiligen chriſtlichen Kirchen 
nemen, haben, vnd behalten ſoll. Welche zu der eheren 
Gottes gedyen, freibelm, wolffart, vnd ſeligheit beider ge⸗ 
dachter Eheleuthe ſein muß. Vnd ſoll Beiſſel Herr zu 
Schitthem zu rechter Eheſtuyr, vnd mitgab an gedachte 
feine khuͤnfftige gemahel, vnd jren beider Kynder vnd Ers 
ben, brengen vnd erben, das Hauß vnd Herrligheit zu 
Schmitthem mit artlandt, wieſen, weyeren, weiden, Bum⸗ 
garten, Buſſchen, Renthen, Zynſſen, pashen, Manſchaff⸗ 
ten, ſambt aller ſeiner gerechtigheit, vnd zugehor, jn naſſen 
vnd Druygen, oben vnd vnter der erden, nichts davuon 
vßgeſcheiden, was zu der Herrlichheit gehoͤrig jſt. Noch 
den hoff vnd zehenden ſambt der Kirchengifft zu Ras 
merßhouen mit allem feinem Zubehör. Nachden halben 
in hoff zu. holg, und den. halben hoff zu Otzenvodt jm 

mpt Cafter und Gruenbroich gelegen, fambt jrrem Zus 
behör Wort fein gebur am zehenden zu Eleinen Wilp jn 
der grafffchafft Neuenar gelegen. Darzu den Weinhoff 
zu Hunff mit allem feinem jn und zugehor, Ferner alles 
dasjhenig was gedachten Nenbarten jm Styfft Trier ans 
erfallen, und anererbt jft. tem den Weinwaß jn der 
Bleiden. Was aud) funft Gott vnd der heiligen Kirch» 
hoff an jnen anerben wirdt, fol jrer benden leibserben an: 
erben und verbleiben. Nachdem auch vorgemelte® Herren 
von Schmithems Broder Herr Beiffel Canonich zu Muͤn⸗ 
ftereyffel, auch beide feine Sufteren Johan, Eua und Bris 
gitta von Beiffel ja Behoiff feiner und feiner Erben vff 
jr Kyntheil vermoge vffgerichten Vertrags verziegen, fols 
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ten folche vertzigs brieff fürbracht, und zu beboiff beider 
Eheleuthe, und deren Erben jn geivarfam genommen wers 
den. Hergegen jft abgerebt vnd feſtlich zugeſagt, das ob⸗ 
bemelte Gude von Wynckelhuyſen an jren khunfftigen 
Eheman den Herrn von Schmithem, vnd jrer beiden 
leibs Erben zu rechter Hylichs mitgab brengen und an: 
erben ſoll vierthauſent goltgulden an Golde, oder die 
rechte werde an anderem guten golde, oder hardem ſilberm 
payement tie die zor Zeit der Bezalung jm Fuͤrſtenthumb 
Guylich und Berge genge fein follen. Vnd foll den erften 
tag der bezalung zweyer thaufend goltgulden bemelte fans 
men fein bynnen ſechs Wochen nad) dem befchehenen ches 
lseyt beylieger,, oder aber vff geburliche verweifung vom 
hunderten funff jarlih8 byß zu der abloft zu erlegen, vnd 
follen die vbrige zwey thauſent goltgulden nach abfterben 
des Ereneueften, und fromen Lutgen von Wynckelhauſen 
ond der eher vnd tugentreichen Annen Kettelerfichen widt⸗ 
wen von Wondelhunfen durch Johannen von Wynckel⸗ 
haufen vnd Anna Kettelerfiche Eheleuthe und dero Erben 
anftunt entricht, und woll vernugt werben und gegen vber⸗ 
antwortung folicher fommen geburliche quilant gegeben 
vnd genommen werden. Bnd foll gemelte Gude von 
Wynckelhauſen nach Verweiſung oder entfangung ſolcher 
pierthaufent goltgulden eine vergiegene dochter aller jrer' 
vetterlichen vnd mutterlichen erb und guter fein vnd blei⸗ 
ben. Dergleichen auch des ſterbsfalls halber fo fi) vor 
dato differ Hylichsbſchreibung mochte zugetragen haben. 
Vnd follen auch gemelte eheleuthe fchuldig und verpflicht- 
fein, jn diffen fellen gebuhrlichen und notwendigen verzig 
zu thun off enden und plagen, da ſich foldyes von rechte 
vnd gewohnheit wegen geburt jn beboiff obbemelter Jo— 
banf von Wynckelhauſen jres Broderd und feiner Erben. 
Doch fonft ja Ehünfftiglich fellen jr und jren erben furbe: 
halten, was jr Gott ond ber heilig Kirchhoff geben wer, 
den. Daran fi ond jre Erben eine vnuerkiegene Dodhter 
vnd Erbgenam fein ſollen. Weither jſt beledingt, gewil⸗ 
ligt vnd beſchloſſen. Das ꝛc. Renhart Herr von Schmit⸗ 
hem nach dem willen Gottes vor Gude ſeiner ehegemahel 
in den Herrn abſterben wurde, welches der Herr lange 
Zeit verhuten will, und ehelige Kyuder von jnen beiden 
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geſchaffen nachlaſſen wurde, vnd Gude bey jren Kynderen 
vnuerendert ſitzen bliebe, dieſelbige jn Gottesfurcht erbar⸗ 
lichen erziehen werde, Go ſoll ſy bey allen den gutern, 
fo ſy zufammenbracht, auch denen fo ſy geworben und 
gemwunnen heiten und jnen anerfiorben weren jr lebenlang 
bleiben figen, fich der gebrauchen nugen und genieffen die 
Kynder eherlichen damit vffziehen und underhalten. Vnd 
wannehr die Kynder zu jren mundigen tagen vnd Karren 
khomen und Gude die mutter fich mit den Kynderen, oder 
die Kynder mit jr der mutter vergleichen vnd vertragen 
fennten, alßdan fol die mutter eine eheliche mwonung zu 
eyner flat zu jrer chur erwhelen, und follen die Kynder 
je dieſelbige frey machen, jres wydthumbs darin haben 
zu gebrauchen. Vnd ſoll der mutter zu folchem jrem 
wydthumb je angebrachte Hylihs mitgab jr leben lang 
zu gebrauchen vnuerhendert meuniglichg folgen. Vnd fols 
len je auch daneben hundert goltgulden, oder die rechte 
werde dafur, vB des Herrn von Schmithems gütern jars 
lih8 zugebrauchen ſambt zweyen foderweing, und acht 
vetter Werken je lebenlang wol verweiß und verfichert 
werden. Die gereide güter vnd farende Hab, follen mut 
ter vnd Kynder durchaus gleich zum halben theil theilen 
und nußen mogen. Es ſoll auch die mutter mit fchuls 
dig fein, die famentliche guter zunerlaffen, oder von dens 
felbigen abzuziehen, je fey dan zuuor des wydthumbs hals 
ber wie vorgemelt, genugſame Berweifung und Verſiche⸗ 
rung befchehen. — 

Sollte ſich aber zutragen, dad Gude vorgenant jn 
den Herrn verfterben (welches der Allmechtig lange Zeit 
friften wolle) und Nenbarten jren Ehemann, fambt den 
Kynderen erhalten, wurde aller gudter fo ſy zuſammen⸗ 
bracht, fein leben lang, Zuchterweiß gebrauchen. Die 
Kynder darauf ehrlichen erziehen vnd zu nuß vnd wolf: 
fahrt derfelbigen wann fp zu jren mundigen tagen fomen, 
mit rath vnd furmiffen Der Freunde vßſteueren vnd ver: 
mahelen und fich gegen die Kynder halten und er&eigen, 
als einem getreumen geliebten Vatter woll anftehet und 
geburt. Im fall aber gemelter Renhart zu eyner anderen 
Ehe greiffen, vnd fich obgevurter geftalt bey den Kyndern 
feiner gelegenheit nach. mit erhalten werde, Sollen jme 
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feine angebrachte vnd anerftorbene guter fein leben lang 
zugebrauchen Zuchtersweiß vubenommen fein, doch Das 
Die guter mit verwuſt oder bauwfellig, fondern nach Zuch— 
terd recht gehalten, vund die Kynder auch mit daruon 
treuwlich und vetterlich erzogen werben. Aber der mutter 
zugebrachte und amererbte, fambt gewunnen vnd gewor: 
benen gütern, follen den Kyndern zu jrer notturfft allein 
zufommen und von ren verordneten Vormundern nußlich 
und treuwlich angelacht und gewant werden. — Wo fich 
auch gleichfalls die mutter zu der zweiten Ehe bege: 
ben und bei jren Kyndern (mie objteher) mit halten 
werde, Soll ſy ſich vff die leibzucht jrer angebrachten vnd 
anerftorbenen guter jn dem Namen des Herrn vermahelen 
mogen. Bnd follen des Batters verlaffene haab und gus- 
ter zu beboiff der Hynder, durch die verordnete Vormun— 
der gewandt ond treumlidy verwaltet werden. Im Fall 
beide Eheleuthe in den Herrn verfiorben, vnd gheime 
leibs Erben nachlaffen werden, follen nach thot des letzt— 
lebenden beidertheils angebrachte guter widerumb hinter 
ſich fallen daher ſy komen, ſonder widerrede oder In— 
dracht jedermenniglichs. Alle gewunnen vnd geworbene 
guter ſollen freendteilich ſin und bleiben. Alle pfandt—⸗ 
ſchafften ſollin für erbſchafft gerechnet vnd gehalten wer⸗ 
den, wie gleichfals auch die vorgerurte vierthauſend golts 
gulden, ſo vilgemelte Gude an Iren Eheman den Herrn 
von Schmithem bringen vnd erlegen fol. Zu Vrthundt 
der warheit haben mehrbemelte Eheleute Renhart vnd 
Gude desgleichen auch die Erneueſten vnd fromen Lutgen 
vnd Johan von Wynckelhuyſen Vatter vnd Shon (ſouil 
es jnen mit belangen thut) diſſe Hylichs Verſchreibung 
mit eygenen handen ondertzeichnet vnd verſiegelt, auch. bey 
jren trauven vnd glauben deffen alfo feftiglichen zugeleben 
vnd nachzufomen zugefagt vnd verjprochen. Auch neben 
dem zu noch mehrer befrefftigung aller obbeflimbter artis 
cul die Ermurdigen vnd Erenueften Herrn Johan Beiffel 
von Gymmenich Canonich zu Munfterenffel, Wilhelm von 
Bulich Amptmann zu prime vnd MRulant, Conrharten von 
pußfelt, Ehriftoff von Metternich, Syberten von Troftorff 
Amptmann zu Angermont, Herren Johannen von Vlatten 
probfen zu Aich Kerpen vnd Cranenberg Önyligiffhen 
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Ganglern vnd Lauffen von MWelbruggen, als beiderfeits 
vertwante freundtfchafft freundtlich erfucht und erbetten, 
das fy neben jnen jegtgemelte Verfchreibung wolten vers 
fiegelen, Welches wir Zohan Beiffel von Gymmenich 
Canonich zu Münftereyffel Wilhelm von Bulic) Ampt: 
man zu prume und Rulant conrhart von pußel chriftoffer 
von Metternich, Spbert von Troiftorff Amptman zu Ans 
germont, Johann von Wlatten probft zu Aich, Kerpen 
und Craͤnenberg Cangler ꝛc. vnd Lauff von Velbruggen 
vmb fonderlicher bedewillen obbevurther Eheleuthe gern 
gethan und vnſere angeborne fiegel herangehangen haben. 

Gefchehen jm Jar nach unfer8 Herrn geburt thau— 
fent funffhondert und funffjig funff am achtzehenden tage 
des Monats Decembrig. 


3 


Vertrag gwifchen den Gebrüdern von Neffels 
rode über die Theilung der elterlichen Güter 
von 1610, 





Demnach zwifchen den Wohleblen  Geftrengen und 
Ehrenreichen Wilhelmen von Neffelraedt und Annen ges 
borner von Lohe Tochter zu Wißen Eheleuten, Herr und 
Frauen zum Stein und Ehrenftein an einem, und Ber: 
tramen von Neſſelraedt Fürftlichen Guͤhlichſchen binters 
laffenen Rath, Marfhall und Amtman zu Münftereifel 
Eußfirhen und Thomberg und Agnieß geborner von 
Scyoeler, Eheleuthen Herr und Frau zu Marfchallsrhode, 
Ehrenftein und Vejenav am andern Theil befchwerlicher 
Mißverftand und Gebrechen wegen beider mohlgemeldter 
Gebrüder von Neffelraedt elterlicher Güter Theilung das 
ber gefoderter Pfennige, jährlicher Penfionen und Erftate 
tung, dann von Weiland den auch wohledlen Henrichen 
und Adolphen, Gebrüder von Neffelraedt brüderlichen Ans 
fall8 eine geraume Zeit von Fahren fich erhalten; darüber 
nicht ohne große Unfoften und Mühe verfchiedene jedoch 
vergebliche Beikanpfen und gütlihe Handlungen gehalten 
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und gepflogen und zu bem End vor dreien Wochen Zeits 
von wohlgemelten beiden Brüdern eine gütliche Zufams 
menkompf hiehin auf Eöln nochmals mit Zugiehung fcheid» 
iedbfertiger Verwandten und Freunde, ob bie 
Sachen in der Güte zu vergleichen, zu verfucheu beflimmt, 
ald hat wohlgborner Herr Marfchall von ehergemeldten 
Herrn zum Stein erftlih aus dero im Jahr taufend fünf: 
hundert ſechszig und neun den legten Januarii gebaltener 
Erbteilung der elterlichen Güter fünfzehnhundert Reichs⸗ 
tbalet (welche baar bezalt fein follen) und davon, mie 
gleichfald von fünftaufend Neichsthaler bisher zu aufge: 
laufenen Penfionen, als viel deren mit richtigen Duitans 
gen bezalt zu fein nicht befcheinlich; Ferner vom Jahr 
taufend fünfhundert fiebenzig den halben Theil aller Bos 
venbergifcher und ihm dem Marfchall zugetbheilten Tumb⸗ 
boffs zu Eichweiler Gefälle und dreigig Goldgulden jähr; 
liches zu Entrichtung dem Thumbfapitul in Köln ſchuldi⸗ 
en Erbpachts, alle vermöge eines im Jahr tauſendfuͤnf⸗ 
Sundert fiebenzig den 12. Junii aufgerichten Vertrags, 
Und endlich dero durdy obgemelter beider Gebrüder Hens 
richen und Adolphen von Neffelraedt Tod ihm angefalles 
ner Haufer und Güter Herten, Ehrenftein, Leithen und 
Stimberg Theilung und Herausgebung aller zu feinen 
Gütern gehörigen Briefe und Siegel, Schein und Beweiß 
gefordert ıc. 

Weil nun darauf vom Herrn zum Stein allerhand 
Dericht eingebragt und dawider vom Herrn Marfchall 
eingeredet, ohne Noth folches alles alhie in die Länge zu 
erholen und daraus vermerkt worden, — daß mit folcher 
MWeitlaufifeit der Sachen nicht zu helfen, fondern diefelbige 
vielmehr verwirrter würde, der Herr zum Stein von Gott 
mit einer ziemlichen Anzahl Kinder verfeben, aber der 
Here Marfchall deren eine hätte; fo iſt für gut ange 
feben, daß zur Erhaltung, Stiftung und Vermehrung bruͤ⸗ 
derlicher Affection, Treu und Liebe, ſolche unfreundliche 
Disputationes auf Seite gefegt und wie es fo wohl beim 
£eben, ald nad) Tod des Herrn Marfhalls (den Gott 
zur GSeeligfeit lang verhüten wolle) mit den Gütern und 
fonften zu halten, freund» und brübderlic verglichen werde. 
Und ift darauf nach lang gepflogener Handlung Durch 
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wohlgemelte Brüder mit guten Wiffen und Belieben bei: 
der mohlgedachter Annen gebohrner Tochter von Lohe 
und Agnießen geborner von Schoeler als deren Ehe: 
frauen zur Erhaltung Stam und Namens aud 
brüderlicher Lieb und Einigfeit endlich umd 
unmwiderruflich vertragen und verglichen wor: 
den, Daß der Herr zum Stein für fi und feine 
Erben obgle Haufer und Güter Stein, Herten, 
Ehrenftein und Leyth mit aller ihrer Zubebd;> 
rung ohne einige des Herrn Marſchalls Ein, 
tragt haben und behalten; bingegeu der Herr Mar: 
ſchall und deffen liebe Hausfrau ihr Keben lang die Haus 
fer und Herrlichkeit Marfchallsrhode und Niniberg mit 
allem Ein und Zubehör, wie folche in dem Anno taufend 
fünfhundert fechzig neun aufgerichteten Erbteilungs Brief 
begriffen, als nemlich das Schloß zu Rhode mit feiner 
Hoheit, Herrlichkeit, Fifcherei, Erkergewaͤchs, Kirchen und 
Elteraifften, Ackerland, Wiefen ıc. 

Da es dann hernächft zum Fall fäme, daß der Herr 
Marfchall vor der Frau Marfchalline Tods verfiele, auf 
den Fall fol der Herr zum Stein oder feine Erben von 
Zalung der obgenannten jährlichen Zwölfbundere Reiche» 
thaler gefreiet fenn und fol die Frau Marfchalline die 
die Haufer Herrlichfeit und Güter Marfhals Rhode und 
Nimberg, wie diefelbige aus dem Erbteilungsbrief oben 
fpecificirt neben dem Weingarts Gut zu Honneck Leib⸗ 
züchtiger Weiß ihr Leben lang befigen, diefelbige alsdann 
auf de8 Herrn zum Stein oder feiner Erben Gefinnen 
befichtigen, und über dag Befinden einen Schein aufrichs 
ten laſſen, diefelbige nad) Leibzuchts-Rechts in gutem 
Bau halten und genießen und folches bei Unterpfändung 
ihrer Haab und Guͤter, als viel dazu nötig, (welches bie 
mit befter Seftalt gefchiehet) und darüber zu Feiner fernern 
special usufruetuariae Caution gehalten werden. Ser: 
ner fol die Frau Marfchalline alle Mobilia aud) gewon⸗ 
nene und ertworbene Güter, naͤmlich das Gut Ingerſa— 
wel, da8 Haus binnen Köln und Diepengaften (daran 
die Frau Marfchalline ohne dag gefchrieben) das Hoffgen 
zu Stoggendborf und was aus dem derhalben am Kayſerl. 
Gammergericht fchwebenden Proceß zu erwarten, imglei⸗ 
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chen ben Kotten zu Breidenband, das Haus zum Stans 
denrad mit feinem Zubehör und alle andere Acquisita eis 
genthuͤmlich jure et titulo singulari behalten, jedoch außer: 
bald der zweitaufend an das Thunfapitul hieſelbſt beleg: 
ter Goldgl. — Dann an den väterlihen Gütern erfind; 
licher Beßerey mit dem Muͤhlenzwang, Bleppfacht und 
Zebenden zu Sthodt des halben Hofs zu Hofteln und 
des beſten Theils des Hofs zu Velpenich, welche bei dem 
Herrn zum Stein oder feinen Erben nad) der Frau Mars; 
ſchalline geendigter Leibzucht bleiben follen. Da aud) un. 
ter den andern gewonnenen und gemorbenen Gütern, 
welche die Frau Marfchalline eigenthümlich behalten wird, 
etwas dem Haus Sthodt ſonderlich wohlgelegen, fol fol: 
ches mit billiger Verwechſelung Beutung oder andern bei: 
derfeitd gefälligen Mitteln daran gebracht werden und 
mwofern die Frau Marfchalline oder ihre Erben vom ge: 
melten Gut Ingerſawel abfteben, oder die Landfürften uns 
ter dem Schein, daß ed ein Mannslehn, fie dabei nicht 
geftatten wollten und der Herr zum Stein oder deffen 
Erben gegen die in ben Fürftlichen Briefen begriffene 
Summe Pfennige der FI. Marfchalline zu erlegen folche 
an fich bringen fonnten und wollten, fol benfelben fols 
ches frei und bevorſtehen. Endlich foll in iß erzehlten 
Ball, da der Herr Marfhall vor der Frau Marfchalline 
mit Tod abgienge, der Herr zum Stein oder feine Erben 
auf gemeltes Herrn Marfhalld aus erheblichen bemeg: 
lichen Urfachen fonderlich befchehene Verordnung und dies 
fen verbindlichen Vertrag inwendig Jahrsfriſt nach des 
Marfhalls Tod der Frau Marfchalline oder ihren Erben 
die vier thauſend Goldgulden oder den rechten Wehrt 
dafür an guter harter gangbarer Münze binnen dieſer 
Stadt Köln in ihr frei ficher bebalt frei und kummerloeß 
damit ihres Gefallens zu thuen oder zu laffen, luͤberzeh⸗ 
len und ferner nad ihrem Tod denjenigen, welche ge 
melte Frau Marfchalline folhe gönnen und geben würde, 
oder in Mangel, daß darüber nichts verordnet, ihren 
naͤchſten Erben noch dreitaufend dergleichen Goldgl. wie 
oben in ber Stadt Köln oder den rechten Wehrt dafür 
inwendig Jahrsfriſt nad) ihrem Tod baar erlegen. Alles 
unter Berpfändung des Herren zum Stein und obgemelds 
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ter alliger Leibzüchtiger Güter und unter den Klaufeln, 
die in diefem Brief folgen werden. Wofern aber durch 
Schickung Gottes die Frau Marfchalline vor dem Herrn 
Marſchall Tods verfiele, auf den Fall fol Herr Mars 
ſchall auch über alle Mobilia und gereide Güter zu testi- 
ren oder fonften in andere Wege zu disponiren freiftehen, 
und gleichwohl der Herr zum Stein oder deffen Erben 
nach des Herrn Marfchalls Tod inwendig Jahrsfriſt den: 
jenigen, welchen e8 die Frau Marfchalline vermacht ba- 
ben mürde, oder in Mangel der Verordnung ihren näd): 
ften Erben viertaufend Goldgulden oder den rechten Werth 
dafür ohne einige Widerrede oder Verlängerung geben 
und erlegen, welches Herr Marfchall obgemelt unmider: 
ruflich hiemit alfo verordnet, auch der Herr zum Stein 
für fi) und feine Erben verbindlich zu praestiren zuge: 
fagt und die Frau Marfchalline für fich, ihre Erben und 
Nachkommen angenommen bat. Und weil diefe Ber; 
gleihung und brüderlicher Vertrag fuͤrnem— 
lich zu Unterhaltung des Stam und Namens’ 
von Neffelraedt, und dann daß die Frau Mar: 
fchalline von allen Schulden, Laft und Prozef: 
fen befreiet feyn und bleiben möchte, ange: 
feben; foift mit der beider Gebrüder und de» 
ren lieben Hausfrauen guten Wiffen und Wil: 
len verbündlich verabſcheidet, daf die igige 
Neffelradifhe Schlöffer, Herrlichfeiten, Haus 
fer und Güter bei des Herrn zum Stein fin; 
dern bleiben und Durd feine Disposition uns 
ter den Lebendigen, Teftamenten, gemeiner 
Land: und Stadt-Rechten Succession beräns 
dert, fondern ihr von einem Kind big auf dag 
legte Sterben und vererben, und die Frau Mar: 
fchalline alles, was ihro wie oben zu verordnet, frei ohne 
einige Prozeſſen oder Schulden haben und behalten folleıc. 

Und haben beide Parteien diefen zweifachen auf Per: 
gament durch eine Hand gefchriebenen Vertrag mit ihren 
Händen unterzeichnet, und Wohlgeb. Gebrüder Wilhelm 
und Dertram von Neffelraedt 2c. ihre Siegeln (derer die 
liebe Hausfrauen wiſſentlich mit gebrauchen) herangehan- 
gen, und ferner die Wohledle Geftrenge und Eprenvefte 
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Wilhelmen von Blanekhardt zu Armeiler, Herr zu Lanter⸗ 
ſchet, Kurfürfl. Trierfcher Hofmeifter, Wilhelmen Duadt 
zu Alßbach, Fuͤrſtlich Gülichfchen binterlaffenen Rath und 
Droften zum Parrenberg, Bertramen von Neffelraedt zu 
Ehrishoven, Amtmann zu Windegk und Johannen von 
Spngig Herr zu Spneig des heil. Reichs Stadt Köln 
Dbrifter ꝛc. gebeten, weil fie über diefe gütliche brüderliche 
Bergleihung geftanden und geweſen, mit zu unterfiegeln, 
welches fie auf ſolches Erfuchen gern gethan haben. Be 
ſchehen binnen Köln im Jahr fehszehnhundert und sehen 
am neun und zwanzigſten Tag Monats Novembris. 


Wilhelm von Neffelraedt Bertram von Neffelraedt 


H. zum Stein und Ehrenftein. H. zu Rhode ıc. 
Anna von Neffelracdt Agnieß von Neffelraedt 
Geboren von Loe. Geboren von Schoeller. 
4 


Diepofition des Wilhelm von Neffelrode und 
der Anne von Neffelrode geb. von Lohe vom 
16. Juni 1620. 


In Gotte8 Namen Amen. Wir Wilhelm von Nefs 
felradt zu Harten, Herr zum Stein, Ehrenftein und Mar; 
ſchals Rhade, Erbfämmerer des Fürftentbums Berg ıc. 
und Anna geborne von Rohe, Tochter von Wiffen, Eheleute, 
thuen Fund, zeugen und bekennen hiemit vor Uns, unfere 
Erben und Nachkommen, daß wir mir Fleiß bei Uns bes 
dachten und erwogen, wie das menfchliche Gefchlecht fterb- 
lich, auch nichts ficheres als der Tod, aber nichts unfiche- 
res, dann die Stunde defjelben, und nachdem der allmäch- 
tige ewige Gott ung mit etlichen Kindern Soͤhn und 
Töchteren gnädiglich verfeanet, wir alfo einmütiglich vers 
fhloffen bei gutem unfern Berftande, und da wir unferer 
Sinne, Neden und Vernunft nocd wohl mächtig feyen, 
eine Ordnung und Dispofition zu machen, wie es nach 
unfer ein und auch beider tödlichen Abgang (welchen der 
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Almächtige zu unferm Seelen, Heil und GSerligfeit zu 
gnaͤdig gefälliger Zeit fügen und fchicken wird) mit un» 
fern vielgeliebten Kindern, derofelben Perfonen und unfes 
rer nn Verlaffenfchaft, Succession folle gehalten 
werben. 

Demnach haben wir Eheleute obengemeldt verordnet 
und gewill, ordnen und willen hiemit und kraft Diefeg, 
daß unfere lieben Söhne Bertram, Wilhem, Mattheiß und 
Hans Henrichen von Neffelrode, als viel deren im welt 
lichen Stande verbleiben, unfere einzige universal- Erben 
und heredes feyn, alle und jede unfere adliche Haus 
‚fer und SHerrlichkeiten mit deren zugehörigen Gütern, 
alten und neueren Gerechtigfeiten und allen Geveiden, 
nichts davon (dann allein, was zu meiner Annan von 
Lohe Leib an Kleinodien und fräulichen Zierath und 
Nüftung gehörig, fo bernächft Unferen Töchteren zugelegt 
werden folle und was wir fonft dem geiftlichen Sohne 
nach unferm guten MWohlgefallen zur Erfenntniß. geben 
und zulegen möchten) abnoch ausbefchieden, ererben und 
darin succediren, und die Söhne, die ſich allbereit8 zum 
geiftlichen Stand begeben, oder ferner biernächft durch 
Schickung Gottes denfelben Stand annehmen mögen, bes 
wittiben, und unfere drei Töchter Annam, Sibilam und 
Joſinam Elifaberhb von Neffelraede mit ficheren Pfennigen 
(darin mir diefelbe auch hiemit instituiren) augfteuern 
follen. 
Und damit dann biernachft wegen Succeffion unfe 
rer Derlaffenfchaft, Bewidtung ber Geiftlichen und Auss 
fteuerung unferer Töchter Fein Streit oder Mißverfiand 
entftehen, fondern zwiſchen ihnen alle Brüder» und Schwes 
fterliche Liebe und Einigkeit defto beffer erhalten werden 
möge: fo wollen wir, daß in ſothaner unferer obiger Vers 
laffenfchaft verordneter Succeſſion obangedachter unfer 
ältefter Sohn Bertram von fein Elterlicy Fürtheil erers 
ben, haben und behalten folle dag Haus und Herrlichkeit 
zum Stein (fo wir ihm unter dato den dreisehnten uni 
dieſes iß laufenden taufend fechshundert und zwanzigſten 
Jahrs Pfachtweiße jedoch mit ficheren Vorbehalt und 
Conditionen vermöge desfalld aufgerichteten und beider: 
feit8 unterfchriebenen Vertrages Nottulen wirklich einges 
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raum) item das Haug zu Herten mit allen zu allfolchen 
beiden Stüden gehörigen Güteren und Höven, Pertinens 
jien und Dependenzien in aller Maßen unfer Chriftfehlis 
ger Borältern vor und wir Eheleute darnachen dieſelbe 
bishero mit allen derofelben Zubehörungen ererbt, sunces- 
sive aequirirt, verbeffert, eingehabt, genutzt und gebraucht, 
oder auch fonften nugen und brauchen fünnen, und wie 
wir diefelbe hinfuͤhro noch ferner verbeffern mögen, jedoch) 
den Hoff Sronam und Hoftings Hoff zu Dattelen hies 
mit ausgenommen, tie bernacher Flärlich zu erfehen. 
Diefer Geftalten fol auch unfer anderer Sohn Wil 
belm von Neſſelraedt erblih haben und behalten dag 
Haus und Herrlichkeit Ehrenftein, item die beiden Haufer 
Nimberg und Leiten mit allen zu obbemeldter Herrlichkeit 
und Hauferen gehörigen Gütern, Höfen, Pertinenzien und 
Borfällen, wie wir die respective ererbt, acquirirt, vers 
beffert, befefien, genoffen, gebraucht oder fonften genießen 
und gebrauchen können, und binfüro noch ferner verbefs 
fern mögen, zu dem auch vörbefchriebener Hof Gronam 
mit allen feinen Pertinenzien und Zubebörung nichts das 
von ausbefcheiden, in Erwägung, daß obengl. Huufer 
feine gelegene Güter bei Köln haben, und. ohne dem zwi⸗ 
fchen Ehrenftein und Nimberg mohlgelegen. Fort mehr 
fol gedachter unfer Sohn Wilhelm haben den Hof bins 
nen Dortmund; item alle im Lande von der Mark und 
Grafihaft Dortmund gelegene Hofe und Gütere, wie bies 
felbe von wohlgeb. unferer geliebten Frau Schwefterin 


Eibillen von Neffelradbt Sehliger auf ung devolvirt, item 


das Sonderen fo wohl an Büfchen als Weiden, als viel 
wir daran haben; fort alle andere Güter, fo wir von 
denen von Aßbeck achter den Berge kauflich an ung ers 
langt, item den obbemeldten Hottingshof zu Dattelen. 
So viel dann unfern Sohn Mattheißen von Neffel: 
raedt belangen thuet, obwohl derfelbe nun zum geiftlichen 
Stand in beiden GStiftern Münfter und Paderborn vers 
fehen, und unſers Verhoffens auch zu Erhaltung und befs 
ferer Beförderung des uralten Neffelraedtfchen Stammes 
und Namens (im Fall feiner Brüder ein oder mehr mit 
männlichen Erben von Gott begabt werden) Dabei ver» 
barren werde; fo haben wir nichts defto weniger demfels 
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ben biemit jugelegt das Haus und bie Herlichkele Mars 
fhals Stade mit allen dazu gehörigen Gütern, Höven, 
DPertinenzien und Verfällen, wie unfer geliebter Bruder der 
Marfchall Sehliger ſolche voreingehabt, verbeffert, befeffen, 
genoffen, gebraucht oder fonft genießen und gebrauchen 
fönnen, und folgend8 vermöge eined mit feiner Lieben 
aufgerichteten Vertrags proprietarie (die Leibzucht der 
Mittiben vorbehalten) auf ung devolvirt; dazu dag Haug 
Luttehoven, wie wir folche8 mit feiner alinger Bauung 
und Mühlen aus Händen deren von Maeftfeldt oder 
Amftenraedt an ung erlangt; fort unfer habendes und 
erlangtes Necht an den Hommer Hof zu Polfum mit 
foicher Befcheidenheit, daß er Mattheiß als lange er im 
geiftlichen Stande ift, diefe ihm zugelegte Gütere usu- 
fructuarie dergeftalt gebrauchen und daraus jährlich fo 
viel genießen folle, damit er, wenn feine geiftliche Gefälle 
und Renten dazu gerechnet werden, feinen andern meltli« 
chen Standsbrüdern gleiche Eintraden und proportionat- 
Einfommen haben möge. Sofern aber er Mattheif das 
bin bewogen den geiftlichen Stand wieder zu verlaffen, 
auf den Fall vorgefchriebene Herrlichkeit, Haufer und Guͤ⸗ 
ter zu feinem patrimonial-Erbtheil erblicy haben und be: 
halten folle. 

Und ift biebei unfere Meinung und Wille, daß uns 
fere drei ißgemeldte Söhne in gute Dbacht nehmen fols 
len, weilen ihnen respective die Hauſer und Herlichkeit 
Herten, Nimberg und Marfhall Made zugelegt, davon 
das Haus Herten mir Annen von Lohe (wie oben ange 
zogen ift) zur Leibzucht verordnet, Rimberg und Marfchalls 
Made aud) bereitS von der vermittibten unferer lieben 
Schwefter, der Marfchalbinnen, in Leibsucht befeffen wer: 
den, und dann unficher, fondern bei dem Willen des Al: 
mächtigen allein ſtehet, wannehr etwa bie eine oder ans 
dere Leibzucht exspiriren, und alfo ein jeder feine zuge 
legte Güter folle können genießen, daß da einer etwa zeit 
licher zum Genuß geraten würde, nach Gedrag der Zeit 
und Gelegenheit der Güter dem andern zur Steuer kom: 
men, und denfelben aller Gebür und Billigkeit nad) fchad» 
loß balten folle; damit alfo zur Erhaltung men 

ebe 
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Liebe und Einigfeit fo viel möglich allerſeits gute Gleich, 
beit gehalten werden. 

So fol auch feiner dem andern einige hinter ſich 
babende und auf des anderen Güter fprechende Brief und 
Siegel vorenthalten, fondern diefelben bona fide unmweiger: 
lich dem andern folgen und zufommen zu laffen gehalten 
und fchuldig fein. 

Was nun ferner unfern jüngftien Sohn Hanf Hein: 
rich belangt, da ift unfere älterliche Meinung aus vielen 
erheblichen uns dazu brwegenden Motiven und Urfachen 
jederzeit gemefen und moch, daß berfelbe zum geiftlicyen 
Stande destinirt feyn und bleiben folle, wie wir dann 
ihnen Hanf Heinrich auch biemit und Kraft dieſes vis 
terlich, eifferlih und ernfllich requiriren, ermahnen und 
von ihm begehren, ſich diefer unferer gut befundenen Dis- 
position, wie einem geborfamen Friedliebenden Sohn 
wohl anfteht, zu bequemen und aller Gebür zu accomo- 
diren. 

Wollen auch nicht unterlaffen mit allem Fleiß daran 
zu feyn, Damit er annoch (geliebt's Gott) bei unferm Le: 
ben mit einem feinem Stande und Herfommen gemäß 
und gutem beneficio oder geiftlichen Lehen verfehen und 
verforget werden möge. Sollen wir aber über Zuverficht 
daran verhindert, oder durch den zeitlichen Tod (welches 
doch Gott noch gnädiaft verhüten wolle) darin verfchnel: 
let werden, auf den Fall follen unfere vorgl. Söhne zur 
Beibringung eines folchen benifieii außerften Fleißes fich 
zu bearbeiten gehalten feyn. Da nun über Hoffnung bei 
Erlangung alfoldyen beneficii ſich noch etwas vermeilen, 
und er Hang Heinrich bei meines Wilhelmen von Neffels 
raedt Leben nicht providirt werden mögte, follen ihn big 
daran nach meinem tödlichen Abfall, und wann meine 
liebe Ehegemahlinn fi von den Kindern abfondern und 
die Hertenſchen Leibzucht anfangen wird, von unfern 
weltlichen Standsſoͤhnen jaͤhrlich's, damit er feinem Her 
fommen nad ſich inmittels ehrlich unterhalten koͤnne, 
zweihundert Meichsthaler zugelegt und unfehlbar verrich: 
tet werden, alsbald er aber zur Perception der geiftlichen 
Gefellen gerathen wird, folle gedachte unfere Söhne ihm 
Hans Heinridy zu und neben feinem ana kg Einfom: 
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men nur die Halbfcheid, nemlich einhundert Reichsthaler 
jährlich’8 verrichten oder an gewiſſen Dertern zu erheben 
anmeifen. 

Da fih auch zutragen möchte, daß gedbachter unfer 
Sohn Hang Heinrich zum geiftlichen Stande fidy nicht 
wuͤrde bequemen fünnen, follen ihm die obgl. zweihun⸗ 
dert Reichsthaler fein Kebenlang aus fichern Unterpfänden 

er se jährlich’8 zu empfangen, von unfern Göhnen ver: 

Shrleben werden, dergefialt aber, daß nach feinem toͤdt⸗ 
lichen Hinſcheiden alſolche jährlich’8 ihm zugelegte und 
verfchriebene Rente obgl. unfern Söhnen oder ihren Er; 
ben wiederum zu und beimfallen follen. 

Wenn dann wir ed obgefegter Maßen mit unfern 
Söhnen gehalten haben wollen, und unfere drei Töchter, 
toie oben angezogen, mit fichern Pfennigen auszufteuern 
entfchloffen, und vielleicht wir Eheleute Beide oder ein 
unferer Töchter einer oder aller Beftattungs: Tag (welches 
alles bei dem Allmächtigen fteht) mit erleben mögten; fo 
mollen wir und verordnen biemit, daß unfere zur Suc— 
ceffion unferer Güter destinirte Söhne jede Tochter mit 
neuntaufend Meichsthaler abzumifligen und fonften ihrem 
Stande nad) auszuniften oder anftatt der Ausruͤſtung 
jede mit zweitaufend Neichethaler zu und neben Demjeni: 
gen, was fie von meiner Annen von Rohe habender 
Nüftung zu gewarten haben mögen, abzufinden, an und 
auf fich nehmen folen. Deromegen dann auch dieſelben 
Töchter, wann fie mit unfer oder unferer Söhne und de; 
ren Verwandten und Freunden guten Rath und Willen 
verheiratet und der Ausrüftung halber contentirt, von den 
fämmtlichen elterlichen gereiden und ungereiden Gütern 
abgegütet, verziegene Töchter feyn und bleiben, fich auch 
daran ganz Feiner Forderung mehr anmaßen follen. 

Als lange aber deren Töchter eine oder mehrere uns 
verbeirathet bleiben mogten, der oder denfelben follen einer 
jeglichen jährlicy’8 einhundert Neichsthaler, als lange ich 
Anna von Lohe im Leben und fie bei mir mit Speig und 
Trank verpflegen werden, foniten aber da ich (welches 
doch der Allmächtige noch lange mit Gnaden abwenden 
wolle) mit Tod abgehen wuͤrden, und fie alfo der Ber: 
pflegung länger nicht genießen könnten, anderthalbhundert 
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Reichsthaler jaͤrlich's aus fichern Unterpfänden an ger 
wiſſen Dertern felbft aufzuheben und per se zu empfans 
gen angewieſen werben. | 
auch, wann ber Töchter eine oder alle an 
ihrem Stande und Religion gemäßliche Perfonen mit 
deren Brüdern oder Freunden Rath verfprochen und ver; 
mählet werden follen, algdann die Heilig DBerfchreibun; 
en dahin gerichtet werden mögen, daß Die Erlegung des 
autſchatzes auf fo viel möglich trägliche Terminen ges 
feget, und daß man zu deffen Entrichtung zum Zeil oder 
zumal nicht gebalten fein folle, bis der Allmächtige der 
verbeiratheren Tochter einen ehlichen Leibserben befcheret, 
fonften bis daran jedes hundert mit fünfen verzinſet und 
verpenfionirt werden ſolle. 

Und weilen auch nötig fein wolle auf bie künftige 
Sterbfälle zur Vorbauung aller Mißverftändniße und ln» 
einigkeiten eine gewiße Verordnung zu machen; fo wollen 
wir ed nachfolgender Geftalt damit gehalten haben, und 
erftlich da nach gebrochenem unfern Ehebett unferer welt: 
lihen Söhne einer oder anderer ohne eheliche bleibende 
Leibederben oder Aufrichtung eines Teſtaments Tods ver: 
fahren würden, follen die ihm oder ihnen Kraft dieſer 
Disposition zugeftandene Erbgüter von einem weltlichen 
Bruder auf dem andern, und in Maugel der weltlichen 
auf die oder denen noch im Leben bleibenden Geiftlichen 
und alfo bid auf den legten fallen und vererben. Und 
ſollen von einem jeglichen folchen Fall, da nämlidy der 
weltlichen Brüder einer oder mehr, wie obfteht, abfterben 
mögten, unſern jüngften Sohn Hans Heinricy (meil auf 
folhen Fall unfer Sohn Mattheig von Neffelraedt. den 
geiklichen Stand zur Fortpflanzung Namens und Stams 
mes verlaffen würde) wie auch einer jeglichen unferer 
Töchter einmal innerhalb Fahrsfrift ein taufend Reiche: 
thaler oder deren gerechte Werdt verrichtet, oder fonften 
aus gewiffen Unterpfaͤnden bis zur Ablöfe zu verpenfionis 
ren verfchrieben werden. 

Da aber unfer dreier Töchter eine oder mehr nach 
gebrochenen unferen Ehebett unverheirathet oder unauss 

‚, oder auch ohne bleibende eheliche Leibeserben 

8 verfahren mögte, folle einem jedem — Sohn, 
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wie auch einer jeglichen Tochter einmal follichen Falle 
halber binnen Fahre fünfhundert Reichsthaler oder deren 
gerecht Werde verrichtet oder aus fichern Unterpfänden 
verfchrieben und bis zur Ablöfe jährlich 8 verpenfionire 
werden. 

Da auch diefer unfer letzter Wille, nicht beftehen 
könnte als ein herlich und zierlich Teftament, fo fol doch 
derfelbe Kraft und Macht haben, als eine Dispositio in- 
ter liberos oder ad pias causas, oder wie ein Codicill, 
darin die Solennitaeten der Rechten nicht fo genaulich 
gehalten noch requirirt twerden, oder wie es fonften nad) 
Beſage gemeiner befchriebener Rechten aufs aller fräftigft 
und beftändigft hätte follen, können oder mögen aufgerichs 
tet und verordnet werden. 

Und wollen ung darneben hierin ausdrüdlich vorbe: 
halten, diefe unfere Verordnung und legten Willen, fo oft 
es und gefällt zu ändern, aufzuheben und davon ab: oder 
gu zuthuen, auch Nebencodicillen aufzurichten. 

Ob dann auch etwa über furg oder lang zu einigen 
Zeiten einiger Streit oder dubium vorfallen mögte, wels 
ches unter unfern Kindern etwa zu Unmillen uud Unfreund⸗ 
lichfeit Urfach geben fünnte, dem durch dieſe unfere Dis- 

osition in futurum nicht genugfam vorgebauet wäre: 
auf den unverhofften Fall ift unfer Wille, Meinung und 
Begehren, daß folhem mit Zuziehung vier oder fünf der 
nächften Freunde vorfommen und die Streitigkeiten oder 
Misverftand in der Güte beigelegt und alfo ſtets Einigs 
feit unter unfern Kindern um deſto mehr erhalten werde. 

Wann dann diefed alles, in maßen obftebt, unfer 
Eheleuten Disposition, Ordnung und endlicher Wille if, 
und daffelbe, wie auch mas wir noch fürterd etwa aus 
bewegenden Urfachen bernächft ordnen, disponiren und 
vermachen werben, alfo ſtets feft und unverbrochen von 
unfern Kindern gehalten haben wollen, und obwohl auch 
wir ung feine andere Gedanfen machen können noch wol⸗ 
len, denn daß unfere Kinder demfelben alfo alles Inhalts 
adlich, Brüder» und Schweſterlich nachfegen, vollziehen 
und als Brüder und Schwefter in aller natürlicher Einig: 
feit mit einander in Leib und Freundfchaft ſich erzeigen 
werden, fo wollen wir gleichwohl in eventum alle Geiſt⸗ 
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und weltliche Obrigkeit, darunter unfere Haufer, Güter 
und Nachlaſſenſchaft in ſammt und ſonders gelegen, hie⸗ 
mit erfüchen und gebeten haben, folche nnfere Disposition, 
wann und wenn. Diefelbe vorgebracht, und um bero Ma- 
nutenenz angefucht wird, gnädig und großgünftig Hand» 
jubaben, und das alles zu verhengen, was zu Abwendung 
aller Ungebühr, fo diefer unferer Disposition zumider feyn 
oder gehandlet werben mochte, gereichen und erfprießlich 
fein kann, und besfalls die Nothdurft erfordert. 


5. 


Dispositio inter liberos des Ernſt Berend 
von Belbräd und feiner Frau Sophie von 
Eill vom 13. Dezember 1638. 


Demnad) in diefen Landen vermöge der Guͤlich und 
Bergiſchen Ritterſchaft habender Privilegien, als aud) 
der Guͤlich und Bergiſchen publicirter Gerichts⸗ und Ne 
fotmations⸗Ordnung heilſamlich und voll verfahren, daß 
die Elteru bei ihrer beider Leben ſonderlich unter denen 
von der Ritterfchaft ſowohl Weiterungen und unnötigen 
Hrocefien, als vergeblichen Unkoſten vorzufommen, zu er: 
baltung Stahm und Nahmeng, wie auch geliebten Fries 
dens, Macht und Gewalt haben, über ihre Gründe und 
Verlaſſenſchaft eine Elterlihe Disposition, Scheid und 
Theilung zwifchen den von ihnen beiden gezielten Kindern 
bei ihrem gefunden Leben zu machen und anzuordnen — 
fo follen unferm Sohn Otto Hendrigen von Velbruͤck 
alfoihe Capital Pfenninge fampt darzu gehörigen und 
verfallenen Intereſſen biemit und in Kraft diefeg, gleich 
wie unfere andere Erbgueder heimb⸗ und anerfallen fein 
und vor Erbgued gehalten werden. — 
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6. 


Heyrathsverſchreibung zwiſchen Degenbarbet 

Bertram Freiherr von Loe, Herr zu Wiſſen und 

Anna Franziska geborene von Neſſelrode zu 
Ehreshoven den 31. Januar 1644. 


In Namen der Aerpeikrn Untheilbaren Dreifaltigkeit 
men. 


Kund und zu wiſſen fei biemit jeder meniglichen, den 
die gegenwärtige Heyrathsverſchreibung zu fehen, oder 
hboöoͤren leſen vorfömmt, daß auf heut dato hierunter ges 
meldet, zum Lob des allmächtigen Gottes, und Ehren 
des Sacramented der heiligen Ehe Mehrheit der Ehriften- 
beit, und Ermeiterung guter Freundfchaft, dutch ſonder⸗ 
bare ungezweifelte Göttlihe Schickung, mit gutem Rath, 
Vormwiffen und Wohlgefallen beiderfeit3 nächfter Blutes 
freunde ein ftäter veſter Heyrath und Eheftiftung zwiſchen 
dem Wohlgeborrien Herrn Degenhardt Bertram Freiberrn 
von Loe Herr zu Wyſſen und onradtsheim, meiland 
Herrn Weſſeln von Loe und Frau Sophie geborner von 

ad, Herrn und Frauen zu Wiſſen und Conradteheim 
hriftfeeliger Gedächniß eheligen einzigen Sohn, als fünf: 
tigen NHochzeiter an einen, und dann Jungfer Annen, 
Sranciscen von Neffelrode Weiland Herrn Adolphen von 
Neffelrode, und Annen Gatharinen, gebornen von Sotera, 
Herrn und Frauen zu Thumb und Ehreshoven, beiden 
Ehriftfeeligen Andenfens Ehelihen Tochter als Fünftige 
Hochzeiterinn am andern Theil nachfolgender Geftalt be: 
thädiget, eingemilliget, abgehandelt und befchloffen ꝛc. 

Dagegen wohlgemeldte Jungfer Anna Ftancisca von 
Neffelrode ꝛc. an ihren zufünftigen Eheherrn Degenhardt 
Bertram Sreiberrn von Loe zu rechter Ehefteuer und 
Brautſchatz einbringen foll aus den Vatter⸗ und Mütter 
lihen Güttern fünf Taufend Goldgulden, jeden zu fünf 
Reichsort gerechnet, Inmaſſen derofelben viel geliebter 
Herr Bruder der bochgeborne Bertram von Neffelrode 
Herr zu Thumb und Ehrishoven, Fürftl. Bergifcher Amts: 
mann zu MWindeck ꝛc. ſolche obfpecificiste Summe ber 
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fünftaufend Goldgulden nach gehaltenem Beylager inner 
balb anderthalben Sjahresfrift famme gebührlicher In⸗ 
tereffe ad 5 pEt. in einer unvertheilter Summe in guter 
gangbarer harter Münze binnen der Stadt Coͤln zu ent: 
richten und zu bezahlen fefliglih angelobet und vers 


Auch ift ferner abgeredet und bemilliget, daß mehr⸗ 
gemeldeten Hochzeiterinne Herr Bruder der ermangelnden 
ablicher Kleidung (weilen felbige zu verfertigen diefe Zeit 
nicht erlitten) fünfhundert Goldgulden bei obgl. Summe 
einmal bar inner anderthalb Jahre binnen Coͤln erlegen fol. 

So if ingleichen . vorbehalten und befchloffen, daß 
auf den Fall da Jungfer Annen Franziffen Schweſter, 
ohne Leibeserben mit Tode abgehen würde, daß dann ihro 
zu Abflattung folchen Sterbfalls einmal für al fünfpun: 
dert Goldgulden gut gemacht und entrichtet werden fol, 
und foll damit obgl. Jungfer Unna Franziefa von Nef 
felrode zu Erhaltung Adelihen Stammes und Namens 
mit gutem Rath, wohlbedachtem Gemuͤth, freiwillig, mit 
feinen Liften bintergangen . werden auf alle vatter⸗ und 
mütterlicye Sterbefälle, tie fie fi) bis dahin zugetragen 
und angefallen, wie auch ſchweſterliche Beifalle und des 
von bem Groß ohne Herrn Bertram von Neffelrode vor 
längft erfallenen aber noch wirklich genoffenen Sterbfall, 
fo dem Herrn von Buisfeld laut dero Frau Mutter fees 
lig Heirathsverſchreibung noch muß abgeftattet werden 
eine gene und auggefteuerte Tochter - fein und vers 
bleiben, biermit geifte und weltlichen Beneficien und 
Rechten wohl wiſſendlich begebent, praecipue inter alia 
minorennitatis deceptionis ultra dimidium, laesionis 
enormissimae, seu Testitutionis in integrum, tie des 
Menſchen Sinn und rechtögelehrter Verſtand oder Inter⸗ 
pretat nie jemals itzt oder lang erdenfen mögen; derowe⸗ 
gen zu mehrer ftätigfeit gleich nad) dem Eheligen Beila- 
ger vor einem ordentlichen Nichter oder Notarien und ges 
zeugen auf Wohlgefallen des Herrn Bruders und Freund: 
ſchaft einen öffentlichen Verzicht in befter beftändigter 
Form Nechtend, wie bei denen von Neſſelrode gebräud): 
liches Herkommen, und fie fonften gebühret, thun und 
kiften, welchen Verzicht alfo zu thun gemeldeter Zreiherr 
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von Loe Hochzeiter Ihrer Jungfer Anna Franziska von 
Neffelrode feiner verfprochenen Ehegemahlin hiermit und 
Kraft diefes gut und wohlbedachlich erftatter und zuges 
laffen mit diefem ausdrücklichen zufag und erklärung: da 
es ſich begebe, daß ſolcher Verzicht ohne oder aus Urs 
fachen, wie die fein möchten an Seiten de8 Herrn Bru⸗ 
ders verzogen, verhindert und ins Werk nicht gebracht 
würde, und werden fönnten fo haben doch obgemeldter 
Degenhardt Bertram Freiherr von Loe, und Jungfer 
Anna Franziska von Neffelrode vor fi) und ihre Erben 
mit gegebener Treue bei wahren Worten Adelichen Ehren 
und Fatholifh Glauben angeſchwornen leibliches Eides 
ftatt nach benennter gegegenwärtiger Freundſchaft anges 
lobt und zugefagt anloben: und zufagen hiermit und fraft 
diefes nicht defto weniger die Bewilligung, daß oftgemel: 
dete Junfer Anna Franziska von Batter, Mutter, Schwes 
fterlichen, wie auch des vor längft erfallenen. von Herrn 
‚Bertram von Neffelrode feeligen Nachlaffenfchaft wie ob: 
gerührt eine auggefteuerte und verziegene Tochter. nun und 
ihrer Erben zum ewigen Tage fein und ‚verbleiben folle, . 
ftetS und feft zu halten, dawider fie.oder ihre Erben uns 
erachtet obgefeßter einiger Falle nach Abfterben der Mut: 
fich zutragen würde, und darumb die Kinder und Erben 
fich) deffen jure proprio annehmen möchten, ohne oder 
mit rechten nimmer mehr zu 'thun noch einiger Weiſe 
fhaffen, daß gethan werben, vorbehaltig jedoch andere 
feith und bei fälle groß oder Elein, wie die Gott und der 
Kirchhoff geben möchten, darin fol gemeldete Jungfer 
Anna ‘Franziska und ihre eheliche Leibserben zu. ihren ges 
bührenden Antheil einen freien Zugang haben, und dieſes 
Verzichts unverhindert vor ſich und ihre eheliche Erben 
zu ihrer anererbten Portion und Antheil ererben und fürs 
cediren. 

Wann, es dann zur ehelichen Beiwohnung kommen 
wird, fo follen beide’ künftige Eheleute ihres beiderfeitd zus 
fammengebrachten Heiraths und ‚deren Gütern, welche fie 
in währender Ehe zuſammen gewinnen, erlangen oder fon» 
ften ererben werden geſammt und freundlich ihrer. gelege⸗ 
ner Notbdurft nad) gebrauchen und nießen; da aber wi- 
der Verhoffen fie fammt oder fonderg, welches der Al: 
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mächtige gnadig verhüten molle, vor dem ehelichen Bei: 
lager Todes verfahren twurden, fol diefe Heirathsberedung 
fraftlos, und null werden und allermaßen, als wäre die 
felbe niemals aufgerichtet und eingegangen, erachtet wer: 
den, fonften nady gebrochenem Ehebett und Todlichen ab» 
fall eines oder beider Fünftigen Eheleuten fol es gehalten 
werden, mie hernach befchriebenermaßen auf ſolche fünf: 
fige Fälle ferner verabfchiedet und befchloffen worden. 
Nemblich da einer von den fünftigen Eheleuten mit 
Hinterlaffung ehelicher aus diefer Ehe gefchaffener Kinder, 
welches der Allmächtige gnaͤdig verleihen und zur Geelig; 
tigkeit fchicken wolle, vor den andern Todg abgehen würde, 
ft allerfeitd verglichen und angenommen, daß alsdann 
der legtlebende, als lang derfelbe in unverrücktem Wittumbs⸗ 
ftuhl verbleiben wird, in allen beiderfeit8 igo angebrach- 
ten Gütern, und was deren anerfallen, geworben und er; 
fpart werden möchte die vollfommentliche leibzüchtige Ge: 
nießung, ohne eine Beſchwerniß oder Veräußerung des 
Eigentbums und Hauptguts haben, gebrauchen, und dars 
aus die Kinder in thriftlicher, römifcher, Fatholifcher und 
apoftolifcher allein feeligmachender Religion, adlichen Ts 
genden und guten Sitten, wie folche® einem getreuen from; 
men Vater oder Mutter gesiemet, und auf pflicyt gott⸗ 
feelig und Adelich erziehen, mit beiderfeitS Freunden und 
Verwandten Rath und Gutachten zum geift« und weltli⸗ 
hen Stand zu gelegener und bequemer Zeit augfteuern, 
jedoch daß die Tochter dem Mannsftamm zu Ehreu und 
Beſten, ald lang berfelbe vorhanden, vermöge des bei dem 
Stamm von oe ftätig werübten und bis dahin unbeeins 
fragten Herbringens auf Gutachten beiderjeits ‚Freund: 
(haft, nad) Gelegenheit der Güter, und Befchaffenheit der 
Zeiten, ſich mit einer dergleichen Heirathsgabe gegen ges 
buͤhrlichen Verzicht unverweigerli abfinden), oder zum 
geiftlihen Stande ausfteuern laffen folle, im Fall aber 
über Verhoffen der Kinder eins oder mehr (welches doch 
Gott gnädig verhüten wolle) fich wider feine Eltern oder 
verordneter Vormuͤnder freventlich aufmerfen, in billigen 
Sachen feine Folge oder Gehorfam leiften, ohne Wiffen 
und Willen feiner Eltern, Bormünder, Freunden und Au: 
verwandten anders als feines Standes gleichen oder aber 
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gar mißheirathen würden, follen folche ungehorfame Kin⸗ 
der, da es einen Eohn aus den elterlichen Gütern und 
ganzer Verlaſſenſchaft allein feine gebührende legitima, 
ba e8 aber eine Tochter fein würde, die Halbftheid desie- 
nigen, was fonften einer Igeborfamen Tochter nad) Ers 
fenntniß der Freunden und Verwandten zugelegt würde, 
und alle übrigen Güter bei den gehorfamen Kindern auf 
maag wie gegenwärtige Heiratheverfchreibung verordnet, 
ganzlich ohne einige Einrede verbleiben. 

Würde aber Gott der Alltmächtige in diefer Ehe Feine 
Söhne, welches man nicht hoffen will, fondern alein 
Töchter geben, und der Herr Hochzeiter nach gebrochenen 
Ehebett in die zweite oder fernere Ehe fchreiten, und 
männliche Erben erwerben, follen alle feinerfeits berrübs 
rende NHerrlichfeiten, Häufer, Höfen nnd Erbgüter mit 
obengedeutem zu den Häufern und Höfen gehörigen Mos 
bilen bei dem Sohne erblich verbleiben, und die Tochter 
erfter Ehe nach Gelegenheit der Güter und Gutachten beis 
derſeits adelicher Sreundfchaft mit einem dergleichen und 
biligem auggefteuert, und damit von den Erbgütern abs 
gegütet werden und fein. 

So gefchehen aufm Haufe Herten Anno Eintaufend 
fechshundert vierzig und vier. Den 31. Januari. 


1. 


Auszug Heyrathsverfchreibung zwiſchen dem 

Freihern Ferdinauden von,der Bongardt Herrn 

zur Heyden und dem Fräulein Mariam Frey» 

fräulein von Neffelrode. zu Herten de Illia 
Martii 1657. 


Demnach hatt erfibemelter Here zu Heyden Hochzeis 
ter mitt gutem Rath und Zuthuen feiner nächften Ans 
verwandten an mehr mohlgemelte feine verfprochene Ge: 
mahlinne zu diefer Ehe an — und zu: wie er auch hie⸗ 
mit thuet am — und zu bringen alle feine Haab und 
Guͤther, als nämlicy das adliche Haug Sees, und Herr⸗ 
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fhaften Heyden Nidder⸗murempter Glyt ſambt deren: 
felben appertinentien Eins und Zubehörigen Ländereyen, 
Buͤſchen, Benden und Meyern mitt daben gelegenen Hoͤ⸗ 
ven und Mühlen und fort allen Güthern fo vom Todt 
feiner vorwöhlgemelter lieben Eiteren fehlig ihme als eins 
jigen Sohn und Erben de Mannsftammes und Nah⸗ 
mens von der Bongardt zur Heyden zugefallen, eigens 
thuͤmlich competiren und zugehörig und hernechft abſon⸗ 
derlich —— werden ſollen ꝛc. darob Er jedoch feine 
zwen lieben Schwefteren Sreyfräulein von der Bongardt 
noch auszufteuern und vermög adlichen Herkommen abs 
zugüthen hatt. 

Dabeneben ift vom künftigen Herren SHHochzeiteren 
mohlgemeltet verhaifchen der Fräulein von Meffelrode 
in Zeit des ehelichen Beyſchlaffs mit einer güldenen 
Ketten und Morgengab ühralten adlichen Brauch ges 
mäß zu verebren, hingegen baben wohlgemelte 
liebe Elteren Fräulein von Neffelröde Ihme 
Herren zur Heyden in diefer Ehe zur heylichſt 
Gabe und rechten Brautfhag viertaufend 
Soldgulden mitzubringen vermwilliget undans 
gelobt, geftatten diefelbe in baaren Pfennigen binnen 
Jahresfriſt, entweder unfehlbarlich zu erlegen oder in miß 
Entſtehung deffen nad) Verlauf eines Jahrs vor all fols 
ches Kapital zu —— tereſſe ein annehmliches ge⸗ 
nugſames Unterpfandt zu ſtellen, dabey denn ferners ges 
thaͤtiget und verbindlich abgeredet, daß wann dieſe Pfen⸗ 
nigen von den lieben Elteren abgelegt, alsdann von Her⸗ 
ren Hochzeiteren wieder angelegt ſollen werden, geſtalten 
daß dero Fräulein ihro Heirathspfennig wohl conservirt 
bleiben und derofelben nächfte Anverwandte vermög fols 
gender Bergleichung uff dem Zuruͤckfall gefichert feyu moͤ⸗ 
gen, derowegen denn auch verfprochen und adgeredet, daß 
fo oft ſich einige Ablöffe zuttagen mürde, folhe Haupt⸗ 
fummen zu jet angeregten Endet wieder angelegt werden, 
und dafür bis fo lange ſolches befchehen in allen fall des 
mohlgemelten Herren Hochzeiterd Erb; und Güthern 
jegige und fünfftige woh die auch zu betreffen fambt und 
— beftergeftalt obligiret und verſiricket bleiben 

ollen. 
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Neben deme wollen wohlgemelte liebe EI: 
teren, daß Fräulein ihro Standt gemäß mit 
Kleidung adlihen Gefhmud, Zierrathb und 
Kleinodien verfehben und ausrüften laffen, vers 
mittelft folcher vorgefeßter. Anglob» und Entrichtung ob⸗ 
gemelter Ehefteuer und Ausrüftung folle und wolle 
mehr wohlgemelte Hochzeiterinne uff Fünftige 
vatter:s und müttferliche und dahero erſtam⸗ 
mende fhmwefterliche zufällige Succession vor 
alle Derofelben Gütbern gereidt»: und unges 
reidtpfandfchaften, Forderungen und actio- 
nes überall nichts davon auggefhieden, wie 
e8 Nahmen haben, oder erdacht werden mögte 
ganz und zumalen renunciiren und verziehen. 

Wie dann beyde fünftige Eheleute famt und ſonders 
Einer mit des anderen Bewilligung wohlbedachtſamlich 
und mit wiffen wohlgepflogenen Rath, nachdem fie von 
der Gütheren Gelegenheit, Einfümbffen und Beſchwer⸗ 
nüffen genügfam berichtet, hiemit und fraft dieſes bey 
adlichen Ehren, anftatt eines leiblichen ausgeſchwohrnen 
Endes in aller beften Form und Wenfe, wie ſolches zu 
Mecht befchehen möchte, zu Behuf und Vortheil ihro Hochs 
geiterinnen einzigen lieben Bruders Franzen Freyherren 
von Neffelrode den Stamm und Nahmen zu erhalten uff 
alle wegen Vatter und Mutter, auch dero berrührende 
Schweſierliche Succession und Güther renuneciiren und 
verziehen: tbuen vor ſich und ihre Erben, alfo und der» 
geftalt, daß dafern ihrer Hochzeiterinnen liebe 
Schmwefteren Eine ohne Leibs:Erben ihrer lies . 
ben Elteren mitt Todt abgeben, oder zum geiſt— 
lichen Standt eintretten und alfo diefer Welt 
verfterben würden, ihro alsdann von dero eins 
zigen Herren Brudern wegen einer ieden lies 
ben Schwefter tödlichen Abgang ober Eintret— 
tung zum geiftlihen Stande fünfhundert Gold» 
gülden gegeben werben folle. 

Da aber Gott der allermäcdhtig aus feinem 
unmwandelbaren Willen (der doch ſolches ver. 
hoffentlich abwenden undverbüthen wolle) ob; 
wohlgemelten ihro Herren Vater und Bruder 


173 


ohne bleibenden männlichen Erben und Nach— 
tömmlingen durch den zeitlichen Todt, (wie 
denn ohne beffändige disposition) dabey doc 
in ſolchem unverhoften Fall der Hochzeiterin 
ihro kindliches Antheil oder ihr legitima frey 
vorbehalten, und mit Feiner disposition be; 
firicfet oder behaft werden folle, abforberen 
würde, fich der gebührenden Succession und 
fhmwefterlihenBeyfällen,fo fidy zut ragen möch— 
ten, ausdruͤcklich als dießfalls eine unverzie— 
bene Tochter aus: und vorbehalten haben 
wolle, alfo daß Ddiefer Verzicht davon im ge 
ringfien nicht hinderlich feyn, oder bey vers 
boffentlih fo nicht zugetragenen Zufall un: 
widerruflid gehalten werben, wie Dann beyde 
fünftige. Eheleuthe bey geleiften adlichen und leiblichen 
Endet mit Verpfändung aller ihrer Erben jetzigen und 
fünftigen Sütheren, feftiglich verfprechen, dieſes alles ftäth 
und feft zu halten, und dagegen nichts zu thuen, noch ges 
fiatten gethaen zu werden auch auf der lieben Elteren oder 
des lieben Bruders Anfuchen auf allen Enden und Dr: 
then, da fich das.gebühren möchte, ferneren noͤthigen Ber 
sicht, in aller beftändigfien Rechtsform zu thuen und zu 
leiften, mitt dem Anhang, da gleich fein ferner Verzicht 
geleiftet oder gefordert mürde, daß nicht deſto meniger 
dDiefer Verzicht vor ihnen und Ihren Erben auch jure pro- 
prio, fo die Erben darom hernechſt praetendiren moͤch⸗ 
ten oder fünnten, fräftig und bündig feyn und davor ge: 
halten werden folle. 

Wie dan fie fambt und fonders ſich hiermit eidlich 
begeben und verziehen uff alle Einreden und Zuflucht, fo 
einiges feines hierwieder vorgefchüßet möchten merden, 
alles unter den Clausulen, fo zu End diefes Briefs zu 
Belt: und Steethaltung aller diefer Handlungen audges 
brücket werden ıc. 

Geloben und verfprechen demnady bei wahren adlis 
hen Ehren und mitt handgegebener Treu anſtatt und in 
Kraft leiblichen ausgefhwornen Eyds vor und unferen 
Erben und Nachkommen, in foviel diefelbe in diefer re 
nuncüirten Erbfchaft auch jure proprio einigen Ginneg, 
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oder fonften berechtiget feyn mögen, alte und jebe vuͤr⸗ 
fehriebene puncten und artieulen allen ihren Inhalts 
fteet, veft und unverbrüchlich zu halten, damwider nimmers 
mehr zu thuen, noch fchaffen oder geftatten gethan zu 
werben, heimlich) oder offentlic), fonderu dieweil alles, 
was allhier begriffen beederfeits Freunde alfo billig bes 
funden, und wir nach genugfamen eingenommenen Bes 
sicht, gebabten Bedenken und gepflogenen Rath alfo vor 
ung unferen Erben und Nachkommen eingang bemilliget, 
befchloffen und verglichen haben; fo wollen wir daß alles 
was dagegen in einigen punct von dem Eins oder ande- 
ren folle attentirt vorgenommen, oder gehandelt werden, 
in fi ipso facto nidhtig und fraftloß ſeyn folle mitt 
mwohlbedächtlicher Verziehung und Begebung aller bene- 
ficien Einred und Ausflüchten, fo dagegen ung oder uns 
feren Erben einigen Sing zu flatten kommen mögten, ſon⸗ 
derlich auf das behilff legitimao seu ejus supplementi, 
deceptionig ultra dimidium, vel etiam laesionis enor- 
missimae, Erroris, metus etiam reverentialis, minoren- 
nitatis restitutionis in integrum ex quacungque causa, 
absolutionis a juramento, und wie es fonften Nahmen 
haben, oder erdacht werden mögte, da wir über alles zu⸗ 
vorn genügfam berichtiget, hiergegen im geringften nicht 
wollen gebrauchen nachlaffen oder geſtatten gebrauchet zu 
werden, ohne Gepferde und Arglift. 


m 
Mechfelfeitiges Teftament des Sreiberrn Des 
———— Bertram von Loe von Wyſſen und 


einer Ehefrau Anna Franziska von Neſſel— 
rode vom 6. Januar 1678. 


—— — — 


2) ten tweeden soo begere hier mede dat myne 
lieve Ehevrauws oft Gemaele sal bleyven in de Re- 
eringe ende beset vant huys ende alle Goedern ge- 
* wy nu de selve besitten ende genieten, so lanck 
als sy sal leven, mit obligatie nochtans dat sy sal 
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sorge draegen voor de Kendern ende allermest voor | 
de minderjaerige dat sy moogen opgebracht werden 
in de cehristelycke roomsche apostolysche Religie ende 
vrees (odts dat h. 

ö) ten derden, Mynen Outsten Sohn Bertram 
Wessel aengesien dat hy heeft gelieven vrywillich 
in faveuv van de familie en Stamme over te geven 
jns primogeniturae in myne handen, soo ist dat my- 
nen Wille inde outerste Meyninge is, dat sal hebben 
de goedern ende Ritterlyck Huys Conratsheim met 
het geene dat wy daer by hebben geacquirirt, gele- 
gen int-het Stifft Ceulen soo nochtans dat sy wede- 
rem sollen keeren naer syne afflywicheyt aen het 
stammmhuys, voorders sal verbonden sylı nyt de voor- 
schevene goeden te geyen twee hondert ducatons aen 
syue twee Broeders Mathias ende Joannes Adolf, 
verstaende aen Elck int besondere twee hondert, sal 
aen den salven Bertram Wessel vrystaen syne Broe- 
ders af te ınaeken het capitale met geldt oft Gronden 
van Erven, waer van de twee Broeders salle hebben 
lieber dispositie. 

4) ten vierden, onse sohn Philipp Christoffe 
Haer von Mheer sal hebben het Huys Wessen met 
alle ap-ende dependentien bestande in Erfgoeden, 
leenen, lyfgewens, bos, Meulens ets ende sal sich 
qualificiren moegen om te comen op de Verguede- 
ringe van de Ridelerschappen. Waer tegen sal ge- 
halden syn. syne (fünf) Susters ta halden op hat huys 
Wissen ende geven beven Alimentatie aen elck hon- 
dert vyftig juerlicks ende soo het geviele, dat jewand 
quame te trawen, sal schuldigt syn aen die te geven 
vier duysent Rycksdahler eens, waer mede sal van de 
selve out last voerden, waer heb by aldien dat quame 
te trawen op Andere plaetsen, geseparierr van Gans 
Broeder den heer van Mheer, sullen alsdan moegen 

enieten den interest van de voorgedachten vier 
——— Rycksdahler waer van sullen ock hebben vry. 
dispositie, betrouweande ende beveleode, dat sy het 
Huys sullen genegen syn, en hua goedern nit sullen 
alieneren aen Vrembilen; het sal Philipp Christoffel 
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ousen soon vrystaean aen syne susters fe voldoen het 
Capitael in gelde, ofte wel in groenden van Erven, 
ende ist dat Godt de genade geeft van te voesten 
jemandt van onse Kindern tot een geestplyck Cloo- 
sterlyck Leeven die sal siste eontenteren ende piet 
meer pretenderer moegen als daer toe nooldig ist vol- 
gens gebruick van het selve Clooster, ‚voorders sal 
Philipp Christoffel trachten syn Broeders end susters 
die noch niet versten en syn, te helpen tot geeste- 
lyeks beneficien oft Cloosters volgens hune Vocatie 
ende goddelycke insponcke. Voorders Philipp Christ, 
sal genieten alle Voordeelen ende renten, wat aen 
ous noch te betaelen staet van jemanden, waer tegen 
sal staen tot synen last alle Schalden. 

5) ten vyften, onsen Solın Frederic Willem Dom- 
heer van Trier sal hebben voor syn Erfdue het ade- 
Iyck Huys gelegen tot Wetten met alle de Goeden 
etc. sal nyt de voorschreven goedery quam jaerlycks 
aen Carel Goddepordt ende Willem Ahrenhoud syne 
twee Broeders, elck twee hondert Ducatons, sal aen 
den voormelden Domheer vrystaen het Capital met 
gelt of met Gronden van krven te betaelen, waer 
van de twee Broeders sullen hebben libere disposi- 
tie de goederen voorschreven te outfangen van Fre- 
derick Willem sullen widerum keeren ad stipitem oft 
stammhuys. Dese vorschreven dispositie sal alleen 
syn effect sortern ende Cracht hebheu naer onse 
beyde Affiyvicheit, also ick myne lieve Vrauwe laeıf 
in volle beset van alle Goedern, tot het. Eynde haers 
levens, waer het Sacken dat het geviele dat ter van 
ouse Kinderen jemand quaume te trawen tegen den 
Wille van Vader oft juoeder ende hunne qualityd 
tot merklyck naedeel van onse Eerlycke familie ende 
goeden naeme, sal moeten te vreden syn en sich con- 
tenteren met hei geene den lanckleuende van ons 
beyde met goeden raed van naeste Vrindem hem sal 
toe leggen. 


9, Ehe: 
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9, 


Eheſtiftung zwiſchen den Freiberrn von Loe und 
der Freyin von — vom 7. Septem— 
er 


Im Nahmen der h unzertheilten Dreifaltigkeit, Got: 
tes Vaters, Sohnes und h. Geiſtes Amen. 

Kund und zu wiſſen ſeie hiermit jedermenniglich, daß 
zu mehrer Ehre Gottes, Mehrung und Fortpflanzung des 
menſchlichen Geſchlechts, guter Vertrewlichkeit und Freund⸗ 
ſchaft, mit gehabten reifen Rath, wohlbedacht ſamblich ein 
ſteet, veſter und unverbruͤchlicher Heyrath, Eheberedung 
und Gemahlſchaft eingegangen und beſchloſſen fein, zwi⸗ 
fen dem body: und mwohlgeborenen Herren Philips Chri: 
Roffelen Freiherrn von Meer, deftgleihfalls hoch: und 
wohlgeborenen Herren Degenharden Bertramen Den 
von Lohe Herren zu Wiflen, Cammersheim und Bebler, 
Sr. Ehurfürftl. Durchlaucht zu Brandenburg Kammer: 
berren und Frawen Anna Francisca gebohrener Freifra⸗ 
wen von Meffelred zu Erreshoven ehelich mit einander 
gezielten Sohns, als hochzeiter ahn einem und der auch 
body » und wohlgebohrenen Fräulein Anna Maria The 
refia von Winfelhaufen Freiinen zu Winfelhaufen, Cal⸗ 
cum, Morp und Merlo deren meiland auch hoch und 
wohlgeborenen Herren Ludgeren Freyberrn von und zur 
Winfelhaufen, Herren zw Calcum, Morp und Merlo, 
Fürftl. Pfalz⸗Newburgiſchen geheimen Raths, Kammers 
berren, Bergiſch Marichalten und Amtmannen zu Hars 
felswagen und Börnefeld und Frawen Maria Agnes, 

frawen von Cortenbach zu Helmund, gezielten eher 
lichen Tochter, Fraͤwlein Hochzeiterinn am anderentheil. 

Dergeftalt zum erften, daß der Hochzeiter die Frew⸗ 
lein Hochzeiterin den Freiherrn Hochzeiter respt. eine den 
andern zum ehelichen herzlieben Gemahl und Gemahlin 
nehmen und behalten, auch einer dem anderen alle Ehes 
liche Trew und Liebe die Tag ihres Lebens bezeigen, auch 
ſolche Ehe chrififarholifchem Brauch nach ——— ſo 
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ſollen und wollen, worzu der allmechtige Gott feinen milt 
reichen Segen gnäbdigleich verleihen wolle. 
F Zum andern will Freiherr Hochzeiter zu dieſer bes 
vorftehenden Ehe, fie beide und ihre verhoffte Erben wol 
zu pflegen und zu halten, einbringen in donationem 
ropter nuptias daß adelihe Sig und Herrfchaft Meer, 
odann auch die Herrfchaften S. Mertens Voren und 
Abel, auch fonften alle übrige Güter, fo auf den Frhrrl. 
Bräutigam von den hoch» und wohlgeborenen Sthrn. 
N durch teftamentatifche Dispofition kom⸗ 
en feine. = 
Dritten thuhet des Frhrl. Hochzeiters Frhrr. Bas 
ter demſelben in donationem propter nuptias mitgeben 


den adlichen Ritterſitz Commersheim mit allem feinen 


Zubeher und Appertinentien, alſo daß der Frhrrl. Hoch» 
zeiter und Frewelin Hochzeiterinne ſchon die darab kuͤnf⸗ 
tig Martini erfallenden Fruͤchten und Gefaͤll, nichts davon 
ab noch ausgeſcheiden genießen ſollen und gleichwie der 
Freiherr Vater und Fraw Mutter * Frhrr. — 
jeiter,. als ihren Succeſſoren in den Namen und Erbguͤ⸗ 
teren unter anderen ihren lieben Soͤhnen ausgeſehen, als 
ſolle es damit nach beider Eltern Doet (welches der grund⸗ 

uͤtige Gott noch lange Jahren gnaͤdiglich abwenden wolle) 

ergeſtalt als des Fchrri. Vatteren Teſtament anweiſen 
wird gehalten werden. | 

Dagegen wolle pro 4to bie Frewlein Hochzeiterinn 
dem Frhrrl. Hochzeiter in dotem geben und in diefe Ehe 
mit bringen, ihre quotam filialem aller ihrer väterlicher, 
müfterlicher und fonften fowohl anerfallener als auch ans» 
erfallender und per testamenta vermachter Erbgueter. 

Da nuhn fünftens nach Willen Gottes des Almäch» 
tigen der Here Hochzeiter vor der Frewlein Hochzeiterinne 
mit Ninterlaffung auß diefer Ehe gefchaffener Kinder, mit 
Doet abgehen mürde, alsdann folle Eingangegemeldte 
Frewlein Hochzeiterinn, fo lange diefelbe in dem Wittib⸗ 
Rand unverheirathet figen bleiben würde, die obige Leib» 
jucht der von dem Frhr. Hochzeiter in dieſer Ehe gebrach» 
ter Gueter genißen, die Kinder ihren adlichen Stand ges 
meß in der römifch«katholifchen Religion erziehen, aud) 
ju gelegenen Zeiten in Geift und weltlichen Stand, auf 
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Einrathen und Gutbefinden allerfeitd negfier Freund und 
Berwandten, auszuſteuern. 

Sollte aber vors fechste die Frewlein Hochzeiterinn 
folchenfalls zur anderen Ehe fehreiten, als dann folle ihre 
aus obgl. des Frhrr. Hochzeiterd eingebrachten Gueteren 
ein gewiſſes jährlicyes deputat von 250 Rthlr. ad dies 
vitae gegeben und davor genugfame Kaution geftellt 
werden. 

Dabeneben folle pro Tmo Frewlein Hochzeiterinn 
Macht und Gewalt haben, aus ihrem Brautfchaß ein 
Drittentheil in ſolche zmeite Ehe zu bringen, die übrige 
zwei Drittheil aber follen den Kindern aus diefer Ehe 
verbleiben, welchen vor der anderen Vermählung aus beis 
derſeits negfien Anverwandten Bormünder angeordnet 
und denfelben vermög der Ordnung ein richfiges Inven⸗ 
farium aller vorräthigen aueter neben denen auf bie elters 
liche gueter fprechenden Siegel und Brief zugeftellt wer⸗ 
den folle. 

Wan aud) vord 8 die Frewlein Hochzeiterinn, mit 
Hinderlaffung aus bdiefer Ehe gezielter Kinder vor dem 
Herrn Hochzeiter diefe Welt fegnen würde, alsdan folle 
derfelb gleichfalls die Kinder mit der Mömifch- Catholis 
fcher Religion ſtandmaͤßig erziehen, auch wie obgl. ſich in 
Ausſteuerung ber Kinder verhalten. | | 

Deggleichen folle vord Neunte in folhem Fall dem⸗ 
felben frenfiehen von feinen eingebrachten gueteren neben 
den gereiden ein Drittentheil in die zweite Ehe, ob er 
wolle, einzubringen und es alsdann auch mit Anordnung 
der Bormünder, Aufrichtung des Inventarii und Auglies 
fernng der Siegell und Brief gehalten werden, wie bie 
oben auf den Verabfterbungsfall der Frewlein Hochzeites 
rin. praecavirt iſt. | 

Da aber vors zehnte, welches Gott der Allmächtige 
verhüte, dieſe Ehe ohne Hinterlaſſung Ehelicher Leibs— 
Erben aufgelöfet und der Frhr. Hochzeiter verabſterben 
roüurde, alsdann iſt verabredet, daß die Frewlein Hochzei⸗ 
terin, ſo lang Sie in den unverruckten Wittibſtand ver⸗ 
bleibt, neben den gereiden gueteren — 700 Rthlr. 
ad dies vitae haben, und che aus Denen gueteren zu 
weichen ſchuldig genugfame Eaution ——— ſolle. 
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Sollte diefelbe fi) aber vors AAte mwiederverheirathen, 
alsdann folle ihr die Leibzucht von 250 Rthlr. ihr leben, 
lang verbleiben, nad) derfelben Doet aber diefe zweyhon⸗ 
dert- fünfzig Thaler, wieder an die negfien Anverwands 
ten, daher fie fomben, zurückfallen. 

Ä Hingegen vors 12te folle auf den Fall dahe feine 
Kinder vorhanden, und die Frewlein hochzeiterin verfiers 
ben würde, der Frhr. Hochzeiter den eingebrachten Hei— 
ratb8- Pfenning und Brautfhaß behalten, nad) feinem 
Doet aber felbiger wiederumb ahn die negfte Freund und 
Verwandten der Frewlein Hochzeiterin gurückfterben. End: 
lid) zum 13ten folle beiden Eheleuthen frey und bevor: 
Beben ſich unter einander zu beneficiiren und zu bes 
gaben. 

In allen übrigen Punften und Fällen, welche in dies 
fer Heuratbhe : Verabredung‘ abfonderlich mit verfehen, folle 
es nach bergebrachten Brauch zwifchen denen vom Adell, 
und Lande: Drdnung gehalten, und auf unverhofften Fall 
entfiehender Mißverftands und GStreitigfeit, jederzeit da⸗ 
bin getrachtet werden, wie Diefelbe mit Zuziehung frieds 
liebender adlicher Verwandten ohne mweitläufige NRechtfers 
tigung beigelegt werden möge. 

So geſchehen Düffeldof den 7. Thris 1678. 


(L.S.) Philipp Ehriftof (L.S.) Anna Maria Therefia 
Baron de Loe. Baronne de Winfelhaufen. 
dit Imſteuraedt 
(L.S.) D. B. Schr. v.L0e Marie T. Baronne de Win: 
H. zu Wiffen. felhaufen. | 
(L. S.) 9. T. von Loe 
geb. v. Neffelrodt. 
(L. S.) Ar. Schr. v. Wachtendond. 
(L. S.) Bretram Weſſel Srhre. von (1. S.) P. Ehriftian 
Loe T. O. R. und Comthur zu Schrr. von Spee. 
| Beckevoort. 
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10. 


Ehepacten gzwifhen dem Freihberrn Johann 

Ludwig von Franfenftein und dem Fräulein 

Anna Magdalena von Breidtbad su Bürris, 
beim d. d. Bürrigsheim den 1. Juli 1685. 


— — Auf folhe Ehe: oder Augfteuer (3000 Franff. 
Gulden) hat fie, Fräulein Anna Magdalena, aus ſchwe— 
fterlicher Liebe und Treue Ihren Brüdern zum Beften vor 
ſich und ihre Erben mit Willen und Willen ihres künftis 
gen Ehegemahld vor dem erforderten Ordinario oder No- 
tario und beiderfeitd Adelicher Freundfchaft nach beſtaͤndig⸗ 
fier Form Rechtens oder Gewohnheit und Adelichen Ges. 
brauch einen leiblichen Verzigt auf alle väterliche und muͤt⸗ 
terliche wie auch Brüder» und Schweſterliche Güter zur 
Erhaltung Mannftammens und Nahmens zu thun vers 
williget, und im Fall gleichwohl ſolcher Verzigt nicht ale: 
bald leiblich gefchehen werde, fo fol Sie, Fräulein Anna 
Magdalena nicht defio weniger an obfpeficirten allen Erb» 
fchaften eine verjiehene Tochter feyn und bleiben, ald wenn 
fie folchen Verzicht in befter Form geleiftet Härte, twie auch 
derfelbe durch Berfiegel: und Unterfchreibung diefer Heu⸗ 
rathsabrede aljo zum kraͤftigſten und beſten beſtaͤttigt, als 
geſchehen ſeyn ſolle. Truͤge ſich aber zu, daß Ihrer 
Fraͤulein Anna Magdalena Bruder all mit Todt abgin⸗ 
gen und keine Kinder Mannſtammes hinterließen oder da 
fie deren gehabt, welche auch ohne Leibs-Erben geftorben 
wären, auf den Fall follen fie, Fräulein Anna Magda: 
lena, oder ihre eheliche Leibe; Erben eine unverziehene 
Tochter feyn, fondern fie und ihre eheliche Kinder mit 
und neben ihren anderen Gefchwiftern oder deren Kindern 
auch Nbfterben ihrer Brüder oder derofelben abgeftorbenen 
ebelihen Manngerben zu gleicher Theilung ihrer Elterli— 
chen Güter gelefen werden. So will au Herr und 
Srau von Breidtbach, der Hochzeiterin Eltern, dieſelbe 
mit adeliger Kleidung und gebührenden Geichmuck ver: 
fehen und augrüften, gleicy folches ihrem Stand und der 
Ehe gemäß ſeyn wird. — — Kerr Dochzeiter will ſeiner 
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gukünftigen Ehegemahlin zum Erfien ehelichen Beylager 
800 Gulden erlegen und deswegen feinen Hof zu Uns 
ternheim verlegen zur Morgengabe, folcyes für freye Mors 
gengaberecht fich zu gebrauchen. 

— — Da etwann Herr Hochzeiter zur zweiten oder 
anderweiten Ehe fchreiten und daraus auch ebeliche Leis 
bes: Erben erregen werden, ift abgeredet, daß alsdann 
Erfter und Zweiter Ehe Söhne in der väterlichen Erbs 
fchaft zugleich in capita succediren und alfo das Väter 
liche halber Einkundfchaft gemacht, jedoch dem älteften 
aus erfter Ehe erzielten Sohn die Wahl und option der 
adelichen Sig und Häufer, vermiß daß den andern gleich». 
gültige Erftattung gefchehe, vorbehalten fein und binges 
gen die Töchter, fo deren aus erfier Ehe vorhanden, aug 

fagter väterlicher Erb» und Verlaflenfchaft dem adelichen 
Herfommen nach gefammter Hand gebührend auszus 
ftenern verpflicht und verbunden fein, dag mütterliche aber 
an jedem Orte für mütterlic) und als Special in deren 
Affekt jeder feiner Ehefinder vor abgelefen und ungefhmäs 
lert abgefolgt werden ſolle. Wobei denn ferner abgeres 
Det und verglichen worden, dba von denen Kindern eines 
oft mehr ohne Leibe: Erben abgehen würde, das nicht 
Mater oder Mutter, Anherr oder Anfrau felbige Erben, 
fondern ein Kind dem andern und alfo einander Succedi- 
ren und das leßtlebende auch ohne eheliche Erben vers 
ftirbt, alsdann das letztlebende den Befiß und Leibzuche 
aller Berlaffenfchaft haben und genießen nach Abfterberz 
aber jedes auf Seiten, da e8 herkommen zurückfallen fol. 


11. 


Dispofttion gwifhen Franz Freiberrn von 

Neffelrode zu Trahhenberg zum Stein, Ehrens 

fein, und Anna Marie Freifrau von Neffels 

rode geb. Sreyin von Wylih und Richolt, d. 
d. Köln, den A. Auguft 1696. 


Wir — — Eheleuthe thun fund — daß nachdem 
ber allmechtige Gott ung mit 15 Kindern gnediglich ges 
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feegnet, davon noch zwei fühne und 5 Döchter In Leben 

feynd, wir alfo einmüthig entfchloffen, gleichtwie wir vor» 

läufig ben 18. September 1678 gethan hätten, nachfols 

gende befländige Ordnung und dispositionem inter libe- 

ros zu machen, wie es nad) unfer einem oder beider Tödts 

lichen abgang mit unfer Kinder Perfonen, zeitlichen Gütern 
und alleinigen Verlaſſenſchafts⸗Succeſſion unter denfel: 
.ben und von jedermänniglich follen gehalten werden — 
Was nun die Erbeinfegung betrifft, weil meines Vatteren 
und meiner Mutter alleinige Verlaffenfchaft auf mich und 
meine fünf Schweftern nach deren gemeinen Mechten in 
6 Theile gefallen - fein werde, wohlgedachse: meine Schwe⸗ 
; da fie wahrgenommen, daß unerachtet von 

dem jahre 1442 bis hiehin Feine Theilung zwifchen denen 
Söhnen: des Haufes und Herrfchaft Stein gehalten fein, 
ausgeuchmen daß mein Großvatter mit feinem Bruder 
und mein Vatter mit den feinen, deflen Söhne audy uns 
längft unter fich folhe Theilung wieder gemacht haben, 
daß wenn ſolches fo fortgeben folte, das Neſſelrodtſche 
uralte vor 900 Fahren ohne Ruhm zu melden, Gottlob 
ziemlich beſtandenes Ritterliches- und Staatsgeſchlecht 
nothwendig von Mittelen kommen und zu Grund gehen 
muͤſſen, aus einer genereuſen loͤblichen Intention Ihre 
Familie zu conſerviren, alle fünf ſowohl den aͤlteſten in 
ihrer Heyraths⸗Verſchreibung als den 4 andern, fo den 
geiftlichen ftand angetretten in ihren renuntiationibus ihr 
ganges Erbrecht und Kindestheil aus denen väterlichen 
— auch mütterlihen — nur als ihren eingigen Brübderen 
und in Eonfideration des darahn haftenden Mannsftamms 
erblich gegeben — auch ein beftändiges fideicommiss auf; 
gerichtet haben. — Setzen derohalben in jegtgedachte fünf 
Erbſchaftsportionen zu unfern wahren einzigen und Unis 
derfals Erben unfern ältefien Sohn laut Anno 1694 im 

Tbri darüber aufgerichteten, von und appro> 

birten und in diefer unferer elterlihen Dis» 

pofition aufs neue beftättigten Ehepacten 

alfo dergeftalt, daß derfelbe fein Lebtag, nad) feinem Todt 

aber der älteften aus deſſen Fünftigen Söhnen um jeder, 

jeit wieder deren ältefie Söhne, fo find ſtands- und hoc). 

ſtiftsmaͤßig verheirathen, fonften aber von deren folgende 


184 


Brüder von nun an bis zu ewigen Tagen — nußen und 
genießen follen. 


12, 


Auszug aus dem Ehevertrag zwifhen Hang 
von der Rede zu Eurl und Anna von Balbrücd 
vom 15. Febr. 1700. 


— — Hiegegen bat vermelte Junfer Anna zu ihrem 
Kindrheil und Morgengabe mitzubringen gelobt und vers 
fprochen 3000 Rthlr. an gutem harten Payement — fo 
ihr — fonderbar mit ihrem Vattern und Brüdern Ber: 
gleihung vor ihr Kindeheil zugeordnet feint. Mit ſolcher 
obgefchriebener Hylichsſteuerren und Mitgabe folle fie 
Anna ſambt ihrem künftigen Ehegemahl zufrieden fein auff.. 
alle väterliche und mütterliche Gütter Gereide und Unges 
reide verzieherte und von demfelbeu nichts weiteres fordern, 
fondern biemit wiffentlich Kraft diefer Heyraths-Bere⸗ 
dung verziehen fein und pleiben. ; 


19. 


Auszug aus dem Ehevertrage bes Ernfi Ste: 
pban Eynatten und Marie Elifaberhb von Ho; 
rion vom 28, Febr. 1706. 


Item du cöte de la Demoiselle future &pouse as- 
sistee de ses sudits pere et mere est appori&e une 
somme de eing mille &cus; au moyen de la susditte 
somme de meme que le seigneur futur epoux renonce 
de bonne foi et sur leurs paroles d’honneur à tous 
les biens tant paternels que maternels voire que tel 
renom ne poura &ire entendu à aucune succession 
eollaterale. 

— — Non obstant tout que les dits futurs con- 
joints auront le pouvoir de se beneficier mutuellement 
par testament, donation ou aufrement et de faire le - 
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partage de leurs biens entre leurs enfans, 
selon qu'ils le trouveront ä propos. 


14. 


Auszug aus dem Ehe-Kontraft der Adriana 

Wilhelmina Freyin Wolff Metternih zur 

Gracht mit Ehriftopher Heinrich Freyhern von 

Raesfeldt zu DOftendorff d. d. Abaufen den 
27. Dcetober 1708. 


Auf welche Anlobung und Verrichtung obgebachter 
Ehefteror und Ausrüftung will die Sreylein Anna Adriana 
MWilhelmina aus gutem wollbedachten gemüth — 
mit keiner Liſt hintergangen noch forcht befangen Behueff 
ihres lieben Herren Vatteren auff jetzige und zukuͤnfftige 
Vaͤtterliche und zu deßen Handen vor dato gekommene 
Muͤtterliche gereide und ungereide guͤter, pfandtſchafften, 
Forderungen, Renthen und errungenſchafften, auch was 
der Frewlein Braut aus einem und anderen legato, oder 
fonften einigerleyweiße Zufommen mögte, nichts davon 
ab noch ausgefchieden, mie ſolches nahmen habe, gang 
und zumahlen renuncyren und verziehen, wiedan mohls 
gedachte Freylin Hochzeiterin mit mwohlgenanntl. Herrn 
Hochzeiteren fambt und fonders einer mit ded andern 
Willen wie obgemelt nad) examination des Vaͤtterlich⸗ 
und Mütterlichen Status auch woll errinnert, biemit und 
in Kraft dieſes bey ihren Adelichen Ehren, wahren Wors 
ten und Verrmittels eines leiblich außgeſchwohren aydts 
in der allerbeſten und beſtaͤndigſten Form und weyſe, wie 
ſolches in den rechten immer geſchehen fan, auff ale Vaͤt⸗ 
terlich und Mütterliche nachlaßenſchafft nach genugfamer 
Errinnerung renunciiren und verziehen, vor fidy und ihre 
Erben, obſchon ſolchen Fall nicht erlebt und ihre Kinder 
jure proprio zu succediren fich unterftehen wollten, wel⸗ 
her DBerzieg dem Herrn Battern und respect, der Wolff 
Merternichfchen Freyherrlicher Famille Männlichen Stas 
mens zum Vortheil gedeyen folle, maßen dan beebde 
fünfftige Eheleuche bey nochmaligen Adelichen Worth und 
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leiblichen ande mit "Verpfändung aller ihrer und ihrer 
Erben jeßiger und zufünfftiger Gütheren dieſen Werzieg 
wie oben erwehns nachzufommen felbigen zu halten ꝛc. 
verfprocdhen. 
Hier folgen Beftimmungen, wie ed nad) eine oder 
des andern Ehegatten früherem Ableben — wie es 
_ dem eingebrachten Brautfhag gehalten feyn 


fol ꝛc. 

Dann heißt es weiter: - 

Hingegen da der Herr Bräutigamb lebt im Leben 
bleiben und zur weiterer Ehe fchreiten, auch daraus flandts 
und ftiftmäßige Erben ziehlen würde, ift verabredet und 
allerſeiths befchloffen, daß einer von diefer erſter Ehe 
Söhnen, und zwarn pfalß der aͤltiſte Capabel und zur 
administration Tüchtig, felbiger die güttere nach feineg 
Herrn Vatters jetzt geml. Hrn. Bräutigambs gottfeel. 
Abfterben haben und behalten folle, übrige ſowoll erſter 
als anderer Ehe Kindere aber aus denen Vätterlichen güs 
teren nach Gelegenheit derfelben, und auf Zwifchen: Spre 
chen und gutbefinden Beyderſeiths nächften hoben Herrn 
Anverwandten träglich außgeftewert, dabey gleichwohl die 
Conservation des Haufes Oftendorff, auch Stamm und 
Nahmens forderlich erwögen und ponderirf werden, Die 
Mütterliche güter aber jeder Ehe Kinderen part bevorbleis 
ben; der Sreylinn Hochzeiterinnen jedoch über ihre, wie 
jingleichen dem Herrn Hochzeiteren über feine gütere, fo 
viel diefen pactis nicht zumider die Macht im übrigen zu 
— ohnbenohmen, ſondern vorbehalten bleiben 
olle ꝛc. 

Am Fall aber aus erſter Ehe Keine Söhne, fonbes 
ren allein Töchtere vorhanden und der Allmächtiger in 
zweyter Ehe ein oder mehr Söhne befchehren würde; iſt 
allerſeiths beliebt und verabredet, daß die Töchtere primi 
thori die von ihrer Frau Mutter ahngebrachte, herruͤh⸗ 
rende, und fonften die Halbfcheidt von beiderfeithg Elte⸗ 
ren in ftehender Ehe quovis modo et titulo ahngewon⸗ 
nene Güter vorab haben und demnächft wan deren Toͤch⸗ 
tere nur drey oder weniger -fein, jeder fünff Taufend 
Meichsthaler, warın aber mehrere vorhanden, jeder Vier- 
taufent Meichsthaler, deren aber fo Ordensgeiſtliche wer⸗ 
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den, nebſt der gewöhnlichen außſtewer zweytauſend Reiche, 
tbaler zum Brautfcha herausgegeben merben.- Die 
Stamm und Erbgüther aber bey denen zweyter Ehe Soͤh— 
nen, da dieſelbe allenthalben von Mitter und Stiftmaͤßi⸗ 
gen Gefchlecht der Mutter halber gezeuget, zu Erhaltung 
Stamm und Nahmens verbleiben, die Mutter inzwiſchen 
über ihrerfeithg zu» und ahngebrachte frey zu disponiren 
bemacht fein. 


Die Richtigfeit obiger Abfchrift wird von mir Un. 
— mit Beydruͤckung meines Siegels hiermit 
atteſtitt. 


Gracht, den A. 9br. 1835. | 
(L. S.) Mar Graf Wolff Metternich. 


15. 


Auszug ausder Heiraths-Verſchreibung des 
ee Jacob von Harsfampundderreyin 
ana Marie von Valshauſen d. d. 10. Dez. 1711. 


— — Dahingegen ben wohlgedachten Sräulein Braut 

alle ihre übrige elterlihe Güser und Succeffiong; 
fälle, wie die nehmen und fich ereigen mögen, in favo- 
rem stemmatis renuntyren und verziehen und ihren 
Seren Bruder nad) abfterben dero Frau Mutter resigni- 
ren und übergeben thut, dergeftalt jedoch fo dero Herr 
Bruder — — ae — ſie = em unver⸗ 
iehene ter gehalten und ihro dero Succeſſionsrecht 
In allen offen und bevorfichen bleiben fol. a 


16. 


Heirath8:Berfhreibung bes Freiherrn Georg 
Anton Beiffel von Gymnich und der Sreijun 
Anna Maria von Frandenftein vom 
14. Juni 1712. 


— — Und auß folcher Ehe⸗ ober Ausſteuer Hat Sig, 
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Stäulein Anna Maria, auß fchtwefterlicher Lieb und Treu 
Ihrem Herrn Bruder zum Bellen vor fih) und ihre Er: 
ben mit Wiffen und Bedenken ihres geliebten künftigen 
Ehegemahls — — nad) beftändigfter Form Nechteng oder 
Gewohnheit und Adelichen Gebrauch einen leiblich-eydli⸗ 
chen genügfamen Verzug auf alle vätterlich.mütterliche, 
fo wie auf brübderlicy, und fchmefterliche gütter zur erhal: 
tung Mannftammes und Nahmens zu thun verwilliget 
und — — im Fall gleichwol folder Verzug nicht alfo 
bald leiblich gefchehen werde, foll das Fräulein Anna 
Maria nichts defto weniger von obbemerften Erbfchaften 
eine verziehene Tochter fein und bleiben — dagegen ihr 
auf feine absolutio, restitutio in integrum nod) andre 
rechtliche Beneficien zu Huülffe noch flatten kommen (Hier 
folgt der Vorbehalt, daß im Halle der Mannsftamm von 
Franckenſtein erlöfchen follte, das Fräulein Anna Maria 
als eine ohnverziehene Tochter zu betrachten fi) — — 
und da etwa der Herr Hochzeiter zur zweyten und ans 
dermeiten Ehe fchreiten und darauf auch eheliche Leibes⸗ 
Erben erwecken würde, ift abgeredt und verglichen, daß 
aledann erfier und zweyter Ehe Söhne der väterlichen 
Erbfchaft zugleich in capita succediren und alfo des vaͤt⸗ 
terlihen Halbs eine Einkindfchaft gemacht, jedoch dem 
Eiteftien aus Erfter Ehe erziehlten Sohn die Wahl und 
Option des Adelichen Sig und Haͤuſer vermittelt, daß 
dem andern gleichgültige erflattung gefchehe, vorbehalten 
feyn und hingegen die Tochter, da deren auß erſter Ehe 
vorhanden, auß obbefagter vätterlicher Erb: und Verlaſſen⸗ 
(haft dem Adelichen Herlommen nach gefambter Hand 
gebührend augzufteuern verpflichtet ſeyn fol, 


17, 

Ehevertrag gwifhen dem Freiberrn Johann 
Adolph Joſeph von Loe und dem Freifräulein 
Maria Anna von Wackhtendund vom 
4. Juli 1719. 


— — 


Im Nahmen der Allerheiligſten unzertheilten Drei⸗— 
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—— Gott Vaters, Sohnes und heiligen Geiſtes 
men. | 

Kund und offenbar fei jedermänniglichen, denen 9% 
gentoärtiger offener Brief und darin einverleibte Heiraths⸗ 
vorivarten zu leſen und hören vorfommen, daß Gott dem 
Allmaͤchtigen zu Lob und Ehren, Mehrung der allgemeis 
nen Ehriftenheit und Erweiterung adelichen freiberrlichen 
Seſchlechts mit Rath, Willen und Unterbandlung beider 
feits Eltern, Verwandten und Freunden zwiſchen dem Hoch⸗ 
mwohlgebohrenen Herrn Joan Adolph Joſeph Alerandern 
Freiherrn von Los, Herrn zu Miffen, Mehr, Aubel, St. 
Mertens: Fubren, Behlar 2c. Eurcölnifchen Cammerberrn 
Weiland des auch NHochwohlgebornen Herrn Philipp 
Ehriftoph von Lore, Herrn zu Wiffen, Mehr, Aubel, St. 
Mertens : Fuhren, Conradtsheim, Vehlar ıc. Er. Chur: 
fürftl. Durchlaucht zu Pfals gewefenen Geheimben Rath, 
auh Gr. Königl. Majeftät in Preußen und hoͤchſtgl. 
Ehurfürftl. Durchlaucht zu Pfalz gewefener Cammerherr 
feeligen Gedaͤchtniß und Frawen Annd Marid Therefiä 
Sreifrawen von Loe gebohrene von Winckelhaufen eheleib; 
licher Sohn als Hochzeitern an Einer, fodaun der hoch» 
woblgebornen Mariam, Annam, Eatharinam -Sreifrerolein 
v. Wachtendund, Tochter des Haufes Germenfel, Weiland 
des hochwohlgebornen Herrmann Adrian Freiberrn von 
Wachtendunck, Herrn zu Germenfel, Erblanddrofte zu 
Mauenflein, Herrn zu Groß Berk, Sifflich nnd Wyler, 
Burggrafen zu Aloy, Sr. Kaiferl. Majeftät geweſener 
Meichs: Hofratd und Kammerherrn feeligen Gedaͤchtnuß, 
und Frawen Anna Maris Freifrawen v. Wachtendunck 
geb. v. Weich eheleiblichen Tochter, als Hochzeiterin ans 
dern Theils eine Heirath chriftcatholifcher Ehe heut dato 
dieſes Brief gethaͤdigt und befchloffen fei. 

Hingegen nad) gehaltener Einfegnung und ehelichen 
Beilager folle vorgenanntem Sreifrerwlein Maria Anna Ca; 
tbarina, aud) obgl. Freiherrn von Loe Heren zu Willen ıc. 
in dotem und zu rechtem wahren Brautfchaß und Ehe: 
fieuer eindringen die Summe von Bierfaufend Reiche: 
thalern, jage 4000 Rthir., jede per 60 Stüber Cleviſch 
—— daß dafern dieſelbe nach gehaltenem Beilager 
aner Jahreszeit nicht erleget würden, dieſelben mit fünf 
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vom hundert verpenfioniret terden und zu deſſen Vers 
fiherung der Hochzeiterin Patrimonialgüter alß viele der 
—— — von noͤthen verhypothekirt ſeien und verblei⸗ 
ben ſollen. 

Gegen welches jetzt beruͤhrtes Heirathsgut obiges 
Frewlein Brauth zu Erhaltung Wachtendunckſchen adlichen 
Stammes und Namens mit gutem Rath, wohlbedachtem 
Gemuͤth, freiwillig mit keinen Liſten hintergangen, auf die 
vaͤterliche und muͤtterliche Sterbfaͤlle, auch brüder und 
fchwefterliche Anfälle, wie fid) bis dahin zugetragen, oder 
noc) vielleicht zutragen würden befter Geftalt Rechtens res 
nunciren und verziehen, fich auch hiemit gegen Zahlung 
abfolchen Kapitald vor eine verzigene und auggeftewwerte 
Tochter halten und erklehren, forthin aller geift: und welts 
lichen DBeneficien wol miffentlid) begeben thut, praecipue 
inter alia laesionis legitimae, deceptionis, laesionis 
enormissimae, restitutionis in integrum, tie des Mens _ 
fhen Sinn und Nechtegelehrten Verſtand furg oder lang 
interpretiren oder erdenfen möchten, deromegen zu mehre⸗ 
rer Stetigfeit und Feſthaltung diefe oben von wohlgeb. 
Herrn Hochzeiter alß auch Frewlein Hochzeiterin vor ſich 
und ihre Erben mit gegebener Trew bei wahren Worten, 
bei adelichen Ehren auch wuͤrklich außgefchworenen Aydt 
angeloben, und Kraft diefes verfprechen thun alfofort dem 
Wachtendunckſchen Mansftamme zu beften und anderfter 
nicht rein ausgeſtewerte und verziegene Tochter von nun 
an und zu ewigen Tagen zu fein, und zu verbleiben noch 
Dagegen einigerweiß dag geringfte zu fchaffen oder zu hans» 
dein, vorbehaltlicdy jedoch andernſeiths, und Beifallen, 
darinnen folle mwohlgebohrnes Frewlein Brauth und ihre 
ehelichen Leibeserben zu ihren gebührlichen Antheil zuges 
laffen werden, und Macht haben daß ihrige, waß ihr oder 
den ihrigen deſſentwegen zufommet zu praetendiren. 

Nemlich zum erften, wenn es durch Schickung bes 
Almächtigen über Kurz oder Lang darzu fombe, daß 
beide Ehegemahlin mit Thod verfallen und ihrer beide 
£eibeserben Söhne oder Töchtern nad) fich im Leben ver 
ließen, ſo follen bdiefelbe ihren Vater und Mutter in der 
Erb» oder Verlaffenfchaft dergeftalt fuccediren und nachfols 
gen, daß ber Aelteſte weltlicher zur Erhaltung flammen- 
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und Nahmens qualificirter Sohn den älterlichen Vor 
theil, wie ſolches landesbräuchlich und bei dem Stamm 
v. Loe üblich, vorauß und ohnentgeldlih Haben und 
behalten, und die Tochter dem Mannsftamm zu Ehren 
und Beſten alslang derfelbe vorhanden, vermöge des bei 
dem Stamm v. Loe ftetig verübten bis dahin ohnbeein⸗ 
tragten Herbringens auf Gutachten beiberfeit8 Freunds 
ſchafts nad) Gelegenheit der Güter und Befchaffenheit der 
Zeiten, fi) mit einer dergleichen Heirathsgabe gegen ger 
bührlichen Verzug unmeigerlic abfinden, oder zum geifts 
lichen Stande ausftewern laffen fole, im Fall aber über 
Berhoffen der Kinder eind oder mehr (welches doc Gott 
gnaͤdiglich verhüten tolle) ſich wider feine Eltern ober 
verordneten. Bormünder freventlich auflebnen, in billigen 
Sachen. feine Folge noch Gehorſamb keiften, ohne Wiffen 
und Willen feiner Eltern, Wormündern Freunden und 
Verwandten andern alß römifch catholifh und feines 
Standts⸗Gleichen oder gar mißheirathen würde, folle: fols 
chen ungehorfamben Kindern, daher «8 ein Sohn, auf 
dem elterlichen Güthern und ganzen Berlaffenfchaft allein 
feine gebührende Legitima, daher e8 aber eine Tochter fein 
würde die Halbfcheid degjenigen, waß fonften einer gehor⸗ 
fahmen Tochter nach Erfenntniß der Freunden und Ver⸗ 
wandten zugelegt würde, und alle übrigen Güter bei den 
geborfahmen Kindern, aufmaeß mie gegenwärtige Hei⸗ 
— verordnet gaͤnzlich ohne einige Einred 
verbleiben 


So zeſchehen Ceve den 4. Juli 1719. 


(L. 5.) J. A. B. A. v. Loe (L. S.) A. M. v. Wach) 
zu Wiſſen. tendunck. 
(L. S.) Anna Maria Thereſia (L. 8.) A. B. H. v. Wachs 
verwittibte Freifraw v. Loe tendunck Wittibe von 
geb. von Winckelhauſen Wendt. 
F Calcum. (L. 8.) A. M. v. Wachten⸗ 
(L. 8.) G. A. B. D. C. Loe. donck geb. v. Weichs. 
(L.S) EA. Frhrr. v. Wachtendonck. 
(L. 8.) H. A. v. Wachtendonck. 
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18. 


Auszug aus dem von Johann Adolph Frey _ 
herrn von Wolff Metternich zur Gracht am 
412ten September 1720 auf dem Haufe Grade 
| errichteten Teftament. 





Nachdemahlen ich Johann Adolph Freiherr Wolff 
Metternich zur Gracht, Herr zu Liblau ıc. in unten ges 
meltem Jahr undt Tag meinen legten Willen geordnet und 
erklaͤhret, ordene undt erflähre denfelben hiemit in der 
allerbeften weiß und Form ꝛc. 

Heinen Döchtern auß meiner leßteren ober jegigen 
Ehe, obwohlen ich vermög Erzfifftifcher Landesverordnung 
mehr nicht alß einer jeden viertaufend Rtihlr. zuzulegen 
ſchuͤldig wäre, fo thue gleichwohlen zu mehrerer Bezeu⸗ 
gung ihnen zufragender wahrer vätterlicher Lieb undt 
Affection diefelbe nemblich Maria Anna, Charlotte und 
Felicitas eine jede in Zehntaußendt Neichsthaler, fort 
eintaußendt Rchsthlr. zur Ausrüftung hiermit instituiren, 
jedoch dergeftalt, daß, wann eine oder mehrere von ihnen 
ohne ehelichen Leibs: Erben. auß diefer weldt hinfcheiden 
würden, von obgemelten, Zehntaufend Rchsthlr. fünfs 
taußend Rchsthlr. meinem bierunter benannten Sohn und 
defien männlichen Leibs-Erben wiederumb zurück undt an- 
beimfallen undt gemelte meine Döchter in ſolchem Fall 
mehr nicht alß über fünftaufend Rchsthlr. zu disponiren 
mächtig fein follen. 

Nun folgt die Beflimmung, tie dieſe Gelder be: 

zalt und verzinfet werden follen ꝛc. 

Dann heißt e8 aber weiter: 
Sollte aber eine von meinen Döchtern, bdeßen ich mich 
Keinesweges zu ihnen verfehe, ohne approbation ihrer 
Fraw Mutter, oder wan felbige nicht mehr im Leben wäre, 
deren nechſter Anverwandter verheyrathen, follen felbiger 
in allem nuhr viertaußendt Neichsthaler bezahlt werben. 
Ubrigend instituire ic) zu meinem Universal- Erben in 
allen meinen Herrfchafften, Häußeren, Ritterfigen, Hoeffen, 
undt allen meinen gereiden und uugereiden he 
en⸗ 
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Menten, actionen und anfprachen meinen Sohn Frank 
Joſeph, und mweilen felbiger, mie auch vorbenennte ‚meine 
jüngeren Döchter noch in ihrem minderjährigen Alter 
fepndt, und ich vielleicht nad) güttlicher anordtnung ihre 
Großjäbrigfeit nicht beleben mögte; fo ꝛc. 

Hierauf werden die minderjährigen Kinder der Lan: 

desvaͤterlichen Churfürftlihen Protection befonderg 

empfohlen; und die Bormundfchaft ernannt. 

Dann folgt eine Willensgmeinung über ein beſtehen⸗ 
des Fideicomils nämlich: 

Endlich , weilen mein Hr. Großvatter ein Fideicom- 
mifs und Majorat gur Conservation der Familie auffges 
richtet, und von Ihro Kenferl. Majeftät confirmiren 
laffen, ſelbiges auch folgendt8 von meinem Hrn. Oheim⸗ 
ben und Bruder Wilhelm Ignatio Dombprobften und 
Dombdechanten zu Paderborn undt Muͤnſter augirt und 
verbeffert worden; fo ift mein Will undt Meinung, daß 
ſolches gehalten und fo lang meine männliche Descen- 
denz feyn wirdt, meine Verlaßenſchafft mit gleichen Fi- 
deicommifs und Majorat unter meinen männlichen Nach: 
Fomblingen befaffet und affieijrt feyn fol. 


19. 


Ehespacten des Reichsgrafen Johann Wil: 
belm von Schaesberg und deſſen Ehegemahlin 
Mofa Beronica Magdalena, Reihhggräfinvon 
Schaesberg, geborne Freiinn von Wefterbolt: 
Lembeck, d.d. Haus Nordkirchen den 


11. April 1722. 


Im Rahmen der Alter-heiligften Dryfaltigkeit. Amen! 
Zu wiſſen feyn hiermit jedermanniglichen, daß heufe 
unter gefchriebenem dato, durch Gnädigfter Vorſehung des 
Alerhöchften, zu defien Ehren, Sortpflangung menfchlichen 
Seſchlechts, Erhaltung Stammes undt Nahmeng, auch 
Stiffe undt Vermehrung an VBerwandtlichen Freundſchafft 
mit Vorwiſſen, Raht und belieben beyderſeits noch leben: 
Den respective Herren Datteren undt Frau Mutteren 
auch ſaͤmbtlichen nechſten Ahn-Verwandten, eine Chriſtliche⸗ 
Adelihes Heuraths⸗ und Eheberedung dem 


1836. 9. 93. 
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Hochwohlgebohrenen Herrn Johan Wilhelm, des Heyl. 
Rdn. Meichs: Graffen von Schaesberg, Ihren Churs 
Fürftl. Durch. zu Pfaltz Cammereren, Gülicy» und Bers 
giihen Hoff-Richtern, undt Ambtmann zu Brüggen ıc. 
des Hochwohlgebohrnen — Johann Friedrich des 
Heyl. Roͤm. Reichs Graffen von Schaesberg zu Kor— 
pen Lommerſum, Freiherrn zu Neuſtadt, Herrn von Crie— 
ckenberg, Hinsbeck, Herungen, Leuth, Wanckum, Schoͤhler, 
Gerdingen, Liechtenberg, Gungelt, Weyer, Bentzenraht, 
Broich, Groſen-Bernſau ꝛc. Ihrer EhursFürfll. Durchl. 
zu Pfaltz geheimder Naht, Guͤhlich und Bergiſchen Stadt⸗ 
balter, Ihrer Chur-Fuͤrſtlich. Durchl. der verwittibten 
Frau Chur-Fuͤrſtin zu Pfaltz Groß Hoffmeiftern, Ritter 
des St. Huberti Ordens, Bergifchen Landt-Marfchallen 
und Ambtmannen zu Blanfenberg ıc. und Weylandt der 
Hocgebohrenen Frauen Mechtildis Marie Margarethae, 
des Heyligen Römifchen Reichs Gräffinnen von Schaes— 
berg gebohrene Freiinn von und zu Schöhler sc. Eheleib⸗ 
licher Sohn, als Yräutigamb, ahn einer undt dem Hoch» 
wohlgeborenen Fräulein Rofam, Veronicam, Magdalenam, 
Frey Fräulein von "Wefterholdt und Lembeck, Weylandt 
des Hoch : Wohlgebohrenen Herren Dietherich Conradt, 
Adolff, FreisHerrn von Wefterholdt undt Lembeck, Herren 
des Haußes undt der Hoc. undt Herrlichkeit Lembeck, 
wie auch derer Adelichen Sitzen Coppel, Embte, Fäcke, 
Hagenbech und Dülmen ıc. und dem Hoc: Wohlgebohres 
nen Frauen Mariae Annae Theodorae, Frey Frauen Wit: 
tiben von Wefterholdt undt Lembeck, gebohrene Freyinn 
MWalbott von Baffenheim zu Gudenau, Frauen vorgedach: 
ter Schloßer unde Herrlichkeit Eheleiblihen Fünften Erb: 
Tochter und Fräulein Braudt, anderen feither, folgendter: 
geſtalt bethätiget, abgeredet und beſchloſſen: — — — 

4. Sollte nun viertens der Herr Hochzeiter, nach 
deme Er mit der Fräuleine Brauch ein oder mehrere 
Söhne undt Töchter gezüchtet, Goͤttlichem gnädigftem Ge: 
fallen nach, fo jedoch der Allerhoͤchſte auf lange Fahre 
verhüten undt abfehren wolle, verfterben und die Fräulein 
Brauth in ohn verrücktem Wittibben-ftandt verbleiben, 
foldyenfalls diefelbe in denen beiderfeits ahngebrachten undt 
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Ermorbenen:Gürhern nichts ausgeſchloſſen, mit Ihren 
Kindteren ſitzen bleiben, und felbe gleich einer getreuen 
Mutter, wohl anftehet, adminisiriren, jedennoch gehalten 
feyn, denen etwah alfdann noch minderjährigen Kindtern 
So gleidy nad) des Herren Bräutigambs abfterben aus 
beyderſeits nächften Ahnverwandfchaft einige Wormündere, 
mann Er felbe nicht in feinem Leben ernennet, zu erbitten, 
Gerichtlich beftättigen zu lafen, und mit deren Benftandt 
ein befonderes richtige Inventarium, über alle undet jede _ 
zufammen gebrachte Ererbte undt gewonnene ahliege Güs 

ther, auf Zurichten, undt ohne Vorwiffen undt Gutbefins 
den dererfelben, in wichtigen fachen nichts zu unterneb: 
men, beſonders dahin tragen, undt fi angelegen feyn 
lafen, daß die Kinder in der Gottesfurcht, und Römifch: 
Catholiſchen Religion unde zu allen tugendten undt Wiffen- 
fchaften, welche Adelichen Kindern zu erlernen und ahnzu⸗ 
nehmen, wohl anftehen undt gebühren, angeführet, Die 
Söhne aber zur rechten Zeith in denen Schuelen auf Uni- 
versitaeten und in frembde Länder verfchicket, mithin 
nad) abgelegten renßen, dem erftgebohrenen Sohn, wenn 
derfelbe fih Stifftemäßig verheurathet undt zur Admini- 
stration der Guͤther fähig, fonften dem, Ihme im Alter 
folgende oder dem Dritten undt foforth, ermehnte Quali- 
taet habende, in denen adeligen, fo väter» als Mütterlichen 
Güthern succediren, die übrigen aber nechft denen Tüch: 
tern, wann fie zu folchem Alter undt Jahren gefommen, 
zum Geifts oder mweldtlichenStandt durch Adeliche Ritters 
mäßige Verheurathungen Forderfambft verholfen, darzu 
gebührendt außgefteuert, undt zu dem Behuff die nötigen 
mitteln und Koften, mit Vernachlaͤßigung der Kinder 
Ihres Glücks undt avantage, gar nicht verfpahret, ſon⸗ 
dern nach Ertrag derer Güthern mit Gutbefinden derer 
Bormünderen und beiderfeitd nechften Ahnverwandten be: 
wuͤrket, bei geſchehener alfolcher Abtrettung dererfelben 
bem Fräulein Hochzeitherin aus denen Ihr ahnſtaͤndigen 
Guͤthern zum Wittiben Sit jährlid) und alle Jahr Acht: 
sehen Hundert Rthlr. zu 80 Abus Coͤllniſch gereichet, 
undt ein Standtsmäßiged, mit nöthigen Meubelen vers 
fehenes Hauß an einem hr gefälligen Orth nebft einer 
Kurfchen mit 6 Pferdten verfchaffet en * 
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- 5, Dafernen aber Sünften® die Fraͤuleine Hochzeite- 
rinn zur anderen undt weiteren Stifftsmäßigen:Ehe fchrei- 
ten wiirde, alsdann Sie, wann Söhne auß diefer Ehe bei 
leben, einen dritten Theil, hingegen wann Töchtern nur 
abbandten, die Halbfcheidt ihnen in dotem ahngebrach- 
ten und Ermworbenen Gütheren, fambt allen Ihren Klei: 
dungen, Kleinodien, Silber:gefchirr undt fonften zu Ihrem 
leid gehörigen gefhmüc, fambt der Morgengabe, auch 
mwormit der Herr Bräutigamb Sie befchenfet, darinn mits 
zunehmen bemacht feyn, mit dem Vorbehalt jedoch, daß 
nicht allein die administration, mit Zugiehung derer 
Herren WVormünderen, über übrige, resp. Zwei Dritten: 
theil und Halbfcheid Ihrer außgefetten Guͤthern, biß die 
Kinder Erfier Ehe gebeurathet oder zum ſtandt gebracht, 
Ahr beverbleiben, fondern auch von ermeltem Gilberge- 
ſchirr, Kleinodien, Kleideren undt fonften, fambt der Mor» 
gengabe undt Gefchenfe, ein Inventarium aufgerichtef, 
nach deme undt zwifchen Erfter und anderen Ehe Kindes 
. ren gleich getheilet, zurücfallen, wofür der zur anderen 
Ehe gebrachten dritter theil undt resp. Halbfcheidt vor» 
geblich fo lange verhypothefert feyn und bleiben. 

6. Wenn aber fechftens die Fräulein Hochzeiterinn 
ohne Nachlaſſung in zweyter Ehe gezeugeten Kinderen, 
todteß verbliche, bei dem Fall, ahn denen Erfter Ehe Kin: 
dern, von allem mehr erwehnten Silber:Gefchirr, Kleider, 
Kleinodien, Geſchmuck, Morgengabe undt Gefchenfe nebft 
resp. britten Theil undt Halbfcheidt des Braudtſchatzes, 
undt acquisitorum die Halbfcheidt zurückgehen, über die 
andere Halbfcheidt aber, Sie in favorem Ihres zweiten 
Eheherrn oder fonften nad) gefallen zu disponiren bes 
fugt feyn. 

7. Würde mieder Verhoffen Siebentes bie Fräulein 
Hochzeiterinn Sich) mißheurathen, folle felbe weiteres nicht, 
alß die Halbfcheid des in $. 5. gefeßten dritten Theils 
ihrer angebrachten Guͤthern in foldyer Ehe mitzunehmen 
erlaubt feyn. 

8. Jin Fall achtens fich begeben möchte, daß ber 
Herr Hochzeiter ohne Leibes, Erben, welches der Aller; 
Höchfte gnädigft verhüten wolle, verflürbe, fo follen der 
Sräulein Hochzeiterinn, Dero Kleinodien, Silbergeſchirr, 
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Geſchmuck, Kleider fambt ber Morgengabe undt womit 
fie der Herr Hochzeiter befchenfet, auch was fie ange 
bracht, oder hernechſt bei fünftiger Theilung Ahr anfallen 
wirdt, worüber zur fünftigen Nachricht eine Designation 
aufzurichten undt von beyden Contrahenten zu unters 
fchreiben, mit denen Erb: und Nebenfällen auch der Halbs 
fcheidt aequisitorum aus abliegen Gütheren: resp. ge 
laßen, verabfolget undt zurückgeliefert, doch beneben hr 
auß des Herrn Bräutigambe — Guͤthern 
Zehen Tauſendt Rthlr. per 80 Ahus zur Ruͤckkehr ges 
zahlet, auch mit obigem allen Eigenthuͤmlich behalten, for 
dann, fo lange fie in ohn verrucktem Wittiben Stande 
beharren mwirdt und weiteres nicht, jährlich undt alle 
Jahr die im $. 2. zum Wittiben⸗Sitz zugelegten Achtzehen 
Hundert Rthlr. nebft Standtmäßiger Wohnung, Kutfchen 
undt Pferdte, wie gemelt, (nach abzug deren pensionen 
von oben erwehnten 10,000 Thlr. fobaldt derfelbe Ihr 
toürflicy beraußgefehret, ad 500 Thlr.) gereichet werden, 
fürter8 auch obiges alle, nad) der Fräulein Brauth abs 
fterben, wann fie darüber nicht disponiret hat, auch Ihre 
Schweſtern oder deren descendenten und demnach nech» 
fien Ahn: Verwandten devolviren fole. 

9, Hingegen Neundtens, dah die Fräulein Brauth 
mit Hinterloffung aus vorftiehender Ehe gezüchteren Kin; 
dern, alßo Söhne und Töchtern, mit todt abgehen würde, 
welches der Allmächtige auf lange Fahre imgleichen and 
Digft abwenden wolle, ift beliebet, daß folchen Falle, wann 
der Herr Hochzeiter im Wittiben Stande ſich verhaldten 
wirdt, alles wie $. 4. aufßgedrücket, gleichergeftallt einge 
folget, außerhalb wann ſich der primo- oder bei alda ges 
festen Fall der secundo genitus, Standt undt Ritter: 
mäßig verhenrathen würde, Ihm ein geziemdter theil, ' 
nach Gelegenheit der Gütber und Gutbefindeg deren nech» 
fien Anverwandten, billigen Dingen nad) zu feinem 
en unterhalt, vorläufig eingerdumt werden 
olle. 

10. Geſetzten Sal auch zehntens der Herr Hoch» 
geiter zur anderen oder mehreren Ehen, mit einer Ritter⸗ 
mäßigen Personn fid) begeben möchte, fol ihnen erlaubet 
feyn, einen dritten theil feiner abliegen Güther, Renthen 
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undt Gefällen auch beren Gereibten Tigenthümlich einzu⸗ 
bringen, undt wann Er in felbiger Ehe gleichfalls mit _ 
Kindern alß Söhne und Töchtern gefegnet würde, der aͤl⸗ 

teren oder zweiteren Sohn erfter Ehe wie oberwähnt in 
denen fo Vaͤtter alß Mütterlichen Güthern succediren, 
dahe aber aus erftier Ehe Feine Söhne abhanden, ober 
obne Leibes Erben mit todte abgangen, dem älteren Sohn 
weyter Ehe die Vaͤtterliche Guͤther ahnfallen, undt die 
Zöchter Erſter Ehe das Mütterliche ſambt Eingebrachten 
Kleinodien, Silbergefchirr , Kleidern, Geſchmuck, Morgen« 
gabe, unde momit der Herr Bräutigamb fie befchenfet 
nebft zweyen Dritten theil acquisitorum, auß beibderfeitis 
gen Güthern, Erblich behalten, und benebens auß-denen 
Vaͤtterlichen, eine Summe Geldts, nad Ertrag der Güs 
ther, undt Gutbefinden beyderfeitd nechften Ahn⸗Verwand⸗ 
ten, audgezahlet, oder. anftatt dieſer Summe einige ge 
fällige immobiliar Güther, nad) dem rechten Werth, abs 
getretten, undt unter die Töchter in gleichen Theilen vers 
tbeiiet werden. | | 

11. Sollte Elfftend der Herr Bräutigamb aus 
beyden, oder mehreren Ehen nur Töchtern binterlafen, alßs 
dann die von Ihme Eingebrachte liegende Guͤther auf 
deßen Herren Brüderen Friederichen, Sigismundt, Graffen 
von Schaesberg devolviren und: biefer denen Töchteren 
Erfter Ehe eine honorable undt gröfere Summa geldtg, 
gleich vorerwehnet, herausfomme. 

12. Daher imgleichen Zmwölfftend, der Herr Bräutis 
gamb wieder Verboffen, ſich mißheurathen dorfte, Er weis 
ter nicht in folcher Ehe, alß eine Halbfcheidt undt Drit: 
tentheild wie oben im $. 10. gemeldet, oder deßen Werth, 
mitzunehmen bemacht feyn. 

13. Foͤrters dreyzehndteng, fich auch ergeben würde, 
daß Hochmwohlgemelderer Here Bruder, feine mannliche 
Leibes Erben binterließe, oder ſich nicht Rittermäfig vers 
beyrathete, ſolchenfalls des Herrn Hochzeiterd mehr ges 
dachte Güter auf deffen Töchtern gegen Herausgebung 
deren Empfangenen Summen, völlig wieder zurückfallen. 
14. Hingegen, Vierzehntens, wenn der Herr Hochs 
kei Männliche und defien Herr Bruder nur Weibliche 
eibes Erben hinter fi im Leben liefen, des legteren ah⸗ 
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liege immobiliar - Güthern, auf des Herrn Hochzeiters 
Söhne alß erfi auf dem Xeltern undt successive mie 
oben verordnet, devolviren, und diefe denen Waters; 
Bruder Töchtern eine Summa Geldte, nad) Ertrag derer 
Guͤther, und Gutbefinden nechfien Ahnverwandten außzu: 
ehren gehalten fein follen; 

15. Funffzehntes fiöhet vorigem annoch hinzugefeget, 
mann die von bed Herrn Hochzeiterd Herren Brüdern 
nachlaſende Töchter gänzlich mit todte abgehen, undt feine 
keibes Erben im Leben verlaffen würden, follen die Gü- 
tern des Herrn Bruderen, benen töchteren bes Herrn 
Bräutigambg erfier Ehe, zu zwei Drittentheil, und denen 
Töchteren anderer Ehe, zu einem Drittentheil, undt wann 
denen auch feine mehr im Leben, noch davon Leibes Erben 
übrig, denen Erfteren insgefambt, ohne einigen Abgang 
anerfallen. 

16. Sollte auch ſechszehntens fich zutragen, fo doc) 
der Allerhöchfte gnaͤdigſt verhuͤte, daß die Fräulein Brauth, 
ohne NHinterlaffung ‚einiger Leibes Erben dieſes zeithliche 
feguen, oder diefe nach ihm ohne Leibes Erben fierben 
würden, ſolchenfalls Ihre angebrachten Guͤther, nichts 
davon ausbeſchieden, Ihrem naͤchſten Ahn⸗Verwandten 
heimfallen, dem Herren Braͤutigamb aber daraus Sechs⸗ 
Tauſend Kehlr. per 80 Alhus Cöollniſch zur Ruͤckkehr aus: 
gezahlt, undt beneben, fo lange Er im Wittibben Stande 
ohnverruͤckt beharren wirdt, und länger nicht Taufend 
Rthlr. zum Leibgeding (nad) Abzug jedoch derer Pensio- 
nen von erwähnten 6000 Rthlr. fobalde dieſe Ihme ent: 
richtet ad 300 Rthlr) geniefen folle. 

17. Wann nun GSiebenzehndted, nach toͤdtlichem 
Hintritt ded Herrn Hochzeiters, bei waͤhrendem der Frau: 
lein Dochzeiterin Leben, fie feye zur anderen Ehe geſchrit⸗ 
ten oder nicht, ein undt anderes von beyden erzeugten 
Kindern, oder diefe gar alle vor der Frau Mutter, ohne 
Hinterlaſſung Testamentarischer Disposition , demwelche 
jedoch über deren immobiliar Güther, ihnen hiermit völlig - 
benohmen feyn folle, ableibig werden möchten, foldyen 
falls, fol jeden verfiorbenen Kindes antheil in dem vätter- 
lichen, von einem Kindt auf die anderen, big zum letten 
ju, undt wann felbiged aud) ohne Testament oder be: 
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ftändige Disposition über bie Gereide Güther, das Zeith⸗ 
liche feegenen tmwirdt, von demjenigen Aled, was ahn 
Büthern, wie e8 Nahmen haben mag, vom Herrn Bats 
tern herrührig vorhanden, nicht auf die Frau Mutter, 
alg nur einmahl für alle, die Summa ad Thaufend 
Rthlr. neben des obigen, fondern auf feinen, des Herren 
Hochzeiters Herrn DBrudern, oder wann davon feine: 
Leibens Erben obhanden, auf die Schweftern, oder necys 
fien Ahn⸗Verwandten, Kraft dieſes pacti verfallen. 

18. Ingleichen, Achtzehnteng, wann nach toͤdtlichem 
Hintritt der Fräulein Hochzeiterin währendem des Herrn 
Hochzeiterß Lebens⸗Zeith, derfelbe feye zur meitern Ehe 
gefchritten, oder nicht, ein oder anderes in diefer Ehe ers 
ziehleten Kinder oder diefe gahr alle, vor dem Herren 
Batteren, ohne Hinterlaffung eined Testaments oder letz⸗ 
ten Willens Disposition, mit todten abfahren würde, 
ſolchenfalls fol auch, wie im, vorigen Spho angezogen, eis 
nes Kindts Antheil in denen Muütterlichen Güthern von 
einem Kindt auf dad andere bis zum letzten zu, und 
wann felbiged auch ohne testament verfterben wirdt, das⸗ 
jenige, was ahn gütern von der Frau Mutter berrührig, 
obhanden, nichts ausgeſchloſſen, nicht auf den Herren 
Vatteren al nur einmal für ale die Summa thaufend 
Rthlr. nebft obigem, fondern auf Ihre, der Fräulein Hoch⸗ 
jeiterinn alßdann im leben feyende Schwefteren oder bei 
Abgang deren auf die nechft succedirenden Anverwandten 
in hujus pacti, devolviren. — Schließlich thun ſich ben» 
derfeitd, fomohl Herr Bräutigamb, alß Fräulein Braudt, 
bierbei vorbehalten, falls Ihnen Ffünftig gefallen möchte, 
mehr als hierin gefchehen, um den Andern zu befchenfen, 
dag Ihnen folches allerdings ohnbenommen feyn und freis 
ſtehen folle. 

Diefemnacd) bekennen wir, Johann Wilhelm, Graff 
von Scjaesberg, und Rofa Veronica Magdalena - Frei: 
Fräulein von Wefterholt und Lembeck, vertrauete fünftige 
Eheleutbe ſambt und fonders in Kraft diefed DBriefg, 
daß dieſe unfere Heuraths und Cheberedung zu Des 
Allerhöchften Ehre, aus treuberziger Liebe undt aflection, 
mit unferem beiden Wilfen, freyem Willen undt Belies 
ben aufgerichtet undt alfo begriffen, dabey Wir dann 
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nochmals feſtiglich bey wahren mordten, treuen undt Abe 
lichen Ehren, anftatt gefchworenen Eydts, vor Ung und 
unferen Erben verfprechen, alle und jede obbeftimbre ftücken, 
puneten undt articuln veft undt unverbrüchlic zu bals 
ten, undt was alfo beyderfeit8 von unferen HochgeEhrten 
liebfien Herren Battern und resp. Frau Mutteren, auch 
nnechften Freund und Ahnverwandten, hierin für dienlich, 
rathfamb und nüglicy angefehen, bewilliget undt verordt- 
net, würflich gu vollegiehen, dartieder niemahlen etwas zu 
unternehmen noch zu handeln, noch daß ſolches gefchehe, 
zu gefiatten; Wie denn auch Wir, die zufünftigen Ehe 
leute, Batter undt Mutter, alles was hierin verfprochen 
undt ung oblieget, gleichfalls ohnverbruͤchlich zu halten: 
unß verpflichten, allen Arglift und Gefährdte ausgefchlofs 
fen ; wobei dann ferneres diefes Einmüthig und Wohlbes 
dachtfamb , zu erbaltung beftändiger Einmüthigfeit undt 
Verhütung aller Mißverftändtnüffe undt irrungen verab⸗ 
fchiedet, vorgebogen und vereinbahret werden, daß im Fall 
ſich fünftig über ein oder anderen in diefer Eheberedung 
enthaltenen puncten einigerlei geftalten ftreit undt miß— 
verftandt eräugnen würden, zu vermeydung foftbahrer und 
verdrießlicher processe zu guetlicher Hinleg: und Wergleis 
chung defen, von beyderfeitS adelicher Sreundfchaft, al 
von jedem zwey erwehlet, undt von denenfelben der 
Streith durd) freundliche Unterrredung erörtert und bey: 
geleget werden folle, Daferne aber felbige unter fich nicht 
einig werden, undt ſich darüber nicht vergleichen fönnten, 
follen fie den fünften unpartheyifchen Obmann erwählen, 
unde zu fich nehmen, undt was alßdann diefelbe unter fic) 
per majora fhliefen undt erfennen werden, fol wie urs 
theil und Recht, vor fräftig und undisputirlich gehalten, 
gang und zumahlen Fein gerichtlicher processus vorge: 
nohmen, noch Die fache zu einiger mweitläuftigfeit gebracht 
werden. 

Zu al defen wahren Uhrkundt, ſeyendt hierüber zwey 
gleichlautendte Becessen aufßgefertiget, ſowoh vom Herrn 
Hocyzeitern als Fräulein Hochzeiterinn, wie auch Herren 
Battern und resp. Frauen Muttern und nechften Ahns 
verwandten, mit aller und jederfeits Eigenhändigen unters 
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fchriften undt ahngehaͤngten HochGräfflichen undt Frey⸗ 
herrlichen Pittſchaften befeſtiget. 
So geſchehen auf dem Hauße Nordtkirchen den Elf 
ten April des Ein Tauſendt Sieben Hundert zwey und 
zwantzigſten Jahres. 
Johann Wilhelm von Schars: Roſa Veronica Magdalena, 
berg. Frey⸗ Fraͤulein von Weſter⸗ 
Johann Friedrich von Schaes⸗ holt nnd Lembeck. 
berg. Maria Anna Theodora, ver⸗ 
wittibte Frey⸗Frau von 
Weſterholt Lembeck, geboh⸗ 
rene Freyinn von Waltbott 
zu Gudenau, beſtaͤttigte Vor⸗ 
muͤnderinn. 
Clara Francisca Antonetta, 
Freyinn von Weſterholdt 
und Lembeck, Abtiſſinn von 
Freckenhardt undt Langen⸗ 
o 


rſt. 

Ferdinandt, Freiherr von 

Plettenberg, Erb⸗Marſchal. 

Friedrich Bernhardt, Wils 

helm, Freiherr von Pletten: 
berg + Zeebnhaufen. 
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Ehevertrag gwifhen Damian Lothar von Eltz 
und Maria Anna Therefe von Freymersdorff 
vom 9. Febr. 1725. 


$. 10. iſt gwifchen Herrn Bräutigamb und dem 
Fräulein Braut verordnet, daß wan auß diefer Che maͤn⸗ 
liche Erben erworben, fo follen denfelben alle von dem 
errn Hochzeitern und Hochzeiterinnen herſtammenden 
Frbgüther, nomines, actioyes dieſer geftalten verbleiben, 
daß folche dem von denen Eltern oder bei beren unver: 
hofften frübzeitigen Abfterben von den negfien Berwahnten 
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zum beirathen außfehenden ſohn zu Conservation der 
Familien ganz alleinig verbleiben, die übrigen fühne aber 
loco legitimae mit 2000 Rthlr. und die Tochter neben 
fiandtmäßiger außfleuer und zu der frau muttern Leib ges 
börigen Kleider, Geſchmuck und Kleynodien mit 2000 
Gulden Rh. abgeguthet werden follen, diefed vorgemeltes 
aber mit dem außtrüclichen Beding, wurde dem zum 
beyrathen außgefehenen fohn feine männlichen Erben er; 
wecken und die Eltern daher einen andern Sohn zu gleich» 
mäßigen beyrathen conjunctim vel divisim außfeben, 
weiches alsdann männliche Erben erwecken mögte, fo fol 
diefem andern Sohne alsdann wie vorher gemelden, in 
in alle vatter- und möütterlihe Guͤthern universaliter 
succediren, dem erft geheyratheten aber auß der Elterlis 
hen Berlafienfchaft 6000 Rthlr zum völligen Abftand auß⸗ 
bezahlt werden. 


21. 


Heyraths-Verſchreibung des Freiherrn Phi, 

lipp von Hundheim und der Freyin Maria 

Franziska Ractz von Freng d. d. Kellenberg 
den 19. März 1730. 


4) ft zwiſchen beeden Eheleuthen verabfchiedet und 
beabredet worden, wenn es durch Schickung des Almächs 
tigen über furz oder lang dazukommt, daß beede Eheleu— 
the mit Todt verfahren und fie beede Leibes. Erben, Söhn 
und Töchter, nad) ſich im Leben laffen, fo folle der ältefte 
Sobe ihrem Vatter und Mutter in der Verlaſſenſchaft 
alleinig succediren und nachfolgen, alle Lehn und Erb» 
güter von Datter und Mutter berrührend alleinig has 
ben und behalten, die übrigen Söhne und Töchter aber 
mit ziemlicher abfindung loco legitimae zum geiftl. oder 
andern Stand nad) göttlicher Berufung verbolffen werden. 
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Dispositio paterna inter liberos des Frei» 
herren Lothar Friedrih von Warsberg d. d. 
Zrier den 7. Okt. 1737. 


— — ich für rathſamb befunden — meine Erfläs 
rung und frei ungeswungene Verordnung per formam 
simplicis dispositionis paternae inter liberos zu machen, 
wie hiernach folgt: 

3) Gleichwie meine beeden Söhnen, ald meinen Uni. 
verfal» Erben alle meine hinterlaßendfte Mobil» und Im⸗ 
mobil: Güther und mittel, erb⸗ und eigenthürnlich anheims 
fallen und ich daher aud) mit des Altern Sohns Bewil: 
ligung dem jüngern neben dem Herrn Oberambtmann 
(dem zweiten Sohn) ſowohl die Lehn. ald Allodials oder 
Erbgüther außer unfer Herrfchaft in Lottering, allbereits 
abgetreten, — weniger nicht die Mobilien zu Saarburg 
überlaffen und dann meine beiden verbeiratheten Töchter 
fit) mit dem, was denenfelben vermög pactorum dotalium 
zugedacht und affignirt, zu begnügen haben, aljo hatt es 
auch dabei fein Bewenden. Dahingegen ift 

4) mein augtrüclicher und ernftlicer Wille und 
Verordnung, daß meinen vier unverheiratheten Töchtern, 
fo lange bdiefelben in obnveränderten ledigen ſtandt ver; 
bleiben werden; jederer jährlih 220 Rthlr. zu ihrem 
Unterhalt ex familia auggefolget und gereicht, Zwertbe⸗ 
fagte meine Tochter Charlotte aber daneben eine Wobs 
nung dabier, im Haufe geftattet, und dafern fie etwa nicht 
bei ihrem Bruder wohnen, fondern lieber allein haushal: 
ten wollte, diefelbe 5 Malter Weisen 2c. — gereicht und 
anhero geliefert, fondern auch anftath der 120 Rthlr. jähr: 
liche 2000 Rthlr. gegeben werden folen. Dafern nun aber 

5) die Eine oder die Andere meiner Töchter. fich 
ftandesmäßig verheyrathen wuͤrde, verordne hiemit daß 
folhenfall8 der oder die Erben fo viel ale eine von 
meinen verheyratheten Töchtern eingewilige und affig- 
nirt, zu fommen und gegeben werben foll, dergeftalten jes 
doch falls die Tochter ohne LeibessErben abfterben 
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würde, ſolchemnach die derfelben” zugebachte Heyrathsgabe 
ad familiam zurückfallen, mithin diefelbe darob das Ges 
ringfte anderwärts zu vernehmen oder fonft darüber zu 
disponiren fie nicht mächtig fein folle, wie Dieß in denen 
$. 3. bemerften pactis nuptialibus breitter enthalten ift. 
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Teſtament des Herrn Damian Lothar von El; 
den 28. April 1741. 


$. 2. Seße ih zum Grund gegenwärtiger meiner 
lebten Willens» Meinung die zwifchen mir und meiner 
feeligen Srau Ehegemahlin Maria TIherefe geb. von Frey: 
mersdorff zu Pusfeld unterm 9. Febr. 1726 errichteten 
Ehepacta. Weiln nun 
&. 3. in befagter Eheberebung $. 20. verfehen ift, daß 
alfo wohl von meiner abgelebten Frau Ehegenofjin alß 
meiner berftammende erbgüthern nomina et actiones bei 
dem männlichen El; Rubenechſchen Stamm bergeftalten 
verbleiben follen, daß folche dem von unß Eltern conjunc- 
tim vel divisim zum Heurathen außerfehenden Sohn 
zur Eonfervation Der . alleinig verbleiben, denen 
übrigen Söhnen und Töchtern aber nur legitima aufge 
mworfen werden, fall aber der zum Heurathen außerfehene 
fohn feine männlichen Erben erwecken und dann ein ande 
ter heurathen wuͤrde, welcher fodann männliche Erben 
zeugen thäte, diefer alßdann, wie vorhin gemeldet, in allen 
pätterlichen und mütterlichen Güthern universaliter succe- 
diren folle, alß babe ich zur Eonfervation und Fortpflans 
ung meiner Familie außerfehen und benenne alß zum 
Veurutben hiemit meinen ältefien Sohn Franz Ludwig, 
Eigene ihm daher im Gefolg vorberührter . Eheberedung 
auch aus eigener vätterlicher Gewalt hiermit vollfommen 
und ganz alleinig zu alle meine wirklich befigende und 
noch künftig erwerben mögende, tie aud) alle von meiner 
Ehegemahlin fehlig herrührende Erb: und andere Guͤther 
jura et actiones, nicht weniger alle mobilia nichts Davon 
ausgefchieden, jedoch alfo und bdergeftalt, daß 
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$. 4. auß diefer meiner und meiner abgelebten Frau 
Ehegenoffin Verlaffenfchaft meinem zweiten Sohn —— 
Franz loco legitimae zukommen ſoll, meine bei Mahen 
gelegenen Guͤther, item mein Hof Belzingen, ſodann meine 
zu Mülen an der Mofel habende Weinehaus, dermaffen 
jedoch, Daß nach meines Sohns ohne Hinterlaffung ches 
licher Leibeserben erfolgen follenden Ableben oder falls ihn 
der Allmächtige zu einem Elöfterlichen Stand beruffen 
follte, gleich nad) abgelegter Profeffion, jedoch diefen Falß 
mit einem Vorbehalt eines jährlichen Spielpfennigs von 
40 Rthlr. der ihm Kraft gegenwärtiger Dispofition ans 
gedeyenden Güther dem Stamm wieder zu» und anerfallen 
follen. . Sollte 

$. 5. mein Sohn Franz Ludwig entweder nicht heu⸗ 
rathen wollen oder nur feine dießfals zu nehmende Ents 
fchließung über die 36 Jahre ſ. Alterd hinaus verzögern 
und alsdann mein zweitgeborner fohn Kranz Georg fich 
in den Eheftand begeben, fo fol in diefem Fall diefer 
für die Fortpflanzung meines Elz: Rubenechfchen Stamms 
angefehen merden, mithin alle vätter: und wmütserliche 
Güther universaliter eintreten, fofort der ältere Franz 
Ludwig mit der dem jüngern bieroben zugeeigneten Por—⸗ 
tion für lieb nehmen, falß aber 

$. 6. mein älterer Sohn wirklich geheurathet wahr, 
dabey gleichwohl keine ehelichen Leibeserben hinterlaffen 
— folen alige Guͤther, doch nur die unbeweglichen — bei 
defielben Ableben auf feinen — Bruder, falls dieſer 
eheliche Deſcendenten hätte pleno jure hinfallen. Wenn 

$. 7. mein älterer Sohn zwahr feine Eheliche männ» 
liche, Doch weibliche erben bhinterlaffen und daneben auch 
mein jüngerer Sohn in Eheftand trat und in demfelben 
Eheliche männliche Erben zeugete, fo follen alsdann gleich» 
wohl nad) des Altern ſohns Ableben die Stammgütber 
auf den jüngeren und deſſen männliche Defcendenz bins 
fallen, hingegen aus denfelben meines ältern ſohnes hin⸗ 
terlafiende Tochter der Standmäßige Unterhalt und die 
Außfieuer, fo wie ich auch e8 meiner eigenen Tochter halber 
bierunter verordne, geachtet werden. Womit ich den näher 
auf meine 3 hinterlaffenden Töchtern den vätterlichen 
Vorfchlag thue, alß feße und ordne ich hiermit 
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$. 8. daß jeder derfelben von ihrem dltern Bruder 
oder dem der fonft, wie obgedacht, den Stamm führt, loco 
legitimae auß den Erbgüthern jährlid 120 Thaler zum 
Standsmäßigen Unterhalt gereicht werden und bamit big 
zu ihrer vollfommenen Berföühnung in. einer. Standsmaͤ⸗ 
ßigen Heirath oder in einem Kloſter thuender geiftliche 
profession continuirt werden fol, welchen falls und 
zwahr wenn eine oder mehrere eine Standmäßige Heirath 
eingehen würden, jede derjelben mit 3000 Rthir. aufge 
fteuert werden, falls fie aber in ein Klofter eintreten oder 
auch in ein Stift kommen, der Stammführer Die dazu erforders 
lichen statuta Gelder und andere nöthigen Koften entrichs 
ten und daneben einer folchen Klofterfteuer einen Spielpfen« 
nig von 40 Rthlr., einer Stiftsdame aber vorgefegteg 
quantum von 120 Rchlr. jährlich Handreichen fol. — 


24. 


Ehevertrag bes Freiherrn Ferdinand von Bon— 
gardt mit dem Freifräulein Roſine von Hoch— 
fteden zu Niederzier vom 26. Aug, 1742. 





$. 2. Und gleichtwie in der zmifchen der Fräulein 
Braut Eltern unterm 26. San. 1718 gethätigten Eheberes 
dung ausdrücklicy verordnet, daß die aus ſothaner Ehe 
erweckende Töchter mit 4000 Florin auggefteuert werden 
follen, alfo ift allerdings verabredet, daß die Fräulein 
Braut ihrem Herrn Bräutigam zu einer Dot oder Brauts 
ſchatz folle zubringen die Summe von 4000 fl! fodann 
auch nach Landesbrauc, ausgeſteuert werden 

$. 3. Wohingegen in Prefenz der Herrn ıc. als hiezu 
allerfeit8 erwaͤhlten Richtern der Fräulein Braut bei geleifte- 
tem Eid auf alle ihre wirklich anerfallene elterliche ſowohl 
bewegliche als unbemwegliche Güter actiones und praeten- 
siones, wie diefelben Namen Haben, als auch auf die ihr aus 
Eeitenfällen wirklich anerfallenen oder auch fünftig aner⸗ 
fallenden jmmobiliars Güter zu faveur ded männlichen 
Stammes und Namens und zu Unterhaltung ihres ges 
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liebten Heren Vaters hochfreiadlichen Stammes hiermit vor 
fi) und ihre Erben renunciren thut, jedoch dergeftalten, 
sofern beide Herrn Brüder unverheirathet oder auch vers 
beirathet ohne eheliche LeibessDefcendenten mit Tode 
abgehen oder auch fid) gegen Vermuthung fand ſtift⸗ und 
rittermäßig nicht verheirathen follten, daß in dem Fall die 
Sräulein Braut oder deren eheliche Leibeserben als eine 
ohnverziehene Tochter zu halten und von allen ihren el 
terlichen und ſonſtigen Gütern ihre gebührendes Antheil 
ohne alle Exception zu genießen haben foll. 

8. 12. Ferner iſt befchloffen, wenn ſich die Töchter 
mit Confeng ihrer Eltern ftift» und rittermäßig verheirathen 
toürden, folle einer jeden Tochter 4000 Rthlr. zur Heiraths⸗ 
feuer mitgegeben und wenn auch die in der Welt bleis 
benden Töchter nicht renuntiirt oder nicht renuneiren 
wollte, fo follen fie doc) gegen Ausgebung vorgedacdhter 
4000 Rthlr. als verziehene Töchter gehalten und niemalen 
zu den Gütern einigen Anſpruch zu formiren befugt fein, 
e8 fei denn daß weder in erfter noch auch in zweiter Ehe der 
Herr Bräutigam Feine männliche Erben binterlaffen werde, 
alsdann denen Töchtern aus erfter Ehe alleinige Mo⸗ und 
Immobilar-Guͤter erblich verbleiben follen. 


25. 


Teftament des Freiherrrn Johann Abolf von 
Loe von 1742. 


Kund und zu wiſſen ſeyn hiermit daß ich Johann 
Fhr. von Zoe Herr zu Wiffen mit begogenem Rath mei: 
nes eingigen vielgelicbten Bruders des Heinrich Friede: 
rich Shr. von Loe Dobmdechanten zu Hildesheim Hoch» 
wuͤrden darüber, wie e8 nach meinen in Gottes Hand 
ftehenden Abfterben zwiſchen meinen nachzulaſſenden Kins 
dern beyderley Geſchlechts mit meiner Erb» und Verla 
fenfchaft gehalten werden folle, nachgefegte Verordnung 
errichtet habe, in dem Antrauen, ed werben meine ges 
fambte liebe Kinder fich diefer meiner väterlichen ri 

rift 
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ſchrift und Willensmeinug ohne Wiederfpruch gehorfambft 
fügen, :und in einer zur Aufnahme und Wohlftand aller 
ablichen Häufer und Familien obnendbahrlichen Einigs 
feit fich Zeit ihres Lebens gegen einander brüderlich ſchwe⸗ 
fterlich und willfahrig erzeigen. | 

1) Seße und.verordne ich, daß alle, meine von El⸗ 
tern und Voreltern, auch von. Seiten und: Anvewandten 
neben linie mir wuͤrklich ahngefallene oder annoch zufals 
lende, wie nicht weniger alle anertworbene und annoch zu 
erwerbende Erb; und Lehngüther, actiones Zufpruch und 
Forderungen, Gefälte, Renthen, Rechte und Gerechtigfeiten 
Mobilien, Haußrath, überall nichts davon ausgenohmen, 
in einer obnabtheiligen Massa verbleiben und darab mein 
ältefter Sohn Franz Earl Fhr. von Loe auch deffen auf 
einer mit meinen Vorreiffen und Belieben, allenfalls auch 
nad) meinem Abfterben mit Zuziehung negfter Anverwand; 
ten Adelichen und Stiftmäßigen vorgunehmender Ehe er: 
ziehlende männliche Defcendenten die alleinige ohngezwei⸗ 
felte Erben und Possessores nad) meinen tötlichen Hin: 
fritt fein und verbleiben follen, woferne aber 

2) Borbenannter mein dltefier Sohn Franz Carl 
Fhr. von Loe den geiftlichen Stand ermehlen, und darin 
bebarren, oder fonften ohne eheliche männliche Defcenden; 
ten diefeg zeitliche feegnen würde, in folchem Fall foll mein 
groeiter Sohn Friedrich Chrifian Fhr. von Loe genannt 
MWinkelhaufen in obigen Erbrecht allein eintretten und 
feinem älteften Bruder kraft diefed substituiret fein, in: 
gleichen und 

3) Soll e8 eben alfo gehalten werden, wan etwa ber 
zweite Sohn fo wenig als ber ältefte fich verehelichen 
würde, oder auß rechtmäßiger Ehe Feine männliche Defcen; 
denten binterließe, geftalten fo dann mein dritter Sohn 
Johan Adolff den adelichen Stamm und Nahmen meiner 
Familie fortfeßen und Kraft diefes als substituirter Uni- 
versal Erbe als meine fo beweg alß ohnbemweglichen Erb; 
und Lehngüthere Spruch und Forderungen hiermit ein: 
gejeßet und erfläret fein fol, wan ferner und 

4) ſich ergeben mürbe, daß mein ältefter Sohn nur 
eine oder auch mehrere Töchter, der zweite aber einen 
oder mehrere Söhne, oder ſowohl der Aelteſte als zweite 

1836. &. 93. D 
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Eohn nur weibliche und der Ste Sohn eine Eheliche 
vollbyrtige manliche Defcendenz binterließe, ſolchenfalls 
fol respective der 2te oder ste von meinen Söhnen, 
welcher nach vorgefeßter Substitution und Successions 
Negel meine volige Erbichaft antritt, eine jede Tochter 
von feinen Bruderen, mit einer nach dem Ertrag der 
Güther, und dem Gebrauch unferes Hauſes einge 
richteten Standmäßigen Augfteuer abzufinden gehalten fein, 
nicht weniger und | \ 


; . 5) Verordnne ich biemit, daß derjenige von meinen 
Söhnen, welcher in einen oder anderen deren obgemelten 
Fällen zum Befig der famptlichen Güther gelanget, fchuls 
dig und verpfliche fein folle, fein Bruder (man es nicht 
bereits in meinen Lebzeiten gefchehen) zu Dompräbenden 
oder anderen convenabelen Chargen auf feinen und 
der Erbfchaft Köften zu verhelfen, und fo lange ſolcheß 
nicht gefchehen, einem jeden der noch nicht verforget ift 
eine jährleche Abgift ad 400 Rthlr. aus den vätterlichen 
Gütteren zu reichen, fobald aber die Brüder zum wirklis 
chen Befiß und Genuß einer oder mehr Dompräbenden 
gekommen, foll einem jeden zur Behulf befferer Subsistens 
und Aufführung jährlich nicht mehr dann 200 Rthlr auß 
den väterlichen Güthern gegeben werden und fodan vor: 
gemelte Abgift cessiren, wie in gleichem mein Erbe und 
Stammfolgr fo wol der Scyuldigfeit der oben ad 
400 Rtblr determinirte jährlicdyen Ahgift, ald der ad 
200 Rthlr. veftgeftellten Beuͤhulf gantzlich überhoben und 
entlediget feyn ſol, fobald mein Geift oder meldlichen 
Sohne ihre fortun merklich verbefferen und in Geift oder 
weltlichen Stande weiter zu außträglichen Ambteren oder 
_ Digniteten gelangen, jedoch wann meine Söhne in deren 
Erhaltung einige Gelder nöthig hätten fol ihnen dero Bes 
bufs ihr Findlicheß Antheil, welcheß hiemit loco legitimae 
auf 10,000 Rthlr. Kapital für jeden determinirt wird, 
obnmeigerlich bergefchoffen werden, foll es fich aber 


6) zutragen, daß alle meine Söhne ohne NHinterlafs 
fung ehelicher manlicher Defcendenten verftürben, fo foll 
meine. gefambte Berlaffenfchaft meine Maria Anna, dan 
Maria Iſabella auch Maria Louiſa, dan Antonetta und 
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Wilhelmina Freyfrewleins von Loe, nachdem fie fich tie 
oben gemeldet worden, mit den Tochteren ihrer Brüder 
abgefunden zu gleichen Theilen anbeimfallen, fonßten aber 
fo lang ald der Mannftaım vorhanden -ift, eine jede Tochs 
ter fo lange fie in ledigem Standt verbleibt ſich mit ein 
jaͤhrlich Deputat ad 200 Rthlr. begnugen lafjen, würden 
fie aber ınir Rath und Genehmhaltung ihrer Bruder und 
nägften Anverwwandten zu einer ftantmäßigen Ehe fchreiten, 
fo follen ihnen und einer jeden zum Brautfchaß, wie auch 
zur Ausſteuer aus meinen Gütheren eine Summe von 
5000 Rthlr. entrichtet werden; biß dahin aber das Kapi⸗ 
tal bei dem Hauß Willen ohnabgelegt verbleiben, e8 wäre 
dan daß felbiges zu ihren merklichen avanceınent un 
befien konnte verwendet werden, welchenfals derjenige 
von meinen Söhnen, der die fämbtliche Guͤther überfombe 
er. ohnweigerlich auszuzahlen hiemit verpflichtet 
wird. 


7) Wird denjenigen von meinen Söhnen, welcher 
Eraft dieſer väterlichen Berorbnung zu dem Befiß der ſamp⸗ 
lichen Güteren gelanget biemit aufgegeben feine annoch 
unverjorgten Schwefteren entweder zu Chanoinesse Prae- 
benden, oder fonften zum geiftlichen Stand zu verhelfen, 
die hierzu erforderlichen Koften aus den Gütheren herzu— 
ſchießen, annebft einer jeden feiner Schwefteren, welche 
Chanoinesse ift ein jährlicye8 deputat ad 200 Xthlr., 
und einer jeden, welche den Geiſtlichen Klofter oder Dr: 
densſtandt erwehlet jährlich) zur Douceur oder Spiel 
pfennig ad 60 Rthlr. zu reichen. 


Gleichwie fchließlihen meine gefambren lieben Kinder 
mir in meinem Leben als ihrem Water den Findlichen Ge⸗ 
borfamb erwieſen, alfo will ich auch hoffen, daß nad) 
meinem Abſterben diefe meine vätterliche Disposition und 
MWillensmeinung von ihnen gehorfambft werde befolget, 
und dagegen ihnen ein reicher Seegen Gottes werde zu 
Lohn werden, maßen mein WIN ift, daß diefe Werord: 
nung ohne Widerſpruch beobachtet und quovis meliori 
modo, mie e8 nad) Geiftlicdyen und weltlichen Nechten, 
dem Herkommen und adelichen Familen Bene ge: 
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fchehen kann oder mag ohnverbruͤchlich beftchen folle. 
geben ıc. Wiſſen, ben 4. Juli 1742. | 
-  (Ly S.) Johan Adolph Freyherr von Los. 
(1. S.) Henrich Friederich Sreihere von Loe 
Dohmbdechandt mp. 


26. 


Ehepaeten zwiſchen dem Freiherrn von Sir, 
ftenberg und dem Freifräulein von Dalmwigf 
d. d. Eöln den 6. Mai 179. 


$. 8, ‚Sollte bevorfiehende Ehe mit männlichen oder 
auch zugleich weiblichen Erben gefeegnet werden und der 
Herr Hochzeiter der leßtlebende fein, fo foll es nicht nur 
ihm freifteben, nad) Gutbefinden zur meitren Ehe zu 
fchreiten, fondern er fol auch freie Macht und Gewalt 
haben, überhaupt denjenigen aus feinen Kindern nebft 
Söhnen, fie feien aus dieſer bevorftehenden oder auch ans 
dermweitern Ehe gebohren, zum Stammfolger zu feßen und 
zu beflimmen, der ihm dazu am tauglichiten fcheinen wird, 
ohngeachter er vielleicht der jüngfte, mittelfte oder fonft 
und nicht der ältefte an Jahren wäre, muß alein bierin 
das Arbitrium des Waters bloß allein gelten und darnach 
die Erbfolge in denen ſowohl in diefe Ehe eingebradjt 
werdenden, als auch acquirirende Gütern regulirt werden 
folle, wie Er denn auch feinen Kindern überhaupt ftandess 
mäßige Erziehung, ftandliches Antheil und Augfteuer ge: 
ben wird, gleichwie denn auch nad) feinem Tode zu Dies 
fem allen der ernannte Stammfolger in eben dem Maaße 
gehalten fein fol. 

$. 9. Behaltet fi der Herr Hochzeiter ausdrücklich 
bevor, denen, angehofft werdenden Kindern die Kindes 
Gebehr (legitima) zu beſtimmen, falls er aber eine Vers 
ordnung darüber Zeitlebens nicht gemacht haben follte, fo 
erklärt er biemit, daß einem jeden Kinde, außer dem 
Stammfolger, 7000 Rthlr. Köllnifch deshalb ausgekehrt 
und gegeben werden foll. 
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$. 26. Behaltet ſich Herr Hochzeiter die Ernennung 
des Stammfolgers aus feinen Söhnen zwar fchlechters 
dings bevor, follte er aber ohne einen folchen ‚benannt zu 
haben, verfterben, fo foll diefes Recht dem aͤlteſten oder 
erfigebornen Sohne, oder wenn dieſer zum Heyrathen feine 
Luft haben oder auch dazu nicht tüchtig fein follte, dem 
Zweptgebohrnen und fo weiter zufaßen. 

$. 27. Sollte der ernannte Stammfolger ohnvers 
beyrathet oder zwar verheyrathet, jedocdy ohne Rücklaffung 
ehelicher Leibs Erben mannlichen Gefchledytd  verfterben, 
fo folgt ihm, wenn von dem Herrn Hochzeiter nichts au: 
Deres verordnet worden, als Stammfortpflanger deſſen 
Bruder, der nach ihm ohmmittelbar ift gebohren worden 
und fo meiter von den übrigen darnach gebohrenen zu 
reden; falls aber 

$. 28. die nachfolgenden Brüder nicht mehr am Les 
ben wären, oder nicht mehr heyrathen mollten oder audy 
nicht konnten, fo foll das Stammfortfegungsreht auf 
defien nechft vor ihm gebohrenen Bruder und fo weiter 
ascendendo zurücfallen. 

$. 29. Sol ’der ernannte Stammfolger flandes; 
mäßig beyrathen dergeftalten daß er feiner Nachfommen; 
ſchaft puncto des Adels keinen fchädlichen Antheil zufüge, 
anfonften fol er von diefem ihm zugedacht werdenden 
Rechte gänzlich ausgeſchloſſen feyn. 

$. 32. Wenn ein und anderer Sohn oder Tochter, 
fo aus diefer bevorftehenden Ehe gebohren, ohne Hintere 
laffung chelicher Leibes Erben verfierbt, fo bleibt deſſen 
oder derfelben filial Ansheil zum Flor der Familie in der 
Hauptmaffe und die übrigen Geſchwiſter oder Mutter, 
wie auch GroßEltern find davon ausgeſchloſſen. | 


21. 
Bereinbarung des Freiherrn Sriedrih Ehri— 
fian von dem Dodlenberg genannt Keflel, 
Herren zu Hochhauſen mit feinem Sohn bei 
deffen Verbeirathbung mit dem Fräulein von 
Spberg d. d. 4. April 1744, 


— — 





$. 1. Da in denen mit meiner Seel. Frau Gemah—⸗ 
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Iin den 14. San. 1714 errichteten Ehepacten enthalten, 
daß dem älteften von ung erzeugten Sohne der Befiß der 
angebrachten Güter mit dem nach biefigen Grafſchafts⸗ 
rechten ihm competirenden Adelichen Bortheil verbleiben 
fol; fo ift feftgeftellt, daß meinem vorbenanntem aͤlteſtem 
Sohn alle von mir erworbenen oder durch fierbefal an 
mich devolvirten Güter, nicht nur Gereibe und Ungereide, 
fondern auch Capitalia, activa und Forderungen, mits 
bin alts was ich künftig. hinterlaffen würde, nach meinen 
Tode dergeftale' erblich anfallen folle, daß er jedoch feinen 
zwei Brüdern und fünf Schweftern billigmäßige VBergütis 
gung und Auskehrung nad) getrage der Güter zu thun 
verbunden. 


28. 


Ehe»Bertrag zwifhen dem CasparFranz von 

Elmendorff und der verwittweten Gräfin Mas 

ria Barbara von Schall gebornen Freyinn von 
Schall d. d. EdIn 25. Nov. 1746. 


— — Sollten in bdiefer Ehe Söhne und Töchter 
erziehlet werden, alsdann fol nad) dem todt beyder Els 
tern der altefte Sohn, dafern er fich nur ritterbürtigen 
Standes ftifftgmäßig verheyrathet, wie auch nicht weniger 
defien ſich alfo heyratende männliche LeibesErben, fonft 
aber nach deren Abfterben der Zweite alfo ſich fliftmäßig 
beyrathende Sohn und fo fort die folgende Söhne und 
deren Männlichen LeibesErben in denen ſtamm⸗ und allen 
anderen Zugebrachten zufammenfallenen , aud) die ihm ers 
wonnenen gütern succediren und an deffen gedachten 
übrigen föhnen oder Brüdern bei antrettung eines ſtandts 
mehr nicht als die legitima und diefes zwar nad) ‚abges 
jogenem dem älteften gebührenden Adlichen Worrecht ge: 
rechnet, die in einem Elöfterlichen flandt ſich begebende 
oder fich nicht fliftmäßig verheyrathende Söhne’ aber wie 
auch die Töchter bei Antretung eines geiftlichen oder welt 
lichen ſtandts zur Erhaltung ſtamm und Nahmens nur 
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einer geringen gebührlichen Ausfteuer nach ertrag- ber Güs 
ter und nden der nechſten Anverwandten abgegutet 
werden. Da die lelebende Frau Hochzeiterinn bey vor⸗ 
bandenen aus diefer Che gezielten Kinderen. zur anderen 
Ehe fchreiten würde, ſoll felbige von den eingebrachten 
vorgemelten Ihrem väterlichen und mütterlichen Heyraht 
Pfenning auch in ſtehender Ehevereinenfhaft noch er 
wehnten gebührlichen inventario die Halbfcheid eigen» 
tbümlich abgefolgt und an der übrigen Hälbfcheid des 
Heyraths Pfennings und Acquisitorum die Leibzucht ad 
dies vitae gelaffen werden, ihrer Seitens aber mitge 
brachte und geſchenckte Sachen ıc. der frauen Hochzeite⸗ 
rinn eigenthümlich fein und verbleiben; auch die billige 
Abnugung ihrer ſeits in diefer Ehe zugefallenen Erbfchaf; 
ten fonften aber fie alle von Sshren Ahnherren herkommende 
Mo- und immobiliar güter ihren Kinderen juxta inven- 
tarium abzutretten fchuldig, die Halbfcheid aber des mehr: 
edachten Heyrathspfennings auf dieſe erſte Ehefinder vers 
fallen fei und dieſes eben bey des Herrn Hochzeiters fer 
nerer Verheirathung zu halten fein, dergeftalt jedoch, daß 
er allige güter usufruetuarie genießen, die Kinder daraus, 
wie oben gemelt, flandtmäßig. erziehen und augfteuern, 
nach dem Todt des Vaters aber foll erfierer ehe ältefter 
fohn zur Conservirung flamm und Nahmens dem Vater 
in denen gütern succediren, fo denn feine übrigen Brüder 
oder ſchweſteren fowohl erfterer als zweiter Che mit einer 
vom Vater fchier fünfftig determinirenden Summa geldte 
abfinden, fals nun aus erfier Che Feine föhne vorhanden, 
in zweiter darnach ein oder mehrere Söhne gezielet wuͤr⸗ 
den, foll der ältefte feinen Vater auf gleiche Art, wie vors 
bin gemelt, succediren und in denen Gütern verbleiben. 


29. Ä 
eirath8 + Vertrag swifhen Franz Ludwig 
Bofenb von El; und Eva Franzisfa von Reif: 
| fenberg zu Sayn vom 14. Dct. 1753. 
$. 13. Im Fall aber in dieſer Ehe allein Töchter 


’ 
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verliehen und auf Abfterben der Hochzeiterin in zweiter 
oder fernerer Ehe ein oder mehr Söhne nebenfomnien 
würden, fo fol der Sohn oder die Söhne auß welcher Ehe 
diefelben auch fein, denen aus diefer Ehe gezielten Töchtern 
zur Erhaltung Namens und Stammes der hochadelichen 
Familie von Elz in der succession vorgezogen werden 
und denfelben, befonders aber derjenige; welche der Vat⸗ 
ter dazu augerfehen wird, in den fomohl feudal als allo- 
dial Appertinentien succediren. 


30. 
Dispoſition des Freiherrn Boos zu Waldeck 
2 vom 28, Det. 1754. 


Kunde und zu wiffen: daß, nachdem ich Wilhelm 
Lothar Joſeph Freiherr zu Waldeck ꝛc. Ihro Ehurfürftl. 
Gnaden zu Trier würklicher Geheimbter Rath. ac. ꝛc. . - 
mit meiner viellgeliebteften und wertheften Frawen Eheges 
mahlinn gebohrnen Freiframen von Hohenfeld, wehrend 
unferer chriftlichen Ehe, mit ſechs Söhnen und einer noch 
lebender främlen Tochter, von dem Allerhöchften gefeegnet 
worden, unter denen ich bisher anderft nichts, als eine 
wahre und aufrichtige brüderliche und fchmefterliche Liebe 
und Trewe babe verfpüren Fönnen, welche unter denen 
felben auch nach meinem Gortfälligen Hinfcheiden ferner 
beyzubehalten, und Hingegen aller‘ etwa zu befehrender 
fünftigl. Zroiftigkeiten fo wohl vorzubeugen ald auch dem 
Slor und der ferneren Aufnahme meines adlichen Stamm; 
baufes und fünftiger Succession, als dem billig: und 
bauptfädhlihen Ziel undt Abfehen adlicher Famillien fer: 
nere Vorſehung zu thun, aus andermwärtiger Erfahrung 
ich mich billiger Dingen entfchliefen müffen; in. folcher 
Abficht und nach gutem und reifem Vorbedacht ich über 
alle meine fünftige Nachlaffenfchaft, folgende Disposition 
unter obgedachten meinen Kindern für gut befunden habe, 
und zwarn drittens feße ich mit Vorbehalt defjen, was 
wegen meiner andern Hrn. Söhne bierunter nachfolgen 
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wird, zu meinem universal Erben aller meiner Nachlaffen: 
fchafft, ſowohl in Lehnen als den Allodien, und befonderg 
in der mir von meinem. Hrn. Vattern feel, Freiherrn von 
Waldecken zugefallenen völligen Erbſchaft nichts davon 
ausgeſchloſſen, meinen jüngeren Hrn. Sohn Ludewigen 
Joſeph als den Stammherrn, dergeftalten, daß derſelbe 
alles dieſes, was Er von mir erben wird, zu feiner Zeit, 
auff den von ihme abftammenden und von ihme feines Ge- 
falleng zu ernennenden ftammberrn, obne feine andern Kinder 
mindefte Widerfprechung gänzlich zu transferiren und zu ver: 
machen, feinen übrigen Kindern aber, bis zu ihrer honetten 
und ftandesmäßigen Verforgung in Stiffteren und gewoͤhn⸗ 
licher Ehelicher Ausftenerung derer Töchter, nur die 
ftandesimäßige Unterhaltung anzuweiſen undt borzubehalten 
recht und Gewalt haben folle, wie daf dieſes zur Vor: 
forge von mir hierin verordnet wird, Auch in denen mit 
feiner frawen a aufgerichteten Ehepacten bes 
reit8 verfehen ift, als welche hierin von mir allerdings 
hiermit nochmahlen beftättigt werden, mit dem Anhang, 
daß ins fünftig in meiner Freiherrlich Boogfchen Famille 
und descendentz alle Famillen- Allodial und Feudal 
Erbfhafft, auff gleiche Arch und Weife, beftändig auff 
den von dem Vater, oder im Fall deffen übereilten Abs 
lebens von der Mutter zu ernennenden Stammherrn gaͤnz⸗ 
lich binfallen, denen übrigen Kindern aber, nur ihr ftand» 
mäßiger Unterhalt und Erziehung angedeyen und gereichen 
folfe und müffe, bis dahin diefelbe in Stiffteren oder fon: 
ften und mit ehelicher Augftenerung deren Zöchteren ihren 
bilfigen Unterhalt haben werden. I 
Eobleng, den 20. Sbris 1754. 


(S.) gez. Wilhelm Lothar Joſeph, Freiherr 
Boos von Waldeck.' 
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31. 


Ehepacten swifchen dem Sreiberrn von Boos 
zu Waldeck und ber a von NReiffenberg 
von 1759. 


Kund und zu mwiffen daß zu Ehren Gottes, und 
chriftlicher Fortpflanzung adelicher Famille, zwiſchen des 
Hochmwohlgebohrnen Herrn Wilhelm Lotharii Zofephi Treis 
herrn von Boos zu Walde, Herrn zu Montfort 2c.2C.2C. 
und der auch Hochwohlgebornen Amaliae Sophiae Loui⸗ 
ſae Freifrauen von Boos zu Waldeck geborner Freyin von 
Hohenfeldt, Ehe⸗leiblich gebohrnen Herrn Sohn Ludwig 
Wilhelm Joſeph ahn einem, fodann der Hodywohlgebors 
nen Fräulein Sophiae Marine Annae Freyfräulein von 
Heiffenberg zu Sayn, am anderen Theil, zu Volljiehung 
abgeredter und bethätigter Ehe» Verfprehung, nad) 
vorgehabtem zeitlichem Rath und Consens beiderfeithigen 
resptive hoben Eltern und Sreundfchaft ein beftändiger 
ebelicher Heuraths⸗ und Vermählungs; Tractat  folgenders 
mafen abgeredet und befchloffen worden: Fünfzehns» 
deng, ift weniger nicht befchloffen worden, daß im Fall 
Gott der Almächtige in diefer Ehe nur Töchter und Feine 
männigliche Descendenz verleihen und auf vor Abfterben 
der Frawen Hochzeiterin, der Herr Bräutigam zur zroeiten 
Ehe fchreiten, und in felbiger einen oder mehrere Söhne 
überfommen twürde, fo follen ſolche Söhne zu Erhaltung 
Nahmens und Stammes der Hochadlidyen Famille ven 
Boos, in ‘der Boofifchen Succession allerdings vorge: 
zogen werden, befonder8 aber derjenige, welchen der Herr 
Vatter außerfehen wird. (Gleichwie denn folches Recht 
den Stamm: Herrn zu ernennen, und denen übrigen Soͤh⸗ 
nen nubr ihre ftandmäßige Verſorgung ahnzuweiſen dem 
Herrn Bräutigamb in alle Weg bedungen wird (in allen 
fowohl allodial- als Feudalappertinentien, Guͤthern, 
Renthen, Gefaͤllen, Bahrfchaften, in summa in allem waß 
. zur Boofifchen Erbfchaft gehöret, mit Ausſchließung aller 
andern succediren, jedoch gehalten feyn, denen in erflerer 
Ehe erzeugten Töchtern, die von der Frawlein Hochzeiterin 
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eingebrachte Dotem zu extradiren und daneben auch auf 
denen vätterlichen Guͤthern eine billige Ausfteuer nad) gut 
Befinden der naͤchſten Anverwandten außzureichen, und 
gleichwie Endlichen ꝛc. 

Deßen zu wahrer Urfund und beftänbiger vefthaltung 
ſeynd dieſer Eheberedung zwey gleichlautende Originalia 
außgefertigt und beneben vom zufünftigem Ehepaar von 
beiderfeitigen hoben Eltern, Anverwandten und Freunden 
eigenhändig unterfchrieben und mit ihren angebohrnen 
adlichen Vettfchaften und Inſiegell befräfftiget worden. 
So gefchehen Sayn den 22. Decembris 1753. 


32, 


Ehevertrag gwifhen dem Freiherrn Franz 

Hugo Ferdinand Beißel von Gymnich und ber 

Freyin Maria Anna von Warsberg d. d. Trier 
ben 27. $uli 1775. | 


2) Verfpricht der Fräulein Hochzeiterin Herr Vater 
vorgemelter feiner Eheleiblichen Tochter zur rechten Ehe 
fteuer und Heyrathsgab, Er Latein in dotem Ihro mit— 
zugabe, 2000 Gulden Rh. annebens auch wegen Ge; 
ſchmuck adelihen Gebrauch und Herfommen gemäß vor 
alles und alles annoch 1000 Gulden zu bezalen. 

4) Iſt gegen obiges Heyrathsgut ausdrücklich bes 
dungen und abgeredet — daß (Fräulein Braut) aus finds 
licher Treu und Lich fo fie zu ihrem — Bruder traget, 
Demfelben und dem Mannsſtamm von Marsberg zum 
Heften aller und jeder vätterlihen — Berlaffenfchaft — 
ſowohl als auch aller anderer Bey: und Nebenfällen ſich 
allerdings entfchlagen und darauf — verziehen — folle, 
für fih und ihre Erben auf männiglic) wie dergleichen 
Verzieh bei der Reichsritterfchaft und freyem Adel üblid) 
und Herkomms ift mit Vorbehalt jedoch für den Fall 
daß der Mannsſtamm von Warsberg erlöfchen würde. 
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33. 


‚ Instrumentum dispositionis der verwittwe— 

ten Freyfrau Maria Anna Beißelvon Gym: 

nic), gebornen — ———— d. d. 18. Dfto> 
er 1757. 


„on Gottes Nahmen Amen. Weylandt Herr Georg 
„Anton Freyherr Beißel von Gymnich mein zeit lebens 
„gewefener geliebtefter Ehe: Consort ift zwar Vorhabens 
„gewefen, mit Zuziehung meiner, eine letzte Willeng: Dis- 
„position zwifchen unferen gemeinfamen lieben Kinderen 
„zu errichten, felbiger aber ift leyder! durch Einen ihm 
„zugeftoßenen ſtarken fchlag-flus auffer fand geftellet wor: 
„den, fein gefaftes Vorhaben ins Werk zu richten, fons 
„dern ift durch erwehnten Ueberfall nachhero dots vers 
„blichen.” 

„Wie nun die von demfelbigem des vorgehabten ge: 
„ſcheffts halber gehegte Willengmeinung mir gang wohl« 
„befannt ift, wie die wehrender Ehe mit einander befefjene 
„mittelen guten theild von meiner feithen nad) und nad) 
„bergefommen feynd, fo thue ich zmwifchen meinen Kindes 
„dern auf die allerbefte arth und weis, wie denen rechten 
„nach ſolches gefchehen mag oder kann, meinen letzten 
„Willen folgender geftalt erflähren und verordnnen.” 


Erfteng. 


Enthält die Dotation für den dlteften Sohn Earl 
Caspar, Domherr und wirklicher Capitular des hohen 
Erzſtifts zu Trier. 

Zweitens. 


Daß derſelbe die in der Dotation begriffenen Guͤter 
bloß zum Nießbrauch haben ſoll. 

„Allermaſen ich dan hiemit Drittens meinen zwey⸗ 
„ten Sohn Frans Hugo Edmund Fhr. Beißell von Gym⸗ 
„nich, als welcher mit ſeiner Fraun Gemahlin einen Sohn 
„und Tochter wuͤrklich geziehlet hat, und mit Gottes fees 
„gen noch mehrere leibs Erben hoffentlich ziehlen wird, 
„zum universal Erben in allen übrigen fo Vaͤtter⸗ als 
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„mütterlichen gereyd und ungerepben, auch gemeinen Lehn⸗ 
„und allodial gütheren, Actionen und fordrungen, wie 
„fie immer nahmen haben mögen, jur erhaltung nahmen 
„und flammens Kraft diefes benennen und instituiren, 
„vorbehaltlicy jedoch deffen, was hier oben bereits ver: 
„ordnet ift, und in folgenden paragraphis nod) ferner 
„verordnet wird.” | 4 Ten 


Viertens. 


Die Dotation für die beiden Töchter Maria Anto—⸗ 
netta und Maria Therefia im ledigen Stande: 
„zrüge fich aber zu ' 
Fuͤnftens. | 
„daß fie beyde, ober ihrer eine ſich ſtandt⸗ und fliftmä- 
„Big mit ihres gleichen verheyrathen thäten, in ſolchem 
„fall fol einer jeden gegen vorhergegangenen Verzieg 
„und renuntiation auf die Eiterliche und brüderliche Suc- 
„eession fort alle feit fälle zur Heyrathsgaab drey Tau⸗ 
„ſend Rheiniſch, und fuͤr die außruͤſtung, geſchmuck und 
„Juwelen ein tauſend Gulden Rheiniſch entrichtet werden, 
„hingegen 
Sechſtens. 
„ſollen fie an meinen nachlaſenden Kleinodien und Leibe; 
„geihmuc keine anſprach haben, als worüber ich mir 
„die freye disposition vorbehalte.” 


Siebentens. 


Ausſchluß der mißheirathenden Toͤchter von der Erb⸗ 
ſchaft betreffend. 


Achtens. 


„Falle fie ſich jedoch mit einer ſonſten, außerhalb des er: 
„forderlichen Ritter und ftiftmäßigen adelftandeg in Ehr und 
„reputation fiehender perfon verehelichen thäten, nur dem 
„oritten Theil deffen was denen ſich flandt» und flifftmä- 
„Big verheyrathenden fchmweftern bierin zugelegt worden, 
„zu fordern haben follen.” 
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| Neuntens. 


Beſtimmung einer jährlichen Rente für die in adeliche 
Kloͤſter aufgenommene Töchter Anna Caroline und Sfas 


bella. 
Zehntens. 


„Iſt mein Will, daß meine hierin beſchriebene Dis- 
„position, wan vielleicht nicht als ein zierliches Teſtament 
„jedoch als ein Codieill, Fideicommiss, Gifft aufn 
„Todtsfall, Theilung undt Verordnung zwiſchen denen 
„Kinderen von meinen lieben Söhnen, und Toͤchteren in 
„allen flücen nad) meinem Gott gefälligen Toth befol: 
„get und nachgelebet werden folle.” 

„In maſſen dan felbige nicht allein von Mort zu 
„Wort gelefen, fondern auch eigenhändig unterfchrieben 
„unde mit meinem angebohrnen pittfchafft bedrücket hat, 
„geſchehen Schmidheim den 18. Oktober 1757.” 


Ge (L. S.) Maria Anna verwittibte Sreyfrau Beißel 
von Gymnich geborne von Trend zu Frend. 


34. 
Auszug aus Dem Ehevertrag des Freiherrn 


Marimilian von Einatten und der Freyin Fe— 
licita8 von Mirbach d. d. 24. Juni 1757. 


Causula Concernens. 


Ttend Wann nun welches der Allerhöchfte mindeft be; 
fheren molle, aus bevorftehender Ehe Kinder erweckt wers 
den, diefe die Eltern überleben, und ferner das menfchliche 
Gefchlecyt, den Hochadeligen Namen und Stammen fort: 
pflanzen, fo ift der fünftige Eheleute Erbfolge halber, forth 
fonften mit verabredet und befchloffen worden: das Die 
männliche Erben und zwarn der Xelteftgeborne obgedachte 
von dem Herrn Vattern berfommende Herrfchaft Nüth 
mit ihrem Eins und Zugehörigfeiten fammt dem Guth 
Remersbeck, deſſen Aecker, Wiefen, Büfchen, Necht und 
Gerechtigfeiten, wie nicht weniger den Nitterfig Trips 
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mit Aeckern, Wiefen, Büfchen, Beuden, und übrigen deffen 
Zubehör, ſammt auf folchen Häufern befindlichen, des 
nenfelben gewidmete Gereyden 2c., vorab und alleis 
nig favore nominis et Stematis behalten, die 
übrigen ein oder mehreren männlichen Erben aber mit dem 
erfigebobrnen in die zwey unter Nuth gelegene Mühlen, 
in denen drei Höfen zu Cammern und. Perbaun mit dazu , 
gehörigen Zinfen, Zehnten unter der Bank Herlen, und 
den Zehenten um Beckendorf, fort Weingut zu Winden, 
fodann übrigen zu obigen Häufern nicht gehörigen Gereis 
den und Aftiv Forderungen wie auch die mütterliche Dos 
tal» Geldern in gleichen Theilen miterben follen, jedoch de: 
nen fünftigen Eheleuten bierunter allmeitere. Dispofition 
* Theilung unter ihren Kindern zu errichten vorbe⸗ 
alten. 

Und dieſes mittelft gegenmärtigen Pacti ‚über bie 

Pandsordnung erweiterte adeliche Wortheil oder Praeci- 
uum fol aledann nur ftatt haben, wenn der ältefte 
tammberr ſich ftiftmäßig mit Bewilligung deren El; 
tern verbeirathen würde. | 

Sollte aber derfelbe fid) mes allieren, fol der zweit⸗ 
geborne und folgents deffelben allein fähig fein. 

Stend Die weiblichen Gefchlechtd: Defcendenten aber 
follen nebft einer mäßigen Ausrüftung, mit zweitauſend 
Reichsthaler ftatt ihres Pflichttheils und Dot jedoch deren 
Augi- und Diminuirung denen Eltern vorbehalten, bie 
mit für abgegutete und verziehene Töchter gehalten werden. 

Itend Sollte ein oder ander der männlichen Erben 
einen deutfchen Ordens oder Ritterordens Stand antre 
treten, folle derfelbe fein Erbtheil nur leibzügtigermeife ges 
genießen das Eigenthbumb aber dem Stammherr alleinig 
verbleiben. Die den Kloftergeiftlichen Stand antrettenden 
erhalten außer der geiftlichen Dote nichts fo wenig Söhne 
als Töchter. 

10tens Der weiblichen Erbinnen Dotalgelder, wann 
desfalls ander mit paciseirt, follen unter allen Kindern 
ohne Unterſchied des Gefchlechts bei den ſich ergebenden 
NRückfällen in gerade Theile participirt werden. 


224 


= 35. 


Ehepacten zwifchen dem Freiherrn Maximi— 
lian Heinrich von Eynatten und Felicitas Luiſe 
Sreifräulein von Mirbach d. d. Trips den 26. 
— Juui 1757. * 


Wenn nun | | 

7) aus bevorfichender Ehe Kinder erweckt werben, 
dieſe die Eltern überleben und ferner das menſchliche Ge: 
fchlecht den hochadelichen Namen und Stamm fortpflan« 
zen, fo ift den Fünftigen Eheleuten Erbfolge halber fonfien 
mit vorabredet und befchloffen, daß die männlichen Erben 
und zwarn der älteft geborne die obgedachte von dem Herrn 
Datern herkommende Herrfhaft Nuth mit ihren Eins. 
und Zugebörigfeiten, famt dem Gut Reimesbeck, mie nicht 
weniger. den Ritterſitz Trips — vorab und alleinig fa- 
vore.nominis et stemmatis behalten, die übrigen ein oder 
mehrere männlicdyen Erben aber mit dem Erftgebornen in 
den zu Nuth gelegenen Mühlen, in den drei Höfen zu 
Camore und Perbaum mit dazu gehörigen Zinfen, gehoben 
unter der Bank Herlen, und dem Zehnten Beckendorf fort 
Meingut zu Winden, fodann übrigen zu obigen Käufern 
nicht gehörigen Gereiden und Acker, Forderungen wie 
auch die mütterlichen Dotalgeldern in gleichen Theilen mit⸗ 
erben follen, jedoch denen Fünftigen Eheleuten bierunter 
allweitige Diepofition und Theilung unter ihren Kindern 
zu errichten vorbehalten. Und dieſes Durch zeitlebens gegens 
waͤrtige pactu über die Landesordnung erweiterte adeliche 
Vortheil oder praecipuum fol alsdann nur flatt haben, 
wenn ber ältefte Stammherr ſich hohen Thumftiftsmäßig 
mit Bewilligung deren Eltern heyrathen würde, follte aber 
derfelb fid) mesalyren, folle der Zweite geborne und fol 
gends die übrige deffelben allein fähig feyn. 

8) Die weiblichen Gefchlechts: Defcendenten aber fols 
len nebft einer mäßigen Ausrüftung mit 2000 Rthlr. ſtets 
ihres Pflichttheils und Dot, — deren Augir⸗ und Di: 
minuirung denen Eltern vorhalten hiemit für abgegüthete 


und verziehene Töchter gehalten werden. 
9) Sollte 
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9) Sollte der ein oder.ander männliche Erbe in 


einen. Teutſchen Ordens, oder Ritterorbensſtand eintrel 
ten, fo fol derſelb fein! Erbtheil nur leibzuͤchtiger Weiſe ges 
nießen / das Eigenthum aber dem Stanithheren verbleiben: 
Die in den Kloftergeiftlichen Stand eintretenden’ follen außer 
der — Dot nichts / ſo wenig Soͤhne, als Toͤchter 

eni {ri 7£: ı —2 e 
er 10) Der weiblichen Erbinnen Dotalgelber, wenn def, 
falls anders nit paceseirt, ſollen unter allen Rindern ohne 
Unterfcheit des Gefchlechts bei: dem ſich ergebenden Ruͤck⸗ 
fall in-grade Zpeile participirt werden. ° 
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Ä 11. Im Fall — Söhne vorhanden feynd, ſo fols 
len die fambrliche von dem Herrn Vatter Binterlaffene 
ſowohl "bengebrachte als erworbene und‘ getvonnene Guͤ⸗ 
ter bei dem Mannsſtamm und zwarn bei dem Aelteſten 
oder demjenigen deren Söhne, welcher von dem — Ba 
tern und — Mutter nach Maasgabe des in $. sequenti 
augbedungenen Vorbehalts zum Stammführer wird er⸗ 
naunt ſeyn, Falls dieſer ſich Rift» und rittermäßig ber: 
heyrathen würde, und deffelben männlichen Erben verblei⸗ 
ben, welcher dann - daraus feinen übrigen Gefchmwiftern und‘ 
Brüdern ihre ftandesinäßige Unterhaltung und Ausfteus 
rung ohnverweygerlich -verfchaffen folle, und, falls dieſer 
ohne männliche Defcendenten mit Tode abgehen würde, 
fo ſolle der zweitere und deffen männliche Defcendenten 
auf nehmliche Art: und Bedingung in der'Succession fol 
gen und föforth ördine suctessionis, ſo lang männliche Ers 
vorhanden," einer-dem andern in obgedacht väfterliche 
Berlaffenfchaft suecediven. Sollten gleichwohl 
$. 12: beide künftige Eheleute-conjunetim oder auch 
1836. 5. 93. P 
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ber Baster allein einen anderen, unter. denen Söhnen zu 
Unterhaltung, des Stammes; und- Rahmens (wozu gleich 
wohlen auf die Söhne erſterer Ch; beſondere Reflerion_ ger 
macht werden. und dieſe, falls fie. hiezu fähig, den Vor— 
zug. haben, ollen)- ‚augerwählen.. und. felbigem. die ‚Güter 
allein zulegen. ſo ſoll ſolches oder wie es fonften lauten 
möge, auf das genauefte befolgt werden. Es behalten aber 
00 Seh. ‚Die Kinder: erſter Che ihr Muͤtterliches unter 
ſich „allein gleichtheilig und. die Kinder. aus weiter auch 
ihr Muütterliches, ohugefränfet: Sollten indeffen + 

$. 14. aus erſterer Ehe allein Toͤchter und. feine 
Söhne vorhanden feyn, aus des Hertn Bräutigams zwei: 
terer Ehe aber bleibende männliche Erben gesielet werden, 
fo follen in Anſehung der vätterlichen Berlaffenfchaft und 
Güter dieſe Söhne auf nehmliche Art succediren, als 
wenn: fie in. erfterer Ehe gebohren und. ſoll es dabei: fo 
gehalten. werben, wie, oben Artikel -11, des mehrerem ent 
haͤlt. Wo aber. . SE EEE a GN 

$. 15. weder aus erflerer, zweiterer oder. auch 
meiterer Ehe des Herrn Bräutigams feine männliche 
Leibserben, fondern allein Töchter vorhanden wären, fo 
fol der in dem von. des Herrn Hochzeiterd Herr Vattern 
und Frau Muttern im, Jahre 1740. errichteten mutuellen 
Testament geiegter ordo . suceessionis . wieder Plaj 
greifen und ſaͤmmtliche des Hrn Hochzeiters Hinterlaffenfchaft 
an Hochdeſſen ältern. Bruder und deſſen männliche Erben 
und — in Mangel deſſen männlicher Defcendenz — auf den 
folgenden und defjen männliche Erben, und fo weiter or- 
dine successivo auf Die anderen „Herrn Brüder und Des 
ren männliche Defcendenz; fallen und; kommen, woraug 
dann der Successor des Herm Hochzeiters nachgelaffenen 
Töchtern gebührende Unterhaltung, und: zwar hierzu einer 
jeglichen Tochter bis zum erreichten 12ten Sjabhre jährlich 
200 Gulden, vom 12ten bis 18ten Jahre aber 300 Guls 
den und vom 18ten Jahre bis zu ihrer Verſorgung alls 
jährlich 400. Gulden Rh. auszahlen, und felbige mit Praͤ⸗ 
benden ober fonftiger ftandegmäßiger "Unterhaltung auf 
Koften ber Familie. zu verforgen ſchuldig ſeyn folle, os 
bey dann der Herr Successor zugleich ‚gehalten: iſt, diefem 
Töchtern bie in, Samilia gewöhnliche dote und ſtandes⸗ 
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mäßige Ausftener zu verfchaffen, von: welcher dote dann 
bie Töchter. bis zu ‚ihrer WVerforgung gleichfalls die jährs 
lichen Intereſſen, welche zu 5 pCt. feyn und: wenigfteng 
im 10tem Fahre deren Alters anfangen follen, zu genießen 
haben... Sollten aber - > | | 

$. 16. des Herrn Hochzeiterd Brüder fämmtlich oßne 
Hinterlaffung - männlicher - Defcendenz -verfierben, mithin 
der Marfgräfliche Hoensbroecifche Mannsſtamm erlöfchen, 
auf diefen Fall bleibet fämmtlichen hinterlaffenen Töch: 
tern und ihren Leibserben der Regreß unbenommen, als, 
dann die Nachlaffenfchaft unter ſich zu vertheilen vel in 
stirpes vel in capita, prout enim casus suo {empore 
exstiterit, mit ausdrücklichem Vorbehalt jedoch der älteften 
Tochter in «in oder anderem Fall ihres Primogenitur- 
Rechts, wie denn auch ferner andurd) reservirt wird, daß 
denen Töchtern beider Verlobten diejenige Güthern, welche 
fie verlobte während der Ehe acquiriret,; bevorab anheim⸗ 
falten follen. Würden nun | 

$. 17. mehrere Kinder in diefer oder folgender Ehe 
gezielet und deren Eins es feye Sohn oder Tochter nad) 
wirklich unterbrochenem Ehebett ohne Leibserben verftürbe, 
alsdann folle defielben in der väterlichen DVerlaffenfchaft 
babende kindliche Antheil dem älteften deren Söhne oder 
demjenigen, der zum Stammführer ernannt fein wird, ans 
beim fallen; der im mütterlichen aber habende Antheil den 
ſaͤmmtlichen Kindern gleichzeitig zumachfen. Es behal— 
ten fidy gleichwohl beiderfeitige Fünftige Eheleute ausdruͤck⸗ 
lich bevor, über ihre Güter inter liberos zu disponiren 
und tegen der Succession fotwohl in ein als anderem 
Falle nach Willführ und Belieben andermweite Veranſtal⸗ 
tung und Berordnung zu machen. Wäre ed nun 

$. 18. daß aus diefer bevorfiehenden Ehe keine Ers 
ben erfprießen,. und alle Hoffnung zu derfelben Erzielung 
nachlaffen würde, fo folle einer des Hochzeiterd Brüdern, 
weicher zur Fortpflanzung des Namens und Stammes 
fähig, jedoch mit ausdrücklich vorbehaltener Bewilligung 
und Gutbefinden des jegigen Herrn Bräutigams und der 
Gräfin Braut, wie auch nächfter Anvertvandten, fich fans 
besmäßig zu verheyrathen befugt feyn, und will in folchem 
Tal jegiger Here Hochzeiter bemfelben zu ao Un: 
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terhaltung aMjährlich eine Summe von 4000 Gulden RB. 
augzalen oder aber ihm ein Gut in diefem Ertrage ab» 
treten. Ferner iſt | — 

$. 19. vorbehalten und vereinbahrt, daß fofern eins 
von den Kindern, es fey Sohn oder Tochter, gegen Wils 
ien und Gutbefindeit des Vaters oder der Mutter — ſich 
zu verheyrathen unternehmen würde und aledann der Ba, 
ter oder die Mutter seu rupto thoro der Leßtlebende 


Macht haben ſolle, fölch ungehorfames Kind zu enterben. 


‚s 

Seftament des Kurpfälgifhen Geheimen Raths 
und Kanzlers der Herzogtbümer Jülich und 
Berg, Grafen Johann Wilhelm vonSchäsberg 
und deffen Ehegemabhlin Roſa Veronica Mag: 
dalena Reihsgräfin von Schäßberg gebornen 
Sreiin von MWefterholt:Lembed, d. d. Düffel: 
ee dorf den 15. Mai 1764, Ä 


Wir beftätigen .. : : 

Ztio die von ung beyden bey unferer Vermaͤhlung 
errichtete Ehe-pacten, und wollen, daß diefelben in allen 
ihren Puncten und Clausulen erfüllet werden und dabe 
wir Vermög derenfelben mit gutfinden und zuſtimmung 
bepderfeitiger Freund und Verwandten paseiseirt und be: 
ſchloſſen, daß _ unter unferen erweckenden Kinderen Der 
erfigebohrene Sohn, wann berfelb ſich ftiftmäßig verheu⸗ 
ratbet, in alliegen fo Vaͤtterlich- als Mütterlichen Güte: 
ren dem adelihen NHerfommen und Gebrauch nad) Suc- 
cediren, die übrigen Söhne aber, nebft denen Tüchteren, 
wann fie zu bebörendem Alter und Jahren gekommen, 
zum Geift» oder weltlichen ftandt, durch adliche, Nitter: 
mäßige Verheurathungen förderfamft verholffen, und dazu 
behörend ausgeſteuert werden follen, fo hat es bey er: 
wehnten Ehe: paeten dahin fein Verbleib, daß unfer erſt— 
gebohrener Sohn Auguſt, Reihsgraf von Schaͤsberg in 
allen unferen, ſo Vaͤtter⸗ ald Mütterlichen ge: und unge 
reiden Gütern, worunter die von mir Reihe; Gräfin von 
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Schädberg, gebohrene Freiin von Weſterholt⸗Lembeck, eins 
gebrachte dotal Gelder, wie auch aliege Jouwelen und 
Pretioſen mit begriffen feyn föllen, dem adelichen Herkommen 
und Gebrauch gemäß zu erhaltung Nahmens und Stammeng 
Succediren folle; Indem wir nun nebft gemeltem, unfe- 
rem erfigebohrenem Sohn Auguft, Neichsgrafen von 
Schaͤsberg noch zwei Söhne, als Carolum und Joſephum, 
Keichsgrafen von Schaͤsberg, fodann eine einzige Zoch» 
ter Theodoram, Neichsgräfinen von Schäsberg, des hoben 
freyweltlichen ſtifts zu St. Marien in Capitolio binnen 
Cdilen Chanoineffe, im Leben haben, für diefe legtgemeldte 
unßere beyde Söhne und Gräfinn Tochter aber die Ver: 
abredete Ausfteuerung in denen Ehe-pacten ausdruͤcklich 
nicht beftimmt find, als haben wir - 
4to zu Vorbiegung aller desfalls heut oder morgen 
entfiehen fünnender mißhelligfeiten verordnet, Daß unfere 
Tochter Theodora, Reihsgräfin von Schäsberg nad) uns 
ferm beyderfeitigem abfterben, anftatt ihrer Dot das von 
ung acquirirte, in der Reichsgrafſchaft Kerpen gelegenes 
Hauß ———** mit alliegen appertinentien, recht 
und gerechtigkeiten nutznießlich in Beſitz nehmen, mithin 
darab, als lang dieſelbe ohne veraͤnderten ſtandes ver⸗ 
bleiben wird, die pfachten und Einkuͤnften ohnberechneter 
genießen, jedoch aus ſothanen Pfaͤchten und Einfünften 
daß Hauß und die geheuchter in noͤthigen Tach und Fach 
fortbehörenden reparationsftand wohl erhalten, dahinge⸗ 
en dem adelihen Gebrauch) und Herfommen nad), auf 
alle fo vätterliche als mütterliche Güter nnd Nachlaffens 
fchaft, wie auch künftige feit: und Benfälle zu erhaltung 
Rahmens und ſtammens fündigft renuntyren folle; 
Wir verordnen und disponiren ferner: 
6to daß unfere beyden Söhne, Carl und Sofeph, 
Reichsgrafen von Schäsberg die ftehender Ehe ung und 
erren Bruderen und respect. Herren Schwa⸗ 
geren Thumb: Probften und Capitularen zu Paderborn 
und Münfter mit fieben zwölften Theilen anerfallen und 
adjudieirte Schäßbergifche haereditaet und was zu ber- 
felben gehöret, nichts davon ab, noch aufgefchieden, pro 
nosträ ratä Erb: und eigenthümlich, anftatt deren in des 
nen Ehe-paeten zugefagter ausſteuerungen Ererben, haben; 
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und für fich behalten, auch wann unfer Herr Bruder und 
respect. Herr Schwager Thumb: Probft und Thumb Ca- 
pitular zu Paderborn und Münfter (tot. tit.) Reichsgraf 
von Schäsberg, welches der allerhöchfte Gott noch lange 
Jahre abwenden wolle, verfierben und feine auquot 
der vorgenannten Schäsbergifhen haereditaet unferen 
Kindern zufließen laffen wird, alsdann foldye auquot 
ebenmäßig pleno jure ererben und dagegen (mie oben ge 
ei ift) gleichfalls renuntyren follen, jedody ders 
eſtalt: 
— 7mo daß, weilen unſer juͤngſter Sohn Reichsgraf 
von Schaͤsberg nur mit einer geringen Amtmannsſtelle 
verfehen, und weiter annoch nicht zum ſtandt geholfen ift, 
derfelbe obbefagte fogenannte Schaͤsbergiſche haereditaet 
und alles, was darzu gehöret, in Befig nehmen, mithin 
aus denen Pfächten, einfünften und intraden zwei drit⸗ 
ten Theil für fi) haben und behalten; hingegen 
8v0 unferem zweiteren Sohn Carl, Reichsgrafen von 
Schäsberg, in Betracht derfelb mit zweyen anſehntlichen 
_ praebenden auf denen hohen Thumb» fliftern Paderborn 
und Münfter, wirklich verfehen und binlänglich providirt 
ift, den übrigen dritten Theil revenüen, aus der foges 
nannten Schäsbergifchen haereditaet ad Dies vitae ohn» 
weigerlich und getreulich verabfolgen laffen folle, 
— — Bu weſſen Urfund und mehrerer Beglaubis 
ung wir gegenwärtig wohl überlegte Disposition eigens 
ändig unterfchrieben und mit unßeren angebohrenen 
Gräflichen Inftegelen beftättiget Haben, fo gefchehen Düfs 
feldorff, den 15. May 1764. 


38. 


Auszug aus dem Ehevertrag zwiſchen dem 
reihberrn Gerhard Johann Wilhelm von Mir— 
ah und Augufte Gräfin von Velbrüd vom 

3. Auguft 1769. 


6) Es Hleibe den contrahirenden hohen Theilen vor: 
behalten und vorbebungen, über ihre beiderfeitiger Vermoͤ⸗ 
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gen zwiſchen denen aus bevorſtehender Ehe: mit göttlichen 
Seegen ahnhoffenden Kindern entweder durd) ein vollftäns 
diges Teftament, Codicil, donationeın mortis causa vel 
quamvis aliam dispositionem zu disponiren, im al 
aber feine dergleichen Disposition erfolgte, fo foll....« 
auf folgendes ausgedruͤckte Art gehalten und regulirt wer⸗ 
den, nemlich — .r 
7) Zu mehreren Conservation Namens und Stam» 
mens der erfigebohrne Sohn, oder bei deſſen fchmachen 
Sefundheitd:Umftänden, übeler Aufführung, oder Beruf 
zum geiftlihen Stand, derjenige Sohn, fo vom angehen: 
den Ehepaar, oder falls diefelben nicht mehr im Leben, 
von denen Großeltern ober. naͤchſten Anverwandten duss 
erfehben und benennt. wird, nad) verleben beider Eltern 
allige Güther, Renthen, Gefälle, fambt der von Herrn 
Hochzeitern berrührenden Mobilar Berlaffenfchaft, forth 
obig gemeldeten Capitali der zehnitaufend Gulden allein 
vorhaben und behalten. Hingegen 
8) verbunden fein, denen übrigen Söhnen zu Doms» 
Dräbenden und Aufnahme in einen Mitterorden, oder bei 
Ermangelung befien ein Kapital von dreitaufend Thaler 
zu Ermerbung einer Militairs Charge, und nebft diefen 
alljährlich vierbundert Thaler, falls mehr nicht, denn drey 
Söhne, wenn deren aber mehrere, dreihundert Thaler ab» 
— und zu verreichen, denen vorſeienden Töchtern 
aber — 
9) jeber, fo lang felbige loßledigen Stands, jährlichE 
Bene Thaler, bei der Ritterſtift⸗ſtandesmaͤßigen 
ereheligung, wo die jährliche Zulag aufbört, jeder ein: 
mal für allemal zur Heirathsgab viertaufend Florin, nebft 
taufend Slorin zur Augfteuer, zu melcher Summe alle 
neben und feiten Säle, wie fie Namen haben fönnen und 
mögen, mit einbegriffen feien, und von denen Töchtern 
niemablen ein mehreres prätendirt werden koͤnnen, derjenis 
gen hingegen fo nicht ritterflift- und ſtandesmaͤßige Ehe⸗ 
Verbündniß feyern follte, ein mehreres nicht, dan taufend 
Thaler auf einmahl für allemahl aus denen Elterlichen 
Gütern aussufehren, fortb dagegen diejelbe auf die Elter- 
liche Verlaſſenſchaft, ſchweſterliche und: brüderliche, fort 
neben und feiten Faͤlle renuntiiren zu laffen wie den da⸗ 
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n renuntiirt werben folle (hier Folgen in folgen 
genden SS. die Befimmungen für ben Fall, daß 
aus biefer Ehe feine Deszendenz entftände. 

16) Halten ſich beide contrahirende Theile bevor, ges 
genmwärtige DBereinbabrung fo wohl per Testamentum, 
Codicillum, oder. durd) ein ſonſtiges Gefchäft :unter denen 
Lebendigen, jedoch niemahlen einfeitig, abändern zu koͤnnen. 


39. 


Zufägliche Dispofition des Grafen von Spee 
und der Öräfin von Speu,geb. Gräfin von Hil⸗ 
lesheim, zu ben Ehepacten, von 1770. 


In Kolge des Unferen Ehepacten vom 13. Januarii 
1756 sub $pho 11m0 eingetragenen Vorbehalts, auch 
in Kraft der Uns obmebin zuftehenden Befugniß, gefchicht 
von Uns aus gelegenheit deflen, daß Gott der Allmächtige 
Unfere Ehe mit einem Sohn, und zweien Töchteren ges 
feegnet, andurch die Erklärung, 

iftens daß Unfere Töchter anflatt Findlichen Erbtheils, 
ben uralten löblichen berfommen gemäß, zu Erhaltung 
des Mannflamms in Behueff ihres Bruders und deſſen 
Söhnen mit einer dot, (welche nebft der ftandsmäßiger 
Außruͤſtung biemit auff vier Taufend gulden ‚species einer 
jeden Tochter beftimmt wird, und Unfer Sobn oder defs 
fen Kindern ihnen auf den Fall erfolgenden ftandmäßigen 
Heyraths, entweder in einer ohnzertheilten Summe zu vers 
reichen, oder aber falß Sie das Geld ftehen laffen wollen, 
mit fünff pCt. zu verzinfen hat) allerdings und ohne eis 
nige Widerrede zufrieden fein — und dagegen nach dem 
Beifpiel fehr vieler anderen adelichen Töchteren nicht allein 
auf ihre Elterliche Verlafjenfchaft, fondern auch auff alle 
feith und Beyfälle verziehen follen. 

2tend Weiter haben Wir Unß vereinbahret, daß Uns 
fer Sohn feine Schwefteren, falls fie nad) Ableben ihrer 
Elteren mit einer flieffes: Präbende annoch nicht verfeben 
wären, nicht allein. auf adeliche Stieffter beförberen, und 
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mit denen diesfallß herfommentlich erheifchlichen Erförs 
bernüßen gang willig verfehen, fondern auch ihnen zu ihs 
rer mebr und befferer subsistence, alß lang fie unverheis 
rathet bleiben werden, jährlichg einer jeden eine pension 
von dreibundert Florins species von dem Tage an, deren 
nach Ableben. der Elteren angetrettener elterlicher güther, 
ohnabzüglich verreichen folle. 

Stens Um auch alliege in anderen abelichen Famis 
lien vielfältig ausgebrochene Sjrrungen, in dem Fall wis 
der Unfere Hoffnung abgehenden Mannftammes, fo viel 
ahn Unß ift, forglich abzuwenden, ift Unſerſeits ferner 
befchloffen worden, daß Unfere Töchter, oder ihre Erben 
ju der renunciirten Erbfchafft das fogenannte Negreßs 
recht fobald verloren haben follen, daß Unſeren Sohng 
Kindere im erften grad mit hinterlaffung männlicher Er; 
ben da8 zeitliche mit dem ewigen Verwechſelen werden, 
jeboch bdergeftalten, daß man auß Unferem ohne Manns 
Erben verftorbenem Enfel weibliche Defcendenten vorhans 
den und Unſere jegige Töchter noch bei Leben fein würden, 
alsdann Sie mit diefen alß ſchweſteren und brüdere zu 
theilen berechtiget fein follen, ohne jedoch hierdurch Unſe⸗ 
ren Sohn, oder Unſeren Männlichen Enkel mit dem Laft 
eines Fideicommiß zu beladen, zumalen Unſere Meinung 
ift, daß Unfer Sohn und deſſen Kindere, ohne auff die 
gemeine Eigenfchafft des Negreß:rechtens zu fehen, alles 
mahl gang freie Hände haben follen. ' 

4tens Sollte nun aber wieder alled Vermuthen und 
Hoffen Unfer Sohn gegen feiner Elteren moillen fi) mit - 
einer Perfohn verheyrathen, welche in biefigen deutfchen 
adelichen Stieffteren und NRitterfchaften nicht angenohmen 
werden fönnte; alß folle Er, ipso facto, gehalten fein, 
feinen Schwefteren nebft der $pho 2do verordneten Eta- 
blissement eines Stieffts fchuldig fein, fo viel jährliche 
mebr, nemlich eine Summe von fechshundert gulden spe- 
cies pro subsistentia einer jeden ohnweigerlich zu ents 
richten, und ihre dot mit zehn Taufend gulden species 
zu vergrößeren gehalten fein; Imgleichen auch, wann Eine 
von Unferen Töchteren, mie jegt befchrieben und gemeldet 
worden, wider Vermuthen fich folcher geftalten verhey⸗ 
rathen wuͤrde, fo folle dieſelbe ſich mie ber Halbfcheid 
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ihrer dot, niemblich mit der Summe von zweitauſend gul: 
den species alleinig begnügen laffen. 
chließlich wollen Wir, daß Unfere gegenwärtige 
Abhandlung als ein Zufag Unferer Haupt: Ehepacten be: 
trachtet, ja fo angefehen und beurtelt werden folle, alß 
wann fie denfelben, um die Zeit der von Unß angegange- 
ner Ehe, würflich eingetragen und einverleibt worden waͤre 
Urkundlich Unferer eigenhändiger Hand unterfchrifften 
und beigedruckten adelichen Inſiegelen; So gefchehen auf 
den 19ten Tag Monats Octobris 1770. 
(1. S.) A. T. Graff von Spee. 
(1. $S.) Augufta Elifaberhe Gräffin von 
Spee, gebohrene Gräffin von Hillesheim. 


| 40. 
Gegenfeitiges Teftament bes Freiherrn Franz 
Carlvon Loe und der Gräfin von Horion vom 
9. October 1771. 


Am Nahmen 
ber Allerheyligten Drenfalltigkeit Amen! 

Kunde und zu wißen ſeye hiemitt jedem, fo dieſes 
instrumentum ſeehen, oder leefen hören wirdt, daß wir 
Srang, Earl, Chriſtoph, Gottfried, Freyherr von Loe ger 
nannt Imftenraedt Herr zu Wiffen, Mheir, Aubel, St. 
Mertensfouren, Vehlar, Leu, Conrathsheim, Puffendorf 
und Iſenbruch, Sr. Churfürftl. Durchl. zu Pfalß würfs 
licyer gulifcher landthofmeifter, Geheimbter Rath, und 
und Ambtmann des Bergifchen Ambts Mifelohe, ſodann 
Alerandrina Marimiliana Freyinne von Loe, gebohrne 
Grävinne von Horion zu Heel und Eolonfter , Eheleuthe 
betrachtende die Schwachheit der menfchlichen natur, bei 
er gefundheit, vollem verftandt, auch mit volligen 

innen: und leibg Kräften; herumbgehende und Stehende, 
wohlmifjendtlich, und mit Bedacht ung Endefchloffen ha: 
ben, Eine verordtnung zu verfaffen, nach welcher wir es 
mit unferen zeitlichen Guͤhteren und Nachlaaßenſchaft 
zwiſchen unferen lieben Kinderen wollen gehalten baben, 
welcher Verordtnung wir alle Kraft eines l'estaments, 
codieills, auch Vaͤtter⸗ und Mütterlicher nach gulich: und 
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Bergifchen Landrechten, stante thoro Privilegirter und 
ohnmwiederfprechlicher Disposition inter Liberos zu Ange: 
nen; mwobel, wann allenfals die geringte Formalitaet ab: 
ginge, wir folche anmitt, und Kraft diefes suppliret wiſſen 
w 


ollen. 

Erſtlich befehlen mir und opferen 'unfere Seehlen, 
nach unferm tödtlichen hintritt, unferem bimmlifchen Bat 
teren, und Schöpferen dem Allmächtigem Gott. 

Zweitens wollen wir nach unferem Abfterben , in der 
Stille, ohne pracht und getös zu Weeze in der pfarr 
Kirchen (mo «8 möglich) in unferem Loäfchen vor elter: 
— Grab Chriſt catholiſchen gebrauch nach beigeſetzet 
werden. 

Drittens nach jedem unſerem Hintritt, ſollen gleich in 
deren bei Wiſſen umbliegenden dreyen Kirchen, als Wees, 
Marienwaſſer und Kevelaer dreyhundert heylige Meßen 
zu zehen Stuͤberen Cleviſch vor unſere ſeehlen Ruhe und 
zwarn in jeder Kirche hundert, und gleichergeſtalten in 
unferen PfarsKirchen zu Meer, St. Martins Bouren und 
Aubel nemblich in jeder pfarr Kirchen hundert meßen, für 
sehen Stüberen beftellet , und gelefen twerden. Auf unfe: 
rem Begraͤbnis⸗Tag, oder des folgenden Morgens, follen 
ferner in der Weeſer, oder folcher Kirchen, allwo wir be 
Erdigt werden, nochmahls hundert meßen vor gleichem 
stipendio (ober wann ed an nöthigen geiftlichen fehlen 
follte) in gleichfolgenden tägen gelefen werden, nicht wenis 
ger nebens vor exprimirter anszahl meßen ahnnoch zwi⸗ 
fchen dem Begräbnüs und Begängnüstag, hundert heilige 
Meißen , forwohl in der pfarr Kirchen zu Weez als zu 
Mheer gelefen, fodann dem auf unferem Begraͤbnuͤs⸗ wie 
auch Begängnüstag, die missam solemnen abzingendem 
priefteren Ein reych8Thaler zu ferzig ftüberen Cleviſch, je« 
dem Levitten aber dreyſig derlei ftüberen verreichet werben. 

Viertens umb aber über unfere zeitliche haabſchaft 
gu disponiren, fo laaßen wir das vom weylandt Frey⸗ 
berren von Imftenraedt und deßen Gemablinnen Sophie 
von Loe am 5te Marty 1663 zu Faveur des von Loeſchen 
Mann: Stammen gefambter Errichtetem Teftament, im 
gleichen die nach herro von gedachter Sophie von Jmftens 
raedt, gebohrne von Loe im mittib Stand’t in eundem 
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Finem sub dato ben Sten April 1688 hinterlaaßene con- 
firmations disposition bei völliger Kraft und verordenen 
darbeneben weyters hiermitt, das alled und jedes, was 
von ung bey auch zu denen imſtenraeder gütberen, ahn⸗ 
Ererbt, oder acquiriret worden mittbinn in dem Meeris 
(chen Empfangsregistro, nachgeführet und verrechnet 
wirdt; zu. denen Rendten, recht: und gerechtig.Keiten, auch 
Einfünften, fo aus vorgedachter Beyden von Imſtenraedt 
legtwilliger Disposition herfommen; felbiger wuͤrcklich 
Kraft diefes mit einverleibet fein, folgfamb eben mie die 
übrige von denen von Imſtenraedt berfommende Güthern, 
dem von Loefchen Stambfolgeren, zeitlihem Befigeren 
des Haufes Wiffen, zum voraus ohnzertrennet nnd ohn⸗ 
zerteylet beimfallen follen. 

Fünftens da es in unferen jeßo Disponirenden Ehe 
Paetis austrüclich bereihts verſehen ift, wie es in dem 
Fall, warın einer von ung, mitt hinterlaaßung minderjähs 
rigen Kinderen vorabfterben thäte, al8dann gehalten wer⸗ 
den folle; fo laafen wir es dabey bewenden. 

Sextens dimeylen die Erb:Einfegung die. Grundts 
fefte eines jeden Teſtaments ift, auch bei adelihen Stan» 
des Perfonen wohl bergebracht, daS der Altifter Sohn in 
denen Väter: und Mütterlichen fowohl mo- als immo- 
biliar, len, allodial, Ererbet, Erwonnenen, acquiritk, 
auch durch Directe, ſowohl als collateral fällen ahnge⸗ 
fallene, als geerbte Guͤtheren, und gefaͤllen vorzuͤglich 
succediren; gleichwohlen unferer aͤltiſte Sohn Carl Frans 
den hoben Maltheser orden vorzüglich Erwoͤhlet, und in 
felbigem feine Profession, unteren 26. Augusti dies lau: 
fenden 1771ten Jahre, in der Ordens Capellen zu Bel: 
den ohnweiht Düren mürklich abgeleget: vorab aber unte- 
rem 23. Marty 1770 in Düffeldorf und den 12. Juny 
dieſes laufenden 1771ten Jahrs, vor hiefigem Verſamble⸗ 
ten gericht, mit ung Beeden Disponirenden Eheleutben, 
feinen lieben Eltern, folchen contract- und renuntiation 
auf unfere DVerlaaßenfchafft Eingegangen und befchloffen 
hatt, wodurch ihme ein Standmäßiger unterhaldt von 
feiner Familien verfichert wirdt, und dann durch der Pros 
feffion im hohen Maltheser orden, öbgedachter unferer 
ältifter Sohn Earl Frans einen geiftlichen Standt erwoͤh⸗ 
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(et, und dadurch fich der Fortpflanzung einer Familien, 
fo dann feine® adlichen Vorteyls völlig begeben; auch 
durch Ebengemeldetem contractu vitalitio wohlwißendt⸗ 
lich auf unfere nach⸗ und verlaaßenfchaft, wie fie nahmen haben 
möge, auch wo herr fie ung und unjerem Erben zu: oder 
anfallen möge renuncyret hatt, fo hat es hierbei fein ohn⸗ 
veränderliches Bewenden, ünd wir berufen und benennen 
dannenhero zu unferem ohngezweifeltem Erben und Stamm⸗ 
folgeren , unferen zweydt gebohrnen Sohn, Gerardbum 
Affuerum Ermondum Freyherren von Loe, Sr. Königl. 
Majeftät in Preußen unferen gnäd. Könige und Herren 
würcdlichen haubtmann des hochloͤbl. Brezkiſchen Regi⸗ 
ments, dergeſtalten, daß ſelbiger alle von uns hinterlaaßene, 
und beſeßene mo- und Immobiliar, Ererbte, und erwon⸗ 
nene güthern , recht: und gerechtigfeiten, actiones, ahn⸗ 
fprüche und Sorderungen, eollateral und.andere Fälle 
wie felbige. nahmen haben, oder ung mwürflich, auch über 
furg oder lang heimb⸗ und zufallen koͤnnen, eingig. und 
allein haben, behalten, und genießen folle, hingegen aber 
auch, alle unfere dahier gemachte Dispositiones inter li- 
beros, ſowohl ald den mit unferem Xeltiften Sohn Earl 
Frans den 12ten Juny dieſes 1771ſten Jahres gemachten 
gerichtlichen renuntiations- und vitalitien-contract zu hal⸗ 
ten und zu erfüllen fchuldig und gehalten feyn folle. 
Siebentes wurde aber unferer zweyt gebohrner Sohn 
Gerardug Affuerus Etmondus fich nicht zur Stift, Nits 
ter: und Standtmäßigen heirath Entfchließen, auf). allen: 
fals einen geiftlichen. oder Militair ordens Standt Erwoͤh⸗ 
len oder vor ung ohne Standes: Ritter: und Stiftmäfigen 
männlichen leibes Erben verfterben, fo berufen und benen; 
nen wir auf feiner Stelle, und unter nehmblichen Condi- 
tionen zu unferem ohngezweyfeltem Erben und Stamb⸗ 
folgeren unferen dritten Sohn Franciscum, Carolum, Ans 
tonium mit dem Zufaß, das er feinem Bruderen, der ſich 
(zu feinem Vorteyl) diefer unferer Erbichaft Endtfaget, 
und einen geifts oder Militair ordens Standt Ermöhlet; 
fonften aber nicht, zu diefen Ständen mit Zahlung dehren 
dazu nöthigen statuten, und fonftigen Kofien verhelfe, hin: 
gegen aber auch foll diefer auf unfere Erbfchaft renunty- 
rende Sohn, in der Elaffe dehren übrigen appanagir- 
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ten, feiner Bruͤderen Eintretten, und fich mitt dem vor 
felben .loeo..legitimae determinirtem -Capitali ſowohl alg 
jährlichen Zinfen zu begnügen, und von unferem alsdann 
Erbfolgendem Sohn und respective Bruderen ferner 
nicht8 zu forbderen, oder zu Prätendiren haben. 
Achtens gleich wie wir aber alle unfere Söhne, mitt 
hinn auch unferen fünften Sohn Clementem Auguftum, 
dan. ben ferten Sohannem Wilhelmum, undt Endtlid) den 
Siebenten Johannem Adolphum nad) ordtnung ihrer ges 
buhrt, allemahl einen nad) dem anderen, successive in 
beuen bei .unferem zweiten Sohn bemeldeten Fällen, und 
in fo. weiht fich einer. von ihnen zu Ritter«, Stift⸗ und 
Standesmäßiger Ehe. qualificiren koͤnnen wirbt, in unfe 
rer Sambtlicher nachlaaßenfchaft zu successoren und 
Erben berufen, hingegen aber unferen vierten Sohn Ludes 
wicum, Joſephum, Adamum von diefer unferer succes- 
sions-DOrdtnung ausſchließen, weylen felbiger im Malthefer 
orden fchon vorlaͤngt aufangenohmen und aufgefchworen 
ift: auch durch feiner twürcklich in obgdtm. orden ermors 
bene Anciennetaet ſolche Vorteyle ihme bevorſtehen, dag 
er unferer Derlaaßenfchaft nicht bedürfe, fondern mitt ſei⸗ 
ner legitima ſich begnügen kann, dergeftallten 

Das Neuntens berjenige unferer Söhnen, fo in Kraft 
gegenwärtiger unferer Disposition im Befig unferer Bee⸗ 
den Berlaaßenfchaft gerathet; fchuldig und gehalten feyn 
folle, feine übrigen Brüder (wann es bereihts bei unferem 
lebzeiten nicht gefchehen) 5u convenabelen Etablissements 
zu verhelfen ; Damit aber unter unferen lieben Kinderen, fein 
zweyſpaldt über dem Wort Etablissement Endtftehe, fo 
declariren wir ‚hiermit, dag gleich) unferem dältiften Sohn 
Carl Frans durch der im $. 6tens Memoriter Disposi- 
tion, renuntiation, oder vitalitien contract, ſchon folche 
Borfehung gefchehen, das er der Familien weyter nicht 
zum laft zu fein bedürfe, unferer Stambfolger fich in Ans 
fehung diefes Bruders ahn mehrgemeldetem contract blog 
zu halten: in Anfehung unferes vierten Sohns Ludowici 
Joſephi Adami aber, außer feiner jährlichen Pension 
(welche wir einem Jedem unferer Kinder Ein vor alle 
mahl vorbehalten) weyter nichts, als die nöthigen Mitte: 
len, feine caravanen auf die Galeeren, zu machen; und 
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was zu feiner Profession im Maltheser orden noͤthig 
fein moͤgte (fals folches bei- unferem leeben noch nicht’ ges 
fchehen) aus unferer Verlaaßenfchaft herrzugeben, fehuldig 
und gehalten: fein ſolle; uͤbrige Brüder aber alle, welche 
nad) unferem Ableben noch feinen Etablissement haben 
möchten,. mitt. folche verfehe, es feyen dann folche, : Hofe, 
eivil £anded, Militair Bedienungen oder chargen,: auch 
thumb .oder andere Praebenden, teutfchen ordeng Kitters 
ftandt, oder was nur immer.zu einem honorabelem .Eta- 
blissement oder Standt, er feye geift: oder weldtlich, ge- 
rechnet werden kann, fo baldt felbiger zweihundert reiche, 
thalereniaufbringet, womitt dann jeder mit legitimen Pen- 
sionen.. verfehener Sohn. fi) zu begnügen haben fol, 
gleich wie aber zu thumb oder anderer ‘Praebenden 
ſchwoͤrlich zu gelangen, und mir andurch alle simonieri- 
fee ‚contractus ausdruͤcklich verbiethen, nicht wollende, 
daß unferer Erbfolger, oder unfere Verlaaßenfchaft, noch 
unfere übrige Söhne ihre Gewißens damitt beſchwoͤren 
foßen, alfo wollen wir, das, fall8 ein oder anderer 
unferer Söhnen durch ein befonderes Glück, auch durch 
feine . Meritten, oder fonftiger Schickung Gottes, zu 
einer thumb oder anderer Praebendam gelangen möchte; 
unferer Erbfolgender Sohn, nur. allein gehalten feyn foll, 
jelbigem ein, für allemahl die nöthige statuten gelder, und 
mag zum chorHabit nöthig, herrzugeben, auch da fonder; 
lich in denen Weftpnälifchen tbumbftifteren ein Biennium 
in Sranfreich oder Sjtalien erforderlich und der mitt fol: 
cher Praebend verjehen twerdender unſerer Sohn noch 
mitt. fein andered convenabeles Etablissement verfehen, 
und auch noch fein Biennium gehalten hätte, fo foll uns 

ſerer Exrbfolgender Sohn, dem mitt folcher Präbend ver; 
fehen wordenden: Sohn und respective Brubderen, außer 
feiner j en Pension ein vor allemahl eine zulage von 
zweihundert reichsthaleren per ferzig ftüberen Cieviſch, zu 
haltung ſeines Bienny, aus unferer Erb: und verlaaßen⸗ 
ſchafts Mitteln herrgeben, wann aber ein oder anderer 
unſerer Kinderen ſich im studiren noch begrifen finden 
möchten; fo ſoll unſerer Erbfolger als ein naturlicher Vor⸗ 
mundt abnnebeng gehalten feyn, ſolchem oder folcher zu 
ablicher Standesmäßiger Erziehung und Education all 
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nöthige® herrgugeben, wozu alsdann er bemächtiget- fein 
fol, die Pension der legitimen vorab zu verwenden. 

Zehntens damit aber über diefer zum befländigem 
Lustre, aufnahme, und Erhaltung unferen adlichen Manns 
Stammens und nahmens abzielende Häreditarifche Dis- 

osition, und Verbleybung unferer gefambter. Verlaßen⸗ 
haft bei nur Einem aus unferen Söhnen wie obgedadht, 
übrige unfere-Söhne und Tochter fich zu befchtweren feine 
ubrfache haben, fo berufen wir diefelben zwarn ebenfallg 
honorabili institutionis Titulo zu unferen Erben, deter- 
miniren aber, wie unter adlichen Familien löblich herge⸗ 
bracht ift, Loco Legitimae signanter ahndurd) jedem’ uns 
ferer Söhnen (wobey aber unfer aͤltiſter Sohn Carl 
Srans aus mehr gemeldeten uhrfachen ausgefcyloßen blei⸗ 
bet) Eine summam von Sexs Taufendt reichsthaleren 

er Serfig Stüberen clevifch, unferer Tochter Maria 
ouife Augufte aber vier taufendt dergleichen reichethaler, 
von welchen Eapitalien, in folange folche bei der Familien 
nicht aufgefündiget werden, jedes hundert mit fünf derley 
reichöthaleren verpensioniret werden follen, welche alfo 
determinirte capitalien Loco Legitimae; pfals einer uns 
ferer Söhnen oder auch mehrere ableebig werden, und 
ſolches capitale nicht erhoben, weder darüber Disponi- 
tet haben würde, fo fol folches capitale jedesmahl unfes 
rem Stambfolgendem Sohn privative, und integraliter 
allein und in massam bonorum, nicht aber an übrigen 
Hrüderen und Schwefter in capita heimfallen, gleic) wie 
aber durch diefe vorforgliche Disposition unferem Stambs 
folgeren, und alleinigen Erben, und befißerem unferer ges 
fambter Verlaaßenſchaft, den Ruͤckfall dieſer Kapitalien 
und legitimen Portionen ahnzuhoffen hatt, fo fol felbi- 
gem nicht freyſtehen, folches oder folche capitalien bei 
leebzeiten feines folches. noch geniefenden Bruders oder 
Schweſters, ohne dehren Vorwiſſen und Bewilligung, aufs 
zufündigen oder abzuleegen. 

Eilfteng gleich wie unferer Erbfolgender Sohn jedem 
feiner Brüderen, zu einem convenabelem Etablissement 
wie $. Iteng determiniret und specifieiret (mann es bei 
unferem Leeben bereihts nicht gefchehen) zu verhelfen 
ſchuldig, fo ſoll auch felbiger ahnnebeng gehalten fein, 
den noch nicht verfehenen Bruderen in fo lange nebft 

einem 
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einem Bedienten mit Koft im Hauß zu verpflegen, bis er 
ihme zu einem Etablissement wird verholfen haben; oder 
doch der Bruder durch andere Schiefung dazu wirdt ge 
langet feyn; falls aber ein ſolcher noch nicht verfehener 
Bruder fih mit unferem Erbfolgerem, feinem Bruderen 
nicht verfiehen möchte, und dem Bruderem unferem Erb; 
folgerem, in feiner wirthſchaft vorfchrenben wollen , oder 
doc, ſich nicht als einen friedt und Eynigkeit liebender 
Bruder betragen mögte, fo fol unferem Stambfolgerem 
freiftehen, dieſem unrubigen Bruderen, mebft feiner legiti- 
men Pension fünf und zwantzig reichsthaleren Cleviſch 
quartaliter herrzugeben, womitt dann diefer fi) mit uns 
ferem Stambfolgeren nicht verfiehender Bruder, fchuldig 
und gehalten fein fol, das Bruͤderliches Haus zu ver— 
Iaaßen, und ſich felbfien vor fich und feinem Bedienten 
quartier, Koft und Verpflegung zu verfchaffen, welche zus 
laage aber von fünf und swangig Reichsthaleren cessi- 
ren fol, fobald diefer unferer Sohn ein Etablissement 
wie $. Iteng determiniret, e8 feye durch was für Scif- 
fung, wirdt Erhalten haben; gleichtwie aber die Verpflegung 
im Haus Einsweylen dahier unferem Erbfolgerem, vor 
den noc nicht Etablirten unferen Söhnen aufgeleeget 
wirdt, als haben wir das zutrawen auf alle unfere ap- 
panagirte Kinderen, allenfall$ verordenen, das derjeniger 
unferer Kinderen fo vor feinem SPas, oder fonft zu feis 
nem Borteyl das Wätterliches "und resp. Brüderliches 
Haus auf eine Zeit lang verlaaßen würde, er feine und 
ſeines Bedienten verpfleg: und Belöfligung nicht von 
anferm Gtambfolgeren zu Praetendiren, fonderen ſich 
folche aus feiner Pension ahnzufchaffen haben fol. 
Zmwöllftend damit aber unfere jeßige Disposition, 
welche nur nur allein zum Lustre und aufnahme unferer 
Familien ziehlet, mitt feinen muthwilligen Gefinnungen 
angefochten und gefräntet werde, fo declariren wir all 
und jede unferer Söhnen, welcher fi nicht Standt«, 
Nitters und Stiftmäßig verChligen würde, wann aud) 
fhon derjeniger ſich lauht $. 8tens feftgefeßter Succes- 
sions Ordtnung in wuͤrcklichem befigt unferer Verlaaßen⸗ 
ſchaft befünde, nicht weniger den oder Diejenige, welche 
unfere dahier etablirte Succeffions Ordnung nicht abmar: 
ten wurden, unferer Succession und verlaaßenfchaft ohn⸗ 
1836. &. 93. Q 
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fäich und verluftig, und weifen folchem oder folchen alle; 
mahls daß hier oben $. 10tens loco legitimae determi- 
nirtes Capitale von Serstaufendt Reichsthaleren per 
Serfig Stüberen Cleviſch ahn, womitt felbiger oder felbige 
ſich zu begnügen, und weyter von unferem Erbfolgendem 
Sohn meeder von unferer WBerlaaßenfchaft nichts zu 
Praetendiren haben foll oder follen, auch fchließen mir 
in dieſem und anderen Fällen die detradietionem quartae 
Trebellianicae aus, ſolche wohl bedachtlich verbiethende; 
damitt aber auch unfere abgegüthete, und mit Legitimen 
Portionen verfehene Kindern, von ihrem ihnen zugetvieth» 
meten Capitali und jährlichen Zinfen gefichert fein mös 
gen, fo follen felbige macht und gewaldt haben (fald un. 
ferer Erbfolger und Stambfolgender Sohn gegen billige 
zuverficht, ein verfchwänder oder doch nicht wie ein vers 
nünftiger HausVatter fi) geriren würde) anberft aber 
nicht, folche vorforgliche Mittelen ahn handt zu nehmen, 
welche die rechten zu conversirung dehren Familien und 
gühteren ahn band geben und vorichreyben. 

Dreyzehntes follte ſich aber zudragen, das aus unfes 
res Erften Stambfolger8 Ehe feine Kindern, oder doch 
nur Töchtern Erzielet würden, und zu Erziehlung maͤnn—⸗ 
licher Erben feine Hofnung übrig wäre, fo fol gwarn ein 
anderer aus unferen Söhnen, welcher dazu im Stande 
und durch feinen gelübten bebinderet, nach ordnung ihrer 
gebuhrt und 8. Steng deutlich gefchehenen WVorfchrift , fich 
zum ehelichen Standt bequemen, und alsdann, anderft aber 
nicht, dag in dem Imſtenraedter Teftament in hoc casu 
befindlichen beneficey vor&rft zu bedienen bemädhtiget 
ſeyn, demnächt aber nach ableben feined Aelteren ver» 
Ehelihten Bruders, Er oder deſſens männlicher Erbfolger 
unferer ohngezweifelter universal Erb fein, und dieſer 
unferer Disposition gemäß fich achten, und verhalten; 
So viel glei wohl die alsdann aus unfered Erften 
Stambfolgers Ehe vorhandene Töchter betrifft, fo fol 
jeden dehren eine proportionirliche ausSterwr oder Le- 
zitima aus denen’ vätterlichen unferer Verlaaßenſchafts 
gütheren ahngetmwiefen werden, welche aber nicht fünftaus 
ſendt reichsthaleren clevifch excediren fol; hiegegen follen 
felbige auf ihre värterliche verlaaßenfchaft zu renuncyren 
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ſchuldig fein, und vor renuntyret gehalten: werden, auch 
ferner darauf feinen. zus noch ahnfpruch haben können. - 
WVierzehntens und weylen wir unferer: lieben: Tochter 
Maria Louiſa Auguſta in anſehung ihrer Dotis oder Le- 
gitimae ſchon $. I0tend Vorſehung gethan haben, fo: ver⸗ 
ordnen wir annehbentz, das unſerer Stambfolgender Sohn 
(wann es hey unſeren leebzeiten bereihts nicht geſchehen) 
ſelbige zu Einer Stifts Praebendam aus dieſer unſerer 
Verlaaßenſchafts⸗Mittelen zu verhelfen, ſchuldig und ges 
halten ſeyn ſolle, in fo lange aber dieſes nicht geſchehen, 
ſoll er ſchuldig und gehalten ſein, ſeine liebe Schweſter, 
nebſt einer Cammerjungfrau, in ſo lange im Haus und 
Kofi zu halten, bis felbige im. geriug der Praebende, 
und. mit. Koft für ſich und ihrer Cammerjungfrau in ih⸗ 
rem Stift verfehen fein: -wirdt, wann : aber. obgebachte 
unfere Tochter fich zu dem Standtmäßigen Eheſtandt 
beqwemen würde, oder auch in ihrem Stift ald chanoi- 
nesse ihre Haushaltung und. menage ahnfangen wollte, 
nicht weniger wann ſelbige in ihrem Stift zu ſolchen 
dignitãten gelangete, welche eine Haushaltung erforderen, 
ſo ſoll unſerer Stambfolgender Sohn ahnnebentz gehalten 
ſeyn, Ihro zu Ihrem AusStewr aus Stiefel oder hoch⸗ 
zeitlicher Kleidung (falls ſolches bei unferem Leben nicht 
geſchehen) ein fuͤr allemahl, außer und benebentzt ihre 
Dotal gelderen von viertauſendt Reichsſsthaleren, ahnnoch 
tauſendt deriey reichſsthaleren per ſexzig Stuͤberen cleviſch 
ohnweigerlich herrzugeben; hingegen aber auch unſere 
Tochter Maria Louiſa Auguſta, in Anſehung der $. 10tens 
Loco Legitimae ihro determinirter Dotal Sommen, Eine 
verziehene Tochter fein, ſich dafür halten und gefolge deffen 
ſchuldig fein auf alle Vaätterlihe und Mütterliche unfere 
Berlaagenfchaft, auch übrigen fo collateral, neben, Seihs 
ten, und anderen Fällen, wie fie namen haben mögen, und: 
und oder unferem Durch dießes Instrument: instituirfen 
Erben, über fur oder lang, auch durch mas. fchickung. 
zufallen mögen, für fi) und ihre Erben, zum Beſten des 
Loeſchen Manns Stammen zu renuntyren,; und alle er-. 
forderliche Formalia juris diefer renuntiations halber zu 
observiren, welche renuntiation, wann fehon nicht wie 
dahier befchrieben gefchebete, fo fol — ie als wuͤrk⸗ 
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lich. gefchehen zu fein Kraft gegenwärtiges instrumenti ge: 
halten werden; gleichwie aber $. 9ten® verfehen, das uns 
feree Stambfolgender Sohn die loco legitimae unferen 
übrigen Kinderen zugewieſene Capitalien nicht ohne. Vor: 
wiffen und Bewilligung feiner noch lebenden Brüderen. 
oder Schweſtern auffündigen oder ableegen möge, fo blei- 
bet doch felbigem. ohnbenohmen (fals unfere Tochter fich 
zum Standtmäßigen. Eheftandt beqwemen würde) ihro 
nach vorherriger gebührender auftündigung mit Vorwißen 
ihre alsdannigen Eheconsorten abgemeldetes capitäle 
von Biertaufendt Reichstahleren per ferfig Stüberen cles 
wifch, als ihre Dotem oder Legitimam nad) feinem un⸗ 
fered Erben mwohlgefallen aufjukfündigen und abzuleegen, 
binngegen aber ‚wann umfere liebe Tochter ohnverhey⸗ 
rather, tweeder aus einer Standtmäßigen Ehe Kindern 
binterließe, : noch auch über ihre Legitimam disponiret 
haben würde, fo fol wie $. Itens fchon verfehen, ſolches 
eapitale unferem Stambfolgeren integraliter, nicht aber 
übrigen Brüderen in partes, rückfallen. 

Fuͤnfzehntes, thäte fich aber begeben, das einer oder 
mehrere unferer Söhnen, oder auch unfere Tochter fich 
zum Glöfterlichen oder Abtey:geiftlichen Leben begwemen 
wollten, alsdann fol unferer Erbfolgender Sohn zu feis 
ner mehrerer äbgaabe oder Dotirung fchuldig und gebals 
ten fein, als welche in dem noch dieſes Jahr von Gr. 
vermwittibter Kayſerl. Königl. Maria Thereſia Majeftät, 
in Anfehung ihrer Erblanden determiniret fich befindet, 
nemblich taufendt reichsthaleren Einmahl vor all, ferner 
aber zum Spielpfenning mehr nicht als zweihundert Güls 
dens Holländifch zum böchften. Hingegen aber in diefem 
Fall, wo unfere (das Klofter oder abdeyliches Leeben) er. 
mwählende Kindere, e8 feyen Söhne oder Töchter, ſich waͤh⸗ 
rendt dem probe Jahr, oder probe Jahren, ein anderes 
beftimmten, und das Elofter oder Abdepliches Leeben ver= 
laaßen würden, fo follen die zur Einkleydung verwendete 
Koften (in ſoweit folche von der jährlichen Pension der 
Legitima und wad) Abzug des in felbiger Zeit genoffes 
nem Spiehlgeldes) von dem loco legitimae $. Itend de- 
terminirten Capitali abgegogen werden; dann gleicdy wie 
wir unferem Erbfolgendem Sohn ausdrücklich aufleegen, 
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jedem unferer Kinderen (mann es bei unferem Leben noch 
nicht gefchehen) ein convenabeles Etablissement aus uns 
ferer Berlanßenfchafts: Mittelen zu verfchaffen; fo wollen 
wir felbigem_ feinen doppelten Laſt aufleegen; derjeniger 
unferer Kinderen aber, welcher ein ſolch Elöfterlichen Geiſt⸗ 
lichen Standt Ermählet, fol über feine: legitimam feine | 
Disposition haben, fonderen fol felbige bei unferem 
Stambfolgeren :Einsweylen verbleyben, und nach abs 
gelegter Profession foldye unferem Stambfolgendem Ers 
ben Einzig und allein heimgefallen fein. 

Damit wir nun defto geficherter fein mögen, dag 
diefe unfere zum flor und aufnahme des Loefchen Manns 
Stammens allein binzielende Testamentarifche Disposi- 
tio inter liberos in allem affterfolget werde, fo beftellen 
und benennen wir als Executores dieſer unferer letztwil⸗ 
lens Meynung, die in unferen Ehepaften ſchon vorges 
fchriebene Bormündern unferer Kinder. 

Umb aber über, diefer unferer legteren willens Meys 
nung feinen Zweifel zu binterlaaßen, fo haben wir, in Ge 
genwahrt unfered hieſiges expresse dazu Berfambleten 
Gerichteg, diefed instrumentum (fo mit meiner Testato- 
ris Angener handt völlig gefchrieben) Beyderfeig unter: 
fchrieben, und mit unferen pettichafteren befräftiget, auch 
verlanget; daß ſolches judicialiter obsigniret, solemnisi- 
ret, und actus Darüber passiret iwerde. 

So gefchehen Wiffen den 9. Octobris 1771. 


gez. Frans Carl Frhr. von Alexandrina Marimiliana 
Loe genandt Imſtenraedt freyfraue von doe, geb. 
(L. S. gräpinne von Horion (L.S.) 


41. 


Ehepacten des Grafen Joh. Ludw. Reneffeund 
der Zreiin von Boos zu Walded vom 
1. Mai 1775. 


Kund und zu wiſſen, daß zu Ehren Gottes und 
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und chriftlicher Fortpflanzung adlicher Gefchlechter zwi⸗ 
fchen dem KHochgebornen Herrn, Herren Johan Lud> 
wig Philipp Graffen von Menefle, Herrn zu Edern, Oft 
mahl ꝛc. 2c. eines, fodann der Hochwohlgebornen Sreis 
fräulein Sophia, Maria, Francisca Freiin von Boos zu 
Waldeck andern Theild, nad) vorgehabtem zeitlichen 
Math und Konfens beiderfeithig respt. hoher Eltern und 
gefammter hoher Freundfchaft ein beftändiger chriftlicher 
ehelicher Heurath⸗ und Vermählungss Kontrakt folgender 
maßen abgered und befchloffen worden. — — 
Siebendes. Renuneirt Fräulein Braut zu Guns 
ſten ihrer Herrn Brüdern und des adelic) von Boogfchen 
Mannsſtamms (tie folches unter adlichen Sefchlechteren 
erfommens und gewöhnlich ift), fonderlich aber zu Gum 
en begjenigen, welcher zur Fortpflanzung des freyberrlis 
chen Stammes auserfehen werben wird, mit Wißen und 
Bewilligung ded Herrn Hochzeiterd, auf alle und jede 
ſowohl väterliche als mütterliche Güther, Kapitalien, Ren⸗ 
ten und Anſpruͤch, auch auf Alles, was dereinft der von 
Boosſchen Famille von Nebenfeithen jemals an bergleis 
chen anerfallen wird, dergeftalten, daß fie diefen Verzicht 
für fi) und ihre Erben mit einem leiblichen Eydt zu bes 
fräfftigen und felbigen nimmer mehr unter feinerley Vor: 
wand restitutionis in integrum, exceptionis minoris 
aetatis, laesionis ultra dimidium, inductionis, ignora- 
tiae, oder wie e8 fonften immer heifen mag, anzufechten, - 
fondern dabei ganz ohnabänderlich zu befichen verfpricht. 
Defien zu wahren Urfund sc. 2c. fo gefchehen Eobleng, 
den 1. Mai 1775. 


(S.) Jean Louis Comte de (S.) Maria Sophia Fran: 
Renesse, Epouseur. cisca von Boos zu Wal; 
deck, Brauth. 
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42. 
Ehevertrag swifchen dem Grafen Earl Wil: 
beim von Spee und dem Freifräulein Elifa: 
beth Auguftevon Hompefc, von 1780. 





Am Namen der Heiligen Dreifaltigkeit Amen. 


Kund und zu wiſſen fey hiemit Jedermänniglic), daß 
unter heutigem Dato unter göttlichem Beyſtand und zu 
fortpflanzung Adelidyen Namens und Stammens zwifchen 
dem Hochgebobrnen. Herrn Grafen Carl Wilhelm von 
Spee, Ihrer Kurfürftlicden Durchlaucht zu Pfalzbayern 
wirflihen Kammerherrn und adelihen Doffammer » Ra- 
then, ald Herrn Bräutigam zu einer, und dem Hoch» 
mwohlgebohrnen Freifräulein Elifaberha Augufla von Hom⸗ 
pefch zu Bollheim, Stifts. Dame des freyadelichen Stifte 
zu Gerresheim, als Braut zur andern Seiten, ein fürms 
licher Ehe:Kontraft verabredet und bejchloffen morden 
ift, worzu die beyderfeits noch lebenden Eltern mit Zufries 
denheit und Vergnügen eingewiliget haben, als naͤmlich 
des Herrn Bräutigam Herr Vater Ambrofius Franzis; 
cus Graf von Spee, Sr. Kurfürftlichen Durchlaucht zu 
Dfalzbayern wirklicher Kämmerer, Geheimer Rath, Vice 
Praͤſident der guͤlich⸗ und bergifchen Hof: Kammer, Ober: 
amtmann zu Caſter und Juͤchen, Nitter des Pfälzifchen 
Lötwenordeng, Herr zu Heltorff, Schönforft, Altenhoff, 
Schirpenbroich, Geilenkirchen, Clörath, Ohoff und Hamm, 
— ein eheliher Sohn des verftorbenen Heren Degenharb 
Hertram Grafen von Speer, Herrn zu Heltorff, Schön- 
forft, Altenhoff, Schirpenbroic), Geilenkirchen, Dhoff und 
Hamm, Ihrer Kurfürflichen Durchlaucht zu Pfalz Kaͤm— 
merer, GeneralsLieutenant von der Gavallerie und Obri—⸗ 
fer eines Dragoner Regiments, und der auch verftorbes 
nen Frau Eliſabetha Amalia Gräfin von Spee, gebohrner 
Sreyinne von Grat de Wangen, — wie auch Des 
Herrn Bräutigams Frau Mutter Eliſabetha Auguſta Gräs 
fin von Spee,gebohrne Gräfin von Hillesheim, — eine ehe: 
liche Tochter des verftorbenen Herrn Franz Caspar Wil: 
beim Grafen von Hillesheim, Freyherrn zu Reipolskir⸗ 
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chen und Ingweiler, Heren zu Arendacht, Francken, Soms 
mersberg, Saldenborn, Gladbach, Niederbach und Berfum, 
ihrer Roͤmiſch⸗Kaiſerl. Majeftät wirklichen Geheimen 
Rathen, Kurpfälzifchen Etats: Miniftern, Negierungs » und 
‚Dberappellation: Präfidenten, de8 H. Huberti Ordens 
Groß: Commandeuren und Oberamtmannen zu Porz, und 
der auch in Gott ruhenden Frau Maria Catharina Elis 
ſabetha Gräfinn von Hillesheim, gebohrner Gräfinn zu 
Gleichen und Hatzfeld; — wie nicht weniger der Fräulein 
Braut Heren Vaters Ercellenz Franz Earl Freyherr von 
Hompeſch zu Bollbeim, Sr. Kurfürftlihen Durchlaucht 
zu Pfalz» Bayern Kämmerer, wirklicher Staats» und Kon: 
fereng :Minifter, gülich: und bergifcher Geheime: auch 
Dber:Appellationg:Gerichtsrath, gülichfcher Erbobriftjägers 
meifter und General: Bufc) : Infpector, Oberamtmann zu 
Deuren, Pyr und Märcen, Ritter de8 H. Huberti wie 
auch des pfälsifchen Löwen: Drdend, Ehren:Ritter des 
Malthefer: Drbeng, Herr zu Bollheim, Frauenberg, Efchs 
weiler, Gritteren, Durweis und Berg am Laim, — ein ches 
liher Sohn des verftorbenen Herrn Joan Wilhelm Frey⸗ 
berrn von Hompefch, Herrn zu Bollheim, Frauenberg, 
Eichweiler und Gritteren, Ihrer Kurfürftlicher Durchlaucht 
zu Pfalz gülich» und bergifchen Geheimen Narben, gülich- 
(hen Erbobriſt-Jaͤgermeiſtern, General: Bufch » Sinfpec» 
torn und Dberamtmannen zu Niedeggen, und der noch 
lebenden Freyfrauen Iſabella von Hompeſch, gebobrner 
Frevinne von Bylandt zu Rheidt, — immaßen die Mutter 
der Fräulein Braut die Freyfrau Antonetta von Homs 
peſch, gebohrne Freyinne von Hacke — eine eheliche Tochter 
des Heren Ludwig Anton von Hacke, Herrn zu Trippftadt, 
Melspach und Stelgenberg, Ihrer Kurfürftlichen Durdys 
laucht zu Pfalz Geheimen Ratben und Obriftjägermeiftern, 
und der Freyfrau Anna Theodora von Hacke, gebohrener 
Freyinne von Wachtendonck, welche bereits verftorben ift. 

Bey diefem Heyraths: Kontrakt find folgende Bedin⸗ 
gungen nach reiflicher Ueberlegung und dem Beyrath der 
nächften Anverwandten feftgefeßet und angelobet worden: 

1 mo ift zum flandinäßigen Unterhalt der nor Ehe: 
leuten bei lebzeiten de8 Herrn Bräutigamg Eltern ein ber 
fonderer Kontrakt unter heutigem dato abgefchloffen und 
unterzeichnet worden, 
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2do bringet der Herr Bräutigam fein fämtlicheg, 
fomwohl von väterlich, als mütterlicher Seiten, auch von 
Sepdenfällen anererbteg, oder noch zu ererbendes Vermoͤ⸗ 
gen, wie folches nach Ableben der Eltern des Herrn Bräu: 
tigams vorhanden fenn wird, in gegenwärtige Ehe ein, 
welches Ihme feine Eltern beyderfeit8 von nun an und 
Kraft dieſes zufichern. 

Stio Die Fräulein Braut bringet ihrer Seits ein 
ihre Dotalgelder mit viertaufend Gulden Rheiniſch, welche 
bis zur wirklichen Ablage jährlicdy) mit fünf vom Hundert 
verzinfet werden; ſodann befommt fie gleich baar fünf: 
hundert Reichsthaler zur Ausſteuer, worüber biemit quit: 
tiret wird. — Hingegen reuunciiret diefelbe hiemit feyers 
lich zu faveur ihrer Brüder und des Mannsftammeng 
auf das integrale väterlihe und mütterlihe mo- und 
immobiliar-Bermögen und Seytenfäle. 

4to Ergäbe fid) der Fall, daß die Fräulein Braut 
Wittib ohne Kinder würde, alddann genießet Diefelbe, fo 
lang beyde oder Eins von den Eltern des Herrn Bräus 
tigams im Leben, ad dies vitae oder big zur anderwär: - 
ten Berehelichung den nämlichen Unterhalt, als in pacto 
separato vermeldet, mit dem Unterfchied jedoch, daß bie: 
felbe, fo fang fie bei den Schwiegereltern wohnet, Statt 
der ausgemworfenen fünfzehnhundert Reichsthaler mit zwoͤlf⸗ 
hundert Reichsthaler fi) begnügen, und im Fall der Se 
paration flatt der beflimmten zweitaufend zweihundert 
Reichsthaler mit zrweitaufend Neichsthaler zu ihrem jähr: 
lichen Unterhalt zufrieden feyn fole. Nach Ableben beis 
der Schwiegereltern fol diefelbe aber zu Wittumggeldern 
alljährlich zweitaufend Neichsthaler p. achtzig albus aug 
denen Gütern (welche ganz oder zum Theil des Ende 
pro Hypotheca dienen) von den Erben oder Befigeren 
derſelben genießen. 

5to Sollte die Fräulein Braut vor dem Herrn Bräus 
tigam verfierben, fo bat derfelbe die Dotalgelder zum Ge⸗ 
nuß, dergeftalten jedoch, daß, wann der Herr Bräutigam 
und Fräulein Braut beyderfeits ohne Hinterlaffung einiger 
Kinder aus diefer Ehe ablebig werden follten, alsdann 
und nur in diefem einzigen Fall die eingebrachte Dot der 
Samilie der Sräulein Braut rücfällig werden folle: 
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6to Am Kal nun Erben vorhanden, und es wuͤrde 
der Herr Bräutigam mit Tod abgeben, alsdann bleibt 
die Frau Wittib bis zur Großjährigkeit des auserfehenen 
Stammperrng, oder bi8 daran Selbe zur anderten Ehe 
fchritte, Leibzüchterinn aller Güter, wie dann aud) in vor: 
ftehendem Fal die Frau Wittib bis zur Großjährigfeit 
des zum Stammbderrn auserfehenen Sohnes, oder big 
daran fie zur zweiten Ehe fchreiten würde, Vormuͤnde⸗ 
rinn ihrer Kinder, jedoch mit Zuziehung eines abelichen 
und gelebrten Beyſtandes verbleiben, inzwifchen aber ge: 
balten fein folle, fämmtliche Kinder. Standesmäßig zu er: 
ziehen, und bei erreichenden Jahren diefelbe nad) ihrem 
Beruf ftandesmäßig zu verforgen. 

Tmo Würde die Frau Mittib zur anderten Ehe 
fchreiten, und Eins oder mehrere Kinder aus diefer Ehe 
vorhanden fein, alsdann folle derfelben ein weiteres nicht, 
als die Halbfchied der Dotalgelder verabfolget werden; 
menn aber gar Keine Kinder aus bdiefer Ehe vorhanden 
wären, fo mag fie ihre ganze Dotem zur zweiten Ehe 
bringen. 

Evo Wuͤrde ber Herr Bräutigam Mittiber, und eg 
wären Ein oder mehrere Söhne aus biefer Ehe vorhans 
den, Er aber wollte fid) wieder verebelihen,; fo mag Er 
in die anderte Ehe ein mehreres nicht einbringen, als dag 
Mobiliare; die Güter aber und fänmtliches Immobiliare 
devolviren quoad Proprietatem auf bie Kinder erfter 
Ehe; jedoch folle in diefem Falle Ihme vorbehalten und 
erlaubt fein, aus denen Gütern ein Wittum von jährliche 
Eintaufend Reichsthaler feiner zeiten Chegattin zu as- 
signiren; toben ausdrücklich vereinbart wird, daß Die 
Cadetten erfter und zweiter Ehe in Beförderung ihres 
Standes fowohl, ald wegen der Appanage, gleichgehalten 
werden follen; indeflen verbleibet Er Iebenslänglidy in dem 
Genuß der fämmtlichen Güter. 

Ivo Sollte fi aber zutragen, daß nach Abfterben 
der Fräulein Braut Keine Männliche, fondern nur weib: 
‚liche Defcendenz vorhanden wäre; alsdann folle zwar der 
Herr Bräutigam, wenn Er fich wieder vercheligen wolle, 
die Güter in die sweite Ehe bringen fünnen, worüber hie⸗ 
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mit dem Juri Statutario in favorem Nominis et Stem- 
matis ausdruͤcklich derogiret wird; Jedoch wird dann in 
deſſen Nücficht den Töchtern erfier Ehe, und zwar einer 
Jeden eine Dot von fechstaufend Gulden Rheiniſch nebft 
— Piſtolen zur Ausſteuer bei ihrer allenfalſigen 
ereheligung nicht allein beſtimmet, ſondern auch annebens 

verſichert, daß fie ſtandmaͤßig erzogen und Ihnen con- 
venable Praebenden in adelichen Stifftern aus den vd; 
terlichen Mitteln verfchaffet werden follen. Sollten aber 
in zweyter oder ferneren Ehe auch Keine Männliche, fons 
dern nur weibliche Erben gezielet werden, fo follen die 
Töchtere erfier Ehe in ihr voriges Recht wieder eintreten. 
Hingegen wird in dieſem Fal die Dot für die Töchter 
zweyter Ehe auf fechstaufend Gulden Rheinifch biemitten 
beftimmet, fort weiter verabredet, daß fie ftandsmäßig 
erzogen, und Ihnen aud) convenable Praebenden in ade 
lichen Stiftern verfchafft, fort mit einer Ausfteuer von 
Hundert Piftolen verfehen werden follen. 

10mo Im Fall aus diefer Ehe Kinder beyderlei Ges 
ſchlechts gezielet, und diefe vor der Frau Mutter abfters 
ben würden, alsdann foll es mit dem gänzlichen Vermoͤ⸗ 
gen fo, wie in articnlo quarto (im Fall feine Kinder 
vorhanden wären) befchrieben ift, gehalten werden, mit 
dem Zufaß, daß die Dot der Fräulein Braut mit gleicher 
Summe widerlegt werden folle. — — 

11mp Gleichwie durch die Elterliche Disposition 
und nach dem Herkommen die Dotes für die beyden 
Fräulein Schweftern des Herrn Bräutigams auf vierfaus 
fend Gulden für eine Jede befiimmer find; fo follen auch 
Die Dotes der aus diefer Ehe entfpringenden Töchtern, 
wenn auch Söhne vorhanden find, auf viertaufend Guls 
den für eine jede hiemit feftgefegt bleiben; indeffen 
bleibt der wirklich fideicommittirte Brillianten Geſchmuck 
und Hausſilberwerk in allen Weegen mit dem Band des 
Fideicommiss beftrickt. 

12mo Wenn in diefer Ehe mehrere Söhne ermecket 
werden, fo folle der Stammhaltende Sohn feinen Bri: 
dern jährlich zum Lebens⸗Unterhalt einem Jeden fünf: 
hundert Gulden fo lang auszahlen, bis fie in dem wirf: 
lichen Genuß einer Domspräbende ober ciner Commen- 
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derie ſich befinden werben, two alsdann aber biefelbige 
weiter nichts von der Familie zu fordern haben; hinge⸗ 
gegen foll der Stammpaltende Sohn verpflichtet feyn, für 
feine Brüder an Vatersſtatt zu forgen, und die nöthigen 
Köften zu verwenden, damit fie, fobald möglich, ihre 
Standmäßige Berforgung in Dompftifftern oder Malthes 
fer; oder Teutfchen » Orden finden mögen. 

13tio Dem Stammbaltenden Sohn aus diefer Ehe 
wird biemit ausdrücklich anbefohlen und vorgefchrieben, 
daß Er zu feiner Zeit Keine andere, ald eine Ritter und 
Stifftmäßige Fräulein, das ift, defien Stammbaum mit 
fechg;ehn Ahnen auf den gülich » und bergifchen Landtag auf: 
gefhmworen werden kann, heyrathen folle; widrigenfalls 
bleibet er von aller väterlichen Mo- und Immobiliar-Erb; 
fchaft ausgeichloffen, und muß fi, wie ein Cadet vom 
Haus mit einer Leibrente von fünfhundert Gulden jährs 
lich befriedigen. — 

Endlich halten fih der Herr Bräutigam und Fräus 
lein Braut ausdrücklich vor, nach Umftänden und Gut: 
finden nähere Dispositiones inter liberos zu errichten, 
befonder8 aber, im Fall wider WVerhoffen ihr zukünftig 
ältefter Sohn wegen Geſundheits⸗, Fähigfeitd- und Aufs 
führungs; Umftänden zum Heyrathen Ihnen nicht der 
Tauglichfte ſcheinen follte, einen andern ihrer Söhne zum 
Age nach Wilführ auszuerſehen und zu bes 

immen. — 

Zu allerfeitiger Verbindlichkeit und rechtlicher Sicher, 
beit ift gegenmwärtiger Heyraths⸗ Contract von dem Herrn 
Bräutigam und Fräulein Braut, fodann von bepderfeitis 
gen noch lebenden Eltern, wie von mehreren darzu erbes 
tbenen Anverwandten und Freunden eigenhändig unter; 
zeichnet, mit Eines jeden angebohrnen Bettfchaft bekräf: 
tiget und in Duplo auggefertigt worden. 

So gefchehen Düffeldorff den Erften November und 
Bollheim den fechsten November Eintaufend fiebenhundert 
und achtzig. 

(L. S.) Karl Wilhelm Graff von Speer. 

(1.. S.) 4. F. Graff von Spee. | 

(L. S.) Anna Elifaberha Augufta Gräffin von Spee, ges 
borne Gräffin von Hildesheim. 
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(E. S.) Chriftian von Hade. 

(L. 5.) Elifaberha Augufta von Hompeſch. 

(L. S.) F. €. Frhr. von Hompeſch. 

(L. S.) M. 3. Freyfrauin von Hompefch, geb. Gräffin 
von Hoensbroich. 

(L. S.) $reiin von Hompefch, geb. von Bylandt. 

(L. S.) Augufta von Hade, Dechantin zu Gerresheim. 

| harles Baron d’Hompesch, Lieutenant che- 

vaux legers. 


8 
(L. S.) Wilhelm von Hompefch, Domherr zu Speier und 
Eichſtaͤdt. 


(L. 8.) Joſeph von Hompeſch, Domherr zu Trier. 
) Ferdinand von Hompeſch, M. O. Ritter. 


43. 


Dispoſition des Freiherrn Maximilian Hein— 

rich von Eynatten und der Freifrau Felicitas 

von Eynatten,jgeb. Freyin von Mirbach, d. d. 
Trips den 5. Dez. 1782. 


Wir Haben unterm 24. Juni 1757 Ehepacten *) 
errichtet und zwarn zu folcher Zeit, ald mir Freiherrn 
von Eynatten die Beichaffenheit der Güter unbekannt ge: 
wefen und mein dltefter Bruder allererfi furg vor meiner 
Verheirathung geftorben, und ich Dee von Myrbach zu 
folcher Zeit eines annod) minderjährigen Alters getvefen. 
Nach dermalen genommenenen reiflihen Einficht hatten 
wir befunden, daß die in die Ehe eingebrachte Patrimo- 
nial» Güter nicht allein mit merklichen Schulden beſchwe⸗ 
ret werden müffen, deren zu dotirenden Schmweftern zwei 
geweſen ıc. 

Der $. 7. der Ehepacten fol in dem alleinigen Fall 
und anders nicht feinen Beftand haben, als wenn nam; 
lidy die Kinder ihre beiden Eltern überleben würden, und 
ſolle in folchem Falle der dltefte Sohn und nad) deſſen 


) Anlage 34. 
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Abfterben der zweite Sohn und successive, wenn er fich 
ftandmäßig verbeirathet, die zur Ehe eingebrachte Herrs 
(haft Nüch ſamt Meimersbef — und Trips — nicht 
allein, fondern auch die 2 Mühlen und 3 Höfe — cum 
onere — vorab und allein favore mominis et stemma- 
tis behalten und zu genießen haben, fodann folle das in 
diefem $. der Chepacten enthaltene Wort: Thumſtifts⸗ 
mäßig feinen andern Einn und PVerftand haben, als das 
Wort: ſtiftmaͤßig allein bat, alfo daß es genug feye, wenn 
diefer fich fliftmäßig verbeirathen wird. 

In Betreff des zweiten Herrn Sohnes Carl Adolph 
erklären twir, daß wir für rathbfam befunden haben, diefen 
$. 7. der Ehepacten in fo weit abzuändern, daß diefer 
zweitgeborne Sohn in den Gütern zwar nicht mittheilen 
fol, daß aber diefen nach unferem Tode 2000 Thaler loco 
legitimae von feinem älteften Bruder gezahlt werden follen, 
womit er denn gänzlicy abgegutet feyn fol. 

Merden, auch quoad $. 8, der Ehepacten die Ders 
mebrung oder Verminderung des Pflichttheild und „dot 
der weiblichen Gefchlechtsdefcendenten ung ‚vorbehalten 
und — erklären wir, daß wir diefer (5) Fräulein Töchter 
Pflichttheil für jede auf 2000 Fl. Rh. beftimmen und 
loco legitimae anweifen, welche unfer ältefier Sohn aus 
dem Genuß der Güther nad) unferm Tode zu entrichten 
haben foll, womit fie dann abgegütet find und an der 
elterlichen Hinterlaffenfchaft nichts mehr zu praetendiren 
haben follen. Go viel den $. der pactorum dotalium bes 
trifft ; fo follen der weibliche Erbinnen dotal Gelder bei 
fi) ergebenden Rückfall dem älteft gebornen Sohn oder 
dem, der ihm succediren wird, allein verbleiben. 


44. 


Ehevertrag zwiſchen dem Freiherrn von Spies 
und der Sreiin von Rolshaufen von 1784. 


Im Namen der Aflerheiligften Dreifaltigkeit Amen ! 
Kund und zu wiſſen feyn männiglichen, daß — 
em 
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dem Hochwohlgebornen Herrn Heinrich Wilhelm Joſeph 
Sreiherrn von. Spies von Bullesheim, Herrn zu Rath, 
Mohr, Fraͤtſchein, Lüppenau, Hetzingen, Erbfchenfen des 
Herzogthums Juͤlich, Ihrer Kurfürfilichen Durchlaucht zu 
Pfalz» Baiera Kämmerer, Jülich» und Bergifcher Geheimer 
Dberappellationggericht8: und Steuerrath, Amtmann zu 
Juͤlich weiland des auch Hochwohlgebornen Heren (os 
dann Hugo, Freiherrn von Spies Buͤllesheim, Herrn zu 
Rath, Lüppenau, Rohr, Hetzingen, Ihro Kurfuͤrſtlichen 
Durchlaucht zu Pfalz Geheimrathen ꝛe. und der Hoch 
wohlgebornen Frauen Maria Anna Sofepha, Freyfrauen 
von Spies, gebornen Freyinnen von DBlatten zu Drove, 
ebeleiblichen Sohn, ald Hochzeitern eines, fodann der Hoch» 
mwohlgebornen Frenfräulein Maria Anna von KRolshaufen 
zu Türnich, des freiadlicy weltlichen Stiftes zu Neuß 
Chanoineſſe, des Hochwohlgebornen Herrn Ludwig Carl 
Freiherrn von Nolshaufen, Herrn zu Tuͤrnich, Bingfeld, 
Lüttgenbach, Lauicheid, und mweiland der Hochwohlgebor⸗ 
nen Frauen, Sfabella Freyfrauen von Kolshaufen, gebor⸗ 
nen Sreyinnen von Waldbolt Bornheim, eheleiblich erzeug⸗ 
ten älteiten Sräaulein Tochter andern Theils, ein Ehriftlis 
ches Eheverlöbniß mit beiderfeits Vaͤtter⸗ und refpective 
Muͤtterlicher Bewilligung zu Fortpflanzung  freiadlichen 
Gefchlechteg, zuvorderft und befonders aber Gott dem All 
mächtigen zu Lob, feyn befchloffen, errichtet und. dabei wie 
folgt beredet, verglichen und angenommen worden. 

Amo: Verfprechen erfigemeldter Freiherr von Spies 
und fie Sreifraulein Maria Anna von Rolshauſen fich 
unter einander die Ehe und Treue, und wollen fich erfter 
Tage durch prieflerliche Copulation einfegnen lafjen, forts 
bin ſich befländig gegen einander fo erjeigen, wie es dem 
Aller hoͤchſten wohlgefällig, zu Erwerbung himmlifchen See⸗ 
gens noͤthig und adlichen Standesperfonen ruͤhmlich ift. 

2do Wollen der Fräulein Braut Herr Vater gedacht‘ 
Ihro nebft Ausfteuer von 500 Gulden in Dotem 3000 
rbeinifche Gulden entweder binnen drei wionaten, oder 
bis zur gänzlichen Ablage, weldye mit 1000 Gulden ab» 
fchlägig gefchehen mag, mit 4 pCt. a dato verzinfen, wo⸗ 
gegen dann 

Stio Gie Fräulein Braut für fih und ihre Erben 


256 


in Behuf ihrer geliebten Herrn Brüder, Marimilian und 
Ignatz, Freiherren von Rolshaufen, und deren männlichen 
ftiftsmäßigen Defcendenten, zur Erhaltung Stammes und 
Namens auf ihre värerliche Güter und Erbfchaft, auch 
auf die ab intestato ſich ergeben mögende GSeitenfällen 
an Eidesftatt renuncürt, bei Abgang derenfelben aber. 
oder deren ftiftSmäßiger männlicher Defcendenz Diefer 
Verzicht Jhrofelben nicht zum Nachtheil angezogen, fons 
dern fie und ihre Erben alsdann (al8 wäre der Verzicht 
nicht gefchehen) gehalten werden follen. 

to Mollen der Here Hochzeiter fie die Frau 
lein Braut mit einer Morgengabe zu Shrofelber ganz 
freien Dispoſition befchenfen. 

5to Bringen der Herr Hochzeiter (fo wie er in Ges 
folg deren mit weiland feiner erften Gemahlinn Antoinette 
von ber. Vorſt zu Lombeck gethätigten Ehepacten, worin 
Art. 10. das Devolutiond: Recht gaͤnzlich aufgehoben wor: 
den, zu thun mächtig) zu Diefer zweiten Ehe ein ge 
fammte von Hochdero Hochfeeligen Herrn Vater herkom⸗ 
mende, oder fonft befigende Güter mit fämmtlichen Ap- und 
Dependenzien; wobei fid) die vermittibte Freifrau von 
Spieß, des Herrn Hochzeiterd Frau Mutter Gnaden, Die 
Mohnung auf dem Rath zu ihrem mittiblichen Gig, wie 
ſolches auch in vorberürten erften Ehepacten gefcheben, 
ausdräclich vorbehaltet. 

So viel aber 6to die der vermwittibten Freyfrauen 
von Spieß, ded Herrn Hochzeiters Frau Mutter, eigens 
tbümliche zuftändige Güter betrifft, worüber hr die freie 
Dispofition zuftehet, fo erklären KHochdiefelbe andurdy, 
daß es bei der von Ahr den 31. Jenner 1776 errichteten 
und am nämlichen Tage bei dem Scheffen: Gerichte zu 
Düren hinterlegten Dispofition fein ohnabaͤnderliches 
Verbleib haben und behalten folle. 

Damit nun auch der künftigen Sterbfällen halber zu 
Verhütung verderblicher Nechtshändel die nöthige Vor» 
ſehung gefchehe, fo ift nach vorgehaltenen reifen Rath be: 
redet, bewilligt und befchloffen: 

Tmo Würde die Fräulein Braut zuerft und ohne 
Nachlaffung ehelicher Leibesdefcendenz ablebig werden, fo 
fol obgemeldete Dot von 3000 Florin, dafern fie wirklich 

ents 
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entrichtet, Ihro der Fräulein Braut Herrn Vater ober 
defien Erben zur graden Hälfte wieder obrückfallen, doch 
dem Herrn Hochzeiter die Leibzucht in dieſer rückfäligen 
Hälfte vorbehaltlich. 

Würde aber Svo in dieſem Werabfterbungsfalle ein 
oder mehrere durch Gottesſeegen aus diefer Ehe erzeugten 
Kinder männlichen Geſchlechts obhanden feyn, und dem⸗ 
nächft auch der Herr Hochzeiter das Zeitliche feegnen, fo 
fol, falls nur ein Sohn vorhanden, dieſer all Vaͤter⸗ 
und Mütterliche Nachlaffenfchaft alleinig haben, und das 
gegen die aus des Herrn Hochzeiters erſter Ehe vorbans 
denen Töchter, fo wie feine eigenen Gefchmwifter ſtandes⸗ 
mäßig verforgen, bei ihrer adelichen Verheirathung, mit 
Zuziehung nächfter Freund und Verwandten, gegen einen 
nach löblihem Gebrauch von der Nitterfchaft zu thuen⸗ 
den Verzicht, gebührmäßig ausfteuern, dotiren und ab» 

uͤten. 
Waͤren alsdann aber Ino mehrere Söhne vorhan⸗ 
den, fo fol der aͤlteſte unter ihnen, fofern derfelbe nicht 
geiftlich oder zu Fortpflanzung des Stammes nicht un: 
fähig, den Ritterfig Rath, nicht allein mit dem, was in 
feinen Edern und Zäunen gelegen, fondern überhaupt mit 
all feinen Ans und Zubehörden, Renten und Einkünften, 
nichts davon ab» noch ausgefchloffen, auch mit allen auf 
dem Hauſe befindlichen Silberwerf, Tapeten, Spiegelen, 
Haus: und Hofgeräthe, jeden adlichen Vortheil unabzügs 
lid), vorab und voraus haben, jedoc, auch dagegen in 
denen Augfteuerungen und Doten feiner Schmwefter und 
Halbſchweſtern fo viel mehreres nad arithmetifcher Pros 
portion der mehreren Revenuͤen beisutragen haben. 

Wären aber 10mo gar feine Söhne aus dieſer zwei⸗ 
ten Ehe, fondern nur Töchter vorhanden, fo follen dieſe 
mit denen aus erfter Ehe vorhandenen Töchtern in der 
väterlichen Erbfchaft vollkommen gleichgehalten werden. 

11mo Würde der Herr Hochzeiter auf vorgefegten 
Sal, daß er der legtlebende, und feine Söhne aus dieſer 
Ehe, fondern Töchter vorhanden wären, zur dritten Che 
fchreiten, fo bleibe Ihm die Macht unbenonmen, feine 
Güter in fothane Ehe einzubringen, ohne daß dagegen 
das Devolutions-Necht angeführt werden könne. 

1836. 5. 93. R 
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2mo Weberhaupt follen alle ded Herrn Hochzeiterd 
Guͤter, vorbehaltlich der denen Töchtern gebührenden Aus» 
fteuer und Dote, bei dem von Spiefifchhen Mannftamme 
verbleiben, felbiger fey aus Diefer zweiten ober einer fer 
nern Ehe gezeuget. 

Und da Astio mit Gottes Hülfe der Haupt End» 
zweck ift, nicht nur die Fortpflanzung des von Spieſiſchen 
Mannsftammeg, fondern auch, daß ſolcher und die De: 
feenden; in ihrem uralten fliftmäßigen reinen deutſchen 
Adel conservirt werde, fo follen Söhne und Töchter, 

* welche ſich mit einer ungleichen und nicht altdeutfd) flift- 
mäßigen Perfon beirathen, von aller Succeſſion ausge: 
ſchloſſen feyn. 

Begebe es 14to, daß die Fräulein Braut die lebt: 
lebende wäre, und aus diefer Ehe feine Kinder obbanden, 
ſo folle Hochdiefelbe die Hälfte aller Mobilien eigenthümn: 
lich haben, auch als lange fie im Wittiben Stand ver: 
bleiben wird, entweder (falls fie mit denen aus erfterer 
Ehe vorhandenen Töchtern zu leben, und deren Berfor: 
gung zu bewirken gefinnet feyn wird) die unberechnete 
Leibzucht von alliegen in diefe Ehe eingebrachten Gürern 
behalten, oder falls fie diefes nicht, fondern ſich von be; 
fagten erfiern Ehefindern zu trennen gefinnt wäre, ſollen 
Ihro die unten $. 18. beflimme werdenden Wittibgelder 
von befagten Kindern oder denen denſelben anzuordnen: 
den VBormündern frey und unmeigerlicy ausgerichtet, wie 
auch die von der Fräulein Braut eingebrachte Dot, 
wenn fie gezahlt feyn follte, rückerftattet werden. 

150 Wären hingegen in diefem Falle Kinder aus diefer 
Ehe vorhanden, fo fol die Fräulein Hochzeiterin als legt» 
lebende, fo lang fie im unverrücten Wittiben Stande 
verbleibt, in und von fämmtlichen von dem Herrn Hod)s 
zeiter berfommenden jegigen und zukünftigen Guͤtern, auch 
von Ihro eingebrachten Heirathegute, und von dem, 
was fiehender Diefer Ehe etwa erworben worden, die 
Leibzucht und resp. underechnete Adminiftration haben, 
und Dagegen fhuldig und verbunden feyn, über folche ih⸗ 
rer Leibzucht und Adminiftration untergebene fämmtliche 
Güter ein fürmliches Inventarium inner ſechs Mona» 
ten zu errichten, al® natürliche Vormuͤnderinn und als 
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eine getreue Mutrer ihren Kindern wohl vorzuftehen, die: 
felben Randesmäßig aufjuerziehen, in Ehriftlichen Tugen⸗ 
den, fort in denen dem Adel mohlanftändigen Willens 
fchaften und Uebungen unterweifen zu laſſen, auch für 
die Berforgung der Töchter aus erfier Ehe ſich mit zu 
verwenden, eine fparfame untadelhafte Haushaltung zu 
führen, die Güter im Stande zu halten und fo viel mög: 
lich zu verbefiern, fort die darauf etwa haftenden jährliche 
sein und Penfionen richtig und unmangelhaft abzus 
ten 


Auch da 15to die Kinder zu ihrem ermwachfenen Al; 
ter kommen, die Töchter auf die Stifter, und die jüngern 
Söhne, fo zum geifllichen Stande einen wahren Beruf 
jeigen, ebenfall8 auf Dom» und Andere Stifter oder zu 
Nitterorden zu befördern, denen Töchtern, fo fich mit Ihro 
der Frau Mutter Willen und Wiffen Stand: und Stift: 
mäßig verbeirathen, mit Rath und Gutfinden nächfter 
Blutsfreunde Ausfteuer und Dot zu beftimmen und aus; 
jureichen. 

1Tto Dem älteftien Sohn aber, da felbiger fich ver: 
beirathet, das demfelben als Stammphalter bierneben im 
$. 9. zum adlichen Vortheil zugedacht und ausgemworfes 
nes ohne Rückbehalt alsbald abzutreten und einzuräumen. 

18v0 Wäre es Sache, daß die Fräulein Braut ihre 
Convenienz nicht fände bei denen Kindern zu verbleiben, 
fondern der Reibzucht und Adminiftration dee Mühe und 
Beſchwerlichkeit halber fich entfchlagen wollte, fo follte 
Ihr zur Wohnung jährlid) 200. Rthlr., fodann zum ſtan⸗ 
Desmäßigen Unterhalt 800 Rihlr., benebend denen Inte⸗ 
reſſen von ihrer Dot, auch freier Gebrauch deren Meublen, 
ohne Mangel ausgezahlt werden. _ 

 Goferne aber 19no die Fräulein Hochzeiterinn als 
leßtlebende, im Fall eines oder mehrerer obhandener Kin- 
der, zur weitern Ehe griffen, fo fol Hochdiefelbe alfo fort 
und mit der That felbit allieger Leibzucht und Admi: 
niftration auch alliegen Lucri mobiliaris verluſtig, mits 
bin mehr nicht, als die Hälfte ihrer Dot, nebft denen zu 

hro Leib gehörigen Kleidungen, in folche anderte Ehe zu 

bertragen befugt und mächtig feyn, doch von der andern 
Hälfte die lebenslaͤngliche Leibzucht haben — genießen. 
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20mo Halten Here Hochzeiter und Fräulein Braut 
fic) bevor gefammter Hand, ein und andern vorbefchries 
benen Punkten ab» und beifegen zu fünnen. 
| Zu Urkund weflen haben Eingangs Hochermelbete, 
der Herr Hochzeiter und Fräulein Hochzeiterinn nebft 
beiberfeitigen Sreiberrlichen Eltern als Mitcontrabenten, 
fort hoben Freunden und Verwandten, gegenmärtigeg 
Eheverlöbniß und Heiratheverfchreibung eigenhändig une 
terfchrieben, und mit angebornem freiadlichyem Pettſchaften 
befeftist. So gefchehen Neus den 27. April 1784. 


(L. 8.) 3. Freiherr Spies (L. S.) Mariane Sreifräus 


von Büllesheim zu Rath. lein von Rolshauſen. 
(1. S.) Verwittibte Sreis (L. S.) Eud. Freiherr von 
frau von Spies, geborene Rolshaufen. 


Sreyinn von Vlatten. (1. S.) Felicitas v. Waldbott. 
(L. 8.) Balduine Sreifräulein von Rolshaufen. 


45. 


Seftament des Freiberrn Franz Ludw. von El; 
vom 5. April 1737. 


So viel meine Kinder betrifft; fo feße ich 

4) meinen eingigen Sohn zu meinem ohngezweifelten 
Univerfals Erben biermit ein, jedoch dergeftalten, daß ders 
felbe meinen beiden Töchtern flatt des ihnen fonft gebüh» 
renden Pflichtenteils, fo lange Diefelben bei ihm und ohne 
fonflige VBerforgung fein merden, und zwarn einer jeden 
jährlich8 nebft Koft und Wohnung 100 Rthlr. verabreis 
chen, weniger nicht den forgfältigen Bebacht nehmen fol, 
Denenfelben nach Gelegenheit und wo immer möglich eine 
anftändige Berforgung zu verfchaffen und, wenn eine oder 
die andere eine Gelegenheit ſich zu verheurathen haben 
wird, derfelben 2000 Rthlr. Rheinifch pro dote, gleichtwie 
die Frau von NHeevemann zu Zuydswick auch erhalten 
bat, auszumerfen, dag Kapitaljedoch felbiten an diefelben nicht 
ablegen, fondern ſolches mit 5 pCt. jährlich verzinfen, woge⸗ 
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gen dann biefelbe auf alle mweitere Erbfchafts s Anfprüche 
adelichen Gebrauch gemäß zu verziehen haben wird. 


46. 


Auszug aus dem Teftament des Elemeng Lo; 
tharius Reichsfreiherrn von Fürftenberg, d. 
dato Baderborn den 27. Zulii 1787. 


® 


In nomine Sanetissimae individuae Trinitatis Amen. 
In reiflicher Erwägung des fichern Todes und Un: 
ficherheit der Stunde, übergebe ich dem lieben Gott und 
feinen Heiligen meine unfterbliche Seele; den Leib aber 
der Erden ohne Gepränge zu begraben, und habe ich über 
mein zeitliches Bermögen zwifchen meinen noch lebenden 
vier Kindern, bei guter Vernunft, ſtark und gefunden Leis 
besfräften, folgende väterliche in Rechten privilegirte Dis- 
position zur genauften Befolgung nad) meinem Gott 
gefälligem Abfterben aufjurichten für gut befunden, 

1) Da vermög freyherrlich von Fürftenberofcher, von 
Kaiſerlicher Majeftät allergnädigft beftättigter, Fidei-com- 
missorum und meinen eigenen Ehepacten es mir um 
fireitig zuftehet unter meinen Söhnen den Stammfolger 
zu wählen, fo ernenne ich dazu meinen zmeiten Sohn 
Seiedrich, welcher in allen von Fürftenbergifchen alten Fi: 
dei: Sommiß- Gütern ohne Unterfchied ſowohl, als jenen fo 
ich dieſſeits des Rheins erworben und laut meinen Ehe 
pacten Salva tamen ulteriori dispositione inter Libe- 
ros divisione dem ältern Fidei-Commiſſo vereinigt habe, 
auch era befige, doch mit dem Zufag succediren 
olle, daß... - 

(bier folgen nun die nähern Beftimmungen über bie 
Erbfolge der durch) dem Teftator, benebft dem 
alten Fürftenberger Fidei Commiß, welches wie vors 
fiehbend bemerkt, der zweite Sohn: Friederich er⸗ 
bielt, — annoch errichteten zwey Fideis Commiffen, 
nämlich das Eine über die zwifchen Rhein und 
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Maas gelegenen Güter, welche dem dritten Sohn 

Hermann Adolph Theodor, und das Andere, wegen 

ber jenfeit8 der Maag gelegenen Güther, welche dem 

älteften Sohn Franz Clemens von Fürftenderg zuges 

theilt waren, unter dem ausdrüclichem Bemerfen, 

daß diefer Antheil Güther ebenfowohl als ein verum 

reale et perpetuum Fidei-Commissum familiae 

folle geachter werden.) 

(Demnächft heißt‘ e8 ferner:). | 
9 Nachdem nun die drei männliche immerwaͤh—⸗ 

rende von feinem, mit was Art Schulden es auch feyn, 
zu beſchwerende Fideicommissa fertig und unter meine 
Söhne vertheilt feynd, alfo | 

$. 10. Inſtituire ich alle meine vier Kinder, nament⸗ 
lich den $. Clemens, den Frig, den Theodor, die Maria 
Francisca, uno zwar einen jeden in ihre bloße Legitimas 
nad) Vorfchrift von Fürftenbergifchen Fideicommißen, Ehes 
packten und fonftigen Familien Einrichtungen ad Sieben» 
taufend Reichsthaler Frankfurter Cours, welche der Fri 
ſowohl fich feldften als feinen beiden Brüdern und feiner 
Schweſter Maria Francisca auszubezahlen bat. 

$.11. Und da ich nun einem jeden feine Legitimam 
a parte vermacht habe, fo ceffirt die Quaestion: Legi- 
tima debet dari liberis. 


47. 
Dispositio inter liberos des $reiherrn$ rang 
Hugo Eduard von Gymnich und der Breifrau 
Maria Anna Beiffel von Gymnich, gebornen 
von Warsberg, d. d. Frens den 8. April 1788. 


Wir haben aus Elterlicher Vorſicht und Liebe eben 
fo, wie zur unumgänglichen Eonfervation des Stammes 
der Familie Beiffel von Gymnich, folgende nach alten 
Rechten, zumahl nach der unter denen bon der Nitter: 
(Haft üblichen Gewohnheit, fehr privilegirte Dispofition 
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unter unfren 5 Söhnen und 4 Döchtern auf folgende 
Art überleget, abgeredet, befchrieben und aufgefertigt ıc. 

$. 2. Da Wir unfren ältiften fohn mit einer Thum⸗ 
prebende zu —— und unſern zweiten ſohn mit einer 
Thumpfruͤnde zu Trier, unſern dritten Sohn mit einer 
zu Trier und Wuͤrtzburg verſehen, mithin denenſelben nach 
unſerer Meinung Ein ihrem ſtand und Karacter angemeſſe⸗ 
nes Etabliſſement verſchafft haben; ſo geht unſere weitere 
Elterliche ſorgfaltung dahin, wie demjenigen von unfren 
föhnen, den wir zum flammführer außerfehen werden, die 
bei der Lage der Familien: Umftände und vieler Kin» 
der fehr befchmwerliche Bürde, fo viel als es immer möge« 
fich ift, möge erleichtert und die Familie in ihrem Beftand, 
Flor und Anfehen fönne erhalten werden, Wir verords 
nen, fegen und wollen alfo biemit, daß entweder unfer 
zweiter fohn Franz Ludwig, wenn er als der ältefte Do: 
micellar zu Trier nicht zu Kapitel gehen wird , noch will, 
oder unfer juͤngſter Sohn Clemens Wenceslaus ftamms 
führer und zugleich unfer Univerfal Erb und Nachfolger 
in allen Lehn und Allodials, Gereid und ungereiden gütern, 
Actionen und Forderungen, wie fie immer Nahmen haben, 
nach unferm Todt feyn und bleiben fol. 

- 3. Damit-aber in unfer ErbEinfegung nicht der 
mindefte Ztoeifel übrig bleibt und wir im Vorauß nicht 
wiſſen fünnen, wer fih hierzu am beften qualificirt oder 
durch Zeit und Umftände am dienlichften dazu erachtet 
wird, fo ift unfer ernfllicher Wille, daß derjenige von ung 
eben bemelten beyden Söhnen unfer Univerfal ungezweiffel⸗ 
ter Erb ſeyn fol, welchen wir in Verfolg der Zeit zufams 
men, ober welchen der leßtlebende von ung dazu beſtimmen 
oder ernennen wird, follte aber dieſe weithere Ernennung 
nicht geſchehen, in diefem Fall fol eo ipso unfer zweyter 
Sohn hiemit dazu ernennt feyn und bleiben, jedoch mit 
dem Beding, daß unfer jüngfter Sohn, biß von feinem 
Bruder Franz Ludwig wirkliche Descendens vorhanden 
ift, zu erhaltung der Familie Beiffel von Gymnich hiemit 
fubftituirt feyn fol. *) 

——») Die 85. 4—7. entbalten Beſſim mungen über die Ab- 
a der äbrigen Kinder, fehlen aber in der vorliegenden 
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$. 10. Wir verordnen und wollen auch ausdruͤcklich, 
und zwar unter firaf der privation der Erbfolge, daß 
unfer Erb: und Stammführer fich mit unferer oder nad) 
unferm Todt mit der nächften Anverwandten Bewilligung 
Ritter⸗ und fliftsmäßig verheyrathen fol. 





48. 


Teftament des Freiberrn von Breidbach Burs 
resheim vom 17. April 1788. 


$. 6. Wenn es dem Allmächtigen gefallen haben 
wuͤrde, mich mit LeibesErben zu feegnen, fo würde ich 
nad) Vaters Pflicht diefelben bedacht und zu deren Beſten 
bagjenige verordnet haben, was zur Erhaltung und Forts 
pflanzung Stamm und Rahmens bei adelichen Geſchiech⸗ 
tern gewöhnlich if. Wie aber der gütige Gott meinen 
einzigen Sohn ſchon aus diefer Zeitlichkeit abberufen und 
deſſen Stelle mit feinem andren Leibes Erben erſetzt hat; 
fo will ich auf den Fall meines ohnbeerbten KHinfcheideng 
Die männliche Defcendenz; meiner an den Grafen von 
Reneſſe - vermählt gewefenen Schweſter an Kindesftatt 
aufnehmen, folche zu meiner Verlaßenfchaft berufen. Das 
bero ſetze ich vor jegt 

$. 7. den ältefien Sohn meines verftorbenen Schwefter 
Sohns — Grafen von Reneffe — ju meinem ungezweifel« 
ten Univerfal Erben meines ganzen Vermoͤgens — unter 
ber ausdrücklichen Bedingnig, daß er ſich fliftsmäßig vers 
beirathen fole — ein. In Gemäßpeit deffen fol 

$. 8. meine Verlaffenfchaft von ibm auf beffen 
männliche Erben und alleinig auf jenen Sohn, 
weldyen er oder ein jeweiliger Vater biers 
su berufen wird, immer binfallen. Sollte 
aber eim zeitliher Vater diefer feiner männ— 
licher Descendenz Fein Teftament machen wol» 
len oder Eönnen, fo foll hiedurch immer darzu 
der ältefte verheirathete Sohn berufen und 
nad) Abgang deffen männlicher Linie die Erb» 
lichkeit auf den zweiten und von diefem fofort 
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auf den dritten Sohn des erfien Ermwerberg 
und gemeinfamen Vaters nach dem Recht der 
Erfigeburth und secundum ordinem succes- 
sionis linealis agnaticae devolvirt werben. 

$. 12. Sollte aber die Gräflich Reneſſiſche maͤnn⸗ 
liche Linie ganz ausgehen oder auch ein zeitlicher Stamms 
berr fi nicht ftandesmäßig verheirathen, fo foll mein 
Vetter Freiherr von Breidbach derfelben andurch ſub⸗ 
ſtituirt fein. 


49. 


Heiratbsverfhreibung des Freiherrn Carl 
Raitz von Frens und der Fräulein Maria von 
Nagelvom 23. Juni 1789. 


$. 8. — fo foll der ältere Sohn zur Unterhaltung 
und Fortfegung des. Adelihhen Stamms und Namens 
alle von beyden Eltern herrührende bes und unbemegliche, 
eingebrachte und während biefer Ehe erworbene fort vers 
erbte Güter allein haben und eigenthümlich behalten ; 
dahingegen feinen Brüdern, falld deren zwei oder mehrere 
vorhanden, eine Halbfcheid der von allen unbemeglichen 
Gütern abfommenden und zu drey von Hundert anzus 
fchlagenden Einkünften und, falld nur ein Bruder vorhan⸗ 
den, einen dritten Theil diefer Einkünfte, fo lang big der 
Bruder oder die Brüder von dem älteften Bruder ftandes, 
mäßig verforget feyn werden, jährlich in baarem Gelde 
entrichten. 


50. 


Auszug aus dbemTeftament des Freiherrn Carl 
AUbrabam Franz Alerander von dem Babdlens 
bergsKeffel, Herrn zu Hachhauſen, vom 
28, April 1791. 


So verordene hiemit weiter 


- 
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3) daß mein einziger Sohn Earl Friedridy hinfünftig 
— mein fämmtliched Vermögen — es befiche in immo- 
bilibus vel mobilibus, haereditariis vel acquisitis — 
— haben und in eigenthümlichen —— nehmen ſoll, 
wohingegen aber derſelbe ſeinen beiden Schweſtern — 
pro quota filiali vel dote 5000 Rthlr. — auszahlen x. 


51. 


Ehepacten zwifhen dem Breiherrn Carl Then 
dor von Ennatten und dem Freifräulein dal: 
duna von Rolshaufen, d.d. Schloß Türnidy 
vom 3. May 1792. 


2) bringet der Freiherrliche Bräutigam nachftehende 
von ihm nach. vereinbarungsmäßiger Abguͤtung feiner Ge 
ſchwiſier — mit vollem Necht befeffen werdende Güter zu 
Diefer Ehe ein: als die Herrlichkeit Nüch mit dem adeligen 
Gute Reimersbeck — gelegen im Lande von Valkenburg zc., 
wie denn auch den freisadlichen Nitterfig Trip; — — — 

3) — — ce) würde freiherrlicher Bräutigam aber 
männliche Erben nachlaffen, fo derogiren die Contrahenten 
biermit dem Landrecht, daß ber ältefte Geborne den ade: 
ligen Vortheil genießen folle, und behalten ſich vor, Eins 
ihrer Kinder nach Gutbefinden für den Melteften oder 
Stammherrn auszuerfehen und zu benennen, laflen es je 
doch beim Landrecht, wenn diefe Auswahl bei ihrem beis 
derfeitigen Lebzeiten nicht gefcheben feyn follte, 

d) Der alfo Augerfehene oder nad) Landesrechten ein: 
tretende aͤlteſt Geborne ſolle fodann, fo bald er das 25fte 
Jahr feines Alters erreichet und fich ſtiftsmaͤßig vereheligt 
baben wird, alle $. 2. bemerfte Güter, wie auch die ſte⸗ 
bender Ehe erworbenen Immobilia von feiner Frau Mut: 
ter erhalten und berfelben. dafür eine jährliche, auf bie 
Er haften bleibende, Rente von 1200 Rthlr. ausbe 
zahlen. 
e), Sollen zu deſſen Vortheil ebenfalls alle Mobilia 
für immobilifieiret gehalten und demfelben cbenmäßig 
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gegen Erlegung von 600 Rthlr. an feine Frau Mutter 
(jedoch die Derofelben Leibeszuftändigkeiten ausgenommen) 
abgetreten werben. 

f) Sol diefelbe Dispofition auch zum Vortheil des; 
jenigen Sohns gelten, der im Abfterbungsfalle_oder nicht 
ftiftsmäßiger Vereheligung des gewählten oder gewöhnlich 
eintretenden Stammperrn bemfelben in der Rechtsordunng 
folgen würde. 

g) Dergleihen Stammherr folle jedoch beim Antritt 
der Güther verbunden feyn, feinen unverforgten Geſchwi⸗ 
ftern fämmtlich eine flandesmäßige Verſorgung zu vers 
fchaffen, wovon jedoch der Fall ausgenommen, wenn Einer 
die ſchon gehabte DVerforgung willkuͤhrlich hätte ‚fahren 
laffen oder eine angebotene nicht annehmen wollen. | 

h) Nebſtdem fol oftgemeldter Stammherr verpflich: 
tet feyn, die unverforgten Gefchwifter bis zu ihrer Werfor; 
gung ftandesmäßig zu unterhalten und nad) felbiger denen 
Eöhnen 2000 Bulden als eine dos, welche zugleich hie⸗ 
mit anftatt der fonft germöhnlichen Pflichteheile oder Noth⸗ 
gebühr beſtimmt wird, zu verreichen. 

i) Diefe dos folle gleichwohl, wenn jener, der folche 
erhalten, ohne Hinterlaffung ehelicher Leibes Erben verfter, 
ben würde, dem Stamm Herrn oder beffen ehelichen ſtifts⸗ 
mäßigen Nachkommlingen ganz allein zurückfallen. 

k) Außer der vorbenannten Verforgung und dot fol 
aber der Stammherr zu feinen mweitern Abgaben verbuns 
den feyn und die übrigen Kinder damit ald völlig abge 
gütet angefehen werben. 

4) Wenn freiberrlicher Bräutigam feine Söhne, fon» 
dern nur Fräulein Töchter nachlaffen würde, fo follen folche 
nach Vorfchrift des Landrechts zu gleichen Theilen zu der 
gefammten elterlichen Nachlaſſenſchaft zugelaffen werben. 

8) Sind es denn jegt gefagte A000 Gulden, welche 
die Fräulein Braut in gegenwärtige Ehe einbringt, und 
gegen deren Erhaltung diefelbe auf ihre elterliche Nach» 
laffenfchaft zum Vortheil ihres dlteften Bruderd und 
—* — maͤnnliche ſtiftsmaͤßige Nachkoͤmmlinge Ver⸗ 
zicht leiſtet. 

12) Da es nun den freiherrlichen Contrahenten 
daran gelegen iſt, daß der Glanz der Familie beibehalten 
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werde, fo verordnen wohldiefelben, daß im Fall der Aus: 
erfehene oder nach Landrechten eintretende Stammherr 
nicht fiiftsmäßig heirathen würde, alddann das Stamm» 
Recht auf das der Erfigeburt nad) folgende Kind übers 
gehen und der Mesalliirte ſich mit dem $. 3. lit. g. h. 
ji. et k. fefigefegten Vortheile zu begnügen gehalten fein 


ode. 

ſ 13) Endlich behalten ſich freiherrliche Contrahenten 
bevor, gegenwaͤrtigen Vertrag ſtehender Ehe nad) Noths 
durft und Gutbefinden zu vermehren oder zu vermindern 
und in jedem Stuͤck oder im Ganzen abzuändern. 


52. 


Auszug aus ben Ehepacten des Sreiherrn von 
Sürftenberg und der Freiin von Dalmwigf, 
de dato Eöln den 6. Mai 17%. 


Im Namen der Alerheiligften und ungertheilten Dreifal: 
tigfeit Amen. 

Kund feyn, daß zwiſchen Weyland des Hochwohlge⸗ 
bohren Herrn Clemens Lotharius, des heiligen römifchen 
Reichs Freyherrn von und zu Zürftenberg, Herrn zu 
Schnellenberg, Herdringen, Waterlap, Nehem, Hüften, 
Hroighaufen, Adolphsburg, Reigern, Stirpe, Bocke, Ich⸗ 
terlohe, Horft, Heiligenhoven, Obſinnich, Bourheim, Haus 
fen 2c., Erbvogten zu Graffichaft und Emig, Gerichts; 
berrn zu Oberfirchen, Ihro Kurfürftlichen Durchlaucht zu 
Coͤlln wirklichen Kämmern, und adelichen Raths des 
Herzogthums Weftphalen, und Erbdroften deren Aemtern 
Bilften, Waldenburg und Fredeburg ꝛc., ſodann der Hoch⸗ 
gebohren Sophie Charlotte Marquifin von und zu Nond: 
broeck, des heiligen römifchen Reichs Gräfin zc., dritt ges 
bohrnen Sohn Herrmann Adolph Theodor, des H. R. 
KR. Herrn von und zu Fürftenberg, Herrn deren Herrlich 
feiten und respective Ritterfigen zu Obfinnicy, Remmers—⸗ 
dahl, Homburg, Sevenum, Beneſis, Haufen, Bourheim, 
Veede, Hemmerich, Bitz und Kidderich, des Ertz⸗GStifts 
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Köln Erbfämmern, als Hochzeitern an Einen, und des 
Hocmohlgebohren Friederich Earl, des H. R. R. Herrn 
von Dalwigk, Herrn zu Lichtenfels, Sr. Kurfürftl. Durdye 
laucht zu Pfalg Kämmern, General Majorn, und Kom— 
mandanten der Feftung Juͤlich, fort der auch Hochtwohls 
geboren Maria Anna Wilhelmina Freifrau von Dalwigf, 
gebohrnen von Hövel, Damen zu Bolsdorff, Loevenic) 
und Hachenberg, einzigen Sräulein Tochter Maria Carolina 
Hubertina Sophia von Dalmigf, ald Braut am andern 
Theil, mit Vorwiſſen, Gutbefinden und Einwilligung bei« 
derfeit8 lieben Eltern, fort nächften Anverwandten fols 
gende Eheberedung beliebt und Eingegangen worden fey. 

Achtens follte bevorftehende Ehe mit männlichen, 
oder auch zugleich weiblichen Erben gefeegnet werden, und 
der Herr Hochzeiter der lettlebender fein, fo foll es ihm 
nicht nur freiftehen, nad) Gutbefinden zur mweitern Ehe zu 
ſchreiten, fondern er fol auch freie Macht und Gemalt 
haben, überhaupt denjenigen aus feinen Kindern, resp. 
Söhnen (fie feien aug diefer bevorfteheriden, oder aud) ans» 
dermweitern Ehe gebohren) zum Stammfolger zu feßen und 
zu beflimmen, der ihm dazu am tauglichften ſcheinen wird, 
obngeachtet es vielleicht der jüngfte, mittelfte, oder fonft, 
und nicht der ältefte von Fahren wäre, geftalten hierin 
dad Arbitrium des Vaters bloß allein gelten und danach 
die Erbfolge in denen fowohl in dieſe Ehe eingebracht 
werdenden, als auch acquirirenden Gütern regulirt werden 
folle; wie Er dann auch feinen Kinderen überhaupt ftans 
degmäßige Erziehung, kindliche Antheil und Augfteuer 
geben wird, gleichwie dann auch nad) feinem Tode zu 
diefem allem der ernannter Stammfolger in eben ber 
Maaße gehalten feyn fol. 

Neuntens behaltet ſich der Hochzeiter ausdrücklich 
bevor, denen angehofft werdenden Kindern die Kindes: 
Gebühr (legitima) zu beftimmen, falld er aber eine Vers 
ordnung darüber zeitlebens nicht gemacht haben follte, 
fo erklärt er hiermit, daß einem jedem Finde, außer dem 
Stammfolgern, fiebentaufend Gulden zu 40 Stüber Koͤll⸗ 
nifch deshalb ausgekehrt und gegeben werden follen. 

Zehntens follte es fich begeben, daß ber Herr 
Hochzeiter verfierden, und alſo Sräulein Hochzeiterin bie 
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letlebende feyn, fort die bevorſtehende Ehe ohne Leibe, 
Erben aufgelößt werden, oder die vorhandene vielleicht in 
loßledigen. Stande vor ihr, ber leßtlebenden, hinwiederum 
verfterben würden, auf dieſen Fall nimmt fie die legt 
lebende ihre illata zurück, und erhält zu ihrem Wittiben⸗ 
Ei das adliche Gut Big fammt allen Revenuͤen, allen 
dazu gehörigen Pertinenzien, als z. B. Garten, Büfchen, 
Geldmarkt ꝛc. (oder auch allenfalls ein anderes, eben fo 
viel rentirendeg, jedoch bloß mit ihrer völliger Einwilligung 
während der Ehe zu beftimmendes adliches Gut) und das 
bei alljährlich viertaufend Rchsſthlr. pro 80 Albus zu 
ihrem Unterbalte. 

Eilftens. Sie als Iegtlebende erhält auf diefen 
finderlofen Fall ferner eine grade Halbfchied aller Mo» 
bilien, Moventien, vorräthigen Baarfchaft, und in Ddiefer 
Ehe erworbenen Gütern ohne Unterſchied, über die andere 
Halbfchied diefes Vermögens hingegen behaltet fich Herr 
Hochzeiter die freye Dispofition bevor, wo Er aber dar: 
über Zeitlebens nicht disponirt haben follte, fo foll diefe 
andere Halbfchied der Linie und Descendenz feines Herrn 
Bruders Friederich Leopold von Fürftenberg fchlechterdinge 
anbeimfallen, fofort juxta Inventarium a Die Mortis 
innerhalb Jahreszeit derfelben ausgeliefert werben. 

Zwoͤlftens. Die übrige von Hrn. Hochzeiter in diefe 
bevorftehenden Ehe eingebrachte von Fürftenbergifche Güter 
urd Kapitalien aber fie, die Leßtlebende, in gefolg väters 
terliher Dispofition weyland Clementis Lotharii von 
Fürftenberg innerhalb eines Jahresfriſt, vom Sterbetage 
des Herrn Hochzeitern anzurechnen, jedoch mit Nüchals 
tung deren wehrend diefem Jahre von fämmtlichen Gütern 
erfallenden Revenuͤen, und außerhalb des Wittiben⸗Sitzes, 
als welchen fie Zeitlebens in DBefig und Nutzung bat, 
durchaus abzutretten. 

Dreizehnteng. Verſtehet fi) alles dagjenige, was 
fo eben in dem 10. 11. und 12. Abſatze zu Gunften der 
Fräulein Braut als legtlebenden Ehegemahlinn gejagt 
worden ift, bloß auf den Fall, wo fie im Wittiben Stande 
verbleiben wird, follte Sie aber zur andern Ehe zu fchreis 
ten ein Belieben finden, fo erhält fie zwar ihre einge: 
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brachte Ausfteuer obrück, ihre Morgengabe, und barneeben 
nimmt Sie fi) aus dem vorſeyenden Vermögen fieben: 
taufend Slorin vorab, fo ihr auf dieſen wiederverheis 
rathungsfall aus befonderer Ruͤckſicht biemit beſtimmt, 
und alsdann ein für allemal zugehörig feyn folen, der 
ihr angewiefener Wittiben Sig bört aber alsdann auf, 
fo wie fie daun auch folchen ſammt den übrigen in dieſe 
Ehe eingebrachten von Fürftenbergifcyen Gütern und Ca— 
pitalien, in Gefolg väterlicher Dispofition Clementis Lo, 
tharii von Fürftenberg, gleich bei ihrer fernern Verhey⸗ 
rathung durchaus abzutreten gehalten feyn folle. 

Die Mobilien, Baarfchaft und acquisiten diefer Ehe - 
hingegen (falls Herr Hochzeiter Zeitlebend darüber ein 
anderes nicht wird disponirt haben) fallen alsdann des 
Herru Hocyzeiterd Brudern Friedrich Leopold oder deſſeun 
Linie anheim. 

25tens. Sollten aus diefer bevorftehenden Ehe 
allenfalls nur Töchter gezielt werden, aus fernerer von 
Hrn. Hochzeitern eingegangener Ehe aber Söhne vorban: 
den fenn, fo bleibt das von Fräulein Braut in diefe Ehe 
eingebrachte und ihr zugebörige, infoweit fie darüber nicht 
disponirt, denenfelben für's erfte vorab, mas ihnen 
aber für’8 zmeite alsdann noch ingsbefondere über ihre 
legitima und nebft dem mütterlichen aus dem väterlichen, 
oder acquisiten abgereicht werden folle, darüber hält 
Herr Hochzeiter ſich die nähere Verordnung hiermit bevor. 

26tens. Behaͤlt fih der Hr. Hochzeiter die Be 
nennung des Stammfolgerd aus feinen Söhnen zwar 
fchlechterdings bevor, folte er aber, ohne einen ſolchen 
benennt zu haben, verfterben, fo fol diefes Recht dem 
älteiten oder erfigebornen Sohn, oder, wenn diefer * 
Hepratben feine Luft haben, oder auch dazu nicht fähig 
feyn follte, dem zweytgebohrnen und fo weiter zufallen. 

27tens. Sollte der ernannter Stammfolger ohn⸗ 
derbeprathet, oder zwar verheyrathet jedoch ohne Rück 
laffung ebelicher Leibes Erben männlichen Geſchlechts, ver; 
ſterben, fo folgt ihm, wann von dem Herrn Hochzeiter 
nicht8 anders verordnet worden, als Stammfortpflanzger 
defien Bruder, der nach ihm ohmmittelbar ift geboren wors 
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den, und fo weiter von ben. übrigen danach gebohrenen 
zu reden; falls aber 


28 tens die nachfolgenden Bruͤder nicht mehr am 
Leben waͤren, oder nicht mehr heyrathen wollten, oder auch 
nicht koͤnnten, fo ſoll das Stammfortpflanzungsrecht auf 
defien nächft vor ihm gebohrenen Bruder und fo weiter 
ascendendo zurückfallen. 


29tens. Soll ber ernennter Stammfolger ftandes> 
mäßig heyrathen, dergeftalten, daß er feiner Nachkommen⸗ 
fchaft puncto des Adels feinen ſchaͤdlichen Nachtheil zus 
füge, anfonften fol er von diefem ihm zugedacht werdens 
den Rechte gänzlich ausgefchloffen feyn. 
30ten®. Soll es der Fräulein Braut, wo Sie letzt⸗ 
lebende ift, freyftehen, die ihr als Wittiben zugedachte 
Vortheile gerichtlic) fichern zu laffen, und dahin nöthige 
oder dienlich erachtende Mittel zu veranftalten. 


31tens. Haltet fih der Herr Hochzeiter vollens 
bevor, ob er feine acquisita et acquirenda denen einge 
brachten von Fürftenbergifchen Gütern einverleiben molle, 
oder nicht; falls er aber darüber Zeitlebens nicht wird 
disponirt haben, und männliche Leibserben vorhanden, fo 
follen ſolche als einverleibg denenfelben angefehen und ges 
balten werben. 


32tend. Wann ein und anderer Sohn, oder Toch—⸗ 
ter, fo aus diefer bevorftehenden Ehe gebohren, obne Hin⸗ 
terlaffung ebelicher Leibs⸗Erben verftirbt, fo bleibt deffen 
oder berfelben FilialsAntheil zur Flor der Familie und 
dieſer von Fürftenbergifchen Brange in der Hauptmaffe, 
und bie übrige Gefchwiftern, oder Mutter, wie auch Groß; 
Elteren find davon ausgeſchloſſen. 


63. Dis- 
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53. 


Dispositio inter liberos des Freiherrn Beif: 

fel von Symnid) und der Freifrau von Gym: 

nich, geb von Warsberg,d.d. Frens den 20. De: 
jember 1783. 





— 


— 


8. 1. Mit verordnen, ſetzen und wollen, daß nach 
Unſerem Abſterben unſer zweiter Sohn Franz Ludwig, 
welcher nach vorhergegangener elterlichen Bewilligung 
mit dem Reichsfreifrdulein Jeannette von Freybers 
ſich wirklich ſtifts⸗ und ſtandesmaͤßig verheirathet hat, 
Stammführer und sugleich unfer Univerfal: Erbe und 
Nachfolger in allen , 7— und Allodial⸗, gereiden 
und ungereiden Gütern, Actionen und Forderungen, wie 
fie immer Nahmen haben, ia und bleiben fol: 

($$. 3. bis 10, betreffen die Abfindung der übrigen 
Söhne und der Töchter und find in der vorliegenden 
Abſchrift nicht enthalten.) 

8. 13. Wann nur Töchter aus diefer oder Fünftigen 
Ehe unfers Sohns Franz verbleiben, fo fol jeder cine 
Dote von 2000 Rthlir. speo. gegeben werden, daß übrige 
gereide und ungereide Vermögen aber bei den Mann⸗ 
ftamm verbleiben, wann ſolcher noch eriftirt und deffen 
Sortjegung zu hoffen iſt, darüber wer nach dem ohne 
Hinterlaffung männlicher Erben erfolgenden Abfterben uns 
ſers Sohns Franz Ludwig Stammführer feyn foll, behalten 
wir ung zu disponiren vor; gefchiedt der Kal nad) un. 
ſerem Zode, fo foll die Ernennung. des Stammführere 
unferem Sohn Franz Ludwig verbleiben. 


— — — 





54. 


Teſtament des Freiherrn von Spies-Buͤlles— 
beim d. d. den 14. Okt. 1794. 


Im Namen der Dreyeinigteit! 
Da das Abnehmen meiner Leibesfräfte die Herran. 
1836. 9. 93. S 
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nahung meiner Sterbeftunde vermuthen laffen, fo habe 
ich, bei vollen Geelenfräften und Geiftes: Gegenwart, 
meine legte Willensmeinung zu meiner Beruhigung und 
zum DBeften meiner Familie folgender Maßen errichtet. 

1) Es verbleibt in Allem bei den in meiner Famis 

lie beftehenden WBerträgen, Fideicommiffen und fonfligen 
Heirathsverſchreibungen, mit dem Zufaß, daß meine Eher 
gemalinn, geborne von Nolshaufen, unter dem Beding, 
daß felbe fortfahre ſich als eine rechtfchaffene Mutter dag 
Wohl meiner Kinder beider Ehen angelegen feyn zu lafs 
fen, einen fernern Zufag von 1000 Gulden aus dem Fis 
deicommiß genießen folle. 
20) Die Dot jeder meiner Töchter wird auf 2000 Gul⸗ 
den beflimmt, ohne Nückficht ob folche aus erſter oder 
zweiter Ehe fenen; für welche Dot denenfelben meine Güs 
ter haften follen. 

3) Mein Altefter Sohn aus der zweiten Ehe, welcher 
zu Fortpflanzung des Stammes beftimme ift, wird Unis 
ee : Erbe aller liegenden Gründe, jedoch dergeftalt, daß 
Derfelbe 

4) feinem Bruder jährlich) 400 Rthlr. abreichen und 
benebend auf feine Koften zu einer anfländigen Verſor—⸗ 
gung zu verhelfen verpflichtet feyn folle. 

Was in Ddiefem Teftamente nicht enthalten ift, fol 
nad) den Landesgefegen gehalten werden, und wenn die 
Miederfchreibung diefes meines legten Willens nicht für 
ein foͤrmliches Teftament follte gehalten werden wollen, 
fo mag e8 als Eodicil oder ein anderes in den Mechten 
gültiges, nahm: oder nicht nahmhaftes Inſtrument gelten, 
weßfalls ic) daffelbe wohl überlegt babe niederfchreiben, 
mir puͤnktlich und verftändlich babe vorlefen und nebft 
meiner Unterfchrift mit der Unterfchrift der gebetenen Zeus 
gen und des Notarius habe verfehen laffen. Barmen 
im Wichelhauſenſchen Haufe am 14. Dftober 1794. 
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55. 


Teftament bes Grafen Ludwig Jofeph Wilhelm 
Boos von Walded vom 19. Juni: 1812. 


$. 2. Zu meinem Univerfalerben ernenne ic) meinen 
lieben Sohn Clemens. 

$. 3. Da e8 bei meiner Familie hergebracht ift, daß 
der Vater einen von feinen Söhnen zum Stammberrn 
ernennt; fo fol nach dem Abfterben meines Sohnes meine 
Verlafienihaft dem von ihm ernannten Stammführer zu: 
fallen, mithin diefer al8 mein Erbe ihm fubftituire fein. 
Sollte aber feiner feiner Söhne zum Stammführer von 
ihm ernannt worden fein; fo fubftituire ich ihm hiermit 
zu feinem Erben feinen älteften Sohn, und im Fall diefer 
unverbeirathet und ohne männliche Deſcendenz abfterben 
würde, fo foll deflen Bruder ald mein Erbe fubftieuirt 
feyn. Eben fo fol e8 gehalten werben, wenn etwa die 
beiden älteren Brüder unverbeirathet oder ohne männliche 
Nachkommen binwegfterben follten, wo alsdann allemahi 
der zunächft folgende Bruder als mein Erbe eintreten fol. 

$. 4. So wie von jeher bei meiner Familie die lie: 
genden Güter dem GStammführer und überhaupt dem 
Mannsftamm zu Gute kommen, fo ift aud) mein aus 
druͤcklicher Wille, daß meine liegenden Güter und Befigun: 
gen fortbin dem Gräflid) von Boosſchen Mannsftamm 
affeet bleiben follen. 


Pr 
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A. 


Zur Erlaͤuterung des Allgemeinen 
Landrechts. 


J 


Die Ertheilung von Erbes⸗Legitimations⸗Atteſten 
betreffend. 
(a. 8. R. I. 9. 8. 486. I. 12. $. 243.) 


Das Königliche Dberlandeggericht erhält in der An⸗ 
lage eine Abfchrift der Beſchwerde des Juſtizkommiſſarius 

M. vom 19. d. M. gegen die unter dem 27. Novems 
ber v. J. in Sachen, betreffend die Ertheilung eined Les 
gitimationg Atteſtes für die Erben des Kanzleidireftord 
und Geheimenraths v. E., erlaflene Verfügung mit dem 
Bemerfen, daß e8 in diefer Sache nur darauf anfommt, 
ein Atteft dahin augsuftellen: 

1) daß der Dberbergrathb dv. E. und das Zräulein 
v. E. ihre Abſtammung von dem im Jahre ꝛc. verftorbes 
nen Kanzleidireftor v. E. nachgemiefen haben; = 

2) feine Gründe zu der Vermuthung obmwalten, daß 
nähere oder noch mehr gleichberechtigte Erben des Leite: 
ren vorhanden find, und 

3) daß die Erbfchafts: Pratendenten die Verficherung, 
daß ihnen feine nähere oder gleicdy nahe Verwandten bes 
Erblaffers bekannt find, an Eidesftatt abgegeben haben, 
daß denfelben daher auf den Grund des $. 486. 
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Tie. 9. Thl. 1. A. 8. R. die zum Machlaß des genann⸗ 
ten Kanzleidireftord v. E. gehörigen, im Depofltorium des 
ic. befindlichen Gelder zu verabfolgen feien. 

Dies Atteft kann unter Vorausſetzung ber Richtig» 
feit des Vortrages ded Juſtizkommiſſarius M. unbedenk⸗ 
lich) auggeftelt werden. Das Königliche Oberlandesges 
richt bat dies zu thun und auf Grund deſſen die Vers 
abfolgung der deponirten Gelder zu veranlaffen. 

Seder Erbfchafts: Prätendent, der fein Erbrecht nach« 
weift und fih im redlichen Glauben befindet, hat einen 
Anfpruch auf den Beſitz des Nachlaſſes ($. 486. Tit: 9. 
und $. 243. Tit. 12, Thl. 1. A. 2. R.) 

Meldet fich fpäter ein Miterbe, fo ift es deſſen Sache 
feine Anfprüche gegen die im Befig befindlichen Erben geltend 
ju machen. Nur während eines bereits fchwebenden Erb» 
fchaftäftreite® legen $$. 159. und folgende Tit. 17. Thl. I. 
A. 2. R. dem Richter befondere Pflichten auf. 

Das Gefeß verlangt nirgends, daß ein Erbprätens 
dent den Beweis feiner. Legitimation in der Art führe, 
daß dadurch die Unmöglichkeit des Vorhandenſeins 
näherer oder noch anderer Erben unwiderſprechlich bar» 
gethan werde. Es genügt vielmehr | 

für den gefeglichen Erben der Nachweis feines Ver 

wandſchafts⸗Verhaͤltniſſes, woraus ein gefeglicheg 

Erbrecht für ihn entfpringt, die Verfiherung an Eis 

besftatt, daß ihm feine beffer ober gleich berechtigte 

Miterben befannt find, und der Umſtand, daß ber 

Richter felbft Feine Vermuthung für bag Gegentheil hat; 
und für den Teflamentd, Erben eine Iegtwilige Werords 

nung, twelche an einem Außerlichen Mangel leidet. 

Daß hierdurch immer nur die rechtliche Vermuthung 
für den Erbfchafts»Prätendenten begründet, nit aber 
ein volftändiger Beweis feines Erbrechts geführt wird, 
ergiebt ſich von felbft und bedarf Feiner weitern Ausführung. 

Berlin, den 26. März 1836. 

Der Suftizminifter. 
z Müpler. 
n 
das Königliche Dberlandesgericht 
orn. 


zu Paderb 
Il, 2382. gandreiht 19. Vol. 2. 
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2. 


Die auf eine beftimmte Summe oder Sache eins 
gefegten Erben find nur als Legatarien zu betrachten. 


(A. 2. R. 1. 12. $. 6. 257. 258. 263. cf. Reſtript v. 18. April 
1797. Stengels Beiträge B. 5. ©. 111.) 


Dem Königl. Oberlandesgericht wird bei abfchrift: 
licher Zufertigung der Beſchwerde des Kaufmanns B. zu 
D. vom 6. d. M. hierdurch eröffnet, daß der Juſtizmi⸗ 
nifter diefelbe für begründet erachten muß. 

Erbe ift derjenige, welchem der Sinbegriff der Nechte 
und Pflichten eines Werfiorbenen entweder ganz oder zu 
einem in Beziehung auf das Ganze beftimmten (aliquo⸗ 
ten) Theile vermöge legtwilliger Verordnung des Erblaffers 
oder gefeglicyer Vorſchrift zufällt; Legatarius dagegen 
derjenige, welchen in einem Teftamente oder Kodizille eine 
oder mehrere beftimmte Sacdyen oder Summen binterlaß 
fen werden ($. 350. Tit. 9.5; $$. Aund 6. Tit. 12. Th. I. 
Allg. Landrechtg.). | 

Diefe das Wefentlihe des erbfchaftlichen Rechte: 
verhaͤltniſſes begründenden Begriffe kann fein Teftator 
ändern. Es muß daher derjenige, welchem in einem Teftas 
mente oder Kobdizile beftimmte Summen oder Sachen 
binterlaffen worden, unter alen Umftänden für einen Les 
gatariug angefehen toerden, wenn ihn auch der Teſta⸗ 
tor einen „Erben” genannt haben follte. Diefe fich von 
felbft ergebende Folgerung ift auch im Allgemeinen Lands 
recht ausdruͤcklich anerkannt. 

Der $. 256. Tit. 12. Th. J. beflimmt, dag — wenn 
der Erblaffer nicht über dag Erbrecht felbft, fondern aus: 
druͤcklich nur über gewiſſe Stücke, Summen oder Antheile 
feined Nachlaſſes verordnet hat, — das Erbrecht auf Die 
gefeglichen Erben gelangt, und die 66. 257 und 258. fah⸗ 
ren wörtlich fort: 

„Es ändert darunter nichts, wenn auch ber 

Teftator diejenigen, welchen er dergleichen beftimmte 

Theile, Stücke oder Summen zumwendet, Erben ge: 

nannt bat;” 
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„Vielmehr find diefelben, im Verhältniß gegen den 
Sfnteftaterben, immer nur als kegatarii zu bes 
trachten;” 

und in Beziehung auf die Rechte mehrerer eingefeßter 

Erben verordnen 66. 262 und 263. ebend. | 

„Iſt einem der Miterben vor den übrigen eine bes 
ftimmte Sache oder Summe vorausbefchieden wor: 
den; fo wird er, in Anſehung beffen, als ein Les 
gatariug angefehen ;” 

„Eben fo wird derjenige, welchem nur eine bes 
ftimmte Sache oder Summe im Teftamente zu feinem 
Erbtheile ausdrücklich angeniefen worden, im Bers 
bältniffe gegen die übrigen Erben als ein 
bloßer Legatarius betrachtet.” 

Danach müffen die vier Kinder des verfiorbenen Bauers 
S., deren Erbtheil in dem am 13. Dezember 1828 errich» 
teten Teftamente 8. 3. für ein jedes Kind auf 400 Thas 
ler feftgefege ift, ald bloße Legatarien angefehen werden, 
und nur die Wittwe des Erblaffere, welcher nach $. 1. 
des Teftaments das ausfchließliche Eigenthbum des geſamm⸗ 
ten Nachlaffes zufallen fol, kann für feine Erbin gelten, 
wenn gleich der Teftator auch die Erfteren Erben genannt, 
und den Worten des Teftaments nach zu folchen einge 

fest bat. 
| Nur dem Erben gebührt aber die Verwaltung und 
Vertheilung des Nachlaffes uud deffen Vertretung gegen 
die darauf gemachten Anfprüche ($$. 352. ff. 298. f. 
Tit. 12. Th. I. des Allg. Landrechts), und es bat fomit 
auch fein Bedenken, daß im vorliegenden Falle die Wittwe 
S. die zum Nachlaffe ihres verftorbenen Ehemannes ge 
börenden ausftehenden Forderungen allein und ohne Zus 
ziehung der Legatarien zu erheben und darüber eine rechtes 
— und loͤſchungsfaͤhige Quittung auszuſtellen bes 
ugt iſt. 

Das Koͤnigl. Oberlandesgericht meint zwar, daß — 
da nach $. 265. Tit. 12. Th. I. derjenige, welchem nur 
eine beftimmte Sache oder Summe im Teftamente zu feis 
nem Erbtbeile ausdrücklich angewiefen worden, im Vers 
bältniffe gegen Die übrigen Erben ale ein Lega— 
tarius betrachtet werden fol — das Rechtsverhaͤltniß 
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zwiſchen dem Nachlaßfchulbner und dem auf eine be; 
ftimmte Summe eingefegten Erben nicht geändert werde. 
Diefer Schluß ift jedoch unrichtig. 

Es folgt, wie oben dargethan ift, aus den allgemeis 
nen Srundfägen, daß der auf eine beftimmte Sache oder 
Summe Angewiefene, wenn gleich Erbe genannt, doch nur 
ein Legatarius if. Der Zufaß im $. 269. 

„im Verhaͤltniſſe gegen die übrigen Erben” 
bat daher nothwendig einen andern Sinn, als den ihm 
das Königl. Dberlandesgericht beilegt, und diefer Sinn er: 
giebt fich Flar, wenn man ertägt, „daß der auf eine be 
flimmte Summe oder Sache Angemwiefene mit dem Erb; 
ſchaftsſchuldner in gar feinem Nechtsverhältniffe fteht,” 
es müßte ihm denn grade biefe Forderung an den Erbs 
fchaftsfchuldner angeroiefen fein, was bier nicht der Fall 
ift; „Daß es folglich bloß darauf anfam, das Rechte: 
verbältmiß zmifchen einem fogenannten auf eine beftimmte 
Sache oder Summe angeriefenen Erben (Regatarius) ge 
gen die eigentlihen Erben, fie feien Teftamentss oder 
die gefeßlichen Erben, deutlich auszufprechen.” Dies 
und nicht® weiter ift im $. 263. erfolgt und grade dadurch 
wird es außer allem Zweifel geftellt, daß ein folcher Le 
gatar fich feine der Befugniffe anzumaßen bat, die dem 
wirflihen Erben zuftehen, daß ihm alfo die Einziehung 
der Erbfchafts. Aktiva und die Ausftelung der Quittung 
darüber ganz und gar nichts angeht. 

Das Königl. Oberlandesgericht hat daher die Ge: 
richt8 Kommiſſion zu Dfterburg zur Löfchung der von 
dem Beſchwerdefuͤhrer besahlten Poft, fals nicht ans 
dere rechtliche Bedenken entgegenftehen, anzumeifen, zu 
welchem Zweck demfelben die hier eingereichte Quittung 
vom 23. November v. %. in der Anlage zugefertigt wird. 


Berlin, den 24. Januar 1836. 


Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Oberlandesgericht zu 
Magdeburg. 
ill, 329. Landrecht 19. Vol, 2. 
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3. 
Notherben, deren Pflichttheil auf eine gewiffe Summe 
feftgefege ift, fönnen als Miteigenehümer des Nach⸗ 
laffes nicht angefehen werden, und ber Berichtigung 
des Beſitztitels der Nachlaßgrundſtuͤcke auf die ubris 
gen im Teſtamente eingefegten Erben nicht widers 
fprechen. 


A. L. R. 1.12. 6. 6. 257. 258. 263. I. 17. 6. 117. Auhan 
\ $. 164. zum 9. L. R. II. 18. $. 3 bang 


— 





Dem Königlichen Kammergericht wird beigehend die 
von der Wittwe B. und dem Schwerdtfegermeifter U. H. B. 
in der Nachlaßfache des Schwerdtfegermeifters J. A. W. 
B. angebrachte Befchwerde vom 29. v. M. nebft den 
Anlagen mit dem Eröffnen urfchriftlich zugefertigt, daß 
der Verfügung des Kolegiums vom 17. v. M. die Bor. 
fchrift des d. 164. bes Anhangs zum Allgemeinen Land: 
recht (zu $. 574. Tit. 18. Th. II.) entgegenfteht. In dem 
legtern ift der Grundfaß aufgeftellt: 

„daß; wenn der Pflichttheil auf eine gewiſſe 

Summe feftgefegt worden, e8 der Eintragung des 

Miteigenthums des auf den Pflichetheil befchränften 

Notherben im Hypothekenbuche nicht bedürfe.” 
Diefer Fall liegt hier vor. 

Ein Prozeß zwifchen den Pflichttheils : Erben und ben 
übrigen Erben fünnte nach Lage der Sache nur entfliehen, 
wenn die auggefegte Summe geringer fein folte, als der 
gefegliche Pflichttbeil betragen mürde, und es koͤnnte ber 
Klageantrag immer nur auf die Ergänzung des Pflicht: 
theils, alfo auf Nachzahlung einer gewiffen Summe, ges 
richtet werben. 

Jeder auf eine gewiffe Summe angemwiefene Erbe ift 
aber nur Gläubiger der übrigen Erben, niemals Mit: 
eigenthümer irgend eines Nachlaß» DObjeftd. Auch Mehr: 
anfprüche des Pflichttheils: Erben Fönnen den Nichter 
niche verhindern, dem in einem fürmlichen gerichtlichen 
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Teſtament unbefchränft eingefegten Erben den Nachlaß zu 
übergeben ($. 244. Tit. 12. & I. A. L. R. —— 
Beſitztitel der Nachlaßgrundſtuͤcke auf ſeinen Namen zu 
übertragen (Reftript vom 18. April 1797. Anh. zur Ins 
firuftion für Die — im Herzogthum Sachſen, we⸗ 
gen Bearbeitung des Hypothekenweſens $. 29). 
Dem Pflichttheils⸗Erben kann nur uͤberlaſſen werden, 
bis zum Austrage bee Sache durch die $$. 246. 247. 
f. 12. ZH. 1. 9. 8. R. vorgefchriebenen Mittel, und 
in Anfebung der immobilien durch Proteftationg, Eintras 
gung nach Höhe der in Anfprudy genommenen Seldfumme 
vorzufehen. Der Richter aber hat kein Recht, zur Sicher: 
ftelung eines folchen Pflichttheild, Erben Eintragungen 
von Amtdwegen vorzunehmen. 

Das Könige. Kammergericht hat nach diefen Grund: 
fägen das hiefige Stadtgericht anzumeifen und den Bitt⸗ 
fteller zu befcheiden oder über die Gegengründe zu bes 
richten. 

Berlin, den 8. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


un 
Das Königliche Kammergericht. 
I, 516. 


b. 


Em. Excellenz haben in dem Hohen Refkripte vom 
Sten d. M., auf die Beſchwerde der beiden B.ſchen Teſta⸗ 
ments: Erben, ung angetoiefen : das Stadtgericht hiefelbft 
zur Eintragung des Befigtiteld des Erbhaufes für die 
Witte zu veranlaffen, und dabei die Gründe vorausge⸗ 
ſchickt, auß welchen fich die Unhaltbarkeit der bisherigen 
Weigerung des Stadtgerihts und unſerer Verfügung, 
welche die Weigerung gebiligt, ergäben, ung jedoch freis 
geftellt, über die etwanigen Gegengründe zu berichten. 
Bon diefer Erlaubniß fehen wir ung veranlaßt Gebraud) 
ju machen. 
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Das hohe Nefkript gehet davon aus, daß jeder auf 
eine geroiffe Summe angemwiefene Erbe nur als Gläus 
biger der übrigen Erben, aber nicht als Miteigenthümer 
anzufehen fei. Dies fcheint fi) auf die WVorfchrift dee 
des $.. 265. Fit. 12. Th. J. des A. 2. R. zu beziehen, 
allein diefe Beftimmung — wenn man fie im Zufams 
menbange mit der Reihe der Paragraphen, unter welchen 
fie fi) befindet, und im Vergleiche mit den Regeln vom 
Hflichteheil $. 391. Tit. 27 Th. I. U. 2. R. betrachtet — 
dürfte nicht auf Notb:Erben, die auf den Pflicyteheil 
in eine Geldfumme gefegt find, Anwendung finden. Sie 
bleiben nad) $. 392. a. a. D. immer Miterben, deren 
Antheil vom Erblaffer mit Bedingungen und Einfchräns 
fungen nicht belaftet werden darf, $. 298. ib. — Ein fols 
cher Pflichteheils: Erbe hat daher für feinen Theil gleiche 
Nechte mit feinen Miterben rückfichtlicy des Beſitzes des 
Nachlaſſes, fo lange der noch flreitige Betrag deg Pflicht: 
theils noch nicht fFeftgeftellt und angemwicfen ift. Im vor: 
liegenden Falle wird aber noch über den Betrag bes 
Pflichetheilß geftritten, den die Enfel für bedeutender hal; 
ten, als er im Teftamente angegeben ift. Sie find daher 
immer noch als Miteigenthümer einer noch ungetheilten 
Erbfchaft anzufehen und als ſolche nah $. 10. 115. 
Tie. 17. Th. 1. A. 2. R. befunt, ihren Miterben aus 
ſchließliche Beftimmungen über Erbfchaftsgegenftände, na: 
mentlic über Grundftücke, deren Befig oder Benugung, 
su unterfagen. 

Dergleihen Diepofition wuͤrde aber den Miterben 
durch unbefchränfte Eintragung ihres Beſitztitels, jener 
Vorfchrift zumider, geſtattet werden. Die Pflichttheils⸗ 
berechtigten find im vorliegenden Falle die Enkel des Erb: 
lafferg, welchen fchon nach dem römifchen Rechte die le- 
guima als ein Erbtheil, ald portio portionis ab in- 
testato, gebührt, Nov. 115. Cap. 3. 4. 5. 

Sancimus igitur non licere penitus patri vel ma- 
tri, avo vel aviae etc. suum filium vel filiam vel 
caeteros liberos praeterire aut exheraedes in suo 
testamento facere, necsi per quamlibet donationem 
etc. eis dederit legibus debitam portio. 
nem elc. 
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und haben, gleich den übrigen Inkeſtat⸗ oder Teſtaments⸗ 
Erben, ein Miteigentum an der noch ungetheilten Erb» 
(haft; fie brauchen ſich demnad) | 
die Ausantwortung des Nachlaſſes an die eingeſetz⸗ 
ten Univerfalerben zu. deren unbedingter Dispofition, 
— welches aus der Eintragung des Beſitztitels für 
leßtere folgen würde, — fo lange fie dag Teftament 
noch nicht unbedingt anerkannt haben, nicht gefallen 
zu laſſen. | 
Die dagegen aus dem $. 164. des Anhangs zum 
Landrechte hergenommenen Gründe fcheinen- auf den vors 
liegenden Fal nicht anwendbar. Diefer ph fpricht, 
— wie deſſen Hinweifung auf den $. 574. seqq. des 
A. 2. R. Th. Il. Tie. 18, ergiebt, — ledigli von der 
Art der Ausmittelung des Betrags des Pflichetheilg 
in dem Falle, wenn der Pflichteheil mit oder ohne Bes 
flimmung einer gewiffen Summe verfchrieben ift; im ers 
fieren, bier vorliegenden, Falle fol der Berechnung nur 
die Tare des Grundftücks zum Grunde gelegt werden, — 
und in diefem Wege hat das Stadtgericht aud) Die Sache, 
jur Defeitigung der Differenz unter den Erben, eingeleitet, 
— im legtern Falle fol der Betrag durch Subhaſta⸗ 
tion ermittelt werden. Das Miteigenthum der Pflichte 
theils > Berechtigten an der gefammten Erbfchaft wird ih» 
nen durch das Gefeß aber bie zur erfolgten Auseinander: 
fegung keinesweges abgeiprochen. 
— aus der Vorſchrift des A. L. R. Th. I. Tit. 12. 
$. 242. 


Aus einem gültigen Teftamente erwirbt der eins 
gefegte Erbe das Recht, nach Publication deffelben 
die Erbichaft anzutreten und in Beſitz zu neh: 
men, 
faun die Wittwe, welche zur Univerfalerbin eingefett ift, 
ein Recht zur Eintragung des Beſitztitels, ohne Vorbe— 
halt der Mechte der Pflichttheild- Erben, nicht prätendi; 
ren. Das Zeftament ift in Beziehung auf die legte 
ren nicht eher für gültig anzunehmen, als bis der 
Notberbe im Pflichteheil die Bedingungen deſſelben aner— 
kannt hat. Ein ſolches Anerfenntniß ift aber, nach dem 
eigenen Eingeftändniffe der Befchwerdeführer, noch nicht 
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erfolgt, und die Berechtigung der Uniderfalerbin zur Be 

fignahme der Erbfchaft, vermittelt Berichtigung des tituli 
ossessionis für fie, daher noch nicht eingetreten; die 
flichttheild : Erben können: baher dagegen proteftiren. 

Das hohe Reſcript vom 8; d. M. will ihnen zur 
Sicherung ihres Erbtheils zwar die Nachfuchung der Eins 
tragung einer Proteftation (nach. $. 246. und 247. Tit. 12. 
Th. I. U. 2. R.) geftatten; allein abgefehen davon, daß 
die Erbprätendenten nad) $. 242. a. a. D. hierauf nur 
in dem Falle rebucirt werden, wenn ihnen ihr Erbrecht — 
wie bier nicht vorliegt — beftritten wird, fo würden 
fie ſelbſt diefe Sicherheitsmaaßregel nad) $. 247. a. a. 
D. nur ergreifen können, wenn fie causas arresti 
begründeten. ? 

Als Miterben und Miteigenthümer des noch unge⸗ 
tbeilten Nachlaffes, welche das Teftament noch nicht 
einmal unbedingt anerkannt haben, ftehen ihnen aber bef: 
fere Rechte zur Seite, die fie nicht erft durch Begruͤn⸗ 
dung eines Arreftfchlages zu verfolgen brauchen, und 
welche in der Befugniß beftehen: den andern Erben die 
ausfchließliche Dispofition über die Nachlaßgegens 
fände zu unterfagenz hierin mürden fie aber augen: 
fcheinlich gefährdet, wenn der Befigtitel eines Nachlaß: 
grundftücks ohne Vorbehalt auf ihre Miterben eingetras 
gen werden ſollte. Sie würden dadurch nach den Wor: 
ten des mehrgedachten hohen Reſcripts vom 8. Januar 
ec. nur ald Gläubiger des Nachlaffes, alfo nicht 
einmal nah den Vorrechten eines Legatarii 
behandelt werden, welchem fchon: 

Allgemeines Landrecht Theil I. Titel 12. $. 290, 
wegen feiner Anfprüche 

das Recht, Sicherheitsbeftellung in dem Nachlaffe, 

auch ohne Einwilligung der Erben zu fordern, und 

in deren Vermögen das in der Concurs⸗Ordnung 
n — Vorrecht 

uſteht. 
Im vorliegenden Falle behaupten Enkel, durch die 
‚ ihnen ausgeſetzte Geldfumme im Pflichttheil verkuͤrtzt 
zu fein; die Ermittelung des gefeglichen Betrages ift im 
Gange; fo lange die Auseinanderfegung noch Bi * 
olgt 
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folgt und fie aus dem Nachlaße noch nicht abgefunden 
find, haben fie gleiche is und Eigenthums— 
Rechte an die gefammte Erbfchaft mit ihren übris 
gen gen und dürfen fic daher nicht gefallen laffen, 
daß letzteren durch Einraͤumung einer ausſchließ⸗ 
lichen Dispoſition uͤber einzelne Nachlaßgegenſtaͤnde, 
vermittelſt unbedingter Beſitztitel⸗Berichtigung von Grund⸗ 
era ein vorzüglicheres Necht vor ihnen eingeraͤumt 


wer 

Ans biefen Gründen tragen twir daher, unter Nück 
reichung der Befchwerdefchrift vom 29. v. M. nebft ih; 
ren Beilagen, bei Ew. Ercellenz ebrerbietigft dahin an: 


die in der vorliegenden Sache von dem hiefigen 
Stadtgerichte gefchehene und von ung gebilligte. Ver, 
mweigerung der Befigtitel » Berichtigung für die Wittwe 
B. bhochgeneigteft aufrecht zu erhalten. 

Berlin, 25. Januar 1336. 


Das Rammergericht. 
(Unterfdhriften.) 


c 


Dem Königlichen Rammergericht wird auf den Be 
richt vom 25.0. M. | 
Die Beſchwerde der Wittwe B. und des Schwerdts 
fegermeiftirs 4. H. B. in der Nachlaßfache des 

Schwerdtfegermeifter8 5. A. W. B. betreffend, 
bei Ruͤckſendung der Anlagen hierdurch eröffnet, daß der 
in dem Berichte de Kollegiums enthaltenen Ausführung 
Folgendes entgegenftebt: 

1) der g. 117. Tit. 17. TH. J. A. £& R. legt nur 
ge Erben das Miteigenehum am ganzen Nach» 
laſſe bei, 
defjien Antheil nicht an fich Cfondern im Verhaͤlt⸗ 

zum Ganzen) beftimme ift; 
denn nur ein folcher Erbe ift auf Theilung anzutragen 

1536. 9. 93. T 
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rechtigt if. — Erben, welche auf eine beftimmte Sache 
oder- Summe angefegt find, follen nach $. 263. Tit. 12. 
a. a. D. in Beziehung auf die übrigen Erben nur als fer 
gatarien angefehen werden, mithin bloß einen Anfpruch 
auf die angewiefene Sache oder Summe, nicht aber auf 
irgend einen aliquoten Theil des ganzen Nachlaffes haben. 
2) Der Zweifel, ob die $$. 263. sq. ebendaf. auch 
auf Pflichttheild Erben anwendbar feien, erledige fich durch 
$. 164. des Anhangs zum A. & NR. Diefer $. handele 
von der Art der Ausmittelung des Pflichttheils und be- 
antwortet die Frage: 
inwiefern der Pflichteheilds Erbe berechtigt fei, vor 
der Theilung ein etwaniges Miteigenthum an Nach—⸗ 
laß» Grundflücen im Hppothefenbuche vermerken zu 


laffen! 
Er legt diefes Necht nur den im Pflichttheil eingefeßten Ers 
ben bei, denen der Pflichttheil, ohne Beſtimmung einer 
gewiſſen Summe, verfchrieben ift, die alfo einen aliquo- 
ten Theil, 3, z ober 3 ihrer Sinteflat: Portion, zu fors 
dern haben. 

Es ſteht endlich 

3) dieſe Beſtimmung mit den Vorſchriften des All⸗ 
gemeinen Landrechts im Sten Abſchnitt des 2ten Titels 
ll. Theils ganz überein, wonach dem im Pflichttheil vers 
legten Kinde nur die Klage auf Ergänzung deffelben zus 
ſteht (U L. R. IT. 2. $. 432 — 436.), woraus von felbft 
folgt, daß der Pflichttheils-⸗Erbe das Teftament, feinem 
ganzen Inhalte nach, gegen fich gelten laffen muß und 
nur die Geldfumme von dem Teftaments; Erben fordern 
darf, die zur Ergänzung feines Pflichttheils erforberlid) ift. 
Wenn auch dieſe Worfchrift in einem fugspendirten 
Titel fich befindet, fo ſtimmt fie doch für den vorliegen; 
den Ball, in welchem der Pflicherheild: Erbe zwar im 
Teftamente eingefegt, nach feiner Behauptung aber ver; 
fürze worden, mit dem Roͤmiſchen Rechte volfommen 
überein. (L. 30. Cod. de inoff, test. Ill. 28.) 

Daß übrigeng 

4) der auf eine beftimmte Summe eingefeßte Erbe 
als Legatar nach Vorfchrift des $. 290. Tit. 12. Th. 1. 
U. L. R. berechtige if, auf Sicherheitsbeſtellung anzutra: 
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gen, verfieht fich von ſelbſt. Das Reſkript vom 8. Ja⸗ 
nuar d. J. ftellt nur den Grundfab auf, daß der Nich- 
ter erſt biefen Antrag abwarten muß und nicht von Amts» 
wegen dieſes Recht zu berückfichtigen habe, und daß er 
deshalb das Gefuch des Erben um Eintragung feines 
gg bei den ererbten Grundftücken nicht zuruͤckwei⸗ 
en darf. 

Mit Nücfiht auf vorſtehende Gründe wird daher 
das Koͤnigliche Kammergericht angewiefen, nad) Inhalt 
des Refkripts vom 8. v. M. zu verfahren. 

Berlin, ben 26. Februar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


Un 
das Könlgliche Kammergericht. | 
1. 542. Landrecht 13. Vol. 5. 


4. 
Vergleiche über Gefchäfte in fpanifchen Papieren. 
(Berordn. vom 19. Januar 1836. Sc. Samml. ©. 9.) 


Die Vorfchrift des $. 1. der Verordnung vom 19. Ja— 
nuar d. J. daß „aus Vergleichen” (nicht: „auf Vergleiche,” 
wie es in der Gefegfammlung durd einen Druckfehler 
beißt) „welche über Gefchäfte in fpanifchen Papieren ge: 
„schloffen werden, weder Klage noch Erefution Statt fin; 
„den folle,” ift, wie Ihnen auf Ihre Anfrage vom 30. az 
nuar d. J. A Beſcheide gereicht, nur auf Wergleiche 
über folche Gefchäfte zu beziehen, denen durch die ander; 
weiten Beflimmungen des $. 1. und 3. die Klagbarkeit 
entzogen iſt. Ueber diejenigen Gefchäfte, welche vor Pu: 
blifatton der Verordnung bereits gefchloffen und binnen 
Der vorgefchriebenen Friſt gehörig angezeigt find, koͤnnen 
Daher, fo wie daraus nach wie vor ein — entſteht, 
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eben fo auch Wergleiche mit rechtdgültiger Wirfung 96 
fchloffen werden. 
Berlin, den 20. Februar 1836. 


Muͤhler. Rother. 


An 
den Koͤniglichen Juſtiz⸗-Kommiſſarius 
Herrn von Tempelboff, hieſelbſt. 
1,408 Gen. S. 13. Vol. 4. 


5. 


Die Einziehung unftreitiger- Domanialgefälle von 
den Beſitzern bürgerlicher Grundſtuͤcke in Mediat—⸗ 
Städten betreffend. 

(A. L. R. U. 8. $. 175. U. 7. $. 471. 484. 487. II. 14. $. 80.) 


Der Juſtizminiſter findet fi) durch den Bericht des 
Königlichen Land: und Stadtgerihtd vom 18. v. M. 
nicht veranlaßt, dag nad) der Verfügung des Chef:Prä- 
fidenten von Schönermarf vom 20. Januar 1819, unter 
Zuftimmung der Minifterien des Innern und der Juſtiz, 
bisher in der Provinz Poſen ftattgefundene Verfahren bei 
Einziehung der unftreitigen Dominialgefälle von den Be 
figern bürgerlicher Grundftücde in den Mediat » Städten 
und Die ſich Darauf gründende Vorbeſcheidung des Ober: 
— zu Poſen vom 5. Dezember v. J. auf⸗ 
zuheben. 

Die Mediatherrſchaften ſtehen in der Regel zu den 
Beſitzern von Buͤrgerhaͤuſern in den Mediat: Städten in dem⸗ 
felben Verhaͤltniß, wie die Gutsherrfchaften zu den Bes 
figern ländlicher Grundftüce. Ihre Nechte müffen daher 
auch in Ermangelung befonderer Bertragsbeftimmungen, 
Provinzialgefege oder allgemeiner gefeglicher Worfchriften 
nach denfelben Grundfägen beurtheilt werden, welche in 
ben Geſetzen Hinſichts der Rechte der Gutsherrſchaften 
— Beſitzer ländlicher Grundſtuͤcke aufgeſtellt wor⸗ 
en ſind. 
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Dies rechtfertigt fich vollfommen aus dem $. 175. 
Tie. 8. Th. II. des A. 2. N. BR 
Das im $. 484. Tit. 7. ebendaf. den Grundherr⸗ 
(haften ertheilte Recht, unftreitige Zinfen der Gutseinge: 
feffenen ohne Weiteres durch Erefution beitreiben zu laſ— 
fen, fteht mithin aud) den Mediatherrfchaften zu. Dies 
Recht ift, wie ber $. 471. Tit. 7. a. a. D. nachweift, 
völlig unabhängig von dem aufgehobenen Unterthänig- 
keits⸗Verhaͤltniß und kann, mie eine Vergleichung mit 
$. 472. und 495. ebendaf. und mit den $$. 357. 358. 
it. 50. Th. I. der Allg. Ger. Orbn. darthut, nicht auf 
bloß perfönliche, fondern nur auf Grundsinfen und folche 
Abgaben bezogen werden, welche die Einfaffen der Herr: 
ſchaft von ihren Stellen zu entrichten haben. Auch kann 
Died Erecutionsrecht, ohne vorgängige petitorifche Klage, 
nach $. 457. Tit. 7. und $. 80. Tit. 14. Th. Il. des 
N. 2. R. nur gegen diejenigen Individuen geltend ges 
macht werden, toelche dergleichen Grundabgaben bisher 
ber Herrfchaft gezahlt haben, und nicht etwa durch da⸗ 
gegen erhobenen Widerſpruch bereits zwei fahre lang: 
fih im Befig der Freiheit von diefer Entrichtung befinden. 
iernach bat das Königliche Land» und Stadtgericht 
bei künftigen Erecutionsgefuchen der Mediatherrfchaften 
deren Zuläffigfeit zu prüfen und die bereitd von dem 
Landgericht gu Gnefen eingeleiteten Subhaftationen unge: 
ſaͤumt fortzufegen. | 
Berlin, den 5. März 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 
Un 
das Koͤnigl. Land- und Stadtgericht 
zu Wreſchen. 


I. 503. } Landrecht 13. Vol 1. 


— — — 
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6 


Ueber die Befugniß der Patrimonials Gerichtsherrn 
zur Mitvollziehung ber von ihren Gerichten ausge 
fertigten Verträge und Verhandlungen. 

(cf. Hypotbefen- Ordnung Titel 3. $. 9.) 


Mit Euer Hochgeboren Anträgen in dem Schreiben 
vom 18. v. M., | 
betreffend die Form der Augfertigungen in Hypothe⸗ 

Eenfachen und die Befugniß der Patrimonials Ges 

richtsherrn, die diesfälligen Verhandlungen ihrer Ge; 

richtsämter mitguvollziehen, | 
kann ich mid) ‚nicht einverftanden erklären, halte vielmehr 
die hierneben zurückerfolgende Verfügung des Königlichen 
Dber: Landesgerihts zu Breslau vom 30. November v. 
für vollfommen richtig. 

Die früher bei dem ſtandesherrlichen Gerichte flatt 
gefundene Form bei Augfertigungen der Kauffontrafte 
gründet ſich auf den ehemaligen, durch die Allerhöchfte 
Verordnung vom 27. Dftober 1810 (Gefegfammlung von 
1810: Seite 9.) abgefchafften Kurial⸗Styl. Seitdem bei 
den Königlichen Gerichten die Augfertigungen und Ber, 
fügungen nicht mehr im Namen Seiner Majeftät des 
Königs, fondern des betreffenden Gerichts erfolgen, muß 
dies auch bei den Nicht» Königlichen Gerichten gefchehen. 

Dagegen ift es jedem Privat⸗Gerichtsherrn nad) $. 9. 
Tit. 3. der Hnpothefen» Ordnung geftattet, die im Namen 
feines Gerichts auggefertigten und von dem Nichter volls 
zogenen Hppothefenfcheine und die in das Hppotbefens 
weſen einfchlagenden Verhandlungen durch eifügung 
feiner Namens :Unterfchrift mitzuvollsiehen; dies ift auch 
von dem genannten Landes +» Jujtiz- Kollegium in der vor; 
erwähnten Verfügung anerfannt worden. Ein Mehreres 
fönnen Sie aber nicht verlangen. Der gutsherrliche 
Konfend zur Veräußerung und Verpfändung ländlicher 
Grundftücke ift nach $. 8. des Publifandumg vom 8. April 
1809 (Anhang zur Gefegfammlung Seite 560.) aufgehos 
ben worden. 
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Zur Erhaltung der Ihnen an den Grunbdftücken der 
Gerichts » Eingefefienen zuftichenden Rechte bedarf ed auch 
Ihrer Konkurrenz bei Abfaffung der Verträge nicht, da 
jene Mechte durch dieſe Verträge auf keine Weife berührt 
werden, und, wenn darüber etwas in den Verträgen be 
fimmt worden, dies nur auf die Kontrahenten felbft, 
keinesweges aber auf die Befugnifie des Gutsherrn von 
Einfluß fein fann. 


Berlin, den 22. März 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Mübhler. 


An 
den General: Erblandpofimeifter von 
Schlefien und Freien Standesberen, 
Herrn er. — — ⸗Go⸗ 
u Go 
Ile. — b aus pP, 38. Vol. 8. 


1 


Begriff und foredauernde Gültigfeit des deutſchen 
Privarfürftenrechts. 


Aus einer von dem Königl. Ober-Landesgericht unterm 
22. September v. J. an den Churheflifchen Geheimen Hof» 
und Juftiz Rath &... erlaffenen, zu meiner Kenntniß gekom⸗ 
menen Verfügung habe ich erfehen, daß das Kollegium Die 
auf Grund des deutfchen Privat: Fürftenrechts geforderte 
Vorlegung der Akten über den Nachlaß Seiner Durch: 
laucht des Herrn Landgrafen zu Heſſen-Rothenburg vers 
weigert bat. 

In dieſer Verfügung find drei Punkte enthalten, 
welche einer Berichtigung bedürfen. 
E8 wird darin gefagt: 

4) Vermöge des deutfchen Privat: Fürftenrechtd darf 
die Vorlegung der Akten nicht erfolgen; denn jenes fo; 
genannte Privat; Fürftenrecht ift nichts weiter, als ein 
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gemeines Privat: Necht, das einige Mobifitationen hat, 
wenn fürftliche Perſonen die Rechts⸗Intereſſenten find; 

2) e8 ift ein Theil des gemeinen beutfchen Privat: 
Rechts und mit demfelben bei Einführung unfers allge 
meinen Landrechts aufgehoben worden. Wir dürfen des: 
halb nicht darauf zurückgehen, wenn auch danach Ihr 
Höchfter Herr Kommittent, als Oberhaupt des Churs 
beflifhen Gefammthaufeg, berechtigt fein follte, von dem 
letztwilligen Verfügungen eines Glieded des Gefammts 
baufes Kenntniß zu verlangen. 

3) Ein ſolches Recht ſteht aber Ihrem Höchften 
Herrn Kommittenten nach gemeinen bdeutfchen Rechten 
nicht zu: daſſelbe fönnte nur auf fpegiellen Urkunden bes 
ruhen und folche find nicht beigebracht. 

An diefer Verfügung ift befremdend: baß bag 
dbeutfche Privat: Fürften Recht 

als ein fogenannteg bezeichnet und dem gemeis 

nen deutfchen Privar: Rechte gleichgeftellt, 

als durch dag Landrecht in allen feinen Beſtimmun⸗ 

gen ohne Ausnahme abgefchafft angefehen, 

und die daraus hervorgehende Berechtigung des 

fürftlihen Familien⸗Oberhauptes zur Einficht ber 

Teftamente von Familiengliedern beftritten wird. 

Zur Widerlegung diefer Anfichten habe ich folgen⸗ 
des zu bemerfen: 

Das Privat: Fürften-Recht ift ein wirklich beſtehendes 
fuͤrſtliches-Familien⸗Recht, deffen Exiſtenz nicht problema⸗ 
tiſch iſt. Es iſt der Inbegriff der Rechtsnormen, welche 
die Fuͤrſten in ihren Familien-⸗Angelegenheiten unter eins 
ander verbinden, und wie Pütter fagt: „ein auf wiſſen⸗ 
fhaftlidyen "Grundlagen ruhendes und aus dem älteften 
deutſchen Necht hervorgegangenes Nechtsgebäude.” 

Pütter Primae lineae juris privati principum $. 6. 

E8 derogirt dem gemeinen deutichen Rechte, als das 
fpegiellere, al8 ein Singular» Recht, gründet fid) auf das 
den hohen Adel zugeftandene Recht der Autonomie und 
bat ſich ausgebildet, um dem Eindringen des auf die 
reichsfürftlichen Nechtsverhältniffe, nicht paffenden roͤmi⸗ 
[hen Rechts entgegen zu treten, 
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Eihhorn Einl. in das d. Pr. R. $. 20. 
Mittermaier Grundf. des gem. d. Pr. R. $. 37. 
Hierunter gehören die fpeziellen Hausgeſetze einzelner 
fürftlicher Bamilien, aus welchen fich ein Geſammt⸗Reſul⸗ 
tat gebildet hat, und bie allgemeinen Familien: Dbfervangen 
der Regentenhaͤuſer. 
Ktüber öff. R. des beutfchen Bundes $. 11. 68. 
An Puͤtter's Litteratur des deutſchen Staatsrechts 
füllt das Verzeichniß von Schriften über das Fuͤrſten⸗ 
Recht in ihren Privatfahen 52 Seiten, wozu noch 12 
Seiten in den Klüberfchen Zufägen fommen.. Schon 
früher war in den Hallifchen Beiträgen zu der juriftifchen 
Gelehrten, Hiftorie 1755 eine Rechtsgefchichte darüber zu⸗ 
famnmengefielt worden. Es muß daher auffallen, wenn 
dieſes fo fleißig kultivirte Privat: Fürften Recht als ein 
fogenanntes cdharafterifirt und gleichfam in Zweifel ges 


ogen wirb. 

Namentlich ift das deutſche Privat: Fürften - Recht 
jederzeit als ein ſpezielles, welches den allgemeineren Rech⸗ 
ten derogirt, angefehen worden: es ift nur generell im 
Vergleiche mit den noch fpezielleren Hausgefegen. Puͤtter 
nennt e8: observantia familiarum Germaniae illu- . 
strium generalis, longe diversa a juribus aliorum’ 
ordinum, Aber er feßt hinzu: Neque tamen dubitari 
potest, non solum suam cujusque familiae legem vel 
observantiam particularem, sed et observantias 
ejusmodi generales jure meritoque praeferendas 
esse reliquo totius Germaniae juri com- 
muni. 

J. St. Pütter primae lineae juris priv. princ. $. 4. 

Deſſelben Sylloge commentationum j. priv. prine. 
illustrant. Ill, $. 78. pag. 229. 

J. J. Mofer perfönliches Stantsrccht ber deut 
[hen Neichsftände I. Vorbericht $. 7a. 

Schon hieraus ergiebt ſich, daß dag deutfche Privat: 
Fuͤrſten⸗Recht durch dag Preußifche Allgemeine Landrecht 
nicht aufgehoben worden ift, weil die befonderen Rechte 
und Gefege, unter welche auch das Privat: Fürften, Recht 
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gehört, bei und durch Einführung des Allgemeinen Land. 
recht8 nicht verändert worden find, vielmehr leßteres nur 
eintreten fol, wenn die Mechte und Verbindlichkeiten der 
Einwohner, des Staats und der ihnen gleich zu flellenden 
Sremden durch befondere Gefege nicht beſtimmt 
worden find. 

$. 1. fig. Eint. Allg. Landrechts. 

Hierzu tritt, daß dem einzelnen Neichsfürften nicht 
die Macht zuftand, das Privat: Fürften,Mecht aufzuheben, 
bei der Abfaffung des Allgemeinen Landrechts aljo auch 
die Abficht, dies zu thun, dem Staats⸗Oberhaupt nicht 
— werden darf. 

urch die deutſche Bundes-Verfaſſung iſt in dem 
allgemeinen Privat⸗Fuͤrſten⸗Recht auch nichts verändert 
worden. Sin der Wiener Schluß: Akte vom 15. Mai 1820. 
find vielmehr Art. XXIII. die von den vormaligen Reiche: 
gerichten fubfidiarifcdy befolgten Rechtsquellen als Ent- 
fcheidungs «Normen in Nechtsftreitigfeiten der deutſchen 
Bundes-Fürften anerkannt, und in der deutfchen Bundes 
Akte vom 8. uni. 1815. Art. 14. ſogar allen vormals 
unmittelbaren Reichsftänden in ihren Privat: Verbhältniffen 
alle ihre Vorrechte, mie fie ihnen durch die frühere deut» 
fche Berfaffung zuſtehen, unverändert zugefichert worden. 

Es fann ſonach Feinem Bedenken unterliegen, daß, 
wenn in dem allgemeinen Privat: Fürften: Rechte die vom 
Churheſſiſchen Haufe behauptete Befugniß gegründet ift, 
diefelbe fo gut berückfichtigt werden mußte, als wenn fie 
in dem noch fpezielleren Churheſſiſchen Haug: und Staats, 
Gefee vom 4. März 1817 ausdrücklich feftgefegt wäre. 

Es ift fhon vorhin bemerkt worden, daß das deut: 
fche Privat⸗Fuͤrſten-Recht hauptſaͤchlich die Nechts: Ver: 
bältniffe der fürftlichen Perſonen unter einander, theils in 
ihren befonderen Familien, theils in der großen Fürften» 
Samilie überhaupt, betrifft und beftimmt. Sin fofern vers 
ſieht es fich von felbft, daß diefe Rechts-Verhaͤltniſſe durch 
das Landrecht nicht aufgehoben worden find, fie mögen 
aus fpezielen Hausgefegen oder allgemeinen Bamiliens 
Dbfervanzen abgeleitet werben. 

Dahin gehört hauptſaͤchlich dag Succeffiong: Recht, 
Apanagium, Paragium, Regredient: Recht u. ſ. w.; Das 
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bin gehört auch das agnatifche Familien-Verhältnig, und 
in diefem das Primogenitur⸗Recht, fo wie das Recht des 
Familien⸗Oberhaupts, welches fi) aud in den Privat 
Berhältniffen geltend machte. Je mehr in allen einzelnen 
Samilien Verträgen, Haus: Drdnungen und Erbverbrübe: 
rungen dem Senior des Haufes ein Recht der Oberauf; 
ficht und fchiedsrichterlichen Entfcheidung eingeräumt wurde, 
defto beftimmter ging auch diefes Verhältniß in dag ge: 
meine fürftliche Samilien Herfommen über. So fann es als 
feſtſtehendes Prinzip des deutfchen Privat: Fürften.Nechte 
angefeben werden, daß dem Dberhaupte der Familie zu 
den in den Familien vorfommenden Ehegelöbniffen, Ehe: 
beredungen und dergleichen anderen Verbindungen der 
Konfens gebührt. | 
Hierhin iſt auch das Necht auf Worlegung der 
Seftamente, Inventarien, Nachlaßregulirungen, welche 
FSamilienglieder betreffen, zu rechnen. Das Oberhaupt 
der Familie aber ift mit den unmittelbaren Intereſſenten 
gleich berechtigt. ’ 
%. J. Mofer perfönliches Staatsrecht der deut, 
fchen Reichsftände II. ©. 583. Bd. 3. Kap. 13. 
$. 200. (S. 343.) Bd. 3. Kap. 12. $. 71. 
Deffelben deutfches Familien⸗Staats-Recht. 
Das patriarchalifche Anfehen und der reelle Einfluß 
der Stamm:Xelteften ift ein wefentlicher Charakter des deut: 
ſchen Sippfchaftsrechtd: es ift von der väterlichen Ges 
walt bed gemeinen Rechts hauptfächlidy dadurch unter: 
fchieden, daß es durch Emancipation nicht gebrochen wird. 
Durch die Einführung der Primogenitur hat es ſich ſpaͤ—⸗ 
ter näber beftimmt, und eben deswegen in den fürftlichen 
Familien , welche ohnehin den Veränderungen der für Die 
Untertdanen beftimmten Gefeßgebung nicht unterworfen 
waren, reiner und beftändiger erhalten, als in den übrigen 
Rechtsſphaͤren. Aus dieſem Genioratsrechte folgt auch 
die Befugniß des Familien-DOberhauptes, die Einficht der 
Teftamente und Nachlaßangelegenheiten ihrer Angehörigen 
su erfordern. 
Es ift daher nicht zu rechtfertigen, wenn das König: 
liche Dberlandeggericht dem Oberhaupte des Churheſſiſchen 
Geſammthauſes das Recht abfpricht, „von den legtwilligen 
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Verfügungen eined liebes bed Gefammthaufes Kenntniß 
zu verlangen.” Es ift dies Abfprechen um fo meniger 
zuläffig, als Heffen. Rothenburg eine Unterlinie de8 Haus 
ſes Heffen-Eafjel bildet und in dem fammtliche Unterlinien 
verbindenden, auch Heſſen⸗Rothenburgiſcher Seits aner⸗ 
kannten, Haupt⸗Vertrage d. d. 12ten Februar 1027. et 
conf. 8. Juni 1628. das Vorredyt des Primogenitus, 
welchen die apanagirten Prinzen als allein regierenden 
Herrn anerkennen follen, ausdrüclich agnofcirt, auch der 
Ruͤckfall der den jüngeren Herren zugetheilten Duart, wels 
cher jeßt eingetreten, vorbebungen worden ift, woraus ſich 
daB Intereſſe ded Familien. Oberhaupts, welches jeden⸗ 
falls bei der Verlaffenfchaft Fonkurrirt, auf das Unzweifel⸗ 
baftefte ergiebt. | 

Nach diefen Vorausſetzungen unterliegt es feinem 
Bedenken, daß dem Dberhaupt des Heflifchen Geſammt⸗ 
hauſes ein Recht zufteht, die Dispofitionen eines Familiens 
gliedes über beträchtliche Smmobiliar » Befigungen fennen 
zu lernen, und daß bdemfelben auf den Grund der Vor⸗ 
fchrift des $. 227. Tie. 12. Th. I. Allgemeinen Lands 
rechts die Mittheilung der geforderten Abfchriften nicht 
hätte verfagt werden follen. 

Diefes hätte um fo weniger gefchehen dürfen, als 
der Juſtiz-Miniſter dem Pupillen-Rolegium bereits in der 
Verfügung vom 14. Auguft v. %. die Anmweifung ertheilt 
batte, dem Geheimen Hof: und Juſtiz-⸗Rath 2... bie Ein; 
ficht der Bormundfchafts:Aften zu geftatten. 

Das Kollegium bat in künftigen Fällen nach diefen 

ringipien zu verfahren, und bei etwanigen Bedenfen bar- 

über zu berichten, damit der Juſtiz-⸗Miniſter nad) Befin- 
den mit dem auswärtigen Departement in Kommunifation 
treten kann. 


Berlin, den 12. Januar 1836. 
Der Zuftizminifter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Dberlandesgericht 
atibor. 


Ratib 
I. 4554. le Gen. F. 55 
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B. 


Regulativ, die Penfionirung invalider Maͤkler zu 
Königsberg in Preußen betreffend. 


Um den jetzt befichenden Mißbrauch zu befeitigen, 
welcher darin befteht, daß die abgehenden Mäfler zu Koͤ— 
nigsberg in Preußen ihre Stellen an einen Nachfolger 
verfäuflich abtreten, wodurch die Befugniß der Behörden 
zur Wahl und Beflätigung der Mäkler, zum Nachtheil 
des Gemeinwohls, befchränfe wird, werden nachfolgende 
Heftimmungen erlaffen. 

1) Die dort jet im Dienſte befindlichen Mäfler und 
Srachtbeftätiger erhalten, fobald fie dieſes Dienftes wegen 
perfönlicher Unfähigkeit entlaffen werden, eine Penfion, 
welche für einen Mäfler „Zroeihundert Thaler”, für einen 
Srachtdeftätiger „Einhundert Thaler” jährlich betragen foll. 

Jedes Abkommen, wodurch der augfcheidende Mäkler 
oder Srachtbeftätiger ſich eine höhere Penfion oder Ent: 
fhädigung von feinem Nachfolger bedingt, ift ungültig. 

2) Zur Zahlung der Penſionen an die augfcheidenden 
Maͤkler, monatlich mit 16 Rthlr. 20 Sgr. praenumerando, 
find die jedesmal jüngften Mäfler, ebenfo der Penfionen 
an die augfcheidenden Frachtbeftätiger, mit 8 Rthlr. 
10 Sgr. monatlidy und ebenfalls praenumerando, jedes; 
mal die jüngften Frachtbeftätiger verpflichtet, fo daß ſtets 
der Beifteuer fo viele von den jüngften in der betreffen: 
den Klaffe unterliegen, als es in derfelben Penſionaire 


ebt. 
3) Die juͤngſten find diejenigen, welche zuletzt ver, 
eidigt find. Iſt die Vereidigung zweier Maͤkler oder 
achtbeſtaͤtiger an einem Tage erfolgt, ſo entſcheidet der 
ag der Wahl, und geſchah auch dieſe an einem Tage, 
fo wird der jüngfte, dem Lebendalter nach, auch für den 
jüngern im Amte angenommen. | 
4) Das Vorfteheramt der Kaufmannfchaft hat, ſo⸗ 
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bald eine Penſionirung flattfindet, oder wenn durch dag 
Abfterben eines Emeriti oder die Anftellung eines neuen 
Mäklers in der Neihefolge eine Aenderung eintritt, oder 
ein Mäfler auß der Zahl der zur Zahlung Verpflichteten 
ausfcheidet, das Nöthige deshalb an die Betheiligten, ins⸗ 
befondere darüber gelangen zu laffen, an wen die Zahlung 
zu 44 und von wen der Penſionsbetrag zu empfans 
en ift. 

o 5) Soll die Stelle eines zu penfionirenden Maͤklers 
oder Srachtbeftätigerd nicht mehr befegt werden, fo find 
die fänmtlichen Mäfler oder Frachtbeftätiger darüber zu 
vernehmen, ob fie Willens find, die Penfion gemeinſchaft⸗ 
lich aufjubringen. Erflären fie ſich dazu nicht geneigt, 
fo ift von dem Vorfteheramte ein Mäkler zu wählen, der 
die Zahlung der Penſion übernimmt, und mit dem Abs 
leben des Penfionirten augfcheidet. Jedenfalls kann übri- 
gens mit einer Verminderung der Maͤklerſtellen nicht eher 
vorgegangen werden, als bis die Suftentationd: Berechtis 
gung des ausfcheidenden Mäflers ficher geftellt ift. 

6) Erhält ein Penflonirter dag Seinige von dem zur 
Zahlung Verpflichteten nicht, fo liegt ihm ob, davon dem 
Vorficher: Amt Anzeige zu machen. Diefeg hat den Zahlungs: 
pflichtigen nachdrücklich aufzufordern, feiner Verpflichtung 
nachzukommen, und ihm, wenn die Zahlung dennoch drei 
Monate hindurch ausbleibt, den Befuch der Börfe zu uns 
terfagen, feine Stelle für erledigt zu erflären, und fofort 
zur Wahl eines Nachfolgers zu fchreiten. Dem Penflonair 
bleibe überdies vorbehalten, den, welcher ihm die Penfion 
drei Monate Hindurdy nicht gezahlt hat, deshalb bei den 
Gerichten zu belangen. 

7) Die vorfiehenden Beflimmungen finden nur An: 
wendung auf die jeßigen Mäfler oder Srachtbeftätiger zu 
Königsberg in Preußen; es haben daher die fünftig zu. 
Ernennenden feinen Anfpruc auf eine gleiche Suſten— 
tation, auch wenn fie folche einem emeritirten Amtsvor⸗ 
gänger gewährte haben. Für die fünftigen Mäfler und 
Srachtbeftätiger bleibt vielmehr die Einrichtung einer 
Denfiong:Kaffe vorbehalten, gebildet durch Beiträge aller 
derjenigen, welchen die GSuftentation eines der jegigen 
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dann emeritirten Maͤkler oder Frachtbeftätiger nicht mehr 
obliegt. 


Berlin, den 31. Mär; 1836. 
Königliches Staats-Minifterium. 
Sriedrih Wilhelm Kronprinz. 
Sreiberr von Altenfiein. Graf von Lottum. 
Freiherr von Brenn von Kamptz. Muͤhler. 


Ancillon., von Wigleben. von Rodhom. von 
Nagler. Rother. Graf von Alvensieben. 


9. 


Den Gefchäftsverfehr mit den Communals Lands 
tagen betreffend. | 


Nachftenende Alerhöchfte Verordnungen: 
a) die Kabinets-Ordre vom 1. Juni 1826 über denGe; 
(häfteverkehr bei den Kommunal-Landtagen, 
b) die Kabinets⸗Ordre vom 17. Juni 1833., 
ce) die Kabinete:Ordre vom 26. Detbr. 1835. 
über den Gefchäftsgang, wenn von Seiten des Kom; 
munal:andtags Befchwerden über Verfügungen des 
Minifteriums des Innern und ber Polizei oder der 
anderen Minifterien erhoben werden, 
find durch die Jahrbücher zur Kenntniß der Gerichte zu 
bringen. ; 
Berlin, den 2. Januar 1836. 


Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 


Auf den Antrag der unter Meines Sohnes, des 
Kronprinzen Koͤniglichen Hoheit und Liebden, Vorſitz fuͤr 
die ſtaͤndiſchen Angelegenheiten beſtehenden Commiſſion 
finde ich Mich bewogen, uͤber den Geſchaͤftsverkehr mit 
den Communal:Landtagen hiermit Folgendes feſtzuſetzen. 

Die Gegenjtände, welche den Kommunal; Kandtagen 
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auf Meinen Befehl ober nach dem Gutbefinden der Des 
börden zur Erklärung oder Begutachtung vorzulegen fein 
werden, erhalten nicht die Form der Provinzialsfandtagss 
Propofitionen, und gehen direft an den Dber-Präfidenten 
zur auftragsmeifen VBorlegung an die Stände. Die Gut: 
achten , Erklärungen und Befchlüffe der Stände find nie 
mals in der Form an Mid) oder an irgend eine Behörde 
gerichteter Eingaben, fondern lediglich in ber eineg Voti 
oder Conclusi zu faffen. Diefelben gehen an den Ober 
Präfidenten, der, wenn fie zum Reſſort der Provinzials 
Verwaltung gehören, die erforderlichen Verfügungen fo: 
fort felbft veranlaßt, und die, welche ihrem Gegenftande 
nad) an die Minifterien oder an Mich Gelbft gelangen 
müffen, zur weiteren Veranlaffung an den Minifter des 
Innern einzureichen hat. Dem Ober: Präfidenten ift dem; 
nad) von fämmtlichen auf die Eingaben der Kommunal: 
Landtage zu faffenden Refolutionen Mittheilung zu machen, 
Damit derfelbe die Stände durdy die Landräthe darnach 
befcheiden koͤnne. Derfelbe hat außerdem fowohl beim 
Schluſſe eines jeden KommunalsLandtages ein Werzeich- 
ni fämmtlicher von den Ständen daſelbſt abgegebener 
Erklärungen und gefaßter Befchlüffe, als fpäter, wenn alle 
Materialien zu Beſcheidung der Stände an ihn einge 
gangen fein werden, einen Nachweis von den auf die 

rflärungen und Beſchluͤſſe des Kommunal:Landtages ges 
faßten Refolutionen und getroffenen Verfügungen durch 
den Minifter des Innern an Mic) einzureichen. Endlich 
finde Ich Mic) noch veranlaßt, bei diefer Gelegenheit zu 
beftimmen, daß, wenn bei den Verhandiungen einer Koms 
munal:Landtags-Berfammlung in denen Sällen, in welchen 
nach den Gefegen eine Majorität von Zweidritteln nicht 
erforderlich ift, eine Gleichheit der Stimmen flattfindet, 
die Stimme des DVorfigenden entfcheiden foll. 
Ich beauftrage das Staats: Minifterium, wegen in 
Anwendungbringung diefer Beflimmungen das Erforders 
licye zu veranlaffen. 

Berlin, den 1. Juni 1826. 


Sriedrich Wilhelm. 


dad Stantsminifterium. 
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Auf die Beſchlußnahme ber unter Meines Sohnes, dee 
Kronprinzen K. Hoheit, Worfig niedergefegten Immediat: 
Kommiffion für die Stände-Ungelegenheiten habe Ich ge: 
nebhmigt, daß Fmmediat + Vorftellungen der Kommunal: 
Fandtage, wenn fie Befchwerden gegen Verfügungen dee 
Minifterd des Innern und der Polizei enthalten, von den 
Dber-Präfidenten unmittelbar an Mich eingereicht werden, 
jedoch unter gleichzeitiger Einreichung einer Abfchrift der: 
felben an den gedachten Minifter. Das Staatsminifterium 
bat die Ober, Präfidenten diefem gemäß mit Anmweifung 
zu. verfehen. ae 

Berlin, den 17. Juni 1833. 


Friedrich Wilhelm. 
4 
Das Staats - Minifierium. 


an a 
Auf den Antrag ber zum fünften Provinzial⸗Landtage 
verfammelten Stände der Kur: und Neumark Brandenburg 
und des Markgrafthums Niederlaufig will Ich die Be: 
flimmung Meiner Ordre vom 17. Juni 1833, wonach Be; 
ſchwerden der Kommunal: Landtage gegen Verfügungen 
des Minifters des Innern und der Polizei von den Ober; 
Praͤſidenten an Mid) unmittelbar eingereicht: werden bürs 
fen, unter den in Meiner frühern Ordre vom 1. Juni 
1826 feflgefegten Mobififationin aud auf Beſchwerden 
gegen andere Minifter ausdehnen. Es ift jedoch ale; 
dann gleichzeitig Abfchrift des die Befchwerden erishaltenen 
Kommunal:?andtags:Eonclufi nicht bloß Ahnen, fondern 
auch dem betheiligten Minifter einzureichen. Sie haben 
die betreffenden Ober; Präfidien hiernach anzumweifen. 
Berlin, den 26. Dftober 1835- 


Friedrich Wilhelm. 
An 
dert Staats:-Minifter von Rochom: 
— — 
1836 5. 93. u 


B. 


zur Erläuterung Der Allgemeinen 
Gerichtsordnung. 


10. 


Ueber die Zutheilung eines Gutes zu einer beſtimm⸗ 
ten Schulſocietaͤt findet der Weg Rechtens 
nicht Statt. 


Yır die Vorftellung vom 19. Oktober v. J. wirb Ihnen, 
im Einverftändnig mit dem Königlichen Minifterium der 
geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinals Angelegenheiten, 
hierdurch eröffnet, daß Ihrem Gefuche, 
das bortige Königl. Dber » Landesgericht zur Einlei- 
fung ber von Ihnen wider den Fiskus in Vertre⸗ 
—— Koͤnigl. Regierung angeſtellten Klage ans 
zuweiſen, 
nicht Statt gegeben werden kann, da dem Antrage, 
daß Fiskus verurtheilt werde, das Ihnen zugehörige 
Gut A. bei der Schulfocietät Sch., wozu es feit 
undentklichen Zeiten gehört, zu belaffen, 
der $. 18, litt. k. der Inſtruktion zur Gefchäftsführung 
der Königl. Regierungen vom 23. Dftober 1817 (Gef. 
Samml. S. 260.) entgegen ift, wonach den Regierungen 
ohne höhere Genehmigung freifteht, Schulfocietäten 
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einzurihten und gu vertheilen, wo bie Ortſchaf⸗ 
ten es wünfchen oder Lofalumfände es nörhig 


maden. | 

Es bleibt daher, wie Ihnen in der Werfügung. bed 
dortigen Königl. Dber  LandesgerichtdE vom 5. Juni v. 
J. bereits zu erfennen gegeben worden; nur der Weg ber 
Beſchwerde bei dem der Königl. Regierung vorgefeßten 
Minifterium offen, fo wie es fid) von felbft. verfieht, daß 
Ahnen unbenommen ift, Ihre Rechte auf Befreiung von 
Beiträgen zu den Koften des in Klein⸗S. zu errichten, 
den Schulgebäudeg, in Gemäßheit des Reſktipts des Ge⸗ 
neral« Direftoriumd vom 23. Februar 1805 (Edikten 
Samml. Theil 11. &. 2897.) und ber $$. 240. -708; 
709. 759. und 760. Tit. 11. Theil II. des A. & N. 
gegen die übrigen bei dem fraglichen Schulbau betheilig- 
teu Intereſſenten geltend zu machen, wenn Sie fi da 
mit durdygufommen getrauen. 


Berlin, den 8. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 


Müphler. 
An ’ 
den Regiftrator Heren K. zu Königs- 
berg in Pr. 
II. 9769. Generalia 62, Vol. 2, 
11. 


Blödfinnigfeits:, Prodigalitätss und Todes Erfläruns 
gen gehören im Großherzogthum Pofen zur Kom: 
petenz ber Ober⸗Landesgerichte. 


Em. Excellenz erlauben wir uns nachſtehendes ganz 
gehorfamft vorzuftellen : ° 
Unter den vom aufgelöften Könige. Landgericht 
u2 
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Schneidemühl abgegebenen Sachen haben ſich auch die 
Akten, betreffend die Provokation des Fiskus wider. ben 
verfcholenen Soldaten Johann 8.... auf Todeserfläs 
rung des leßtern, befunden. 

Dieſe Sache haben wir nach der Beflimmung des 
Geſetzes vom 16. juni pr. sub Il. num. 3.a. (Geſetz⸗ 
fammlung von. 1834 ©. 76.) dem Königlichen Ober⸗ 
Bandeggerichte zu. Bromberg zur meitern Veranlaſſung 
überreicht, da wir ung für incompetent bielten, erhielten 
diefelbe jedoch mit ‚dem abfchriftlich gehorfamft beigefügten 
Refkript vom 30. v. M. (Anl.) deshalb zurück, weil niche 
anzunehmen ſei, daß das Vermögen, des Provofaten 
die Summe von 500 Rthlr. überfteigen werde. 

Odb letzteres der Fall fei, wiffen wir zwar nicht, ins 
deſſen fcheint ung dieſer Unterfchied im Geſetze nicht ge: 
macht zu fein. 

Nach Artikel II. No. 3. a: des Gefeßes vom 16. Juni 
pr. gehören zum Reffort der Ober » Landesgerichte : 

a) alle nach Geld abſchaͤtzbare Gegenftände, wenn ber 
Werth 500 Rthlr. überfteigt, 

b) Regalien und wichtige Gerechtfame. Wenn nun noch 
ein Zroeifel darüber obmwalten fann, ob das Recht 
noc) als lebend betrachtet zu werden, oder mit defien 
Verluſt als juriſtiſch todt zu gelten, zu ben allers 
wichtigſten Gerechtſamen des Menſchen zu zaͤhlen ſei, 
fo loͤſet ſich dieſer Zweifel aus $. 7. der Einleitung 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung, wonach die, nach 
Gelde nicht ſchaͤtzbaren Gegenftände ausdrüdlid un: 
terfchieden werben, I 
a) in Servituten, andere (einzelne)-Gerechtigfeiten und 

Ehefheidungsfakhen, welche als die minder: 
wichtigen hinfichtd Der Koften der Aten Colonne der 
Gebuͤhrentaxe unterworfen fein follen, 
5) in Rechte abdlicher Güter, Regalien und andre wich: 
tige Gerechtfame, welche nach der 5ten Kolonne 
beurtbeilt werden follen. 

Da weitere Unterfchiede nicht gemacht find, fo wird 
man den Gegenftand der Provofation auf Todeserflärung 
um fo mehr zu den ad d. rubrisirten zählen müffen, als ab» 
gefehen von allen möglichen Vermoͤgensrechten, unter 
andern auch eine Menge perfönlicher Rechte des für 
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todt Erflärten untergehen, und z. B. feine Ehe aufhört, feine 
Ehefrau als eine Wittwe wieder heirathen Fann. 

Dies find die Gründe, welche ung an unferer Koms 
petenz in diefer Sache zweifeln laffen, und erlauben wir 
ung daher, Er. Ercellen; um hochgeneigte Belehrung 
über diefen unfern Zweifel ganz gehorfamft zu bitten. 


Lobſens, den 27. Dezember 1835. 
Das Lands und Stabtgericht. 
(Unterfchriften.) 


b. 


In der Sache, betreffend die Provofation auf Todes, 
erflärung des Johann 8... ., werden dem Königl. Lands 
und Stadtgericjt, da nicht anzunehmen ift, daB das Vers 
mögen des Provofaten die Summe von 500 Rthlr. ber 
trägt, bie mittelft Berichtd vom 14. Juli d. J. eingereich⸗ 
ten Akten anbei zur weitern Verfügung vemittirt. 


Bromberg, den 30. Dftober 1835. 
Königliches Dber: Landesgericht. 


An 
das Königl. Land» umd Stadtgericht 
zu Lobſens. 


e. 


Er. Ercellenz reichen wir den mittelft hochverehrten 
Marginal: Dekrets vom 21. huj. zur gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung ung sugefertigten Bericht des Land. und Gtabdtges 
richts zu Lobfens vom 27. Dezember v. J. nebſt deffen 
abichriftlichen Anlage beigefchloffen ehrerbietigft zuruͤck, 
und zeigen hierbei ganz gehorfamft an: wie wir der Ans 
fiht find, daß Todeserflärungen unzweifelhaft der Kom⸗ 
petenz der Dbergerichte unterworfen find, da. es dabei 
nicht allein auf das Vermögen des Verſchollenen, fondern, 
sole bei Blödfinnigkeitd» und bei Prodigalicäts + Prozefien 
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(Neffript vom 30. Juni 1835 an das Ober »Landedges 

riche zu Bromberg. Jahrbücher Band 45. Seite 468.), 

auf unfhägbare Rechte anfommt, und wir auch hiernach 

die anfragenden Untergerichte unfered Departements feits 

ber befchieden, und dieſe Sachen vor ung gezogen haben, 
Pofen, deu 27. Januar 1836, 


Das Ober s Landesgericht. 
(Unterfchriften.) 


d. 


Dem Königlichen Dbers Landesgericht wird anliegend 
der durch die Provokation des Fiskus auf Todeserklaͤ⸗ 
rung des verfchollenen Soldaten K. veranlaßte Bericht 
de8 Lands und Stadtgerichts zu Lobfens vom 27. Dezem⸗ 
+ v. }; und des Ober: Landesgerichts zu Pofen vom 
27.9. M., 

die Kompetenz bei Tobeserklärungsfachen betreffend, 
in Abfchrift mit dem Eröffnen zugefertigt, daß der Juſtiz⸗ 
minifter den darin entwickelten Anfichten beitreten muß. 

In der unterm 30. Juni v. J. an das Königliche 
Dber Landesgericht erlaffenen Verfuͤgung (Jahrbuͤcher 
B. 45. ©. 468.) ift bereit nachgemwiefen worden, daß 
bei Blödfinnigkeits» und Prodigalitäts s Erklärungen auch) 
nach ber Verordnung vom 14. Dez. 1833 das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläffig if, und deshalb den Dber: Landesgerichs 
ten der Provinz Pofen das Verfahren und das Erfennt; 
niß erfter Inſtanz in Diefen offenbar wichtige Gerechtſame 
betreffenden Sachen, nah Pr. 5. ber von dem Ober⸗ 
Appellationsgerichts Ehefpräfidenten von Frankenberg uns 
term 5. Februar v. J. erlaffenen deklaratoriſchen Verfuͤ⸗ 
gung, sufteht. 

Bon gleicher Wichtigkeit iſt unbedenklich die Todes, 
erflärung eine® Menfchen, bei welcher es nicht allein auf 
deffen Vermögen, fondern auf viele unfchägbare Rechte 
feined status anfommt, weshalb die Zuläffigfeit der Res 
—* in den geeigneten Fällen nicht beſtritten wer⸗ 
en kann. ũ 
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Hierzu kommt, daß Konfistationsprogeffe gegen aus⸗ 
getretene Kantoniften nad) $. 4. Tit. 36. Theil I. ber 
Allgemeinen Gerihtsordnung auch in anderen Provinzen 
vor die Landes-Juſtizkollegien gehören, die an fich vor 
die Untergerichte gehörigen Todeserklärungen aber nad) 
$. 15. Tit. 37. ebendafelbft zur Erfparung der Koften an 
die Dber: Landesgerichte abgegeben werden fönnen. 

Der AJuftigminifter findet es daher vollig angemeffen, 
daß das Königliche Ober» Landesgericht alle Todeserklaͤ— 
rungen aus feinem Bezirk vor ſich zieht, und von Zeit zu 
Zeit die nothwendigen öffentlichen Vorladungen für Die 
bis dahin angemeldeten Fälle zufammenfaßt, die Verneh⸗ 
mung der Intereſſenten aber ſoweit als möglich durch 
die betreffenden Untergerichte veranlaßt. 


Berlin, den 6. Februar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Ober» Landesgericht 
zu Bromberg. 


1. 469. Poſen 42. Vol. A. 


000m — 


12. 


Die bei Obergerichten angeſtellten Juſtizkommiſſa⸗ 
rien ſind als Rechtsbeiſtaͤnde bei den Untergerichten 
aufzutreten nicht befugt. 


(A. G. O. 1. 3. $. 14. HI. 7. $. 7. 30. cf. Reſkript vom 
7. Zanuar 1836. Mr. 37. diefes Heftes.) 


Dem Königlichen Ober: Landesgericht wird bei abs 
fchriftlicher Mittheilung der Anfrage des Gerichtdamtes 
der Güter Bauerwiß ꝛc. 

ob bei demfelben ein Juſtizkommiſſarius des Koͤnig⸗ 

lichen Dber:Landesgerichtd oder eines anderen Un: 

tergerichtes als Mechtsbeiftand zuzulaſſen iſt, 
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vom 20. vorigen Monats hierdurch eröffnet, daß der 
Juſtizminiſter der in der Verfügung vom 14. uni vori⸗ 
gen Jahres ausgefprochenen Anficht des Kollegiums nicht 
beitreten kann. 

Nach $. 14. Titel 3. Theil I. und $. 7. und 30. 
Titel 7. Theil III. der Allgemeinen Gerichts: Ordnung ift 
es unzweifelhaft, daß die Parteien fich ihre rechtsverftäns 
digen Affiftenten aus der Zahl der bei dem Gerihte — 
vor welchem die Sache verhandelt wird — zur Prozeß: 
praris zugelaffenen Juſtizkommiſſarien waͤhlen müflen, 
und daß ihnen auch nur aus der Zahl diefer Juſtizkom⸗ 
miffarien dergleichen zugeordnet werden fünnen. Go we⸗ 
nig daher Juſtizkommiſſarien, welche nur zur Praxis bei 
Untergerichten berechtigte find, als Nechtsbeiftände bei dem 
Dbergericht auftreten fünnen, eben fo wenig fann den 
bei dem letzteren angeftelten Juſtizkommiſſarien geftattet 
werden, einen Rechtsbeiſtand bei Untergerichten abzus 


geben. 

Don diefer Negel kann außer dem im $. 28. Tit. 25. 
Theil I. der Algemeinen Gerichts: Ordnung erwähnten 
Fall nur dann eine Ausnahme eintreten, wenn bie bei dem 
betreffenden Gericht zur Praxis verftatteten Juſtizkommiſ—⸗ 
farien bereits den Gegnern bedient, oder fonft verhindert 
find, die Affiftenefchaft zu übernehmen. In einem foldyen 
Sal muß jeder auswärtige Juſtizkommiſſar als Afjiftent 
oder als Mandatar zugelaffen werden. 

Dieß ift zur öffentlichen Kenntuiß zu bringen. 


Berlin, den 7. März; 1836. 
Der Sufkigminifter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Ober - Landesgericht 
zu Natibor. 


1. 818. Sportul. S. 8. Vol. 8, 
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13. 


Die an Ausländer zu erlaffenden gerichtlichen Ver: 
fügungen betreffend. 
(cf. Reffeipt vom 23. März 1835. Jahrbücher B. 45. &. 188) 


Sämmtlichen Gerichtsbehördben wird die Befolgang 
des Eirfular:Refkripts vom 31. Dezember 1830 (Fahr: 
bücher Band 36. Seite 310.), 

die an Ausländer ergebenden und durch biplomas 

tifche Vermittelung zu befördernden Vorladungen und 

fonftigen Verfügungen betreffend, 
hierdurch mit dem Beifügen in Erinnerung gebracht, daß 
fie bei unterlaffener Befolgung der darin enthaltenen 
Vorſchriften die Remiffion der Vorladungen und fonftigen 
Berfügungen zu gewärtigen haben. 

Berlin, den 8. Mär; 1536. 

Der Juſtizminiſter. 
Müphler. 


An 
fämmtliche Gerichtsbehoͤrden. 
1. 864. Requisit, 48. 


14. 
Wenn im fummarifchen Prozeffe in zmeiter Inſtanz 
auf die mündliche Verhandlung verzichtet und von 
dem erfennenden Kollegium eine Beweisaufnahme 
für nothwendig erachtet worden, fo erfolgt nach Aufr 
nahme der Beweismittel die Abfaffung des Erkennt⸗ 
niffes von der Deputation, welche an das vom 
Kollegium erlaffene Beweisreſolut nicht gebunden ift. 
(8. vom 1. Juni 1833. $. 20. 48. Gef. Samml. ©. 37.) 


Dem Dber:Appellationg » Senat. des Königl. Kam⸗ 
mergericht8 wird auf die Anfrage vom 6. d. M. 
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in Betreff der Verordnung über den Mandats⸗, 

den fummarifhen und den Bagatell» Prozeß vom 

1. Juni 1833 
bierdurdy eröffnet, wie es allerdings richtig iſt, daß — 
wenn nach abgebhaltenem Termine zur Beantwortung des 
Appellationsberichtd von den Parteien auf Vorlegung der 
Akten zur Abfaffung bes Erfenntniffed ohne ferneres 
mimbdliched Verfahren angetragen wird, — die Akten bei 
dem gm sum Spruch biftribuirt werden müffen. 

Dabei kann es fich freilich auch ereignen, daß eine 
bis dahin augsgefegte Beweisaufnahme für nothwendig 
erachtet wird, welche der Deputation für das mündliche 
Verfahren, wenn diefe darüber zu entfcheiden gehabt hätte, 
nicht erheblich gefchienen haben möchte. Aus diefer Vers 
ſchiedenheit der Anfichten Kann aber Fein Konflikt zwiſchen 
den verfcjiedenen Verfahren entfiehen. Wenn dag Kol: 
legium die Beweisaufnahme für nothwendig erachtet und 
in dem erlaffenen Refolut angeordnet hat, muß aud) mie 
Yufnahme der Beweismittel verfahren, und zu dem Ende 
ein Kommiffarius nach $. 30. ff. der Verordnung vom 
1. Juni 1833 ernannt werden. Die Srage, ob ber Bes 
weis erheblich ift, oder nicht, Fommt vor der Aufnahme 
deffelben bei der Deputation nicht zur Beurtheilung, da 
diefe nur zufammentritt, wenn das mündliche Verfahren 
eintritt, leßteres aber erft erfolgt, wenn der Beweis auf: 
genommen ift. Dann verftebt es fich aber auch von felbft, 
daß der erfennende Richter durch das ergangene Beweis: 
Reſolut weder befchränft, nody daran gebunden ift. Wenn 
alfo die Deputation bei Erlaffung de Erfenntniffes der 
Anſicht if, daß ed auf den Beweis nicht ankommt, 
oder wenn die Frage über die Erheblichkeit des Beweiſes 
noch) vor defien Aufnahme vor der Deputation zur Bes 
urtheilung gesogen wird: fo entfcheibet dieſe felbfiftändig, 
ohne fic durch jenes Nefolut, twelches Feine andere Wir, 
fung als ein fonftiged Dekret äußert, binden zu laffen. 

Berlin, den 20. Februar 1836. 

Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 

den Diber- Appelationd- Senat des 


Königlichen KRammergerichts. 
Il, 612. * Rande. 35. Vol. 6. 
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15. 


Die Abfaffung des Erfenntniffes in Vormundſchafts⸗ 
fachen betreffend. | 
(Verordnung vom 14. Dezember 1833. $. 5. Nr. 5. und 6.) 


Bei dem Dber» Landesgericht zu Coͤslin ſchwebt in 
erſter Inſtanz ein Prozeß, in welchen daflelbe Bedenken 
trägt; das Erfenntniß ion abzufaflen, weil es als ober; 
vormundſchaftliche Behoͤrde uͤber Minorenne, welche zum 
Theil zu den Verklagten und zum Theil zu den Litisde⸗ 
nunciaten gehören, bei der Sache intereffirt ift, und refp. 
den Bertretern der Minorennen Rath ertheilt hat. 

Auf den Antrag in dem urfchriftlic) anliegenden 
Derichte vom 5. Dezember 1835 babe ich deshalb bei 
den obmaltenden Umftänden dag Kammergericht unterm 
28. Dezember 1835 mit Aburtelung jener Rechtsfache bes 


ftragt: 

Auch diefes findet indeffen Bebenfen gegen feine Kom: 
petenz, und bittet vor Erledigung des Auftrages, zur Vers 
meidung eines auf Inkompetenz lautenden Erkenntniffeg, 
um Em. Königlihen Majeftät Allerhoͤchſte Entfcheidung: 

Das Kammergericht gebt nämlich davon aug: 

daß für das Hber: Landesgericht zu Coͤslin ein ge 

nügender Grund, die Abfaffung des Erkenntniffes 

: abzulehnen, nicht vorliege, 
un 

daß der Juſtizminiſter ohne Allerhöchfte Genehmigung 

nicyt befugt fei, ein Gericht dem Andern durch ges 

nerelle Verfügungen, wie durch das Reſcript vom 

11. Juli 1835 (Jahrbücher Band 46. Seite 117.) 

oder durch fpecielle Beftimmung, wie im vorliegen: 

den Falle gefchehen ift, zu fubftituiren. 

Die von dem Ober: Landesgerichte zu Cöslin aus den 
Borfchriften des Gefeges vom 14. Dezember 1833 $. 5. 
Nr. 5. und 6. (G. ©. ©. 305.) entnommenen Grünve- 
für die Uebertragung der Entſcheidung auf ein, anderes 
Gericht müffen indeß nothwendig beachtet werben. 
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Mag ed auch zweifelhaft fein, ob das fonfurrirende 
Verhaͤltniß eines Prozeß: und Vormundſchafts⸗Richters, 
welcher die Vertreter von Minorennen mit Information 
und Anleitung verfieht, eine Unfähigkeit zur Theilnahme 
an ber Abfafjung des Urtheils begründet, fo hat doch der 
Prozeßrichter forgfältig Alles zu vermeiden, was mögs 
licher Weife eine Nichtigkeitöbelchwerde rechtfertigen 
könnte. Deshalb ift in ſolchen Fällen die Subftitution 
eines andern Gerichts Behufs Abfaffung des Erkennt 
niffes unvermeidlich. 

Die Befugnig des Juſtiz⸗Miniſters zu einer folchen 
Subftitution habe ich auf Grund der analogen Beſtim⸗ 
mungen in $%. 133. 142. 143. ff. Pr. Ord. Tit. 2. und 
$. 24. Tit. 39. für unzweifelhaft gehalten. Zur völligen 
Befeitigung ber Bedenken des Rammergerichts ftelle ich 
inde 


die Allerhoͤchſte Genehmigung ber von mir erlaffenen 
Verfügung ehrerbietigft anheim. 
Berlin, den 14. Märg 1836. 

Müpler. 


An 
Seine Maiefät den König. 
III. 2599. Juſtij⸗Miniſt. 76. 


⸗ 


b 


Sch genehmige auf Ihren Berichte vom 14. d. Mts 
Ihre auf dem zurückgehenden Bericht des Oberlandesge⸗ 
richts zu Coͤslin erlaffene Verfügung, durch welche Sie 
demfelben das Kammergericht zur Aburtelung der gegen 
die dv. P.ſchen Minorennen ꝛc. anbhängigen ee 
fubftituirt haben, auch wil Ich Ihnen fuͤr alle ähnliche 
Faͤlle gleiche Befugniß zugefteben. 

Berlin, den 29. März 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


un 
den Stants- und Juſtiz-Miniſter Muͤhler. 


% 
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16. 


Ueber ben Refurs gegen gerichtliche Entfcheidungen 
wegen ber Koften. 
(Alg- Ger. Drdn. I. 14. $.3. Nr. 2.) 


Ueber die Zuläffigkeit des im $. 3. No. 2. Titel 14. 
Theil I der Allgemeinen Gerichts: Ordnung nachgelaffenen 
Rekurſes gegen gerichtliche Entſcheidungen wegen der 
Koften und über daß dabei zu beobachtende Verfahren find 
bei mehreren uftisbehörden Zweifel entftanden. Der 
Juſtiz Miniſter findet fid) daher veranlaßt, nachflehende 
Beſtimmungen zur Kenntniß und Nachachtung der Ges 
richtsbehörden zu bringen. 

1. Bei allen Befchwerden gegen gerichtliche Entfchei: 
dungen hinſichts der in einem NRechtsftreite entftandenen 
- ift zunächft zu unterfcheiden: 

A. 0b die Befchwerde blog gem die a 

dene Feſtſetzung der Koften, ober 
B. gegen die ausgeſprochene Verbindlichfeie 
jur Tragung und resp. Erfiattung der Ko- 
ſten gerichtet ift. 
zu — Im erſten Falle betrifft die Feſtſetzung ent: 


we 
1) gerichtliche Koſten, d. h. ſolche, welche von 
— an das Gericht zu bezah— 
en fin 
Gegen dergleichen Beftfeßung findet, ohne Un: 
terfchied, ob folche in dem Erfenntniffe felbft oder 
durch nachträgliche Verfügung erfolgt ift, weder 
die Uppellation noch der förmliche Rekurs, 
fondern nur der Weg ber Befchwerde bei der 
borgefeßten Auffichtebehörde des feftfegenden Ges 
ira t8 ftatt; 


. 3. No. 2. Tit. 14. 
und — 28. Tit. 23. Progeß-Orbnung. 


oder 
2) außergerichtlidhe Koften, d. h. folche, welche 
von dem Befchwerbeführer an den Gegner zu er: 
flatten find; 
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Gegen die Feftfegung diefer Koften, — fie 
mag in dem Erfenntniffe oder $. 28. Tit. 23. 
Theil I. der Allg. Gerichts-Ordnung nad) deſſen 
Abfaffung durch eine gerichtliche Verfügung er: 
folgen, — findet nach Vorfchrift des $. 3. No. 2 
Tit. 14, Prozeß: Ordnung : 

a, die wirkliche Appellation, wenn bdiefe nach 

Höhe der feftgefeßten Summe an fich zuläffig ift, 

b. außerdem aber der förmliche Nefurg bei der; 

| jenigen Behörde ftatt, welche zu erfennen ges 

babt haben würde, wenn die Appellation zus 
läffig geweſen wäre. 

$. 110. des Anhangs zur Allg. Gerichts⸗Ord⸗ 


nung. 

zu B. Wenn dagegen bie Befchwerbe bie Werbindlich 
feit zur TZragung und resp. Erfiattung der 
Koften betrifft, fo komme es wieder darauf 


‘an, ob 
4) nad) der Höhe der Koften — mobei gerichtliche 
und außergerichtlihe zufammen zu rechnen 
find — die Appellation an fich zuläffig ift, oder 
ob dies 
2) nicht der Fall ift, 
indem darnach die Befchwerbe entweder im 
Wege der Appellation oder im Wege des 
Rekurſes bei dem Appellationgrichter zu ent: 
ſcheiden ift. 
$. 110. des Anhangs zur Allg. Serihts:Drd» 


nung. 

I. Der biernach zuläffige Rekurs an den Apellationg; 
richter ift weder durch die Kabinets: Drdre vom 8. 
Auguft 1832, betreffend das Nekursverfahren gegen Ers 
fenntniffe der Untergerichte in Bagaselfachen (Gefeß: 
fammlung ©. 199.), noch durd) die Verordnung vom 
1. Suni 1833 über den Mandats⸗, fummarifchen und 
Dagatel» Prozeß, noch durch die Verordnung vom 14. 
Dezember 1833 wegen bed Rechtsmittels der Revifion 
und der Nichtigfeitsbefchwerde aufgehoben worden, daher 
er ohne Rückficht auf das in der Hauptfache ftattgefundene 
Verfahren, und ohne Rückficht darauf, ob die den Res 
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kurs veranlaffende gerichtliche Entfcheibung bei einem Un: 
tergericht oder einem Obergericht flattgefunden bat, noch 
ferner zuläffig if. ; 

I. Da die Allg. Gerichts-Ordnung hinſichts der 
Frift, binnen welcher dieſer Refurs angebracht werden 
muß, und binfichtd des bei bdeffen Erörterung und Ent: 
fcheidung zu beobacdhtenden Verfahrens Feine befondere 
Vorſchrift enthält, fo find einftweilen die durch die Kabi⸗ 
nets⸗Ordre vom 8. Auguft 1832 binfichtd des Rekurs⸗ 
verfahrens nad) $. 18. Tit. 26. Theil I. der Allg. Ges 
riht8 «Ordnung getroffenen Beftimmungen auch bei dem 
Rekursverfahren wegen des Koftenpunfts big zur beendig- 
ten Revifion der Ag. Gerichts-Ordnung analogifch zur 
Anwendung zu bringen. 


Dabei ift e8 nicht nothwenbdig, bei den nach $. 3. 
litt. d. der KabinetsOrdre vom 8. Auguſt 1832 abzu: 
faffenden Refolutionen das Verfahren, wie bei Abfaffung 
von Appellationg:Erfenntniffen, eintreten zu laffen. Viel⸗ 
mehr genügt es, dergleichen Refolutionen wie andere Bes 
fcheide auf Memorialien-Borträge zu behandeln. 


Dagegen müflen die Koften in dergleichen Nefurs: 
fahen nady No. 2. Abfchn. III. der Gebührentare vom 
9. Oktober 1833 mit Berücdfichtigung der unter No. 1. 
aufgeftellten drei Fälle. angeſetzt werden. 


IV. Daß der Rekurs gegen Appellations⸗Er— 
kenntniffe wegen des Koſtenpunkts durch die Ber: 
ordnung vom 14. Dezember 1833 aufgehoben und 
deshalb nur die Nichtigkeitsbefchwerde ftattfindet, wenn 
ſich Ddiefelbe nach ber gedachten Verordnung begründen 
läßt, ift bereit8 durch die in den Jahrbuͤchern Band 44. 
Seite 368. abgedruckte Berfügung vom 10. Oktober 
1834 ausgeſprochen werben. 


V. Wenn gegen ein Erfenntniß erfter Inſtanz twegen 
der Entfcheidung in der Hauptfache die Nichtigkeits⸗ 
befhmwerde, und zugleich wegen des Koflenpunfts der 
Rekurs ergriffen wird, fo erfolgt die Entfcheidung über 
den Koftenpunft gleichzeitig mit der Hauptfache bei dem 
Geheimen Ober» Tribunal. 
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* Das Königl. ꝛc. hat hiernach künftig zu verfahren 
und die Untergerichte feined Departements mit den nöthis 
gen Anmeifungen zu verfehen. 

Berlin, den 26. Februar 1836. _ 


Der Juſtizminiſter. 


Müpler. 
An 
fännmtliche Königliche Obergerichte. 
1. 760. / R. 11. 
17: 


Wenn über mehrere aus einem und dem nämlichen 
Sefchäfte entftandenen Streitpunfte in zwei Snftans 
‚zen, theilweiſe conform, theilweife difform, erfannt 
worden, fo ift wegen aller Streitpunfte die Revifion 
zuläffig. | 
(Verordit. vom 14. December 1833. $.9. Gef. Samml. ©: 305.) 


Der Juſtiz-Rath B. hat ald Mandatariug des Land⸗ 
raths v. d. M. in deffen Nechtsftreit mit den v. M.fchen 
Erben darüber Befchwerde geführt, daß das Königliche 
Dberlandegsgericht nur rückfichtlic) der beiden Punkte, über 
welche difform erfannt worden, die Revifion zulaffen will, 
Diefelbe Dagegen in Betreff des dritten Punkts, welcher 
aus demfelben Hauptgefchäfte entfianden ift, um 
des halb verfagt, weil Darüber in den beiden erften Erkennt» 
niffen gleichmäßig erfannt fei. 

Diefe Beſchwerde erfcbeint nicht unbegründet. 

Nach $. 9. der Verordnung vom 14. December 1833 
ſollen mehrere aus einem und demfelben Gefchäfte ent: 
fpringenden Streitpunfte in Beziehung auf die Zuläffigs 
keit der Nevifion oder Nichtigkeitebefchwerde als Ein 
Gegenftand betrachtet werden. Damit hat — wie aus 
den Berathungs:Protofollen über die gedachte Berorduung 
hervorgeht, — gerade auch ausgedrüct werden a 

a 
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daß, fobald in zweiter Inſtanz über mehrere aus: einem 
und dem nämlichen Gefchäfte entfiandene Streitpunkte 
fo erkannt worden, daß gegen einige Punkte die Revifion, 
gegen andere nur die Nichtigkeitsbefchwerbe zuläffig if, 
alsdann für ale Streitpunfte die Revifion eintritt. Die 
fer Fall ift hier vorhanden, und es ift daher auch ruͤckſich⸗ 
lich des dritten Punkts der Revifion zu deferiren: ä 

Berlin, den 24. Februar 1836. | 


Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 
das Möniglihe Ober» Bundesgericht 
a ni e Ober⸗Landesgeri u 
. v Stettin. ⸗ 2 
Ill. 1308. R. 14, Vol, 3. 
18. 


In wiefern der Schuldner durch die an den -Ere- 
futor geleiftete Zahlung von feiner Verbindlichkeit 
gegen ben Öläubiger befreiet wird. 


(Allg. Ger. Ordn. I. 24. $. 66.) 


Auf den Bericht vom 9. d. M. wird dem Königl. 
Dber : Landesgericht eröffnet, daß der Juſtizminiſter der 
Anficht des Kollegiumg, 

Daß das Geſuch des dortigen Kaufmanns N. N., 

dem Schenfwirtb N. N. zu N. N. die Bezahlung 

der erekutivifch beigetriebenen und von dem entwiche: 
nen Erefutor N. N. unterfchlagenen Summe nody 
mals aufzugeben, unftatthaft fei, 

nicht beitreten kann. 

Im Algemeinen muß bei der Frage, ob an den 
Erefutor gültig gezahlt worden, erwogen werben, ob dem: 
felben ausnahmsweiſe und mit Recht die Einziehung und 
Erhebung ber beisutreibenden Summe aufgegeben geme: 
fen, oder ob das Mandat nur auf Volftrecfung der Ere: 
tution gelautet habe? Im letzteren Falle, welcher hier 

1836. 9. 93. £ 3 
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‚eintritt, ftebt dem Zahlenden der Regreß nur gegen ben 
Erefutor zu. (Allg. Ger. Orbn. Th. I. Tit. 24. 9. 66.) 
Dadurch, daß dem Eprefutor die Hülfgvollftref- 
fung von Seiten des Gerichts aufgetragen : worden, und 
ee fich der Auspfändung fo mie dem öffentlichen Wer: 
fauf des abgepfänderen Mobiliar unterzogen bat, ift der 
Schuldner von feiner Verbindlichfeit genen den Gläubi« 
ger noch nicht befreit worden. Die gepfändeten Effekten 
und die Auftionslofung derfelben gehören immer noch zum 
Vermögen des Schuldners. Dem Gläubiger ſteht Fein 
Eigenthumgrecht, fondern nur dag Vorrecht der 5ten Klaffe 
darauf zu, und darum fann auch der Verluſt nur den 
Schuldner als Eigenthümer treffen. Die Verbindlichkeit 
des Schuldner8 fann immer nur durch mwirfliche Zahlung 
an den Gläubiger oder auf eine andere in den Geſetzen 
vorgefchriebene Art der Aufbebuug der Ber: 
bindlichfeit erlöfchen. 

Das Königliche Ober: Landesgericht hat daher dem 
Antrage des Kaufmanns NR. N. gemäß die Erefution 
fortsufegen, und wenn der N. N. hierbei den Einwand 
der Zahlung vorfhüst, fo ift nach Maafgabe des $. 6. 
der Verordnung vom 4. März 1854 über die Erefution 
in Eivilfachen zu verfahren. 

Dem Befchwerdeführer ift von diefer Berfügung Nach⸗ 
richt gegeben worden. 


Berlin, den 19. Februar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Ober-Landesgericht zu 
Paderborn. | 


III. 1273. E. 25. Vol. 2. 
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Die von ausländifchen Sachwaltern vor ausländis 
fchen Serichten deſervirten Gebühren koͤnnen von dieſſei⸗ 
tigen Unterthanen nicht burch fofortige Erefution, 
fondern nur im Wege des Mandars»Prozeffes bei- 
getrieben werden. - 


(Allg. Ger. Ordn. I. 24. $. 30.) 


Auf Ihre Beichwerde vom 11. d. M. wird Spuen 
eröffnet, daß die Verfügungen des Land» und Stadtge 
richts zu Tecklenburg und bed Ober: Landesgerichts zu 
Münfter vom 11. Dezember pr. und 27. v. M., 

wonach Sie mit Ihrem Antrage auf fofortige exeku⸗ 

tioifche Einziehung Ihrer Gebühren und Auslagen, 

als Mandatar des Kolonen R. zu D., zuruͤck⸗ 
und zur Ausbringung eined Zahlungsbefehls und 
event. zur Anftelung der Mandatsklage verwiefen 
worden, 

vollfommen gerechtfertigt find. 

Wenn «8 auch richtig ift, daß der vom Staate ans 
geordnete Richter alle außer feinem Gebiete gefeglich 
erworbenen Privatrechte in der Ausdehnung oder Bes 
fchränfung anerkennen muß, tie fie rechtsbeftändig er» 
worben worden find, fo läßt fi) doch nicht verfennen, 
daß die Form, unter welcher ein ſolches Necht geltend zu 
machen ift, d. b. das Verfahren felbft, fich lediglich nach 
den Gefegen richtet, welche für das Gericht gegeben find, 
defien Hülfe in Anſpruch genommen wird. Diefer Grunds 
faß ift nicht nur dieſſeits ſtets beobachtet, fondern aud) 
von den bemährteften gemeinrechtlichen Schriftftelern 
anerkannt worden. (Hofacker in princ. jur. eiv. Rom. 
tom. I. $. 144., Thibaut Syſtem des Pandektenrechts 
zb. 1. $. 36., Glück Kommentar zu dem Pandeften 
Bd. I. $. 74.) 

Hieraus folgt, daß die ausländifchen Sachwalter, 
wenn fie von biefigen Untertbanen durch die dieffeitigen 
Gerichte ihre Gebühren einfordern N die Vorſchrif⸗ 

2 
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ten des Geſetzes und der Inſtruktion über den Mandate: 
Prozeß beobachten müffen. Dies ift um fo mehr noth- 
wendig, als auch, ganz abgefehen davon, bag nad) der 
Allgemeinen Preugifchen Gerichte ; Ordnung Th. 1. Tit. 24. 
$. 30. nur die Vollſtreckbarkeit ausmwärtiger rechtskräftig 
ergangener Urtheile anerfannt wird, die Anmälte in 
auswärtigen Staaten in Hinficht der DBeitreibung von 
gerichtlidy bereite feftgefiellten Gebühren, welche fie von 
preußifchen Unterthanen, denen fie vor fremden Ges 
richten bedient geweſen, zu fordern haben, bei Gewaͤh⸗ 
rung der Rechtshuͤlfe nur Diefelbe Behandlung in Ans 
fpruch nehmen fünnen, welche die dieffeitigen Mandatarien 
nach der beftehenden Gefegebung zu verlangen haben. 
Eine Ausnahme hievon tritt auch nicht in dem 
Falle ein, wenn die Gebühren ber Mandatarien bei Ab» 
faffung des Erfenntniffes in diefem felbft feftgefegt tor: 
den find. Das Urtheil ergebt zwiſchen den fireitenden 
Parteien, nicht smwifchen dem Mandanten und Mandatar; 
es kann daher zwar die Erefution ohne Weiteres erfolgen, 
wenn von der im Erfenntniffe ausgefprochenen Erftattung 
der Koften, welche ein Theil dem andern zn leiften bat, 
die Mede iſt; die Verpflichtung zu deren Zahlung von 
Seiten der Partei an ihren Anwalt ift aber fein Vor⸗ 
wurf des Erfenntniffes, und die in dem legteren erfolgte 
Feſtſtellung bleibt in Bezug auf das bei Einziehung ders 
felben vorgefchriebene Verfahren ohne allen Einfluß. 


Berlin, den 26. Februar 1836. 
Der Königlich Preußifche Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
den Advokaten Herrn Or. juris D. 
zu Melle im Hanndverſchen. 


ill. 1412. Gen. 72. Vol. 2. 
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20. 


Die Vollftrefung ber Erefution gegen höhere Milis 
tairperfonen betreffend. | 


Daß ıc. wird — Em. Hochwohlgeboren werden — dus 
von in Kenntniß gefeßt, daß Seine Majeftät mittelft Aller: 
böchfter Drdre vom 6. d. M. die Ulerhöc;fte Ordre vom 
4. Juni 1822 (Gefegfammlung S. 209) dahin näher zu 
erflären gerubet haben, daß die den Militäirperfonen zu 
ertbeilende Weifung, ſich bei Vermeidung der gefeglichen 
Folgen nad) der Verfügung des Civilgerichts zu achten, 
bei Exekutionsvollſtreckungen wider Generale, Kommandeure 
von Drigaden und Megimentern oder mit denfelben in 
gleichen Verhältniffen ftehende Befehlshaber, Kommandan: 
ten und Dffiziere, welche bei dem Kriegsminifterium oder 
dem großen Seneralftabe angefielt find, von der ihnen 
unmittelbar vorgefeßten Militairbebörde; bei Erekutionsvolls 
firecfungen wider penfionirte Offiziere aller Grade von dem 
fommandirenden General, in. deſſen Bezirk fie wohnen, zu 
erlaffen find. Für den Fall, dag aud) wider aktive Sffi 
ziere, welche in digciplinarifcher Beziehung Feiner höheren 
Militairbehörde unterworfen find, ingbefondere wider kom⸗ 
mandirende Generale und denfelben gleichgeftelte Militair: 
Befehlshaber, die Generals und Flügel» Adjutanten Sr. 
Majeftät des Königs und Gouverneure der Prinzen des 
Königl. Haufes Exekutionsvollſtreckungen eintreten folls 
ten, wird das Kriegsminifterium denfelben die vorgedachte 
Meifung erteilen. | 

Hiernach bat das x. (haben Em. Hochtwohlgeboren) 
ſowohl felbft fich zu achten, ald auch die untergebenen 
Gerichte mit Anmweifung zu verfehen. 

Berlin, den 25. Februar 1836. 
Das Juſtizminiſterium. 
von Kamptz. Müpler. 


Un 
fämmtliche Königl. Landes-Juſtizkollegien, 
an den Herrn Erſten Appellationsgerichts— 
Hrätidenten Schwarz und den Herrn Giene- 
ralprofurator Biergang, fo wie an fämnit- 
liche Herten Landgerichts >» Präfidenten und 
Dberprofuratoren In der Rheinprovinz. 

EM.LE.TI. J. M. 1.1. 617. 
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21. | 


Vor der Befchlagnahme der von BawKonducteuren, 
Feldmeffern und Oekonomie-Kommiſſarien defervir- 
ten Gebühren ift mit den‘ Behdiden, bei welchen 
diefe Beamten befchäftiat find, Rücffprache zu nehmen. 


Der Negierungs: Bau: Konducteur B. biefelbft hat über 
die von dem Königlichen Kammergerichte in ber Pro: 
eßfache des Mauermeifters 5. wider ihn veranlaßte Ber 
chlagnahme feiner Gebühren in der T.fchen Special: Se 
parationgfache bei dem Juftigminifter Befchwerde geführt, 
ift jedoch mit derfelben als unbegründet zurückgemiefen 
worden, da das Verfahren des Kollegium durch die 
Alerhöchfte Kabinets: Drdre vom 19. Januar 1833 (Ges 
fesfammlung ©. 4.) gerechtfertigt wird. 

Das Kollegium wird indeß aus DVeranlaffung dieſes 
Falles hierdurch aufgefordert, Fünftig vor der wirklichen 
Belchlagnahme der von Bau + Konducteuren , Feldmeffern 
und Oekonomie-Kommiſſarien im Auftrage öffentlicher 
Behörden defernirten Gebühren zunächft mit den Behoͤr⸗ 
den, bei welchen die betreffenden Beamten befchäftigt 
worden find, über die Beendigung diefer Beichäftigung 
und über die Zuläffigfeit der Gebühren: Befchlagnahme 
nad) Maaßgabe der AUlerhöchften Kabinets: Drdre vom 
19. Januar 1833 zu fommunigiren, und demnächft dag 
Weitere zu veranlaffen. 


Berlin, den 26. März 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler, 


An 
das Königliche Kammergerkht. 
1. 1099, O. 76. Vol. 3, 
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Kreis» Phofici haben hinfichtlich der Beſchlagnahme 
ihres Gehaltes die Privilegien der Beamten. 
(Unbang $. 161. zur Allg. Ger. Ordn. I. 24. $. 108.) 


Em. Erceltenz gebe ich mir die Ehre, beigebend bie 
Borftellung des Kreisphyſikus Dr. R. zu L. vom 5. d. M., 
worin derfelbe fidy über die Behufs der Dedung 
eines zur Salarienkaſſe des Dber : Landeggerichtg 
zu Köslin fchuldigen Koftenbetrages von 106 Rthlr. 
erfolgte theilweiſe Beſchlagnahme feines Phyfifats: 
Sehalts von 200 Rthlr. befchwert, 
nebit den Anlagen unter ergebenſter Zurückerbittung ur— 
fchriftlich zu überfenden. 

Disher ift von dem Juſtizminiſterium angenommen: 
daß ein Arzt als folcher nad) $. 161. des Anhans 
ges zur Alg. Gerichts: Drdnung auf das Privile: 
gium der Beamten, fein Einfommen big zu 400 Rthlr. 
jedenfalls frei zu bebalten, und fich nur die Beſchlag⸗ 
nahme der Hälfte des Leberfchuffes gefallen laffen 
zu müffen, nicht Anfpruch machen fönne, daß er aber 
als Kreisphyſikus zu den Beamten gehöre und 
ibm Daher in Beriehung auf fein aus Staatefaffen 
fließgendes Einfommen jenes Privilegium suftehe. 

Die Königliche Regierung zu Stettin ift dagegen nad) 

der anliegenden Verfügung an den Kreisphyſikus Dr. R. 
vom 20. v. M. der Anficht, daß der $. 160. des An: 
banges zur Allg. Gerichts: Ordnung auf den Bittfteller 
nicht anwendbar fei, weil für ihn das Phyfifat nur ein 
Nebenamt ſei. 

Ehe ich in der Sache weiter verfüge, wuͤnſche ich 
Em. Ercellenz erleuchtete Anfiche über die Anwendung des 
$- 160. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtd: Drdnung 
auf einen Kreisphyſikus kennen zu lernen, erfüche jedoc) 
Diefelden, deren Mittheilung gefälligft beichleunigen zu 
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tollen, damit ber Beſchwerde des Kreisphyſikus Dr. N. 
noͤthigenfalls fchleunigft abgeholfen werden kann. 
Berlin, den 21. Dezember 1835. 


Müpler. 


Un 
des Koͤnigl. wirflihen Geheimen Staats- 
Minifiers und Minifiers der geifilichen ꝛc. 
Ungelegenbeiten, Herrn Ereiberen von 


Altenftein Ercellenz: 
I. 342 


b. 


Ei. Ercellenz ermangele ich nicht auf das fehr ges 
ehrte Anfchreiben vom 21. Dezember v. %., betreffend die 
Beſchwerde des Kreisphyſikus Dr. R. zu L. über die Bes 
hufs der Deckung eines zur Salarienkaſſe des Ober: Fans 
desgericht8 zu Köslin von ihm verfchuldeten Koftenbetras 
ges von 106 Rthlr. erfolgte theilmeife Beſchlagnahme 
feines Phyſikatsgehalts von 200 Rthlr., ganz ergebenft zu 
ertwiedern, twie ich mich mit der von Hochdenenfelben ges 
äußerten Anficht fowohl Hinfichtlicy der Nichtanwendbars 
keit des F. 160. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtds 
Drdnung auf die Honorarien, Einnahme der Aerzte aus 
ihrer Praxis, ald des andrerſeits unbedenflichen Eintres 
teng jener Gefegesbeflimmung bei den Gehältern der Phys 
fiter und anderer Mebdisinals Beamten nur vollfommen 
einverftanden erklären fann. indem Em. Ercellenz ich 
daber die Verfiigung in diefem Sinne ganz ergebenft ans 
beimftelle, erfuche Hochdiefelben ich zugleich um geneigte 
Mittheilung derfelben, damit ich davon die Regierung zu 
Stettin zu ihrer Nachachtung für Fünftige Säle in Kennt 
niß fegen fann. 

Berlin, den 14. Januar 1336. 

von Altenftein, 


An 
des Königl. wirklichen Gcheimen Staats» 
und Zuftisminittere, Herrn Muͤhler 
Excellenz. 


I. 343. 
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Der Auftisminifter hat aus; einer Beſchwerde bes 
Kreisphyſikus Dr. R. zu 2. entnommen, daß das Ko: 
niglicye Dberlandesgericht wegen KoftensNefte des ıc. R. 
die theilmeife Beichlagnahme. feines Kreisphufifats: Ges 
balts veranlaßt bat, ohne die Worfchriften des $. 160, 
des Anhanges zur Allgemeinen Gerichts Drdnung zu bes 


achten. 

Der Juſtizminiſter erachtet diefe Befchlagnahme im 
Einverfländniß mit dem Herrn Minifter der geiftlichen, 
Unterrichts; und Medizinal:Angelegenheiten für unzuläffig, 
und wird daher das Königliche Dberlandesgericht bei ab» 
fchriftlicher Mittheilung des Ddiegfeitigen Schreibens an 
gedachten Herrn Minifter vom 2iften Dezember pr. und 
defien Antwort vom 14ten d. M. hierdurch angemiefen, 
folche fofort aufzuheben, auch dem Juſtizminiſter anzus 
jeigen: wieviel auf dieſe Weife bereitd an Koften bei der 
Salarien:Kaffe vereinnahmt worden ift. 


Berlin, den 29. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Konigl. Oderlandesgericht 
zu Ebslin. 


L 343. Ö, 76. Vol. 5: 


23. | 
Die im Wege der Epefution gefchehene Beſchlag⸗ 
nahme ber Revenuͤen eines zu einem Machlaffe ge 
hörigen Grundſtuͤckes wird durch die Eröffnung des 
erbfchaftlichen Liquidations-Prozeffes nicht aufgehoben. 


(Adg. Ger. Drdn. 1. 51. $. 61. Verordn. v. A. Märg 1834. 
$. 2. Gef. Samml. ©. 31. Refer. v. 12. Yuguf 1833. Zahrb. 
B. 42. ©. 130.) 


Der Juſtizminiſter kann der in dem Bericht vom 30. 
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vorigen Monats ausgeführten Anficht des Königlichen - 
Pupillen⸗Kollegiums nicht beitreten, und. fid) deswegen 
nicht veranlaßt finden, dem dortigen Königl. Oberlandes⸗ 
gericht die Aufhebung der im Wege der Erekution ein: 
mal verfügten Beſchlagnahme der Nevenüen des zum 
. Nachlaß des Ober- Steuer: Kontroßeur von S. gehörigen 
Gutes D. aufjugeben. ' 

Es ift allerdings richtig, daß ſowohl nad) $. 61. 
Titel 51. der Prozeß Ordnung, ald auch nach $. 2. der 
Merordnung über die Erekution in Civilfachen vom 4. 
März 1854, fobald der Beneficial:Erbe auf Eröffnung des 
Liquidation s Prozeffes ordnungsmäßig augetragen bat, 
feine Erefution verfügt werden kann. Andere ift e8 aber, 
wenn — wie im vorliegenden alle gefchehen — die Ere: 
fution ſchon vor der Eröffnung des Liquidations-Prozeſſes 
verfügt und die Befchlagnahme der Gutsrevenuͤen ausge: 
bracht if. Es verſteht fich von felbft, daß die befondern 
Mechte, welche der Exekutionsſucher durch die Beſchlag— 
nahme erworben bat, durch die Eröffnung des Liquidas 
tions: Prozeffes nicht verloren geben Eönnen. Allein es 
darf aud) überhaupt in dem Zuftande, in welchem fich 
die Sache zur Zeit der Eröffnung des Liquidationg: Pro; 
zeſſes befindet, zum Nachtheil des Gläubigers nichts ge 
ändert, vielmehr muß derſelbe aufrecht erbalten tverben. 
Darum muß auch der angelegte Beſchlag und die dazu 
getroffene Maaßregel fortdauern; nur darf der Erlög der 
Revenuͤen nicht ohne weiteres an den Ertrahenten gezahlt, 
fondern muß zum Depofitum genommen werden. 

Darauf, daß dies gefchieht, und daß aus diefer 
Maffe nicht Zahlungen zum Nachtheil anderer Gläubiger, 
welche auf eine vorzüglichere. Befriedigung gefeglich Ans 
fprudy haben, geleiftet werden, bat der Bormund der 
v. S.fhen Minorennen um fo mehr zu achten, als nad) 
8. 2. der Verordnung vom 4. März 1854 in einem fols 
chen Falle, wenn e8 zur Erefution fommt, auch dabei die 
Borfchriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 9. 
$. 452—454. und der Prozeß Ordnung Titel 51. $. 57. 
für anwendbar erflärt find. 

Verſchieden von diefer Frage ift die: 
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ob und mie weit den unvermögenden minderjährigen 

Erben aus den Revenüen der nothdürftige Unterhalt 

zu gewähren ift? 
Dies fett zunächft das Vorhandenſein der Anforderungen 
des $. 351. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts « Drds 
nung voraus, und wenn Die Gläubiger den minorennen 
Erben das Recht, audy aus jenen Revenuͤen den noth⸗ 
Dürftigen Unterhalt zu beziehen, beftreiten follten, fo ift 
darüber nad) den Borfchriften wegen Ausſetzung einer 
Kompetenz zu verfahren und zu entfcheiden. J 


Berlin, den 14. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Pupillen⸗Kollegium 
zu Srantfurt. 


111. 175. E. 31. 


24. 


| Die Aufnahme von Beräußerungss Verträgen über 
Grundſtuͤcke betreffenv. 


(Allg. Ger. Drdn. II. 3. $. 11.) 


Auf den Bericht vom 5. Januar db. J., welcher die 
Meinungsverfchiedenheit zwifchen dem Land» und Stadts 
— zu Goldberg und dem dortigen Juſtiz⸗Komiſſa- 


+4 
über die Pflichten der Notarien bei Aufnahme von 
Beräußerungs Verträgen, 
zum Gegenftande bat, wird dem Königl. Oberlandeggericht 
hierdurch eröffnet: daß der Juſtizminiſter mit der Anficht 
des Kollegiums im Allgemeinen überalf einverftauden ift. 
Daß einem Richter oder Notar die Aufnahme eines 
Beräußerungs » Vertrages über ein Grundſtuͤck oder eine 
Gerechtigkeit auch in dem Falle geflattet fei, wenn ber 
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Beſitztitel auf den Veraͤußerer noch nicht Berichtigt wor⸗ 
den, unterliegt nicht dem mindeften Bedenken. Zur Guͤl⸗ 
tigfeit eines folchen — in Beziehung auf die Die: 
pofitionsfähigkeit des Veraͤußerers gehört nur, daß der 
leßtere Eigenthümer des zu übertragenden Gegenftans 
des iſt; der Beurtbeilung‘ des Käufers aber bleibt e8 übers 
lafien, ob er fich in ein Gefchäft mit dem uneingetrages 
nen Beſitzer einlaffen, und ſich allenfalld durch Eintragung 
einer Proteftation vorfehen will, oder nicht. 

Schon vor den Allerhoͤchſten Kabinetd:Orbren vom 
31. Dftober 1831 (Gefegfammlung S. 251.) und vom 
6. Dftober 1833 (Gefegfammlung S. 124.) hat nad) 
richtiger Auslegung des $. 11. Tit. 3. Th. U. der Allg. 
Gerihtsordnung die damalige gefeßliche Nothwendigkeit 
ber Befigtitel Berichtigung feinen Grund zur Verweigerung 
der Aufnahme eines von einem nicht eingetragenen Befiger 
abzufchliegenden Veraͤußerungs. Vertrages über ein Grund⸗ 
ftück abgeben fönnen; um fo weniger ift jest an der Zus 
läfjigfeit der Aufnahme eines ſolchen Vertrages zu zwei⸗ 
feln, nachdem die gedachten Allerhöchften Werordnungen 
die Verpflichtung zur Befibtitel-Berichtigung auf den 
Untrag der Intereſſenten befchränfen; fo daß von deren 
vorgängigen Erfüllung die Statthaftigfeit der Veräußerung 
von Srundflücen nicht abhängig gemacht werden darf. 

Wenn es aber auch bei der Aufnahme eines folchen 
Vertrages auf die für den Veraͤußerer erfolgte Berichtis 
gung des Befitstiteld nicht anfommt, fo gehört es doc) 
zu den Pflichten des Nichrerd oder Notars, ſich die Legis 
timation des Veraͤußerers zu dem beabfichtigten Gefchäft 
anderweitig nachweifen zu laffen, und wenn die Urkunden, 
worauf ber Veräußerer fein angebliche Eigenthumsrecht 
gründet, nicht fofort herbeisufchaffen find, den Ermerber 
Darüber zu belehren. WBerlangt derſelbe demohngeachtet 
die Aufnahme des Vertrages, fo muß feinem Antrage ge 
willfahrt, in dem Protofole aber die erfolgte Bedeutung 
volftändig regiftrirt und in dem auf Grund bdeffelben aus 
gefertigten Kontraft über das Refultat der vorgenommenen 
Regitimationd: Prüfung das Erforderliche bemerkt werden. 

Iſt dies gehörig beobachtet, fo ift der Hypotheken: 
richten, wenn ihm im Gemäßheit der Inſtruktion vom 
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12. Juni 1835 (Jahrbücher Bb. 45. E. 510.) eine ber 
glaubte Abfchrift des Veräußerungs » Vertrages eingefandt 
wird, zu weiteren Schritten wegen Befchaffung der Legis 
timation des Veraͤußerers weder verpflichtet noch befugt. 

Nur in dem Falle, wenn der Vertrag gefeßtwibdrige 
und offenbar ungültige Stipulationen enthält, oder mit 
dem Inhalte der Hypotheken: Bücher und Grund: Aften im 
Widerfpruche fteht, hat der Hnpothefenrichter neben ber 
Benachrichtigung der bypothefarifchen Gläubiger von der 
ftattgefundenen Veräußerung, zugleich in Gemaͤßheit der 
$8. 28. und 29. Theil II. Tit. 2. der Allg. Gerichtdord: 
nung, $. 12. Tit. 11. Hypothek. Ordnung und $. 432. 
Tit. 20. Th. 1. des Allg. Landrechts entweder felbft Die 
nötbige Zurechtweifung an den Richter oder Notar, von 
welchem der Vertrag aufgenommen worden, und an Die 
Kontrahenten zu erlaffen, oder. die vorgefeßte Behörde der 
felben davon in Kenntniß ji feßen. 

Hiernach hat das Königl. Dberlandesgericht fich zu 
achten und; daB Land»: und Stadtgericht zu Goldberg 
wegen ber unrichtigen Anficht, welche daffelbe in feinem 
bier twieder beigehenden Bericht vom 11. Dezember v. 3. 
ausgeführt hat, fo wie auch den Juſtiz-⸗Kommiſſarius U. 
mit den nöthigen Bedeutungen zu verfehen. 

Berlin, den 20. Februar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
Das Königl. Oberlandesgericht 
zu Glogau. 


I. 186. i " J. 15. Vol. 2, 
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25. 


Bei der Aufnahme von Motariats;Kontraften koͤn⸗ 

nen die Handzeichen fämmtlicher des Lefens und 

Schreibens unfundigen ntereffenten von demfelben 
Inſtrumentszeugen atteflirt werben. 


la. Ger. Ordn. III. 7. $. 48. 49. 58. 59. 67. — Refeript 
u vom 13. Juni 1834. Jahrbücher Bd. 43. ©. 8, : 


Der Juſtiz⸗Kommiſſarius S. zu S. befchwert fich in 
der urfchriftlicy nebft Anlagen beigefügten Vorſtellung 
vom 7. d. M. über die Verfügung des Königl. Ober: 
Landesgericht vom 22. v. M., durch welche die Ein» 
tragung des Notariats:Rauf»Kontraft8 vom 5. Novems 
ber pr. auf Grund des $. 71. Anh. zur Proz. Ordn. 
Tit. 10. $. 19. deswegen verweigert wird, 

weil die Handzeichen der Leſens und Schreibens un: 

fundigen Verkäuferin Wittwe B. und der ebenfalld 

Schreibens und Lefens unkundigen Mitkäuferin, vers 

ebelichten H., von Einem und demfelben Inſtruments⸗ 

Zeugen atteflirt worden find. 

Der Zuftigminifter fann das Bedenken des Kollegiums 
nicht gegründet finden. 

Der $. 48. Allg. Ger. Orb. Th. IH. Tit. 7. verord; 
net zwar, daß bei Aufnahme von Notariats: Verhandluns 
gen und namentlich 

„bei deren Vorleſung und Unterfchrift” 
bie in gleicher Beziehung den Gerichten im Tit. 2. und 
3 Allg. Ser. Ordn. Th. II. gegebenen 

„allgemeinen und befonderen Vorfchriften” 
beobachtet werden follen. Der $. 71. Anh. zur U. G. O. 
fcheint ſonach für den vorliegenden Fall entfcheidend zu 
fein, weil der im Th, Il. Tit. 2. der Allg. Ger. Ordn. 
enthaltene Anhang $ 421. zu $. 17. Abfag 2. ausdruͤcklich 
auf 95. 68 und folgende des Anhangs zur Prozeß: 
Ordnung Tit. 10. $. 19., folglich auch auf den $. 71. 
des Anhangs verweiſet. 

Allein über die Vollziehung der als oͤffentliche außer: 
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gerichtliche Urfunden geltenden Notariate » nfirumente 
durch Schreiben Unerfahrene enthalten die $$. 67. 58. 
59. 49. Allg. Ser. Ordn. Th. II. Tit. 7. befondere, 
Die Anwendbarkeit des $. 71. Anh. zur Pros. Ord. aus: 
fchließgende Beftimmungen. Nach den allegirten $$. 67. 
58. 59. 49. muß die Schreibens unerfahrene Parthei an 
dem Ort, wo ihr Name hingehört, ein Handzeichen machen, 
und ein zweiter Notarius oder, wie daB Gefeß im $. 67. 
fagt, „ein Zeuge” jenem Handzeichen ihren Namen 
beifügen. Aus den im MReferipte vom 7. December 
1832 Gahrb. Bd. 40. pag. 468.) angeführten Gründen 
ift unter dem eben erwähnten „einem Zeugen” nur einer 
der beiden $. 63. 64. 65. Allg. Ger. Ord. Th. III. 
Tit. 7. gedachten Inftruments+ Zeugen zu verftehen, und 
ein dritter befonderer Unterſchriftszeuge nicht für noth⸗ 
wendig zu erachten. — Es leuchtet hiernad) ein, daß auch 
Ein und derſelbe inftruments : Zeuge die Handzeichen 
mebrerer Analphabeten, welche ein verfchiedenes Intereſſe 
haben, attefliren darf. Unrichtig wuͤrde ferner die Bes 
bauptung feyn, daß im vorliegenden Falle der eine as 
firuments;Zeuge die Zeichen der Verkäuferin und der ans 
dere Zeuge die Zeichen der Mitfäuferin hätte atteftiren 
müffen, denn daraus würde folgen, daß es bei Kontrak⸗ 
ten, wo ein dreis und mehrfaches Intereſſe vormwaltet, auch 
dreier und refpective mehrerer Inſtruments⸗Zeugen bedürfe, 
was nicht vorgefchrieben iſt. Die Notariats⸗Inſtruments⸗ 
Zeugen haben auch nicht Die Beflimmung , daß der Eine 
dDiefen und der Andere jenen einzelnen Beftandtheil 
des vor ihnen verbandelten Gefchäftes beglaubigen fol. 
Die Zeugen dienen vielmehr zur Beglaubigung des gan 
zen Actes, und nur Ein Zeuge hat, nach der ausdruͤck— 
lichen VBorfchrift des $. 67. Allg. Ger. Ordn. Th. TIL. 
Tit. 7., noch die befondere Funktion, die Handzeichen 
Schreibend:Unerfahrener zu atteftiren. 

Die Unanmwenbdbarfeit des $. Ti. Anh. zur Pros. 
Ordn. auf Notariats-Inſtrumente wird vollends unbe: 
denflich, wenn man erwägt, daß nad) der Allerhöchften 
Deklaration vom 20. uni 1816 (Gef. Sammlung pag. 
203.) die WBorfchriften der $$. 68 sqq. und 421. Anh. 
jur Allg. Ser. Ordn. nur für den Fall gegeben find, 
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wenn ber Richter ohne Brotofollführer ober 
Schoͤppen verhandelt. Nur bei gerichtlichen vor 
nicht vollftändigbefegter Gericht sbank gefchloffe 
nen DBerträgen, folglicd) niemals bei Notariats⸗Kontrakten, 
tritt die Nothwendigkeit ein, auf Grund deg $. 71. Anb. 
jur Pros. Ordn. verfchiedbene Unterfchrifts «Zeugen ‚oder 

eiftände für Analphabeten, die ein verſchiedenes Intereſſe 
haben, zuzuziehen. 

Vor befegtem Gerichte werben bie Kontrafte Schreis 
bens;Uinerfahrener ohne Lnterfchrifts:Beiftände, und nach 
$. 46. Allg. Ger. Ordn. Th. II. Tit. 2. in der Art volls 
ogen, daß der Richter die Handzeichen atteftirt und des 
Drotstonfihen und ein Schöppe den Namen des Schrei: 

s. Untundigen dem Handzeichen beffelben beifügt. Ders 
ſchiedene Protofolführer oder Schöppen für Analphabeten, 
welche ein entgegengefegtes Intereſſe haben, werden nicht 
erfodert. Vielmehr fol das ebengedachte Verfahren auch 
dann ftattfinden, wenn, wie $. 46. Th. II. Tit. 2. Allg. 
Ser. Ordn. ausdruͤcklich fagt, „die eine oder bie an+ 
dere Parthei“ nicht fchreiben kann. 

Dei Alten ber freimiligen Gerichtöbarfeit vertreten, 
infoweit. es auf die bloße Beglaubigung ankommt, zwei 
Notare, oder Ein Notar und zwei Zeugen, die Stelle ei- 
nes vollftändig befegten Gerichts. In der Confequenz 
dieſes Satzes liegt ed, daß der $. 71. Anh. zur Pros. 
Drdn. eben fo wenig auf Notariats⸗Inſtrumente als auf. 
Verhandlungen vor vollffändig befegter Gerichtsbanf An; 
wendung leidet. 

Der vom Befchwerbdeführer eingereichte Kauf: Kon» 
trakt ift übrigens deshalb für ein gültiges Notariats⸗ 
Inſtrument nicht zu erachten, weil er nicht dem Leſens 
und Schreibens fundigen Mitkäufer Schiffnann H. nad) 
MWorfchrift des $. 53. Tit. 7. Th. II. Allg. Ger. Ordn. 
je Durchlefung vorgelegt worden, auch diefer feiner 

ameng sUnterfchrift den im $. 54. a. a. D. vers 
ordneten Vermerk: „felbft gelefen und richtig befunden’ 
nicht beigefügt bat. $. 64 eod. In wiefern diefer Mans. 
gel der Eintragung in das Hypothekenbuch, mit Rückficht 
auf $. 1. 3. des Geſetzes vom 25. April 1821 (Gef. 
Samml. pag. 43.) und $. 75. Alg. Ger. Ordn. Th. Ur 
if. 
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Zit. 7., entgegenfteht, hat zunaͤchſt das Kollegium zu beur- 
theilen, welches nach den vorftehend entwickelten Grund» 
fügen das Königl. Lands und Stadtgericht zu Stendal 
weiter zu befcheiden hat. 
Berlin, den 20. Januar 1336. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Dber-Landesgericht 
zu Magdeburg. 
I. 127. J. 15. Vol. 2. 


— — — — 


26. 
Die Einrichtung der Referenten-Tabellen betreffend. 


Es iſt bemerkt worden, daß die Gerichte, welche dem 
Juſtizminiſter vierteljaͤhrliche Referattabellen einzureichen 
haben, bei Ausfuͤllung des mittelſt Cirkular-Reſcripts vom 
27. September 1832. (Jahrb. Band 40. ©. 192.) vor 
gefchriebenen Formulars nicht. durchgehends nach gleichen 
Srundfägen verfahren und daß nach einer unrichtigen, 
bei einigen Gerichten getroffenen Einrichtung theils manche 
Reſte in Spruchſachen gar nicht aus der Lifte zu entneh⸗ 
men find, theild aber abgemadyte Sachen in zwei Quar; 
talen und alfo doppelt aufgeführt werden. 

Es wird daher auf folgende Punkte aufmerkffam ges 
macht, die ohne alle Abweichung bei Ausfülung jener 
vierteljäßrigen Sprudhliften zu beobachten find: 

1. Die Lifte fol nad) ihrer Ueberfchrift eine fumma: 
riihe Nachweiſung der in einem beflimmten Quar— 
tale gelieferten, fo wie der darin rückftändig verbliebenen 
Relationen und Korrelationen enthalten. Das ift fürgs- 
fältig zu beachten. Es müffen daher 5. B. die im Fünftigen 
Monate einzureichenden Liften genau die Relationen’ und 
Korrelationen ergeben, welche vom 1. Dezember v. J. 

1836. 9. 98. y 
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big zum lebten Tage des Februars geliefert find. Des; 
balb müffen | 

1. in der Rubrif: „Mücftände aus den vorigen 
Duartalen” alle Sachen aufgeführt werden, welche fich 
am erften Tage des gemeinten Quartals binter dem ein: 
zelnen Beamien zum Meferiren oder Korreferiren befanten, 
alfo in der nächften Lifte diejenigen, welche er am 1. Der 
ceınber pr. hinter fid) hatte. 

Es find ferner 

Il, im der Rubrif: „im legten Duartale find diftri- 
buirt” alle Sachen und nur die Sachen aufzuführen, 
weiche bis zum Gchluffe des Duartals, in jenem Falle 
alfo big zum legten Tage des Februars, diftribuirt oder 
dem Korreferenten vom Referenten zugegangen find, fofern 
nicht nach Nr. 1. der allgemeinen Bemerkungen zum For: 
mular, der Präfident die Diftribution ausdruͤcklich für 
dag er Duartal vorgenommen und als ſolche bezeich- 
net hat. 

IV. In der Kolonne: „davon find abgemacht'“ duͤr⸗ 
fen keine andern Sachen aufgeführt werden, alg diejenigen, 
in welchen vom erften Tage des Quartals big zum legten 
Tage deffelben, alfo in jenem Falle vom 1. Dezember v. 
J. bis zum letzten Februar, die Nelationen oder Korre: 
lationen an den Präfidenten wirklich abgeliefert find. Es 
ift ein unrichtiges Verfahren germefen, wenn mehrere Ges 
richte nach Wr. 2. der allgemeinen Bemerfungen ange: 
nommen haben, in Ddiefe Nubrif gehörten ale big zum 
15. des erftien Monats des neuen Quartals abgelieferte 
Sachen, fo daß diefe Sachen im verfloffenen Quartal als 
abgemacht und im neuen Duartal denncd als Keft aus 
dem vorigen Duartal, mithin doppelt, aufgeführt find. 

V. Die Ausfüllung der Kolonne: „ES verbleiben an 
Neften” ergiebt fi) hiernach von ſelbſt. Es müffen in 
diefer Kolonne und den Unterfolonnen alle Sachen ihrer 
Geſammtzahl nach aufgeführt werden, welche fih am 
Schluſſe des abgelaufenen Quartals, im gegebenen Falle 
mit dem Ablauf des Februarg, nod) hinter den Referenten 
und Korreferenten befinden. 

VI. Alle diefe Sachen werden in der vorlegten Ko— 
lonne einzeln nad) der Nummer und dem Tage der Dir 
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firibution, oder bei Korrelationen dem Tage, mo die Aften 
dem SKorreferenten zugeftelle find, verzeichnet. 

VI. Wenn ein Referent die Sache erft gegen den 
Schluß des Duartald und noch am letzten Tage deffelben 
an den Korreferenten abliefert, fo wird fie auf des Leßtern 
Namen in Reft gefchrieben. Es wird derſelbe durch die 
Ausfüllung der vorlegten Kolonne in einem folchen Falle 
hinreichend wegen des Ruͤckſtandes gerechtfertigt. 

VII, Die Nr. 2. der allgemeinen Bemerkungen zum 
Sormular Hat bloß die Defiimmung, daß in der für dag 
verflofiene Quartal angefertigten und mit dem Schluffe 
defjelben abgeſchloſſenen Lifte noch diejenigen Sachen alg 
nachträglich abgemacht vermerft werden können, welche 
bis zum 15. des erſten Monats des neuen Quartals ihre 
Erledigung gefunden haben. 

IX. Diefer nachträgliche Vermerk kann in der Art ers _. 
folgen, daß in der vorlegten Kolonne die big zum 15; 
des neuen Monats abgelieferten Nummern roth unter: 
firichen werden. | 

Der Juſtizminiſter fordere die Herren Präfidenten 
und Dirigenten auf, nunmehr fireng darauf zu halten, 
daß ferner feine Abweichungen mehr von diefen Beſtim— 
mungen vorfommen. 


Berlin, den 16. Februar 1835. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
ſaͤmmtliche Obergerichts⸗Behbrden. | 
I. 657. G. 47. Vol, 2. 
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27. 


Die Errichtung des Landgerichts zu Saarbrüden 
betreffend. 


(cf. Jahrbücher B. 44. ©. 454. und B. 46. ©. 177.) 


Das Königliche ıc. wird hierdurch auf bie ſtattge⸗ 
fundene Trennung der Kreife Saarlouis, Saarbrüden und 
Ottweiler von dem Bezirke des Landgerichts zu Trier, und 
auf die Organifation des Landgerichtd zu Saarbrüden 
für dieſe Kreife und den Kreis St. Wendel aufmerkfam 
gemacht, und angemiefen, feine den Landgerichts s Bezirk 
Saarbrücken betreffenden Requifitionen an den dortigen 
Dberprofurator zu richten. 

Zugleich wird das Königliche ıc. veranlaßt, auch bie 
Untergerichte feines Bezirkes hiernach mit Anweiſung zu 
verſehen. | 

Berlin, den 16. Januar 1836. 


Der Suftizminifter 


Muͤhler. 
An 
ſaͤmmtliche Koͤnigliche Ober⸗ 
gerichte. 
1. 173. 'R. 9. 
28. 

Den Titel des Großherzoglich Heffifhen Haufes 

betreffend. 


Nach einer Mittheilung des dieſſeitigen Koͤniglichen 
Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegenheiten hat der 
am hieſigen Koͤniglichen Hofe beglaubigte Großherzoglich 
Heſſiſche Geſchaͤftstraͤger darauf aufmerkſam gemacht, daß 
von einigen Koͤniglichen Behoͤrden, bei Bezeichnung des 
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Sroßherjoglichen Haufes und der Prinzen und Pringeffin- 
nen bdeffelben, noch zumellen die Benennung Heffens 
Darmftadt gebraucht wird, obmohl diefe Benennung 
den feit einer Reihe von Fahren allein geführten Titulas 
turen Seiner Königlicdyen Hoheit des Großherzoges nicht 
- gemäß if. Vielmehr führt diefer Gouverain Kon längft 

ausſchließlich den Titel: Ä 

„Großherzog von Heſſen und bei Rhein,” 
und wie der Großberzogliche Gefchäftsträger bevormwortet 
bat, werden die Prinzen und Prinzeffinnen des Großher⸗ 
zoglichen Haufes nur mit dem Titel als 

„Bringen und Prinzeffinnen von Heffen” 
bezeichnet; jedoch ift zur Vermeidung von Verwechſelung 
mit gleichbenannten Gliedern des Kurfürftlichen und Land» 
gräflichen Heſſiſchen Hauſes die Bezeichnung als 
„Prinz und Prinzeffin von Heffen und bei 

Rhein” 


zuläffis. | 
Das Königliche Dber: Landesgericht wird zur genauen 


Beobachtung obiger Titulatur hierdurch angewieſen. 
Berlin, den 23. Mär; 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Ober- Landesgericht 
zu Arnsberg umd zu Hamm, | 
I. 1076. " S, 3. No. 3. 


29. 


Die Befugniß der im Civildienſte angeftellten Uns 
teroffiziere und Soldaten zur Tragung einer befon> 
dern Säbeltrodvel betreffend. 


i . Drbre vom 17. März 1809. Anhang zur Gef. 
mi. 6. 30, — 





Auf dem beigehenden Bericht des Miniſters des Ins 
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nein und der Polijzei vom 51. v. M. habe Ich bewilligt, 
daß diejenigen zur Tragung einer Civils Uniform berechs 
tigten Beamten, welche zu denjenigen Unteroffisieren und 
Soldaten gehören, denen durch Meine an das allgemeine 
Kriegs: Departement ergangene DOrdre vom 17. März 
1809 die darin näher befchriebene Säbeltroddel als befon; 
dere Augzeichnung verliehen worden; diefe Säbeltroddel auch 
zu ihrer gegenwärtigen Civil. Uniform zu fragen befugt fein 
foßen. Die betreffenden Verwaltungs-Chefs haben bier; 
nach weiter zu verfügen, aber auch darauf gehörig fehen 
zu laffen, daß der Eivilbeamte, der von diefer Erlaubniß 
Gebrauch machen will, fein Recht zur Tragung der am 
17. März 1809 verliehenen Gäbeltroddel glaubhaft nad: 
weile. | 
Berlin, den 14. Februar 1836. 


Friedrich Wilhekni. 
" 2a ‚ 1 . " 
das Staatsminiflerium. 
J. M. J. D. 260. J. M. 1.1. 745. ©. 22. Vol. 3. 


30. 


Befugniß der im Kivildienfte angeftellten Mili⸗ 
tair⸗Invaliden zur Fortbeziehung ihres Militairs 
Önadengehalts. 


Die dortige Königliche Negierung hat in einem dem 
Herrn Staatsminifter von Rochow erftatteten und von 
diefem dem Juſtizminiſter zur: weitern Veranlaffung mit: 
getheilten Bericht angezeigt, daß das Königl. Ober, Lan: 
Deggericht von bderfelben auf Grund des Reſktipts vom 
26. Auguſt 1835. (Jahrb. Bd. 46. ©. 137,) die Kortzab: 
lung des dem. Dülfserefutor M. bei dem Lands und 
Stadtgeriht zu Kulm ausgeſetzten Militair » Gnadenge: 
halts von monatli 2 Rthlr. verlange, obgleich der ıc. 
M. mit 120 Rthlr. jaͤhrlichem Gehalt im Eivildienft ans 
geftellt fi. er Bar ee ER, 08 
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Der Juftigminifter hat ‚darauf in Weranlaffung der 
Erflärung der Abtheilung des Kriegsminifteriumg für dag 
Stnvalidenwefen vom 1. Auguſt 1835, das Gnadengehalt 
des Unteroffüierd und Huͤlfsboten E. betreffend, das 
Kriegsminifterium erfucht, die Regierung zur Zahlung des 
—— an den ꝛc. M. mit Anweiſung zu ver— 
ehen. 

Des Herrn Kriegsminiſter von Witzleben Excellenz hat 
jebody die vorgedachte Erklärung ber Abtheilung für das 
Invalidenweſen nach dem Schreiben vom 29. v. M. nicht 
genehmigt, vielmehr dahin abgeändert: — 

dag das Militair-Gnadengehalt auch dann eingezo⸗ 

gen werden ſolle, wenn der interimiſtiſch Angeſtellte 
als ſolcher in ein Verhaͤltniß tritt, fuͤr welches in 
dem betreffenden Verwaltungs⸗Etat ein Quantum 
ausgeſetzt ift, aus welchem er fein Einfommen für 
die interimiftifche Anſtellung besieht. | 
Diefem Verlangen bat der Juſtizminiſter bei Wergkei- 
chung defielben mit dem Befchluffe des Staatsminifteriums 
vom 27. Dezember 1826. (Jahrb. Bd. 23. S. 309.) 
nichts entgegenftellen Fonnen. | 

Das Königliche Dber Landesgericht bat demzufolge 
den ꝛc. M. zu befcheiden, auch ſich in Fünftigen Faͤllen 
biernach zu achten. ' | 

Berlin, den 28. März 1536. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 
* Ar 2 | . 
das — — —— zu 


tarienwerder. + 
Ha. 41125.  J. 26, Vol, 2. 
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31. 


Die Kanzleiarbeiten betreffend. 
(ct, Kanzlei⸗Reglement vom 19. Dezember 1833. Jahrbuͤcher 
B. 42. ©. 365.). 


Dem Königlichen Dber » Landesgericht wird auf den 
Bericht 


über den Umfang ber Kanzleiarbeit bei dem Kollegium 
vom 14. v. M. hierdurch Folgendes eröffnet: 

Im Fahre 1835 find bei dem Kollegium an Kanzlei; 
arbeiten 57,821 Bogen geliefert, und biergu würden, zu 
dem vollen reglementsmäßigen Penfum von 8 Bogen 
täglich für jeden Arbeiter, im Durchfchnitt circa 24 Ars 
beiter erforderlich getwefen fein. Mit diefer Zabl würde 
nun zwar das Königliche Ober» Landesgericht vom Fahre 
1836 ab nicht reichen, da daB Arbeitspenfum mehrerer 
Konzliften berabgefegt ift oder herabzufegen beabfichtigt 
wird. Dagegen find aber auch die dem Kollegium mit: 
telft Nefkripted vom 14. April v. J. eingeräumten Diss 
pofitionsbefugniffe über 9 Kanzliften, 10 Kanzleidiätarien 
und über die Sonde für 10 Lohnfchreiber zu auggedennt. 
Denn von diefen Arbeitern würden an Kanzleiarbeit, 
bei 305 Arbeitstagen im Jahre, liefern: 

1) zwei Kanzliften, jeder ſechs Bogen 
täglich, zuſammen jährlich A 3660 Bogen, 
ein Kanzlift, deffen Penfum auf die Hälfte 
berabgefegt if, vier Bogen täglich 12200 °— 
vier Kanzliften, Nückfichts deren. die Hers 
abfegung ihrer Rate von acht auf fechs 
Bogen im Laufe des Jahres 1856 be 
vorfteht ’ \ j 7320 — 
und zwei Kanzliften zu 8 Bogen täglich A580 — 

im Ganzen 9 Kanzliften 17,080 Bogen. 

2) 10 Kanzleis Diätarien zu 8 Bos 

gen täglich 





24,400 Bogen. 





3) 10 Lohnſchreiber eben ſo 24,40 — 
in Summa 65,880 Bogen. 
Da nun im Jahre 1855 nur . 57,821 Bogen 


gefchrieben find, das Perſonal von 29 Ars 


beitern alfo um circa 8000 Bogen 
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zu hoch berechnet if, und mithin, indem feine Gründe für 
die Vermehrung der Kanzleiarbeiten angegeben find, mit 
Ruͤckſicht auf Stellvertretung wegen Krankheit 2c., wenn 
nicht um drei, doch um zwei Arbeiter verringert ters 
den muß: fo muß außer der vafanten und vorläufig nicht 
wieder zu befegenden Kanzliftenftelle nicht nur eine der 
10 Diätarienftellen bei ihrer Erledigung unbefegt gelaflen, 
Bes auch der Fonds für Lohnfchreiber ermäßigt 
werben. 

Hiernach kann dem Königlichen Ober» Landesgericht 
vom Jahre 18356 ab nur ein Perſonal von 27 Arbeitern 
mit 9 Kanzliften, 9 Diätarien und 9 Lobnfchreibern, alfo 
bei der jegt vorhandenen Zahl von 9 Kanzliften und 
40 Diätarien, für die übrigen 8 Arbeiter ein Fonds von 
960 Rthlrn. zur Annahme von Lohnfchreibern geftattet 
werden. An Arbeiten würden die 27 Kanzleibeamten zus 
fammen jährlich 61,000 Bogen zu liefern haben. 

Die in der Anzeige des Kanzlei⸗Inſpektors H. bes 
vormwortete Berbefferung ber Lage der Lohnfchreiber kann 
nicht Statt finden, dem ꝛc. H. felbft in feinen Gefchäften 
auch feine größere Hülfe zu Theil werden, als bereits dag 
Meftript vom 10. März v. J. geftattet, And bei einer 
Verminderung der Kanzleiarbeit gewiß eintreten wird. 

Da nämlich das Kollegium wiederholt darauf ange 
tragen bat, die durch die Eirfular: Verfügung vom 29, 
September 18524 (Jahrbücher Bd. 24. ©. 290.) ange⸗ 
ordneten und durch die fpätere Verfügung vom 22. Auguft 
1825 (Jahrbücher B. 26. ©. 195.) wieder aufgehobenen 
Maafregeln zur Verminderung der Kanzleiarbeit bei dem 
Königlichen Ober» Landesgericht wieder zu Anwendung zu 
bringen, und inzwiſchen die früher bei Ausführung jener 
Maafregeln in der Stellung ber Kanzliften gefundenen 
Bedenken durch andermweite NRegulirung des Einfommeng 
der Kanzliften befeitige find, auch die Verordnung vom 
1. Juni 1833 bei dem größeren Theile der Prozeſſe dies 
felben Maaßregeln beflimme bat: — fo autorifirt der _ 
Auftigminifter das Königlicye Ober: Landesgericht, die Cir⸗ 
£ular» Berfügung vom 29. September 1824 mit Berücds 
fihtigung der Deklarationen vom 15. Dezember 1824 und 
10 Sanuar 1825 (Jahrbücher Bd. 25. ©. 108. 109.) 
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binficht8 der bei dem Kollegium und defien Abtheilungen 
vorfommenden Gefchäfte vom 1. April d. %. ab zur Ans _ 
wendung zu bringen und die bei dem [Kollegium ange: 
ſtellten Yuftigfommiffarien hiernach anzuweiſen. 

Es laͤßt ſich erwarten, daß bei dieſer Maaßregel eine 
nicht unbedeutende Verminderung der Kanzleiarbeiten ein⸗ 
treten wird. Das Königliche Ober⸗Landesgericht hat da: 
ber, wenn im.Laufe diefes jahres Kanzliften« oder Kanz⸗ 
lei: Diätarienftellen erledige werden follten, ſolche nicht 
anderweit zu befegen, und am Schluſſe des jahres über 
die Refultate der neuen Einrichtung zu berichten. 


Berlin, den 3. Februar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müphler. 
An 
das Königliche Dber- Landesgericht zu 
| Stettin. 


1. 278. O. 149. Vol. 2, 


C. 


Gerichtliches Kaſſen— „Rechnungs- 
Gebuͤhren- und —— Weſen. 





| 2 2 . * 
Die Verwaltung der Aſſervate bei den Salarien⸗— 
kaſſen betreffend. 


Dem Königlichen Dber Landesgericht wird auf den Be: 

richt vom 14. d. M., 

ni Bermelsns der Affervate bei den Salarientaffen 
etreffend, 

hierdurch Folgendes eröffnet: 

Die Beftimmung im $. 9. der von dem Ober » Landes; 
gerichte zu Magdeburg erlaffenen und unterm 6. Januar 
1834 vom Juſtizminiſter genehmigten Anmeifung wegen 
Verwaltung der Aflervate bei a | Salarien: 
taſſen (Jahrbücher Bd. 45. ©. 169.): 

daß eine Trennung der sum Affervatorio gehörigen 

— von denen der Salarienkaſſe nicht erforder⸗ 

el, 
ift nicht dahin zu verftehen, daß die in baaren Geldern 
befiehenden Aſſervate der Galarienkaffe mit: deren baaren 
Beſtaͤnden vermiſcht werden fünnen, wodurch bie Natur 
der Aflervate und bie daraus hervorgehenden Rechte. und 
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en aufgehoben werben würden, fondern nur , 

ayın, 

daß die Aufbewahrung der allerdings fpegiel zu be: 
zeichnenden und abzufondernden Affervate mit den 

Salarienfaffen- Beftänden in demfelben Gewahrfam 

erfolgen darf, wenn nicht befondere Kaften ſowohl für 

die letzteren als für die erfteren vorhanden find. 

Das Königliche Ober » Landesgericht bat hiernach die 
rei feines Departements mit Anweifung zu vers 
eben. 

Dabei wird der näheren Erwägung des Kollegium 
anheimgegeben, das Affervatentwefen der gerichtlichen Sa- 
larienfaffen nach Maaßgabe der fpäteren Anmeifung zur 
Verwaltung der gerichtlichen -. Salarienfaffen im Großs 
herzogthum Pofen vom 1. Januar 1835 $. 60. und ber 
ſonders des zweckmaͤßigen Formulare dazu (Beilage M.) 
einzurichten und von Führung eines befonderen Gegen: 
buches zu difpenfiren, wenn dies nach dem Benin. dr: 
— eines oder des anderen Gerichts noͤthig werden 
ollte. 


Berlin, den 25. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
x Müpler. 
n 
das Königliche Dber- Landesgericht zu 
Daderborn. | 
1. 273, Justizfonds 30. 


na 
Die Inſinuationen gerihtlicher Verfügungen von 
und nach den Kaiferlich Oeſterreichiſchen Staaten 
und dem Königreiche Ungarn. erfolgen Foftenfrei. 


Nach einer Vereinigung mit der Kaiſerlich Oeſterrei⸗ 
chiſchen Regierung erfolgt die Inſinuation dieſſeitiger ge⸗ 
richtlicher Vorladungen, Requiſitionen und anderer Ver⸗ 
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fügungen in den Kaiferlich Defterreichifchen Staaten und 
dem Königreiche Ungarn durch gefandtfchaftliche Ders 
mittlung, ohne daß dafür Gebühren oder ſonſtige Koſten 
gefordert werden. 

Die Königlichen Landes: Zuftigfollegien werden‘ hier; 
von in Kenntniß gefegt, mit der Anweiſung gegenfeitig 
in dergleichen Faͤllen auch Feine Koften zum Anfag zu 
bringen. 

Berlin, den 5. Februar 1836. 


Der Suftizminifter. 


Müpler. 
An , 
fämmtliche —— Landes⸗Juſtiz⸗ 
toll egien. 
I. 437. | Requisitionen No, 2. Vol, 2. 
34. 


Wenn wegen eines von dem fompetenten Richter 

ber ftreitenden Partei ertheilten Raths zur Abfaffung 

des Erkenntniſſes ein anderes Gericht fubftituire 

wird, fo fönnen für die Verfendung der Akten feine 

Gebühren, fondern nur die baaren Auslagen ans 
gefegt werben. 

Bene EB Zul ugs Gute 


Dem Königlichen Dbers Landesgericht wird auf bie 
Anfrage vom 29. Dezember v. J. hierdurch eröffnet, daß 
in den Fällen, in welchen der eigentlich) kompetente Rich— 
ter wegen eines der fireitenden Partei ertheilten Raths 
ſich der Abfaffung des Erfenntniffes enthalten muß, für 
die Berfendung der Uften an das fubflituirte Gericht, fo 
wie für deren Nückfendung keine Gcbübren, fondern nur 
Die etwanigen baaren Auslagen, namentlich) das Porto, 
angejegt und von den Parteien erhoben werden dürfen, 
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infofern diefe nicht wegen: Sportelfreiheit ber Parteien 
gleichfalls wegfallen. 
Berlin, den 12. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 


Mühler. 
An 
das Königliche Ober» Landesgericht zu 
Breslau. 
I, 108. R: 14. Vol; 2. 
35. 


Die Kreisjuftizräche koͤnnen für die von ihnen zu 

auswärtigen Gefchäften zugezogenen Protofollfüh: 

rer Diäten und Keifefoften nur ausnahmsweife in 
einzelnen beftimmten Fällen liquidiren. 


(cf. Refkript vom 7. Zuli 1834, Jahrbücher B. 44. ©. 116.) 


Auf Ihre Befchwerde vom 19. d. M., 

in Betreff der für den Protofolführer bei auswär: 

tigen Gefchäften zum Anfat gebrachten von dem 

Dber » Landesgerichte zu Frankfurt für unzuläffig er: 

achteten Diäten, 
wird Ihnen hierdurch eröffnet, daß es bei der Verfügung 
des Dber: Landesgerichted vom 235. Dezember v. J vers 
bleiben muß. 

Es ift allerdings nicht beabfichtiget worden, die ges 
richtlichen Koften durch die Beſtimmung zu vermehren, 
daß die Kreisjuftigräthe nach der Verordnung vom 30. Nos 
vember 1833 (Gefeßfammlung Seite 297.) zu ihren Ber: 
bandlungen einen Prorofolführer zuziehen müffen. Des: 
halb ift im $. 7. diefer Verordnung feftgefegt worden, 
welhe Diäten und Reiſekoſten der Sreisjuflisrath 
bei Geſchaͤften außerhalb feines Wohnorteg liquidiren darf, 
mit der ausdrücklichen Beftimmung, 
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daß er ſeinen Protokollfuͤhrer koſtenfrei mit ſich 
nehmen muß. 
Hiernach iſt es unzweifelhaft, daß für den Protokoll⸗ 

führer weder Diäten, noch Reiſekoſten bei auswaͤrtigen 
Geſchaͤften liquidirt werden duͤrfen. 

Dieſe Beſtimmung erleidet jedoch alsdann eine Aus—⸗ 
nahme, wenn die Allgemeine Gebuͤhrentaxe für die Ober⸗ 
Landesgerichte den Protofollführern für gemiffe Gefchäfte, 
zu welchen fie fhon nad) früheren gefeglichen Worfchrif> 
ten der Beglaubigung wegen nothivendig zugezogen wer. 
den mußten, befondere Gebühren: oder Diätenfäge bewil⸗ 
figt, wie dies namentlich bei Teftamenten, Erbverträgen 
und anderen letztwilligen Verfügungen der Fall ift. 

Abſchn. V. No. 51. lit. e. No. 4, der Gebühren: 

tare vom 25. Auguſt 1815. 


Berlin, den 25. Januar 1836, 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 
den Herrn Kreisjuſtizrath M. zu S. 
1. 302. ©. 148, 
36. 


In wiefern die Kreisjuftizräthe das von den Par- 
teien nicht einziehbare Porto erflattee verlangen 
fönnen ? 


Dad Königliche Ober: Landesgeriht zu Frankfurt 
a. d. D. bat mich mit meinem Gefuch, mir das in einer 
Auftragefache, worin die Koften von der Partei nicht has 
ben eingezogen werden können, verlegte Porto mit 14 Gyr. 
aus der Salarienkaffe zu erftatten, abgewieſen, ‚weil feine 
der von mir verlegten Portoauslagen den Betrag von 
10 Sgr. überfliegen. 
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Diefer Srundfaß fcheint dem Sinne bes $. 8. des 
Geſetzes vom 30. November 1855 (Gefeßfammi. ©. 301.) 
um fo teniger zu entfprechen, als in manchen Sachen 
ein und mehrere Thaler an Porto verlegt werden 
tönnen, ohne daß die einzelnen Portoauslagen den Ber 
trag von Zehn Gilbergrofchen überfieigen. Es dürfte 
Daher die Beftimmung des Gefeßes viel mehr auf die eins 
zelnen Sachen, in welchen die Portoauslagen entftchen, 
als auf jede einzelne Portoauslage zu beziehen fein. 

Db ich nun gleidy für den vorliegenden Fall wegen 
Unbedeutendheit des Objekt auf die Erftattung des vers 
Icgten Porto verzichte; fo glaube ich doc) zu meiner Bes 
lehrung für die Zufunft wagen zu bürfen, die hochges 
neigte Befcheidung Eurer Ercellenz, 

ob den Kreigjufiizräthen überhaupt nur einzelne Por; 

toauslagen über Zehn Gilbergrofchen oder vielmehr 

die Portoauslagen, wenn fie überhaupt und zuſam⸗ 
mengenommen in einer und berfelben Sache Zehn 

Silbergrofchen überfteigen, aus der Dberlandesger 

richt8s Salarienfaffe zu erftatten find, 
fo ehrerbietiegft als unterthänigft nachzufuchen. 


Guben, den 31. Dezember 1835. 


Der Kreigjuftiigraeb Kaehler. 


b. 


Auf den Bericht vom 31. Dezember v. %. wird Ih⸗ 
nen hierdurch eröffnet, daß eg bei der Frage: | 
welche von den Parteien nicht einzugiehende Porto: 
auslagen den nach der Verordnung vom 30. Novems 
ber 1853 angeftellten Kreigjufiigrätben aus den Ga 
larientaffen der Dber« Landesgerichte bei Aufträgen 
der legteren zu erftatten find, 
allerdings nur auf die Höhe jeder einzelnen Porto— 
auslage — mie dies aus den Worten der betreffenden 
Beſtimmung im $. 8. der Verordnung vom oO. Rn 
er 
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ber 1833 hervorgeht, — nicht aber auf den Geſammtbe⸗ 
trag aller in einer und derfelben Sache —— Por⸗ 


Berlin, den 7. Januar 1836. =; 
- Der Suftizminiften 
Muͤhler. 


An 
den Herrn Kreisiuftigrath Kaehler zu 
Buben. 
I, 39. j F f ‚Gen. Ö, 148. 


37. 
Die Gebuͤhren der Juſtizkommiſſarien richten ſich 
nach dem Gerichte, vor welchem der Civilprozeß 
ſchwebt. 


(ctf. Reſtript vom 7. März 1836. Nr. 12. Seite 311. dieſes 
Heftes.) Ä 


Dem Königlichen Ober: Landesgericht wird bei abs 
ſchriftlicher Mittheilung der Beſchwerde des Juſtizkommiſ⸗ 
farius St. in der Appellationsfache de8 Kaufmanns D. 
dafelbft wider den Archivar H. zu B. vom 30. Novems 
ber v. J. hierdurch eröffnet, dag der Juſtizminiſter dieſe 
Beſchwerde fuͤr begruͤndet haͤlt. 

Die Bewilligung der nach den Beſtimmungen der 
Gebuͤhrentaxe fuͤr Juſtizkommiſſarien zulaͤſſigen hoͤheren 
oder niederen Gebuͤhrenſaͤtze bei Civilprozeſſen richtet ſich 
nad dem Gerichte, vor welchem der Civilpro— 
zeß ſchwebt. Dies ift im 6. 2. der Einleitung zur 
Gebübrentare beftimmt ausgefprochen worden. 

Wenn biernad) ein Juſtizkommiſſar, welcher zur Praxis 
bei Ober⸗ und Untergerichten berechtigt ift, einen Prozeß 
betreibt, der bei einem Untergerichte fchwebt, fo fann ee . 
auch nur Diejenigen Gebührenfäge liquidiren, welche für 

* ſolche Geſchaͤfte nach der Gebuͤhrentaxe bei Untergerich⸗ 
5 ten zuläffig. find. | | | 
41 


1336. H. 93. 


> 
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Im entgegengeſetzten Falle find, einem Juſtizkommiſ— 
ſarius, welcher an ſich nur zur Praxis bei Untergerichten 
befugt iſt, in Gemaͤßheit des $. 28. Tit. 25. der Prozeß: 
ordnung aber auch in der zweiten Inſtanz bei dem an 
ſeinem Wohnorte befindlichen Obergerichte auftritt, fuͤr 
ſeine Bemuͤhungen in der zweiten Inſtanz unbedenklich die 
hoͤheren Gebuͤhrenſaͤtze zu bewilligen, da der Prozeß in 
dieſer Inſtanz allerdings bei dem Obergerichte ſchwebt. 

Wenn dagegen das Obergericht die vor ihm gehoͤrige 
Inſtruktion eines Prozeſſes oder auch einen einzelnen Akt 
der Inſtruktion in erfter oder zweiter Inſtanz einem Un: 
tergerichte oder einem einzelnen Kommiffarius überträgt, 
und bei diefen Verhandlungen ein nur zur LUntergerichtss 
Praxis berechtigter Juſtizkommiſſar auftritt, fo kann dere 
felbe für feine Bemühungen nur eben fo viel liquidiren, 
ale . ber Prozeß felbft bei einem Untergerichte anhäns 
gig wäre. | 

Hiernach ift die Beſchwerde zu erledigen und fünftig 
zu verfahren. 


Berlin, den 17. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 


Muͤhler. 
Un 
das Königliche Dber- Landesgericht zu 
Natibor. 
1. 4410. Sportul. 8. 8. Vol. 7. 
38. 


Die Gebühren der Juſtizkommiſſarien für die ſchrift⸗ 
lihe Beantwortung der WUppellasionsberichte be: 
treffend. 


— — — — 


‚Dem Königlichen Ober » Landesgerichte wird auf ben 
Bericht vom 22. Dezember v. J., 
die Beſchwerde des dortigen Juſtizkommiſſarius W. 
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wegen ber Gebühren für die fchriftliche Beantwortung 

eines Appellationsberichts betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß der uftisminifter Fein Bedenken 
findet, audy in dem Falle, wenn eine neue Inſtruktion in 
der Appellations⸗Inſtanz eingeleitet worden ift, eine fchrift: 
liche Beantwortung des Appellationgberichts und dafür 
den Juſtijkommiſſarien denfelben Gebührenfag zu geflatten, 
der für den Appellationsbericht liquidirt werden darf, vor; 
ausgeſetzt, daß die fchriftliche Beantwortung den Anden: 
tungen in dem Reſkripte vom 28. Februar 1821 (Yahr; 
bücher, Band 17. ©. 96.) gemäß die Inſtruktion twirflich 
erleichtert. | 

Ob dies anzunehmen ift, muß in jedem fpesiellen 
Sale der näheren Beurtheilung und Entfcheidung der Ge: 
richtsbehörden vorbehalten bleiben. 


Berlin, den 9. Januar 1836. 
Der Suftizminifter. 
Müphler. 


An 
das Königliche Dberlandesgericht 
zu ic. 


I. 29. — Sportel S. No. s. 


39. 


Die Gebühren der Suftizfommiffarien betreffend, 
wenn Prozeßfachen aus dem ordentlichen Verfahren 
in das fummarifche Verfahren umgeleitet werden. 


a. 

Em. Excellenz haben mittelft Reftripts vom 10. v. 
M. befohlen, daß in allen Prozeßfachen, welche im ordents 
lichen Progeßverfahren nad Titel 4 — 14. der Prozeß 
Drdnung eingeleitet werden, die Partheien in verfchiedenen 
Stadien befragt werden follen, ob fie die Fortfegung der 
Sache, oder die Abfaffung des Erkenntniffes im ſummari— 
ſchen Prozeſſe verlangen, und daß, — m Dartheien 
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dieſen Antrag übereinftimmend machen, bemfelben beferirt 
werben fol. Die Befolgung diefer Vorfchrift Hat dag 
Königliche Kammergericht ung durch das Reſcript vom 
241. Januar c. aufgegeben, und bei der Berathung über 
deren Ausführung ift uns hinſichts der Gebühren der 
Juſtizkommiſſarien ein Zmeifel aufgeftoßen, 

ob diefelben für die Inſtruktion bie zum Eintritt bes 

fummarifchen Prozeßverfahrens die Gebühren nach 

der Sporteltare vom 23. Auguft 1815 und von da 

an nach der Gebührentare vom 9. Dftober 1833 His 

quidiren können? 
Die alte Sporteltare bewilligte ihnen für bie Abwar⸗ 
tung der ganzen Inftruftion die halben Urtheild:Gebühren 
des Gerichts (Abſchnitt 1. Nr. 4.), und wenn fie fehrift: 
lich deducirten, fonnten fie bei ung noch für die Deduktion 
1—8 Rthlr. liquidiren. Die neue Gebührentare billigt 
ihnen für die Termine vor dem Kommiffarius die Säße 
des Gerichts, und für dag mündliche Verfahren eben fo 
viel, ald das Gericht Urtheilsgebühren liquidirt, zu, jedoch 
die leßteren für alle mündliche Termine zufammen (Abs 
fchnite 4. Nr. 2 und 3.). Eine diefer Sporteltaren allein 
auf den vorliegenden Fall anzumenden, fcheint unbillig zu 
fein, da bei der Anwendung der alten Sporteltare die 
Mandatarien die Deduktionsgebuͤhren verlieren, bei Ans 
wendung der neuen Gebührentare aber durch die Zahl der 
vorher abaehaltenen Inſtruktionstermine die Gebühren fich 
zu hoch ficigern dürften. Es fcheint ung daher ange 
meffen, daß den Juſtiz⸗Kommiſſarien für die Inſtruktion 
im gewöhnlichen Prozeffe der approrimative Sag der 
Urtheilsgebühren nach der Sporteltare von 1815, und 
von da an, wo ber jummarifche Prozeß eintritt, die fer: 
neren Gebühren nach der Gebührentare von 1855 feffges 
fegt werden, und das um fo mehr, als auch fo die Ges 
richte ihre Gebühren liquidiren müffen. 

Euer Ercellenz bitten wir daher ganz gehorfamft, 
ung zu befcheiden, ob wir ung Hiernach achten dürfen. 


Berlin, den 19. Schruar 1836. 
Das Königliche Stadtgericht hiefiger Reſidenz. 
(Unterfchriften.) 
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Dem Königlichen Stadtgericht wird auf die Anfrage 
vom 19. v. M. 
wegen der Gebühren ber Juſtiz⸗Kommiſſarien in 
Progeßfachen, welche in dem ordentlichen Verfahren 
‚ eingeleitet und während der Inſtruktion zum ſumma⸗ 
rifchen Verfahren vertiefen werben, 
bierdurch eröffnet, daß der Juſtizminiſter mit der in dem 
Derichte entwickelten Anficht des Kollegiums einverftan: 
den ift und daſſelbe autorifirt, Danach zu verfahren. 


Berlin, den 14. Mär; 1836. 


Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 
An 
das hicſige Königl. Stadtgericht. 
1,898. Fuſtizfonds 68. 
40. 


Für die im DBagatellprozeffe von den Juſtizkom— 
miffarien . verlangten ProtoFoll » Abfchriften Fonnen 
feine befondere Kopialien angefeßt werden. 


a. 


Dem Königl. ObersLandesgericht wird im Folge ber 
Defchwerde der dortigen Zuftisfommiffarien L. ıc. vom 
15. d. Mts. hierdurch eröffnet, daß der Juftizminifter der 
in der Verfügung vom 25. Dezember v. J. ausgefproche: 
nen Anficht des Kollegiumg, 

nach welcher in Bagatellfachen nur die in den 

86. 635. und 72. der Verordnung vom 1. Juni 1833 

— Abſchriften koſtenfrei gefordert werden 

konnen, 

nicht beijutreten vermag, bie Gerichte vielmehr für ver: 
pflichtet erachtet, den Juſtizkommiſſatien auch von anderen 
Protofollen auf Verlangen Abfchriften zw ertbeilen, obne 
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daß dafür, anfer dem allgemeinen Paufchquantum, bes 
fondere Kopialien gefordert werden Dürfen. 

Dies ift bereits in einer bei einer andern Gelegen: 
beit erlaffenen abfchriftlich beiliegenden Verfügung des 
Suftizminifterd vom 20. Jauuar v. J. ausgeſprochen wor: 
den, nach welcher fi das Königl. Dber Landesgericht 
felbft zu achten und die Untergerichte feines Departements 
mit Anmeifung zu verfehen bat. 

Berlin, den 29. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 


Muͤhler. 
An 
das Königliche Dber-Randesgericht 
ju Münfter. 
1. 349. Sportelfahen No. 34. Vol. 11, 
b 


Dem Königl. Gerichtd:Amte für den Görliger Stadt: 
bezirk wird bei Mückfendung der Driginal:Anlagen der 
Beichwerde vom 31. Dezember v. J. eröffnet, daß der 
Juſtizminiſter die Verfügung des Königl. Ober: Landesge: 
richt8 zu Glogau vom 20. Auguft v. J. in Bagatell- 
Prozeffen wegen der unentgeldlichen Ertheilung von Pro: 
tofoll» Ubfchriften an die Juſtizkommiſſarien völlig ange: 
meffen findet, Ddiefelbe daher nicht aufheben, noch dem 
Gerichts: Amte für dergleichen Protofol;Abfchriften befon: 
dere Kopialien in Anfag zu bringen geftatten kann. 

Aug der Ertbeilung von Protofoll: Abfchriften kann 
feine begründete Beforgniß tegen Prorogation der Ter: 
mine entfiehen, wenn das Gerichts: Amt dafür pflicht: 
mäßig forgt, daß die Protofol: Abfchriften fchleunigft an: 
gefertigt und mitgetheilt werden. 

Berlin, den 20. Januar 1835. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 
das Koͤnigliche GerichtsAmt 


für den Gorlitzer Stadtbezirk 
u zu Goͤrlitz. 
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Der Stempel zu den Depofital-Quittungen in Kre⸗ 
ditfachen ift von dem Gläubiger zu tragen und ge: 
hört - zu den Liquidationsk oſten. 


Dem Königl. Dbersfandesgericht wird auf die Au⸗ 
frage vom 29. v. M. darüber: . », | 
wen in Kreditfachen der Stempel zu den Depofitals 
Auittungen zur Laft fällt? a 
bierdurdy zum Beſcheid ertheilt; daß der Juſtizminiſter bei« 
den * dem Berichte vorgetragenen Anſichten nicht beitre⸗ 
ten kann. * in 
E8 muß bei der vorgelegten Frage das materielle 
Recht des quittirenden Gläubigerd gegen den Schuldner 
nicht mit der Stellung eines in einem Konfurfe liquidis 
renden Gläubiger8 gegen die Verwaltung der Mafle ver: 
techfelt werden. Zur Entfcheidung der frage, ob in dem 
erfien Verhaͤltniße ein quittirender Bläubiger, der zur Aug», 
fiellung einer zur Löfchung genügenden, alfo beglaubigten 
Duittung einen ‚Stempel hat aufwenden müffen, dieſen 
Etempel vom Schuldner erfegt verlangen fann, wird aller. 
dings der $. 54. des Und. zum A, L. R. dienen fönnen; 
doch muß, wenn Streit darüber entficht, zwiſchen den 
Streitenden deshalb rechtlich erfannt werden. Diefe 
Frage liege aber bier nicht vor.» Der liquidirende und 
feine Befriedigung - aus dem Depofitoriunt :. erhaltende 
Gläubiger muß einen Quittungsſtempel Jöfen, weil er aus 
den Depofitorium empfängt und die Rechnungsbeläge 
deffelben dem Stempel unterworfen find. Das Depofi- 
torium zahlt nur gegen geſtempelte Duittungen: und: hat 
feinen Fonds, diefen Stempel zu erſetzen. Ob die einzelme 
Maſſe ihn dem Empfangenden zu erfeßen, hat, dies ont 
ſcheidet ſich nach der Ratur des Falles... Im Konkurſe 
können dieſe Quittungsſtempel nicht zu den Kommunfoften 
gerechnet, ſondern ſie muͤſſen zu den Koſten der einzelnen 
kiquidationen gezaͤhlt werden. Der Liquidant kann fie 
zurückverlangen: EEE IN 14 
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1) nad) $. 153. Tit. 50. Th. I. A.G. D. post omnes 

‚mit den nnsipen.Kofen feiner Liquidation ; 

2) in engen Faͤllen aber auch in der IL. Klaffe, wenn 
ihm nämlich für die Koften der Zahlung und Duits 
fungsleiftung ausdräcdlic mit Hypothek beſtellt ift, 

und er dieſe Koften liquidirt hat und damit in der 

III. Klaffe locirt ift. 

In diefem legtern Falle beſtimmt das Prioritäts-Urtel 

Ort, wo ſie befriedigt werden. 

Dazu, dieſe Stempel zu den Diſtributionskoſten zu 
rechnen, fo daß fie dem legten Percipienten in der III. 
Klaffe als Kommunkoften in Abzug kommen, ift fein 
Grund vorhanden. Nicht die Maffe giebt die Stempel. 
beträge aus, fondern der Gläubiger, der bei der: Zahlung 
eine auf Stempel ausgeftellte Quittung liefern muß. Ä 
. Berlin, den 23. Gebruar 15836. 
| Der Juſtizminiſter. 
a rele 

Fe er 
dag Koͤnigl. Dpver-Randesgeriht 

. zu Breslau, eh 2 ee 
1.538... en Ste S. 29. Vol. 2 


„au ıdr 





yo! N Hl , 


yYliim TRTLTTROTT 
| 2102 Be SE: ae 2 2 Da | 
2... i. 


Die den, Ausfultatoren: und. Referenbarien. Behufs 
ihrer Zulaſfung zur: Höheren Prüfung zu ertheilenden 
NE Atteſte ſind ſtempelpflichtig. J > 
ce Die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem. Königl. 
rg und: der —— Regieruñg 
die Frage: ' RE | 
ob Attefte, weiche den "Anskultatoren und Referen⸗ 
hdarien Behufs ihrer Zulaffung zur höheren Prüfung 
"son den Gerichten ertheilt werden, bei twelchen fie big 
+ dahin gearbeitet-haben, ftempelpflichtig find ? | 
bat. dem Wirklichen Geheimen Rath Herrn Grafen von 
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Alvensleben Ercelleng "zu dem abfchriftlich beillegenden 
Schreiben vom 13. v. AR. Meranlaffung gegeben. 

In Folge deffelben wird dem Königl. Ober⸗Landes⸗ 
gericht eröffnet, daß die Anficht des Kollegiums nicht rich: 
tig ift und durch die Worfchrift des Stempeltarifes bei 
der Pofition „Attefte” widerlegt wird. 

Hiernach find im Allgemeinen amtliche Attefte in 
rivatfachen ftempelpflichtig, und zu dieſer Kathegorie ge 
ören audy die den Auskultatoren und Referendarien 
ehufs ihrer Zulaffung zu den höheren Prüfungen von 

den Gerichten oder deren Präfidenten und Direktoren zu er⸗ 
theilenden Atteſte. In keinem Falle folgt — wie fid) aud) 
fchon aus dem Reffripte vom 4. Dezember 1834 (Fahrb. 
Bd. 44. ©. 401.) ergiebt — aus der Stempelfreiheit der 
Eraminationsprotofole eine, gleiche Immunitaͤt für die 
gedachten Attefte. Nur folche Zeugniffe, auf Grund deren 
ein amtliches Atteft ausgeftellt werden fol, find ſtempel⸗ 
frei (vergl. Tarif, Pofition „Attefte”, Abfag 1.), fo daß 
hiernach zu den Eenfuren und amtlichen Aeußerungen der 
Gorreferenten und Eodecernenten, worauf fich das Behufs 
der Zulaffung zur Prüfung auszuſtellende Atteft zum Theil 
gründet, fein Stempel zu verbrauchen iſt. 

Hiernach hat das Königl. Ober-Landesgericht daher 
ſowohl bei den von demfelben zu ertheilenden Atteften fid) 
zu achten, als auch die Untergerichte ded Departements 
mit Anweifung zu verfehen. | | 

Berlin, den 18. Mär; 1836. 5 

Der Suftigminifter. 


Müpler. 
Un 
das Königl. Dber-Randesgericht zu | 
Sranffurt a. d. O. on 
I, 651. Steuer. ©. 14. Vol..11. 


— — 


D. 
Hypotheken: und Depoſital-Recht. 


43. | 
Die Zuziehung der Landes; Polizeibehörde bei Die: 
membrationen betreffend. 





— — 


Aır die Vorftelung vom 21. Dezember v. J. wird 
Ahnen eröffnet, daß der Juſtizminiſter der Anficht beitreten 
muß, welche das Königliche Kammergeriht in den ab: 
fhriftlicy eingereichten DVerfügungen vom 26. Oktober 
und 26. November v. J. auggeiprochen hat. . 
E8 unterfcheidet daffelbe in Betreff der Zusiehung 
der Landes: Polizeibehörde bei Dismembrationen, 
ob die Abgaben und Leiftungen im Hypothekenbuche 
eingetragen find oder nicht? 
Im erſten Falle hält es eine bloße Anzeige der Parzellis 
rung nicht für ausreichend und bemerft, daß die Eintra- 
gungen aus dem Parzellirungsvertrage von der Vertheilung 
der Abgaben und von der Genehmigung des Vertheilungs: 
plans durch die betreffende Behörde abhängig fi. - 
Dies ift vollfommen richtig; nur veriteht ſich dabei 
von felbft, und ift auch dem Königlichen Kammergerichte 
fhon bei einer andern Gelegenheit bemerklich gemacht 
worden, daß die Genehmigung nicht grade einenoth:- 
wendige Bedingung der Abichreibung der Parzelle 
fei, fondern daß hiebei das Verfahren beobachtet werden 
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müffe, welches die Reſkripte vom 24. Dezember 1832 
Jahrb. Band 40. Seite 471.), v. 8. Febr. u. 2. Juni 
1834 Gahrb. Band 45. Seite 108 u. 595.) und dag 
Reſkr. v. 1. Aug. 1835 GJahrb. Band 46. Seite 148.) 
vorjchreiben, 

Im andern Falle foll die Anzeige der Parzellirung 
beim gandrath genügen. Auch hiergegen läßt ſich nichts 
erinnern. Es ift nicht abzufehen, was dem Gerichte der - 
Nachweis, daß der Landrath weitere Anzeige an die vor; 
gefegte Regierung gemacht habe, nüßen fol. Der Land; 
ratb ift beftändiger Kommifjfarius der Landes: Polizeis 
Behörde; er vertritt die letztere auf dem platten Lande, 
wie die Magifträte in den Städten. 

Die Vorſchrift des $. 4. des Ediftd vom 9. Dftober 
1807 hat zum Zweck, der Behörde, welche die öffentlichen 
Abgaben zu erheben und zu reguliren bat, Kenntniß 
von der Dismembration zu geben, damit fie von 
Amtswegen die DVertheilung auf die dismembrirten Pars 
zellen beforge. Wie dies gefchieht, darum bat ſich fein 
Gericht zu befümmern. 

Das Neftript vom 16. November 1830 (Fahrb. 
Band 36. Seite 292.) ſteht auch nur infofern entgegen, 
ale es den Gerichten erlaubt, jene Befcheinigung vom 
Landrath zu fordern. Die Gerichte fünnen fi aber mit 
der Anzeige an den Landrath volltommen begnügen. 

Ihre Anträge in der Borftelung vom 21. Dezember 
dv. J. können daher nicht berückfichtige werden. 

Berlin, den 1. Februar 1836. 
Der Suftizminifter. — 
Muͤhler. 


An 
den Koͤnigl. Land- und Stadtgerichts⸗ 
Direltor a D. und Zufitiarlus von 
Stangenhagen, Herrn Eding zu 
Lückenwalde. 
UL, 263. Gen, H. No, 10. Vol, 3. 
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44. 


Die Prüfung ber innern Rechtsgültigfeit eines ober: 
vormundſchaftlich beftätigten Kauffontrafts eines 
Grundſtuͤcks gehört nicht zur Kompetenz der 

Hppothefenbehörde. / 


Das dortige Königliche Dber-Landesgericht hat dem 
Juftigminifter angezeigt, daß das Königliche Stadtgeriche 
ſich meigere, auf den Grund des zwifchen dem Vormunde 
den Regierungs-Sefretär N.fchen Minorennen, Juſtizrath 
W., und der Majorin v. ©. über das den Kuranden ges 
börige vor dem Thore dafelbft belegene Grundftück mit 
Genehmigung des Pupillenkollegiums abgefchloffenen 
Kauffontraftes den Befigtitel für die Frau v. ©. zu be 
richtigen, weil dbemfelben nicht durch ein obervormund⸗ 
fchaftliches Atteſt nachgewieſen worden, daß der Kaufpreis 
für das aus freier Hand verkaufte Grundſtuͤck den Tax⸗ 
werth überfteige. Zugleich find die diesfälligen Verfügun- 
gen des Königlichen Stadtgerichtd an den Juſtizrath W. 
vom 3. Des. vor. und 11. Januar d. J. eingereicht und 
die weiteren Maafregeln anheimgeftellt worden, da das 
DbersLandesgericht einer unmittelbaren Anweifung fich ent: 
halten gu müffen glaube. 

Der Zuftisminifter kann das Verfahren des König: 
lichen Stadfgerichts, wonach fich -daffelbe mit Lebers 
fchreitung der Gränzen feines Neffortd auf eine Prüfung 
ber Amtshandlungen des Königlichen Pupillenkollegiums 
einlaffen will, nicht gerechtfertigt finden. 

Die $5. 76 und 77. Tit. I. der Hypotheken: Orbnung 
fielen die leitenden Grundfäße darüber auf, was die Ge: 
richte bei dem Hypothekenweſen zu vertreten haben. 

$. 76. lautet: 

die Kollegia und Gerichte, denen das Hypotheken⸗ 

weſen anvertraut ift, find fchuldig, für die Rich— 

tigfeit ihrer Bücher und daß die eingetra 
genen Aktus, fo wie fie darin vermerkt find, wir 

lid De Bee worden, zu haften. 

$. 77. Sie find aber nicht fehuldig, die Gültig: 
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keit und Rechtsbeſtaͤndigkeit der von den 
Partheien vorgenommenen Handlungen felbft zu ver 
ee 


en. 
In Anwendung diefer Grundfäge fehreiben die $. 11 und 
folgende Titel IT. der Hypotheken⸗-Ordnung vor: 
$ 114. Der Decernent und das Kollegium müffen 
die Borftellung und deren Beilagen ſowohl nad) 
ihrer Sorm ale Inhalt in genaue und reifliche Er: 
mwägung ziehen. 
$. 12. Denn obgleich den Kollegiis, nad) Maas 
gabe Tit. I. $. 77. nicht zugemuthet werden foll, 
für die Gültigkeit und Nechtsbeftändigfeit der von 
den Partheien vorgenommenen Handlungen zu haften, 
fo liegt ihnen dennody ob, „mit möglichhter Sorgfalt 
zu verhüten, daß 
Seine geſetzwidrige oder offenbar ungül 
tige Negotia in die Bücher vermerkt, 
das Vertrauen des Publici auf die Legalität einer 
bei Gerichten eingetragenen Handlung r Hinter 
gehungen und DBetrügereien nicht gemißbraucht, 
noch auch durch Unvolftändigfeit, Dunkelheit oder 
andere Mängel der dabei vorfommenden Docs 
mente zu Eünftigen Prozeſſen oder ſonſtigen Weis 
terungen Anlaß gegeben werde.“ 
$. 13. Die Kollegia müffen alfo nicht nur darauf 
fehen, ob das Geſuch an und für ſich nichts Wis 
Derrechtliches enthalte, fondern auch eraminiren: ob 
bei Vollziehung des Actus, welder in dem 
Büchern vermerkt werden fol, die zu deſſen Gültig: 
feit und Nechtsbeftändigkeit vorgefchriebenen Erfors 
derniffe beobachtet, ob die darüber errichteten In—⸗ 
firumente deutlich, beſtimmt und vollftändig genug 
abgefaßt, und ob fie mit derjenigen dufßern 
Form und Geftalt verfehen find, weldye dabei nady 
den verfchiedenen Arten der Gefchäfte nothwendig ift. 
Die Hypotheken: Behörde hat hiernach ihre Aufmerkfam« 
feit dahin zu richten: 
4) daß die Urkunden, welche ihr vorgelegt werden, 
kein Geſchaͤft befreffen, welches gefeßwidrig oder offenbar 
ungültig ift. Ä 
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29 daß. bei der Vollziehung des Aktus die gefeglichen 
Vorfchriften beobachtet, 

3) daß das Inſtrument deutlich, beftimmt und voll; 
ftändig genug abgefaßt worden, 

4) daß e8 mit derjenigen äußern Form und Ge 
ſtalt verſehen fei,’ welche dabei nach den verfchiebenen 
Arten der Gefchäfte nothwendig ift, 

und. endlich 

5) für die Nichtigfeit der Eintragung zu haften. 
Kömmt es z. B. zu 1) darauf an, ob unter dem Gefchäft 
ein Zinswucher enthalten ift, ob ein pactum commisso- 
rium, ein pactum de non amplius intabulando etc. 
vorliegt, fo muß die Hypothekenbehoͤrde die Eintragung 
zurückweifen. 

Die Prüfung zu 2) kann fi) nicht gegen die 
ausdrückliche Vorfchrift des $. 77. Tit. I. darauf beziehen : 
ob die Handlung an ſich gültig und rechtsbeftändig fei, — 
fondern darauf, ob die Erforderniffe vorhanden find, 

welche den Uebergang des Eigenthums auf den neuen 

Acquirenten, die Konfiituirung einer Beichränkung des 

Eigenthums, die Beftelung einer befländigen Laft, 

einer Hypothek u. f. w. gefeglich begründen; z. B. ob 

bei einer mittelbaren Erwerbung des Eigenthums 

die Uebergabe, ob bei einer hypothekariſchen Eins 

tragung die Berpfändung erfolge ift ıc. 
Hiernach hätte das Königl. Stadtgeriht auf Grund des 
ihm vorgelegenen obervormundfchaftlich beftätig- 
ten Kauffontrafts, — deffen Gültigkeit und Rechts⸗ 
beftändigfeit an fi) und in Beziehung auf die innern 
Erforderniffe, wozu das Verhaͤltniß des Ermwerbpreifes 
zum Taxwerthe offenbar gehört, zu prüfen, nicht zum 
Reſſort der Hypothekenbehoͤrde gehört, — die Umfchreibung 
des Defigtitele bei dem verfauften Grundftücke bewirken 
follen. 

Es wird daffelbe hierdurch angemiefen, Dies nun: 
mehr ungefäumt zu veranlaffen. 

Der Jufiiz: Minifter muß aber das Verfahren des 
Königl. Stadtgerichts noch ganz befonders deshalb tadeln, 
weil daffelbe die Beibringung eines Atteſtes über den 
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Tarwerth des verkauften Grundftückd gefordert, obgleich 
die Tare des legtern von dem ÖStadtgerichte felbft aufge 
nommen 'gewefen und die Bedenken gegen die Legalität 
des Gefhäfts durch Einficht der Akten, in welchen fich 
die Tare befunden, ſogleich hätten befeitigt werden können. 
Statt auf diefe einfacdye Art die Sache zu erledigen, wird 
ein Attet von dem Pupillenfollegium über einen Gegen: 
fand gefordert, über welchen die Aften des Königlichen 
Stadtgerichts felbft die verlangte Ausfunft geben konnten. 
Ein ſolches Verfahren verurfacht unnöthigen Koften: und 
Zeit. Aufwand. | 

Es ift unangemeffen, wenn die Decernenten in ben 
Hppothetenfachen die dahin einichlagenden Gefdyäfte als 
einen ganz befondern, vom Gericht ganz getrennten Ge: 
fhäftszweig betrachten, und ohne Rücficht auf die zur 
Beurtheilung der Anträge der Parteien in Hppotheken: 
Angelegenheiten dienlihen, in den Regiftraturen des Ger 
richts vorhandenen andermweitigen Akten lediglich nach 
Lage der eingereichten Aktenftücke verfügen. Ein Verfah— 
ten der Art beweiſt ein gänzliches Verfennen des Grund: 
faßes: „Daß die Gerichte der Gerichts. Eingefeffenen wegen 
beftelt find und daher überall dahin wirfen follen, den 
Recht fuchenden Sintereffenten auf dem kuͤrzeſten Wege und 
mit möglichfter Erfparung von Koſten zu dem zu ver 
beifen, was fie zu verlangen berechtigt find.” 

Der Juſtizminiſter erwartet, daß das Königl. Stadt: 
gericht in Zukunft eine größere Aufmerkſamkeit auf dag, 
was feines Amtes ift, und mehr Willfährigfeit zur Ers 
leichterung der Partheien beweifen wird. 


Berlin, den 8. Februar 1836. 
Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Stadtgericht N. N. 
ill. 843. H. 10. Vol. 9. 
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45. 
Die Fr bes Beſitztitels von Grundſtuͤcken 
auf die Firma einer Handlungs oder auf ben 
Namen einer andern erlaubten Privat-Geſellſchaft, 
welche Feine Korporation bilder, ift unzuläfjig. 
(A. L. R. L 17. 8. 199. II. 6. $. 13.) 





Auf Ihre Befchwerde vom 26. November v. 3. in 
der Hnpothefenfache von H. und S. wird Ihnen hierdurch 
eröffnet, daß der Befigtitel von Grundſtuͤcken nicht auf 
die Firma einer Handlungs oder auf den Namen einer 
andern erlaubten Privat-Gefellfchaft, welche Feine Korporas 
tion bildet, fondern nur auf den Namen der Mitglieder 
der Gefelfchaft als ein gemeinfchaftliches Eigenthum ders 
felben eingetragen werden darf. 

Dies ift im $. 13. Tir. 6. Th. U. des A.L. R. um 
zweideutig ausgefprochen. Der $. 199. Tit. 17. Th. I. 
ebend. hat nur verordnen ‚wollen, daß Grundftüce, die 
auf den Namen eines einzelnen Gefelfchafter8 und nicht 
auf den Namen aller Gefelfchafter eingetragen find, in 
dem Verhältniffe zu, fremden Perfonen fo wenig für ein 
Eigentbum der Gefelfchaft angefehen werden können, alg 
ein Grundftück, welches auf den Namen eines einzelnen 
Miterben eingetragen ift, als fammtlichen Miterben ges 
börig betrachtet werden fann. Daraus folge aber nicht 
umgefebrt, daß folche Grundftücfe auf den Namen der 
Geſellſchaft als folcher, fondern nur, daß fie auf den 
Namen fämmelicher Gefellfchafter eingetragen wer 
den müffen. 

Der Sig der Materie ift der 8. 13. Tit. 6. Th. U. 
Was hier verordnet worden , ift durch die Vorfchrift des 
$. 199, Tit. 47. TH. I. nicht aufgehoben. Auch rechtfers 
tigt e8 ſich vollfommen, wenn dag Gefeg den vom Staate 
genehmigten Korporationen, nicht aber den bloß erlaubten 
Privar:Gefelfchaften die Befugniß zugefteht, Grundflüce 
auf ihren Namen zu erwerben. 

Denn bei Korporationen müffen Amberungen * 

runds 
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Srundverfaffung zur Kenntniß des Staated, und foweit 
fie auf Grundftüce Bezug haben, zur Kenntniß des Hy⸗ 
pothefenrichterd gebracht werden, jede einfeitige Rechtsver⸗ 
legung der einzelnen Mitglieder in Ruͤckſicht der Grund⸗ 
ſtuͤcke ift mithin dadurdy unmöglich gemacht; dagegen 
nimmt der Staat von der innern Einrichtung bloß er 
laubter Geſellſchaften Feine Kenntniß, jeder Gefelfchafter 
ift, wenigſtens der Negel nach, nicht bloß als folcher und 
auf Höhe der Fonds und feiner Beiträge, fondern auch 
mit feinem ganzen übrigen Vermoͤgen verhaftet, und beim 
Austritte einzelner Gefellfchafter bleibt das Societäts, 
Vermögen nicht der Geſellſchaft, fondern es ift ein Eigene 
thum der einzelnen Mitglieder. 


Bei Korporationen fädt ferner durch den Austritt 
ober Tod alter, oder den Eintritt neuer Mitglieder feine 
Hefigveränderung, mithin auch feine Legitimation der 
Erben u. f. w. vor, weil das ber Korporation gehörige 
Grundſtuͤck diefer legtern verbleibt, ihre Mitglieder mögen 
fein, weiche fie wollen; bei andern Gefelfchaften aber 
geht der Antheil des einzelnen Mitgliedes bei feinem Tobe 
geieelich auf feine Erben, nicht auf die übrigen Mitglieder 

ber; diefe Erben müffen fih zum Hypothekenbuche in 
der gefeglichen Form legitimiren, und das würde unmoͤg⸗ 
lich fein, wenn dad Grundflüd nicht auf den Namen der 
Mitglieder, fondern auf den Namen ber Societät einge 
fragen wäre, 


Zwar verweifet das Allg. Landrecht TH. II. Ti. 6. 
$. 16. in Ruͤckſicht auf die Handlungsgefellfchaften auf 
die Borfchriften des Iten Abfchnittes des 17ten Titels im 
I. Theil und des Tten Abfchnittes Sten Titels im II. Theil: 
Allein daraus folgt keinesweges, daß dadurch die Beftims 
mung $. 13. Tit. 6. Th. UI. für Handlungsgeſellſchaften 
bat abgeändert werden follen. Denn im Tten Abfchnitte 
des Sten Titel II. Theils ift wirklich in Ruͤckſicht der 
Grundftüce der Handlungsgefellfchaften nichts Abdnderns 
des beftimmt, diefer ganze Tte Abſchnitt baſirt ſich viele 
mehr auf Die im 6ten Zitel des IL. Theiles und im 17ten 
des I. Theiled vorgetragenen allgemeinen Grundfäge, die 

1836. 9. 93, Aa 
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ihre Gültigkeit überall behalten muͤſſen, fofern fie im Tten 
Abfchnitte des Sten Titeld des Il. Theile nicht fpeziell 
aufgehoben find, wie ſich ſchon daraus ergiebt, daß nicht 
bloß auf diefen letztgedachten, fondern auch auf den sten 
Adfchnitt des 17ten Tireld des 1. Theiles verwieſen ift, 
wo die allgemeinen Grundfäge von Gefelfchaften abges 
‚handelt find, die nach dem Worfiehenden die Vorſchrift 
des $. 13. Tit. 6. Th. II. nicht aufheben. 


Da übrigens das DObersLandesgericht zu Marienwer⸗ 
der nach feiner Aeußerung in der Verfügung vom 19. No— 
vember v. 3. Veranlaffung hat, anzunehmen, daß die 
Theilhaber des Handlungshaufes S. D. zu Cöln mofai- 
fchen Glaubens find, fo werden die Theilhaber der Hand: 
lung dem Dber-Landesgerichte zu befcheinigen haben, daß 
Erfteres nicht der Fall ift, oder durch ein Atteſt ihrer 
Obrigkeit nachweifen müffen, daß fie nach den Gefeßen 
ihres Wohnortes berechtigt find, Grundftücke zu erwerben. 


Abfchrift diefer Verfügung iſt übrigens dem Ober: 
Landesgerichte nachrichtlich zugefertige worden. 


Berlin, den 8. Januar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
den Königl. Poſtmeiſter Herrn Haupt⸗ 
mann v. re zu eh ee 


U, 9039. Gen. H. No. 22. Vol. 2. 
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46. 


1. Ueber die Berichtigung bes Beſitztitels und Die 
Loͤſhhung der eingetragenen Forderungen bei 
fubhaftirten Grundſtuͤcken. 

(ef. Reſkripte vom 20. Januar 1833. Jahrb. B. Ai, 
©. 232.; vom 18. Ditober 1834. Jahrb. B. 44. 
©. 410.5 vom 13. wpril 1835. Jahrh. B. 45. 
©. 496) | 

2. Zur Löfchung eines im Hypothekenbuche einges 
tragenen Altentheils ift der Todtenfchein des 
Auszuͤglers nicht genügend. 


Dem Königlichen Land» und Stadfgerichte wird auf 
bie Anfrage: | 

wegen einiger bei demfelben zur Disfuffion gekomme— 

nen zweifelhaften Fälle in Hypotheken- und Gub: 

baftationsfachen, 
vom 19. d. M., womit daffelbe ſich zunächft an dag ihm 
vorgefegte Dber: Landesgericht zu Naumburg hätte menden 
follen, hierdurch Folgendes eröffnet: 

1) Derjenige, welcher ein Grundflüc in einer noth: 
wendigen Subhaftation erficht, erlangt durch den Zu: 
ſchlag das Eigenthum  deffelben ($. 242. 1. 11. Allg. 2. 
R.) nnd ift Daher auch ohne gefchehene Nachweifung der 
Uebergabe, fo mie der Bezahlung und Vertheilung deg 
Kaufpreiſes, berechtigt, auf Grund des Zufchlagserfennt; 
niſſes die Berichtigung feines Befigtitel® zu verlangen. 
Der $. 58. Titel 2. der Hypothefenordnung ergiebt aus— 
drüflih, daß der Adjudifationsbefcheid bierzu "genügt. 
Der Umftand, daß der Kaufpreis nicht erlegt worden, hat 
nur die Folge, daß der ruͤckſtaͤndige Betrag deffelben bei 
Berichtigung des Befigtiteld auf den Käufer von Amts; 
wegen in die Ste Rubrik eingetragen (Meffript vom 10ten 
Dftober 1796; Ediktenfannlung von 1796, Seite 721.), 
und dagegen mit Löfchung aller eingetragenen bei der 
Ajudifation nicht ausdrüclich übernommenen Hppotheten: 
forderungen verfahren wird. Dies e- gefchehen, 
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meil die Hypothekenglaͤubiger nicht doppelte Sicherheit 
ihre Hypothek und die Kaufgeldermaffe, in Anfpruch neh» 
men fünnen (Reffr. vom 9. Dezember 1815. und 20. as 
nuar 1833, Jahrbücher Band 6. Seite 209. Band 41. 
Seite 232.). Was aber die auf Rechnung bes Kaufs 
gelde8 übernommenen Forderungen anbetrifft, fo bleiben 
Diefelben, wenn nicht fämmtliche Intereſſenten fi) anders 
vereinigen, ftehen, weil die Aenderung des perfönlichen 
Nexus, welche durch die nothwendige Sreilaffung des 
alten perfönlichen Schuldners eintritt, das Hypotheken⸗ 
buch nicht berührt. (Verordnung vom 4. März 1834 
über die Subhaftation $. 18 u. fig.) 


2) Um fo weniger fann es biernach einem Bedenken 
unterliegen, daß der Adjudifatar, welcher fämmtliche Kauf: 
gelder zum gerichtlichen Depofitum abgeführt bat, auf 
Berichtigung feines Befigtiteld und Loͤſchung aller einge 
tragenen Forderungen anzutragen befugt if. Die Glaͤu⸗ 
biger müflen, wie aug $ 100. Tit. 2. der Hypotheken⸗ 
ordnung bervorgebt, ihre Befriedigung aus dem Kauf 
gelde fuchen, welches in die Stelle des Grundflüdg 
getreten ift, und das Dbjeft ihres vormaligen Pfandes 
‘ repräfentirt: der Adjudifatar aber, der feine Verbindlichkeit 
überall erfüllt, braucht nicht die Vertheilung des Kauf, 
ge abzuwarten. Seine Borladung zum Saufgelders 

elegungs-Termin ift unnöthig, wenn er die Kaufgelder 
ſchon vorher berichtigt hat, da fein Intereſſe bei diefem 
Termine nur darin beftebt, zu erfahren, an wen und auf 
welche Weife er die Tilgung der rückftändigen Kaufgelder 
zu bewirken bat. Die ihm nach $. 16. der Verordnung 
vom 4. März 1834 über den Subhaftatione> und Kaufs 
gelderliquidationg: Prozeß zu ftellende Verwarnung: „daß 
bei feinem Ausbleiben angenommen werbe, er könne die 
Kaufgelder nicht erlegen”, laßt fi) auch nur dann realis 
firen, wenn er bis zu dem Termine die Berichtigung der 
Kaufgelder nicht bewirkt hat. 


3) Wenn ber Adjubifatar, ohne das Kaufgeld belegt 
zu daben, und die hypothekariſchen Gläubiger in dem 
KaufgeldersBelegungstermine nicht erfcheinen, fo wird die 
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im $. 16. a. a. D. für den Käufer und die Gläubiger 
vorgefchriebene Verwarnung realifir. Die Realifation 
der Verwarnung befteht gegen ben Käufer darin, daß die 
nicht erlegten Kaufgelder bei Berichtigung bes Befigtiteld 
eingetragen werden, fo wie in Beziehung auf die aus; 
bleibenden Gläubiger, daß die Annahme des Antheils 
eines jeden an den Kaufgeldern zum Depofitum erfolgt, 
was dadurch bewirkt wird, daß fein Antheil an den 
Kaufgeldern in der für ihn abgezweigten Theil Obligation 
zum Spesialdepofitum gebracht wird. 

Hierbei muß der Richter, wie fchon in dem Reſkripte 
vom 185. Dftober 1834 zu 1. Gahrbuͤcher Band 44. 
Seite 411.) ausgeführt worden, von Amtswegen verfahren, 
um fo mehr alfo einfchreiten, wenn auch nur Ein Zus 

ent es verlangt. 

4) Was die Frage betrifft, ob zur Löfchung eines 
im Hypothekenbuche ohne befondere Beichränfung einge: 
tragenen Altentheild der bloße Todtenichein des Auss 
züglers .ausreicht, fo kann der Todtenſchein des Berechs 
tigten zu dem angegebenen Zwecke nicht für genügend 
erachtet werden, wenn dieß nicht etwa bei der Beſtellung 
des Altentheild ausdruͤcklich vorbedungen worden iſt. 
Außerdem bedarf es eines Loͤſchungskonſenſes der Erben 
des Augzüglers, wenn 
a) der Altentheil in Praeſtationen befteht, die rückftändig 

bleiben und noch nad) dem Tode des Berechtigten 

als ein Ruͤckſtand eingefordert werden fünnen, 
und b) deren Berichtigung mit Ruͤckſicht auf $$. 133. 
fig. Tie. 16. Th. 1. Allg. Landrecht nicht durch Quit⸗ 
tungen ermiefen werden fann. 


Berlin, den 25. Februar 1336. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
dag Königl. Land» und Stadtgericht 
zu Liebenmwerda. 


1. 716. A. 10. Vol. 9. 
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47. 


1. Zu ber Eintragung eines Darlehns, Hinfichtlich 
beffen in dem von dem Schuldner einfeitig aus 
geftellten Schuld » Snftrumente eine längere, als 
dreimonatliche Kündigungsfrift beſtimmt wors 
ben, bedarf es der Zuftimmung des Gläubis 
gers nicht. 

2. Mit dem Antrage auf Eintragung einer erfkrittes 
nen Forderung Fann der Antrag auf Befchlag; 
nahme ber Revenuen verbunden werden. 

3. Wirkung der Löfchung der proteftativifchen Eins 
fragungen. 


‚ ‚Dem Königlichen Land» und Stadtgeriht wird auf 
die in dem Berichte vom 15. d. M. vorgetragenen Ans 
‘ fragen bierdurch Folgendes eröffnet: 

1) Die erfte Frage: 
ob es zur hypothekariſchen Eintragung von Darlehen 
der Zuftimmung des Gläubiger8 bedürfe, wenn in 
dem vom Schuldner einfeitig auggefiellten Schuld» 
Inſtrumente eine längere als die gefeßliche dreimo⸗ 
natliche Kündigunggfrift bedungen worden ? 
fann ich) nur verneinen. 
Der Hppothefenrichter hat das einzutragende Rechts» 
gefchäft von Amtswegen zu prüfen, ob es feinem Mefen 
nach nicht gegen Die Vorfchrift der Gefege, der Form nad) 
gültig und der Lage des Hypothekenbuches gemäß ift. 
Findet ſich in feiner diefer Beziehungen ein Anftand, fo 
muß die Eintragung erfolgen. Da nun die Gtipulation 
einer längeren als dreimonatlichen Kündigungsfrift bei 
einem Darlehn nicht gegen das Geſetz läuft, fo kann die 
Eintragung des leßteren , wenn anderweite Anftände nicht 
obwalten, nicht verfagt werden. Der Umftand, daß aus 
dem zur Eintragung eingereichten Schuldfcheine nicht her» 
vorgeht, ob der Gläubiger mit der längeren als gefegli» 
hen Kündigungsfrift zufrieden iſt, ändert hierin um fo 
weniger etwa, als die Hypothefens Ordnung Tit. IL 
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$$. 142. ff. ausdruͤcklich vorfchreibt, dad die Eintragung 
auf Grund des von dem Schuldner eingereichten Edyulds 
Inſtruments erfolgen foll, ohne daß es einer Vorladung des 
Gläubigers und Abforderung einer Erklärung von Seiten 
deffeiben bedarf. Diefem wird hierdurch auch nicht prä» 
judizirt, da ihm durch die Eintragung allein der Nach— 
weis, daß er andere Verabrebungen mit dem Schuldner 
getroffen, nicht verfchränft wird. 
2) Die zweite Frage: 

ob der Antrag auf Befchlagnahme ber Nevenüen eines 

Grundftücdes mit dem Antrage auf Eintragung der 

erftrittenen Forderung auf das Grundſtuͤck felbft im 

Wege der Erekution fumulirt werden darf? 
muß ich bejaben. 

Die Eintragung einer erefutionsfähigen Forderung 
in das Hypothekenbuch gründet fich auf einen gefeglichen, 
fo wie die Eintragung aus einem Schuld» und Verpfän: 
dungs: Inftrumente auf einen vertragsmäßigen Titel zum 
Dfandrechte. So wenig das Königl. Lands und Stadt; 
gericht behaupten wird, daß der Gläubiger, der eine vers 
tragsmäßige Hypothek ausgeklagt hat, die Beſchlagnahme 
der Revenüen des verpfändeten Grundſtuͤcks nur alsdann 
ertrahiren dürfe, wenn er zuvor fein Pfandrecht aufgege 
ben bat, eben fo wenig läßt fi) Died von demjenigen bes 
baupten, der feine im Wege der Erefution entfiandene 
Hypothek durch Beſchlagnahme der Revenuͤen des ver: 
pflichteten Grundſtuͤcks zu realiſiren beabſichtigt. Die 
Eintragung im Wege der Exekution wuͤrde illuſoriſch ſein, 
wenn man die dadurch erworbene Hypothek nicht gegen 
das damit belaſtete Grundſtuͤck geltend zu machen befugt 
wäre; Beſchlagnahme der Guts⸗Revenuͤen, Sequeſtration 
und Subhaſtation find aber alles Exekutionsmitttel gegen 
das Grundſtuͤck felbft. 

3) Die dritte Frage anlangend: 

ob der Gläubiger, welcher hinter einer, in Folge des 

$. 22. Abſatz 3. der Verordnung vom 4. März 1854 

über die Exekution in Civilfachen, eingeträgenen Pro; 

tefiation eine eingetragene Forderung befigt, die Pris 
orität erft Durch die wirkliche Loͤſchung der vorftehen: 
den Proteftation oder ein Recht darauf fon durch 
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ben bloßen Ablauf der a. a. D. beftimmten dreis 
monatlichen Frift, wenn die Umfchreibung der Pros 
teftation in eine‘ Hypothek innerhalb derfelben nicht 
erfolgt, erworben habe? 
fo muß, wenn die Requifition des Progegrichter8 um bie 
Eintragung erft eingeht, nachdem die auf den unmittele 
baren Antrag des Exekutionsſuchers eingetragene Pro: 
teftation gelöfht worden, die Eintragung als eine 
here d. b. als ob gar feine vorausgegangen waͤre, 
ehandelt werden, alfo binter allen bis dahin erfolgten 
Eintragungen zu fliehen fommen. ft die Löfchung der 
Proteftation zur Ungebühr erfolgt, fo treten die Beſtim⸗ 
mungen $. 526 ff. Tit. 20. Th. 1. A. L. R. ein. Jedoch 
fann ohne Einwilligung des fpäter eingetragenen Gläubis 
gers die gelöfchte Forderung nicht wieder voreingetragen, 
— daruͤber nur im Wege Rechtens entſchieden 
werden. 
Hiernach muͤſſen die Beſcheidungen, welche das dor⸗ 
tige Dbers Landesgericht ertheilt hat, für richtig erachtet 
werben. 


Berlin, den 27. März 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 
das Königliche Land» nnd Stadtgericht 
zu Glogau. | 


I. 1152, H. 10. Vol. 9, 


48. 
Uebertragung eines Erbfchafts> Kapitals auf den 
ſich im Befige des Inſtruments befindenden Mits 
erben. 
(A. L. R. 1. 17. $. 152. 153. Hypothefen- Ordnung Titel 2. 
| $. 244. 247.) 


—— — — — 


Bei? Zufertigung des Berichts bed Gerichtsamts zu 
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Groebnig vom 6. dieſes Monats wird dem Königlicheg 
Dber Landesgericht hierdurch folgendes eröffnet: 
Der Juſtizminiſter ift der Anficht: 

1) daß von Seiten der Hppothefens Behörde bie Ueber, 
fragung eines vererbren Kapitald auf den Namen 
desjenigen Erben, der fich im DBefige des über bie 
Forderung fprechenden Inſtruments befindet, nicht - 
verweigert twerden darf, wenn 
a. das Verhaͤltniß deffelben als Miterben dargethan, 
b. die Thatfache der erfolgten Nachlaßtheilung durch 

ein Atteft oder eine Leberweifung des Derlafs 
fenfchaftsgerichts oder des Theilungsfommiffarg 
oder durch Vorlegung eines gerichtlichen oder no» 
tariellen Auseinanderfegungs: Negeffes oder auf 
andere Art nachgewieſen wird, und 
ce, die übrigen Erben feine Proteflation zur Berhins 
derung der Dispofition darüber im Hypothenbuche 
haben eintragen laffen, 
G. 152. und 155. Titel 17. Theil I. des Als 
R gemeinen Landrechtg, 


un 
2) daß biernähft auch auf den Grund einer von dem 
eingetragenen Miterben in autbentifcher Form auss 

— Quittung die Loͤſchung der Forderung er⸗ 

olgen muß. 

Es wuͤrde eine Verlegung des klaren Inhalts der des 
zogenen Gefeßftelle und einen Widerfpruch in fich fchlies 
gen, wenn der Erbfchaftsfchuldner dem nach erfolgter 
Theilung im Befig befindlichen Miterben mit Sicherheit 
Zahlung leiften könnte, gleichwohl aber die in hypothe⸗ 
kenrechter Form ausgeftellte Duittung deffelben nicht den 
Antrag auf Löfchung begründen follte; 

$. 244. Zit. 2. der Hypotheken⸗Ordnung. 

Auch iſt durch die obigen Beſtimmungen den DBors 
ſchriften des $. 247. genügt, welche nicht anders gedeu⸗ 
tet werden koͤnnen, als auf die Weife, wie fich beide Ge⸗ 
fegftellen, 5. 247. Titel 2. der Hypotheken: Ordnung und 
die fpäter ergangenen $$. 152. und 153. Titel 17. Th. 1. 
bes Allgemeinen Landrechts, mit einander vereinigen laſſen. 

Hirnach if in dem vorliegenden Falle zu verfahren. 
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‚„ Eine andere Frage ift ed, 06 nicht der Nachlaßrich⸗ 
ter zweckmaͤßig handelt, wenn er feinem Atteſte eine grös 
ßere Volftändigfeit giebt, ald in diefem Falle gefcheben 
ift, wenn er insbefondrre befcheinigt, wer die Erben find, 
und auf — eiſe der Inhaber des Inſtruments zu 
deſſen eigenthuͤmlichen Beſitz gelangt if. 

Der Juſtizminiſter haͤlt dies allerdings angemeſſen 
und der Ordnung mehr gemaͤß, um dadurch jedem Streite 
der Erben unter einander vorzubeugen, und deshalb 
iſt das Gerichtsamt in Groebnig anzuweiſen, in Zukunft 
hiernach zu verfahren. 

Berlin, den 26. Februar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Ober⸗Landesgericht zu 
I Ratibor. 
1. 629. H. 10. Vol, 9. 


#* 


49. 


Bei Anmeifungen zur Auszahlung von Depofital: 
geldern bevarf es nicht der Beifügung der Bollmach- 
ten der zur Erhebung ernannten Mandatarien oder 
der fonftigen Legitimations-Urkunden der Empfänger, 


Dem Königlichen Ober» Landesgerichte wird auf den 
Bericht vom 4. d. M. hierdurch eröffnet, daß der Juſtiz⸗ 
minifter kein Bedenken findet, das Kollegium zu autoris 
firen, bei feinem bisherigen Verfahren zu verbleiben, 

nach welchem die Wollmachten der zur Erhebung von 

Depofitalgeldern ernannten Mandatarien glei) den 

fonftigen Legitimationg: Urktunden der Empfänger von 

Depofitalgeldern bei den Akten behalten und den Des 

pofitalmandaten nicht beigelegt werden, dagegen die 

Dualität und erfolgte Legitimation der Empfänger 

in den Zahlungsbefehlen ausdrüclid erwähnt wird. 
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Hiernach wird, foviel dem Zuftigminifter befannt ift, 

bereits bei vielen Dbergerichten verfahren, was auch dem 

Zwecke der $$. 130. 131. Tit. 2. der Depofitalordnung 
vollkommen entfpricht. 

Die Prüfung der Legitimation der Empfänger liegt 
dem Kollegium od, welches die Auszahlung verfügt. Die 
Depofitarien haben nur darauf zu fehen, daß die Zahlung 
den erhaltenen Anweiſungen gemäß, alfo an die darin bes 
zeichneten Perfonen, erfolgt. Durch die Anmeifungen und 
die Duittungen der Empfänger wird jede von ihnen ges 
leiftete Zahlung gerechtfertigt. Die Mittheilung der Voll 
machten {ft daher nicht nothwendig. 

Berlin, den 14. März 1836, 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Dber= Landesgericht 
zu Glogau 


I. 956. D. 15. Vol. 7. 


E. 
Strafrecht. 





50, 


Die Konftituirung eines gemifchten Gerichts bei ges 
genfeitigen Injurien zwifchen Militair⸗ und Eivif- 
perfonen betreffend. 

(Rriminal- Ordnung $. 79.) 


Van dem Königlichen Kammergerichte und dem Koͤnig⸗ 
lichen Stadtgerichte biefiger Nefidenz find barüber Zwei⸗ 
fel erhoben worden, ob auch bei geringen wechfelfeitigen 
Injurien zwiſchen Militair» und Cibilperfonen ein Unter 
a ee Nahe durcy eine gemifchte Kommifjion Statt 
findet, oder ob in dergleichen Fällen fomwohl dag Militairs 
gericht, als das Eivilgericht gegen die feiner Furisdiction uns 
terworfene Partei felbftftändig verfährt? Nach Kommunika⸗ 
tion mit des Herrn Juſtizminiſters Muͤhler Ercellenz, find die 
Eivilgerichte durch die in den Jahrbuͤchern Band 45. ©. 286. 
befannt gemachte Verfügung vom 7. März vorigen Jah⸗ 
res dahin befchieden worden, daß nach den beftehenden 
Sefegen bei allen gegenfeitigen Beleidigungen zwifchen 
Civil» und Militairperfonen, felbft wenn diefelben nur in 
leichten Verbal⸗Injurien beftchen, ein gemifchtes Unter» 
fuchungsverfahren einzuleiten if. Da fich jedoch erge⸗ 
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ben hat, daß diefer Srundfag von einigen Militairgerich 
ten, namentlich in biefiger Reſidenz, nicht immer befolgt 
worden, fo veranlaffen wir dag Königliche General» Audis 
toriat, die Auditeure dahin zu inftruiren, daß, fobald bei 
einer von einer Civilperfon gegen eine Militairperfon bei 
dem Militairgerichte angebrachten Denunciation durd) bie 
Bernehmung des Denunciaten oder fonft ſich ergiebt, daß 
auch diefer bei dem fraglichen Vorfalle von dem Denuns 
cianten beleidigt fei, und fobald nun derfelbe auch feiner 
feit8 auf Beftrafuug des Legteren anträgt, fofort das 
Weitere wegen Konftituirung eines gemifchten Unterſu⸗ 
chungs⸗Gerichts veranlaßt werde. | 

Die Eivilgerichte find von dem Heren Juftizminifter 
Muͤhler angerviefen, die bei ihnen von einer Militairpers 
fon gegen eine Civilperſon eingereichten Injurienklagen fo 
lange im gewöhnlichen Civil» Injurienprogeß zu erörtern, 
bis die Eriftenz gegenfeitig erfolgter Jnjurien zur Sprache 
fommt, aledann aber den Civilprogeß in einen durch ein 
gemifchteß Gericht fortzufegenden Unterfachungs; Prozeß 
umzuleiten. 

Berlin, den 31. Januar 1836. 

Das Militair⸗Juſtiz⸗Departement. 


von Kamptz. von Witzleben. 


An 
das Königliche General-Auditoriat, bier. 
E.-63. und 328, 
— — — 
51: 
Ueber das Verfahren, wenn ein zum Tode Verurs 


theilter nach Publifation des Allerhöchft beftätigeen 
Todes: Urtheils ein Begnadigungsgefuch anbringt. 


8: 
Dem Königlichen ıc. wird anliegend eine Abfcheift 
der Allerhoͤchſten Kabinsts » Ordre vom 31. vor, 
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über das zu beobachtende Verfahren, wenn ein zum 
Tode Verurtheilter nach Publikation des Allerhoͤchſt 
beftätigten Todegurteld «cin Begnadigungsgefuc ans 
bringen will, 
zur Nachachtung zugefertigt. 
Berlin, den 5. Februar 1836. 


Der Suftizminifter, 


Müpler. 
An 
fämmtliche Königliche DObergerichte. 
1. 432. Crim. 4. Vol. 4. 
b. 


Auf Ihren Bericht vom 16. d.M. erfläre Ich Mich 
nicht nur damit einverflanden, daß Meine Ordre vom 
15. Dftober 1810, welche die Bedingungen feftiegt, uns 
ter denen allein das Begnadigungs⸗Geſuch eines zum 
Tode Verurtheilten die einftweilige Ausſetzung der Straf: 
volftrecfung bewirken kann, nod) ferner zur Antvendung 
gebracht, werde; fondern Sch beftimme zugleich hiermit, 
Daß aud) ein ſolches Begnadigungs⸗-Geſuch nur dann 
noch von dem Gericht berückfiche werden fol, wenn dafs 
felbe entweder bei der Publikation des von Mir beftätig 
ten Endurtheils, oder mwenigftens noch vor dem zur Voll; 
ziehung der Hinrichtung beflimmten Tage angebracht wor; 
den if. Damit aber der Inquiſit nad) diefen Vorſchrif⸗ 
ten fich richten fönne, find ihm diefelben bei der Publifa; 
tion des Endurtheils ausdrücdlic bekannt zu machen. 
Eie haben diefen Befehl den Gerichten zur Nachachtung 
zuzufertigen. | 

Berlin, den 31. Januar 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


Un 
den Staats- und Juſtizminiſter 
Müpler. nis 
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Mein licher Staatd» und Yuflisminifter von Kirche 
eifen. Bölig einverftanden mit den Grundfägen, die Ihr 
in dem Bericht vom 2. d. M. vorgetragen habt, appros 
bire Ich es, wenn Ihr die Landesjufizfollegia in Betreff 
der Degnadigungsgefuche von Delinquenten dahin befcheis 
den wollt, daß die Hinrichtung auf ein ſolches Geſuch 
nur dann ausgefegt werden fol, wenn der Delinquent 
Umftände anführt, welche bisher in der Unterfuchung ganz 
unbefannt geweſen, und welche nicht eigentlich zur rechts 
lichen Unterfuchung angethan find, — als in welchem 
Falle ſich die Unterfuchung derfelben zur Ausmittelung 
der Unfchuld zc. von felbft verfiehen würde, — Mic) aber 
doc) beffimmen Fönnten, Gnade für Necht ergehen zu lafs 
fen, oder wenn er dem Staate vortheilhafte Entdeckungen 
macht und der Richter auch hieraus abnehmen fünnte, 
daß Ich daraus Motive zur Begnadigung entnehmen 
möchte. Blos in Ddiefen Fällen muß die Erekution eines 
von Mir beftätigten Todes» Urteld ausgeſetzt und Bericht 
erftattet werden. Ich überlaffe Euch, hiernach das Weis 
tere zu verfügen, und bin Em. twohlgeneigter König. 

Yotsdam, den 15. Dftober 1810, 


Friedrich Wilhelm, 


An 
den Staats: und Juſthzminiſter 
von Kircheifen zu Berlin. 
A, 6145. 


52. 


Mit dem Berlufte des Landwehrkreuzes iſt ſtets der 
Verluſt des National⸗Militair-Abzeichens alternativ 
| auszufprechen. 


An dem von dem Generals Aubditeur Friccius im 
vorigen Jahre herausgegebenen Werke „das Preußiſche 
Rilitair⸗Strafrecht“ iſt Seite 230. angeführt: 
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daß bei Verſetzung eined Landwehrmannes in bie 

zweite Klaffe des Soldatenftandes ſowohl der Vers 

luft des National» Militair» Abzeichend, ald auch 

des Landwehrkreuzes im Erfenntniffe auszufprechen fei. 

Der Berfafler hat hierbei die Vorfchrift der Aller 
böchften Ordre vom 27. Dezember 1824 (Jahrb. Bd. 24. 
&. 335. 336.) nicht berückfichtigt, nach welcher bei allen 
Vergehen, die den Verluft des Landwehrkreuzes nach fich 
ziehen, die Gerichte nicht blos auf den Verluſt des Ich» 
tern, fondern allgemein: | 

„aufdenDerluffdestandmwehrfreugegoder 

des National» Mi!itäir:Abzeicheng” 
erkennen, mithin ſtets alternativ den Verluſt beider 
tmilitairifchen Ehrenzeichen ausfprechen follen. 
- - Zur Vermeidung einer Mißdeutung jener Stelle in 
dem fraglichen Werke wird dies den Gerichtsbehörden br; 
kannt gemacht. | 

Berlin, den 29. Mär; 1836. 

Die Juſtizminiſter. 
bon Kampg. Mühlen 


An 
fämmtliche Berichtsbebörden. 
D. 455; 


53. 


Wegen rücftändiger Unterfuchungsfoften koͤnnen 
Grundſtuͤcke des Verurtheilten im Wege der Seques 
ftration verpachtet werden. 


(Kriminal- Ordnung $. 622.) 


Aus dem Berichte ded Königlichen Ober⸗Landesge⸗ 
richts vom 5; dieſes Monats über das bierbei zurückfols 
gende Immediatgeſuch des Einfaffen 2. vom 5: vork 
gen Monats in defien Koftenreftfache, hat der Zuftiz 
minifter Die Weberzeugung gemonnen, daß das Landgericht 

zu 
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zu Tilſit bei Einziehung der rückftändigen Unterfuchungg, 
Koften mit großer Schonung verfahren fl. Das Ru 
ffript vom 17. vorigen Monats fielte nur bie Berechtis 
gung ded Gerichts & einer Verpachtung der Grundftüce 
des Schuldners in Zweifel. Diefer Zweifel erledigt fich 
jedoch, wenn nur die Einleitung einer Sequefira» 
tion vorausgegangen iſt und die Verpachtung im Laufe 
der Sequefiration erfolgt. 

Es ift aber auch in dieſem Falle dafür zu forgen, 
daß aus den Pachtgeldern nicht nur die öffentlichen Ab— 
gaben und Gemeinlaften und die hypothekariſchen Zinfen 
vorweg berichtige werden, fondern auch, daß der Schuld« 
ner freie Wohnung und die zum nothduͤrftigſten Unter⸗ 
halt für fi und feine Familie erforderlichen Naturalien 
aus dem Grundftüce erhält. 

Der Vorficht ift e8 übrigens angemeffen, bie Ein: 
tragung der rückttändigen Koften auf den Grund des exe⸗ 
futorifch) gewordenen Mandats im Hypothekenbuche gleich, 
zeitig zu bewirken. | 

(Refkript vom 6. Dftober 1834. Zahrbücher Bb. 44. 

Seite 444.) 

Nach diefen Grundfägen ift die Immediat⸗Vorſtellung 
des ꝛc. 2. zu prüfen und das Weitere darauf zu vers 
fügen. ’ 


Berlin, den 25. Januar 18364 
Der Juſtizminiſter. 
Mübler. 
An 
Das Königliche Dber-Landesgericht zu 
Snfterburg. 
117. 424, Sportul. S. No, 2. Vol. 4, 


54. 
Inſtruktion für die Inſpektoren und Gefangenwaͤr⸗ 
ter bei den Land» und Stadtgerichten des Groß— 
herzogthums Pofen. 


Das Königliche Land» und Stabtgericht erhält in 
1336. 9. 93. Bb 
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der Anlage die Juftruftion für Infpektoren und Gefangen: 

wärter bei den Land» und GStadtgerichten des Großher⸗ 

zogthums Pofen, mit ber Anweifung, auf deren Befolgung 
enau zu halten. 

Gleichzeitig wird dem Dirigenten dee Gericht zur 
befondern Pflicht gemacht, die Gefangen: Jufpeftoren forg: 
fältig zw beauffichtigen und Die Gefängniffe oft, minde: 
fieng alle 8 Tage, entweder felbft zu revidiren oder durch 
ein Mitglied des Gerichts revidiren zu laffen. 

Bei dem $. 4. der Inſtruktion waͤre es paflend ge: 
wefen, der gefeglichen Verwarnung wegen der Flucht 
aus dem Gefängniffe Erwähnung zu thun; fie ift aber in 
der Borausfegung unterblieben, daß «8 zweckmaͤßiger fein 
dürfte, jedem. Direktor die geeigneten Anordnungen dafür 
zu überlaffen, daß dieſe Verwarnung in feinem Falle unters 
bleibe und richtig erfolge. 

Mehrere Gerichtsbehörden haben angefragt welche 
Strafen gegen Gefangene anzumenden welche ſich Ver: 
gehen gegen die Hausordnung zu Schulden kommen laſſen. 
Der Herr Juſtizminiſter hat in dem Reſtripte vom 24. 
Juli v. 3. folgende Beſtimmungen genehmigt: 

„Gefangene, welche ſich im Gefängniffe bei der Ar- 

beit, beim Verhoͤr oder fonft ungebührlid) betragen, 

fönnen vom Gerichtsdirigenten, wenn er fid) von der 

Wahrheit der gemachten Befchuldigung binreichende 

Ueberzeugung verfchafft hat, obne förmliche Unter: 

fuchung disciplinarifch beftraft werben. Diefe Strafe 

befieht nach Bewandniß des Vergehens und ber ſon⸗ 
ſtigen Umftände: 

1) in Ausſchließung von der Freiſtunde auf längere 
oder fürgere Zeit, mo möglich mit der Verpflichtung, 
während derfelben zu arbeiten ; | 

2) in einfame Einfperrung, allenfalls bei Wafler 
* Brod, oder Entziehung ſonſt geſtatteter Bequem⸗ 
ichkeit; 

3) in Anlegung von Ketten; 

4) in körperlicher Züchtigung. 

Letztere darf jedoch, den Fall der thätlichen Widerſetz⸗ 

lichkeit oder der Beſchimpfung eines Beamten, wenn 

deshalb nicht foͤrmliche Unterſuchung noͤthig wird, 
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ausgenommen, nur angewendet werben, wenn bie 
fonft zuläffigen Ordnungsſtrafen den Zweck verfehlt 
haben oder nach ber Lofalität nicht anwendbar find, 
und unter allen Umfländen nur dann, wenn ber zu 
Befirafende feiner körperlichen Konftitution nach züch- 
tigungsfähig ift und bereits einnial auf den Grund 
eines Erfenntniffes förperliche Züchtigung erlitten 
bat, oder der Nationalkofarde für verluflig erklärt, 
oder F die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes ver⸗ 
ſetzt iſt. 

Bei den zur Landwehr oder zur Kriegsreſerve ge⸗ 
hoͤrenden Individuen muß auch die disciplinariſch 
verhaͤngte koͤrperliche Zuͤchtigung jeder Zeit durch 
Stockſchlaͤge und in Gegenwart eines von der Mili« 
tairbebörde dazu zu requirirenden Feldwebels oder 
Unteroffigierd vollzogen werden. Bon felbft verſteht 
fich, daß bei Perfonen weiblichen Geſchlechts in Ges 
mäßbeit der Allerhböchften Kabinetsordre vom 29. 
März 1833 (Jahrbücher Bd. 41. ©. 276.) die fürs 
perliche Züchtigung auch disciplinarifch unzulaͤſſig ift.” 

Diefe Beflimmungen find daher in vorfommenden 

Fällen zur Anwendung zu bringen. 
Endlid) wird dem Königlichen Land» und Stadtge⸗ 
richte empfohlen, feine eigene Beamten für den Fall einer 
euersgefahr im Gefängniffe oder in deſſen Nähe mit bee 
immter Anweiſung zur Rettung der Gefangenen zu ver: 
fehen, und diefelbe von Zeit zu Zeit in Erinnerung zu 
bringen, und außerdem mit der Orts-Polizei oder der 
Milttairbehörde fette Maafregeln wegen der in einem fols 
chen Falle nöthigen Bewachung oder anderweitigen Unter: 
bringung oder Abführung der Gefangenen zu verabreden. 


Hofen, am 22. Februar 1836. | 

Der Chef-Präfidene des Königlichen Oberappella⸗ 

sionsgerichts für das Großherzogthum Pofen. 

2 von Branfenderg 

fämmtliche Kim liche Land» und Stadt- urn. 

gerichte im Großherzogthum Poſen. — 
I. 941, ‚kim, 4. Vol, IV. 

Terre 6 
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Anlage. 


| $. 1. Des Gefangen «Jnfpeftor führt die Aufſicht 
über die Gefängniffe, die Gefangenen und ben Gefangen: 
waͤrter. Er bat in dieſer Beziehung nur dom Direktor 
des Gerichts oder deſſen Stellvertreter Befehle zu erhal: 
ten, dem er auch jeden Morgen über Die Zahl der Gefan⸗ 
genen und uͤber alles im Laufe des vorhergegangenen 
Tages Vorgefallene mündlichen, wenn aber etwas von 
Bedeutung vorgefommen ift oder der Gerichtsdirigent es 
ſonſt verlangt, ſchriftlichen Rapport zu erſtatten hat. 
‚2. Der Gefangen :Infpektor führt die Gefangen: 
fifte nad) folgenden Rubriken: 


4) Taufende Nummer; 

2) Stand oder Gewerbe, Vor: und Zuname, Wohns 
ort oder Geburtsort ded Gefangenen, 

3) Tag und Stunde der Einlieferung, 

4) von melcher Behörde die Verhaftung und bie 
Einlieferung gefchehen if, 

59) Urfache der Verhaftung, 

6) ob, womit oder warum der Gefangene nicht bes 
fchäftigt wird, 

7) wann und wohin der Gefangene entlaffen worden, 

8) Bemerkungen. 


Diefe ; Lifte dient nur zur Kontrolle der Unter—⸗ 
fuhungs» Gefangenen. Fuͤr die Straf-Gefange: 
nen, die ihre Haft im Gefängniffe des Land» und Stadt 
gerichts verbüßen, muß | 

eine Lifte der Strafgefangenen 

geführt werden. Sobald dem Gefangen « Jnfpeftor der 
ederzeit fchriftlich zu erlaffende Befehl zukommt: „den 

nfulpaten, ‚defien Strafzeit von dem zu benennenden 
Tage beginne, auf die genau nach dem Urtel zu beftim» 
mende Frift zum Gefängniffe anzunehmen,” trägt erihn in 
die Lifte ein, indem er ihn zu gleicher Zeit zur Haft brin- 
gen läßt. Hiervon macht er fofort zu ben Akten Ans 
jeige; 24 Stunden vor Ablauf der Strafjeit macht er zu 
den Akten die kurze Anzeige: 
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die (1Atägige) Strafjeit des N. N. endet Morgen 
den —ten d. Mid 


Die Lifte der Strafgefangenen enthält die Rubrif: 

1) laufende Nummer, 

2) Nummer der Sefangenlifte, wenn er in biefer bie» 

ber eingetragen gemefen ift, 

3) Name des Gefangenen, 

4) Dauer der Strafzeit, 

5) Anfang derfelben, 

6) Ende der Strafzeit, 

7) wann und wohin derfelbe entlaffen if, 

8) Bemerkungen. | 
Der Gefangen »infpeftor muß die = täglich einfehen, 
um die Anzeige nicht zu verfäumen. Die Entlaffung felbft 
bewirft und notirt er gleich, nachdem er auf feine Anzeige 
die desfallfige Verfügung des Gerichts oder des Inqui⸗ 
renten erhalten bat. Ob Inkulpaten, die in das Zucht 
baus, auf die Feflung, oder in das Inquiſitoriats⸗ 
Gefaͤngniß abgeführt werden, in der Gefangen» oder in 
der Straf⸗Liſte als abgegangen aufzuführen? richtet fich 
darnad) , ob fie ihre Strafe ſchon im Gefängniffe des 
Land» und Stabdtgerichts angetreten hatten, oder nicht. 

Die beiden Eiften dienen zur Grundlage bei der mo- 
natliy an das Ober⸗Landesgericht einzureichenden Gefans 
genlifte und bei den vierteljährlich einzufendenden, von dem 
Land» und Stadtgerichte ausgehenden Liquidationen der 
Verpflegungsfoften. (Pag. 149. der Anweifung zur Ders 
waltung der Salarienfaflen vom 1. Januar 1835.) _ 

$. 3. Die Annahme der Gefangenen, fo mie deren 
Entlaffung fann nur auf ausdrücklichen fchriftlichen Bes 
fehl -(Defret) des vorgefeßten Gerichts erfolgen. Werden 
Gefangene des Nachts, oder zu einer Zeit, wo ein folcher 
Befehl nicht fofort erlaffen werden kann, eingeliefert, fo 
find dieſelben freilich vorläufig anzunehmen, es muß aber 
die Annahme: Drdre alsdann am folgenden Morgen big 
fpätefteng 10 Uhr erbeten werden, auf deren Grund erit 
er ERS in die Lifte und bie definitive Annahme 

olgt. 
.$. 4. Der Gefangen:nfpektor nimmt von dem eins 
gelieferten Gefangenen ein Signalement unter Angabe ſei⸗ 


390 


ned Namens, Wohnorts, Geſundheitszuſtandes und der 
bei ihm gefundenen Sachen (vergleiche $. 5.) nach dem 
mitfolgenden Formular auf und übergiebt ed, von ihm 
datirt und unterfchrieben, fpäteflens in 24 Stunden nach 
der Einlieferung und Annahme defjelben. 

. 5. Er bat dafür zu forgen, daß jeder Gefangene 
vor der Aufnahme in's Gefängniß durch den Gefangen» 
mwärter, bei weiblichen durch eine Frau, auf's Genauefte 
vifitirt wird. Aeußern fih Spuren von Schwangerfchaft 
einer eingelieferten und vifitirten Gefangenen, fo ift Davon 
dem Gerichte (zugleich) mit der Anzeige ad 4.) Anzeige 
zu machen. Meffer, Stahl, Feuerftein, Nägel oder andere 
Anfteumente, mit denen ein Ausbruch, eine Befreiung von 
den Feffeln, oder ein fonftiger Mißbrauch verfucht, oder 
getrieben werden Eönnte, find dem Gefangenen abzuneh⸗ 
men. Es find den Gefangenen nur die nothdürftigen 
Kleidungsftüce zu laffen; die entbehrlichen dagegen zu 
fpecifisiren ($ 4.) und vom Inſpektor in einem fichern 
Gelaß aufzubewahren, damit fie dem Gefangenen im Falle 
des Bedarfs verabreicht, oder ihm bei feiner Entlaffung 
zurückgegeben werden fünnen. Geld, Sachen von Werth 
oder corpora delieti find in eine befondere Spezifikation 
zu bringen und damit dem Gerichte zu überreichen. Diefe 
Speififationen find vom Gefangenen zu unterfchreiben; 
falls er nicht fchreiben kann, muß ein Dritter für ihn 
feine Handzeichen atteftiren. Ueber die den Gefangenen 
abgenommenen vom Gefangen-$nfpektor aufzubewahrens 
den Sachen muß derfelbe ein Verzeichniß (Buch) führen, 
dem folgende Rubriken zu geben find: 

4) laufende Nummer, 
2) Nummer der Gefangenlifte, 
3) Namen des Gefangenen und Tag feiner Eins 
lieferung: 
4) Benennung der ihm abgenommenen Segenflände, 
5) Wann, wozu und auf weſſen Veranlaffung die 
felben herausgegeben und verwendet worden, 
6) Bemerkungen. 
An dieſes Verzeichniß, welches mit Genauigkeit zu führen, 
da e8 den Revifionen des Effekten Depofitoriums zum 
Grunde zu legen ift, fommen auch Gegenftände, die wäh: 
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rend der Verhaftung für Gefangene eingehen und affervirt 
werden, z. DB. Kleidungsflüde. Den einem Gefangenen 
gehörigen oder ihm fonft abgenommenen Stücken muß 
die laufende Nummer des DVerzeichniffes zur Vermeidung 
von Berwechfelungen angeheftet werben. 

$. 6. Vor der Einführung des Gefangenen in das 
für ihn beſtimmte Sefängnig muß durch einen Arzt fein 
Geſundheitszuſtand unterfucht werden. Kranke Gefangene 
müffen, wenn der Arzt erklärt, daß fie in dem Gefängniß: 
Lokal nicht bleiben dürfen, oder wenn fie mit anſteckenden 
Krankheiten, namentlich) der Kräge, behaftet find, in eine 
befondere Krankenftube gebracht und von anderen Gefans 
genen getrennt bleiben. Wenn mehrere Gefangene einges 
liefert werden, die bei dem nämlichen Verbrechen betheiligt 
find. (Komplizen), fo ift wo möglich gleich Anfangs eine 
abgefonderte Einfperrung zu bewirken. Männer und 
MWeibsperfonen dürfen: nicht in die nämlichen Gefängniffe 
gebracht, und ihr Zufammenfommen muß aud außerdem, 
namentlich aber in den Freiftunden, bei der Arbeit zc. vers 
mieden werden. 3 

K. 7. Werden kleine Kinder mit der Mutter einge 
tiefert, fo find. diefelben nur aufzunehmen, wenn fie noch 
an der Bruft find und ber Arzt ihre Trennung von ber 
Mutter für gefährlich erkläre. Iſt dies nicht der Fall, ſo 
ift dem Gerichte fofort Anzeige zu machen, damit für ans 
dertveite Unterbringung des Kindes geforgt werde. 

$. 8. Der Inſpektor weit dem Gefangenmwärter 
das Gefängniß an, worin der Gefangene aufzunehmen, 
und er bat dafür zu forgen, daß bierbei die etmwanigen 
Anordnungen des Gerichts, wegen fiherer Aufbewahrung, 
Seffelung oder Trennung des Gefangenen von Komplizen, 
pünftlicy beobachtet werden 

$. 9. Der Infpeftor muß täglich einige Male, und 
auch dann und wann des Nachts, die Gefängniffe revi⸗ 
diren und ſich überzeugen, daß die Sicherheit der Gefans 
genen nicht gefährdet ift, daß in: denfelben Ordnung und 
Meintichfeit berrfcht, daß: nicht durd) Tabafrauchen — 
welches durchaus nicht, weder in den Gefaͤngnißraͤumen, 
nod) bei der Arbeit oder in den Freiftunden zu geſtatten 
iſt — oder durch Unvorfichtigkeit beim Heizen Feuers— 
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efabr herbeigeführt werde, und daß ber Gefangenwärter 
En Pflichten pünktlich nachfomme. — 

$. 10. Zur Erhaltung einer gefunden Luft müffen in 
der warmen Jahreszeit die Fenſter des Gefängnifies in 
ber Regel den ganzen Tag offen bleiben; bei Faltem 
Wetter muß dies während der Reinigung der Zinmer 
und während der Sreiftunden gefcheben; auch muß bei 
ſolchem Wetter, und außerdem, wenn der Arzt es nöthig 
findet, mit Wachholderbeeren oder Effig geräuchert werden. 
Jeden Morgen find die Nachtfübel fofort augsuleeren, die 
Schlaf:Utenfilien möglichft zu entfernen und fämmtliche 
Gefängniffe auszukehren. Die Gefangenen muͤſſen fich 
jeden Morgen Gefiht und Hände wafchen, fie muͤſſen 
alle Woche einmal ein reines Hemde anziehen. Die 
Strohſaͤcke und Kopffiffen, fo wie die Deden werden 
alle 8 Tage von den Gefangenen felbft im. Freien, ausges 
Elopft, erfiere alle vier Woche mit frifchem Stroh gefüllt, 
die Decken aber, wenn befondere Umſtaͤnde es nicht haus 
figer erfordern, alle drei Monate gewaſchen. Wo «ine 
Walkmuͤhle in der Nähe ift und es ohne fonderliche Mühe 
und Koften bewirkt werben kann, muß davon zur Reini⸗ 
| gung und Konfervation der wollenen Schlafdecken ‚Ges 
rauch gemacht werben. 

$. 11. Mo e8 die Lofalität gefiattet, muß den Ge 
fangenen täglich -eine Stunde der Genuß der frifchen Luft 
im Freien erlaubt werden, wenn dies nicht bei einzelnen 
Gefangenen, der Unterfuchung twegen, vom Gericht unters 
fagt if, Diefe Freiftunden hat der Inſpektor anzuordnen, 
toobei jedoch mit Vorficht verfahren werden muß, um 
möglichft Durchflechereien und das Zufammenfommen der 
Komplizen zu vermeiden. 

$. 12. Laͤßt es ſich irgend einrichten, fo find die Ges 
fangenen in ihren Gefängniffen zu befchäftigen. Wie died 
nach der Kofalität in jedem Drte gefchehen Eönne, darüber 
bat ber Infpeftor dem vorgefegten Land» und Stadtge⸗ 
richte feine Vorfchläge gu. machen, und dieſes darüber zur 
weitern Anordnung zu berichten. Es wird fich. faft übers 
al Gelegenheit finden, die weiblichen Gefangenen mit 
Spinnen, Etricken, Ausbeffern von Wäfche u. f. w., bie 
männlichen mit Bedernreißen, Wollesupfen u. f. w. zu bes 


393 


fchäftigen. Leichte Verbrecher gemeinen Standes, befons 
ders leichte Strafgefangene müffen auch — jedoch nur 
auf Erlaubnig der Gerichts, Borgefeßten — außer ihrem 
Gefängnig-Behältniffe, jedoch im Bereiche des Gefängnißs 
Rofalg, zu häuslichen Zwecken des Gefängniffes befchäf: 
tige werden, bie Weiber 5. B. beim MWafchen, beim 
Schmern der Gefängnißräume, Männer mit Holzhauen, 
* und Waſſertragen. Bei allen Arbeiten ſind die 

angenen durch den Inſpektor und Gefangenwaͤrter ge⸗ 
nau zu beaufſichtigen, und von dem erſtern iſt das Maaß 
der Arbeit zu beſtimmen. Wegen Anſchaffung der etwa 
noͤthigen kleinen Geraͤthe, wohin einige Spinnraͤder, Aexte, 
eine Holzſaͤge ꝛc. zu rechnen, wegen Deckung des dadurch 
nöthigen Worfehuffes und Verrechnung des etwanigen Ars 
beitdverdienfted, wird auf die Anweiſung für die Sala 
rienfaffen vom 1. Januar 1835. pag. 151. No. 12. und 
13. vermwiefen. Es verſteht fi) von felbft, daß wo Ar» 
beiten, die mit Geldausgaben und Einnahmen verbunden 
find, vorfommen, der Inſpektor ſowohl über die Eins 
nahme und Ausgabe an Material und über die gefertigten 
Arbeiten, als auch über die Geld-Einnahme und Ausgabe 
gleiche Nachweiſungen führen muß, die vierteljährlich dem’, 
Gerichte zur Nevifion und weitern Verfügung vorzulegen 
find. Komplizirte Arbeiten, namentlic) Webereien,. eignen 
u Aa die Gefängniffe der Lands und Stabdtgerichte 
ni | 


$. 13. Megen der Beköftigung ber Gefangenen find 
bei jedem Gerichte befondere Vorſchriften ergangen oder 
werden noch ergehen. Der Inſpektor führt jedoch bar» 
über die Kontrolle, daß den Gefangenen die für fie bes 
fimmte Koft unverfürgt, in der vorgefchriebenen Güte und 
zur rechten Zeit gereicht wird, und daß Speifen und Ges 
ſchirre reinlich find. In der Regel muß jeder Gefangene 
bie gewöhnliche Koft erhalten; eigene Beköftigung iſt nur 
mit Bewilligung des Gerichts zu geftatten, und ed dürfen 
dergleichen Speifen nur an den Gefangentoärter abgegeben 
werden, der diefelben zu revidiren bat. 

$. 14. Bon jeder Erkranfung muß ber Gefangen- 
wärter dem Inſpektor und dem für (das Gefängniß engas 
gisten oder vom Gerichts:Direftor defignirten Arzte Nach⸗ 
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richt geben. Daß die Mebifamente zeitig gefertigt und 
vorfhriftsmäßig gebraucht werden, darauf haben ber In⸗ 
fpeftor und Gefangenwärter gebührend zu fehen. Ueber 
die erfranften und resp. genefenen Gefangenen muß eine 
Kontrolle geführt werben; «8 genügt zu dem Ende, wenn 
in den betreffenden Liften der Unterfuchungs; resp. Straf: 
Gefangenen in der Kolonne: Bemerkungen das Erforber: 
liche kurz aufgeführt wird, 5. B 
- am Sieber erfranft den ....tell ....-. 
in das Kranfenzimmer gebracht ben ....ten .....- 
genefen und in das Gefängniß Nr. ... gebracht den - 


berordneten Koft und dergleichen. 

$. 15. Der Gefangenmwärter bat die Befehle des 
Inſpektors zu befolgen und fich, wo er irgend im Zmeifel 
ift, an denjelben mit Anfragen zu menden, aud) demfelben 
N was vorgeht, fofort mündlich Anzeige zu 
machen. 

$. 16. Es hat bderfelbe die unmittelbare Aufficht 
über die Gefangenen und die Gefängniffe. Er führt zu 
den einzelnen Gefängniffen die Schlüffel, die er niemals 
aus den Händen geben darf. Dei einer nothwendigen 
Entfernung hat er die Schlüffel nur an den Jnſpektor 
abzuliefern. 

$. 17. Der Gefangenmwärter ift für die Sicherheit 
der Gefangenen verantwortlich, er muß deshalb die Ges 
fängniffe immer verfchloffen halten , fobald nicht den Ges 
fangenen Freiftunden bewilligt find. Während dieſer Frei 
Runden muß er die Gefangenen -forgfältig im Auge 
behalten, damit weder Entweichungen, noch Durdys 
ftechereien vorfommen. Er hat die Gefangenen zum Ber; 
-bör und von da zurück in's Gefängniß zu führen und 
darf auf dem Wege dahin und zurück feine Mittheilungen 
weder mit Gefangenen noch anderen Perfonen geftatten. 

$. 18. Der Gefangenwärter muß die Gefängniffe 
oft bei Tage und bei Nacht rewidiren. und fich überzeugen, 
daß die Wande, Fenſter, Defen, Fußboden und Thüren 
unverlegt find. Dabei hat er die Fenſtertraillen, fo wie 
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die Seffeln der Gefangenen mit der Schärfe eines Meſſers 
zu unterfuchen,, um fo die oft vorfommenden feinen Ein: 
ſchnitte, die fich in zufleben kaffen, zu finden. Er muß 
dann und wann die Strobfäce im Innern durchfuchen 
und gefährliche Gefangene auf's Genauefte vifitiren, um 
alle ber Sicherheit gefährliche Gegenftände zu entfernen. 
Die eigentlichen Kriminal- Gefangenen müffeh fi) beim 
Effen der hölzernen Gefchirre , Löffel und Gabel bedienen. 
Werden ihnen ausnahmsweiſe Meffer ober metallne Löffel 
gegeben, fo muß der Gefangenmwärter biefelben nach ge: 
mahtem Gebrauche fofort wieder wegnehmen. Ueber: 
haupt muß er darauf halten, daß in den Gefängniffen 
fi) feine Gegenftände befinden, die nicht durchaus noth⸗ 
‚wendig find; deshalb muß er darin Kein Hol;, Steine 
und Dergleichen, ohne befondere Erlaubnig auch feine 
Schreibmaterialien, leiden. | 

$. 19. Der Gefangenwärter muß fi der Entwei— 
hung der Gefangenen mit eigener Gefahr mwiderfegen und 
fie nöehigenfalis mit Gewalt verhindern. Iſt eine Ent: 
weichung oder ein Durchbruch verfucht oder volführt, fo 
muß er davon fehleunigft Anzeige machen nnd Alles aufs 
bieten, um weitern Entweichungen vorzubeugen. 
" $. 20. Der Gefangenwärter muß firenge auf bie 
Beobachtung der $. 10. für die Reinlichkeit gegebenen 
Vorſchriften halten. Er bat für die Entfernung der Nacht 
fübel und Schlaf⸗Utenſilien, für Wafchwaffer und frifches 
Trinfwaffer, für das Auskehren und Ausrdäuchern der 
Gefängniffe und Gänge, fo wie für Heizung der Defen 
zu forgen, wozu er fid) einiger leichten Gefangenen bedie. 
nen kann, die ihm vom Inſpektor hierzu überwiefen wer 
den follen. 
5. 21. Der Gefangenwärter muß mit Feuer und 
Licht fehr vorfichtig fein und darf nicht geftatten, daß in 
den Gefängniffen Tabak geraucht oder Licht gebrannt 
wird, wenn zu Leterem der Gerichtsvorgeſetzte nicht die 
Erlaubniß ertheilt Hat. Dei entfichender Feuersgefahr 
bat er aufs Schleunigfte Anzeige zu machen und die für 
ſolchen Fall gegebenen Vorfchriften zu beobachten. | 

$. 22. Der Gefangenwärter muß darauf halten, daß 
die Gefangenen nicht unter ſich Durchftechereien treiben, 
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daß fie Ihre Sachen nicht unter einander veräußern, und 
daß nicht Gefangene, deren Trennung angeordnet iſt, zus 
fanmenfommen oder forrefpondiren. Er muß ferner jeden 
Verkehr der Gefangenen mit der Außenwelt möglichft vers 
bindern. Er darf feinem Gefangenen ohne Erlaubniß des 
Gerichts geftatten, mit Fremden zu reden oder auszugehen. 
Mird dies Einmal erlaubt, fo darf er dies nicht auf mes 
tere Fälle ausdehnen, und hat er einen Gefangenen zu bes 
gleiten, fo darf er mit demfelben unter Feiner Bedingung 
Wirthshaͤuſer befuchen, oder den Genuß beraufchender 
Getränte geflatten. Werden Eßwaaren oder Getränke von 
außen für Gefangene gebracht; fo hat er die Ueberbringer 
an den Inſpektor zu meifen. 

$. 23. Der Gefangenwärter darf mit den Gefange 
nen nicht über ihre Unterfuchungen reden, hat diefelben 
vielmehr an den Richter zu verweilen. Er muß überhaupt 
jeden unnöthigen Verkehr mit den Gefangenen vermeiden; 
er darf ihnen ohne Erlaubniß des Gerichts nicht Speifen 
2 Getränke, unter feiner Bedingung aber Branntwein, 
reichen. AR, Ä 

$. 24. Der Gefangenwärter muß die Gefangenen 
mit Ernft, und fomeit es feine Pflicht zuläßt, mit Milde 
behandeln, dagegen darf er fich bei Vollftrecfung der 
Strafen oder bei Anlegung von Feſſeln nicht durch Mit 
leiden von feiner Pflicht abhalten laffen. Wenn Gefangene 
ſich widerſetzen, ihn beleidigen, oder fonft gegen die Dauss 
ordnung fehlen, fo darf der Gefangentärter fie deshalb 
nicht ſchimpfen oder thätlich. mißhandeln, er. hat vielmehr 
davon dem ufpektor Anzeige zu machen, der die Bes 
firafung durch das Gericht herbeiführen wird. Eben fo 
wenig ift der Gefangen⸗Inſpektor zu dergleichen Hands 
lungen befugt. Beträgt der Gefangene ſich ungebührlic) 
und ungehorfam, fo ift davon dem Gerichte fchriftliche 
—— zu machen. Nur im Falle einer dringenden Ges 
fahr ift der Inſpektor oder der Gefangenwärter ermächtigt, 
zur Verhütung großer Exzeffe, dem Gefangenen Feſſeln an⸗ 
— oder ihn binden zu laſſen. Von einem ſolchen 

orfalle iſt aber ohne Verzug dem Gerichte und resp. 

dem Inſpektor Anzeige zu machen. 
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$. 25. Bitten und Antraͤge der Gefangenen find 
allemal zur Kenntniß des Gerichts-Dirigenten zu bringen. 

$. 26. Bei Abfendung der Gefangenen in das Zucht 
haus oder auf bie Feſtung find die wegen Unterſuchung 
des körperlichen Zuftandes der Sträflinge, namentlidy der 
Srauenzimmer in Bezug auf etwanige Schwangerfchaft, 
wegen vorfchriftsmäßiger Bekleidung derfelben, wegen 
Mitſendung der Urtel, Armuthszeugniſſe u. f. w., und bei 
Transporten von Gefangenen überhaupt die desfallfigen 
dem Gerichte ertheilten DBeflimmungen vom Gefangen 
Inſpektor, fo weit e8 diefe betreffen wird, genau zu bes 
folgen. Bor Abfendung eines Gefangenen muß der Sins 
fpeftor bei dem ihm vorgefegten Gerichte zeitig bagjenige 
beantragen, was in jedem einzelnen Falle zur Genugung 
jener Beftimmungen erforderlich fcheint. 

8. 27. Die Schuldgefangenen find zwar in bie Ges 
fangenlifie mit einzutragen, übrigens aber den Borfchriften 
diefer Verordnung nicht unterworfen; es koͤnnen ihnen 
vielmehr die nach ihren Mitteln zuläffigen Bequemlichfeiten 
rücfichtlich der Bekleidung, der Bett⸗Utenſilien und ber 
Heköfligung geftattet werden; ber Gefangenmwärter bat 
aber darauf zu fehen, daß fie fi) aus dem Gefängniffe 
nicht entfernen koͤnnen. 

$. 28. Es wird erwartet, daß fomohl der Inſpektor, 
als auch der Gefangenmwärter die Worfchriften diefer In⸗ 
firuttion genau befolgen, twidrigenfalls Verweiſe oder Orb: 
nungsftrafen eintreten, oder nad) Bewandniß der Ums 
fände die DBeftrafung durch eine Unterfuchung berbeige: 
führt. werden fol. | 


Holen, am 22. Februar 1836. 

Der Chef-Präfident des Königlichen Ober-Appellas 

tionsgerichts für das Großherzogehum Pofen. 
von Sranfenberg. 
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Sormular. 


Signalement. 
4) Religion. 


5) Stirn. - 
6) Augenbraunen. 
7) Augen. 

8) Nafe. . 

9) Mund. 

10) Bart. 

11) Kinn. 

12) Geſicht. 

13) Gefichtdfarbe. 
14) Statur. 

15) Sprade. 

16) Befondere Kennzeichen. 
17) Bekleidung. 


D durch d imgelif 

eingelieferte 
aug bei 
im Kreife, des 
Verbrechens d 

angeklagt, 
ſt Mittag um 
Uhr, der Verfügung vom 
ten emäß, 


9 
zur Haft genommen, und in 
das Gefängniß Nr. ge 
bracht worden. 
Nach dem Gutachten des 
Arztes 


Dei der Vifitation find 
folgende Sachen: 


u. f. w. 
abgenommen und in dag 
Aſſervaten⸗Verzeichniß sub 
No, eingetragen worben. 


F. 
Rheinprovinz. 


55. 
Autonomie bes rheinifchen rifterbürtigen Adels. 


Aus ben Berichte des Staatsminifteriums über die 
Anträge der Freiherren von Mirbach und von oe für 
fih und andere Mitglieder des rheinifchen Nitterftandes 
auf Herftelung der in ihren Familien vor Einführung 
der fremden Gefeßgebung ausgeübten Befugniffe bei der 
Beftimmung über Ihren Nachlaß, habe Ich erfehen, fo: ' 
wohl, daß diefe Befugniß von dem ritterbürtigen rheini— 
ſchen Adel in Succeffionsfällen ausgeübt worden ift, ale 
auch, daß die Mitglieder des rheinifchen Ritterſtandes für 
den Fall der Herftellung ihrer Befugniß eine befondere 
Stiftung zum Beſten und im Sjntereffe der von der Suc⸗ 
ceffion in das Grundeigenthum außgefchloffenen Söhne 
und ber Töchter ihrer Zamilien zu errichten befchloffen 
haben. ch habe daher in der Ueberzeugung, daß dieſes 
Dispofitiondrecht in Erbfchaftsfällen eine weſentliche Bes 
dingung zur Erhaltung des Grundeigenthumg in den Fa; 
milien fei, um fo mehr befchloffen, daffelbe in denjenigen ' 
Familien des rheinifchen Nitterfiandeg, welche es vor der 


x 
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Einführung der fremden Geſetzgebung ausgeübt haben, 
wieder berzuftellen, als Ich im gleichen Maaße landes; 
väterlich geneigt bin, jedem Stande diejenigen Einrichtuns 
gen zu bewilligen, wodurch die Erhaltung des Grund» 
eigenthums in den Bamilien und dadurch der Wohlftand 
und Flor aller Klafien Meiner Untertbanen befördert und 
gefichert werden fann. Die Familienhäupter, welche dars 
auf antragen, haben gebührend nachjumeifen, daß fie zu 
den früher berechtigten Gefchlechtern gehören, daß fie ein 
landtagsfähiges Rittergut befigen, und daß fie der vorge 
dachten Stiftung bis zum 1. Januar 1837 beigetreten 
find. In diefen Familien fol jedem Familienhaupte, wenn 
nicht Verträge oder anderweitige befchränfende Familien⸗ 
Einrichtungen entgegen ftehen, die Befugniß beigelegt fein, 
durch Eheberedungen, durch Verfügungen unter Lebenden 
oder auf den Todesfall, mit Abweichung vom gemeinen 
Mechte, ohne durch einen Pflichtrheil befchränfe zu fein, 
die Erbfolge unter den Kindern, die Bevorzeugung eines 
derſelben vor den andern, Subftitutionen, Abfindungen 
und Ausſteuer der Söhne und Töchter, die Berhältniffe 
der Ehegatten und überhaupt Alles, was auf die Erbs 
folge in ihren Nachlaß Bezug hat, nach freiem Gutbefins 
den feftsufegen. Diefe Anordnungen follen, wenn fie übris 
gens in rechtlicher Form abgefaßt find, in allen für jet 
noch nicht wirflicy eröffneten Erbfchaftsfällen von den 
Gerichtehöfen als rechtsbeftändig anerfannt werden, ihre 
Gültigkeit aber erlöfchen, wenn der Beitritt zur vorerwaͤhn⸗ 
ten Stiftung bis zum Schluſſe diefes Jahres nicht ers 
folgt if. Diejenigen Familienhäupter, welche von dieſer 
Befugniß Gebraudy machen wollen, find jedoch verpflich» 
tet, für die ftandesmäßige Erziehung, für die Abfindung 
oder Ausfteuer fämmtlicher Kinder, und für die Verſor—⸗ 
gung des überlebenden Ehegatten, nad) dem frühern as 
milien : Herfommen, nad) der Zahl der Kinder, und nad) 
den Vermögens. Verhältniffen Sorge zu tragen. Im 
Halle Streitigkeiten hierüber entflehen, follen fie von einem 
näher zu beflimmenden flandesmäßigen Schiedsgerichte, 
mit Augfchluß der ordentliche Gerichtshoͤfe, entfchieden 
werben. Den zur vorgedachten Dispofition berechtigten 
FSamilienhäuptern it auch bei a 

ie 
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die Ausübung bderfelben gefiattet; doch verbleibt es rück 
ſichtlich der Beftätigung bei den beftehenden MWorfchriften. . 
Das Staatsminifterium hat diefen Erlaß durch die faͤmmt⸗ 
lichen Amtsblätter der Rheinprovinz bekannt zu machen. 


Berlin, den 16. Januar 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An z 
das Staatsminifierium. 


b 


Nachdem Ich aus dem Berichte bed Staatsminifte 
riums erfehen babe, daß die mit dem Namen der Autos 
nomie bezeichnete Dispoſitions⸗Befugniß, auf deren Ans 
erfennung und Beftätigung Sie in Ihrem und anderer 
zur rheinifchen Nitterfchaft gehörigen Familien Namen 
angetragen haben, vor der Einführung der fremden Ge 
feßgebung im ritterbürtigen Adel beftanden hat, dieſe Be: 
fugniß aber zur Erhaltung des Flors und Wohlſtandes 
Meiner rheinifchen Ritterfchaft beiträgt; fo habe ich kei— 
nen Anftand genommen, diefem Antrage zu millfahren 
und demgemäß die abfchriftlicy anliegende Ordre an dag 
Staatsminifterium erlaffen. 

In fpätern Zeiten find allerdings mehrere vormals 
beftandene Quellen der Verſorgung der Nachgebornen, 
wenigftens in ihrer frühern Geftalt, in politifchen Wer: 
änderungen untergegangen. ch habe daher aus dem 
Bericht des Staatsminifteriums mit Wohlgefallen erfehen, 
daß Sie und Ihre Kommittenten in richtiger Würdigung 
des eigenen Intereſſes Ihrer Familien auf dag Wohl der 
Nachgebornen Nückficht genommen und bereitd ben Grund 
zu einer diefem Zweck gewidmeten Stiftung gelegt haben. 
Um dieſe beifallswerthe Abficht zu befördern, habe ch, 
wie Sie aus Meiner Drdre an das Staatsminifterium 
erfehen, die Anerkennung der freien Dispofitionsbefugniß 

Mitglieder derjenigen Samilien, welche ſie früher 
ausgeübt haben, am die Vorausſetzung geknüpft, daß 

1836. 9. 93. ec 
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fie jener Stiftung beitreten. ch überlafie Ahnen, denfels 
ben dies zu eröffnen, und die darüber bei Jhnen eingehen» 
den Erklärungen einzureichen. Wegen ber ODrganifation _ 
ſowohl der beabfichtigten Stiftung, als des Schiedsge⸗ 
richts, ſehe Ich Ihren naͤhern Vortraͤgen entgegen, und 
genehmige im Allgemeinen die vorgeſchlagenen Grundzüge 
der Verfaſſung des letztern. 


Berlin, den 16. Januar 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Freiberrn von Mirbach und 
von Loe, jeht bier. 


56. 
Wenn Rechtsfandidaten die Prüfung zur Auskul—⸗ 


tatur nicht beftanden haben, fo ift dies auf ihren 
Zeugniſſen zu bemerfen. 


Euer Hochwohlgeboren erhalten beifommend die uns 
term 20. v. M. eingereichten den Rechtskandidaten N. N. 
betreffenden Verhandlungen mit dem Eroͤffnen zuruͤck, daß 
derſelbe als Auskultator beſtellt werden kann. Es kann 
uͤbrigens, ſo viel die allgemeine Anfrage betrifft, den 
Kandidaten nicht gewehrt werden, wenn ſie das Examen 
bei einem Gerichte nicht beſtanden, demnaͤchſt bei einem 
andern Gerichte ſich demſelben nochmals zu unterziehen. 
Damit davon aber kein Mißbrauch gemacht werde, hat 
das erſtere Gericht bei Ruͤckgabe der Zeugniſſe an den 
Kandidaten darauf zu vermerken, daß derſelbe bereits einem 
Examen unterzogen geweſen und nicht beſtanden iſt, ſo 
wie, welche Friſt zum anderweiten Examen ihm geſetzt wor⸗ 
den, welche * ohne Zuſtimmung des Kandidaten und 
bei deren Ermangelung ohne vorgaͤngige Genehmigung 
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fetgen ift 


Berlin, den 5. Februar 1836. 


Der: Juſtizminiſter. 
von Kampf. 


An 
den Königlichen Landaerichts- Präfi- 
denten, Herrn von Dppen und den 
Königlihen Dber- Profurator, Herrn 
von Collenbach, zu CEbln. 





E. 336. 
57. 
Das Stimmrecht der Landgerichts: Affefforen be 
treffend. 


Auf Em. Hochtwohlgeboren Bericht vom 2. Dezem⸗ 
ber v. J. wird zur näheren Beflimmung der wegen des 
Votums der nicht etatsmäßigen Affefforen ergangenen 
Reſkripte vom 8. März und 4. April 1834 (Sahrbücher 
B. 45. ©. 254. und Lottners Sammlung B. 4. ©. 40. 
und 50.) biermit feftgefegt, 

1) daß jeder etatsmäßige Affeffor, ee mag bei dem 
Landgericht, auf deſſen Etat er fieht, oder bei einem ans 
dern, kommiſſariſch befchäftige ſein, ſtets das Votum illi- 
mitatum bat, 

2) Daß jeder nicht etatsmäßige Affeffor, felb wenn 
er audy Diäten beyieht, nur dag votum limitatum hat, 
fals ihm nicht dag votum illimitatum ausdrücklich beis 
gelegt worden, 

3) daß jeder nicht etatsmaͤßige Aſſeſſor, welcher big, 
ber nur ein votum limitatum gehabt bat, durch die Be; 
förderung zum etatsmäßigen von felbft auch dag votum 
illimitatum erlangt. 

Zugleich wird nad) Ihrem Antrage das Keffript vom 
4. April 1834 dahin modificirt, daß = alfefforen cum 

c 
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voto limitato auch bei Kolofationen und Diftributionen 
ji Kommiffarien ernannt werden fünnen, und benfelben 
n biefen, fo wie in allen andern Civilfachen, worin fie 
su Kommiffarien beftellt worden find, bei der Entfchei: 
dung auf die von ihnen zu- erftattenden Vorträge ein 
volles Votum zuftehen fol. Im Uebrigen muß es bei 
den gedachten Neftripten verbleiben, infonderheit kann ich 
die Augfchließfung der nur mit einem votum limitatum 
verfehenen Affefloren von der Befugniß, in Wertretungs: 
fällen an den Audienzen der Civilfammern mit Stimm 
recht Theil zu nehmen, nicht genehmigen, da die Befchrän- 
fung des Stimmrechts der gedachten Affefforen nicht wer 
gen Mangels geböriger Ausbildung, fondern nur aus der 

ückficht verordnet worden ift, Damit nicht bei einer gros 
fen Anzahl folcher Affefforen die Stimmen der ordentlis 
chen Mitglieder des Kollegiums in den Hintergrund tre- 
ten und ihr Gewicht verlieren. 

Euer Hochwohlgeboren überlaffe ich, diefe Verfügung 
zur Kenntniß des Appellationg : Gerichtshofes zu bringen, 
auch danach die Landgerichts» Präfidenten und Oberpro⸗ 
furatoren mit weiterer Anweifung zu verfehen. 


Berlin, den 19. Januar 1836. 
Der Suftigminifter. 
von Kamp. 


An 
den Kbnigl. Erfien Präfidenten des 
Apvellationd» Gerichtshofes, Herrn 
Schwarz und den Königl. Ge= 
> neral= Profurator, Herrn Biere 
gang, zu Coln. 


E. 3971. 
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Inſtruktion über das Verfahren bei Kompetenz 

Konfliften zwifchen den Gerichten und den Vers 

waltungsbehörden in ber Rheinprovinz, fo meit das 
felbft noch das franzöfifche Recht gilt. 

(cf. Inſtruktion vom 1. Juli 1835. Jahrbücher B. 46. ©. 106.) 


Da das durch die Allerhöchfte Kabinet8: DOrbre vom 
30. Juni 1828 (Gefegfammlung Seite 86.) bei Kompes 
tenz Konflikten zwiſchen den Gerichten und ben Verwal⸗ 
tungsbehörden angeordnete Verfahren nicht immer gehoͤ⸗ 
rig beobachtet wird, indem einerfeits die Verwaltungsbes 
börden keinen beſtimmten auf Einleitung des Konflikt: 
. verfahrens ausdrüclicdy gerichteten Antrag aufftelen und 
denfelben in der Regel nicht zeitig genug, oft erft in der 
legten Inſtanz, anbringen, andererfeit8 auch die Gerichte 
die Entfcheidung des Konfliftd in der vorgefchriebenen 
Art nicht fofort einholen; fo finden fich die unterzeichne - 
ten Minifterien zur Abhilfe der hierdurch herbeigeführten 
Uebelftände veranlaßt, Folgendes für diejenigen Landes; 
theile der Rheinprovinz, in welchen das franzöfifche Recht 
noch gilt, zu verorbnen: A 

$. 1. Die Gerichte find fchuldig, beim erſten Vortrage 
einer Klage zunaͤchſt zu prüfen, ob bie darin angeregte 
Streitſache zum Rechtswege geeignet, oder nach’ den ges 
feglichen Borfchriften davon auggefchloffen fei. 

. 2. Findet der Rechtsweg nicht Statt, fo muß 
ber Kläger durch Erfenntniß, wogegen die gefeglichen 
Rechtsmittel zuläffig bleiben, zurückgemwiefen werben. Hält 
das Gericht den Rechtsweg ir suldffig, fo muß ber Bes 
trieb des Prozeſſes fo lange fortgefeßt werden, bis die 
Verwaltungs⸗ oder fiskalifche Behörde den Konflikt 
($$. 3. und 4.) erhebt. 

$. 3. Die Verwaltungs» oder fisfalifche Behörde 
bat ihrerfeitd, fobald fie durch die Vorladung zur Beant: 
wortung der Klage, durch Litisdenunciation, Adeitation 
oder fonft Kenntniß von einem ihr Neffort betreffenden 
Pros erhält, ebenfalls zu prüfen, ob nad) den beftchen: 
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den gefeßlichen Vorfchriften der Rechtsweg zuläffig oder 
ausgefchloffen fei. Im letztern Falle hat fie ohne Verzug 
und mo möglich noch vor der nächften Progeßverhandlung 
den Konflikt zu erheben und bierüber einen motivirten 
Bern abzufaffen. 

4. Die Verwaltungss oder fisfalifche Behörde 
jeigt — den eingelegten Konflikt, unter Anfuͤhrung 
der Gruͤnde deſſelben oder unter abſchriftlicher Beifuͤgung 
des daruͤber gefaßten Beſchluſſes, dem oͤffentlichen Mi— 
niſterio desjenigen Gerichts an, vor welchem der Prozeß 
ſchwebt, mit dem Erfuchen, das Gericht von dem einge 
legten Konflikt in Kenntniß zu feßen. 

. 5. Die Verwaltungs: oder fiskalifche Behörde, 
darf, nachdem fie den Konflift auf die in den $$. 3. und 
4. bezeichnete Weife erhebt, bis zur Entfcheidung deſſel⸗ 
ben ſich auch nicht eventuell auf die Klage einlaffen. 

$. 6. Wenn die bei dem Prozeß betheiligte Ders 
waltuͤngs⸗ oder fiskaliſche Behoͤrde eine Unterbehoͤrde iſt, 
ſo hat dieſelbe zuvor die Ermaͤchtigung zur Erhebung des 
Konflikts bei der ihr vorgeſetzten Verwaltungsbehoͤrde 
nachzuſuchen. 

$. 7. Sobald der Konflikt auf die vorgeſchriebene 
Art erhoben worden, muß bad. betreffende Gericht das 
Rechtsverfahren einftweilen durch Worbefcheid, wogegen 
fein Rechtsmittel zuläffig ift, einftellen, das öffentliche 
Minifterium aber fogleicdy über den erhobenen Konflift an 
den Juſtizminiſter unter Beifügung der Klage, der Kons 
. fliftd: Einlegung und des darauf erfolgten gerichtlichen 
Vorbeſcheides berichten. 

$. 8. Schwebt der Prozeß bei einem Friedensges 
gerichte, fo erfiattet bafjelbe den Bericht an den Dberpros 
furator des betreffenden Landgerichte, welcher ihn unter 
rar feined Gutachtens dem Juftisminifter überreicht. 
- Die Vermaltungss oder fiskalifche Behörde 
— nachdem fie den Konflift erhoben hat ($$. 3. 
4. 7.) ihrerſeits Bericht an das vorgefegte Verwaltungs 
Minifterium mit Einreichung der Klage und ihrer Beilagen. 
Berlin, den 30. März 1836. 
Schr. v. Ultenftein. Frhr. v. Brenn. v. Kampß. 
v. Wigleben. v. Rochow. v. Ladenberg. 
Rother. Graf v. Alveneleben. 
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Die Höhe der zur Wahl der Mitglieder der Han- 
delsfammern berechtigenden Gemerbefteuer » Quote 
betreffend. 


Ew. Hochmohlgeboren erhalten anliegend Abfchrift 
der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 21. vorigen Monats, 
die Höhe der zur Wahl der Mitglieder der Handels, 
fammern berechtigenden Gemwerbefteuer: Quote bes 
treffend, 
mwodurdy die in ben Jahrbüchern Band 37. Geite 428. 
abgedruckte Allhoͤchſte Kabinets-Drdre vom 16. Juni 
18351 modificirt worden, zur weitern Verfügung. 


Berlin, den 5. März 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kampf. 


An 
den Königlichen General: Profkurator 
und Geheimen Dber-Zufligrath Heren 
Biergans zu Cbln. 


E. 644. 


b. 


Ich will aus den in Ihrem Berichte vom 29. v. 
M. angeführten Gründen nad Ihrem Antrage Meine 
auf Anlaß der Beftätigung des Statut der Düffeldorf- 
fchen Handelsfammer erlaffenen Drdre vom 16. Juni 
1831 dahin mobdificiren, daß die Gewerbeſteuer-Quote, 
an welche dag Mecht, die Mitglieder der Handelskam⸗ 
mer zu wählen, geknüpft ift, in den Städten ber erften 
Gewerbefteuer » Klaffe mindeftens Zwanzig Thaler betra- 
gen muß, wogegen es in den Städten zweiter Klaſſe bei 
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dem bisherigen Sage von Zwölf Thalern fein Bewen⸗ 
den hat. 


Berlin, den 21. Februar 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


un 
den Wirflichen Geheimen⸗-Rath Rother. 


60. 


Ueber die Befugniß des Richter⸗Kommiſſars, in 
Fallitſachen außerhalb des Sitzes des Handelsges 
richts Verhandlungen vorzunehmen. 

(Code de commerce Art. 478.) 


Der Ergänzungsrichter Bölling zu Gladbach hat aus 
Veranlaffung einer zwifchen ibm und dem Königlichen 
KHandelsgericht in der Fallitfache des B. in V. eingetres 
tenen Meinungs: Berfchiedenheit über die Befugniß des 
Richter: Kommiffare, die Verhandlungen in Fallitfachen 
außerhalb des Sitzes des Handelsgerichts vorzuhehmen, 
eine Belehrung über den Sinn des Art. 478. des Hans 
delsgeſetzbuchs in Antrag gebracht. Dem Nichter- Kom: 
miffar ſteht e8 frei, die ihm uͤberwieſenen Verhandlungen 
an der gewöhnlichen Gerichtgftele, in feiner Wohnung, 
in dem Haufe des Falliten oder an irgend einem andern 
Drte vorzunehmen, in fofern das Gefe die Beſtimmung 
des Drtes dem ernannten Kommiſſar überlaffen hat. Dies 
aber ift namentlich in Bezug auf die Zufammenberufung 
der Gläubiger durch die Art. 478. uud 515. des Hans 
delsgeſetzbuchs gefchehen, indem beide Gefegegftellen uns 
jiveifelhaft die Beſtimmung des Drtes, wie des Tages 
und der Stunde der Verhandlung, dem Kommiſſar übers 
laffen. Ebenfo unzweideutig geht dies aud) aus den bei 
der Abfaffung des Art. 478. fkattgefundenen Verhandlun⸗ 
gen hervor. (Locr& esprit du code de commerce, 
tom. 6. p. 53.) 

Dem fteht der Art. 1040, der Eivil » Prozeß » Ordnung 
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nicht entgegen, indem bie bierin aufgeſtellte Regel bie 
durch fpecielle Gefege fanktionirten Ausnahmen nicht 
ausſchließt, überdem aber auch das erft im Jahre 1807 
publizirte Handelsgeſetzbuch als jüngeree Gefeg der älter 
ren a vorgeben würde. Hiernach war 
der ıc. Boͤlling ald Richter: Rommiffar in der B.ſchen 
Fallitſache allerdings befugt, die Gläubiger in feine Woh⸗ 
nung vorzuladen, und ift mithin nach diefen Grundfägen 
zu verfabren. 
Berlin, den 23. Januar 1836. 


Der Suftizminifter. 
von Kamptz. 


An 
das Königl. Handelsgericht zu Krefeld. 


Abſchrift vorfiehender Verfügung dem Königlichen 
Generalprofurator Herrn Biergans auf den Bericht vom 
26. v. M., um die übrigen Handelsgerichte davon ih 
Kenntniß zu fegen. 


Berlin, den 23. Januar 1336. 
Der Suftizminifter. 


von Kamptz. 


An 
den Königl. Generalyrofurator Heron 
Biergans zu Elm. 


E. 137. 


61. 

Publifandum, die Deftellung vereideter Taratoren 
zur Aufnahme von Snventarien und Privat: Ber: 
mögensverzeichniffen in Bormundfchaftsfachen 
betreffend. 


Zur Berminderung ber Koften, melche durch die 
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jedesmalige Vereidung der Taratoren bei Aufnahme eines 
Inventariums ober Privat: Bermögensverzeichniffes in 
Dormundfchaftsfachen herbeigeführt werben, baben des 
Herrn Juſtizminiſters Ercelenz mittelft Reſtripts vom 
5. 9. M. zu beſtimmen gerubet, daß für den Bereich 
eines jeden Bürgermeifteramts Sacyverfiändige, welche 
das Mobilarvermögen der Minderjährigen abfchägen, von 
den Friedensrichtern angeordnet und eins für allemal vers 
eidet werden follen, wobei diefelben fich jedoch anheifchig 
machen müffen, in unvermögenden Wormundfchaftsfachen 
dergleichen Abſchaͤtzungen unentgeldlich vorzunehmen. 

Dei der Auswahl der folchergeftalt ein; für allemal 
zu vereidenden Sachverftändigen muß darauf Bedacht 
genommen werden, daß diefelben die Fähigkeit befigen, 
den Werth der zu inventarifirenden Gegenftände richtig 
zu beurtbeilen, daß fie der Feder hinreichend gewachſen 
find, und daß fie mit diefen Eigenfchaften zugleic) ben 
erforderlichen Grad von Mechtlichfeit verbinden, fohin 
auf das Zutrauen des Publitums einen gegründeten Ans 
fpruch haben. — Den Friedengrichtern wird es bei einis 
ger Perfonalfenntniß ein leichtes fein, die hiezu geeigneten 
Derfonen zu ermitteln, und wenn fie es für nothwendig 
erachten, mögen fie ſich desfalls mit dem betreffenden 
Bürgermeifter benehmen. 

Die Vortheile, die durch diefe Einrichtung herbei: 
geführt werden, find abgefehen von dem damit verbun» 
denen Koften: Erfparniffe unverfennbar. Es wird dadurd) 
die Anlage einer richtigen Tare und eine genauere Feft: 
ftellung des Werthes des den Minderjährigen gehörigen 
Dermögens in einem hoͤhern Grade gefichert, der Zeit 
verluft, welcher mit dem Heranziehen entfernterer Sad) 
verfiändigen verbunden ift, vermieden, und indirekt zugleich 
jede Einmifchung unberufener Zwifchentreter befeitigt, ins 
dem zu erwarten fteht, daß man fich jener ein: für alle 
mal vereideten Taratoren zur Aufftelung der Privat: Vers 
mögengverzeichniffe bedienen wird, wenn der Vormund 
perjönlich fih hiezu nicht im Stande fühl. Die Win: 
Felfonfulenten werden alsdann auch in diefem Zmeige feine 
Nahrung mehr finden, und die Vermögensverzeichnifie eine 
größere Gleichförmigfeit erhalten, wodurd die Verwal: 
tung des Vormundfchaftswefens merflid) erleichtert wird. 
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Den Sriedengrichtern bleibt es inbeffen vorbehalten, 
die folchergeftalt getroffene Anordnung einzelner Sachvers 
ftändigen zu jeder Zeit nad) Willführ zurückzunehmen, 
und ſieht fohin nichts entgegen, andere Taratoren zu ers. 
nennen, wenn ſich ergiebt, daß die Angeordneten den Ans 
forderungen des vormundfchaftlichen Gerichts oder jenem 
der Parteien nicht gehörig entfprechen, in Erledigung ber 
erhaltenen Aufträge fäumig oder durch Krankheiten ꝛc. 
verhindert find, die vorkommenden Abfhägungen zu be 
wirfen. 

Ebenfo find aber auch die Bormünder nicht verpflich: 
tet, bei Aufnahıne von Inventarien oder Privat: Bermö; 
gensverzeichniffen der folchergeftalt eins für allemal verei. 
deten Sachverfländigen ſich nothwendig zu bedienen, und 
wird bdenfelben die DBefugniß nicht entzogen, unter Bes 
rückfihtigung der in — einzelnen Falle obwaltenden 
Verhaͤltniſſe, die Abſchaͤtzung auch durch andere Sachver⸗ 
ſtaͤndige vornehmen zu laſſen, vorausgeſetzt, daß dieſe 
von dem vormundſchaftlichen Gericht hiezu vorſchrifts⸗ 
maͤßig vereidet ſind, und duͤrfte in manchen Faͤllen hiezu 
fogar ein oder anderes Mitglied des Familienrathes ge 
eignet erfcheinen, deſſen Vereidung alsdann gleich nach 
Beendigung der erften Familienraths-Verſammlung vor: 
genommen werden fünnte. 

Daß übrigens den folchergeftalt ein: für allemal zu 
vereidenden Sacdjverftändigen für die Abwartung des Ders 
eidungsterming Feine Entſchaͤdigung bewilligt werden fann, 
bedarf wohl feiner nähern Erwähnung, indem jene Ber; 
er im Sjntereffe einer einzelnen Vormundſchaft 

eſchieht. 
* Euer Hochwohlgeboren erſuche ich, die Friedensrich— 
ter Ihres Amtsbereiches hievon in Kenntniß zu ſetzen und 
dieſelben aufzufordern, nach dem Inhalte dieſer Verfü: 
gung zu verfahren. 

Gin, den 8. März 1836. 

Der General: Profurator. 
Diergane. 


An 
fämmtlihe Königl. Herren Oberprofura- 
ven in der Rheinprovinz. 
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62. 


Die vormundfchaftlichen Verhandlungen, welche fpor- 
telfrei find, find auch fiempelfrei. 
(ck. Anweifung vom 10. Oktober 1835. Jahrbücher Band Ab. 
Seite 614,) 


Der Hberprofurator von Collenbach hat in einem 
Berichte vom 26. Dftober v. J. über die Stempelpflicy- 
tigkeit der vormundfchaftlichen Verhandlungen in den Faͤl⸗ 
len, in welchen ein überlebender Ehegatte vorhanden if, 
angefragt. Sch bin dieferhalb mit dem Königlichen Fi 
nanzminifterium in Kommunifation getreten, worauf dag 
in Abfchrift beigefügte Nückfchreiben vom 28. v. M. er 
gangen if. Em. Hochmwohlgeboren werden hiernach ver: 
anlaßt, die Beſtimmung Ihrer Bekanntmachung vom 
10. Dftober v. J. $. 24. durch eine mittelſt Einrückung 
in die Amtsblätter zu veröffentlichende Verfügung dahin 
zu erläutern, daß in den Fällen, in denen nach jenem $. 
die vormundfchaftlichen Verhandlungen die Sportelfreis 
beit genießen, denfelben auch die Befreiung vom Stem⸗ 
pel zufommit. 


Borlin, den 9. Februar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 
An 
den Königlichen Generalprofurator, 


Heren Geheimen Ober: Tufizrath 
Biergang zu Ebin. 


E. 382. 


63. 
Knaben unter 13 Zahren dürfen zur Grubenarbeit 
unter Tage nicht zugelaffen werden. 


a. 
Wir haben und auf den Antrag der Provinzial: des 
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hörde veranlagt gefunden, bei des Königs Majeftät auf 
Abänderung des Artikels 29. des franzöfifchen Polizeis 
dekrets vom 3. Januar 1813 dahin anzufragen, daß in 
denjenigen Theile der Nheinprovinz, in welchem diefeg 
Dekret noch gültig if, fein Knabe vor zurückgelegtem drei: 
zehnten Lebengjahre zur Grubenarbeit unter Tage zugelaf- 
fen werden Dürfe. Geine Königl. Majeftät haben biers 
auf durch die in beglaubter Abfchrift beiliegende Aller» 
hoͤchſte Drdre vom 9. d. M. diefen Antrag zu genehmi- 
gen gerubet, und veranlafien wir Euer Hochtwohlgeboren, 
diefelbe durch die Amtsblätter der Rheinprovinz bekannt 
machen zu laflen. 

Berlin, den 30. Märg 1836. 

Der Juſtizminiſter. Das Finanzminifterium, 

von Kamp. Graf von Alvensleben. 


un 
den Königl. Generalprofurator, Herrn 
Biergans zu Ebin. 


b 


Nach Ihrem Antrage vom 16. v. M. feße Ich mit 
Abänderung des Art. 29. des franzöfifchen Polizeidekrets 
vom 3. Sanuar 1813 hierdurch fell, daß in demjenigen 
Theile der Rheinproving, in welchem dieſes Defret noch 
gültig ift, Eein Knabe vor zurückgelegtem dreisehnten Les 
bengjahre zur Grubenarbeit unter Tage zugelaffen wers 
den darf. Etwanige Kontraventionen ber Konceflionare 
oder Grubenvorgefegten gegen dieſe Beſtimmung follen 
nach erfolgter Ermittelung, wie alle andere Bergwerks⸗ 
Kontraventionen, dem Bergwerksgeſetze vom 21, April 
1810 und dem Polizeidefret vom 3. Januar 1813 gemäß 
beſtraft werden. Sie haben diefen Erlaß durch die Amts: 
blätter der betreffenden Regierungen befannt zu machen 
und auf deffen Ausführung gehörig Acht zu haben. 

Berlin, den 9. März 1836. 

Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staats= und Zußüh inifier von 


Kamps und den Wirkl. Geh. Kath 
Grafen von Alvensleben. 
“ 716. 
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6A. 


Unterfchied zwifchen Real» Injurien und Mißhand— 
lungen. 


(ck. Allh. K. D. vom 20. Dezember 1834. Gef. Samml. von 
1835. ©. 2.) 


Em. Hochwohlgeboren erhalten beigehend die Akten 
in den Unterfuchungs: Sachen wider N. N. P. % u. ſ. w. 
nnd die in diefen Sachen vom Königlichen Reviſions— 
und Kaflationshofe erlafjenen Urtheile, zur weiteren Ber: 
anlafjung. | 

Em. Hochmohlgeboren werden aus den beiden Fafs 
firenden Erfenneniffen in Sachen wider Sn. und Bd). er: 
feben, daß der Königliche Reviſions- und Kaſſationshof 
ganz die nämlichen Grundfäße ausgefprochen bat, welche 
in den Neffripten vom 21. Februar und 15. Mai v. %. 
(Jahrbuͤcher B. 45. ©. 314. und ©. 565.) entwickelt 
worden; Sie haben daher die Gerichte durch die Ober: 
Profuratoren von diefen beiden Urtheilen in Kenntniß zu 
fegen und den Abdruck derfelben in dem Archiv zu ver: 
anlaffen, damit den ſich einander miderfprechenden Er, 
fenntniffen der Gerichtshöfe endlich ein Ziel gefegt werde. 
Wenn übrigens in der Unterfuchungsfache wider P. Die 
forreftionelle Appellationsfammer des Landgerichts zu 
Coͤln in dem Urtheile vom 11. September v. J. ange: 
nommen hat, daß „jede unerlaubte Thätlichfeit, an dein 
Körper eines Menfchen ausgeübt, eine Kränfung und Vers 
legung der fchuldigen Achtung involvire und in fo weit 
jederzeit Real-Injurie fey”, — fo fann dieſe Anficht nicht 
gebilligt werden, da zwifchen Neal: Injurie und Thaͤtlich— 
feit oder Mißhandlung allerdings ein Unterſchied beftebt, 
welcher durch den animus gebildet wird, indem dieje— 
nige Thätlichfeit oder Mißandlung, weldye animo inju- 
riandi gefchieht, Neal» njurie if, wohingegen diejenige 
Thärlichkeit oder Mißhandlung, welche nicht animo inju- 
riandi, fondern nur animo nocendi geſchieht, zu den 
Miphandlungen oder Körperverlegungen gezählt wird. 

Hierauf werden Em. Hochmohlgeboren das Landge: 
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richt zu Eöln durch den dortigen Ober + Profurator aufs 
merkfam machen. 


Berlin, den 7. Februar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 


An 
den Königlichen General: Profurator 
Herrn Biergans zu Ebin. 


F. 220. 


65. 


Den Berluft der NationalsRofarde in den nad 
franzöfifchem Rechte geführten Unterfuchungen 
betreffend. 


Das Königliche General: Kommando des Tten Ars 
meekorps hat hr an das Kommando der 14ien Land: 
wehrbrigade gerichteteg, die wegen Diebftahls zu mehr; 
jähriger Sreiheitsftrafe Verurtheilten L. 8. und N. be 
treffendes, Schreiben vom 30. November v.%. zur Kennt: 
nig des Militairs Fuflig« Departements gebracht. In je: 
nem Schreiben aͤußern Em. Wohlgeboren die Anficht, 
dag nach der bei den rheinifchen Gerichten beſtehenden 
Praris, außer in den nad) der Allgemeinen Preußifchen 
Kriminal: Ordnung geführten Unterfucdhungen, auf den 
Verluſt der National: Kofarde nur gegen ſolche Indivi⸗ 
duen, welche bereits in Militair: Verhältniffen ftehen, 
erfannt werde, nicht aber gegen Kivilperfonen, und alfo 
auch nicht gegen Militairpflichtige, welche noch nicht ein; 
gefielle worden find. . 

Diefes Verfahren ift den gefeglihen VBorfchriften 
nicht gemäß, auch keinesweges in der Rheinprovinz all» 
gemein. Die Befugniß, die National: Rofarde zu tragen, 
iſt ein Ehrenrecht aller Preußifchen Unterthanen, und es 
leidet daher keinen Zweifel, daß die Beflimmungen der 
durch die Gefegfammlung von 1855 Geite 22 befannt 
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gemachten Allerhöchften Kabinets⸗Ordre vom 22. Februar 
. 4813 durch die Vereinigung der Rbeinprovinz mit der 

Monarchie auf erfiere fofort übergegangen find. Außer: 
dem ift aber auch diefe Allerhöchfte Kabinets, Drdre in 
den zum Generals Gouvernement vom Nieder, und Mit 
telrhein gehörigen Landestheilen durch die General» Gous 
vernementd: Verfügung vom 17. April 1815 (Eottner 
Bd. I. Seite 205 — 207.) noch befonders publicirt und 
nebft den Allerhöchften Kabinets⸗Orders vom 30. Sep 
tember 1813 und 28. März 1816 durdy die Cirkular⸗Ver⸗ 
fügung vom 20. Auguft 1819 (ibid. Geite 587 — 589.) 
fänmtlichen rheinifhen Gerichten zur Nachachtung be 
fannt gemacht. Das an den General» Profurator zu 
Coͤln erlaffene Neftript vom 11. uni 1850 (Lottner 
Hd. IT. Geite 348.) geht ferner ebenfalls von dem 
Grundfaße aus, daß hinſichtlich des Verluſtes der Natio; 
nal⸗Kokarde in den Altern Provinzen und in der Rhein 
provinz gleiche gefegliche Vorſchriften gelten. 

Em. Wohlgeboren veranlaffe ich daher, für die Zus 
funft ſowohl in den nach der Allgemeinen Preußifchen 
Kriminal»s Ordnung, als in den nad) der franzöfifchen 
Strafprogeß» Ordnung geführten Unterfuchungen die Bors 
fchriften der gedachten Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordres 
vom 22. Sebruar 1813,30. September 1813 und 28, März 
1816 ſich zur Richtſchnur dienen zu laſſen, und auf die 
Anwendung bdiefer Worfchriften bei den Gerichten zu 


balten. 
Berlin, den 13. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 


Un 
den Königlichen Dber- Profurator 
Heren Schnanfe zu Düfeldorf. 


E. 64. 
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66, 


Ausfhliegung der Deffenelichfeie bei Unterfuchun: 
gen, in welchen diefelbe der Sittlichfeie nachtheilig 
werden fann. 


(a0. R. D. vom 31. er 1822. Gef. Samml. ©. 89. 
Refkript vom 28. September 1833. Jahrbücher B. 42. ©. 209.) 


Ich eröffne Ihnen auf Ihren unterm 27. November 
v. J. erflatteten Bericht, daß es bei Erlaffung Meiner 
Deftimmung vom 31. Januar 1822 Meine Abficht alfers 
dings geweſen iſt, die Deffentlichfeit der Verhandlung in 
allen Fällen auszufchließen, in welchen fie der Sittlichfeit 
nachtbeilig werden fünnte. Diefe Ausfchließung kann das 
ber nicht auf die in der gedachten Anordnung namentlich 
angeführten Artifel 350—340. des Strafgeſetzbuchs bes 
fchränft werden, fondern muß überhaupt in allen Fällen 
eintreten, in welchen bei deren öffentlicher Verhandlung 
aus der Beſchaffenheit des Verbrechens oder aus dabei 
fonfurrirenden Handlungen Nachtheil oder Gefahr für 
die Sittlichfeit, Bekanntſchaft mit unfittlichen Handlungen, 
und Berirrungen des fittlihen Gefühle zu befürchten find. 
Sie haben diefe zur Abftellung des Mißverftändniffes 
Meiner Sandesväterlichen Abficht erlaffene Beftimmung 
durch die Rheinifchen Amtsblätter befannt zu machen 
und die Gerichtshöfe darüber, fo wie über die mißbräuch, 
liche Publicität bei der Augfchließung der Deffentlichkeit fols 
cher Säle, mit näherer Worfchrift zu verfehen. 

Berlin, 4. Januar 1336, 


Friedrich Wilhelm. 
den Staats- und Zufiz-Minifter, 
von Ramph. 





4863 9. 93. Dd 
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b. 


Es find mehrmald Mißbraͤuche der Publicität in den 
von derfelben ausgefchloffenen Unterfuchungen bemerkt 
worden, welche füglich zu vermeiden geweſen wären, wenn 
die darüber unterm 31. Januar 1822 von des Königs 
Majeftät erlaffene Verordnung nit nach ihrem Buchſta⸗ 
ben, fondern nad) ihrer hinreichend ausgefprochenen Ab; 
ſicht befolgt, oder wenigſtens über etwanige Zweifel ange: 
fragt worden, und nicht dagegen bedauerlich die Anficht, 
dag in dubio die Deffentlichfeit aufrecht zu erbalten fei, 
bin und wieder nur zu deutlich bervorgetreten waͤre. Ich 
babe mich daher veranlaßt fehen müflen, des Könige Ma- 
jeftät hierüber Vortrag zu halten, und überfende Em. 
Hochwohlgeboren hierbei beglaubte Abfchrift der darauf 
unterm 4. d. M. erlaffenen Allerhoͤchſten Drdre, mit dem 
Auftrage, dieſelbe baldmöglihft durch die fämmtlichen 
Amtsblätter befannt machen zu laffen und das öffentliche 
Minifterium zur genauften Handhabung derfelben anzu: 
weifen. Die rheinifchen Gerichtshöfe haben vermöge bie: 
fer Allerhoͤchſten Ordre nicht blog die Befugniß, fondern 
auch die Pflicht, ohne Befchränfung auf gemiffe Artikel 
des Strafgeſetzbuchs die Publicität des gerichtlichen Ber: 
fahrens in allen Fällen augzufchließen, in welchen fie der 
Sittlichkeit nachtheilig und in welchen bei der öffentlichen Ber: 
handlung aus der Belchaffenheit des Verbrechens oder 
aus dabei fonfurrirenden Handlungen Nachtheil oder Ge: 
fahr für die Eittlichkeit, Bekanntfchaft mit unfittlichen 
Handlungen, und Verirrungen des fittlichen Gefühls zu 
befürchten find. Die rbeinifchen Gerichte find daher zur 
Beförderung einer Abficht berufen, welche des Königs 
Majeſtaͤt Allerhoͤchſtſelbſt Ihre Landeeväterliche nennen; 
Dies giebt die hinreichende Gewähr, daß fie dem Aller: 
hoͤchſten Vertrauen zu entfprechen, fich freu und gewiſſen⸗ 
haft befireben werden; fie haben diefe Befugniß ohne 
Beſchraͤnkung auf eine Nomenklatur von Verbrechen im 
Vertrauen auf ihr unbefangeneg, gewiffenhaftes und rich— 
tiges Urtheil in einem Grundfag erhalten, der fie um fo 
mehr in den Stand fegt, die Allerhoͤchſte Abficht erfüllen 
iu koͤnnen, ald ed nunmehr der Angabe fpecieher Mo: 
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tive nicht bedarf. Es ergiebt: fich von felbft, daß die Un, 
terfuchungen und das Verfahren nicht allein wie bisher 
in den $$. 330 — 340. des Strafgefegbuchg, fondern auch 
wegen aller anderer Verbrechen, Vergeben und Handlun: 
gen, aus deren öffentlicher Berhandlung die obgedach- 
ten Nachtheile und Beforgniffe entfichen können, von der 
Deffentlichkeit ausgefchloffen werden müffen; es gehören 
dahin nicht blos Die Unterfuchungen wider die twegen fols 
cher Handlungen felbfi vor Gericht gekellten Angeſchuldig⸗ 
ten, 5. DB. in dem Fall des $. 318. des Strafgefegbuchg, 
fondern auch linterfuchungen wegen anderer Vergehungen, 
in welchen grobe Unfittlichkeit, unzüchtiger Lebenswandel, 
oder andere die Schaamhaftigfeit verlegende Handlungen 
ur Erörterung fommen, und aus deren öffentlicher Ders 
andiung der grelle die Würde und Beftimmung der Ge 
richtshoͤfe herabwürdigende Widerfpruch entfiehen würde, 
daß durch fie dasjenige oͤffentlich verbreitet würde, vor 
welchem Polizei und Eenfur das Bolf, und Schuldis⸗ 
ciplin die jugend forgfam bewahren. F 
Es liegt eben fo von ſelbſt vor, daß bie Friedens: 
richter in den zu ihrer Kompetenz gehörigen Fällen nach 
eben diefen Borfchriften zu verfahren haben und daber 
biernach anzumweifen find. Es gehört hierhin infonderheit 
auch die Beſchlagnahme unfirtlicher Schriften, Kupfer: 
ftiche und anderer bildlicher Darftellungen und die Ders 
handlung über biefelben. Es wuͤrde miderfinnig fein, 
Gegenftände, welche der öffentlichen Kenntniß entzogen 
werden follen, durdy den Richter felbft zu derfelben zu brin- 
gen; Berhandlungen über folche Gegenftände follen von 
nun an weder in den Lofalien, noch in den Stunden ber 
gewöhnlichen Sigungen des Friedenggerichtd Statt finden. 
Auch über die Mißbraͤuche und das zweckwidrige 
Berfahren, welches bin und wieder bei der Ausſchließung 
der Deffentlichfeit in den obgedachten Fallen bemerft wor; 
den, habe ih Seiner Majeftät nähern Bericht erftattet, 
und bin durch die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 4. 
d. M. angemwiefen, darüber die Gerichtshöfe mit näherer 
Borfchrift zu verfehen. Wenn gleich darüber dag Weis 
tere bie dahin, daß das nunmehrige —— zu naͤhe⸗ 


420 

ren Erfahrungen Gelegenheit gegeben hat, ausgeſetzt bleibt; 
fo liegen doch. Mißbräuche vor, welche ſchon jeßt abge 
ftelt werden müffen. Dahin gehört: 

- 4) das Seiner Majeftät dem Könige unter. den ges 
dachten Mängeln befonder8 vorgetragene und mit dem 
Zwecke der Ausfchließgung der Deffentlichkeit unvereinbar: 
liche Verfahren, daß eine ſolche zu dieſer Ausſchließung 
beftimmte Sache zw einer öffentlichen Sigung angefüns - 
digt, und erft in diefer bekannt gemacht ward, dafi fie 
nicht öffentlich verhandelt werden folle, und das Publi- 
kum fic) daher zw entfernen habe. Dies ‚Verfahren fällt 
daher jeßt um fo mehr weg, als es der Begründung. jes 
ner Ausfchließung auf einen der in der Verordnung vom 
31. Januar 1822 angeführten $$. des Strafgeſetzbuchs 
nicht mehr und dem Publifum gegenüber überall nicht be; 
darf. Es find daher Fünftig die Thüren des Gerichte» 
Saal mit einem kurzen Anfchlage: daß die Gigung jegt 
nicht oͤffentlich fei, zu fchließen, und, wenn bereits Zus 
fchauer in der Audienz verfammelt find, diefelben, vor der 
Einführung des Angeklagten in die Audienz, muͤndlich ein: 
‚ zuladen, fich gu entfernen, weil die bevorfiehende Sache 
nicht öffentlich werde verhandelt: werden; dem Angefchuls 
digten ift jeboch der über die Augfchließung der Deffent 
lichfeit gefaßte Beſchluß zu publiciren; 

2) der Umftand, daß dem Publikum das Verbrechen, 
defjen Unterfuchung von der Deffentlichkeit ausgefchloffen 
ift, nahmhaft gemacht und angedeutet wird, wodurch grade 
bei dem Theile des Publikums, für welchen befonderg ge: 
forget werden fol, die Aufmerkſamkeit beſonders aufgeregt: 
— Dies Verfahren iſt daher zu vermeiden; und 
en 

3) das ſchon mehrmals gemißbilligte, aber dennoch 
nicht allenthalben abgeſtellte Verfahren, daß das in der 
Unterſuchungsſache ſelbſt beſchloſſene Erkenntniß nach 
Wiederoͤffnung der Thuͤren im Angeſicht des wieder ein⸗ 
getretenen Publikums oͤffentlich publicirt, und dadurch dem 
letzteren naͤhere Kenntniß der Sache gegeben wird. Dies 
ſchon mit der Verordnung vom 31. Januar 1822 in 
gradem Widerſpruch ſtehende mißbraͤuchliche Verfahren 
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iſt ſchlechterdings abzuſtellen, und genuͤgt es die wieder 
eingetretene Oeffentlichkeit der. Sitzung durch die Wieder: 
öffnung der Gerichtsthuͤren und Abnahme des oben un. 
ter F 1. gedachten Anſchlags ‚an denſelben zu erkennen 
zu geben. 

‚Euer Hochwohlgeboren haben dieſes Reſkript nicht 
allein den Dberprofuratoren abfchriftlich mitzutheilen, fon. 
dern auch gleichzeitig mit der Alerböchfien Kabinets, Dr; 
dre vom 4. d. M. durch die rheinifchen Amtsblätter be: 
lannt zu machen. Das öffentliche Minifterium hat auf 
genaufte Befolgung dieſer Worfchriften zu balten und 
die Faͤlle, in welchen fie nicht beobachtet werden, Euer 
Hochwohlgeboren anzuzeigen, welchemnächft Sie diefelben 
unter Mittheilung Ihrer Anficht zu meiner Kenntniß zu 
bringen haben. 

Berlin, den 8. Januar 1836. 


Der Suftigminifter. 
von Kamp. 


An 
den Königlichen Generalprofurator, 
Heren Geheimen Ober⸗Juſtizrath 
Biergans zu Ebin. 


E. 30. 


67. 
Die Borladungen der Militairperfonen in Polizei— 
Kontraventionsfällen betreffenv. 


Mittelſt abfchriftlich anliegenden Nefcripts vom 24. 
Dezember v. %. bat der Herr Minifter des Innern und 
der Polisei fämmtliche Provinzial:Regierungen beauftragt, 
die Polisei-Behörden dahin anzumeifen, daß fie von jeder 
Borladung eines: Dffiziers, Unteroffigier8 ober Soldaten in 
Polizei -Kontraventiongfachen entweder Dem Borgefegten def: 
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felben Nachricht geben, oder ſolche durch den Vorgeſetzten 
bewirken. Mit Nückficht auf dieſe Verfügung veranlaffe 
ih Ew. Hochwohlgeboren die rheinifchen Polizeigerichte 
mit gleicher Inftruftion zu verfehen. 

Berlin, den 15. Gebruar 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 


An 
den Königl. Generalyrofurator, Herrn 
Geheimen De Biergans 
zu n. 


E. 444 u. 476. 


Unlage. 


In Folge einer Mittheilung bed Königlichen Kriege: 
minifterti, nach welcher von einer Militair» Behörde der 
Wunſch geäußert worden, daß Worladungen und Ders 
fügungen der Polizei:Behörden in Polizei: Kontraventiond: 
fachen ber Offiziere den Vorgeſetzten der letzteren mitgetheilt 
werden möchten, veranlaßt das Minifterium des Innern 
und der zu die Königliche Regierung, die Polizei 
Behörden Ihres Bezirks dahin anzumeifen, 

daß fie von jeder Vorladung eines Dffizierd, Unter 

offisier8 oder Soldaten entweder dem Vorgeſetzten 

deffelben Nachricht geben, oder folche durch ben 

legteren bewirken, 
indem ſolches binfichtlich der Unteroffiziere und Soldaten 
aus den Beftimmungen der $$. 54 und 244. Nr. A. 
des Anhanges zur Gerichtdordnung folgt, die Nothwen⸗ 
digkeit einer Bien Benachrichtigung binfichtlich der 
Dffisiere aber fich aus den im $. 55. des gedachten Ans 
hanges in Betreff der Vorladungen im Civil» Prozeß ans 
genommenen Gründen ergiebt. | 

Was dagegen die Mittheilung der weitern Verfüguns 
gungen, namentlich der Strafrefolute der Polizei-Behördrn 
gegen Dffisiere betrifft, fo Fann das Minifterium des Ins 
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nern und der Polizei folche weder als gefeglich Begründer, 
noch als überhaupt nothwendig anerkennen, indem es 
theild der Militairbehörde felbft überlaffen werden muß, 
dag Disciplinar:ntereffe durch die erforderliche Anmeifung 
der etwa in biefer Hinficht Betheiligten wahrzunehmen, 
theils für das Intereſſe des Dienftes durch die geſetzlichen 
Beflimmungen ber Allerhoͤchſten Ordres vom 4. Juni 
1822 und vom 9. Januar 1823 hinlaͤnglich geſorgt if. 


Berlin, den 24. Dezember 1835. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 


u Köhler. 
n 
aͤmmtl dnigl. Regieru d 
er —— Fo golkgei-präfidium. 
68. 
Regulativ über das Ausmweichen der Schiffe auf 
der Mofel. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen x. 

Um den bisher oft vorgefommenen Streitigkeiten über 
das Ausmweichen der Schiffe auf der Mofel vorzubeugen, 
haben Wir für nöthig erachtet, für den Theil des gedachten 
Fluſſes, deffen beide Ufer zu Unferem Staatsgebiete ge 
hören, mit Ruͤckſicht auf die bisherige Dbfervanz bis auf 
Weiteres folgende Vorfchriften zu erlafien. 

$. 1. Wenn ein zu Thal gehendes Schiff einem zu 
Berge fahrenden begegnet, und wegen der Lage des Fluß 
bettes oder * feichten Waſſers beide nicht nebenein⸗ 
ander fahren koͤnnen, ſo muß, wenn eins dieſer Schiffe 
ſich ſchon in der engen Fahrſielle befindet, das andere ſo 
lange beilegen und abwarten, bis das erſtere dieſe Stelle 
verlaſſen hat; wenn ſich aber die Schiffsfuͤhrer anſichtig 
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werben, ehe eins ber beiden Schiffe ſich innerhalb der 
engen Fabrftelle befindet, fo muß dag zu Thal gehende fo 
lange beilegen und abwarten, bis dag entgegen fommende 
aus biefer Stelle gelangt: ift. 

Die Regierungen zu Koblenz und Trier haben mite 
telft Bekanntmachung durch die Amtsblätter unverzüglich 
diejenigen Stromftellen der Mofel namhaft zu machen, für 
weiche diefe Beftimmung in Wirkfamfeit treten fol. In 
gleicher Art haben diefelben alljährlich vor der Eröffnung 
der Schifffahrt etwanige Ergänzungen und Abänderungen 
des erſten Werzeichnifies zur allgemeinen Kenntniß zu 
bringen. 

$. 2. Der Führer eines Schiffes, welches fchueller 
ſtromaufwaͤrts fährt, al dag ihm vorangehende, bat dag 
Mecht, von dem Führer bes legteren, wenn er es erreicht 
bat, zu verlangen, daß diefer auf ein gegebenes Zeichen 
das Möthige veranftaltet, damit das fchneller fahrende 
Schiff neben ihm vorbeigegogen werden koͤnne, namentlich 
* Leinen fallen laſſe, und die vom Ufer entferntere Bahn 
uche. 

Der Fuͤhrer des ſchnelleren Schiffs darf jedoch dieſes 
Recht nicht an ſolchen Stellen in Ausuͤbung bringen, wo 
das Flußbett, in welchem ſich das langſamer fahrende 
Schiff befindet, zu enge, oder die Trift zu ſtark iſt, und 
das Ausweichen weder ohne Gefahr, noch ohne einen bes 
deutenden Zeitverluft bewerkſtelligt werden kann. In die 
ſem Falle hat der vorfahrende Schiffer ſich zu beeilen, die 
enge. Stelle zu paſſiren und das ſtille Waſſer zu: ges 
innen. 

$. 5. Wenn ſtromabwaͤrts fahrende Schiffe in Die 
Lage kommen, fich ausweichen zu müffen, weil das eine 
fehneller geht als das andere, fo ift der Führer des langs 
famer fahrenden Schiffs verbunden, Pla zu machen, eg 
fei denn, daß das Flußbett zu enge, ober fonft eine Ges 
fahr zu beforgen ift, welchenfalls der Führer des geſchwin⸗ 
der gehenden Schiffs gehalten ift, defien Lauf aufzuhalten 
und die Gelegenheit zum gefahrlofen Vorbeifahren abzu⸗ 
warfen. 
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$. 4. Für die Krümmung bei Senhals wird befon, 
ders feftgefegt, Daß bevor ein Bergſchiffer in diefelbe ein- 
fährt, er einen zuverläffigen Boten zeitig voranichicken 
muß, um dag jenfeits der Krümmung etwa anfommende 
Thalſchiff zu benachrichtigen. Diefes ift gehalten, fogleich 
und fo lange am Ufer anzulegen, bid das zu Berg fah— 
rende Schiff vorüber ift. 

$. 5. Was vorfichend für fahrende Schiffe ange. 
ordnet worden, gilt aud) für flilliegende, dergeftalt, daß 
es keinem Schiffe geſtattet ift, im Schiffsmwege fo, daß die 
vorüberfabrenden dadurch behindert werden können, zu 
halten. Ausgenommen find Schiffe, welche im Begriffe 
find, Ladung einzunehmen oder zu löfchen. Diefe müffen 
aber, je nachdem es die Umſtaͤnde erfordern, entweder den 
Maft zeitig niederlegen, oder vom Ufer weit genug ab: 
fiechen, oder folche Anftalten treffen, daß die Leinen des 
Betgſchiffes ohne Schwierigkeit fortgegogen werden fönnen. 
‚..$. 6. Kleinere Fahrzeuge, Fiſcher⸗ und Fährnachen, 
in deren Nähe der Schiffsweg vorbeiführt, müffen am 
Ufer fo befeſtigt fein, daß fie firomrecht liegen. Auch 
müffen die Eigenthuͤmer Abweiſer feßen, Damit die Leinen 
der Bergſchiffe nicht hängen bleiben. Weberhaupt liege es 
dem Eigenthümer feftliegender Schiffe ob, Vorkehrungen 
ju treffen, um fich vor DBefchädigungen durch die Leinen 
der aufwärts fahrenden Schiffe ficher zu fielen, indem 
dafür der Schiffer bei regelmäßigem Gebrauch der Leinen 
nicht verantworilich ift. 


$. 7. Derjenige Schiffer ober Befiger eines Fahr⸗ 
jeuges, welcher vorfiehende Borfchriften nicht befolgt, ver: 
fällt in eine Polizeiftrafe von zwei bis fünf Thalern, die 
im Wiederholungsfalle verdoppelt werden kann, vorbehalt: 
li etwanigen Schadenerſatzes. 

$. 8. Das Straferfenntniß gebührt demjenigen Frie⸗ 
denggerichte , in deſſen Bezirke die Stromfirecke, woſelbſt 
die Kontravention begangen worden iſt, liege. Gehören 
die gegenüber liegenden Ufer zu verfchiedenen Friedens: 
gerichten, fo wird durdy eine Bekanntmachung Unſers 
Juſtizminiſters beftimme werden, welches von ihnen aus; 
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fchlteglich berufen fein fo, wegen Uebertretung diefer Ver: 
ordnung dag Urtheil zu fprechen. 

$. 9. Das gegenwärtige Negulativ ift durch Die 
Amtsblätter der Regierungen zu Koblenz und Trier, bes 
kannt zu machen. 


Gegeben Berlin, den 18. Februar 1836. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Kampg. Ancillon. Rother. 


Dritter Abſchnitt. 
Rechtsverwaltung. 
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J. 


Perſonal⸗Veraͤnderungen bei den Juſtiz⸗ 
behoͤrden waͤhrend des Zeitraums vom 
1. Januar bis 31. Maͤrz 1836. 


I, Bei dem Zufliz-Minifterium. 
Die Geheimen Zuflgeäthe von und zur Mühlen und Bode 
find am 27. März zu Geheimen Sber⸗Juſtizraͤthen ernannt. 


II. Bei den Gerichtshoͤfen. 


A. Im den Provinzen dieſſeits des 
Bheins. 
AA. Bei dem Geheimen Ober-Tribunal. 


Der DOberlandesgerichtsratb Fromholz zu Dofen ift am 21. 
Gebruar zum Geheimen Ober-Tribunalsrath ernannt worden. 


BB. Bei den Landes - Ssuftizfollegien. 


1. Praͤſidenten. 


Der Yräfident des Dber-AppeNationsfenats des Rammergerichts 
von Braunfhmweig if mitteilt Allerbochſter Kabinetsors 
dre vom 28. Gebruar mit Denfion in den Ruͤheſtand verfeht, 
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und feine Stele unterm 13. März dem bisherigen Praͤ⸗ 
fidenten des Anfiruttionsfenats des KRammmergerichts von 
Grolman verliehen worden. 


2. Räthe 


4) Der Kammergerichtsratb von Wuͤlknitz if am 13. Fe 
bruar auf feinen Artrag von feinem Amte entlaffen, 2) an 
feine Stelle der Dberlandesgerichtsratb Friedlaͤnder zu 
Naumburg an das Kammergericht, und 3) an Stelle des 
letztern der Dberlandesgerichtsrath Dr. von Müblenfels 
u Stettin an das Dberlandesgericht zu —— ver⸗ 
I worden, 4) der Kammergerichtsratb von Wolff ift 
n Golge feiner Ernennung zum Gebeimen Regierungs- 
und vortragenden Rath im Minifterlum der geiftlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten aus dem ‘us 
Kizdienft gefchieden, und an feine Stele 5) der Dberlan- 
Desgerichtsratb Höpner zu Marienwerder am 18. Fe- 
bruar an das Kammergericht verfeht; die Rammergerichts- 
räthe. 6) Strovp, „ von Drygalsfi und S) Ball- 
born 1, find zugleich zu Raͤthen des Kurmaͤrkiſchen Due 
villen ⸗ Kolleglums beftelt worden, 9) der Land- und Stadt- 
gerichts⸗Direktor, Kreis⸗Juſtizrath von Rinne zu Hirfch- 
berg ift am 1. März zum Dberlandesgerichtsrarh in Bres- 
lau, und 10) der Stadtgerichtsratb Grabomw in Berlin 
am 19. März zum Kriminalrath und Mitglied des Hof- 
gerichts zu Greifswald ernannt worden, 11) der Oberlan- 
hie v. Ledebur zu Glogau if am 24. März 
mit Denfion in den Ruheſtand verfeht. - 


3. Qffefforen. 
a. Zu Affefforen find ernannt: 


1) Der Kammergerichts-Referendarius Marchand am 5. Ja— 
nuar zum Kammergerichtd:Affeffor mit der Anciennität 
vom 1. Dezember 1835, 2) der tige Fe eh 
darius Müller am 12. Januar beim DOberlandesgericht 
zu Königsberg mit der Anciennität vom 24. September 
1835, 3) der Dberlandesgerichts-Referendarius Wiegand 
am 12. Januar beim Dberlandesgericht zu Paderborn mit 
der Unciennitdt vom 15. Dezember 1835, 4) der Dber- 
landesgerichts-Referendarius Mühlbach am 15. Januar 
beim Dberlandesgericht zu Stettin mit der Anciennität 
vom 1. Dejember 1835, 5) der Dberlandesgrrichts:Refe- 
rendarius von Pltz am 22. Januar beim Kammergericht 
mit der Anciennitdt vom 1. Desember 1835, 6) der Dber- 
landesgerichts-Referendariusgs Schlegtendal am 26. Ja— 
nuar beim Dberlandesgeriht zu Hamm mit der Ancienni- 
tdt vom 8. Dezember 1835, 7) der Oberlandesgerichts⸗ 
Meferendarius Lademig am 30. Januar beim Sberlan⸗ 
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desgericht zu Frankfurt mit der AUnciennitdt vom 19. Ja⸗ 
nuar 1836, 8) der Dberlandesgerichts-Referendarlus von 
Handel am 31. Januar beim Dberlandesgericht zu Arns- 
berg mit der Anciennitdt vom 12. Januar 1836, 9) der 
Dberlandesgerichts-Referendarius Hein am 1. Februar 
beim Dberlandesgericht zu Breslau mit der Anciennitdt vom 
19. Januar 1836, 10) der Kammergerichtd-Referendarius 
Marot am 6. Februar beim Kammergericht mit der An- 
eiennität vom 22. Dezember 1835, 11) der Oberlandesge⸗ 
rihts.Meferendarius Phlmabn am 7. Februar beim Ober⸗ 
landesgericht zu Paderborn mit der Anciennität vom 8. 
Dezember 1835, 12) der Dberlandesgerichts-Neferendartug 
Kuhlmeyer am 9. Februar beim Obertandetgerint zu 
Dofen mit der Anciennität vom 12. Januar 1836, 13) der 
Dberlandesgerichts: Referendarius Lauer am 15. Februar 
beim Dberlandesgeriht zu Stettin mit der Ancsennität 
vom 1. Dezember 1835, 14) der Kammergerichts-Referen- 
darius Grofchuff am 15. Februar zum Kammergerichtse 
Aſſeſſor mit der Anciennität vom 8. Dezember 1835, 15) 
der Dberlandesgerichts-Referendarius Fried berg am 18. 

ebruar beim Kammergericht mit der Anciennität vom 17. 
ovember 1835, 16) der Dberlandesgerichts-Referendarius 
Biiher am 24. Februar beim Dberlandesgericht zu Bres⸗ 
au mit der Anciennitdt vom 26. Januar 1836, 17) der 
Dberlandesgerichts-Referendarius Lympius am 25. Fe⸗ 
bruar beim Dberlandesgericht zu Stettin mit der Anciens 
nität vom 15. Degember 1835, 18) der Dberlandesgerichts= 
Meferendarins von Gbothe am 25. Februar beim Kammer 
gericht mit der Anciennität vom 16. Februar 1836, 19) der 
Dberlandesgerichts- Referendarius von Michalkowski 
am 26. Februar beim Dberlandesgericht zu Paderborn mit 
der Anciennitdt vom 16. Februar 1836, 20) der Dberlan- 
Desgerichtg- Referendarius Heinz am 27. Februar beim 
Dperlandesgericht zu Breslau mit der Anctennitdt vom 
15. Deosember 1835, 21) der Dberlandesgerichts-Referen- 
darius Körner am 5. März beim Dberlandesgericht zn 
Bromberg mit der Anciennität vom 22. Dezember 1835, 
22) ber Dberlandesgerichts,Referendarius Beyer am 5. 
Mär; beim Dberlandesgericht zu Breslau mit der An⸗ 
ciennität vom 23. Zebrnar 1836, 23) der Dberlandesge- 
fichts-Meferendarius Marcard am 7. März beim Kams 
miergericht mit der Anciennität vom 9 Februar 1836, 
24) der Dberlandesgerichts-Referendarlus von Kleinfor- 
gen am 9. März beim Dberlandesgericht zu Paderborn 
mit der Anciennirdt vom 1. März 1836, 25) der Dberlan- 
desgerichts⸗ Referendarius Broſe am 11. Maͤrz beim 
Dberlandesgericht zu Stettin mit der Anciennnität vom 
12. Januar 1836, 26) der Rammergerihts-Referendariug 
Noah am 11. März beim Kammergericht mit der Ancien= 
vom 26. Januar 1836, 27) der Dberlandesgerichts- 
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Referendarlus Rent am 11. März beim Dberlandesgericht 
zu Halberftadt mit der Anciennität vom 26. Januar 1836, 
29) der Dberlandesgerichts-Referendarius Windmüller 
am 11. März beim Kammergericht mit der Anciennitdt vom 
23. Februar 1836, 29) der Dberlandesgerichts-Referenda= 
rius Steffenbagen am 14. Mär; beim Dberlandesge- 
richt zu Königsberg mit der Anciennität vom 12. Janüar 
1836, 30) der Dberlandesgerichts-Referendarius_ Meyer- 
hoff am 25. März beim Oberlandesgericht zu Paderborn 
mit der Anciennität vom 16. Februar 1836, 31) der Rame 
mergerichts-Keferendarius Rämpfert am 29. März beim 
KRammergericht mit der Anciennktät vom 18. März 1836, 
und 32) der Dberlandesgericht:Referendarins Stratmann 
am 30. März beim Dberlandesgericht zu Paderborn mit 
der Anciennitdt vom 16. Februar 1836. 


b. Affefforen, welche verfeßt und abgegangen find: 


1) Der Dberlandesgerichts:Affeflor von Werder if Behufs 
feines Webertritts zur Verwaltungsparthie am 26. Januar 
aus dem Juſtizdienſt entlafien, 2) der Kammergerichts-Af= 
ſeſſor Held ift in Folge feiner Anſtellung als Garnifon- 
Auditenr am 15. Februar aus dem Givil-Fufligdienfi ent» 
laffen, 3) dem Dberlandesgerichts-Affeffor en. u Ma= 
rienwerder ift am 23. Februar eine etatsmäßige Aſſeſſor— 
fielle beim Dberlandesgericht zu_Bromberg verliehen, 4) 
der Dberlandesgerichts-Afehor Schmidt zu Breslau iſt 
am 7. März Kranfhpeits halber penfionirt worden. 


4. Deferendarien. 
a. Zu Referendarien find ernannt: 


1. beim Kammergerichte, 


Die Auskultatoren 1) Meyer, 2) Dittmar, 3) Geeſt, 
fämmtlih am 19. Januar und mit der Anciennität vom 
23. Dezember 1835, 4) von Binde, von Ablefeld am 
23. Januar und mit der Anciennität vom 30. Dezember 
1835, 6) Mylius am 27. Januar mit der Anclennität 
vom 23. Dezember 1835, 7) Etmbed, 8) von Koſchitzky, 
9) von Wolfersdorf, 10) Alfchefsti, 11) Krüger, 
fämmtlih am 1. Februar und mit der Anciennität vom 
15. Februar 1836, 12) Sello am 12. Februar mit der 
Anciennität vom 30. Dezember 1835, 13) Nudel am 16, 
Februar, 14) Albrecht am 18. Februar, 15) Schulze 
am 18. Februar, 16) Heinke am 22. Februar, fämmtlich 
mit der Unciennität vom 29. Januar 18336, 17) von Wes 
delſtaͤdt am 14. Märg mit der Anciennnität vom 26. Fe— 


bruar 1830, 18) Robert am 22. Maͤrz, 19) — 
mann 
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mann am 29. März beide mit der Anciennitaͤt vom 12, 
Februar 1836. | > 


2. beim Oberlandesgerichte In Königsberg. 


Die Auskultatoren 1) Herrmann, 2) Noldechen, 3) Schwartz, 
fämmtlih am 2. Januar und mit der Auciennitat vom 
14. December. 1835, 4) Dallmer, 5) Phillips, 6) 
Zenke, fämmtlih am 8. Kanuar und mit der Anchennie 
tät vom 21. Dejember 1835, 7) Lobedan am 20. Ze, 
bruar mit der Anciennität vom 28. Januar 1836, 8) Wil. 
lenbüder am 27. Februar mit der Anciennität vom 21. 
Dezember 1835. 


3. beim Oberlandesgerichte In Marlenwerder. 


Die Ausfultatoren 1) Grolp und 2) Baron von Vegeſack 
- er mar und mit der Anciennitat vom 21. Dejem. 
er . | 


4. beim Oberlandesgerichte in Frankfurt. 


Die Ausfultatoren 1) Dames am 13. — mit der Ancien- 
nität vom 24. Dftober 1835, 2)v. Britzke, 3)Tirpiß beide 
am 22. Februar, 4) Borhmann am 2.März, 5) Genn- 
eich am 8. März, ad 2 bis 5 fämmtlich mit der Ancien- 
nitdt vom 30. Januar 1836, 6) Koppinam 23. Mär; 
mit der Anciennitdt vom 28. November 1535. 


5. beim Oberlandesgerichte in Stettin. 


Die Ausfultatoren 1) Zitelmann am 11. Februar mit der 
Anciennität vom 30. Dftober 1835, 2) KEbper am 11. 
Februar mit der Anciennitdt vom 12. Auguft 1835, 3) 
Skhiffmann am 31. März mit der Anciennitdt vom 41. 
Sfanuar 1836. 


6. beim DOberlandesgerichte in Glogau. 


Die Auskultatoren 1) Schulte am 16. Kanuar mit der An— 
ciennität vom 29. Dftober 1835, 2) Tufchafchel am A. 
—— mit der Anciennitaͤt vom 5. Januar 1836, 3) 

eyer am A. Gebruar mit der Anciennität vom 10. Aus 
guf 1835, 4) Eihholz am A. Februar mit der Ancienni⸗ 
tät vom 10. November 1835. 


7. beim Oberlandesgerichte In Breslau. 


Die Auskultatoren 1) Weister am 9. Januar mit der Im 
tiennirdt vom 11. Auguſt 1835, 2) Heft am’12. Kanuar 
mit der Anciennität vom 12. November 1835, 3) Mchura 
am 20. Januar mit der‘ Anciennität vom 12. Dftober 

1835. 9,93. Ee 
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1835, 4) Dobler am 29. Januar mit der Anciennitaͤt 
vom 26. November 1835, 5) John am 3. Februar mit 
der Anciennitdt vom 26. Ntovember 1835, 6) Rau am 3. 
Februar. mit der Anciennitdt vom 25. November 1835, 7) 
Meyer am 3. Februar mit der Anciennität vom 21. Des 
jember 1835, 8) Chriſtoph am 13. Februar mit der An- 
ciennität vom 3. Dezember 1835, 9) Groß am 12. Bes 
bruar mit der. Anciennitdt vom 30. Juni 1835, 40) Hab: 
lich am 18. Februar mit der Anciennität vom 5. Dezem⸗ 
ber 1835, 11) Pletfch am 1. Mär mit der Anciennität 
vom 23. November 1835, 12) von Loos am 8. März mit 
der Anciennitdt vom 25. Januar 1836, 13) Koſchella 
am 8. März mit der Anciennitde vom 30. Itovember 1835. 


| 8. beim DOberlandesgerichte in Pofen. 


Die Auskultatoren 1) Filitz am 7. Januar mit der Ancienni- 
tät vom 21. Dezember 1835, 2) Blanlenburg am 30. 
Januar mit der Anciennitdt vom 18 Januar 1836, 3) 
Weber am 14. Märg mit der Unchennität vom 9. Februar 
1836, 4) Hawring am 17. Mär; mit der Anciennitaͤt 
vom 23. März 1835. 


9. beim DÖberlandesgerichte In Bromberg. 


Der Auskultator Schul am 4. März mit der Uncdennität 
vom 3. Februar 1836, 


10. beim Dberlandesgerichte in Magdeburg. 


Die Auskultatoren 1) Rhenius am 11. Januar mit der An- 
ciennität vom 2. November 1835, 2) Brenning am 19. 
Februar mit der Anciennität vom 7. November 1835, 3) 
Schwanebeck am 18. Februar mit der Anciennität vom 
27. Degember 1835, 4) Simons am 28. Februar mit der 
Anciennität vom 28. Dezember 1835, 5) Haade am 3, 
Maͤrz mit der Anciennität vom 7. Auguſt 1835. | 


11. beim Oberlandesgericht in Halberſtadt. 


Die Auskultatoren 1) Grunert am 17. Januar, 2) von 


Kerdcher am 24. Januar, beide mit der Anciennitdt vom 
21. Dezember 1835. 


12. beim SDberlandesgerichte In Naumburg. 


Die Auskultatoren 1) Bornmüller am 11. Februar mit der 
Anciennität vom 27. Januar 1836, 2 Stedefeld am 3. 
März mit der Anciennitaͤt vom 17. Februar 1836. 
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13. beim Oberlandesgerichte in Muͤnſter. 


Dee Austultator Grume I. am 24. Fehruar mit der Ancien- 
nität vom 1. Februar 2836. 


14. beim Dberlandesgerichte In Paderborn. 


Die Auskultatoren 1) Tiemann am 7. Januar, 2) Heidfied 
am 8. Januar, beide mit der Anciennität vom 17. Dezem⸗ 
ber 1835, 3) von Stölting am 10. Februar mit der 
Anclennität vom 16. Januar 1836, 4) Stein am 12. Fe⸗ 
bruar mit der Anciennität vom 12. November 1835, 5) 
Guͤlker, 6) von Borries, 7) Lange, 8) von Ditt- 
fürt h, fänımtlih am 4. März und wit der Anciennität 
vom 13. Februar 1836. 


15. beim DOberlandesgerichte in Hamm. 


Der Auskultatoe Grieſenbeck am 21. Januar mit der An- 
ciennitdt vom 21. Dezember 1835. 


46. beim Dberlandesgerichte in Arnsberg. 


Der Auskultator Freusberg am 24. Februar mit der Ancien⸗ 
nitdt vom 28. Dezember 1835. 


b. Referendarien, welche verfeßt find: 


Der Dberlandesgerichts-Referendarins Tſchech zu Ratibor iſt 
am 14. März; an das Dberlandesgericht zu Inſterburg ver⸗ 
fett worden. 


5. Subalternen. 


1) An die Stelle des verfiorbenen Hofraths Zeihe iſt der bis- 
herige interimifiifche Rendant Laudien am 14. Januar 
zum Salarienkaffen-Rendanten des Dberlandesgerihts_ zu 
Königsberg ernannt worden, 2) der Dberlandesgerichts-De: 
pofitalfaffen-Affitent Thied zu Naumburg ift am 16. Ja— 
nuar zum Dberlandesgerichts- Depofitaltaiten= Buchhalter, 
3) der Dberlandesgerichts- Negifirator Wortmann zu 
Hamm am 29. Januar zum Devofitaltafien-Rendanten, 
Sekretair und Ingroſſator bei diefem Gerichtshofe, A) der 
Dperlandesgerichts-Sefretair Hantelmann zu Brombera 
am 5. Februar zum Kanzlei:Direktor dafelbfi, 5) der Ober— 
Iandesgerichts- Ralfulator Niemeyer zu Paderborn am 1. 
März zum Kanzlei⸗Inſpektor dafelbft und 6). der Dber- 
landesgerichts-KRanzlit Schimmel zu Münfter am 19. 
März zum Dhberlandesgerichtd » Kanzleifekretate ernannt 
worden. — 

e 
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6. Bei ben Inquiſitoriaten. 


4) Der Kreis: Fuftigratd Temme zn Nagnit if am 6. Januar 
zum Direktor des Anquifitorlats zu Stendal, 2) der Kri- 
minalrichter Werner am 9. Januar zum Direktor des In— 
quifitoriats zu Thorn, 3) der Kammergerichts- Meferenda- 
rius Voigt zum Kriminalrichter beim Inquiſitoriat zu 
Thorn, und 4) der Keriminalrath und Hausvoigt Dam- 
bach zu Berlin am 23. Januar zum Kammergerichts- ns 
quifitoriats-Direftor ernannt worden, 5) der Kriminal:Die 
reftor-von Brenken zu Börlis iſt am 19. Bebruar mit 
Denfion in den NRubefland verfebt, 6) der vormalige In— 
auifitordats-Affeffor Haberfirohm an demfelben Tage zum 
Aſſeſſor des Inquiſitoriats zu Goͤrlitz, und 7) der Inqui— 
fitoriats-Direttor Goͤſen hu Münfter am 27. März zum 
Kriminalrarh ernannt worden 


7. Beiden Kreis-Juſtiz-Kommiſſionen. 
Zu Kreis. Zuftisräthen find ernannt: 


41) Der Dberlandesgerihts-Affefor Nauhfuß am 4. Januar 
für den Kreis Preuß. Stargard, 2) der Oberlandedgerichtss 
Affefor Maurach am 21. Januar für den Kreis Ragnit. 


8. Juſtizkommiſſarien und Motarien. 


1. beim Oberlandesgerichte in Stettin. 


Der Landfchafts-Synditus Keibel it am 17. März zum us 
fli,fommiffariug bei dem Land- und Gtadtgericht zu An- 
clam und den Untergerichten des Anclamfchen Kreifes er: 
nannt worden. 


2. beim Oberlandesgerichte In Ratibor. 


Der Dberlandesgerichts-Referendarius Ranger ift am 3. Fe 
bruar zum “uftizlommiffarius bei den Gerichten des Op— 
peinfchen Kreifes ernannt worden. 


3. im Großherzogthum Pofen. 


4) Der Referenbarius Gembitzki ift am 5. Tanuar zum Ju— 
fisfommiffarius bei den Gerichten des Adelnauer Kreifeg, 
2) der Dberlandesgerichts-Neferendarius Geyert am 1. 
Februar zum Juſſlizkommiſſarius bei dem Rand- und Stadt- 
gericht zu Wrefchen, und 3) der Dberlandesgerichts-Refes 
rendarius Fritzſch am 17. März zum Juſtijkommiſſarius 
* — Land-⸗ und Stadtgericht zu Krotoſchin ernannt 
orden. 
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4, beim Oberlandesgerichte In Magdeburg. 


1) Der Juſtizkommiſſarius Oeltze beim Dberlandesgericht zu 
Magdeburg ift am 12. Januar an das Land» und Stadt- 
daſelbſt verfebt, und 2) der DberlandesgerichtgRe- 
erendarlus Echneider am 25. März sum Juſtizkommiſſa⸗ 
rius bei den Gerichten des 2ten Jerichowſchen Kreifes er- 
nannt worden. 


5. beim Oberlandesgerichte In Halberftadt. 


Der Land- und Stadtgerichts-Affeffoer von Staff if am 9. 
Gebruar zum ufizfommiffarius bei dem Land» und Stadt⸗ 
gericht zu Helligenfiadt ernannt worden. 


b. beim Dberlandesgerichte In Hamm. 


Der Dberlandesgerichts-Afefor Windhorft it am 12. Fe- 
bruar zum Juſtizkommiſſarlus bei dem Fuͤrſtlichen Gericht 
der Herrichaft Broich und dem Land» und Gtadtgericht 
zu Duisburg, und zugleich zum Notar im Departement 
des Dberlandesgerichts ernannt worden. 


7. beim Dberlandesgerichte in Arnsberg. 


Der Jufliſkommiſſarius Pape zu Brilon Id am 9. März auf 
fein Anſuchen von feinem Amte entlaffen. 





CC, Bei den Untergerichten. 


1. Direftoren. 


4) Der Land- und Stadtgerichtd-Direftor Kolligs zu Heili- 
- genfiadt iſt am 11. Januar penfionirt worden, 2) der Kanız 
mergerichts: Affeffor Oppermann if om 15. Januar zum 
Direktor des Land» und GStadtgerihts zu Otimachau, 3) 
der Kreis⸗Juſtizrath von Neitzſchütz am 23. Februar zu= 
gleich zum Direltor des Land» und Gtadtaerihts zu Ta⸗ 
yiau, A) der Dberlandesgerichte- und Kreis⸗Juſtizratb vom 
Baczko eodem mit Beibehaltung feines Ranges zum Di- 
rigenten des Land- und Stadtgerichts zu Saalfeld, 5) der 
Land- und Gtadtrichter, Kreis-Juſtizrath Will eodem 
zum Direktor des Land» und Stadtgerichts zu Neiderburg, 
6) der Oberlandesgerichtsrath Mandel zu Breslau am 1. 
März zum Kreis Mekijzard und Direktor des Land» und 
Stadtgerichts zu Hirichberg, und 7) der Land- und Stadt⸗ 
richter Bolmer gu Delde am 10. März zum Land» und 
Stadtgerichts- Direktor daſelbſt ernannt worden, 8) der 
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Land⸗ und — — Kreis⸗Juſtizrath Hirſch⸗ 
feld zu Lübben iſt am 29. März in derfelben Eigenfchaft 
an das Land» und Stadtgericht zu Goldberg; und 9) der 
Land» und Stadtgerichts-Direktor, Kreis-Fuftisratd Sü- 

enguth zu Goldberg eodem dato im derfelben Eigen. 
haft an das Land- und Stadtgericht zu Lübben verjcht 
worden, 10) der Land- und Stadtrichter Regenberk zu 
Rheda ift am 31. März zum Land- und Stadtgerichtg-Die 
rektor dafelbf ernannt. 


un 2. Raͤthe. 


1) Der Landgerichtsratb Emald je Eisleben ift am 16. Ja= 
nuar mit Penfion in den Rubeſtand verfeht, 2) der Kam- 
mergerichtö-Affeffor Lindenberg ift am 3. Februar zum 
Eandgerichtsrath in Torgau, 3) der Land» und Stadtges 
richts-Afchor Martin Friedrich Schulk — Culm 
eodem zum Land» und Stadtgerichtsrath dafelbfi, und 4) 
‚der Sammergerichts-Affeffor Gerloff am 15. Februar zum 
Land» und Stadtgerichtsrarh in Frankenſtein ernannt wor- 
den; die beim Stadtgericht zu Berlin fungirenden Kamımer- 
gerichts-Affefforen 5) Buffel., G)Leonhardt und TJNdr- 
ner find am 7. März zu Juſtizraͤthen ermannt, 8) der 
Land- und GStadtgerichtsratb Klamfi in Liſſa iſt am 8. 
März mit Penſion in den Ruheſtand verfeht, 9) der Land» 
und Stadtgerihts:Affcfhor Gerner zu Löbau ift am 16. 
März zum Land» und Stadtgerichtsrath dafelbft, 10) der 
der Stadtſyndikus und Patrimonialrichter Renumann zu 
Jauer am 17. März zum Juſtizrath, 11) der Kanmerge- 
richts-Affeffor Gräb zu Lansphe eodem dato zum Land—⸗ 
und Stadtgerichtsrath bei der Berichtsfommiffion zu Fi- 
lebne, und 12) der LandſchaftsSynditus Mefferfhmidt 
en von Arnim zu Stolye zum Juſtizrath ernannt 
worden. 


3. Land» und Stadtrichter. 


4) Der Dberlandesgerihts:Affefoe Ruffmann iR am 19. 
Januar zum Land- und Stadtrichter zu Allenburg, 2) der 
and» und Stadtgerichts-Affeffor Micyelis zu Ablen am 
2. Hebruar zum Land- und Stadtrichter dafelbfi, und 3) 
der Kreis-Fufilzeath Rotter zu Preuß. Eylau am 23. 
Februar zugleich zum Land» und Stadtrichter dafelbft er- 
nannt worden. 





4. Affefforen. 


Die Land: und Stadtgerichts-Affefforen 1) Liſtemann zu 
Heiligenſtadt u A Biebeln in aa — am 4 
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Januar mit Yenfion im den Ruheſtand verfeht, 3) der 
Dperlandesgerichts-Referendarius' Kebr ik am 25. Januar 
zum befoldeten vo nnd Altuarlus des Juſtizamts Eslohe 
ernannt, A) der Land⸗ und GSradtgerichts-Affefor von 
Schlegtendal zu Halle im Ravensbergfchen iſt am 12. 
Gebruar in derfelben Eigenfchaft an das Land- und Stadt- 
gerät in Rabden verfeßt worden, 5) der Juſtizamtmann 
Toſack it am 23. Februar zum Aſſeſſor des Land» und 
Stadtgerichts zu Preuß. Eylau, 6) der Oberlandesgerichts- 
Afieffor Nie tzki eodem zum befoldeten Aſſeſſor des Land» 
und Stabtgerichts in Tapiau, und 7) der Stadtrichter 
Monede zu Saalfeld eodem zum Affeffor des Land- und 
Stadtgerichts daſelbſt befiellt worden; 8) der Land- und 
Stadtgerihts-Affeffor Braufe wetter zu Saalfeld it am 23. 
Gebruar in gleicher Eigenfhaft an das Land- und Stadt- 
ericht zu Neidenburg verſetzt, die Dberlandesgerichts-Af- 
Pctoren 9)von Tabouillot und 10) Dffenberg find 
am 15. Februar zu befoldeten Affefforen des Lande und 
Stadtgerihts zu Ahlen befieht, 11) der Dberlandesgerichts- 
Meferendarlus Neukirch ift am 29. Februar zum unbes 
foldeten Aſſeſſor des Juſtizamts Olpe, 12) der Kammerge⸗ 
rihts-Affeffoer VWillaume am 1. März zum befoldeten 
Aſſeſſor des Landgerichts zu Torgau, 13) der Dberlandes- 
Desgerichts Referendarius Luyfen am 2. März; zum be= 
foldeten Aſſeſſor und Interfuchungsrichter bei dem Juſtiz— 
- amte — 14) der Oberlandesgerichts⸗Referendarlus 
von Prittwitz am 4 Mär; zum unbefoldeten Aſſeſſor 
des Stadtgerichts zu Breslau, 15) der Dberlandesgerichtd- 
Meferendarius Roſtosky am 5. März zum unbefoldeten 
Aſſeſſor des Landgerichts zu Naumburg, 16) der Dberlan- 
Desgericht3-Meferendarius Mayer am 7. März zum unbe— 
folderen Aſſeſſor des Land» und Stadtgerichts zu Frankfurt, 
17) der Dberlandesgerichts-Affefior Spiegelberg am 14. 
März zum befoldeten Affeffor des Land- und Stadtgerichts 
zu Cottbus, 18) der Gerihtsamtmann von Stieglib zu 
Laucha am 23. März zum befoldeten Aſſeſſor des Lande 
und Stadtgerichts zu Querfurt, 19) der Oberlandesgerichts⸗ 
Neferendarius von Kalfficin am 28. März zum unbe- 
foldeten Affeffor des Land- und Stadtgerichts zu Ahlen, 
20) der Dberlandesgerichts-Referendarius Nolte am 31. 
Mär; zum befoldeten Affeffor des Land» und Stadtgerichts 
zu Schubin, und 21) der Dberlandesgerichts-Referendarius 
Jachnick am 31. März zum befolderen Aſſeſſor des Land: 
und Stadtgerichts zu Inowraclaw ernannt worden. 


5. Einzeln ſtehende Richter. 


1) Der Juſtizamtmann beim Kreis⸗Juſtizamt Gumbinnen, Ju— 
’ a ektaer it am 1. Februar, und 2) der Gerichts: 
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amtmann Koch zu Zörbig am 29. Februar mit Penfion In 
in den Ruheſtand verfegt worden. | 


| 6. Subalternen. 
1) Det Stadtgerichts-Sekretair Münfer zu Breslau iſt am 


; Xanmar mit Penſion in den Ruheſtand gefeht, 2) der 
bisherige interimiflifche Altuar Sommer iſt am 5. Januar 
um Büreau:Borfleber und zum Salarien- und Depofitals 
afien-Rendanten beim Stadtgeriht zu Bunzlau, 3) der 
bisherige interimiftifche Aktuar Siebmann am 6. Ja- 
nuar zum Aktuarius beim Land» and Stadtgericht zu Dem⸗ 
min, und 4) der Salarienfafien-Kontrolleur Ludwig zu 
Mogafen am 6. Fanuar zum Sekretair und Buͤreau⸗Vor⸗ 
fier beim dortigen Land» und Stadtgericht, ernannt wor— 
den, 5) der Erekutions-$nfpeftor von Godlewski beim 
Fand und EStadtgericht zu Pofen it am 11. Januar, 6) 
der Land» und Stadtgerichts-Regifirator Ruͤckert zu Thorn 
am 18. Fanuar, und 7) der Land» und Stadt erichts⸗ Al⸗ 
tuar Spittel gu Mewe eodem mit Penſion in den Ru— 
beftand gefeht, 8) der Landgerichts-Kalkulator Gutfche iſt 
am 30. Januar zum Depofirale und Salarienkaſſen⸗-Reu⸗ 
danten des Land- und Stadtgerichts zu Delitzſch ernannt 
worden, 9) der Land⸗ und Stadtgerihts,Regifirator Blehmwe 
zu Neidenburg, und 10) der Land» und Stadtgerihts-Se- 
Eretair Köch ling zu Warburg find am 1. Februar mit 
an in den Rubeſtand gefeht. Zu Kanzlei = Direktoren 
ind am 5. Februar im Großberzogtbum Pofen ernannt: 11) 
der Land» und Stadtgeriht3-Sekretair Tamowski beim 
Land» und Gtadtgericht W Plefchen, 12) der Land- und 
Stadtgerihts- Selkretair Raniewsti beim Land» um 
Stadtgericht II Krotosipn, 13) der Dber.Regifirator von 
Grotktowskfi beim Land- und Gtadtgericht zu Gnefen, 
aA) der Land- und Stadtgerichts-Sefretair Marski beim 
Land» und Stadtaeriht zu Inowraclaw, 15) der Land⸗ und 
Stadtgerichts- Sekretaie Borchardt beim Land» und 
Stadtgericht zu Schneidemübl, 16) der Land» und Stadt: 
gerichts: Sekretair Klofe beim Land» und Gtadtgericht 
au Scähdnlanke, 17) der Lande und Stadtgerichs-Sekretair 
Rioleci beim Land» und Stadtgericht zu Schubin, umd 
15) der Land» und Stadtgerichts-Sekretair Sobiefinsti 
beim Land- und Stadtgericht zu Trzemeszno; 19) der Land⸗ 
und Stadtgerichts-Sekretair Baran zu Liſſa iſt am 8. Fe⸗ 
bruar venfionirt worden, 20) dem Kalfulator Wöhlermann 
beim Bormundfchaftsgericht in Berlin iſt am 13. Februar 
der Titel „Rechnungsrath” beigelegt, 21) der Jugtoſſator 
Pohl beim Land» und Stadtgericht zu Landesbut iſt am 
I. Diärz penfionirt worden, 22) der Depoſitalkaſſen⸗Ren⸗ 
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dant Keyſer zu Schoͤnlanke iſt am 8. März zum Depo« 
fitalfafien-Rendanten und Kalkulator bei der Gerichtsfom- 
miſſion zu Filehne, und 23) der Execkutions-Inſpektor 
Brown eodem zum Gelretnir und BürcausVorfeber 
bei der eben genannten Bebbrde beftellt worden, 24) der 
Salarientaffen:Rendant Luͤck beim Land: und Stadtgericht 
zu Schönlante ift am 8. März zugleich zum Devofttaltaf- 
jen-Rendanten und Kalkulator daſelbſt ernannt worden, 25) 
der Randgerichts- Didtarius KRrebig iſt am 11. März zum 
Sekretair des Land und Gtadtgerihts zu Graͤtz, 26) der 
Land- und Stadtgerichts-Sekretair Krufki zu MWrefchen 
am 12. März vum Kanzlei-Direktor daſelbſt, 27) der Ober- 
Iandesgerichts-Referendarius Fi ſcher am 15. März, zum 
Sekretair des Land- und Stadtgerihts zu Warburg, 28) 
der Regifiraturs und KanzleisÖchülfe Bülom am 19. 
März zum Gekretair und Büreau-Vorficher bei der Ge— 
richtstommiffion zu Liffa, und 29) der Dberlandesgerichts- 
Kanzliſt Brinfmann am 25. März zum Depojital- und 
Salarienkaffen-Rendanten des Land» und Stadtgerichte 
zu Hattingen ernannt worden, die Land- und Stadtge— 
richts-Altuarien 30) Müller zu Gremmen und 31) Meycke 
zu Sensburg find am 283. März mit Denfion in den Rus 
beitand gefebt worden, 32) der Dberkandesgerichts-Refes 
rendarius Piattner iſt am 30. März zum Sekretair des 
Land» und Stadtgerichts zu Mühlhaufen ernannt. 


B. In der Rheinprovinz. 





AA. Bei dem Appellations ; Gerichtshofe 
in Coͤln. 


Der Apvellationsgerichtöratb Günther ift am 20. Januar 
verſtorben. 


BB. Bei den Landgerichten und dem Ju⸗ 
ſtizſenate zu Coblenz. 


1. Raͤthe. | 


Der Appellationsgerichts⸗Aſſeſſor und Juſtizamtmann bei dem 
Aufizamte Hammerftein (zu Bendorf) Neuenburg if 
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am 21: Januar zum Landgerichtsrath in Coblenz ernannt 
worden. |. 


2. Alfefforen. 


Der Bandgerichts-Afefior Ritter zu Aachen it am 8. Fe⸗ 
bruar I ———— daſelbſt ernannt worden, 2 
der beim Sherlandesgerichte zu Arnsberg angeftellte Aſſeſ⸗ 
for von Handel if unterm 14. Februar an das Land- 
gericht zu Teier verfeht, 3) der Referendartus Carl Hau 9b 
ft am 25. Februar zum Affeffor beim Land erichte zu Chin, 
unter Bellegung der Unctennitdt vom 9. Februar ernannt 
worden, Y der Referendariug Dr. Johann Heinrich 
Heimfbeh in Chln ift unterm 6. März zum Aſſeſſor bei 
dem Landgerichte in Ebln mit der Anctennität vom 9. Fe⸗ 
bruar befteDt worden, 5) der Kammergerichts-Affeffor Mar— 
card if unterm 18. März an das Landgericht zu Coblenz 
verfegt worden. 


3. Referendarien. 
Zu Neferendarien find ernannt: 


Die Auskultatoren 1) Heinrich Gorrens am 12. Sanuar, 
2) Joſeph, Arnolds am 24. deffelben Monats 3) Ber— 
tram Schälgen am 26. nämliden Mts, 4) Johann 
Jofeph Bocciocco am 29. ejusd., 5) Neiner Wall- 
Taff an 12. Februar und 6) Wilhelm Effer am 25. 
März, fänımtlich beim Fandgerichte in Ghln, 7) der Refe— 
rendariug Hellenberg in Düfeldorf ift unterm 20. März 
auf fein Anfuchen aus dem Juſtijdienſte entlafien worden, 
8) der Neferendarius Stommel beim Randgerichte in 
Düffeldorf it unterm 27. März am das Landgericht zu Kos 
blenz verfegt worden. 


4. Gubalternen. 


1) Der Juſſizſenats⸗Sekretair Hellinger zu Koblenz iſt un- 
term 1. Kanuar c. mit Penfion in den Nubefiand verſetzt, 
und an deffen Stelle 2) der Stadtgerichts-Sefretair To: 
feph Ludwig Kreder zu Weplar unterm 16. Februar 
zum Juſtizſenats-Sekretair beſtellt. 


CC. Bei den Friedensgerichten. 
1. Friedensrichter. 


1) Der Fricdensrichter Thom aͤ zu Gelilenkirchen (Landge⸗ 
richtsbezirk Aachen) iſt am 1. Januar als folcher nad 
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Dülten (im Landgerichtsbezir Clive) und 2) der Frie— 
densrichter Kampmanım zu Dülfen,am mämlichen Tage 
in gleicher Eigenſchaft nady Geilenkirchen verfegt worden, 
3) der Friedensrichter Raquot zu Baumbolder im Kreife 
St. Wendel (Landgerichtspegirf Trier) und 4) Haubs in 
Grumbach im nämlichen Kreife und Landgerichtsbezirfe find 
beide unterm 26. Januar in den Rubeſtand verfekt, 5) der 
Rn mr Diesratb zu Meurs (Landgerichtsbezirf 

leve) it am —— mit Tode abgegangen; und 6) der Frie⸗ 
densrichter Pe Ban Goffart zu Rheinberg (im Kand- 
— Cleve) am 13. März in der Eigenfchaft als Frie- 
ensrichter nach Meurs verfeht, 7) der Referendarius An— 
ton Bücheler iſt am 5. Februar zum Friedensrichter in 
Wachtendonk (Landgerichtsbezirt Gleve) befielt, am 13. 
März aber alsfolcher nach Rheinberg verfeht : und 8) der Refe⸗ 
rendarius Julius Goffart am nämlichen Tage zum 
Friedensrichter in Wachtendonf. befiellt, 9) der Friedens 
richter Philipp Gufav Meyberg in Eitorf (im Land« 
gerichtöbezirt it am 20. Mär; als Friedensrichter 
nach Elberfeld verjeßt, 10) der Friedensrichter Peter Jo— 
fepb Eayellmann in Zülih if am 15. März geſtorben. 


2. Subalternen. 


1) Dee Friedensgerichtsſchreiber Koch zu Cleve it am 15. Ja— 
nuae verforben, und es ift 2) der Serichtsfchreiber- Kandis 
dat Sriedrih Bernard Simons am 5. Februar zum 
FSriedensgerichtsfchreiber in Cleve beftellt, 3) der Friedeng- 
gerichtöfchreiber Rittmann in Grefeld iſt verfiorven, und 
an deffen Stelle 4) der interimiftifch beim Juſtizſenat zu 
Goblenz; beichäftigte ehemalige Sülfsgerichtsichreider beim 
——— In Saarbruͤcken Bruno Faber am s. 

ebruar zum Friedensgerichtsfchreiber in Grefeld ernannt, 
5) der Friedensgerichtsfchreiber Anton Wilhelm Reif 
ferfcheid zu Trarbach (tm Landgerichtsbezirt Koblenz) if 
am 12. Februar an das Friedensgericht zu Kirchberg (im 
nämlichen Landgerichtsbegirk) in Stelle des 6) veritorbenen 
Friedensgerichtsichreiberd Weygold verfeht; und 7) der 
yisperipe Untergerichtsichreiber bei dem aufgelöfeten Lan- 
desgericht zu St. Wendel Peter Kofenb Mons am 12. 

Februar zum Friedensgerichtsichreiber In Trarbach ernannt 
worden, 8) an die Stelle des am 18. Januar mit Tode 
abgegangenen Friedensgerichtsichreiber "Stenmann zu 
Gummersbah (Randgerichtsbesiris Chln) iſt 9) der Ge— 
richtefchreiber-Randidat Heinrich Beftgen am 27. Fe⸗— 
bruar daſelbſt zum Kriedensgerichtsfchreiber beitellt, 10) der 
tommiffarifhe Gerichtsfchreiber Wilhelm KRittmann 
ju St. Birth (Landgerichtshezirf Aachen) iſt am 21. März 
sum Zriedensgerichtsfchreiber daſelbſt beftellt. 
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DD. Bei den Untergerichten im Bezirfe 
des Juſtizſenats zu Eoblenz. 


4. Richter. 


41) Der Neferendarius Ludwig Emmellus ift unterm 23. 

Februar zum Juſtizamtmann beim Juſtizamte Hammerfein 

u Bendorf) ernannt, 2) dem Fürfilih Solmsſchen Aus 

ſtizamtmann Kloch zu Braunfels iſt unterm 14. März der 
Charakter als Juſtizrath verliehen. 


2. Subalternen. 


Der Referendarlus Krüger zu Ebrenbreitfiein ift unterm 2. 
April zum erſten Sefretair beim Stadtgerichte in Wehlar 
proviforifch ernannt worden. | 


’ EE. Bei der Advofatur. 


4) Der Anwalt Baptift Hamm in Aachen if unterm 16. 
Januar zum Advolat-Unwalt beim dortigen Landgerichte 
ernannt, 2) der Friedensrichter Engels in Elberfeld iſt 
unterm 20. Januar zum Advofaten mit Anwelfung feines 
Wobnſitzes in Siegburg ernannt worden, 3) der Advofat 
Peter Ruͤtgers im Nachen it am 6. März zum Advo— 
fat: Anwalt bei dem Landgerichte in Aachen befiellt; und 
4) der Neferendarius Victor Rbeinftein in Köln am 
18. März zum Advokat-Anwalt dafelbfi ernannt worden. 


FF. Im Notariat. 


1) Der Notar Gerhard Schümmer zu Aachen iſt auf fein 
Anſuchen unterm 2. März entlaffen und 2) der Notariats- 
Kandidat Facob Schlimmer am nmämlihen Tage zum 
Nachfolger deſſelben befielt worden. 


II. 
Drdens-Verleihungen 


an 
Suftizbeamte. 
(ef. Jahrbücher Band 45. Seite 350.) 


A. u der Zeit vom 19. Januar 1835 bis 17. Januar 
1856 erhielten: 


I. Den Stern zum rothen Adler-:Orden zweiter Klaffe mit 
Eichenlaub: 


Der Dberlandesgerichts-Chef-Präfident von Goͤtze zu Glogau. 


II. Den rothen Abler:Orden zweiter Klaffe mit Eichenlaub: 


1) Der Dberlandesgerichts-Präfident Alsleben zu Cdslin. 2) 
Der Geheime Ober-Tribunalsratd Hanflein zu Berlin. 


III. Den rothen Adler» Orden dritter Klaffe mit der Schleife: 


1) Der Kammergerichtsratb, nachherige Geheime Finanzrath Eich- 
mann zu Berlin. 2) Der Geheime Juſtijrath und Kreis— 
Juſtizrath, Kammerberr Graf von Hoverdens-Plenfen 
auf Thauer bei Steinau. 3) Der. Kammergerichts-Fnguie 
fitoriatse Direktor Dr. Hitzig zu Berlin. 


IV. Den rothen Adler, Orden dritter Klaffe ohne Schleife: 


1) Der Dberlandesgerichtsrath — 1— zu Muͤnſter. 2) Der 
Juſiijrath und Juſtizkommiſſarius Enger ju Breslau. 5) 
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Land» und Stadtgerichts⸗Direktor, Juſfizrath Gotthold 
zu Schmiedeberg. 


V. Den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe: 


1) Der —— und Juſtizamtmann Abreſch zu Laacphe. 
2) Der Kammergerichts-Sekretair und Hypotbefen-Archi- 
var, Juſtijrath Eckert zu Berlin. 3) Der Land- und 
Stadtrihter Strobandt zu Werne. 4) Der Geheime 
Juſtizrath und Oberlandesgerichtsrath Dr. Neigebaur 
u Bromberg. 5) Der Juſtizrath und Landſchafts⸗⸗Syndi⸗ 
us Strölomw zu Stolpe. 6) Der Dberlandesgerichtss 
Snlarientaffen-Rendant Hofratb Schneider zu Blogau. 
7) Der Pupillenrath Calmberg zu Berlin. 8) ber Ad⸗ 
volat:Anmwalt Sitt zu EbIn. 


VI. Dos Allgemeine Ehrenzeichen: 


4) Der Gerichtsvollgiceher Schröder zu Neuerburg im Land» 
aerichtsbesirfe Trier. 2) Der Land» und Etadtgerichtsbote 
Alm zu Magdeburg. 3) Der Fürftenthbumsgerichts-Bote und 
Erebutor Chruscezungsti au Neiße. A) Der Gerichtsvoll⸗ 
jieber Arens zu Treis im Landgerichtsbrzirfe Coblenz. 
5) Der Gtadtgerichtsbote Knuͤppel zu Königsberg im 
Preußen. 6) Der Stadtgerichtsdiener Kauffmann zu 
Stettin. 7) Der Zuftigamts:Egekutor Hoffmeiſter zu 
Kautehnen Im Oberlandesgerichtsbezirfe Inſterburg. 


B. Am Srönungs, und Drdensfefle, den 18. Januar 
: 1836, erhielten: 


I. Den Stern zum rotben AdlersDrden zweiter Klaffe mit 
Eichenlaub: 


1) Der Kanzler des Königreichs Preußen und Tribunals⸗Pra— 
fident von Wegnern zu Königsberg. 2) Der Chef: Präs 
fident des Revifions- und Kaffationshofes Sethe zu Berlin. 


II. Den rothen Adler-Orden zweiter Klaffe mit Eichenlaub: 


1) Der Wirklihe Geheime Ober⸗Juſtizrath von Goßler zu 
Berlin. 2) Der General-Profurator beim Reviſions⸗ und 
nr Eihhorn zu Berlin. 3) Der Oberlan- 
desgerichts Präfident von Schlechtendal zu Paderborn. 
4) Der KRammergerichtg-Präfident von Grolman zu Ber- 
lin. 5) Der Dberlandesgerichts Präfident Stelßer zu 
Halberſtadt. * 
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DI. Die Schleife zum rothen Adler-Orden britter Klaffe: 
a ae Juſtizrath und General-Mdvocat Berghauß zu 
n. 


IV. Den rothen Adler:Orden dritter Klaffe mit der Schleife: . 


1) Der Geheime Dber-Fufiz- und Geheime Ober-Revifiong- 
rath Duesberg zu Berlin. 2) Der Geheime Juſtizrath 
yon und zur Mühlen zu Berlin. 3) Der Wentrai 
—— beim Appellations-Hofe Biergans zu Tiin 

) Der Gebeime Dber-Zribunalsrath Köhler zu Berlin. 
5) Der Geheime Dber: Tribunalsrarh Reinbardt zu Ber- 
lin. 6) Der Dberlandesgerichts-Präfident Sülleborn zu 
Marienwerder. 7) Der Dberlandesgerichts-Präfident Dg=- 
wald zu Breslau. 8) Der Geheime Zufiiz und Kammer- 
gerichtsrath von Scholzund Hermensdorfsu Berlin. 

2 Der Geheime selig und Tribunalsrath Ehm zu Kb- 

nigsberg. 10) Der Geheime Fuflize und Dberlandesge- 

richtsratbh Gerfhom zu Steitin. 11) Der Dberlandes- 
erichtsratb vom Bägeleben zu Nensberg. 12) Der Ge- 

Ein Juſtizrath und Director des Admiralitärs- und Kom— 

merj-Koleglums Stelter zu Königsberg. 13) Der Land⸗ 

und Stadt-Gericts-Dirertoer Delrichs zu Danzig. 


V. Den rothen Adler:Orden vierter Klaffe: 


1) Der Bebeime guflirath Starde zu Berlin. 2) Der Ge- 
beime Dber-Revifionsratb Braun zu Berlin. 2 Der 


ne 9) Der heine Si Vicepräfident von Ger- 
a 

nenfhmidt ge Greifswald. 11) Der Geheime Ju⸗ 
fiijratb von | 

Greifswald. 12) Der Gebeime Juſtiz⸗ und Kammerges 
rihtsratb Wolfart gu Berlin. ? Der Geheime Ju— 
fig und Dberlandesgerichtsratb MEI 


Hertel zu Breslau. 15) Der Geheime Yuftige und Ober: 
landesgerichtsratb Gutfhard zu Magdebura. 16) Der 
G Better zu 


geriatsratp Metting zu Arnsberg. 19) Der Krimtnal. 
trector Raulfuß iu Kosmin. 20) Der Laud- und 
Etadtgerihts-Director Evelt zu Dorfien. 21) Der Land: - 


1336. 9. 93. Sf 
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1) 


gerichts-Direetor Dr. Treſcher zu Wittenberg. 22) Der 

Stadtgerichtsratb Grabo w zu Berlin. 23) Der Land» 

und Stadtrichter Zahn zu unna. 24) Der Tufligfommifs 

farius, Geheime Juſtizratb Reinbardt zu Berlin. 25) 

na a im ZufigMintkterium Dannehl zu 
erlin. 


VI. Den St. SYohannitersOrden: 


Der Dber-ApvellationsgerichtssPräfident von Branken- 
berg-Ludwigsdorf zu Pofen. 2) Der Dberlandesge- 
richts Präfident von Scheibler zu Hamm. 


VIT. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 


1) Der Landgerichts-Ober-Sekretale Tieren zu Saarbrüden. 


2) Der Landgerichts-Sekretair Neureuter zu Trier. 3) 
Der Zriedensgerichtsfchreiber Mosblech zu Ransdorff. 
4) Der Friedensgerichtöfchreiver tIbles zu Der beim. 5) 
Der, Frieden sgerlchtsſchrelber Kraͤfft zu Hennef. 6) Der 
Gerichtsvolzieber Zimmermann zu Siegburg. 7) Der 
Gerichtsvollgieher Krahe zu Kempen. 8) Der Gerichts⸗ 
wolzieher Graf zu Chln. 9) Der Gerichtsvollzieher Zi e= 
gler zu Merzig. 10) Der Gerichtsvollgieber Menrath 
zu Barmen. 11) Der Kanzlei⸗ und Kaffen- Diener im Ju⸗ 
Hz Minifterium Ruͤhrmun d, zu Berlin. 12) Der Stadt⸗ 
gericht3- Raftelan Bergsdorf zu Berlin. 13) Der Kri- 
minal-Diener Pätfch zu Danjig. 14) Der DOber-Anpella- 
tionsgerichtsdiener Gabel zu Polen. 15) Der Kanjlei⸗ 
diener Conrad zn Siegen. 16) Der Dberlandesgerichts- 
bote Gamomski zu Königsberg. 17) Der Oberlandes⸗ 
gerichts- Kanzlei Diener Wenig zu Halberftadt. 


Berlin, gedrudt bei 3. ©. Starcke. 


Erfter Abſchnitt. 


Rechtswifſſenſchaft. 


1836. 5. 94. Gg 
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Ueber die bei den 
Civil⸗Relationen für Die dritte juriftifche 
Prüfung 
häufig wahrgenommenen Mängel. 


Ni Allgemeine Gerichts⸗Ordnung fordert 


Theil 3. Titel 4. 6. 27. | 
von den zur dritten Prüfung verftatteten Referendarien 
die Ausarbeitung zweier Probe:Relationen in „meitläuftis 
gen, wichtigen, auf mehreren quaestionibus facti et juris 
berubenden” Prozeßſachen. Durch diefe Arbeiten, wozu 
in früheren Zeiten nur reponirte. Akten in bereits entfchies 
denen KRevifions: Sachen ausgegeben wurden, follen bie 
Kandidaten Deweife ablegen nicht nur von „gründlicher 
Mechtsfenntniß”, fondern auch von „der Gabe”, | 

„eine verwickelte Sache deutlich und richtig audeins 
„anderzufegen und bei deren Beurtheilung den rech⸗ 
„ten Dunft zu treffen.” 
Schon im Jahre 1801 gaben die häufigen und mannig— 
fachen Augftelungen, welche die Sijmmediat-Eraminationg; 
Kommiffion an den Probe-Relationen zu machen gefun- 
den hatte, dem Königlichen Jufiz» Departement Veran⸗ 
laffung, die zur dritten Prüfung ſich vorbereitenden Ne 
ferendarien durdy die Präfidien erinnern zu laffen, 
„sich im Meferiren nad) guten Muftern zu richten 
„und dadurch mit der richtigen Grenzlinie zwiſchen 
„Weitfchweifigfeit- und Unvollftändigkeit ‚bekannt zu 
„machen, den bauptfächlichften Gefichtspunft: daß 
„der Zuhörer in den Stand gefebt —— müffe, 
94, 
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„fein Botum fo abzugeben, als ob von ihm felbft 
„die Akten gelefen, und die zur Begründung der 
„Entfcheidung dienenden Gefegftellen nachgefchlagen 
„morden, nie aus dem Auge zu laſſen, und folcher: 
„geftalt den Vorfchriften der Gerichtsordnung Theil 

„1. Titel 13. $. 7. voUftändig zu genügen. 
Cirfular:Refkript vom 26. November 1801. 

N. C. C. T. XI. ©. 613 no. 62. 

Diefe Andeutungen wurden indeffen im Laufe ber 
Zeit vielfältig überfehen und immer feltener befolgt. Ab⸗ 
weichende Unfichten- oder Vorausſetzungen über die Anfor: 
derungen an eine Probe,» Relation blieben vorberrfchend. 
Die Mehrzahl der Kandidaten betrachtete die Zutheilung 
von Probe: Meferendis fortdauernd mehr wie eine ihnen 
dargebotene Gelegenheit, ihre Studien über die vorliegende 
Rechts: Materie in größter Ausführlichkeit zu entwickeln ; 
fie gaben ſich daher vorzugsweiſe diefer Richtung hin, 
ogen in ihren Ausarbeitungen alle® irgend Verwandte 
Iniberen, verloren fih in das Feld gelchrter Unter: 
fuchung und gaben ihren Relativnen einen Umfang, der 
nicht felten die Grenzen einer förmlichen Abhandlung 
noch überfchrit. Die Sorge für richtige Defonomie in 
dem biftorifcheh und in dem -Fritifchen Theile der Arbeit, 
insbefondere für zweckmaͤßige Einrichtung des voraufjus 
ſchickenden Geſchichtsvortrags, war dabei oft tief im Hin: 
terarunde geblieben und namentlich der eben bezeichnete 
Abſchnitt theilte entweder das Gebrechen des Ganzen — 
übermäßige Weitläuftigfeit —, oder er war auf andere 
zum Theil entgegengefegte Weife vernachlaͤſſigt. Aehn: 
liches widerfuhr dem zundchft fo wichtigen Abfchnitte von 
den fogenannten wefentlidhen, die Abfaffung eines 
Endurtheils bedingenden Förmlichfeiten. Die Beur: 
theilung und. Nachmweifung Dderfelben marb bald gang 
unterlaffen, bald gu kurz abfertigend oder am unrechten 
Drte gegeben, bald auf die ermüdendfle Weife mit einer 
Herzählung aller und jeder in und an den Akten font 
mwahrgenommenen Mängel verwebt. ö 
Arbeiten folcher Art; wie wenig fie auch dem MWefen 
einer Relation- für ein MNichter- Kollegium und den darauf 
Hindeutenden Vorfchriften der Gericytsordnung und des 
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angeführten Eirfular- Neffripts entfprachen, fanden gleich: 
wohl, bei fonft anzuerfennender innerer Güte, ‚billige 
Nachficht, fo lange — zum Theil nad) eigenen begleiten, 
den Heußerungen ber Verfaſſer — angenommen werden 
durfte, daß großentheils fo und nicht anders wohl nur 
in dem Bewußtſein gearbeitet worden, L 
die Probe: Relationen, aus bereits in letter Inſtanz 
abgeurtelten Prozeß:Aften gefertigt, würden nun doch 
einmal zum praftifchen Gebrauch nicht benugt, me: 
der in einem Kollegio, noch felbft in der Eramina- 
tions: Kommiffion wirklich vorgelefen, vielmehr 
nur, unter Zurhandnehmung der Aften oder der Tris 
bunalg : Relationen, von den Eenforen daheim geles 
fen, da denn nad) der Erfahrung, bei dem in jedem 
Augenblick möglichen Anhalten, auch Nach. und Zus 
rückfchlagen in der Relation und in den Aften, mans 
cher Auswuchs weniger unbequem herbortrete, manche 

Luͤcke williger überfehen werde. 

Zur DBefeitigung folcher Worausfegungen, ohne die gewiß 
manche der Probearbeiten ganz anders würde gefaltet ge: 
weſen fein, bedurfte es in der That einer Maafßregel wie 
diejenige Sr. Ercellenz des Herrn Juſtiz⸗Miniſters Muͤh⸗ 
ler in der Verfügung v. 12. Auguft 1833. | 
Jahrbuͤcher Bd. 42. ©. 146149 

mit welcher DBerfügung, kann man fagen, eine neue 
Epoche für das Probe: Referiven der Kandidaten begon: 
nen bat. Nach ihr follen die Probe Relationen fortan 
nicht mehr aus reponirten, fondern aus Furrenten, 
zum Spruch in legter Sinftanz vorliegenden Akten, entwe⸗ 
der bei einem der Provinial-Eandes-FuflizRoflegien, oder 
bei dem Geheimen DObersTribunal angefertigt, und es foll 
verfucht werden, von ihnen zundchft bei diefen Gerichts: 
böfen. zum Zweck der. Aburtelung Gebrauch zu mas 
chen, bevor fie an die Examinations⸗-Kommiſſion zur 
fpezielleren Eenfur gelangen. 

- Schon dieſe Anordnung für fich allein mußte die 
Kandidaten darauf hinleiten, daß für den Zufchnitt und 
die Ausftattung ihrer Probe⸗Relationen das praktiſche Ber 
dürfnig der vorberrfchende Gefichtspunft und Maapftab 
fein fole; mußte fie mehr wie je daran erinnern, daß 
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bie Abforderung dieſer fchriftlichen Probeleiſtungen, neben 
ber sabgefondert fattfindenden mündliden 
Drüfung ihrer theoretifhen Rechtskenntniſſe 
und ihrer Urtheilskraft, in der That vornehmlich 
nur den Zweck haben koͤnne, auch den Grad ihrer prafz: 
tifhem Ausbildung, ihrer Uebung und Gemandpeit 
— das Leben des Dienſtes zu erforſchen. — Al: 
in die erwaͤhnte Verfuͤgung v. 12. Auguſt 1833 hatte 
auch noch beſonders unter Nummer 3, die fortan. uners 
läßlichen Anforderungen an eine Proberelation mit den’ 
wenigen aber umfaffenden Worten hervorgehoben: 
daß diefelbe zum praftifchen Gebrauch mit Sorgfalt 
gearbeitet, Fein, erhebliches Moment darin übergan: 
gen fein, der fchriftliche Vortrag aber dennoch durch 
eine gedrängte Kürze und durch Klarheit fomohl der 
faktifchen Zufammenftelung als der Rechtsausfuͤh⸗ 
ſich empfehlen müffe. 

Jeder bisherige Zweifel durfte jegt um fo mehr bejeitigt 
fcheinen, als bereits in einem Neftripte v. 9. Januar 1833, 
Jahrbuͤcher Bd. 41. S. 254 
welches den Kandidaten „zur Ausarbeitung ihrer Probe: 
Relationen in derjenigen Vollendung, die fie ihnen. über, 
haupt zu geben im Stande,” die erforderlihhe Diepenfas 
tion von andern Arbeiten zuficherte, diefe Relationen ale 

Mittel bezeichnet waren, 
„den hellen Kopf, der das Welentliche vom Unwe— 
„ientlichen zu fondern verfteht, ſowie den Verfertiger 
„von meitläuftigen Aktenauszuͤgen, den gebildeten, 
„der Sprache und eines mwohlgeordneten präzifen 
„Vortrags mächtigen Neferenten und den. -unausge 
„Dildeten, unfichern, ſich wiederholenden Skribenten 
„zu unterſcheiden.“ 
Deſſen ungeachtet ſind ſeitdem fortwaͤhrend und in nicht 
geringer Zahl Probearbeiten vorgekommen, die, wenn 
auch gerade nicht ganz der unguͤnſtigen Seite jener ie 
rallele angebörend, doc; immer noch befonders in Bes 
ziehung auf ihre Technik, zu Ruͤgen vielfacyer Art Anlaß 
gaben, und nunmehr, von dem vorberrfchenden Gefidhts; 
punfte praftifcher Brauchbarfeit auß, ohne weitere Nad): 
ficht verworfen werden mußten, mie feidlich, ſelb ſt befrie: 
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digend auch "fonft die materielle Behandlung des Falles 
erfcheinen, wie vollfommen fie in Hinſicht auf Rechts; 
kenntniß, Scharffinn und Beurtheilungstraft des Kandi— 
daten die günftigen Zeugniffe, mit welchen bderfelbe zur 
dritten Prüfung entlaffen worden, beftätigen mochte. Er; 
innern die ProbesMRelationen aus neuerer Zeit allerdings 
feltener noch an jene zügellofe Weitfchweifigfeit, für welche 
oft zwei big drei Buch Papier nicht auggereicht hatten, 
ſo zeigt ſich dafür an vielen bderfelben nunmehr das an: 
dere Ertrem: der Meferent ift über dem Streben nad) 
Kürze in die entfchiedenfte Unvofftändigkeit und Ungründ; 
lichkeit verfallen. Oder er hat zum menigften jenes Stre⸗ 
ben nicht überall auf den rechten Puukt zu richten ge: 
wußt; die Harmonie in den Theilen feines Vortrages 
fehle, die Befriedigung des Zuhörer wird, wenn nicht 
gefchmälert, doch über die Gebühr bingehalten. Auch 
zeige fih in den Melationen immer noch bäufig ein 
Schwanten in der Abfonderung des Erheblichen vom 
Unerheblichen und in der Ordnung und Bertbeilung des 
gefonderten Stoffe; eine Unficherheit in der Auffaffung 
und Verwirklichung des Begriffs vom Praftifchen. 
Zumeilen wird nody ein Hinneigen zu veralteten oder 
mehr dem gemeinen Prozeß angehörigen Formen fichtbar. 
Die Allgemeine Gerichtsordnung verbreitet fi nur 
in wenigen Sägen, nur in einem einzigen Paragraphen 
Th. 1. Tit. 15. $. 7. 
über die allgemeinen Erforderniffe einer Relation; fie fügt 
aber aud) fogleih den Grund hinzu und giebt damit 
einem jeden Referenten den treffendften Fingerzeig: 
„Beſtimmtere WBorfchriften über die Abfaffung der 
„Relationen und die dabei zu beobachtende Methode 
„und Drdnung” — heißt es am Schluffe des 8. 7. 
— können nach der Natur der Sache hier 
„nicht ertheilt werden, da die vernünftige Er: 
„mwägung der eigenthuͤmlichen Befchaffenpeit 
„einer jeden vorliegenden Sache einem aufmerkſamen 
„Referenten die Methode, mie bei diefer Sache 
„der (vorbeftimmte) Zweck einer jeden Relation am 
„nächften und ficherften erreicht werden fünne, von 
„felbft an die Hand geben wird.” 
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An einer andern Stelle in ber Algemeinen Gerichte; 


Drdnung 
Theil 3. Titel 3. $. 52, 
ift diefe Andeutung mit den ‚Worten erneuert: 

e8 komme bei dem Referiren zu fehr auf die befon; 

dern Umftände jeder vorliegenden Sadye an, als daß 

ch dafür mebr als allgemeine Regeln geben liefen. 
Es iſt nicht die Abſicht des gegenwärtigen Auffaged, den; 
noch die Aufftelung einer Reihe von WBorfchriften in 
Form einer Anmeifung zum Praftifch  Meferiren zu ver: 
fuchen. Dies miöchte eben fo fruchtlos bleiben, ie «8 
die mancherlei im Druck erfchienenen Anleitungen, in fo 
weit fie faft in nichts als einer Aufbäufung fpezieller 
Beifpiele und Normen beftehen, der Erfahrung zufolge 
bis jegt geblieben find. 1 

Nur einige allgemeine Gefichtspunkfte für 
bie Erreihung des Zweckes einer jeden Relation, wie 
ihn die Allgemeine Gerichtdordnung Th. I. Tit. 13. $. 7. 
im Eingange und das Eirfular:Reffript v. 26. November 
1801 andeuten, mögen mit Hoffnung einigen Erfolges 
bier aufgeftellt werden. 

Der Referent muß | 
einerfeits im Intereſſe der Partbeien, ale des 
ren gemeinfchaftliche® Organ er die Veranlaſſung des 
Streits, die in den Akten enthaltenen Behauptungen und 
Anträge und die-zu deren Unterfiügung oder Widerlegung 
angeführten Gründe dem verfammelten Kollegium vorzus 
führen bat, dieſen gefchichtlichen Abfchnitt feiner Aufgabe 
fo treu, vollftändig und überfichtlicy, zugleich fo frei von 
Einmifhung —— Aeußerung, welche ein Urtheil in 
ſich ſchließt, einzurichten ſich bemuͤhen, daß wenn die Par⸗ 
theien ſelbſt bei der Vorleſung zugegen waͤren, kein 
Theil mit Grunde über Gefährdung fi) zu beklagen ba: 
ben fönnte. 

Er muß aber aud) i 
andererfeits im Intereſſe der Zuhörer, in deren 
Stelle er die Verhandlungen gelefen, die Legalität und 
Spruchfähigfeit derfelben zu prüfen, das Tharfächliche 
und das Nechtsverhältniß der Sache zu unterfuchen ges 
babt bat, bei getreuer Ablegung feiner Rechenfchaft hier: 
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über, zugleich feinem Borfrage in allen Theilen diejenige 
Anordnung, Defonomie und. Abrundung geben, welche 
von der nothwendigen Rüdfiht auf Erhaltung 
der Aufmerffamfeit, auf Erleihterung der 
Auffaffung, auf den Ausfauf der Zeit und 
auf die Kenntniß und Bildung der ſachberſtaͤn— 
digen Zuhörer erheifcht und bedingt werden. — 

Daß einfachfte und ficherfie Mittel, beide Gefichtd: 
punfte in der Relation vereint walten zu laffen, wird 
immer fein, die Dispofition zu derfelben auf den Probier; 
ftein eines mohlgeordneten mündlichen Vortrages 
zu bringen, deffen Surrogat % der ſchriftliche 
nur fein foll. In derfelben Weite, in welcher der Res 
ferent, wäre die Sache zum mündlichen Vortrag beftimmt, 
Diefelbe in freier Rede, (nur allenfalls mit fchriftlichen 
Notizen zur Unterfiüßgung des Gedächtniffes auf den 
Nothfall verfehen) vortragen wuͤrde und vortragen müßte, 
wenn nicht unabwendlich über kurz oder lang entweder 
Rückfragen oder Zeichen von a Seitens der Zus 
börer ihn unterbrechen follen, in derfelben Weife wird bes 
ſtimmt auch der fchriftliche Vortrag der nemlichen Sache 
berechnet und eingerichtet werden fönnen, um feinem 
Zwecke zu entfprechen und das Kollegium mie die Par: 
theien, wären dieſe mit anmefend, gleich fehr zu bes 
friedigen. 

Zur näheren Erläuterung des Gefagten follen bier 
die hauptfächlichften jener Erinnerungen, zu welchen unter 
einer bedeutenden Zahl von Proberelationen bald die eine, 
bald die andere mehr oder weniger Anlaß gegeben hat, 
aus allen Stadien des Referirens nad) deren natürlichen 
Folge: Ordnung aufgezeichnet und unter fteter Zurückfüh. 
rung auf die zuvor aufgeftellten Gefichtspunfte entwickelt 
werden. Vielleicht gelingt es eher auf diefe mehr negative 
Weiſe, daB beffere Referiren zu fördern. Dabei mögen 
felbft einige Bemerkungen von geringerer Bedeutung nicht 
auggefchloffen werden. Denn wie wenig bergleichen Ruͤ— 
gen auch jemals dahin führen fönnen, um ihretwillen eine 
im Uebrigen brauchbare und lobensmwerthe Arbeit zu vers 
werfen, fo wird deren Beachtung doch immer mit dazu 
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beitragen, den. "Relationen ihrer praktiſchen Beſtimmung 
nach eine defto größere Vollendung zu geben. 


- 1. Rubrizirung der Relation und Begeihnung 
der Partheien im Kontexte derfelben. 


1. Manche Referenten behalten in dem Rubrum 
ihrer aus Aften zweiter oder drifter Inſtanz zu fertigen: 
den Relationen unbedingt diejenige Stellung der Parteien 
bei, twelche diefelben in der erften Inſtanz einander gegen: 
über eingenommen haben; andere tmwechfeln mit der De: 
seichnung der Parteien in dem Vortrage felbft, bei dem 
Uebergange aus der einen Inſtanz in die andere, 

Beides ift nicht praftifch. Um dem Kollegium gleich 
zu Anfange bemerflich zu machen, durch welcdyen Theileg 
Berufung die vorzutragende Sache in die zweite (dritte) 
Anftanz gedichen ift, muß in dem Rubrum, durch welches 
der Meferent ja die Parteien, fo zu fagen, bei der Ber: 
fammlung einführen foll, allemat der Appellant (Revident), 
gleichviel ob die der urfprüngliche Kläger oder Verklagte 
ift, voran genannt werden. Mur, wenn beide Theile 
dag Rechtsmittel ergriffen haben, ift ihre erſte Stellung 
beisubehalten, entweder unter Vorausſchickung der Worte: 

an wechfelfeitigen Appellationg : (Revifions:) Sachen 

des xc. 
oder mit dem Nachſatz? 

jetzt beiderfeit8 Appellanten (MRevidenten) und Appel: 

laten (Revifen). 

In Revifions:- Sachen aud noc nebenher in dem 

Rubrum auszugeben, welcher Theil in der zweiten In— 

Kim Appellant und Appellat gemwefen, ift jedenfalls über: 
uͤſſig. | 

Was die fernere Benennung der Partheien in der 
Gefchichtserzählung betrifft, unter welchem Namen die fo: 
genannte species facti und die Prozeßgeſchichte zufam: 
menbegriffen werden, fo kann es unleugbar den Zuhörern 
wie beim freien mündlichen. Bortrage fo auch bier nur 
erwünscht fein, wenn der Meferent. die fireitenden Theile, 
fo lange es fi) um die Angabe defien handelt, was dem 
Rechtsſtreite thatfächlich voraufgegangen ift, lediglich noch 
mit ihren Eigennamen und erft beim Beginn der Prozeß: 


— 
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gefchichte als Klaͤger und Verklagte bezeichnet ‚ı diefe 
legtere Bezeichnung auch fortan durchweg, felbit: in dem 
gutachtlichen Theile der Relation beibehaͤlt. Das 
MWechieln damit, fo wie der Vortrag das Appellatorium 
und Reviforium befchreitet, in der Weife, dag nunmehr 
ftatt vom Berklagten, „vom Appellaten” (Revifen), ſtatt 
vom Kläger. „vom Appellanten” (Mevidenten) geredet 
wird, gewährt feinen Nutzen, kann aber leicht verwirren 
oder zu förenden Nachfragen veranlaffen, wer der Appel: 
- lat, wer der. Revident, ob es der Kläger, ob es der Ber 
klagte ſei. Manche wählen den. Ausweg, die Parteien 
swiefach zu bezeichnen und reden 3. B. durchweg und 
immerfort „vom Kläger und Appellanten” (Revidenten), 
„vom Verklagten und Appellaten” (Mevifen); dies macht 
aber den Vortrag auf die Dauer fchleppend und ift un— 
nöthig, wenn die Zuhörer die veränderte Rolle der Par: 
teien fhon aus dem Rubrum der Relation erfahren und 
aufgefaßt haben. | 

2. Nächftdem zeigen fich häufig auch darin Mängel, 
daß die Parteien nach Namen, Stand und Wohnort un: 
genau bezeichnet, oder bisher nicht genannte Intereſſenten 
aus Adhibendis, namentlich) aus Nachlaß: und Vor: 
mundfchafts» Aften eingefchoben, Dagegen andere tvegge: 
laffen find, ohne daß der Grund zu folchen Verändernn: 
gen aus den Prozeß-Akten felbft hervorgeht, noch bei der 
Prüfung der mwefentlihen Förmlichfeiten von dem Kandi— 
Daten näher angegeben wird. Dies gilt namentlich von 
fitisdenunciaten oder ntervenienten, welche in dem Rus 
bro des vorigen Urtels neben den Parteien noch mit aufs 
geführt ftehen, deren aber der Meferent fo wenig in dem 
Mubro feiner -Relation als fonft weiter gedenkt. 


M., Sefhichtsergählung. i 

Bei diefem erften fo fehr wichtigen Abſchnitte einer 
nn Relation wird von den Kandidaten am hänfigfien 
gefehlt. 

1. Einige ‚geben fo gut wie gar feine. Gefchichtser: 
zählung, höchftens einen magern Umriß von dem Streit 
falle ald Einleitung, fchreiten alsdann fofort zur Abgabe 
ihres Gutachtens über formalia und wnaterialia, und 
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laffen erft aus diefem das Kollegium erfahren, um mag 
es fich eigeutlicdy in der Sache handelt! 

2. Andere beginnen, ohne Voranſchickung deſſen, was 
als Veranlaffung zu dem Projzeſſe thatſaͤchlich außer 
Streit liegt, unmittelbar mit der Prozeßgefchichte, 
alfo mit dem, was der Kläger vor: und angetragen, der 
Berklagte geantwortet und eingewendet hat. Jene thats 
fächlichen Umftände aus der Zeit vor dem Beginn des 
Prozeſſes werden dabei, in Geftalt von Behauptungen 
einerfeits, von Zugeftändniffen andererfeits, ebenfalls nur 
relativ vorgetragen. | 
3. Noch andere trennen zwar beides, die species 
facti und die Progeßgefchichte, überfüllen diefelben aber 
mit einer Mafle von Einzelnheiten, auf die es theilmeife 
ben Zuhörern überhaupt nicht oder doch vorerft nicht ans 
fommen kann. 

4. Andererfeit8 werden wiederum häufig Ungleichhei- 
ten oder Lücken in diefem Abfchnitte merkbar, melche be; 
forgen laffen, der Kandidat habe einftweilen mit Manchem 
zurüchgehalten, was gleichwohl zur Bolftändigfeit des von 
den Zuhörern aufjufaffenden Bildes gehören möchte. 

Die Bermwerflichkeit diefer verfchiedenen Methoden 
bedarf beim Nückblict auf die oben bervorgehobene dop⸗ 
pelte Stellung und Verpflichtung des Meferenten keines 
Beweiſes. In dem einen Falle ift und bleibe Meifter 
der Sache der Referent allein; in dem andern wird 
die Abfonderung des Unftreitigen von dem Gtreitigen, 
welche dem Neferenten oblag, dem Kollegium anheim 
gegeben. In dem dritten Falle wird die Aufmerffamfeit 
der Zuhörer allen Anhaltes beraubt, daher unvermeidlich 
geſchwaͤcht und endlich wohl ganz unterbrochen, teil 
doch mit Beftimmtbheit vorauszuſehen ift, daß der Refe— 
rent im DBerfolg feines Gutachtens zu Wiederholungen 
aller Art genöthigt fein wird. — Der legte Fali endlich 
ſtellt ſich ziemlic) dem erften gleidy und gefährdet nicht 
viel weniger die Parteien wie das Kollegium. 

Die zu Anfang diefes Auffages bingeftellten Geficht: 
punfte führen zu folgenden Betrachtungen über die Mit: 
tel, den aus dem Lefen der Akten gewonnenen Stoff 
zweckmaͤßig zu vertheilen und zu verwenden, das richtige 
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Maaß zwiſchen bem Zumenig und dem Zubiel gu treffen 
und feftzuhalten. — 

Wie bei tem mündlichen Vortrage einer Sache 
der Gegenftand mit einigen einleitenden Worten vorweg. 
bezeichnet zu werden pflegt, fo fann, zumal in verwickel: 
ten Fällen, auch bei dem fchriftlichen Wortrage eine kurze 
Borandeutung deffen, worüber die Parteien ftreiten, und 
worauf die Zuhörer ihre Aufmerffamfeit zw richten haben 
werben, ohne Zweifel von Nugen fein. Allein eine. folche 
Einleitung darf doc) niemald (von den: fogenannten. 
Punkten» Sachen abgefehen) die eigentliche Geſchichtserzaͤh⸗ 
lung vertreten follen, fie bat überhaupt immer manches 
Bedenkliche. Soll die Einleitung dem Zwecke, dem Zus 
börer den Gegenftand des Streit vorweg beftimmt zu 
bezeichnen, irgend genügen, fo muß fie das ftreitige Vers 
bältniß feiner rechtlichen Natur nach herausſtellen. Oft 
ift dies leicht, oft fchmwierig. ft das dem Prozeſſe zum 
Grunde liegende Gefchäft in feinem rechtlichen Weſen flar 
und unftreitig, z. B. wird aus einem Kaufe, einer Eeffion, 
einer Schenkung ꝛc. geklagt, und betrifft der Streit nur 
die Rechtsgültigfeit, die Erfüllung, fo läßt ſich allerdings 
der Gegenftand gleidy Anfangs beſtimmt angeben; allein 
in. folchen Fällen bedarf ed einer vorläufigen Andeutung 
der Art felten, vielmehr wird dann die einfache Erzäh- 
lung des Geſchaͤfts felbft genügen. Iſt Dagegen bag dem 
Anſpruche zum Grunde liegende Verhaͤltniß in feiner 
rechtlichen Bedeutung, im Begriff flreitig; fo wird in 
einer Einleitung mit Eicherheit darüber fid) faum etwas 
fagen laffen und der Zuhörer dann aus dem Vortrage 
des Sachverhaͤltniſſes das Wefen des Nechtsverhältniffes 
ſich ſelbſt konftruiren müffen. — Wie dem aber auc) fei, 
immer wird der Meferent, will er ein ſolches Vorwort 
geben, alles zu vermeiden haben, was geradezu oder ver: 
deckt auf ein Urtheil hinausgeht, und dahin führen Fönnte, 
die Zuhörer, wenn auch nur £urze Zeit, im Voraus ein; 
zunehmen. Er wird daher nicht, wie e8 wohl zu gefche: 
ben pflegt, ſich erlauben dürfen, mit den Worten zu be: 
ginnen: es kommt in diefer Sache darauf an, u. f. w. 
oder: es handelt fi) um die Entfcheidung nachfiehender 
ragen, u. f. w. Außerdem fordert der Charafter einer 
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ſolchen Einleitung und ihr Verhaͤltniß zu der nachfol⸗ 
genden eigentlichen Geſchichts⸗Erzaͤhlung, daß darin nichts 
der letztern Angehoͤriges ſchon mit uͤbertragen, ſie mithin 
von faktiſchen Angaben, von Namen, Zahlen und dergl. 
noch ganz frei gehalten werde. 
Es wird kaum einen Rechtsſtreit geben, welchem nicht 
irgend. eine oder mehrere unftreitige Thatfachen ale 
Beranlaffung zum Grund lägen. Daß die Zubörer diefe 
Thatſachen, mögen fie nun fchon beim Beginn des Pro; 
zeſſes feſtgeſtanden haben oder. erft im Laufe deffelben 
durd) anerfannte Urkunden, durch Zugeftandniß- oder fonft, 
ermittelt und feftgeftelt worden fein, zunächft kennen 
lernen müffen, bevor ihnen die Anträge, Berufungen und 
Konteftationen der Parteien mitgerheilt werden, liegt in 
der Natur der Sache. Die Gerichtsordnung macht Th. 
1. Tit. 10. $. 29. fon dem Inſtruenten der Sache 
zur Pit, 
„nach Anleitung der bis zum status eausae et con- 
„troversiae gediehenen Verhandlungen, aus den das 
„bei zum Vorfchein gefommenen gegenfeitigen Anga— 
„ben und Zugeftändniffen der Parteien, auch beige 
„brachten und für richtig angenommenen Beweis: 
„ſtuͤcken, eine vollftändige. und zufammenhängende 
„Gefchichtserzählung, fo mie fie ein verftändiger und 
„getreuer Meferent vortragen würde, herauszuziehen 
„und diefe Erzählung vom Anfange des Gefchäfts 
„bis auf den Zeitpunft, da der Prozeß entftanden, 
„fortguführen ;” | 
fie bevormwortet im $. 30. noch befonderg: 
der Inſtruent müffe bierbei die in den Aften zur 
Sprache gefommenen Tharfachen, ohne Rüdficht 
auf die Stelle, wo ihrer zuerfi erwähnt 
worden, in derjenigen natürlichen Ordnung, wie fie 
im NHergange des Gefchäfts felbft wirklich auf ein: 
ander gefolgt find, vortragen und zufammenftellen, 
Thatfadyen und Umftände jedoch, die unter den Par: 
teien nod) fireitig feien, nicht darin aufnehmen. — 
In Verbindung und Uebereinftimmung hiermit verordnet 
der $. 7. Tit. 15., 


daß in.der Relation die species facli, fo wie fie . 


! 
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in den Akten wirflid vorliegt und:von ben 

Parteien nicht widerfprochen if, voraus: 

geſchickt, und in biefelbe nur feine von einer oder 

der andern Partei noch beftrittene Thatſache aufge: 

nommen werben fol. | mt 
Immer wird indeflen bei der Ausarbeitung. der species 
facti die individuelle Natur und Befchaffenheit der Sache 
und da8 DBedürfniß derfelben in dem Stadio, 
in welchem fie ſich eben befindet, vorzugsweiſe 
insg Auge zu faffen und jedenfalls forgfältig darauf Des 
dacht zu ‚nehmen fein, daß dieſer Theil der Gefchichteer: 
zaͤhlung nicht umfländlicher gerathe, des .Thatfächlichen 
darin nicht mehr gegeben und dabei nicht meiter ausge: 
holt werde, als einerfeits die Parteien felbft es vers 
nünftigerweife nur fordern. und erwarten fünnen, damit 
ihre in der Prozeßgefchichte nachfolgenden Anträge und 
Herleitungen, überhaupt ihre Intentionen gehörig: verftans 
den werden und anbdererfeits es mit dem Auffaffungs> 
und Gedächtnißvermögen der Zuhörer und dem gerechten 
Anſpruche derfelben auf Verſchonung mit allen ihnen zur 
Zeit entbehrlichen Detaild und. mit Wiederholungen oder 
Zurücweifungen, welche 'entgegengefegten Falls unver; 
meidlicy bevorftehen, vereinbar ift. 2 

E8 find Relationen vorgefommen, in welchen biefe 
fo natürlichen Grenzen auf die auffallendfte Art. verfannt 
waren. Ließ ſich 3. B. dag ſtreitige Rechtsverhaͤltniß 
auch nur feiner allgemeinften Begründung mad), oder in 
irgend fonft einer bei den Aften zur Sprache gefommenen 
Beziehung, in eine nod) fo weite Vergangenheit — Jahr: 
hunderte — ‘zurückführen, etwa auf einen damals über 
ein Grundfiück errichteten Kontraft, einen Familienpaft, 
oder auf ein damals ertheiltes Privilegium, einen Ge: 
voinnbrief, eine Stiftung u. ſ. w., fo hatte der Kandidat 
feinen Geſchichtsvortrag auch unbedingt damit beginnen 
zu müffen geglaubt. Er hatte demgemäß auf vielen Sei- 
ten, wohl bis zur Hälfte der. gefammten Bogenzahl, nicht 
nur fogleic) den wörtlicyen Inhalt jener Urkunde ihrer 
ganzen Länge nach gegeben, fondern auch mit der peins 
lichſten Genauigkeit eine ſich dort anfchließende Erzäb: 
lung geliefert, die, von Bor: und. Zunamen, von Tage: 
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und Jahreszahlen, oder von Summen bis. auf Grofchen 
und Pfennige, von Maafbeftimmungen nach Hufen, 
Morgen und Duadratrutben und viel andern ähnlichen 
Dingen auf jedem Blatte firogend, alle und jede im 
Lauf der Zeit ftattgehabte Veränderungen oder Modifi⸗ 
fationen, Beräußerungss, Vererbungs⸗Faͤlle, Prozeſſe und 
fonftige Begebenheiten umfaßte Der Lefer vermochte, 
wenn er anders nicht, im WVorgefühl der Ungebuld beim 
Anblick des fo forpulenten Werkes, fchon vorher big in 
die Mitte und darüber hinaus forfchend geblättert hatte, 
Stundenlang -nicht abzufehen, wohin dies Alles führen, 
wie und tworauf e8 verwendet werben folle. — . Der Zus 
börer aber mußte vollends bald verzweifeln, dem rich« 
tungslofen Schwall in feinem rafchen Verhallen dauernde 
Bedeutung abzugewinnen. Hätte der Referent verſucht, 
den nämlichen Gefchichtsvortrag in derfelben Geftaltung 
einem Andern mündlich zu halten, oder hätte er dag 
Niedergefchrtiebene fich felbft vorgelefen, fo. würde in 
beiden Fällen fehr bald das Abfchreckende feiner Methode 
und die Nothivendigfeit gänzlicher Umformung des Vor⸗ 
trages fi) ihm aufgedrungen haben. Er würde — beim 
Hinblick auf Alles das, wag der vorbereitenden species 
facti doch jedenfalls aus dem Verlauf des Rechtsſtreits 
felbft und zur Begründung des fehließlich abzugebenden 
Gutachtens weiterhin noch hinzutreten müffe — leicht 
inne geworden fein, daß die wörtliche Anführung des 
Sinhaltes oder der Stelle der Urkunde, aus welcher die 
Entſcheidung zu fchöpfen fein möchte, frühefteng, fie müßte 
denn mit wenigen Worten möglich fein, ihren Plag nur 
in der Progefigefchichte finden fünne, weil ja erft durch 
diefe die Unfichten und Herleitungen der Parteien den 
Zuhörern befannt werden; daß eine große Menge jener 
Einzelnheiten an Namen, Zahlen, Summen u. f. w. gang 
füglich, der Treue des Vortrags unbefchabet, entweder 
überhaupt oder wenigſtens vorerft zu entbehren fei; Furz 
daß bei firengfier Beachtung aller Pflichten gegen die 
Sache, der Vortrag bis hieher fich darauf hätte beſchraͤn⸗ 
fen dürfen, der Verfammlung nur das Wefentliche bes 
Kontrafts, des Privilegii, nad) Jahreszahl, Form und 


Inhalt anzudeuten und befien Beziehung zu dem * 
| en 
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fien Stande der Verhaͤltniſſe bis zum Beginn des Pro 
zeſſes zwiſchen dem jegigen Parteien, in möglichft kurzen 
rberglnpet deutlich vor Augen zu legen. 

Auch bei dem Vortrage der Prozeßgeſchichte, 
abgefehen wiederum von den fogenannten: Punftenfachen, 
von deren, fo wie der doppelten Appellationg: und Revi⸗— 
fionsfachen Behandlungsart am Schluffe beſonders die 
Rede fein wird, zeigen fich in den Probe⸗Relationen die ab: 
weichendften Methoden. Einige Kandidaten Halten ſich 
dabei lediglich" an’ die chrondlogifche Folgeordnung, tras 
gen Klage, Beantwortung, Replik, Duplik zc.'-der Reihe 
nach, oft zum großen Theil mach ihrem woͤrtlichen In— 
balte vor. Manche fcheiden. Diefe Abfchnittt wohl gat 
nody; unter ſelbſt gefchaffenen oder in der - Klage: Eder 
Erzeptionsfchrift vorgefundenen Nummern, in abgefon 
derte Saͤtze und füllen auf diefe Weife viele Seiten; 
wiederum der Reihe nach mit dem, was der Kläger unter 
1..2. 3. u. f. w. angegeben, was der Verflagte ad 1. 
2. 3. zugeftanden, geleugnet, erzipirt, was der Kläger ad 
1. .2. 3. erwiedert, ‚der Verflagte abermals ad 1. u. f} w. 
entgegnet bat, oder fie laffen auf ähnliche zerfplitternde 
Meile in dem Vortrage verfchiedener, der nämlichen Par: 
tei angehöriger Momente bei einem jeden derfelben gleich 
die Erwiederung des Gegners folgen. Weiter geben ſie 
den mwörtlihen Inhalt der im Laufe der Verhandlungen 
beigebrachten Urkunden, ober der Zeugenausfagen, das 
Nefultat der Lofalunterfuchung und dergl.; endlich, tie: 
derum oft wörtlid, den inhalt der beiderfeitigen Dedufs 
tionsfchriften ‚mit allen ihren Eitaten. Der Tenor ber 
Darauf ergangenen Entfcheibung wird, wie ed fich ge 
buͤhrt, mwörtlid) ‚aufgenommen, aber zugleich mit allem 
dem, was darin nebenher in Beziehung auf auggeblie: 
bene Litisdenunziaten, auf Legitimations: Mängel, fehlende 
Stempel und mehr dergleichen enthalten und vieleicht 
längft erledige if. Ihm folgen die Gründe der Entfcheis 
dung in ihrer ganzen Ausdehnung, nicht allein in Be; 
ziehung auf die Hauptfache, fondern auch auf alle Nebens 
punfte, ja fogar bis zu demjenigen $. der Prozefiordnung, 
durch welchen die Beftimmung über den Koftenpunft mo; 
tivirt worden. — In gleicher Art wird es mit der. in 

1836. 9. 94. 2b 
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zweiter Juſtanz etwa ſtatt gehabten neuen Inſtruktion 
and. Beweisaufnahme, mit den Deduktionen und ‚Gegen: 
deduftionen, dem ‚vielleicht ergangenen ‚Sjuterlofute,.. den 
Nachverhaudlungen, den Supplementen. zu den Deduf: 
tionen, dem - zweiten Erkenntniffe und deffen Gründen 
gehalten. FRE Ur ee rd 
> Manmuß;zugeben, daß bei einer folchen Methode, 
die dem Zuhörer - nicht ‚das: Geringfler  felbft nicht : dag 
Datum vorenthaͤlt / unter welchem. dieſes oder jenes. Pros 
zeßleitende Dekret erlaſſen, die eine oder die andere Par; 
tei mit. der Deduktion praͤkludirt, die Spruchvotlegung 
der Akten: verfügt und dieſe diſtribuirt worden die Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit des Referenten auf das vollkommenſte ge⸗ 
wahrt bleibtz doch iſt es andererſeits eben "fo entſchieden, 
daß ſie dem Zwecke der Relation, ſtatt ihn zu foͤrdern, 
geradehin entgegenwirkt.. - F 
Der wahrſcheinlichſte Grund fo auffallender Erſchei⸗ 
nungen iſt wohl darinszu ſetzen, daß viele der Kandida— 
ten bisher immer noch bei ihren. Probe⸗Relationen dag 
Votum und deſſen Begründung zu ſehr für die Haupt 
Sache, für die eigentliche Aufgabe gehalten, daher. alle 
ihre Aufinerffamfeit und Kräfte vorzugsmweife auf. diefe 
gerichtet, Die.dafür aus den Akten: gewonnene Materialien: 
Sammlung hingegen mehr nur als ein vorübergehendeg 
Mittel zum Zweck, gleichfam als eig nach nnd nach auft 
zurdumendes Magazin nur für fich betrachtet, hierüber 
deflen Ordnung und Läuterung für die Zuhörer ver: 
abjaumt, e8 bei dem niedergefchriebenen Ertrafte belaffen 
und fo — freilid) mit Bereitung des Progeßgefchichts; 
Vortrages da ſchon geendige haben, wo damit eigentlich 
erft hätte begonnen werden follen. u 

Das andere Ertreim in der Behandlung ber Proseß: 
geihichte verkündet fich durch eine ganz unverhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßige Einſchmelzung des Stoffes, zumeilen bie zu dem 
Grade, daß der Zuhörer weiter nichts erfährt, als etwa: 
der Kläner habe dahin angetragen ꝛc., der Verklagte aber 
babe diefem mideriprochen und auf Grund mehrerer Ein: 
wendungen um Abmweifung des Klägers gebeten, worauf 
von dem erften Richter erkannt worden, daß u. f. w. 
Hiegegen fei von dem xc. appellirt, der zweite Richter 
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—— das erſte Urtel beſtaͤtigt und nun fei re 
vidirt. — D——— 

Es iſt allerdings nichts fo Leichtes, bei Darſiellung 
weitlaͤuftiger oder verwickelter Rechtsſtreitigkeiten — und 
nur von ſolchen iſt bier die Nede — in der Sonderung, 
Umfchmeljung und Verwendung des Stoffes das richtige 
Maaß zu treffen; dennoch möchte der Weg: dazu bei nur 
größerer Aufmerffamfeit auf diefe für die Sache: wie für 
die Zuhörer fo wichtige Operation. nicht wohl verfehlt 
werden, wenn die Kandidaten es fich zur urerläßlichen 
Pflicht machen; nach gänzlicyer Beendigung des Konzep⸗ 
tes zur Relation und nachdem: fie dafjelbe allenfalls einen 
Tag haben liegen laffen, die Arbeit nicht nur als Ganzes 
noch «einmal zu überfchauen, fondern auch in ihren Theis 
len, beſonders auch den. progeßgefchichtlichen Abfchnitt, der 
eigenen firengen Kritik nach Maafgabe der oben auf: 
geſtellten Geſichtspunkte zu unterwerfen, und wenn fie eg 
fidy nicht verdrießen. laflen, ben Befinden nad) die Arbeit 
theiltweife umguftellen, bier zu ergänzen, dort abzufürzen. 
—— Huͤlfe moͤchten dabei nachſtehende Bemerkungen ge⸗ 
waͤhren. 

1. Der Referent muß unbedingt in der Prozeßge⸗ 
ſchichte den Klagegrund, den Klageantrag, die Litiskonte⸗ 
ſtation und die verſchiedenen Einwendungen des Berklag- 
ten, ſo wie deſſen Antrag vollſtaͤndig verzeichnen, und 
darf insbeſondere keine der Einwendungen, moͤge ſie ihm 
auch noch fo unerheblich oder unſtatthaft ſcheinen, ganz 
unerwaͤhnt laſſen. Das Kollegium ſoll moͤglichſt zeitig 
in den Stand geſetzt werden, das Feld des Streites ſelbſt 
zu uͤberſehen, ein klares Bild von dieſem, wenigſtens in 
allen weſentlichen Umriſſen aufzufaſſen und ſich zu einem 
unbefangenen gruͤndlichen Urtheil vorzubereiten. Dazu 
kann jedoch nur ein in natürlicher Ordnung und Verbin⸗ 
dung — ſynthetiſch — eingerichteter Fonzentrirter Vor⸗ 
trag, niemals ein chronologifc) breitgedehnter Aktenauss 
zug führen, am menigften ein folcher, wie der oben bes 
ſchriebene, bei welchem es dem Kollegium unmöglich fal⸗ 
len muß, bei dem legten „ad 1. u. ſ. w.“ fich noch zu 
vergegenwärtigen und flar bewußt zu werden, was drei, 
vier Stadien vorher in der Klagefchrift — Num⸗ 
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mer vorgefommen iſt. Daß bei jener ſchwierigeren Mes 
thode der Neferent ganz vorzüglich bedacht fein müffe, die 
Darfielung durchaus farblos zu halten, jegliche Einmi: 
ſchung eines Urtheils zu vermeiden, nichts darin in den 
Schatten treten zu laffen, fein Moment der einen oder 
andern Partei an feiner Stärfe zu fchmälern, bedarf kaum 
der Erinnerung und ift zum Theil bereitd oben an: 
gedeutet. un | 

° "Die: Beobachtung der fo wuͤnſchenswerthen bündigen 
Kürze und Gedrängtheit bleibt Dabei dennoch gar mohl 
möglich. - Thatfächliche und Rechtsmomente, die nur fe: 
fundäre. Gründe zur Unterftügung der Klage oder der 
Einwendungen, oder fünftliche Beweife des Klage: und 
Exzeptions⸗Grundes oder Mittel zur Beurtheilung des 
Gewichts und der Glaubwürdigfeit dieſes oder jenes Be: 
weismittels nach der Abficht der Parteien. bilden, können 
füglich und müffen fogar, um den Vortrag der Haupt: 
fache nicht zu weit augzufpinnen, nur mit Wenigem be 
rührt, bisweilen nur angedeutef, im Uebrigen für den 
fritifchen Theil der Relation vorbehalten werden, in tel 
chem der Referent dag factum nach allen feinen Haupt: 
und Nebenumftänden und nach den Ergebniffen der Bes 
mweisaufnahme zu konſtruiren, die Einwendungen, Aug: 
ftellungen und Nechtdausführungen der Parteien vorzu⸗ 
führen und zu beleuchten hat. — 

Allg. Ger. Ord. Th. 1, Tit. 13. $. 7. Abfaß 4., vers 

gleichen mit Tit. 10. 8. 32. und 53. 

Vollends fünnen Nebenpunfte, welche nur Schäden, Zins 

fen, Früchte, Nugungen und dergleichen betreffen, vorerft 

bloß beiläufig angedeutet werden, die näheren fich darauf 

besiehenden Momente aber in dem Gutachten bei oder 

Ä * Beurtheilung der Hauptpunkte ihren Platz ers 
alten. — 

2. Wenn einige Kandidaten den Partei: Vorträgen 
fofort das Reſultat der Beweisaufnahme entweder mit 
wörtlicher oder mit auszugsweiſer Anführung der edirten 
Urkunden oder der Ausfagen der Zeugen anfchließen, fo 
balten fie ſich hiebei ſtreng wörtlich an die Vorfchrift des 
zuvor angezogenen $ 7., mwofelbft im Aten Abfag allers 
dings dem Meferenten zur Pflicht gemacht ift, bei dem 
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- Bortrage ber fireitig gebliebenen Thatfachen naͤchſt dem 
Anführen der Parteien auch den Inhalt der Beweismit⸗ 
tel getreulicy anzugeben. . Allein diefe Vorſchrift deutet 
nur und paßt allenfalls auf einfache, wenig fomplisirte 
Sachen; auf „gewöhnliche Sale, in melchen, wie es in 
dem folgenden Abfage des $. 7. heißt, fchon aus der 
sufammenhängenden Erzählung des facti allein, die Ent- 
fcheidung bes Prozeſſes fich von felbft ergiebt, fo daß 
nur noch die Gefeßftelle, deren Anwendung auf das Faks 
tum die Entfcheidung begründet, hinzugefügt zu merden 
braucht.” In folchen Fällen mag die Einverleibung bes 
Inhalts der Beweismittel in den Gefchichtdvortrag, zu: 
mal wenn über die Zuläffigkeit und Beweiskraft derſel⸗ 
ben feine Bedenken erhoben find, allerdings zuläffig fein, 
weil fie zur Vereinfachung des Vortrages und zur Er; 
fparung der Zeit gereicht; in allen andern muß fie uns 
fehlbar Wiederholungen in dem Voto zur Folge haben. 
In der Regel wird ed genügen, zu bemerken, ob und 
worüber nach gefchloffener Inſtruktion Beweis durch Urs 
funden oder Zeugen erhoben worden. Fälle nothwendi⸗ 
ger Ausnahme laffen fi) denfen, werden aber immer 
felten fein. Das Ergebniß bed von dem Nichter einge: 
nommenen Augenfcheins wird meift ſchon in der species 
facti verwendet fein müffen. 

3. Die Mitaufnahme der Nechtsausführungen ift 
nur mit großer Befchränfung zu geftatten. — In dens 
felben muß das Sachverhaͤltniß, fo wie es fich durch die 
Inſtruktion entwickelt hat, aufgeftelt werden. Dies bat 
aber der Referent ebenfalls zu thun und in ſoweit kann 
daber die Deduftion feine befondere Duelle für den Vor⸗ 
trag fein. Kommen in ihr Nova vor, wie e8 öfter ge 
fchieht, fo find diefe allerdings nicht zu übergehen. — 
Die eigentlihe Nechtsausführung , die Entwickelung ber 
rechtlichen Solgen aus dem Sadjverhältniffe, findet in der 
Megel erft in der Beurtheilung der Sache den richtigen 
Pag und fallt mit ihr zufammen. — Nur ausnahme: 
weife in befonderen Fälen fann eine gedrängte Zufams 
menftelung der Haupt: Momente aus den Deduftionen in 
der Prozeßgeſchichte von Nutzen fein. Oft mird fich je 
doch die pafjende Stelle dazu ſchon in dem Vortrage der 
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von den Parteien angeführten Thatſachen finden, inſofern 
deren Bedeutung alsdann defto ſchneller Heraugtriti. 
Hat die Sache in der folgenden Inſtanz eine: fo ganz 
veränderte Wendung genommen, daß die früheren Rechtes 
berleitungen weiter von feinem Werthe find, fo befchränft 
fich eine folche. Zufammenftelung mit Necht auf ‘den ns 
halt der Deduftionen aus der leiten Inſtanz. ” 
4. Eines in der Sache (in erfter Inſtanz) ergangıs 
nen Nefoluts zu erwähnen, dürfte fchmerlidy je erforder 
lid) fein. Iſt der Anſpruch aus. einem Vorprozeſſe ents 
fprungen und find die in diefem definitiv oder interlofus 
torifch ergangenen Urtel mehr oder weniger maaßge— 
bend für den. vorliegenden Nechtsftreit, fo wird der Re: 
ferent zwar nicht umbin fünnen, das Wefentliche jenes 
Vorprozeſſes voranzufchichen; es darf dies jedoch immer 
nur dnfomweit. gefchehen, als es eben zum Berftändniß und 
zur Mürdigung der jegt vorliegenden Anträge erforderlich 
it. Den ganzen Gang bdeffelben big zum Beginn des 
jetigen Prozeſſes fo, ald wäre er mit dieſem eins, voll: 
ftändig vorzulegen, würde fehr überflüffig, daher unsweck 
mäßig fein. 

5. Die in den Probe⸗Relationen Häufig vorfommende 
nur ganz Furze Anzeige: „der Nichter habe überall dem 
Antrage des Klägers oder dem des Verklagten gemäß 
erfanut,” giebt dem Kollegio keine hinreichende Gewähr, 
daß in der Faffung der Urteldformel nicht möglichermeife 
doc) etwas Abweichende liegen, etwas übergangen oder 
fonft nicht vollfommen mit dem Antrage übereinflimmend 
ausgefprochen fein Fonnte. Das Kollegium muß daher 
fiets die Mittheilung der Urtelsformel felbft ermar: 
ten. Wäre diefe einmal befonderg lang, mweitfchichtig oder 
verflochten, fo twird der Meferent zwar eine die Entfchei: 
dung in einzelne Säße auflöfende Umfchreibung ſich er: 
lauben dürfen, immer jedoch zugleich durch mwörtliche Auf: 
nahme des Tenor, allenfalld zur Seite des Vortrags, fich 
in den Stand zu feßen haben, ihn felbft auf Erfordern 
vorlefen zu fönnen. Daß es in Punktenfachen bei gehn: 
riger Anordnung des Vortrages nur der jedesmaligen 
Mittheilung desjenigen Paffus aus der Urtelsformel be; 
dürfe, welcher den eben vorgetragenen einzelnen Punft be 
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trifft, verficht fi von felbft. Indeſſen wird nicht felten 
auch hiegegen gefehlt. — Sc. 

Beflimmungen des Urktels endlich über su berichti⸗ 
‚gende Pegitimationd: Mängel und: dergleichen, kommen im’ 
dem Abfchnitte von den- Formalien zur Sprache und ihre 
Erwähnung. ift. daher bier entbehrlich. 40 

6. Die Entfcheidungsgründe der vorigen Nichter ge, 
hören in der Regel’ nicht: in die Gefchichiserzählung. 
Nur ausnahmsweiſe kann ihre Mitanführung fchon dorf 
nüglich, ja nothwendig fein. Iſt die Faffung des Urtels 
einigermaßen dunkel, läßt ſich abſehen, es werde dem 
Kollegio die getroffene Entfcheidung unerwartet- fomtien, 
der eigentliche Gefichtspunft und das Motiv derſelben 
ihm unerfindlich fcheinen (weil z. B. der vorige: Richter 
auf den Grund bisher nicht adhibirter Aften oder wegen 
vermeintlicher Notorietät etwas ohne Weiteres für wahr 
oder nicht wahr angenommen, oder die Verjährung für’ 
durchgreifend erachtet Hat, obwohl diefelbe von Feiner der’ 
Parteien im Laufe des Prozeffes angerufen, noch darüber. 
vor Abfaffung des Erfenntniffes deren nähere Mernebs 
mung von Amtswegen veranlaßt worden), oder ift die 
Kenntniß der Entfcheidungsgrände zum beffern Verſtehen 
der Anführungen der Parteien in der folgenden Inſtanz 
erforderlich, fo gehört e8 ganz eigentlich zu den Pflichten: 
des Meferenten, bierüber alsbald aug den Urtelggründen 
Licht zu geben. Es wird dies jedoch immer nur in moͤg⸗ 
lichfter Kürze gefchehen, niemald dazu verleiten dürfen; 
diefe Gründe in ihrer ganzen Ausführlichkeit big auf die 
Fleinften Nebenpunfte, wohl gar mörtiic), felbft mit allen‘ 
darin enthaltenen Citaten aus Gefegen und Autoren vor⸗ 
zuführen. — 
7. Nur zu freigebig ſind viele Kandidaten mit Zah⸗ 
len-Aufſtellungen, beſonders wo dergleichen in Pacht: 
Rechnungs-Auseinanderſetzungs- oder Kaufmaͤnniſchen 
Drozeffen haͤufig vorkommen., Man ſtoͤßt mitunter auf 
Seitenlange Additionen, Subtraftionen, Kontofourantg, 
Aufzählung von Mobiliar: oder nventarien-Stücen mit: 
dem Tarwerth u. f. w. - Bei näherer Erwägung mürbe 
fid) ergeben haben, daß Detaild diefer Art dem Kollegio, 
wenigſtens vor der Hand, unmöglich etwas nüßen koͤn⸗ 
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nen, daß fie daher aus dem Konterte ber Geſchichtser⸗ 
zählung mwegzulaffen und nur noͤthigenfalls in den einzels 
nen ſtreitigen Poſitionen oder in ihren Mefultaten dem 
Vortrage einzuverleiben gerwelen. Komme es daranf an, 
für die künftige Abfaffung und Motivirung des (Appellas 
tions: oder Reviſions⸗) Erkenntniffes dergleichen Aufftel- 
lungen aus ‚den Akten vorforglic) in die Relation zu 
übernehmen, fo kann dies füglich am Rande. oder in einer 
von dem Terte abfondernden Klammer geſchehen. Daf 
felbe wird in der Regel auc) von Tages, und Jahreszah⸗ 
len gelten. Handelt es ſich in Beziehung auf Verjährung, 
Medlichkeit des Beſitzes, Mora, Formalien, oder fonft 
wefentli) um das Datum der Klage, der Klagebeant: - 
mortung, eines Defrets, einer Inſinuation, fo muß der 
Referent ja doch weiterhin in der Beurtheilung ganz 
eigentlich) darauf zurückkommen. Frühere Zahlen Angaben 
Diefer Art verhallen beim Worlefen des Geſchichts⸗-Vor⸗ 
trages nur zu bald, und find daher in der Regel in Dies 
fem ganz überflüffig. — 

8. Nicht felten werben Gegenftände in die Geſchichts⸗ 
ersählung mit verflochten, auf die es in der gegenwär 
tigen Inſtanz entweder gar nicht mehr, weil in Hin; 
ficht ihrer die vorige Entfcheidung die Rechtskraft befchrit- 
ten bat, oder böchftend nur noch in untergeordneter 
Nückficht, 3. ©. bei dem Koftenpunfte, ankommen kann. 
Namentlidy wird bei dem Bortrage aus Reviſionsakten, 
wenn mit der Hauptfache ein Real⸗Arreſt⸗Verfah— 
ren verbunden gemwefen ift, von den Kandidaten uͤberſehen, 
daß nach der Allg. Ger. Ord. Th. I. Tit. 29. $. 61., die 
dritte Inſtanz über dergleichen Arrefte gar nicht ftattfins 
den fol, und daß daher jenes Verfahrens in revisorio 
nicht meiter erwähnt zu werden braucht, wenn abır 
gleihmohl die Reviſion mit darauf gerichtet fein- follte, 
der Referent fich darauf zu befchränfen hat, dies und Die 
Unftatebaftigkeit der Beſchwerde nur beiläufig bei Anfüly 
rung der übrigen gravamina und bei DBeurtheilung der 
Formalien anzumerken. — 

9, Vielfältig begnügen ſich die Kandidaten bei den 
Uebergange ihres Wortrages in die fernere Inſtanz das 
Prozeſſes, nur kurz anzugeben, diefe oder jene Partei habe 


413 


gegen das Urtel die: Appellation, die Reviſion eingewen⸗ 
det; hoͤchſtens mit dem Zufag: „gegen den ganzen ns 
halt.” Dies kann allenfalls genügen, wenn ber appelis 
rende oder revidirende Kläger mit.der Klage pure abge 
toiefen worden ift, in jedem andern Falle läuft es im 
Grunde doc) mehr oder weniger nur auf ein Urtheil des 
Meferenten hinaus. Das Kollegium muß aber‘ in ben 
Stand gefeßt werden, ſelbſt den Umfang des zu feiner 
Kognition gelangenden Streites zu erfennen, und Dies 
macht es unerläßlic), daß der Referent die gravamina 
wörtlich giebt, wie fie in den Akten aufgeftellt find. Nur 
dann ift mit Zuverläffigkeit zu überfeben, inwiefern ber 
eine oder andere Segenftand als rechtsfräftig augfcheibet, 
die fich befchwerende Partei an ihren urfprünglichen Ins 
trägen etwas nachgelaffen oder mobdifizirt hat. Iſt es 
nicht möglich, die Befchwerden fcharf und kenntlich her 
auszuftellen, weil die allgemein gefaßte Appellationg: oder 
Revifiond:Anmeldung feinen Anhalt dafür giebt, algdam 
wird der Referent Dies jedesmal ausdrücdlich bemer; 
fen müffen. 

10. In Beziehung auf den Vortrag ber Appellationd: 
ober Reviſions⸗ Unterftägungs+ Gründe, der in zweiler 
Inſtanz etwa vorgefommenen und erdrterten neuen Thats 
facyen, der Rechtsaugführungen u. f. w., gelten im Gans 
zen die vorftehenden Bemerkungen ebenfalls. 

Nur kann bier meiftens eine noch größere Defonomie 
beobachtet werden. Manches Neue, wenn es vom Gigs - 
ner zugeflanden ober anerfannt worden, wird füglich 
fhon in die species facti, vorbehältlicy der Erwähnung 
in der Prozefgefchhichte: in welchem Stadium des Pro 
zeſſes es dem Richter befannt geworden, haben vertwendet 
werden können; die Mitaufnahme von nur mit andern 
Worten wiederholten NRechtsausführungen aber, jedenfalls 
gaͤnzlich zu vermeiden fein. 

11. Sind in der Appellations: fo wie in ber Mevi: 
ſions⸗Inſtanz nur Nechtsausführungen eingereicht, oder 
ift die Praeklufion damit erfolgt, fo gehört es zur Vol; 
ftändigfeit des Wortrageg, dies beflimmt anzuzeigen. Hat 
der Revident Reue angeführt, fo verfteht es fich von 
ſelbſt, daß davon mit Rückfiche auf die $$. 10-20. Tit, 
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15. Th. I. der Allg. Ger. Orb. ausdruͤcklich Erwähnung 
sefcheben muß. u 

12. Schließlich. mag hier noch die Erinnerung ihren 
Platz finden, daß von:den Kandidaten häufig verabfäumt 
wird, die faktiſchen Angaben ihres Vortrags überall voll; 
fiendig durch die Aftenfolien zu belegen, 


Bei forgfältiger Erwägung und Beachtung der bier 
gegebenen Winke wird es gelingen müffen, dem gefchicht: 
lichen Theile des Vortrags jeder aud) noch fo weitlaͤufti⸗ 
gen und verwortenen Sache diejenige richtige Begrenzung 
und Ausftattung zu geben, welche das Intereſſe der Par: 
teen und das Bedürfniß des Spruch: Kollegiums gleich 
febr erbeifchen. In dem befondern Intereſſe des letztern 
wırd fich zugleich der gute Erfolg dufern, daß der Ucber- 
gang zur Beurtheilung derjenigen Formalien, welche die 
Frage bedingen, ob von dem Kollegio überhaupt, oder 
ſchon jeßt, auf das Materielle der Sache zum Zweck 
eines Endurtheilg eingegangen werden Fann, nicht allzu 
lange verfchoben bleibt. Dem Kollegio darf feine Zeit: 
vergeudung angemuthet werden! Kann daher dag Reflor: 
tiren der Sache vor die Gerichte überhaupt oder doc) Die 
Kompetenz des Kollegüi, dem Gegenftande oder dem ge 
ordneten Inſtanzenzuge nach, zroeifelhaft fein, oder ift über 
das eine oder das andere wirklich fchon Fonteflirt, walten 
erhebliche Zweifel über die Appellationss (MNevifiong.) 
Sahigkeit des Objekts oder über die Beobachtung der 
Frift zur Einlegung des Rechtsmittel ob, zeigt ſich ein 
Bedenken hinſichtlich der Vollſtaͤndigkeit der Publikation 
des vorigen Urtels, indem diefe vielleicht an einen Litis— 
denungiaten oder Adzitaten unterblieben ift, obwohl fie 
anfcheinend nicht hätte unterlaffen werden follen, fehlt ein 
bei der Sache adhibirtes wichtig fcheinendes Aftenftück 
oder Dokument, oder ift eine Verhandlung weſentlichen 
Inhalts nicht legal vollzogen, fo fann der Referent nicht 
früh genug das Kollegium biervon in Kenntniß feßen. 
Es wird in folchen bedenklichen Fällen, zumal bei an 
und für fic) vorzüglich meitläuftigen Sachen, fehr zu bil: 
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ligen fein, wenn der Referent dies ſo gleich zu An— 
fange der Relation in Geſtalt eines Vorwortes thut, 
weil moͤglicherweiſe in Folge der hieran zunächft ſich 
knuͤpfenden Eroͤrterung es entweder auf die Sache ſelbſt 
gar nicht weiter ankommen, oder doch die Vorleſung der 
vollſtaͤndigen Relation zur Zeit erſpart, mindeſtens be— 
traͤchtlich abgekuͤrzt werden kann. Vergl. 8. 3. 4. Tit. 13. 
TH. I der A. G. O. — In weniger dringenden Fällen 
der bezeichneten Art muß es allerdings bei der Regel blei— 
ben, der Beurtheilung der Foͤrmlichkeiten die Geſchichts— 
erzaͤhlung voraufgehen zu laſſen. 

II. Beurtheilung der weſentlichen Foͤrmlich— 


* 


feiten. 


1. Manche Kandidaten verbinden mit der Prüfung 
und Deurtheilung der eigentlichen: Formalien unmittelbar 
diejenige Kritik des Verfahrens, welche die Gerichtsord: 
nung Th. 3. Tit.4. $. 27. bei den Probe-Relationen noch 
befonders von ihnen fordert. Oft werfen fie fogar beides 
willführlicdy) bunt durd) einander. E8 muß aber einleuch- 
ten, daß jener Kritik, die nur wie eine Zugabe für die 
Probe⸗Arbeit zu betrachten ift, ein abgefonderter Platz 
am fchicklihften zu Ende der Nelation gebührt, da 
fie auf die dermalige Aburfelung der Sache ohne Einfluß 
bleibe und dem. Spruch» Kollegio nur allenfalls zu Be: 
merfungen oder Rügen in der Nebenverfügung Anlaß 
geben kann. ; 

2. Häufig iſt in den Relationen nur kurzweg gefagt, 
bei den Förmlichkeiten fei nichts zu erinnern. 
Hier nimmt der Referent Alles auf ſich; er giebt dem 
Kollegio nur fein Urtheil, aber feine Gewähr für deſſen 
Nichtigkeit, fordert, daß ihm aufs Wort geglaubt werde, 
es fei Alles nachgefehen, geprüft, richtig gewürdigt und 
beraubt fich felbft der Mittel, bei doc) entſtehenden Zwei: 
feln und Anfragen alsbald eine nachmeifende Auskunft 
zu geben. — Ueber die Vermwerflichfeit eines folchen, der 
Beftimmung und den Pflichten eines Referenten gerabes 
bin zumiderlaufenden Verfahrens bedarf es ſchwerlich 
eines Mehreren, al8 diefer Andeutung. 

3. Nicht viel beffer ſteht es um jene Methode, nach 
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welcher zwar die hierher gehörigen Gegenftände, als: ap 
pellable (revifible) Summe, Kompetenz des Kollegüi, Bes 
obachtung des Fatale, Wollmachtspunft u. f. m. einzeln 
berührt, aber auch nur berührt uud alsbald in der Weife 
abgefertigt werden, daß, allenfall8 unter Allegirung von 
Aktenfolien oder von Gefegen, Nefkripten, Sporteltaren ıc. 
jedoch ohne Inhaltsangabe gefagt wird, summa appel- 
abilis fei vorhanden, gegen die Kompetenz; finde fich 
nicht8 zu erinnern, dag Fatale fei beobachtet, der Voll: 
machtspunft in Ordnung ıc. Das Kollegium gewinnt fo 
allerdings einige Gewißheit darüber, daß der Referent 
feine Aufmerffamfeit auf alle jene Punkte zu richten nicht 
verabfäumt hat: allein zur eigenen Ueberzeugung, ob ber 
Meferent auch richtig über diefelben urtheilt, gelangt es 
dadurch nicht. | € 

Diefe Ueberzeugung ift nur zu gewinnen, wenn dag 
Objectum litis, fo weit es in die Inſtanz übergegangen _ 
äft, bier wiederholt in der Summe auggedrücdt oder fonft 
bezeichnet, nöthigenfall8 gezeigt wird, wie daffelbe nach 
den beftebenden Borfchriften gewürdigt und berechnet wor; 
den; wenn der Meferent durch eine Wergleihung de Das 
tums der Urtels Publikation oder Behändigung mit dem 
Präfentatum der Appellationd; oder Revifions: Anmeldung 
dag gefenliche Fatale ald beobachtet oder nicht beobachtet 
darlegt, wobei e8 übrigens in ber Reviſions⸗Inſtanz einer 
Verbreitung über das fatale appellationis nur dann, 
wenn in Beziehung darauf gravaminirt worden, noch bes- 
dürfen fann; wenn ferner ausdrücklich angegeben mird, 
ob beide Parteien durch Anwälte vertreten worden, oder 
welche von ihnen den Prozeß felbft geführte bat; wo in 
den Akten die Vollmachten der Stellvertreter, die Tutos 
rien oder Kuratorien, Autorifationen u. f. w. anzutreffen 
find; und ob und welche Augftelungen wider Diefelben 
etwa gemacht werden fünnen. Die Prozeß: Vollmachten 
find haufig nicht der Vorfchrift der Allg. Ger. Ord. Th. 
1. Tit. 3. $. 30. gemäß auggeftellt. Gleichwohl laffen die 
Kandidaten dies oft ungerügt. — Bei Prozeffen, in wels 
chen Pflegebefohlne betheiligt find, fommen mitunter man: 
gelhafte, der VBorfchrift des Allg. Landrechts Th. 2. Tit. 
18. $. 223. nicht entiprechend ausgefertigte - Beftallungen 
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vor. Namentlich iſt dag Alter der Kuranden nicht im⸗ 
mer angegeben. Dergleichen Anftände erregen nicht felten 
Dedenten gegen die Legitimation des Wormundes oder 
Kuratorg zur Verfolgung des Anſpruchs in den höheren 
Inſtanzen und veranlaffen Mefolute. Auch dies’ überfehen 
die Kandidaten häufig. Ä 

4. Hat der Kandidat, wie ebenfalls vorfommt, nur 
über einige der Hierher gehörigen Formalienpunfte fich ge: 
äußert, andere Dagegen ganz unerwaͤhnt gelaffen, fo liegt 
der Grund gewöhnlich darin,:daß mehreres bereit in der 
Prozeßgeſchichte antizipirt worden. Zumeilen ift in diefer, 
obwohl oft nur fehr beiläufig, fchon der Vertretung ber ' 
einen oder der andern Partei durch einen Mandatar er: 
mwähnt, ettva in der Art „der Verklagte (vertreten durch 
den Auftigfommiffarius N. N.) hat” ꝛc. Häufig und faft 
in der Megel ift das Datum des Urteld und der Appel: 
lationg: dder Nevifions-Anmeldung ſchon dort angegeben, 
fiatt des legtern auch wohl nur: daß die Anmeldung 
„zeitig” gefchehen fei, bemerft und damit hat dann der 
Meferent diefe Punkte ein für allemal abgethan geachtet 

Die Prozeßgefchichte ift aber als folche nicht der ge: 
eignete Drt, dag mit in ſich aufjunehmen, was nur der 
Prüfung der Außern Förmlichkeiten angehört. Die Zu: 
börer find auch nicht im Stande, zum Behuf dieſer fpd- 
ter vorzunehmenden Prüfung ſchon während der Anhoͤ⸗ 
rung des Geſchichts⸗Vortrages dorthin gehörige Momente, 
vollends Zahlenangaben, im rafchen Fluge auszuheben 
und feftzuhalten. Solche Angaben werden gewoͤhnlich 
überhört, und fommt nun der Meferent nicht felbft fpäter 
nod) einmal auf jene Punfte zuruͤck, fo kann beforglich 
leicht etwas überfehen, eine nothivendige Nachholung ver: 
abfäumt werden. — | — 

5. Nicht ſelten haben die Kandidaten zwar ganz richs 
tig die Kritik des Verfahrens bis an das Ende der Re 
lation verfchoben, darin jedoch Erinnerungen mit aufge: 
nommen, die offenbar in den Abſchnitt von den weſentli⸗ 
chen Förmlichkeiten oder zur Beurtheilung der Hauprfache 
gebören, weil fie entweder die Srage über Abfaffung oder 
Augfegung des Definitiv-Erfenntniffes mit bedingen, oder 
gar das Urtheil in der Hauptfache beflimmen können. Zu 
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ſolchen Erinnerungen muß doch unftreitig gerechnet werben, 
wenn 5. DB. eine der zur Sache gehörigen Verhandlungen der 
Namens-Unterfchrift de8 Deputirten, des Kommiſſarius, 
«iner der Parteien oder eines der Stellvertreter u. f. w. 
ermangelt, wenn die Bereidung eines Zeugen ohne erficht: 
lichen Grund unterblieben iſt, ein Vollmachts Formular 
in» ein--oder anderer. Beziehung nicht vollftändig ausge: 
füllt vorliegt. — Mag immerhin der Referent nach pflicht- 
mäßiger Erwägung ſich überzeugt gehalten haben, daß 
diefe Mängel überfeben werden können, mweil vielleicht an 
dere fpätere Verhandlungen oder Erklärungen die fehlende 
Unterfchrift der früheren entbehrlid machen, es auf die 
Ausſage des Zeugen nicht anfommen dürfte, das in der 
Bolmacht Fortgeblicbene anderweitig : mit Zuverläffigkeit 
aus den Akten zu entnehmen ift u. f. .r fo kommt der 
Meferent mit feiner Aeußerung hieruͤber erſt am GSchluffe 
der. Relation immer zu fpät, infofern e8 ja doc, möglic) 
bleibt, daß das Kollegium feiner Anficht nicht beiſtimmt 
und den Mangel erheblich genug finder, um ihn vorab 
befeitigen zu laffen. Rügen, welche lediglich auf, in dem 
Votum über die Hauptfache vertheidigten, Anfichten beru- 
ben, mithin durch die Nichtigkeit der letztern — materiell 
— bedingt find, gehören begreiflich nicht in die Kritik des 
DHerfabreng, noch in den Abfchnitt von den tefentlichen 
Sörmlichkeiten, fondern unbedingt in dad Votum felbft. 
+6. Befonders oft und immer wiederfehrend ift in den 

Probe-Relationen - | 

die Frage über die Legitimation ber Parteien 

zur Sade . Ä 

mit. unter die Rubrik von den Foͤrmlichkeiten geftellt, und 
Dafelbft bald ganz bald. theilweife beurtheilt, obwohl billig 
fhon der Name (legitimatio ad causam) darauf hin: 
geführt haben follte, daß diefe Frage unbedingt und un: 
gerbeilt zur Begutachtung der Sache felbft gehört. Allen: 
falls. unterfcheiden die Kandidaten bier, ob und in wie 
weit über den Legitimationepunft in den Aften geftrieten 
oder nicht geftritten worden if. Hat fein Streit darüber 
vorgewalter, fo glauben fie, wenn überhaupt, fogleich bei 
Gelggenbeit des Prozeß: Legitimationspunftes und der 
übrigen Foͤrmlichkeiten ſich darüber mit äußern zu dürfen. 
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Entgegengefeßten Falls behalten fie nur in Anſehung der 
jenigen Partei, deren: Legitimation zur Sache wirklich be; 
firitten worden, das Weitere dem Votum über dieſe leg; 
tere vor, laffen es hingegen in Betreff der andern Partei 
bei- dem bemenden, was darüber bei den Sörmlichkeiten 
etwa angemerkt worden. ; | 
Allein zuvörderft gehört e8 in allen Källen, auch bei 
Ermangelung jeglicher Anregung von Seiten ber. ftreiter 
den Theile; zu den unerläglichen Funftionen des erkennen, 
den Nichterd, die Berechtigung ſowohl des Klägers. zur 
Berfolgung, als des Verklagten zur Vertheidigung des 
Streitgegenftandes jederzeit von Amtswegen gemau zu 
prüfen, damit nicht möglichermweife über.;einen zwifchen uns ° 
befugten -Perfonen geführten. Rechtsſtreit bloß materiell 
eine: Entſcheidung gefällt werde, die formell ohne techtliche 
Mirkfamfeit gegen den dritten rechtinäßigen Verfolger oder 
Bertheidiger bleiben müßte.. Jener Unterfchied alfo, wel—⸗ 
chen. manche Kandidaten machen, ift ohne haltbaren 
Grund und entweder müßte die Prüfung der Sachlegiti- 
mation fammet: ihrem Ergebniffe ganz dem Votum über 
die Sache oder gang. dent Abfchnitte von: den Förmlichkei- 
ten angehören. 1 | | 
Sodann iſt zu erwägen und zu unterfcheiden: was 
der. Erfolg fein. fann und. muß, wenn der Richter die 
Legitimation «des Klägers oder die. des Ber 
Flagten nicht begründet; findet. und: mas der, Nichter 
zu thun hat, wenn nur bei der Stellvertretung der 
einen oder andern Partei, bei dem Vollmachtspunkte, fich 
Mängel ergeben? — Gebrechen der letztern Art muß alle— 
mal Durch den Richter von Amtswegen abgeholfen wer: 
den, ſei es mittelft. Refoluts oder mittelſt einer in die Ur: 
telöformel aufsunehmenden vorbehältlichhen Auflage. Denn 
Diefe Gebrechen werden mehr oder meniger immer dem 
Gerichte zur Laft fallen, welches den Verhandlungen, nicht 
gehörig oder gar nicht legitimirter Stellvertreter ſo lange 
nachgefehen bat: — Der Mangel hingegen an der: Legiti- 
mation der Parteien bleibt der legtern eigene und alleinige 
Schuld und da mit der fehlenden Legitimation zugleich 
das Streitobjekt felbft ſchwindet, allenfalls nur die Ver: 
bindlihfeit der unbefugten Streiter unter fi zum Scha— 
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dens⸗ und Koftenerfaß zurucklaͤßt, fo kann bier der Rich: 


ter nicht nachhelfen, es bleibt ihm nur übrig, zu erfennen, 
und den Kläger wegen des ihm entweder überhaupt, oder 
doch gegen den in Anfpruch genommenen Verkflagten mans 
genden Klagerechtd ahzumeifen. I 
Vergl. dag Reſkript vom 10. Dezember 1814 Jahrb. 
Bd. 4. ©. 208. | | 
Da nun durch ein Erfenntniß dicfer Art nicht weniger 
wie durch jedes andere Definitiv:lirtel der Rechtszuſtand 
unter den bisherigen Parteien unmwandelbar und pe— 
remtorifch firire wird, fo ergiebt fich, daß auch der darauf 
binführende faftifche und gutachtliche Vortrag des Refe— 
renten niemals in demjenigen Wbfchnitte, welcher die 
FKörmlichkeiten bes vorliegenden Prozeſſes betrifft, viel, 
mehr jederzeit nur in dem Voto über die Sache felbft 
feinen Pla erhalten fann. Der enge. Zufammenhang, in 
welchem der Sad: und ber Prozeß⸗Legitimationspunkt 
oftmals in den Akten ſich vorfinden, befonder8 wenn an⸗ 
gebliche Teftamente; oder Sinteftaterben und darunter Min- 
Derjährige die Kläger oder die Verklagten find und zu des 
ren und gleichzeitig auch ihrer. Vertreter Legitimation ein 
Seftament, Theilungs: Reef, Erbfchafts:Atteft, Taufs und 
Todtenfcheine, General:-Spezial: oder Prozeß: VBollmachten, 
Tutorien mit eingeräcktem Namen und Alter der Ruran: 
den und dergleichen entmweder in Einem ober nach und 
nad) theils beigebracht, theild in Bezug genommen find, 
darf feinen Grund abgeben, beide Punkte ungefondert bei 
den Förmlichkeiten zu behandeln. Es find überhaupt 
swei von einander unabhängige, daher getrennt zn bals 
tende Fragen: j 
ob diejenigen Perfonen, zwiſchen tmelchen ber Prozeß 
geführt iſt, hiebei an ſich gehörig vertreten 
worden? und | | 
ob die nämlichen Parteien auch zur Sache legiti- 
mirt find? 
Dei der erften Frage kommen Teflamentg: Erefutorien, 
Vollmachten, Tutorien, Approbation: Defrete u. f. w. ale 
folche, abgefeben von dem übrigen die Legitimation der 
Parteien betreffenden Inhalte in Betracht und ihre Pruͤ⸗ 
fung in dem Abfchnitte von den Formalien ift felbft er 
nicht 
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nicht entbehrlich, wenn die andere Frage bei der Haupt: 
fache zu verneinen befunden werden follte. Denn wären 
die zur Sache nicht legitimirten Progeßführenden Theile auch 
nicht einmal gültig vertreten, fo würde, fchon wenn. man 
nur auf den Koſtenpunkt fieht, der doc) -ebenfallg feine 
Erledigung finden muß, die Sache eine andere Seftalt für 
den Nichter gewinnen, als wenn die ProzeßsLegitimation 
an ſich in Ordnung wäre, in welchem Fall ed nur Eünf; 
tig fi darum handeln fönnte, in twiefern ber Kläger von 
dem DBerklagten (qui liti se obtulit) oder umgekehrt, ber 
Verklagte von dem Kläger Schadenserfag zu. fordern bes 
rechtigt fei. | 


IV. Botum und Gründe. ' 


Für biefen Abſchnitt der Nelation laſſen ſich der Na 
tur. der Sache nad) die wenigſten felbft nur allgemeinen 
Andeutungen geben, und auch diefe müffen ſich meift auf 
bie äußere Behandlung deſſelben ‚befchränfen. | 

1. Wenn manche Kandidaten bei dem Lebergange 
zur Beurtheilung der Sache nicht gleich) vorweg ihr Vo—⸗ 
tum beftimmet ausfprechen, deffen Abgabe vielmehr big 
zum Scluffe ihrer Ausführung verfchieben, fo kann dies 
unbedingt nur gemißbilligt werden. Das Kollegium bleibt 
alsdann immer längere oder fürzere Zeit im Dunkeln dar⸗ 
über, wohin die Betrachtungen und Entwickelungen des 
Neferenten führen follen, es entbehrt des fo nöthigen 
Anhaltes für die fchrittweife umfichtige Würdigung derfels 
ben in der Anwendung auf das vorliegende Streitverhält, 
niß und in Beziehung auf ihre Zulänglichkeit. 

2. Zusveilen wird, wenn aud) -erft nach Abgabe des 
Voti, doch der Entwickelung der Gründe voraufgehend, 
ein Besume gegeben, worin dag factum, der bisherige 
Prozeßgang und die Anträge der Parteien in einer abge 
fürzten Zufammenftellung dem Kollegio noch einmal vorge 
führt werden. In befondern Faͤllen mag dies, wenn eg 
mit der gehörigen Dekonomie gefchieht, nicht unzweckmaͤ⸗ 
Big fein. Nur ald Regel darf es keinesweges betrachtet 
werden. Wenn einige Kandidaten fich in dieſer Hinficht 

1336. 5. 94. | gi 
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auf die Gerichtsorbnung berufen, welche Th. I. Tit. 13. 
$. 7. Abfag 5. beftimmt, daß den Gründen des Neferens 
ten für fein Votum allemal eine vollftändige und zuſam⸗ 
menhängende Erzählung des ganzen facti vorausgehen 
müffe, fo wird von ihnen überfehen, daß diefe Vorfchrift, 
tie der weitere Kontert ergiebt, und wie bereitd oben an» 
gedeutet ift, fih auf die dem Referenten in feinem 
Gutachten natürlich vor Allem obliegende Konftruirung 
des facti aus den Verhandlungen und aufgenommenen 
Beweiſen und auf die Nothwendigfeit bezieht, in den dem 
: fünftigen Erfenntniffe beigufügenden Gründen auch ben 
Parteien von der Art, wie der Richter das Thatfächliche 
aufgefaßt und ‚feiner Entfcheidung untergelegt hat, Res 
chenfchaft zu geben. — Berfchieden hiervon ift, maß die 
Kandidaten gewoͤhnlich voranfchicken, oftmals nur dazu 
beftimmt, aus der ihrem eigenen Gefühle nach zu Mmeit: 
fchichtig gerathenen species facti und Progefgefchichte 
dem Kollegio das Möthige wieder in Nüderinne 
rung zu bringen. 

3. In der Rechtfertigung des Voti zeigt fich häufig 
der Mangel einer richtigen logifchen Ordnung, fo wie Uns 
beholfenheit in Verwendung und Verbindung des Stoffe. 
Der Referent beginnt mit Erörterungen, ohne vorher im 
Mindeften anzudeuten, was unterfucht und bemiefen wer: 
den fol; er prüft einzelne Behauptungen der Parteien, 
aber man erfähre nicht, in melcher Beziehung zu dem 
Rechtspunkte fie genommen find, welchen Einfluß auf bie 
Entfheidung fie haben follen. Oder der Kandidat macht 
zwar durdy Nebeneinanderftellung der abweichenden An: 
gaben der Parteien den eigentlichen Streit und Beweis: 
punkt bemerklich; ftatt aber fi) nun ſogleich darüber 
augzufprechen, was feiner Anſicht nach für erwiefen, was 
für nicht erwiefen oder für widerlegt zu achten und bier: 
auf die Darlegung der Beweismittel folgen zu laffen, be 
obachtet er das Umgefehrte, theilt zuvörderft den Anhalt 
der Urkunden, Zeugen: Ausfagen mit, und zieht dann erft 
feine Nefultate. Daß hierdurch dem Vortrage alle Leben: 
Digfeit benommen wird und der Klarheit und Ueberficht» 
lichfeit in meitläuftigen und verwickelten Fällen weſentlich 
gefchabet werden kann, muß von felbft einleuchten. 
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Häufig laufen in ber Ausführung Haupt und Ne 
ben:Sründe feltfam in einander, Präjudizials und even 
tuelle Bunfte freugen fich, der Meferene ift mit der Ans 
wendung und Aufftelung der Rechtsgrundſaͤtze, wenn. er 
fie auch richtig erfaßt bat, fichtbar in Werlegenheit und 
fördert fie nur muͤhſam und unbeholfen zu Tage. So 
entfiehen Arbeiten, die, wenn man fie in einzelne Theile 
zerlegt, hier wohl hin und wieder manches Gute erkennen 
laffen, denen jedoch, ald einem Ganzen, jeder innere, dem 
Lefer oder Zuhörer klar werdende Verband fehlt. Dft 
mag der Grund zum Theil darin liegen, daß der gemäblte, 
vielleicht ganz richtige Ideengang nur nicht wenigſtens 
einigermaßen bemerflicy gemacht, der Uebergang von einer 
fpezielen Ausführung zur andern nicht fenntlich genug 
angedeutet ift, was freilich fo leicht durch tmenige Worte 
und in einer Wendung gefchehen Eonnte, die wiederum 
dem zu grellen Hervortreten der Digpofition ebenfalls 
vorbeugte. Uebrigens ftößt man in den Ausführungen 
zu Zeiten auf Mittelfäße, deren nähere Nechtfertigung, 
obgleich fie fchon jegt gleich zu erwarten wäre, mit den 
Morten: „mie weiter unten gezeigt werden fol,” erft für 
Die Folge verheißen mird. Solche Verweiſungen laffen 
ſich nur für feltene Fälle in Schuß nehmen. Gemöhnlich 
find fie nichts weiter, als die Folge irgend eines Mangels 
in der Anordnung, welchen aufzufinden dem Meferenten 
bei nochmaliger Durchficht feiner Arbeit nicht ſchwer ges 
mefen fein mürde. 

4. In Hinfiht auf die Mittheilung der Zeugenaug: 
fagen ift bier noch befonders hervorzuheben, daß die Kans 
didaten dabei oft entgegengefehte Fehler begehen, beſon⸗ 
ders in Fällen, wo 3. B. über die von dem einen Theil 
behauptete oder vorgefchüßte, von dem andern vielfeitig 
bernängelte Verjährung, nach deren einzelnen Momenten 
eine große Anzahl von Zeugen abgehört worden. Hier 
trägt der eine Referent fämmtliche Ausſagen nach der 
Reihefolge der Zeugen hintereinander und mörtlich vor; 
ein anderer allegirt diefelben gar nicht, und giebt vielmehr 
nur fein Urtheil über das Reſultat, ftatt fie nach den Ge: 
genftänden zufammenftellen und bier, foweit «8 jedesmal 
nöthig ift, wörtlich anzuführen. 2 

i 2 
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5. Eine etwas reichlichere Augftattung des Gutach: 
tens mit Belegftellen aus Gefegbüchern und Wutoren 
mag bei ProbesRelationen immerhin erlaubt fein, nur 
muß fie weder in einem prunkhaften Allegiren ohne In⸗ 
baltsangabe beftehen, noch offenbaren Digreffionen über 
Nechtsfäte oder Kontroverfen den Weg bahnen, die mit 
-der- vorliegenden Sache. in feiner näheren, böchftens in 
fehr untergeordneter Beziehung ſtehen. — 

Noten zum Text, in welchen dergleichen Studien fich 
hin und wieder niedergelegt finden, find für ben Lefer nur 
ftörend, für den Zuhörer aber, ihrer Tendenz und abge 
fonderten Stellung nach, ohne Intereſſe. 
| 6. Nicht felten vernachläffigen die Kandidaten “über 
dem Beftreben, ihre Anficht und ihren Antrag recht fcharf 
zu motiviren, bie nöthige Vorforge für den Ball, daß 
das Kollegium ihnen nicht beipflichten, oder doch in der 
Art und Weife, wie entgegengefeste oder abweichende Ans 
fichten in Geftalt bloßer Zweifeldgründe in dem Gutachs 
ten befeitigt worden, feine Befriedigung noch nicht finden 
möchte. Die Abgabe eined befondern eventuellen Voti 
ift aber häufig fchon darum unerläßlich, weil es in dem 
bemerften Fall darauf anfommen kann, auch faftifche 
und nicht bloß rechtliche Momente, welche der Referent in 
der von ihm genommenen Richtung mehr oder weniger 
nur beiläufig zu berühren gehabt, unter dem Gefichte» 
punfte der gegenüberfiehenden Anficht anderweitig hervor⸗ 
zuheben und zu beleuchten. Den Kandidaten, ber dies 
nicht wahrgenommen hat, trifft alsdann mit Recht der 
Vorwurf der Einfeitigkeit und der Unvolfländigfeit. Sins 
defien wird auch mwiederum von Andern in der Aufitels 
lung eventueller Vota zu weit gegangen und folche da 
verjucht, wo dies nicht gefchehen fann, ohne daß der Res 
ferent mit feiner Hauptanficht ind Gedränge und in Wis 
derfpruch geräth. Der Fehler liegt alsdann darin, daß die dem 
angenommenen Standpunfte entgegengefeitte Erörterung 
nicht ſchon ihren Plag in dem Prinzipal:Voto gefunden 
bat. Iſt in diefem 3. DB. ausgeführt, daß dem verflag- 
ten Verwalter ein Verſehen rechtlich nicht zur Laft fällt, 
fo kann der Referent nicht hinterher noch in einem evens 
tuellen Voto den Beweis übernehmen wollen, daß dem 
Verklagten allerdings ein Verſehen beisumeffen fei. 
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7. Bei der fchließlichen Faſſung bed Tenors ber vor: 
gefhlagenen Enticheidung zeigt fich häufig der Fehler eis 
ner zu großen Breite. Abändernde Erfenntniffe werden 
oft in der Art normirt, baß ber ganze Tenor des vorigen 
Urtels wörtlich wiederholt, für aufgehoben erklärt, und 
dann erft der an feine Stelle tretende Ausſpruch gegeben 
wird, während es wmeiftens genügt, zu fagen, daß, unter 
Abänderung der vorigen Entfcheidung, dahin erkannt 
werde ıc. 


Was fonft für den Fritifchen, wie für den biftorifchen 
Theil der Probe⸗Relationen noch vielfältig zu wuͤnſchen 
übrig bleibt, gehört dem Gebiete der Sprachfunde an. 
Den oben angebeuteten Anfprüchen von Seiten der Logik 
auf folgerechte Anordnung, Klarheit und Bündigfeit des 
Vortrags in allen feinen Theilen, gefellt fich nämlich Hier 
die Erinnerung bei, daß auch auf Einfachheit, Würde 
und Präzifion des Ausdrucks, auf angemeffenen Perioden, 
bau, mit Vermeidung aller beſchwerlichen Einfchaltungen 
oder Zwifchenfäge, fo wie auf moͤglichſte, wiewohl auch 
nicht ängftlich übertriebene Neinhaltung der Sprache von 
veralteten Wörtern, lateinifchen Ausdrücken und Provin⸗ 
gialismen, nicht minder forgfältig Bebac)t genommen wer» 
Den möge. In diefer Beziehung find die Kandidaten 
bauptfählih an das Maaß ihrer Grundbildung, ihrer 
Helefenheit und Erfahrung gewiefen. Weitere Andeutuns 
gen liegen außer den Grenzen dieſes Aufſatzes. 

Es folgen jegt noch einige Bemerkungen über bie 


V. Behandlung der Punftenfacdhen. 


Bei den Punftenfachen, mworunter bier auch diejenis 
gen Sachen begriffen merden mögen, in welchen über 
Kons und Mefonventiond:Anfprüche, oder auf doppelte 
Appellation oder Nevifion, oder über mehrere gravamina 
zu erfennen iſt, zeigen fich für die Behandlung manche eis 
genthümliche Schmwierigfeiten, die von den Kandidaten in 
ihren Probe-Relationen nicht immer Erdftig und glücklich 
genug befämpft und befeitigt. werden. Dieß aͤußert ſich 
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1. in denjenigen Punktenſachen, in welchen nur uͤber 
Konventions⸗ nicht ‚uglelch auch über Nefonventiondans 
fprüche zu referiren ift, vornehmlich auf zwiefache Weife. 

Einige Kandidaten fchließen ber allgemeinen Ge 
fhichtserzählung, worin dag Hauptgefchäft, die auß dems 
felben entftandenen Verhaͤltniſſe der Parteien unter fich, 
oder zu dritten Perfonen, und die Ereigniffe big zum Bes 
ginn des Prozeſſes mehr oder minder ausfuͤhrlich vorge, 
tragen worden, unmittelbar und in ununterbrochener Folge 
fämmtliche zur Entfcheidung ſtehende Klagepunfte unter 
ihren einzelnen Nummern an, auch wenn fein einziger das 
von mit dem andern in nothwendigem Zufammenhange 
ſteht; fie laffen darauf die Ermiederungen des Verflagten, 
die Replick u. ſ. wi in eben der Ordnung folgen, geben 
den Tenor bes Urteld mit allen feinen einzelnen Pofitios 
nen ad pet. 1. 2. u. f. mw. hinter einander weg und fah⸗ 
ren in diefer Weife fort, bis fie, nach vorgängiger Beurs 
theilung ber Zörmlichkeiten zur Abgabe ihres Voti gelans 
gen, wo dann freilic) der Uebergang zur getrennten Bes 
handlung bes Einzelnen von felbft geboten wird. — Dies 
ift ohne mweitern Beweis unter allen Methoden die ver; 
werflichfte. 

Meniger unpraktiſch ift die folgende: 

Der Referent geht von der allgemeinen Gefchicht; 
erzählung unmittelbar zu dem Vortrage des erften Klage: 
unftes über, beurtheilt dann zubörderft die mefentlichen 
Förmlichfeiten des ganzen Prozefles und giebt nun fein 
Votum mit Gründen ad punctum I. ab, morauf die 
übrigen Punfte einzeln dargelegt und beurtheilt werben. 
Hier erwaͤchſt nur der Uebelftand, daß die Theile der Re: 
lation zu fehr aus ihrem richtigen Verhaͤltniß zu einander 
treten und die materielle Beurtbeilung des oft gerade weit 
läuftigften und michtigften erften Klagepunfts von deſſen 
faftifchen Vortrage dadurd) zu weit getrennt und bins 
ausgeſchoben wird, dag die oft niche minder aus: 
führliche Beurtheilung der wefentlichen Foͤrmlichkeiten dee 
Prozeſſes und des Rechtsmittels dazwiſchen tritt. 
Manche wählen den Ausweg, hinter dem faftifchen Vor: 
trage des erften Punkts nur das Nöthige in Betreff der 
Kompetenz des Koflegii und der VBolmachten der Sach⸗ 
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walter zu erwähnen, dagegen über das Vorhandenſein ei- 
nes appellablen oder revifiblen Gegenftanded und über 
die Beobachtung der Fatalien bei jedem einzelnen Punfte 
befonderg fich zu Außern. Allein bei diefem Verfahren ift 
wenig für Abkürzung gewonnen, auch fann leicht der 
Fall eintreten, daß einmal gerade bei einem oder einigen 
der leßten Punkte wegen vormwaltender Zweifel über die 
Appellationg: oder Reviſionsfaͤhigkeit des Objekts ein nd» 
berer Ausweis von dem Kollegio (vielleicht auf die Mor 
tion des Meferenten felbft) für erforderlich geachtet und 
damit zugleich die Ausſetzung ded Spruch überhaupt ber 
liebt wird, da denn die Zeit, welche big dahin der Vortrag 
der vorhergegangenen Punkte mweggenommen bat, unnüß 
aufgewendet fein wuͤrde. 

Uebelſtaͤnden dieſer Art iſt ſo leicht zu begegnen, wenn 
nur folgendes beachtet wird: 

a. die Einleitung oder der Vorbericht darf nicht auf 
eine nur ganz kurze Andeutung des Prozeßgegenſtan⸗ 
des überhaupt, wie davon oben unter Il. 1. die Rede 
war, befchränft, fondern es muß darin ſchon einiges 
Allgemeine aus der Gefchichtserzählung in fomeit 
mit übernommen werden, als erforderlich if, um 
das Kollegium, wenn es ſich demnächft alsbald zur 
Prüfung der weſentlichen Förmlichfeiten menden fol, 
auch vorher die hierzu nöthige allgemeine Ueberficht 
gervinnen zu lafien. Es wird daher 5. B. nöthig 
fein, die in der jegigen Inſtanz zur Entfcheidung 
fommenden Punkte einzeln oder nad) Kathegorieen 
fhon etwas näher zu charafterifiren, anzugeben, mel: 
cher Richter in den früheren Anftanzen erfannt bat, 
von welcher der Parteien das Rechtsmittel eingelegt 
worden u. f. mw. ’ 

bh. Hierauf find die Förmlichkeiten fogleich in Beziehung 
auf fämmeliche Punkte fo vollftändig zu beurthei- 
len, daß auch die bei einzelnen derfelben vielleicht 
zweifelhafte Frage über Appellationd: (Reviſions) 
Fähigkeit des Dbjefts, Nechtzeitigkeit der Anmeldung 
und dergleihen ſchon hier ihre Erledigung erhält. 
Auf diefe Weife.toird das Kollegium rechtzeitig Dar: 
über in Gewißheit-gefegt, inwiefern wenigſtens quoad 
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formalia die Sache fpruchreif ſei, und daher bei als 

len Punkten auf die Sache felbit eingegangen mer; 

den könne; der Meferent aber erhält freie Hand, nun 
ununterbrochen einen Punft nach dem andern eins 
jeln vorzuführen und materiel zu begutachten. 

2) In den aus Kon: und Rekonvention beftehenden 
— handelt es ſich bei der Rekonvention ent 
weder 

a. um ſolche Anſpruͤche, welche aus demſelben Geſchaͤft 
wie die Konvention abgeleitet werden, 
oder 

b. um ſolche, die aus einem andern und verfchiebenen 

Geſchaͤft entfprungen, zur ae Zweck der Kompenfas 

tion aufgeftellt und deghalb in ein und dem nämlis 

chen Aftenftücke zur Erörterung gediehen find. 

In dem Falle zu a. werben Forderung und Gegens 
forderung, ihrer Entftehung und Natur nad), oft fo innig 
mit einander verfchmolzen fein, daß eine Trennung des 
darauf bezüglichen Gefchichtsvortrages und Gutachtens 
nad) Kons und Nekonvention nicht wohl thunlich, der 
Meferent vielmehr genöthigt iſt, beides in Einem zu 
geben. Oder es kann ſich ereignen, daß die Rekonven⸗ 
tion zuerſt vorgetragen und beurtheilt werden muß, und 
die Konvention alsdann von ſelbſt dergeſtalt ihre Erledi⸗ 
gung erhaͤlt, daß ihrer nur mit wenigen Worten noch 
zum Schluß zu gebenfen iſt. Diejenigen Kandidaten, 
welche dies nicht forgfältig beachten, gerathen mit ib» 
rem Vortrage unabwendlich in Verworrenheit, oder in 
unnüße Breite und in Wiederholungen. 

An dem Falle zu b. würde es hinwiederum fehr un. 
swechmäßig fein, wenn ber Referent nicht in ähnlicher 
Art, wie bei den Punftenfachen angedeutet ift, die Separas 
tions; Methode anwenden, vielmehr Kon: und Rekonven⸗ 
sion hinter einander weg vortragen und hierauf erft bie 
Beurtheilung ber Förmlichkeiten und das Votum folgen 
lafien wollte. Der Vortrag erheifcht bier, um eine allge 
meine Weberficht der Streitgegenftände zu gewähren, und 
weiterhin durch kennbare Lebergänge die Aufmerffamfeit 
der Zuhörer für das Einzelne zu erwecken und unge, 
ſchwaͤcht zu erhalten, ebenfalls eine Vorankündigung, daß 
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und aus welchem Geſchaͤft Kon: und Mefonvention vor 
liegen, welches Gericht in erfter (smeiter) Inſtanz darüber 
erkannt hat und von welcher der Parteien das Rechtsmit— 
tel eingelegt worden, fodann unmittelbar die Prüfung der 
örmlichkeiten, und nun die abgefonderte Darfiellung und 
egutachtung erft der Konvention, dann der Nefonvention. 

4 zen beide Parteien ein Nechtdmittel eingelegt, 
fo betreffen ihre Befchtwerden entweder ein und ben naͤm⸗ 
lichen Theil der Entfcheidung, oder von einander verfchies 
dene Gegenftände berfelben. In beiden Bällen, befonderg 
aber in dem erften, darf es nicht immer, wie in den Pros 
be-Relationen wohl vorgefommen ift, für gleichgültig ange, 
ſehen werden, welcher Partei Beſchwerden zuerft vorgetras 
gen und behandelt werden, vielmehr wird jedesmal zu er 
wägen fein, ob und welche von den Beſchwerden ber eis 
nen Partei die umfaffendere ift, oder als präjudiziell, wenn 
fie erheblich befunden würde, diejenige der andern Partei 
ganz oder großentheild von felbft erledigen müßte. Bei 
Boranftelung der erftern wird alsdann der Vortrag, ohne 
der Vollftändigkeit irgend Abbruch zu thun, an Kürze 
und Abrundung ungemein gewinnen. 

4. Sind die Appellationd,. oder Revifionsbefchtwerben 
nicht gegen fämmtliche, fondern nur gegen einen und den 
andern der in der vorigen Inſtanz entfchiedenen Punkte 
gerichtet, ift daher die Nummer der Befchwerden nicht mit 
der Nummer der einzelnen Punkte zufammentreffend, fo 
gereicht e8 zur beffern Weberfiche und Kontrole, den Vor⸗ 
trag nad) den Befchmwerden zu fepariren und nur. bei eis 
ner jeden derfelben hinter ihrer Nummer den Punkt, wels 
chen fie —* anzumerken. 

5. In Pacht: und Rechnungsſachen ſoll nach der 
Allg. Gerichtsordnung Th. J. Tit. 44. 6. 9. und Tit. 
45. 6. 21. am Schluſſe des Erkenntniſſes ein Liquidum 
aufgeſtellt werden. Nothwendig iſt dies jedenfalls ſchon, 
um ben Koſtenpunkt gehoͤrig beſtimmen zu koͤnnen. Gleich⸗ 
wohl wird von den Kandidaten ſelten in ihren Relatio⸗ 
nen hierauf Bedacht genommen. 
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Schluß:Bemerfung. 


Die vorftehenden Bemerfungen koͤnnen und follen, 
obwohl fie zum Theil fehr in das Einzelne gehen, immer 
nur, wie gleicy zu Anfange bevorwortet ift, als allgemeine 
Andeutungen über das Meferiren betrachtet werden. Nächft 
ihnen mag den Kandidaten auch das fleifige Lefen gut 
auggearbeiteter Erfenntniffe angelegentlic) empfohlen fein. 
Aus folchen kann der fchon geübte Meferent fih eben fo 
fichere als ſchaͤtzbare Regeln über die Grundlagen eines 
Vollkommenheit ſich näbhernden fchriftlichen Vortrages 

ilden. 
Doc, bleibt vor Allem ſtets zu beherzigen, was in 

G. M. de Ludolff Symphorema consultationum 

et decisionum, Tom. I. in der Vorrede 
fo treffend ausgedruͤckt ift: 

„Naturalem neque ad regulas speciales adstrictam 

„methodum qui sequetur cum judicio, recte faciet, 

„et melius, quam si praescripta aliqua norma 

„torquere voluerit et materiam et se ipsum.” — 


Berlin, den 12. Mai 1836. 
Die Immediat-Juſtiz⸗Examinations-Kommiſſion. 
Buffe Simson. Scheffer. Gelpcke. Bode. 


Um ben zur dritten juriftifchen Prüfung fich melden 
den Kandidaten moͤglichſt Gelegenheit zu geben, die Au- 
forderungen näher kennen zu lernen, welche an die von 
ihnen vorzulegenden Probe-Relationen in Civilſachen ge: 
macht werden, bat der Juſtiz-⸗Miniſter die Königliche Im— 
mediat⸗Juſtiz. EraminationsKommiffion zur Ausarbeitung 
des vorſtehenden Aufſatzes 

über die bei dergleichen Probe⸗Relationen haufig wahr: 

genommenen Mängel 
veranlaßt und bringt denfelben hierdurch zur Kenntniß 
der gedachten Kandidaten. 

Zugleich wird den Leßteren auf den Antrag der Kos 
niglichen Immediat⸗Juſtiz⸗Examinations⸗Kommiſſion Die 
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in dem Eonclufum berfelben v. 30. März 1830 (Jahrbuͤ⸗ 
cher Band 35. ©. 135.) ertheilte Vorfchrift, 

über bie den Probe-Relationen zu gebende äußere Form, 
hierdurch zur Beachtung nochmals empfohlen. 


Berlin, den 2. Juni 1836. 
Der Zuftizminifter. 
Mübler. 
I. 1996. 0. 146, 
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II. 
Ueber 


den 6. 1454, des 20, Titel 2, Theile 
des Allgemeinen Landrechts. 


Beitrag zur Lehre vom betruͤglichen Bankerutt. 
Vom 
Kammergerichts⸗Aſſeſſor Dr. Löwenberg zu Berlin. 


O 
Im Konzept bes erſten Entwurfs zum allges 
meinen Geſetzbuche (von Suarez Hand) heißt «8 
in den $$. 1140— 1142 des Titels: „Don den Nechten 
und Pflichten des Staats zur Verhütung und Beftrafung 
der Verbrechen” alfo: 
$. 1140. Einen betrüglichen Bankerutt begeht berjes 
nige, der bei einem zur Befriedigung feiner Gläus 
biger noch hinreichenden Vermoͤgen ſich dennoch) 
in der Abſicht, feine Gläubiger ganz oder zum 
Theil zu verkürzen, ald unvermoͤgend zu deren volls 
ftändiger Bezahlung angiebt. 
$. 1141. Ferner derjenige, der etwas von feinem Ders 
mögen in der Abficht, folches feinen Gläubigern zu 
entziehen, auf die Seite bringt, verfchweigt, ober 
fonft verheimlicht. 
$. 1142. Ferner derjenige, der durch Aufftelung erdich⸗ 
teter Gläubiger, oder durch betrügliche Begünfti- 
gung folcher, deren Forderungen ungegründer oder 
übertrieben find, die zur Befriedigung feiner wahr 
ren Schulden vorhandene Wafe ſchmaͤlert. 
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An den Erinnerungen ber Geheimenräthe Sche: 
rer, Koenen, Scholz, Heidenreich, Lamprecht, des Praͤſi⸗ 
denten von Tevenar und des Kammergerichtd. Direktors 
Kepler wurde biergegen Fein Bedenken erhoben. 

An der Abfchrift. des erfien Entwurfs (wos 
bei fi) Marginalien und Abänderungen vom Großfanzier 
von Carmer und Affiftenzrath Klein, fo wie Gegenbemers 
fungen von Suarez und befien Reviſton der Monita fin 
den) find die vorgebachten Paragraphen unter $$. 1161 
— 1163 wiederholt, jedoch die $$. 1161 und 1162, alfo 
die obigen $$. 1140 und 1141, durchftrichen. 

In dem umgearbeiteten Entwurf finden fich 
‚unter $$. 1155 bis 1157 die obigen Paragraphen, fie find 
indeffen insgeſammt durchftrichen, und am Rande if von 
Suarez Folgendes geichrieben: j 

$. 1164. Ein betrüglicher Bankerutier iſt derjenige, 
welcher, mit Berheimlichung feines Vermögens, feine 

Gläubiger zu bintergeben die Abficht hat. 

$. 1165. Ferner derjenige, welcher durch Aufſtellung ers 

Dichteter Gläubiger, oder durch betrügliche Begünftis 

gung folcher, deren Forderungen ungegründet oder 

übertrieben find, die zur Bezahlung feiner wirklichen 

Schulden vorhandene Maffe fchmälert. 

In der Abfchrift zum Druck fomohl, als in dem 
gedbrudten Entwurf von 1786 find diefe Beftimmuns 
gen unter den $$. 1162, 1163 wörtlich wiedergegeben. 

An dem Manuffript des allgemeinen Ge: 
fegbuchs lauten dagegen die Beftimmungen alfo: 

$. 1452. Ein betrüglicher Banferutier ift derjenige, 
welcher fein Vermögen verheimlicht, um feine Gläus 
biger zu hintergehen. 
$. 1453. Mer in der Abficht, fich mit dem Schaden 
feiner Gläubiger zu bereichern, ein Unvermoͤgen zu 
ablen fälfchlich vorgiebt, foll öffentlich) auggeftellt, 
für ehrlos erklärt, und mit lebenswieriger Feſtungs⸗ 
arbeit beftraft werben. 
&. 1454. Wer durch Aufftelung erdichteter Gläubiger, 
oder durch betrügliche Begünftigung folcher, deren 
en ungegrünbdet oder übertrieben find, die zur 
richtiger Schulden vorhandene obgleich unzus 


494 


reichende Maſſe ſchmaͤlert, wird des gerichtlichen 
Glaubens und aller buͤrgerlichen Ehre verluſtig, und 
ſoll fuͤnf- bis zehnjaͤhriger Zuchthausſtrafe leiden. 
Diefe Faſſung iſt in. die erſte Auflage des alls 
gemeinen Gefegbuhs vom Jahre 1791, ſowohl 
mit lateinifchen als deutfchen Lettern, übergegangen; da⸗ 
gegen lautet in der zweiten Auflage des allges 
meinen Geſetzbuchs von 1792 der $. 1454 alfo: | 
„Wer durch Aufftellung erdichteter Gläubiger, oder _ 
- „durch betrügliche Begünftigung folcher, deren Forde⸗ 
„rungen ungegründet oder übertricben find, oder 
„fonft, die zur Bezahlung richtiger Schulden vors 
„bandene obgleich unzureichende Maſſe fchmaälert, 
„wird des gerichtlichen Glaubens und aller bürgerli: 
„chen Ehre verluftig, und fol fünf: bie zehnjährige 
Zuchthausſtraſe leiden.” 
Daß die Worte „oder fonft” bei der zweiten Auflage 
abſichtlich eingefchalter find und nicht auf einem Druck—⸗ 
fehler beruhen, ergiebt ſich unztweidentig aus 
„dem Verzeichniß der Druckfehler, welche bei der er: 
„ften Auflage des allgemeinen Geſetzbuchs für die 
„Preugifchen Staaten, mit lateinifdyen Eettern, ſtehen 
„geblieben waren, bei der zweiten Auflage aber ab: 
„geändert find. Zum Beften der Befiger der erften 
„Auflage.” 
In diefem Verzeichniß, welches hinter dem Regifter zum 
allgemeinen Geſetzbuch für die Preußifchen Staaten, Ber 
lin 1792, bei George Jakob Decker und Sohn, abgedrudt 
ift, heißt e8 nämlich Pag: 4 alfo: 

„Seite 1382 $. 1454 Zeile 4, flatt übertrieben 
„find, die zur lieg übertrieben find, oder 
„ſonſt, die zur” 

Was die Veranlaffung geweſen, die Weglaffung der Worte 
„oder fonfl” in der erfien Auflage ald Druckfehler anzu: 
feben, und dieſen bei ber — Auflage zu verbeſſern, 
darüber bat ſich trotz vielfacher Nachforſchung nichts er: 
mitteln laſſen. Die Acten des Koͤniglichen Juſtizminiſte⸗ 
riums ergeben nur fo viel, daß auf Anweiſung von Sua⸗ 
reg am 27. Dezember 1791 von einem Druckfehlervers 
geichniffe eine Abfchrift an den Buchhändler Pauli über: 
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fendet, und das Driginal dem Hofbuchdrucker Decker zus 
geftellt worden ift, fo wie, daß die Korrektur des Negis 
fier8 zum allgemeinen Gefehbuche dem Kammergerichtes 
Meferendarius Oswald übertragen war, welcher dad Mas 
nuffript zum Drucke beforgt hatte. 

Das Allgemeine Landrecht von 1794, mit 
lateinifchen Lettern bei Decker, und mit deutfchen bei Pauli, 
find diefelben Ausgaben, wie das Geſetzbuch von 1792, 
und durdy Kartons in dag Landrecht umgewandelt. In 
beiden Ausgaben, fo wie in der von 1796 bei Pauli, 
finden fi) die Worte „oder fonft.” 

Den Abdruck des Allgemeinen Landrechts 
von 1804 mit dem im Sjahre 1803 erfchienenen Anhange 
feiteten der Rammergerichtsrath von Schmettau und der 
Kammergerichtsrath (jegige Geheime Kabinetsrath) Müls 
ler. Nach Ausweis der Akten des Königlichen Juſtizmi⸗ 
nifteriumg fchrieb der letztere an den erftern unterm 31. 
Yuguft 1803 Folgendes: 

„ich babe bei unferer Korreftur eine Entdecfung ges 

„macht, die von der größten Wichtigfeit if. Das 

„Eremplar, nad) welchem abgedruckt wird, ift ein 

„Geſetzbuch, nicht ein Landredht, und es find darin 

„eine Menge Druckfehler, welche bei der zweiten Auf: 

„lage abgeändert und hinter dem Negifter der zwei⸗ 

„ten Auflage zum Beften der Befiger der erften Auf: 

„lage abgedruckt find. Es ift daher von der größten 

„Wichtigkeit, vor allen Dingen, fo wie Manuffript 

„fommt; nachzufehen, ob etwas aus diefem Verzeich⸗ 

„niß zu verbeffern iſt. Glücklicherweife fommt diefe 

„Demerfung nicht zu fpät, einiges kann durchgelau: 

„fen fein, aber viel ift e8 gewiß nicht. Hoͤchſtens 3 

„oder A Druckfehler nach dem Verzeichniß zc.” 
Unterm 29. September 1805 genehmigte indeß der Groß: 
fanzler von Goldbeck, daß die Korrektur in Halle, als 
dem Drucorte, beſorgt werde. Obſchon der Verleger 
Nauck verfprochen hatte, daß in Halle die Korrektur mit 
möglichfter Sorgfalt bewirkt werden folle, fo zeigten fich 
doch verfchiedene Druckfehler, und es wurde auf Antrag 
des ıc. von Schmettau von dem damaligen Präfidenten 
Kircheifen den Referendarien Sprengel, Meging, Wegeli 
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und Töpfer — gegen eine ihnen zuzubilligende 
Remuneration die neue Edition des Landrechts in Bezies 
bung auf die Nichtigkeit des Abdrucks auf das allerges 
nauefte und forgfältigfte zu revidiren. Sie follten zu dies 
fem Zweck, wie gefagt ift, 

4) ein vollflommen richtiged Eremplar der ältern I 
teinifchen Ausgabe des Landrechts, worin 
vorher alle aus dem Derzeichniffe der Druckfehler 
erfichtliche Fehler der altern Edition korrigirt find, 

2) ein eben fo volftändig und genau Eorrigirtes Exem⸗ 
plar des erften Anhangs zum Landrecht zur Hand 
haben, und darnad) 

3) dag Verjeichniß der Druckfehler auf einem befondern 
Bogen, und nur im Exemplar angeftrichen, wo er 
befindlich ift, anfertigen. 

4) Dies fehr deutlich zu fchreibende Verzeichniß erhält 

bie gewöhnlichen Rubriken: Geite .... Zeile .... 

nach ıc. ... lied... 

5) Sobald ein Jeder mit feinem Bande fertig ift, übers 
fendet er ihn mit dem Werzeichniffe dem Kammerges 
richtsrath Müller IL, welcher folche fuperrevidirt, 


und 

6) dem Kammergerichtsratd von Schmettau überfenden 
und dabei Vorfchläge machen wird, melche Fehler 
als zu auffallend durch Kartons gänzlich zu emen⸗ 
diren, welche andere aber nur durch das Verzeichniß 
der Druckfehler den Käufern anzuzeigen find. 

Aus dem Verzeichniffe der Druckfehler, wie es ber 
"Ausgabe des Landrechts von 1804 beigegeben ift, ergiebt 
fid) in Beziehung auf den $. 1452 nichts. Dagegen ers 
belt auß dem Verzeichniffe der Drucdfebler im 
vierten Bande des Allgemeinen Landrechts, 
welches der dazu beftelte Referendarius Töpfer angefers 
tigt hat, und das ich bei Nauck ermittelt habe, daß in 
der Ausgabe bes Landrechts von 1804 im $. 
1454. die Worte „oder fonft” mittel Kartong 
eingefhaltet find. Denn es heißt im Töpferfchen 

Verzeichniffe pag, 4. alfo: 
; „Seite 690. $. 1454. Zeile 4 hinter „find” ift 
ig „oder fonft;” 
und am Rande findet fich dabei das Wort: — —— 
er 
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Der Abdrud des Landrechts von 1806 ent: 
hält den 20ften Titel nicht. 

Die neue Ausgabe des Landrechts, welche 
1817 bei Nauck mit Wiederbeifügung des Tit. 20. Th. 
II. erſchien, enthält die Worte „oder fonft” nicht, und 
eben fo wenig finden fich diefelben in dem befondern 
Abdrude des Tit. 20. TH. IT., der 1817 bei Nauck 
veranftaltet wurde. Was die Weglaffung veranlafit bat, 
ift nicht zu ermitteln gemwefen; die Akten des Koͤnigl. Ju: 
ſtizminiſteriums ergeben nur, daß die Korrektur vom Ju 
ſtizrath Spalding beforgt worden, der dafür 150 Ridlr. 
Nemuneration erhielt. Vermuthen läßt fich, daß der Ab: 
drud im Jahre 1817. nad) einem Eremplare von 1804, 
welches durch Kartons nicht emendirt war, erfolgt fein 
kann, da Nauck verfichert, daß dergleichen unemendirre 
Eremplare in's Publitum gelangt find. Aehnliche Ver: 
muthung ift bei einer andern Gelegenheit fchon einmal in 
den Akten ausgefprochen worden. 

In den fpätern Auflagen des Allgemeinen 
Landrechts von 1821, 1825, 1828, 1832 und 1835. 
find die Worte „oder fonft” ebenfalls wmeggelaffen, 
weil der Abdruck wahrfcheinlicdy nach der Ausgabe vom 
Fahre 1817 erfolgt if. Diefe Weglaffung ift unter den 
in den Aften namhaft gemachten und durch die Jahr; 
bücher theilmeife veröffentlichten Druckfehlern nicht gerügt. 
Erft im Auguft v. J. ift in der juriftifchen Wochenfchrift 
(Jahrg. I. Nr. 15 und 16. Seite 126. Note 25.) vom 
Tribunalsrathe und Profeffor Dr. Schweikart zu Königs: 
berg darauf aufmerffam gemacht worden. 

Die Ueberfeßungen des Allg. Landrechts — 
die Iateinifche, franzöfifche und polnifche — haben die 
Worte „oder fonft” übertragen. Insbeſondere heißt. 
es in der lateinifchen (Berlin 1800) alfo: 

„Qui producendis creditoribus fictis, aut fraudu- 

„ienter favendo iis, quorum nomina sunt falsa 

„vel nimis aucta, aut modo alio, massam exi- 

„stenten, ad exsolvenda debita vera jam insuffi- 

„eientem, deminuit, fide judiciali et existimatione 

„eivili privatur omni, et poenam luat ergastuli 

„annorum quinque ad decem annos usque.” 

1836. 9. 94. | Rt 
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und in der frangdfifchen (Code general pour les 
&tats Prussiens. Paris an X.) 
„Quiconque, soit en produisant des ereanciers 
„simules, soit en favorisant frauduleusement ceux, 
„dont les cer&eances sont ficiives ou exagerees, 
„soit auirement, diminue la masse” etc, 

Aus Vorftehbendem ergiebt fich, daß die Worte „oder 
fonft” bei der zweiten Auflage des allgemeinen Gefeß» 
buchs im Jahre 1792 eingefchaltet und bei dem Abdrucke 
des Allgemeinen Landrechts von 1817 wieder weggelaffen 
find. Das erftere ift abfichtlich gefchehen, ohne daß ſich 
jedoch der Grund dazu ermitteln läßt; das legtere berubt 
auf einem mutbmaßlichen Verſehen. Jedenfalls ift fo 
viel gewiß, daß die Vorarbeiten zum Geſetzbuche und 
Landrecht, fo weit fie dem Unterzeichneten zu Geficht ge: 
fommen, die 1792 veranlaßte Einfchaltung nicht recht: 
fertigen. 

Berlin, den 29. Schruar 1836. 

J). M. 1. D. 408. 


Loͤwenberg. 


Zweiter Abfchnitt. 


Geſetzgebung. 
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04 
Majorennitätstermin der Juden in den ehemals 
Königlichen. Weftphälifchen. Landestheilen. 


Di Königliche Gerichtsdeputation. zu Salzkotten hat 
bei dem Juſtizminiſter darüber angefragt: 
mit welchem Lebensjahre der Majorennitätstermin der 
dortigen Juden nad) der gegenmärtigen: Gefeßgebung 
eintrete? Ä | " 
Das Königliche Oberlandesgericht erhält anliegend Ab: 
fchrift des betreffenden Berichts vom 12. d. Mts. mie 
dem Eröffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der darin 
entwickelten Anficht dahin beitritt: 
daß nad) $. 14 des Publifationspatentd zur Ein. 
führung des Allgemeinen Landrechts vom 9. Sep 
tember 1814 der Eintritt ber Majorennität der dors 
tigen Juden, gleichtwie bei den übrigen Unterthanen, 
mit * vollendeten 24ſten Lebensjahre anzuneh⸗ 
men iſt. 
Dieſer Annahme ſteht die Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 
8. Auguſt 1830 (Geſetzſammlung Seite 116.) nicht ent 


502 

gegen, fie beſtimmt nur daß das Edikt vom 11. März 
41812 über die bürgerlichen Werhältniffe der Juden dort 
nicht eingeführt fei, daß vielmehr diefe befondern Ber: 
hältniffe der: Juden nach den bieherigen Gefeßen beurs 
theilt werden müßten. Hätten alfo die Juden nach den 
früheren Gefeßen einen befondern von der allgemeinen 
Berfaffung abweichenden Majorennitätstermin gehabt, fo 
würde dieſer allerdings noch gegenmwärtig gelten. Dieß 
iſt aber nicht der Fall. Sie waren vielmehr, wie ber 
Art, 1. des Dekrets v. 27. Januar 1508 klar ergiebt, al: 
len uͤbrigen Unterthanen inzdiefer Beziehung und fonft 
gleichgeftelt, mithin auch gleich Diefen jeder allgemeinen 
id ia ‚Abänderung Des Minjorennitätsterming unter: 
mworfen. Es folgt hieraus, daß der frübere allgemein ge⸗ 
feliche Majorennitätötermin von 21 Jahren auch in Bes 
treff der Juden durdy die Einführung des Allgemeinen 
Landrechts weggefallen und an deſſen Stelle der landrecht; 
lihe Majorennitätstermin von 24 Jahren nad 8. 14. 
des Jublifationspatents vom 9. September 1814 getre 
ten ift. RER EEE 
Hiernach hat daher das Kollegium zu verfahren und 
die Verfügung vom 3. Mai d. J. zurückzunehmen. 

Berlin, den 24. Juni 1836. 


Der Suffigminifter.. | 
ee Re 


das Königliche Ober » Landesgericht zu 
4. Paderborn. Ge | 
1. 2212. | | J. 7. 
| 2. 
Die Trauungen der jüdifchen Religions Berwandten 
betreffend. 


(cf. Reffript vom 24. Juni 1836. Unten No. 63. dief. Heftes.) 


Aus dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 16, 
db. M. habe ich erfehen, welche Zweifel über die Anwen» 
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dung der Vorfchrift im $. 27. Ti. 11. Theil II. Lands 
recht, fo weit fie die Erforderniffe bei ben Trauungen jüs 
difcher Religions: Verwandten betrifft, von den Behörden 
in den Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben 
worden find. Mit Beziehung auf die Beftimmung im $. 
137. Tit. 1. Th. 11. Landrecht, nad) welcher die Vollzies 
bung einer vollgültigen Ehe zwiſchen Perfonen fremder 
im Staate gebuldeter Religionebefenntniffe lediglich nach 
den Gebräuchen- ihrer Religion beurtheilt wied, vermeife 
Ich zunaͤchſt, was das Erforderniß des Aufgebots ($. 
138 1. c.) betrifft, auf den $. 25. der Verordnung vom 
11. März 1812, und namentlich für die Provinz Pofen 
auf den $. 15 der Verordnung vom 1. Juni 1833, 10» 
nad), flatt des Aufgebots in der chriftlichen Kirche, die 
Bekanntmachung in der Synagoge gefchehen muß. In 
Ruͤckſicht auf die Nachweifungen, daß der Trauung fein 
gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe ($. 440. Tit. 11. 
Th. I. Landrecht), und daß entweder die Auseinander- 
fegung mit den Kindern aus einer früheren Ehe ober bie 
Erlaubniß der vormundfchaftlicyen Behörde zur Eingehung 
der zweiten Ehe ($. 18. Tit. 1. Th. I. Landreche) erfolgt 
fei, fann die Anmendung. des $. 27. Tit. 11. Th. II. 
Landrecht Fein Bedenken finden, und es wird wird diefer- 
bald, fo wie wegen der Proklamation nur der Belehrung 
der Behörden in dem vorgedachten Regierungsbezirken be+ 
dürfen; Ich überlaffe den betreffenden Minifterien, diefe 
Delchrung zu verfügen. Damit jedoch die Vorſchriften 
des Landrechts und der Verordnung vom 11. März 1812, 
als die öffentliche Ordnung bezweckend, auch in denjenis 
gen Landestheilen befolge werden, in welchen durch ander: 
weite gefeßlihe Anordnungen noch nicht dafür geſorgt 
worden, beftimme Ich zugleich, nach dem Antrage des 
"Staatsminifteriumg, daß auch in Neu:VBorpommern und 
im ofirheinifchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz die 
obgedachten Vorfchriften bei den Trauungen der Juden 
beobachtet werden follen, weshalb diefe Ordre durch die 
Amtsblätter jener Landestheile bekannt zu machen ift. In 
wie weit es erforderlich, in denjenigen Landestheilen, in 
weichen zwar das Landrecht gefeliche Kraft bat, aber die 
Verordnung vom 11. März 1812 nicht eingeführt iſt, 
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binfichtlich der Proflamation in der Synagoge, eine ber 
fondere Bekanntmachung zu erlaffen, gebe Ich der mweitern 
Erwägung des Staatsminifteriums anheim. 


Berlin, den 29. Mär; 1836. 
Friedrich Wilhelm, 


n 
das Staatsminiflerium. 
D. 988. 


— — — — 


3. 


Schenkungen und Zuwendungen an Anſtalten und 
Geſellſchaften. 


Nachdem von Sr. Koͤniglichen Majeſtaͤt unter dem 
10. April d. J. in Beziehung auf dag Geſetz vom 19. 
Mai 1833 (Gefeg: Samml. S. 49 folg.) folgende Aller» 
böchfte Kabinetsordre: 
In Beziehung auf die Zweifel, welche gegen die im 
$. 2 des Gefeßed vom 135. Mai 1853 über Zumens 
dungen an Anftalten und Gefelfchaften enthaltenen 
Beflimmungen angeregt find, trete ch den hierüber 
eäußerten Anfichten des Staatsminifteriums dahin 
ei, daß, wenn in einer Schenfungs:Urfunde oder in 
legtwilligen Verordnungen Zumendungen an verſchie⸗ 
dene inländifche Anftalten oder Korporationen ges 
macht werden, die unmittelbare landesherrliche Ges 
nehmigung nur in Betreff derjenigen Zumendungen 
erforderlich) iſt, welche einzeln genommen den Betrag 
von 1000 Thalern überfteigen, daß ferner, wenn Je⸗ 
mand zu. verfchiedenen Zeiten, in verfchiedenen Urkuns 
den, oder durch verfchiedene Handlungen Einer und 
berfelben Anftalte oder FKorporation Zumendungen 
macht, der Iandesherrlichen Genehmigung es nur in 
fofern bedarf, als eine einzelne Schenkung mehr als 
die Summe von 1000 Thalern beträgt, wogegen, 
wenn in kegtwilligen Verordnungen aus verfchiedenen 
Zeiten und in verfchiedenen Urkunden auf den Tos 
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desfall Zumendungen an Eine und biefelbe Anftalt 
oder Korporation gemacht find, diefe Zumendungen 
als ein Ganzes und ald aus Einer Urkunde hervor: 
gegangen anzufeben find, mithin die Summen, die 
Einer und derfelben Anſtalt oder Korporation hinter: 
laffen worden, zufammen zu rechnen find, um biers 
nach zu beurtheilen, ob die landesherrliche Genehmi⸗ 
gung binzutreten müfle. Uebrigens verfieht es fich 
von felbft, daß, wenn mehrere Perfonen in Einer und 
derfelben Urfunde, 5. B. Miterben Einer und derfel: 
ben Anftalt oder Korporation etwas zumenden, und 
die Zumendungen diefer mehrern Perfonen 1000 Thas 
ler überfteigen, nur der Betrag der Zumendungen und 
nicht die Perſon entfcheidet, von welcher folcye her- 
fommt. ch überlaffe den betreffenden Miniftern, 
die Provinzial-Behörden hiernach über den Sinn der 
Verordnung zu belehren, da e8 einer befondern Des 
„klaration nicht bedarf. | 


Berlin, den 10. April 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


| An 
das Stants-Minifkerium. 


erlaffen worden ift: fo werben biefe Allerhöchften Beſtim⸗ 
mungen fämmtlichen Gerichtsbehörden zu ihrer Belehrung 
bierdurch befannt gemacht. 


Berlin, den 28. Mai 1336. 
Der Suftizminifter. 


Muͤhler. 
An 
ſammtliche Gerichtsbehoͤrden. 
I. 1899. V. 12. 
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Leber die MWiederinfursfegung der außerfursgefegten 
dreiprogentigen vormals Königl. Sächfifchen Steuers 
KreditsKaffenfcheine 2 Großherzogthum Sachfens 
eimar. 


(ef. ER. I. 15. $. 50. und 51. — Geſetz v. 16. Juni 
1835. Geſ. Samml. ©. 133.) 


Dem Königlichen Ober:Landesgericht wird anliegend 
eine Abfchrift 

1) des Schreibens des Königl. Minifteriumd der aus» 
wärtigen Angelegenheiten vom 23. Sebruar d. %., 
betreffend das Verfahren, wenn außerkursgeſetzte drei: 
progentige vormals Koͤnigl. Sächfifche Steuer: Kre 
dit» Raffenfcheine von der Grofherzoglid Weis 
marfhen Behörde wieder in Kurs gefeßt wer: 
den ſollen. 

2) des Auszuges aus dem Großherzoglich Weimarfchen 
Gefege zur Sicherftelung des Eigenthums an den 
auf den Inhaber lautenden Staatefchuld » Urkunden, 


und 
3) des Auszuges aus dem Schreiben des Großherzog: 
lih Weimarfchen Staatsminifteriums vom 5. Febr. 
d. J. über den zu 1. bezeichneten Gegenftand, 
zur Nachricht und Nachachtung in vorfommenden Fällen 
mitgetbeilt. 


Berlin, den 19. April 1836. 
Der Suftizminifter. 
Müpler. 


An 
die Königl. Ober⸗Landesgerichte 
zu Naumburg, Magdeburg und 
Halberfiadt. 


I, 1476. S. 13. Vol. 4. 
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Bei Gelegenheit der Einlöfung eine von Preußen 
übernommenen und demnächft durch die Convention vom 
1. Mai 1826 dem Großherzoglid Sachfen : Weimarfchen 
Gouvernement übertiefenen dreiprogentigen vormals Koͤ—⸗ 
nigl. Sachfifchen Steuer: Kredit: Raffenfcheing, welcher fruͤ⸗ 
ber von der Königl.Regierung zu Merfeburg außer Cours 
und unter Beobachtung der dieſſeits vorgefchriebenen Form 
wieder in Cours gefeßt worden mar, fam es zur Sprache, 
wie eine Großherzoglich Sachfen:Weimarfche Verordnung 
vom 19. April 1855, welche im Auszuge ganz ergebenft 
beigefügt worden ift, die ausdrückliche Vorfchrift enthalte, 
daß derjenige, welcher ein Staatspapier außer Cours 
gefeßt babe und foldyes wieder in Cours feßen wolle, 
„ſolches vor einem Großherzoglichen Gerichte 
zu Protokoll erklären” muͤſſe. 


Da bie Königl. Regierung zu Merfeburg weder in 
Perſon, noch durch einen Bevollmächtigten eine foldhe Er: 
Härung vor einer der im 9. 32. des “gedachten Geſetzes 
nambaft gemachten Weimarfchen Behörde abgeben Fonnte 
und wollte, das Grofherzogliche Landfchafts: Collegium, 
mit welchem darüber comimunicirt wurde, aber nur in 
Diefem Falle den bei der Werlofung berausgefommenen 
Schein einlöfen wollte, fo trat das unterzeichnete Minifte: 
rium in Folge einer Eingabe des Befigerd dieſes Scheis 
nes dieſerhalb mit dem Großherzogl. Saͤchſiſchen Staats: 
Minifterium in Communifation. Ä 


Aug dem im Auszuge ganz ergebenft beigefügten Ants 
wortfchreiben des Letzteren wolle Eine Königl. Hochlöbl. 
Haupt: Berwaltung der Staatsſchulden gefälligft erfehen, 
in welcher Art man Weimarfcher Seits bereit ift, die aus 
der gedachten Verordnung für dieffeitige Behörden ent 
fpringende Inkonvenienz zu befeitigen. 


Indem das unterzeichnete Minifterium Wohlderfelben 
gefälligem Ermeffen ganz ergebenft anheimftellt, ob die in 
Rede ſtehende Erklärung des Großherzoglich Saͤchſiſchen 
Staatsminſterii den betreffenden Behörden zur Nachach: 
tung mitzutheilen, und mas zu diefem Ende etwa zu ver- 
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fügen fein möchte, bemerkt daffelbe noch, daß bie König. 
liche Regierung zu Merfeburg, welche wohl am meiften 
in den Fall fommen dürfte, von diefer Erklärung Gebrauch 
zu machen, bereit unter dem heutigen dato davon in 
Kenntniß gefegt worden if. 


Berlin, den 23. Februar 1836. 
Minifferium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Eichhorn. 


An 
‚Eine Koͤnigl. Hochloͤbliche Haupt⸗Ver⸗ 
waltung der Staatsſchulden. 


b. 
Geſetz 
zur Sicherſtellung des Eigenthums an den auf den 


Inhaber lautenden Staatsfchuld-Urfunden des Groß⸗ 
herzogthums Weimar vom 19. April 1833. 


(Auszug.) 

$. 30. Kapital:Verfchreibungen und Zinsleiſten, auf 

denen unter der Erklärung: 
„Wird außer. Kurs gefeßt” 

irgend ein Inhaber mit Unterzeichnung feines Wohnorteg, 
des Tages und Jahres, auc) feines ganzen Namens be 
kundet erfcheint, verlieren dadurch alle Gültigkeit für jeden 
anderen nicht befonderg legitimirten ($. 31.) Inhaber, fie 
find alsdann ohne weitere Frage darüber, von wem jene 
Bekundung berrührt, gleich Schuldurfunden auf einen ges 
nannten Gläubiger zu betrachten, und fallen nicht unter 
die Beſtimmung bes $. 1. 

$. 31. Wil jedoch der benannte Inhaber oder bei: 
fen zur Sache legitimirter Nachfolger eine folche Staats: 
ſchuld⸗ Urkunde wieder in Kurs fegen und ihr die Gültig: 
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feit für jeden Inhaber wieder verleihen, fo muß er dieſes 
gerichtlich zu Protokoll erklären, und wenn er dem Ge 
richte nicht perfönlich befannt ift, durch zwei demfelben 
perfönlih und als glaubhaft mohlbefannte Zeugen feine 
Identitaͤt rekognosciren laffen, damit die Juſtizbehoͤrde 
mit ihrer gewöhnlichen Unterfchrift, mit Beifügung des 
Tages und Jahres, auch mit Beidrückung des hierzu vers 
lichenen befonderen Stempels, auf dem Dokumente be: 


urfunde: 
„Wieder in Kurs gefeße.” 


$. 32. Zu der in dem $. 31. gedachten gerichtlichen 
Handlung find Unfere beiden Landes Regierungen allhier 
und zu Eiſenach, fodann die Juſtiz-Aemter zu Allſtedt, 
Buttſtedt, Geifa, Ilmenau, Jena, Kaltennordheim, Neus 
ftadt an der Drla, Dftheim, Vacha, Vieſelbach und Weida 
ausſchließlich befugt. 

$. 33. Die Staatsfaffe honorirt feine Staatsſchuld⸗ 
Urfunde, worauf fich die $. 30. gedachte Erklärung der 
Außerkurgfegung befindet, wenn nicht zuvor die Urkunde 
auf die $. 31. geordnete Weife wieder in Kurs gefegt 
worden ift. 


©. 
Auszug.) 


Was nun die Anwendung des diegfeitigen Gefeßes 
vom 19. April 1833 zur GSicherftelung des Eigenthums 
an den auf den Inhaber lautenden Staatsfchuld: Urfun: 
den des Großherzogthums im Allgemeinen betrifft, fo be. 
merfen wir zundchft, daß alle vor dem 1. Dftober 1833 
ſtattgefundene Außer: und Wiederinfurgfegungen vormalis 
ger König. Sächfifcher Staatspapiere, mit Ausnahme der 
unter der Herrfchaft des Preußifchen Landrechts vorge: 
nommenen, als gar nicht vorhanden betrachtet werden, 
und das Großherzogliche Landſchafts⸗Collegium folche Do: 
fumente ohne Weiteres dem jedesmaligen Befiger hono⸗ 
rirt. Außer diefen Fällen und wo überhaupt die Außer: 
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kursſetzungen als gefe&lich gültig zu betrachten. find, 
muß die Wiederinfursfesung unerläßlich von einer 
der dazu in dem $. 32. des Gefeßes ausſchließlich autoris 
firten Sroßberzoglichen Behörden gefcheben, indem 
die Worte des Gefeßes dies ganz beſtimmt ausfprechen, 
und eine Abänderung deffelben anders als im verfaffungg: 
mäßigen Wege nicht ftatt finden kann. Indeß haben 
felbft Privatperfonen, wenn fie außer Kurs geſetzte Pa: 
piere wieder in Kurs fegen wollen, nicht unumgänglich 
nöthig, ihre desfalfigen Erklärungen, Legitimationen ꝛc. 
entweder perfünlich oder durch einen Bevollmächtigten ges 
rade vor der Behörde abzugeben, welche nach) $. 32. zu 
der Beurfundung der Inkursſetzung ermächtiget ift, 
fondern e8 genügt allenfallg, wenn dieſe Erflärung x. 
nur überhaupt vor irgend einem Gericht gehörig abge 
geben und nur der Vehörde, welcher die vorſchriftsmaͤßige 
Beurkundung auf dem Staatspapiere gefeglich zuge 
wiefen iſt, urfchriftlich oder in beglaubigter 
Form mitgetheilt wird, womit nad) Maaßgabe des Fon: 
freten Falles die Handlung der Inkursſetzung bedingt ift. 
Um fo weniger aber bedarf e8, wenn die Außerfurgfegung 
von öffentlichen Behörden gefchah, der Beftelung befons 
derer Bevollmächtigter, wie Em. Ercellenz in Dero ge 
ehrteften Schreiben voraugfegen. Erflärt eine foldye Be: 
börde unter Amts Hand und Siegel, daß fie eine von ihr 
außer Kurs gefeßte Urkunde diefer Art wieder in Kurs 
geſetzt wiſſen wolle, fo verdient eine foldye Erklärung, 
felbft von einer bloßen Adminifirativs Behörde gegeben, 
nad) allgemeinen Rechtsgrundfägen vollfommene Glaub; 
mwürdigfeit und bedarf nicht erft eines gerichtlichen Aner- 
tenntniffes, ift auch von den im $. 32. aufgeführten 
Großherzoglihen Behörden ſtets für hinreichend 
geachtet worden, um auf den Grund derfelben die Wie: 
derinfursfeßung auf dem Staatspapiere felbft zu 
beurfunden. Uebrigens find diefe Behörden, um der 
Königl, Preußifchen Staatsregierung auch bei diefem An» 
laß einen Beweis freundnachbarlicher Geneigtbeit zn ge 
ben, angewieſen worden, in den Fällen, wo Königl. Preu: 
ßiſche Behörden bis zu dem Erfcheinen des fraglichen Ge: 
fees vom 19, April 1833 dieffeitige, vormals Königl. 
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Saͤchſiſche Staatspapiere außer Kurs geſetzt haben, die 
Wiederinkursſetzung ſportelfrei vorzunehmen. 


Weimar, den 5. Februar 1836. 


Großherzoglich Saͤchſiſches Staats-Miniſterium, 
Departement der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


v. Fritſch. 


An 
das Könial. Preußiſche Miniſterium 
der ii — ————— in 
erlin. 


5 


Die Subhaſtation eines gemeinſchaftlichen Grund: 
ſtuͤcks ift auf den Antrag eines Miteigenthuͤmers, 
fofern fein Fall der gefegliche Ausnahme vorhanden 
ift, fofore zu veranlaflen, ohne daß es zuvor eines 
Erfenntniffes darüber bedarf. 


(Ag. L. R. I. 17. $. 75. 123. — MWerordnung vom 4. März 
1834 $. 2. Gef. Samml. ©. 39). 


Dem erften Senat bes Königlichen Oberlandesgerichtg 
wird der Bericht des dortigen Pupillen-Kolegiums vom 


19.0. M., . 

die Subhaftation des den Hüttenrath K.fchen Erben 

gehörigen Guts M. betreffend, 
zugefertigt und der nachfiehende Befcheid ertheilt. 

Der öffentliche Verkauf eines mehreren Perfonen ges 
meinfchaftlich gehörigen Gutes ift das gefegliche Mittel 
zur Aufhebung der Gemeinfchaft. Unzulaͤſſig iſt derfelbe 
nad) dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Tit. 17. $$. 75. 
und 125. nur alsdann, wenn befondere gefegliche Vor⸗ 
ſchriften, Verträge oder rechtsgültige Verordnungen eines 
Dritten entgegenftehen. Im vorliegenden Falle treten 
nady der Anzeige des Pupillen: Kollegiums - dergleichen 
Hinderniffe der Theilung nicht in den Weg. 
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Unter dieſer Vorausſetzung ift nach Anhalt des 
Reſkripts vom 30. uni 1834, (Jahrbücher Band 43. 
Seite 449) die Subhaſtation von M. ohne Weiteres 
einzuleiten. 

Der Einwand, welchen das Kollegium in feiner Ver: 
fügung vom 17. Februar d. %. dahin aufftelle: | 

daß es ihm als Subhaftations: Behörde nicht zuftehe, 

per deeretum über die Begründung der gegen die 

beantragte Subhaftation des Gute angebrachten 

Einwendungen zu entfcheiden, 
und daß die Einleitung eines norhwendigen Verkaufs 

nur in Solge eines vorhergehenden Erfenntniffes ge: 

ſchehen fönne, e 
betweifet zu viel und ift darum unrichtig. 

Wenn der Konkurs eröffnet ift und auf Subhaftation 
angetragen wird, fo wird fich fein Gericht durd) einen 
MWiderfpruc des Gemeinfchuldners und Eigenthämers bes 
ſtimmen laſſen, erſt eine Entſcheidung darüber zu ver: 
langen! 
Wenn die Subhaftation im Wege der Erecu 
tion erfolgen fol, ift in der Regel ein Erfenntniß erfors 
derlich, nämlidy in allen den Sällen, in weldyen die Exe⸗ 
fution nur auf den Grund eines ergangenen Erfennt: 
niffes erfolgen darf. Findet die Erekution ohne vorgäns 
giges Erfenntniß Statt, z. B. im Fal einer Erefution 
im adminiftrativen Wege, fo darf auch auf den Wider: 
fpruch des Erequendi feine NRücficht genommen terden! 

Die Verordnung vom 4. März 1854 bat die Fälle 
der nothwendigen Subhaftation aufgezählt. Liegt ein 
folcher Fall vor, fo bat der Richter auf den Antrag des 
Berechtigten die Subhaftation aus dem alleinigen Grunde 
zu veranlaffen, weil das Gefeß den Verfauf als einen 
gerichtlich nothwendigen bezeichnet, d. h. der Bes 
rechtigte hat ihn zu fordern und der Richter iſt ver» 
pflichtet, den Verkauf einzuleiten. Nur wenn einer 
der Fälle der gefelichen Ausnahme eintritt, 

($. 75. Tit. 17. Ih. I. des A. L. R.) 
liege ihm ob, die Sache vorerft zum Erfenntniß zu ftellen. 
Der erfte Senat des Königlichen Oberlandesgerichts 


wird daber angemwiefen, wenn der Fall einer er 
nicht 


513 


nicht vorhanden ift, die nothwendige Subhaftation des 
Gutes M. fofort zu veranlaffen. Es bat derfelbe dems 
nächft nach feiner beften Ueberzeugung, aber jedenfalls de 
finitiv, zu erfennen, damit dem Provofanten, im Fall der 
Zurücmweifung, bie Möglichkeit frei bleibt, wegen Ber: 
legung eines flaren Rechtsgrundfaged das Rechtsmittel 
der Nichtigkeitsbeſchwerde einzulegen. 


Berlin, den 11. April 1536. 
Der Juſtizminiſter. 
Mübler. 


An 
den erfien Senat des Königlichen 
Dberlandesgericht zu Breslau: 


- I. 2449. S, 55, Vol. 3, 


6 


Der Gläubiger ift befugt, feine judikatmaͤßig erſtrit⸗ 
tene Forderung auf ein feinem Schuldner mit Ans 
dern gemeinfchaftlich zugehöriges Grundſtuͤck eintras 
gen zu laffen, und demnächft auf den Verfauf des 
ganzen Grundſtuͤcks im Wege der nothwendigen 

Subhaftation anzutragen. 


(U. 8. R. 1. 17. $. 64—66. 69. 74: — Reſkr. v. 21. April 
1818. Jahrbücher B. 11. ©. 218. — V. v. 4. März 1834. 6. 2.). 


Dem Berichte des Königlichen Stadtgerichts vom 
24. Mat d. J. liegt folgender Fall zum Grunde: 

Für bie Müller Afchen Teftaments +» Erben ift ber 
Befigtitel der zum Nachlaß gehörig geweſenen Grundftücke 
berichtigt. Es ſteht alfo feſt, daß fie Miteigenthuͤmer 
derfelben find. Zu diefen Teftaments: Erben gehört eine 
verehelichte M. Auf deren Antheil wird die Eintragung 
einer judifatmäßigen Forderung nachgefucht. Das Kö: 
nigliche Stadtgericht bemüht fich, gegen die Anficht dee 
Oberlandesgericht zu Stettin auszuführen: 

1836. H. 94. gl ? 
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daß ein Miterbe feinen idealen noch unbeftimmfen 

Antheil an einem Grundfiüce, auch nad) bemwirfter 

Befigtitel- Berichtigung für fämmtliche Erben, nicht 

verpfänden, folglicy auch ein Gläubiger des Miterben 

auf deffen Anrecht feine Forderung ex judicato nicht 
eintragen laffen könne. 
Es ftüßt fich darauf, daß nad) $. 69. Tit. 17.1.4. 2. 
N. die Verpfänduug des Gutsantheild überall ausge 
fchloffen fei, wo die Veräußerung nicht flattfinde, welche 
bier nach $. 65. 66. a. a. D. nicht zuläflig geweſen fei. 

Diefer Anſicht kann der Juſtizminiſter nicht beis 
freten. ; 

1) Nach $. 64. a. a. D. findet die Abtretung des 
Anrechts an einen Fremden bei allen aus Teftamenten 
entftandenen Gemeinfchaften in der Regel Statt. Zwar 
fol den Miteigenthümern nach $. 65. daſelbſt das Por: 
kaufsrecht zuftehen, davon kam aber bei Berpfändun: 
gen nicht die Rede fein. Eben fo wenig fteht der $. 66. 
entgegen, wonach die Veräußerung des Antheild an einen 
Fremden durd) die Veräußerung des Ganzen ausgeſchloſ— 
fen wird; denn dieſe Unvereinbarfeit der Veräußerung 
eines Antheils mit der Verdußerung des Ganzen finder 
nad) der Natur der Sache auf VBerpfändung des Ans 
theilg feine Anwendung. Es ift durch diefe Beflimmung 
nur vorgefchrieben, daß die einfeitige Veräußerung des 
Antheils der gemeinfchaftlichen Weräußerung des Ganzen - 
nachfiehen muͤſſe. Wenn diefe Vorſchrift auf die einfeis 
tige Verpfändung eines Antheild angewendet wird, fo 
fann dies feinen andern Sinn haben, al® daß diefe eins 
feitige Berpfändung nicht die einfeitige Veräußerung des 
verpfändeten Antheild zur Folge haben kann, wenn auf 
die Beräußerung des Ganzen angetragen wird, wie auc) 
im $. 74. a. a. D. ausdrücklich vorgefchrieben ift. 

2) In dem von dem Stadtgerichte in Bezug genom⸗ 
menen Reſkript vom 13. April 1833 (Jahrbücher 41. ©. 
555) ift nur ausgefprochen, daß vor der Theilung einer 
Erbfchaft der ideale Antheil des Miterben an einem 
Grundſtuͤcke nicht nad) der Quote beftimmt merden fann 
und bie einfeitige Veräußerung des verpfändeten Antheils, 
auch wenn fie im Wege der nothiwendigen Gubhaftation 
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erfolgt, die Löfhung ber das Ganze afficirenden Inta—⸗ 
bulate nicht zur Folge habe. 

3) Die rechtlichen Folgen der Eintragung auf einen 
einzelnen Antheil äußern fich feit der Verordnung vom 
4. März 1834 über den Subhaſtations-Prozeß anderg, 
als dies früher der Fall gewefen. Der Miteigenthäümer 
eines Grundſtuͤcks Fonnte fonft, wenn er auf Subhaftation 
der Theilung wegen antrug, ben Fall einer fürmlichen 
Berurtheilung der Miteigenthümer ausgenommen, nur im 
Wege der freiwilligen Gubhaftation feinen Zweck 
erreichen. Es wurden dadurch die Rechte der Hypothe⸗ 
kengläubiger fo wenig berührt, als dies durch einen Ver; 
kauf aus freier Dand der Fall if. Der auf einen einzels 
nen Antheil eingetragene Hypotheken » Gläubiger hat nicht 
mehr Rechte, als fein Schuldner felbft beſaß. Er Fonnte 
Daher nur den einzelnen Antheil oder dag Anrecht feines 
Schuldners im Wege der nothiwendigen Subhaftation 
zum DBerfauf bringen. Der Erfteher trat dadurch in die 
Gemeinfhaft mit den übrigen Miteigenthümer, mie dieg 
im Reftript vom 13. April 1853 umftändlich ausgeführt 
iſt, und konnte nur erſt im Wege der freiwilligen Subha- 
flation auf den gerichtlichen DVerfauf des ganzen Grund: 
ſtuͤcks Behufs der Theilung antragen. 

Anderd kommt die Sache feit dem Erfcheinen der 
Verordnung vom 4. März 1834 über den Subhaftationg. 
Prozeß zu ſtehen. Der $. 2. diefer Verordnung legt der 
Subpaftation, welche auf den Antrag eines Miteigenthüs 
mers erfolgt, Die Wirfungen einer nothwendigen 
bei. Hieraus ergiebt fich, daß feit diefer Verordnung der 
Miteigenthümer und in Folge deffen auch der auf deffen 
Antheil eingetragene Hppothefen : Gläubiger das Recht 
haben, das ganze Grundftück im Wege der nothwendigen 
Subhaftation zum Verkauf zu bringen. | 

Das Königliche Stadtgericht hat daher der Anmwei: 
fung des Oberlandesgerichts wegen Eintragung der judis 
fatmäßigen Forderung auf den Antheil der- verehelichten 
M. auf Grund des $. 22, der Verordnung vom 4. - 
März 1834. über die Erecution in Civil⸗Sachen mit 
Necht genügt, und wird auch die Subhaftation des gan: 
jen Grundftücs im Wege der N Subhaftation 

% 
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einzuleiten haben, wenn darauf im Fortgang ber Erefus 
tion angetragen werben follte. 


Berlin, den 13. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Konigliche Stadtgericht zu 
Alt-Damm. 


I, 2122. H, 10. Vol. 9, 


7. 


Ueber die Zuziehung der Agnaten bei ber Aus 
leihung des KaufgeldersReftes eines fubhaftirten- 
Lehnguts. 


(A. L. R. Theil I. Titel 18. $. 340. 341. 502. Theil II. Ti⸗ 
tel 4. 8. 87. u. f. $. 128.). 


Bei Zufertigung der anliegenden Beſchwerde des 
Lieutenants a. D. v. T. vom 20. Februar d. J. wird 
dem Koͤnigl. Oberlandesgericht Folgendes eroͤffnet: Der 
Juſtizminiſter tritt der Anſicht bei, daß bei Entſcheidung 
der Frage: „ob und welche v. Z.fche Agnaten, Behufs 
der Wiederanlegung des bei der Subhaſtation des Lehn— 
gutes DB. verbliebenen Kaufgelder⸗Reſtes zu Lehn, zuzuzie⸗ 
ben find?” davon ausgegangen werden muß, daß ſaͤmmt—⸗ 
lihe auf B. eingetragen gemwefene Agnaten ihre Gerchks 
fame auf eine Art geltend gemacht haben, welche e8 um 
zuläffig macht, fie bei diefer Befchlußnahme zu übergehen. 
Sind fie auch auf Grund des ergangenen Adjudifationg- 
befcheidbe8 auf dem Folium von DB. gelöfcht worden, fo 
tritt doch der Weberreft der Kaufgelder an die Stelle des 
Lehns und bleibt infofern all den Verpflichtungen und 
Nechtsverhältniffen unterworfen, denen dag leßtere unterlag. 

Dagegen kann der Juſtizminiſter, vorauggefegt, daß 
feine befondere Umftände im vorliegenden Sale eintreten, 
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welche eine Abweichung von der Negel nöthig machen, bie 
Meinung nicht gerechtfertigt finden, daß fämmtliche einge 
tragen geweſene Agnaten in die beabfichtigte Aus— 
leihung des Lehnſtammes einwilligen müßten. 

Die von dem Kollegium felbft angezogenen $. 502. 
Tit. 18. Theil 1. und $. 128. Tie. 4. Theil II. A. 2. R. 
führen ganz Elar darauf bin, daß bei der vorliegenden 
Frage nur die beiden nächften un nach näherer Be: 
ftimmung der $$. 87. folg. Tit. 4. Theil IL. A. 2. R. zus 
zuziehen find. 

Die Minifterial: Verfügung vom 417. Juni 1833 
Hahrbücher, Band 42. ©. 105) hatte den fpeziellen Tall 
vor Augen, da bei einem alten Rubr. IL. eingetragenen 
Lehnſtamme die dabei betheiligten Agnaten ſich ausdrück 
lich in der Kolonne Ceffionen hatten eintragen laffen und 
eben deshalb bei einer Webertragung des Lehnſtammes 
anf eine anderes Gut nicht übergangen werden Fonnten. 

Hiernach hat fi) dag Kollegium alfo mit der Zu: 
giehung der zwei nächften Agnaten oder nad) Umfländen 
eines Agnaten zu begnügen. 


Berlin, den 18. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 
das Königl. Dberlandesgericht zu 
Magdeourg. 

III. 1611. Lebns = Gen. 1. Vol. 3. 

— 


8. 
In den neuen und mieberermorbenen Provinzen 
dauern die gefeglich erworbenen Zwangs⸗ und Bann⸗ 
rechte fort, und gegen den dem Berechtigten zuge— 
ficherten polizeilichen Schug findet die Poffefloriens 
Klage nicht Statt. 
(cf. Jahrbuͤcher Band 39. ©. 123 und Band 44. ©. 333.) 


a. 
Auf Ihren Bericht vom 5. v. M. ertläre Ich Mic) 
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damit einverftanden, daß die gefeglich ertworbenen Zwangs⸗ 
und Bannrechte der Brau Kommune zu Cottbus als auf; 
gehoben nicht zu betrachten, vielmehr durch die Erfennts 
niffe der dieffeitigen Gerichte verfaſſungs- und vorfchrifts; 
mäßig aufrecht erhalten find. Zur Vermeidung wieder 
bolter Prozeffe wird aber auch der Kommune der polizeis 
lihe Schuß nicht verfagt werden dürfen, fo weit derfelbe 
innerhalb der Grenzen des polizeilichen Reſſorts nachge: 
fucht wird. Sie haben hiernach weiter zu verfügen und 
das BrauDireftorium auf die mwiederbeigehende Eingabe 
zu befcheiden. 


"Schwedt, den 5. September 1833. 
Friedrich Wilhelm. 
n 


U 
die Staatsminifter von Shufmann 
und Manffen. 


b 


Auf den Bericht des Staatdminifteriumd vom 28. 
v. M. erkläre Sch Mich damit einverftanden, daß gegen 
den polizeilihen Schuß, den ch durch Meine Ordre 
vom 5. September 1833 der Brausfommune zu Cottbus 
gegen die Gefährdung ihres Bannrechts zugefichert habe, 
eine Poffefforienflage nicht zuläffig fein, und diefe Beftims 
mung auf alle bis zum Erlaß Meiner gegenwärtigen Des 
flaration nicht rechtsfräftig entfchiedene Falle angervendet 
werben fol. Somohl Meine Ordre vom 5. September 
1833 als die heutige find durch das Amtsblatt der Ne: 
gierung in Frankfurt befannt zu machen. 


Berlin, den 9. April 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 
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e. 
Conclusum. 


Beglaubte Abfchriften der Allerhöchften Kabinetsordre 
vom 5. September 1833 und derjenigen vom 9. April c. 
find dem Minifterium des Innern für die Gewerbe und 
dem Juftizminifterium (Departement des Geheimen Staats; 
miniſters Muͤhler) brevi manu zusuftelen, um in Ge 
mäßbeit der Allerhöchften Beftiminungen fowohl die Res 
gierung als das Dberlandeggericht zu Franffurt anzumeis 
fen, als auch die Publikation beider durd) das — 
Amtsblatt zu veranlaſſen. 


Berlin, den 31. Mai 1836. 
Das Staats-Miniſterinm. 
Freiherr v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Freiherr v. 
Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. Ancillon. Für den 
Kriegsminiſter: v. — v. Rochow. v. Nagler 
Graf v. Alvensleben. | 
1. 2143, G. 23. Vol. 6. 


9. 


Fuͤr Gebühren und Auslagen der Juſtizkommiſſa— 
rien in den für Ehefrauen geführten Prozeffen ift 
der Machlaß des Ehemannes verhaftet. 

(Allg. L. R. 1. 9. $. 361. II. 1. $. 197. 238—230.). 


Der in dem Berichte vom 18. v. M. entwickelten 
Anficht des Königlichen Dberlandesgerichts über die Be 
ſchwerde des Juſtizkommiſſarius L. dafelbft vom 5. Bes 
bruar ce. fann der Juſtizminiſter nicht beitreten, erachtet 
vielmehr die Beſchwerde infoweit für begründet, daß, ders 
felbe wohl befugt fei, ſich wegen feiner in den Rechtsan⸗ 
gelegenheiten der jegt verwittweten Frau v. F. bis zum 
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Tode ihres Ehegatten verdienten Gebühren uub Ausla- 
gen an des Letztern Nachlaß zu halten. 

Sinfofern die von Seiten der verehelicht getvefenen 
Frau v. F. bei Lebzeiten ihres Ehegatten geführten Pros 
zeffie — was ber AJuftigminifter voraugfegt — nicht ihr 
durch Vertrag vorbehaltenes Vermögen betroffen haben, 
ift ihr Ehegatte verpflichtet gewefen, fomohl die gerichts 
lihen als die außergerichtlichen Prozeßkoſten aus feinem 
Vermögen zu bezahlen ($$. 187. 228. 229. Tit. 1. Theil 
2. Alg. L. R.). Diefe Verpflihtung hat allerdings nur 
bis zu feinem Ableben gedauert. Da bderfelbe aber auch 
bis dahin den Niegbraudy des Vermögens feiner Frau 
gehabt hat, und die Verbindlichkeit zur Zahlung der ents 
ftandenen Koften und namentlich der Deferviten des 
Auftizfommiffarius L. durch die Leiftung der dafür ſtatt⸗ 
gefundenen Gefchäfte und Bemühungen begründet wors 
den ift, fo kommt recht eigentlich der $. 361. Titel 9. 
Theil 1. Allg. Land-Recht zur Anwendung. Das Recht 
des ꝛc. L., fih wegen Bezahlung der vor dem Ableben 
des sc. v. 5. verdienten Gebühren an bdefien Nachlaß zu 
halten, ift daher unbedenflich. i 

Db aber feine Erefutionsanträge zu berückfichtigen, 
ober: zunächft die Mandatsklage wider die Erben anzuftel: 
len fein dürfte, muß der näheren Prüfung und Entfcheis 
dung des Königlichen Oberlandesgerichts nad) Maaßgabe 
der Hinſichts der einzelnen Gebährenforderungen flattge 
fundenen DBerbhältniffe, ob folche namentlich unter Erefus 
tion geftanden ober nicht, fo wie mit Nückfiht auf die 
Erflärungen und Anträge der v. F.fchen Erben Hinfichte 
der Nachlaßmaffe ($. 2. der Verordnung über die Erefus 
tion in Civilfachen vom 4. März 1854) vorbehalten bleiben, 


Berlin, den 18. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 


An 
das Königliche Dberlandesgericht zu 
Ratibor. 


III. 2643. Sportul-Sachen 8. Vol. 3. 
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10. 
Die Rechtsverhaͤltniſſe der Handlungsdiener betreffend. 


(allg. L. R. Theil II. Titel 5. $. 177 u. f. Titel 8. $.546 u. 
f. Theil I. Titel 11. $. 869 u. f.) 


Auf die Vorftelung vom 20. v. Mid. wird Ahnen 
eröffnet, daß Ihre Beſchwerde über die Zurückmweifung der 
von Ihnen Namens des Handlungsdieners M. wider bie 
Kaufleute Gebrüder 2. angebrachten Klage vom 8. April 
d. J. nicht begründet ift. | 

KHandlungsdiener gehören offenbar nicht zu den Per: 
fonen, von welchen im 5ten. Titel des 2ten Theild des 
allgemeinen Landrechts gehandelt wird. Zu dem gemei— 
nen Geſinde, auf welches fich die $$. 1 — 176. a. a. 
D. und bie an deren Stelle getretene Gefinde- Ordnung 
vom 8. November 1810 (Gefeß: Sammlung Seite 101 
folg.) beziehen, gehören fie nicht: denn fie find Behufs 
der Handlungsgefchäfte, nicht zu häuslichen Dienften ver: 
pflichtet. Das Königl. Minifterium’des Handels und des. 
Innern hat fi) auch in dem Mefeript vom 24. Octo⸗ 
ber 1820 (Annalen IV. 874.) ausdrücklich darüber aus; 
gefprochen: 

daß auf Gewerbe: Gehälfen die Gefinde« Ordnung 

keine Anwendung findet. 

Sie gehören eben fo wenig zu den Haus: DOffisians 
ten: Denn es ift dem Handlungsdiener als ſolchem aud) 
nicht ein beftimmtes Gefchäft in der Haushaltung oder 
Wirthſchaft, oder die Aufficht über einen gewiſſen Theil 
derfelben aufgetragen. 

8. 177. Tit. 5. Theil I. Allg. RR. - 

Diefelben gehören ferner auch nicht zu den Perfonen, 
von welchen der $. 187 a. a. D. handelt; insbefondere 
fönnen fie nicht als bloße Privat⸗Sekretaire eradys 
tet werden. Ein Privat:Sefkretair im Sinne des $. 187. - 
eit. ift zu allen Gefchäften außer dem häuslichen Dienfte 
verpflichtet, bei welchen der Principal für feine Perfon 
eines Gehülfen bedarf, befonders aber zur Führung der 
gefammten Korrefpondenz. Der Handlungsgehülfe iſt das 
gegen blos für die Handlung angenommen, Die Hand⸗ 
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Iungsdiener find auch nicht zu denen zu rechnen, die mit 
erlernten Wifienfchaften und ſchönen Künften 
im Haufe Dienfte leiften: denn nicht für Dienfte im 
Haufe, fondern in der Handlung ift der Handlungsgehülfe 
angenommen. 

Handlungsdiener in Berlin find daher lediglich nad) 
den Borfchriften 

des —— Landrechts Theil II. Tit. 8. 66. 546 


—55J} 

dee Statuts für die Kaufmannſchaft für Berlin, vom 
2. März 1820, Wbfchnitt 10. $$. 74. 75. (Ger 
fet-Sammlung ©. 58.) und 

des eine über die polizeilichen Verhaͤltniſſe der 

Gewerbe vom 7. September 1811, 60. 7—13. 
(Gefeg: Sammlung ©. 263.) 
zu beurtheilen, und fo weit diefelben nicht ausreichende 
Entfcheidungs: Norm abgeben, ift auf die Vorfchriften des 
allgemeinen Landrechts Theil 1. Tit. 11. $. 869—895 u. 
Titel. 5. zurückzugeben. 

Im vorliegenden Falle hätte der Vertrag zwiſchen 
dem Handlungsdiener M. und den Kaufleuten 2. nach $. 
74. des allegirten GStatut8 vom 2. März 1820, und 
nad) $$. 131. 136. Titel 5. Theil J. ANg. 8. R. fchrift: 
Lich gefchloffen werden müffen, da das Honorar für dag 
dreimonatlicye Engagement 75 Thaler beträgt; derfelbe ift 
aber blog mündlich gefchloffen worden. Schon aus 
diefem Grunde kann nicht auf Erfülung, fondern lediglich 
auf Vergütung für Die geleifteten Dienfte nad) Mafgabe 
des $. 167. Tit. 5. eit. geklagt werden. Eine Klage auf 
eine außerdem zu leiftende Enrfchädigung findet nad) 
$. 168. ebendafelbft nicht ftatt. Der $. 877. Tit. 11. Th. 
1. Allg. L. R., auf welchen Sie fid) berufen, fegt aus⸗ 
drücklich 

einen in gefegmäßiger Form abgefchloffenen 

Vertrag 
voraus, welcher nicht vorliegt. Die Klage auf Erfüllung 
ift Daher nicht zuläffig getvefen, fondern nur eine Klage 
auf Verfolgung eines nach $. 167 eit. zu begründenden 
Anfpruche. Gegenwärtig würde jedenfalls, da mit dem 
14. d. Mts. das Vierteljahr, auf welches das Engage: 
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ment gefchloffen war, abläuft, die Klage auf Erfüllung 
megfallen, da die Entlaffung doch die rechtliche Wirkung 
der Auffündigung haben muß. 

| Bei der durch die Verfügungen des biefigen Königl. 
Stadtgerichts und des Königl. Kammergerichts refpeftive 
vom 12. und 21. April d. Jahres erfolgten Zuruͤckwei— 
fung der vorerwähnten Klage muß e8 daher lediglich vers 
leiben. 


Berlin, den 10. Juni 1836. 


Der Suffizminifter. 
Müpler. 


Am 
den Heren Juſtijkommiſſarius, Landge⸗ 
richtsratb Bauer bier. 


III. 3975. G. 26. Vol. 2. 


\ 


11. 


Ueber den Umfang der Befugniffe der Mäfter und 
die Grenzen der Gewerbsberechtigung der Kommiſ— 
ſionairs. 


(Allg. L. R. II, 8. $. 1305 m. f.) 


Der Suftigminifter ift auf den Bericht des Ober⸗Ap⸗ 
pellatiens⸗Senats des Königl. Kammergerihtd vom 9. 
Januar dieſes Jahres über den Umfang der Befugniffe 
der Kommiffionaire mit den fonkurrirenden Berwaltungen 
in tveitere Kommunifation getreten. 

Von diefen ift unterm 31. Januar diefes Jahres die 
abfchriftlicy beiliegende Verfügung an färnmtliche Regie: 
rungen erlaffen, und da nad) $. 57. und .58. des, Ges 
werbe: Polizei» Gefeged vom 7. September 1811 diefe 
Behörden allein über die Grenzen der Gewerbsberechti⸗ 
gungen zu entfcheiden haben, fo erledigen ſich dadurch Die 
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Zweifel, welche das Kollegium über den Umfang ber 
Rechte: der Kommiffionaird erregt. 


Berlin, dın 9. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
‚Müpler. 


An 
den Ober⸗Appellations Senat 
des Königl. Kammergerichts. 


1. 1591. M. 106. 


b 


Da bei ben hiefigen Gewerbtreibenben und Behörden 
über die Grenzen der den Mäflern in Betreff der Unter: 
handlung und Bermittelung von Geſchaͤften zufommens 
den augfchlieglichen Befugneffe verfchiedentlich Zweifel ents 
ftanden find, fo finden wir es nöthig, zur Defeitigung die: 
fer Zweifel, die hierüber geltenden Grundfäge zur allge 
meinen Beachtung befannt zu machen: 

Wir bemerken daher, daß die augfchlieglichen Befug- 
niffe der öffentlich beftelten und vereideten Mäfler in Bes 
treff der Unterhandlung und Vermittelung von Gefchäften 
ſich lediglich auf diejenigen Gefchäfte befchränfen, welche 
zwifhen Kaufleuten unter einander verhandelt 
oder gefchloffen werden, e8 wäre denn, daß gewiſſe Arten 
von Gefchäften durch befondere Beftimmungen ohne Rück 
ficht auf die Perfon der Betheiligten den Maͤklern allein 
übertwiefen wären, oder übermwiefen werden mögten. Go 
weit alfo durch dergleichen befondere Beflimmungen eine 
Ausnahme nicht begründet wird, können ſolche Geſchaͤfte, 
bei denen nur ein oder gar fein Kaufmann bethei- 
ligt ift, aud) von denjenigen unterhandelt und vermittelt 
werben, die mit Genehmigung der örtlichen Polizei⸗Be—⸗ 
börde auf Grund bes $. 122. des Ediktes vom 7. Sep» 
tember 1811 (Gefeg: Sammlung von 1811, Seite 265 ff.) 
das Gewerbe eines Kommiffionairg betreiben. 

Das Königliche Polizei:Prafidium hat diefe Grund⸗ 
fäße durch das Amtsblatt und die hiefigen Zeitungen, mit 
Bezugnahme auf ben $. 58. des obengedachten Edifts zur 
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allgemeinen Kenntniß der Gewerbtreibenden und Behörden 
zu bringen. 


Berlin, den 31. Januar 1836. 


Minifterium des Innern Verwaltung für Handel, 
für Gewerbes Angele  Fabrifation und Baus 
genheiten. wefen. 


Freiherr v. Brenn. Rother. 


An 
das Königlich lizei⸗Praͤſidi 
a nig a Drafidium 


Abſchrift zur Nachricht und gleichmäßigen Bekannt: 
machung, fofern ſich dazu Veranlaffung finden follte, an 
ſaͤmmtliche Königliche Regierungen, exclus. der Weftphä- 
lifchen und Rheinifchen. 


Berlin, den 31. Januar 1836. 
Sreiherr v. Brenn. Rother. 


12. 


Anſpruch des Schiffsvolks auf die Heuer beim Ver: 
lufte des Schiffs. 
(Allg. Landrecht Theil II. Titel 8. $. 1576. 


Ueber bie Auslegung des $. 1576. Titel 8. Theil IT. 
des Allgemeinen Landrechtd, worüber Euer Excellenz nad) 
Dero geneigtem Schreiben vom 19. v. Mts eine Auffläs 
rung aug den Materialien ber Gefeßgebung münfchen, ift 
fhon im Jahre 1821 ein Zweifel erhoben worden, mie 
dag in den Sahrbüchern Band 18. Seite 277 abgebruckte 
Reſkript vom 28. Dezember 1821 befagt. Schon das 
mals ift die Auslegung dahin auggefallen, daß das Ge 
feg im Sale des $. 1576. dem Sciffsvolf gar feinen 
Anſpruch auf die Koften der NRückreife und fernere 
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Heuer geftattet. Wenn ber $. 1575. für den Fall der gu: 
fälligen, von dem Rheder nicht verfchuldeten linterbre: 
hung der Reife dem Sciffsvolfe die Koften der Rück: 
reife, und monatliche oder verhältnißmäßige Heuer, bins 
gegen der $. 1576. für den Fall, daß das Schiff ganz 
verloren gebt, weiter feinen Anfpruch verftattet, fo erklärt 
ſich der Unterſchied der gefeglichen Befimmungen aus dem 
Unterfchiede der Fälle, indem im erften Falle dag Schiff 
erhalten wird, bingegen im zweiten Falle verloren geht. 
Für den legten Fall kann das Sciffsvolf „weiter feis 
nen Anfprucd),” d. b. feinen Anfpruch auf weitere Un: 
terfiügung, machen. Euer Ercellenz beebre id) mid) bier: 
über die nähere Ausführung der Schiffahrts-Kommiſſion 
zu Smwinemünde vom 7. Mai 1821, den Bericht des 
Kommerzien; und Admiralitaͤts-Kollegiums zu Danzig vom 
6. Auguft 1821, das Gutachten des Kommerzien: und 
Admiralitätd:Kollegiums zu Königsberg vom 26. Sep— 
tember 1521 und den Bericht de8 See⸗ und Handeldges 
richt8 zu Stettin vom 8. Dftober 1821 in Abfchrift mit: 
zutheilen. Alle dieſe Behörden flimmen darin überein, 
daß für den Fall, daß das Schiff verloren gebt, dem 
Schiffsvolk gar Fein Anfprud auf Reiſekoſten oder fers 
nere Heuer gebührt; diefe Auslegung des $. 1576., wel: 
cher auch das Geheime Ober:Tribunal beigetreten ift, 
fiimmt nicht allein mit dem Preußifchen Geerechte vom 
1. Degember 1727. Kapitel IV. art. 10. überein, aug 
toeldyem die Beflimmung des Landrechts entnommen: ift, 
fondern fie wird auch durch den folgenden $. 1578. uns 
terfiügt, wornach für den Fall, daß von dem Edhiffe et: 
was geborgen wird, erft nad) Abzug des Bergelohns dem 
Volke ein Anſpruch zufommet, welcher folglidh, wenn 
nicht8 geborgen ift, ganz wegfaͤllt. 

Gegenmärtig find auch die Materialien der Gefeß: 
gebung nachgefehen worden, welche ebenfallg darüber kei— 
nen Zmeifel übrig laffen. Es ergiebt ſich daraus, daß 
den dießfalfigen Beftimmungen wirklich das ältere Preus 
Bifche Seeredhyt ohne Abänderung zum Grunde gelegt wors 
den ift. Darum haben ſich auch die einzelnen Monita 
der Neferenten darauf nicht befonders eingelaffen: es 
wird nur bemerkt, daß daran nichts zu ändern fei. Erfi 
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in der Revisio monitorum von Suarez zu dem erften 
Entwurfe findet fi) zu $. 621. des erften Entwurfs, wel. 
cher den $. 1576. des Landrechtg enthält, folio 292. Vol, 
Xll. die Bemerfung: 
„Wird die Reife ob casum fortuitum nicht vollen, 
det, fo ift Damit entweder der DVerluft des Schiffs 
verfnüpft, oder nicht. Iſt der Verluſt des Schiffe 
damit verfnüpft, indem folches entweder genommen 
wird oder untergeht, fo kann dag Schiffs.Bo!f 
Nicht fordern.” 
Uebrigeng habe ich nach Euer Excellenz Wunfch dieſe 
Ermittelung zur Beräcfichtigung bei der Revifion der Ge 
feggebung abgeben laffen. 


Berlin, den 2. Juni 1836. 
Müpler. 


An 
Ein Hochldblihes Miniſterium der 
auswärtigen Angelegenheiten. 


1. 1558. 8. 31. 


15. 


Mur die in einem Ieftamente namentlich ernannten, 
nicht aber die an deren Stelle tietenden Vormuͤn— 
der fönnen von der obervornundfchaftlichen 
Aufficht befreiet werden. 


(UNg. 2. R. Theil. 2. Titel 18. $. 680-682. 692.) 


Em. Königlichen Majeftät erftatte ich ehrerbietigft den 
befohlenen Bericht über das urfchriftlidy anliegende Ge: 
fud) der verwittweten Kommerzien- und Admiralitaͤtsraͤ⸗ 
thin H. vom 5. Dezember 1835. 

Der am 22, Januar 1855 zu D. verfforbene Kauf: 
mann Kommerzien: und Admiralitätsratb H. hat in dem 
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am 16. Movember 1824 errichteten und am 18. Februar 
1834 publisirten Teftamente feine Kinder zu Erben einge: 
fegt, und feiner Wittwe ben lebenslänglichen Nießbrauch 
feines Vermögens vermacht. Für den Fall, daß er Kin: 
der minderjährigen Alters binterlaffen follte, ift im Teſta⸗ 
mente wörtlich Folgendes beftimmt: 
„au gleicher Zeit ernenne ich hierdurch meine genannte 
„Ehefrau und den Kaufmann a A. zu Bormändern 
„unferer Kinder, fo wie den Herrn Zuftisfommiffariug 
„G. zu ihrem Affiftenten, befreie diefelben hierdurch und 
„ausdrücklich von aller und jeder oberbormundfchaftlis 
„chen Aufſicht, fo weit die Gefeße folched nur irgend 
"„berftatten, und übertrage ihnen allein die Beftätigung 
„und Verwaltung meines Nachlaffes, ohne daß fie dars 
„über dem Pupillen⸗Kollegio irgend eine Nechenfchaft 
„abzulegen gehalten fein follen. Sollte übrigens der 
„ernannte Bormund vor mir oder vor Beendigung der 
„Bormundfchaft fterben, oder deren Führung ablehnen, 
„fo will ich, daß alsdann meine Ehegattin fidy einen 
„andern Mitvormund wähle, und befreie ich auch dies 
„fen hierdurch ausdruͤcklich von der obervormundfchaft: 
„lichen Aufficht.” 

Der Teftator hinterließ einen jeßt 14 Jahre alten 
Cohn als einzigen Erben. Für denfelben wurde von der 
kompetenten vormundfchaftlichen Behörde, dem Pupillen⸗ 
Kollegium zu Marienwerder, die Mutter und der Kauf 
mann ©. als Bormünder verpflichtet, weil nach) der Ans 
zeige der erfiern der A. die Kuratel abgelehnt hatte. 
Das Pupillen⸗Kollegium hat jenen Vormuͤndern eine Bes 
ftalung mit den gewöhnlichen gefeßlichen Befchränkungen 
augfertigen laffen. Die Wittwe, welche außer dem ©. 
noch den Regierungsrath H. zum Mitvormund erwählt 
hat, verlangte indeſſen auf Grund der oben angegebenen 
teftamentarifchen Beftimmung für fih und für die er 
wählten Mitvormünder die von aller obervormundfchafts 
lichen Aufficht befreite uneingefchränfte Verwaltung des 
Waclaffes. Diefen Antrag bat dag Bupillen- Kollegium 
verworfen und ich habe die Verfügung deffelben beftätigt. 

Das Recht zur Ernennung befreiter Vormuͤnder ift 
eine blos perfönliche Befugniß derjenigen, N 

ts 
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Pflegebefohlenen Vermögen zuwenden. Das A ER. 
verordnet hierüber Theil IL. Titel 18. $. 680. big 682. 
Folgende: | 
$. 680. Eine Verordnung, daß Pflegebefohlene unbe: 
vormundet bleiben follen, if unerlaubt und nichtig. 
$. 681. Wohl aber kann der Erblaffer der Pflege: 
befohlenen einen von ihm ernannten VBormund von 
den $. 422 — 678. vorgefchriebenen Einfchränfungen 
ber vormundfchaftlichen Adminiftration gang oder 
zum Theil befreien. 
$. 652, Dergleichen Befreiung fann aber nur durch 
eine gerichtliche Erflärung, oder in einem förmlichen 
gerichtlich aufgenommenen oder niedergelegten Teftas 
mente verordnet werden. 
Da in diefen 69. dem Erblaffer nicht ausdrücklich dag 
Recht beigelegt ift, einer anderen Perfon die Defugniß zur 
Wahl eines befreiten Vormundes zu übertragen, der $. 
692. vielmehr verordnet; 
„die einem Teſtaments⸗-Vormunde ertheilten Befreis 
ungen kommen bemjenigen, der in feiner Ermange: 
lung oder bei feinem Abgange an feiner Stelle er 
nannt tworden, nicht zu flatten, wenn fie nicht 
ausdruͤcklich auch auf ihn gerichtet find;” 
fo hat ſchon der Großfanzler von Goldbecf der vormali— 
gen Regierung zu Warfchau durch die Verfügung vom 
19. Mai 1804 zu erfennen gegeben: 
daß Fein Erblaffer diefes an feine Perfon gebundene 
Necht dem Pupillen: Kollegium oder den bereits er; 
nannten Vormuͤndern dergeftalt übertragen dürfe, 
daß es in ihrer Macht fiehe, andere Vormünder zu 
ernennen, und ſolche von den $. 422. big 678. des 
Titel 18. A. L. R. Theil II. verordneten Einfchräns 
kungen zu befreien. 
Diefe durch das Neue Archiv für Gefeßgebung Band 3. 
©. 267 und durdy Mathis juriftifche Monatsfchrift Band 
2. ©. 11 befannt gemachte Anweiſung ift bisher von- 
allen Gerichtshöfen befolgt, und veranlagt mich, auch 
jegt zu dem allerunterthänigften Antrage: ; 
die Bittſtellerin mit dem Verlangen wegen Befreiung 
1336. 9. 94. Mın 
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von ber obervormundfchaftlichen Aufficht zuruͤckzu— 
weifen. 


Berlin, den 12. März 1836. 


Muͤhler. 
An 
Seine Majeſtaͤt den Koͤnig. 


b. 


Ich finde nach dem vom Juſtiz⸗Miniſter über Ihre 
Borftelung vom 5. Dezember v. J. erftatteten Bericht, 
daß der gefchehenen Verwerfung Ihres Antrages auf Ihre 
und der von Ahnen erwählten Mitvormünder Befreiung 
von aller obervormundfchaftlichen Aufficht, der teſtamen⸗ 
tarifhen Beſtimmung Ihres verftorbenen Ehegatten ohn- 
geachtet, die gefegliche Vorſchrift zur Geite ſteht, da Fein 
Erblaffer befugt ift, das an feine Perfon geknuͤpfte Recht 
der ernannten Vormundſchaft dergeftalt zu übertragen, 
daß es in ihrer Macht ſteht, andere Bormünder mit der 
Unabhängigkeit von der obervormundfchaftlichen Aufficht 
zu wählen. Sie müffen fich daher der Verfügung des 
Suftigminifterd um fo mehr uuterwerfen, als derſelbe 
dafür Sorge tragen wird, daß die gefeglichen Belchrän: 
fungen der Euratel in einzelnen Fällen nicht zum Nach» 
theil der Maffe augfchlagen. 


Berlin, den 11. April 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die verwittwete Gommerzien- und 
Admiralitaͤtsraͤthin H- zu D. 


I. 2918. V, 6, Vol. 5, 
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ur Erläuterung der Allgemeinen 
3 Gerihtsordnung. 





14. 


Ueber die Kompetenz der Gerichte und der Verwal. 
tungsbehörben bei Vertheilung der Kommunallaften, 


(ef. A. L. R. II. 17. $. 78. 79. Verordn. vom 26. Dezember 
1803. $.36.37. Reffript vom 25. Oft. 1833. Jahro. B.42.©. 293), 


N, anliegende Verfügung des Königlichen Minifte: 
riums des Innern und der Polizei vom 24. Sebruar d.%., 
die Kompetenz; der Verwaltungsbehörden zur Vers 
theilung der Kommunal:Laften betreffend, 
wird hierdurch zur Kenntniß fämmtlicher Gerichtsbehoͤr⸗ 
ben derjenigen Provinzen, in welchen das Allgemeine Rand, 
recht und die Allgemeine Gerichtdordnung gelten, mit 
der Anmweifung gebracht, ſich in vorkommenden Faͤllen 
danach zu achten. 


Berlin den 8. April 1836. 
Die Juſtizminiſter. 
vd. Kamptz. Muͤhler. 


ſaͤmmtliche Gerichtsbebbrden der Provinzen, 
in denen das Allgemeine Landrecht und die 
Algemeine Gerichts-Drdnung gelten. 
I 1131, C. 23, Vol. 1. 


MRm2 
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Wenn gleich e8 nach ber beftcehenden Gefeßgebung 
feinem Zweifel unterliegt, daß die definitive Feſtſtellung 
der Srundfäge, nach welchen die aus dem Rommunal: 
Merbande hervorgehenden Laften auf die Gemeindeglieder 
zu vertheilen find, nur im adminiflrativen Wege erfolgen 
fann, und daß. dabei im Allgemeinen der Weg Nechtens 
ausgefchloffen bleibt; fo haben ſich doch bierüber unter 
den Verwaltungs; und Juſtiz⸗Behoͤrden nicht überall über; 
einftimmende Anſichten hervorgethan, und dag Minifte- 
rium des Innern und ber Polizei ſieht ſich dadurch verans 
laßt, zur Vermeidung von Konfliften der Königlichen 
Regierung diejenigen Grundfäge zu eröffnen, zu deren 
Seftftellung die darüber mit den Königlichen Juſtizmini⸗ 
fterien gepflogenen Verhandlungen geführt haben. 

Es verftieht ſich zwar von felbft, daß Leiftungen, 
welche fid) unmittelbar auf ein im DBefige einer Gemeinde 
oder eine Theiles ihrer Mitglieder befindliche Vermoͤ⸗ 
gend: Objekt beziehen, und auf Privatrechts-Verhaͤltnißen 
beruhen, in fireitigen Fällen vor Gericht regulirt werden 
müffen. Daffelbe ift auch in Ermangelung gütlicher Ei: 
nigung der Fall hinſichtlich folcher Leifiungen, zu denen 
die Mitglieder einer Gemeinde fich mechfelfeitig Behufs 
der Nußbarfeit ihrer Privarbefigungen in Anfpruch neh: 
men, fo wie endlich in Anſehung aller derjenigen gemein. 
famen Laften, welche zwar aus einem Gorporationg : Ver: 
bande gleichfalls entfpringen, deren Vertheilung jedod) 
nach dem Gefeße durch den Richter feftzuftellen ift. 

In allen diefen Fällen handelt e8 fih nur um Pri: 
vatrechte, die dadurch, daß fie bei Mitgliedern einer Ge: 
| — ſtreitig geworden find, ihren Charakter nicht ver: 

ndern. 

Ganz anders verhält es ſich aber in Anfehung fol: 
cher Leiftungen, welche den Mitgliedern einer politifchen 
Gemeinde, als ſolchen gegen diefe leßtern, obliegen. Hier 
ift nicht mehr von Privatrechten die Rede, denn die Ber: 
pflichytungen der Gemeindeglieder, als folcher, find nicht 
Gegenftände ihrer privatrechtlichen Dispofition; es han: 
delt fich vielmehr von flaatsrechtlichen Verhaͤltnißen und 
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von der Ausführung: poliseilicher Anorbnungen, die nad) 
der befiehenden Gefeßgebung nicht Gegenftand einer pros 
zeffualifchen Erörterung fein koͤnnen, indem nach $. 1. 
der Einleitung zur Allgemeinen Gerichtdordnung der rich: 
terliche Ausſpruch fi) auf Sachen und Rechte befchräns 
fen fol, die einen Gegenftand des Privateigentbums aus: 
machen. Sn der Feltftelung diefer Verhaͤltniße und der 
aus ihnen entfpringenden Leiftungen, fo wie in der Bers 
theilung der legtern, werden unfireitig Hoheitsrechte aus⸗ 
geübt, welche nach $. 36. der Verordnung vom 26. De: 
zeınber 1808 (Beilage der Regierungs⸗Inſtruktion vom 
23. Dftober 1817) nicht Gegenftand des Prozeſſes fein 
follen, mithin der augfchlieglichen Kompetenz der Verwal: 
tunad: Behörden angehören. Insbeſondere wird für die 
in Rede ftehenden Berhältnife der im $. 36. angeführte 
$. 78. Tit. 14. Th. I. ded Allgemeinen Landrechts als 
Regel Anwendung finden müffen, twogegen der in $. 37. 
der gedachten Verordnung angegogene $. 79. Tit. 14. 
Th. MH. des Allgemeinen Landrechts die Faͤlle bezeichnet, 
in denen ausnahmsweiſe die Berufung auf den Rechte: 
weg flatt findet. 

Die Anordnung des Vertheilungs⸗Maaßſtabes fols 
cher Laften und Leifiungen ift ebenfo unzweifelhaft admi- 
niftrativen Reſſorts. Die Verwaltungs: Behörden haben 
daher auch über die Eriftenz und die Aufrechthaltung 
einer in Beziehung auf die Vertheilnng der aus dem 
ftaatsrechtlichen Verbande entfpringenden Laſten behaupte: 
ten Dbfervanz definitiv zu entfchieden; und dies -ift eben 
am notbivendigften gerade dann, wenn die. Vertheilung 
diefer Laſten auf Obſervanzen berubet, die, mie fich von 
felbft verfichet, in diefer Beziehung nach den Bebürfniffen 
und nad) veränderten Umftänden fich mobifiziren muͤſſen, 
und daher nicht geeignet find, durch gerichtliche Entſchei⸗ 
dungen flabilitirt und der nothwendigen Fortbildung ent: 
zogen zu werden. | 

Die Königliche Regierung wird demnach veranlaßt, 
den vorſtehenden Grundfäßen gemäß in vorkommenden 
Fällen zu verfahren und die betreffenden Behörden dar⸗ 
nach mit Anmeifung zu verfeben. Die Gerichtsbehörden 
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werden dem entfprechend durch das Königliche Juſtizmi⸗ 
nifterium. belehrt werden. | 


Berlin, den 24. Februar 1836. 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 


: An 
fämmtliche Königlihe Regierungen 
(mit Ausnahme der zu Stralfund 
und der rheinijchen). 


B. 2808. 


’ 


15. 


In wie fern über die Verpflichtung zu Schulbaus 
Foftens Beiträgen ‚der Weg Rechtens Start findet. 


(ef. Allg. 2. R. I. 11. $. 708. 709. 759. 760. — Reſtript vom 
8. Januar 1336. Seite 306 diefes Bandes.). 


Der Königliche Landrath v. ©. zu E. hat bei dem 
Jufisminifter fich darüber befchwert, daß die von den 
Anfpännern und Koffäthen zu B. gegen die Häusler und 
Miether dafelbft angeftelte Klage auf Wiedererftattung 
der für die leßteren vorgefchoffenen Schulbaufoften » Bei: 
träge von dem Land; und Stadtgericht zu Ealbe und von 
dem Kollegium zurückgewiefen worden fei. Der Juſtizmi⸗ 
nifter findet die Befchwerde begründet, und das Königliche 
Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und Medisinals 
Angelegenheiten hat fich mit diefer Anficht einverfianden 
erklärt. Das Reſtript des General: Direftoriumd vom 
28. Sebruar 1805 (Ediften:- Sammlung von 1805. Seite 
2897) überläßt der Verwaltungsbehörde die Erefution 
des von ihr regulirten Interimiſtikums nur zu dem 
Zweck, um die ungefäumte: Ausführung des Baues zu 
bemwirfen. Im vorliegenden Falle kommt e8 nicht mehr 
auf die Ausführung des Baues an, da derfelbe bereitd 
vollendet ift, fondern auf die Wiedererfiattung eines zur 
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Beftreitung beffelben geleifteten Vorſchuſſes, worüber, wie 
in jeder andern Privarfache, der Rechtsweg offen fteht. 
Es bedarf auch Feiner Authorifation der Kläger als Korpo⸗ 
ration, da fie nicht ale folche auftreten, nichts für ‘die Kor: 
poration fordern, vielmehr als einzelne Berechtigte erftat: . 
tet verlangen, was fie vorfchußtweife gesahle haben. Die 
Klage ift daher zuzulaſſen und hiernach das Land» un 
Stadtgericht zu Calbe anzumeifen. 


Berlin, dem 25. April 1836. 
Der Suftizminifter. 


Muͤhler. 
An 
das Koͤnigliche Oberlandesgericht in 
Magdeburg. 
111. 3194. Gen. E. 33. 
16. 


Requifitionen wegen Zeugenverhöre und Eidesab⸗ 
nahmen nach den Königreich der Niederlande. 
(c£. Reftript vom 7. März 1835. Jahrbücher B. 45. S. 294). 


Aus der in neuerer Zeit einigemal vorgelommenen 
Meigerung der Königlich Niederländifchen Gerichte, den 
an fie von diesfeitigen Gerichten erlaffenen Mequifitionen 
wegen Eidesabnahmen und Zeugenverhören zu genügen, 
hat das Königliche Minifterium der auswärtigen Angeles 
genheiten Veranlaßung genommen, durch die Diegfeitige 
ur Geſandtſchaft im Haag darüber Nachricht ein: 
zuziehen, 3 

welche unter den im Koͤnigreiche der Niederlande 
funftionirenden Advofat: Anwälten den diesſeitigen 
bei dergleichen Eidesabnahmen und Zeugenverneb- 
mungen betheiligten Parteien als folche zu empfeh⸗ 
len fein möchten, denen fie wegen diesfäliger Wahr⸗ 
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nehmung ihrer Intereſſen mit Vertrauen die noͤthi⸗ 

gen Aufträge ertheilen. fönnten ? 
und es find ihm darauf als folche die Advokaten Noiret 
de Bruin und 2. Affer benannt worden. 

Hiervon wird das Königl. zc. mit dem Bemerfen in 
Kenntniß geſetzt, daß den eingezogenen Erfundigungen nach 
die Koften, welche für die Parteien dadurch werden ber: 
beigeführt werden, fi) nicht genau beftimmen laffen, und 
von der Beichaffenheit jedes fpeziellen Requiſitionsfalles 
abhängig bleiben. | 


Berlin, den 23. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Mübler. 


An 
fämmtliche Königliche Ober- 
gerichte. 


I. 2234. Requisit. 48. 


— — — — 


17. 


Wirfung eines ohne vorfchriftsmäßige Worladung 
des Verflagten erlaffenen und nicht gehörig infinuirs 
ten Rontumacial» Erfenntniffes. 


lg. Ger. Ordn. 1. 16. $. 2. num. 6. — cf. Reſkr. vom 25. 
Nov. 1835. Jahrb. B. 46. ©. 511.) 


— 


Dem Koͤniglichen Stadtgericht kann auf den in der 
ſummariſchen Prozeßſache der ꝛc. B. wider den M. erſtat⸗ 
teten Bericht vom — Mts. bei Ruͤckſendung der eins 
gereichten Aften nur aufgegeben werden, dem von dem 
M. gegen das ergangene Kontumacial-Erfenntniß vom 2. 
Januar dieſes Jahres erft am 7. März diefes Jahres 
angemeldeten Mechtsmittel noch zu bdeferiren, und bie 
auf. Grund bdeffelben verfügte Exekution zu fiftiren; da 
ber Berflagte nach feiner Angabe erft Durch die Erefu: 
tionsverfügung vom 26. Februar von dem Prozeß Kennt: 
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niß erlangt hat, und nad) den bisherigen Ermittelungen 

wirklich weder die Vorladung zum Klagebeanttwortungs; 
u noch das Erkenntniß vorfchriftsmäßig infinuirt 
n 


Der Bote hat die erſte Vorladung an die Thüre der 
Wohnung des Verklagten befeftigt, weil er angeblich Nie 
manden angetroffen, dem er die Borladung hätte zuftellen 
können. Allein nach feiner nähern Vernehmung bat er 
ganz unterlaffen, fih) an den Hausmwirth zu menden, und 
da $. 21. der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 
7. wörtlich vorfchreibt: 

Iſt von vorbenannten Perfonen Niemand, dem bie 

Citation zugeftellt werden fann, vorhanden, oder will 

fie keiner annehmen, fo muß die Inſinuation an 

den Hauswirth gefcheben. 

Iſt auch diefer nicht gegenwärtig, oder wird die Ans 

nahme von ihm verweigert, fo ift die Citation an 

die Stuben: oder Haustbüre zu befeftigen zc. 
fo war die Inſinuation durch Affigiren noch keinesweges 
gerechtfertigt. Die Anficht des Königlichen Stadtgerichtg, 
daß bierbei mur den Boten ein zur Ruͤge geeigneter Bor: 
wurf treffe, dies Verfehen des Boten aber die Vorladung 
nicht als ungültig erjcheinen laffe, läßt fich gefeglich nicht 
begründen. 

Noc weniger bat aber fodann der Bote das Kon. 
tumazial-Erfenntnig vom 2. Sanuar gültig infinuirt. Sein 
Sfnfinuationsbericht lautet dahin: „daß er fid) in die Woh⸗ 
nung des Verklagten No. ... begeben, Niemand getrof: 
fen, dem er die Verfügung hätte zuftelen können, und fie 
Deshalb an die Thüre der Wohnung befeftigt habe.” 

Allein Verklagter batte damals feine Wohnung nicht 
mehr in Berlin, fondern Berlin bereits verlaffen. Der 
Bote hat dieß nach feiner jeßigen Erklärung gewußt und 
vom Hauswirth erfahren. Wäre dies von ihm berichtet 
worden, fo hätte dag Gericht die Inſinuation nad) $. 11. 
Allg. Ser. Ord. Thl. I. Tit. 8. bewirken müffen, da auf 
die Vorfchriften im $. 36. Allg. Ger. Ord. Thl. I. Tit. 
7. um beshalb hier nicht zurückgegangen werden Fann, 
weil weder der Aufenthaltsort des DVerflagten unbekannt 
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atte. 

Verklagter hat biernady dadurch, daß er erfi am 7. 
März ein Rechtsmittel eingelegt hat, keine Frift verfäumt, 
und muß dazu nod) zugelaffen werden. 

Uebrigens hat das Stadtgericht den Boten für bie 
Zufunft mit geböriger Anweiſung zu verfehen. 

Berlin, den 6. Juni 1836. 


Der Juſtizminiſter. 


e Muͤhler. 

n 

das hieſige Koͤnigliche Stadtgericht. 

111. 4333. P. 48. Vol. 3. 
18. 


Ueber die Zulaffung nicht betheiligter Perfonen zu 
den Verhandlungen im fummarifchen Prozeffe. 


(B. vom 1. Juni 1833. $. 22. Gefehfammlung ©. 41. — Res 
fiript vom 31. März 1835. Jahrbücher B. 45. ©. 202.) 


Auf Ihren Antrag und auf das darüber vernommene 
Gutachten des Staatsminifteriums genehmige Jch, daß 
zu den in der Verordnung vom 1. Juni 1833 vorgefchries 
benen mündlichen Verhandlungen im fummarifchen Pros 
zeffe, außer den im $. 22. genannten Perfonen, auch die 
richterlichen Beamten, Neferendarien, Ausfultatoren und 
Suftizfommiffarien anderer Gerichte in Meinen Staaten 
freien Zutritt erhalten, wogegen Ddiefelben auch in Diefen 
Sachen, gleid) den bei dem Gerichte felbft angeftellten 
Beamten, zur Amtsverfchwiegenheit verpflichtet find. Es 
bewendet übrigens auch diesfalls bei der Vorfchrift, daß 
ſich fämmtliche bei der Sache nicht betheiligte Perfonen 
aus der zur mündlichen Verhandlung anberaumten Sizs 
zung entfernen müflen, wenn eine der Partheien darauf 
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anträgt, ober dag Gericht die Entfernung aller oder ein; 
zelner Perfonen für angemeffen erachtet. Die Zulaffung 
auch anderer Perfonen ausnahmsweiſe von Ihrer Autho— 
riſation abhaͤngig zu machen, ſcheint ſchon wegen beſorglicher 
Eremplififation anderer nicht beruͤckſichtigter Perſonen ein 
Bedenken zu haben. Sch will daher die Genehmigung 
hierzu bis dahin augfegen, daß die Erfahrung nähere Mo: 
tive dafür an die Hand geben möchte. Uebrigens bedarf 
es nicht, daß diefer Erlaß, ald nur die Gerichte mit Ans 
Be verfehend, in die Gefeßfammlung aufgenommen 
werde. 


Berlin, den 15. Mat 1836. 


Sriedrih Wilhelm. 


An 
den Staats und Zufl-Minifter Muͤhler. 


b. 


Vorſtehende Allerhoͤchſte Kabinets:Drbre wird bier: 
durch ſaͤmmtlichen Gerichtebehörden zur Nachricht und 
Nachachtung mit der Bemerfung befannt gemacht, daß 
fi) nach dieſen Alerhöchften Beflimmungen die Verfuͤ— 
gung vom 31. März pr. Gahrbuͤcher Band 45. Geite - 
202—204.) modifizirt, mithin nur den obenbenannten Pers 
fonen unter den vorgezgeichneten Bedingungen der Zutritt 
zu den mündlichen Verhandlungen im fummarifchen Pro: 
seffe zu verftatten if. | 

Berlin, den 30. Mai 1836. 

Der Juſtizminiſter. 
Müphler. 


An 
fämmtliche Gerichtspehdrden. | 
1, 1829. Randrecht 35. Vol, VII, 
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19. 


Wenn in Prozeffen über das Vermögen in erfter 

und zweiter Inſtanz verfchieden erfannt worden, fo 

fteht die Revifion nur derjenigen Parthei zu, zu 

deren Nachtheil das erfte Erfenntniß in zweiter ns 
ſtanz geändert worden ift. 


(B. vom 14. Dez. 1833. $. 2. Neffrivte vom 2. März 1835 m. 
24. Februar 1836. Jahrbuͤcher an 415. ©. 192. u. Bd. 47. 
S. 320. 





Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des $. 2. der Ber; 
ordnung vom 14. Dezember 1833 (Geſetzſamml. S. 302) 
ift die Revifion in Prozeffen, welche lediglich das 
Vermögen betreffen, nur alsdann zuläflig, 

wenn die beiden erften Erfenntniffe verfchiedenen In⸗ 

balts find, und 

zugleich der DieferDerfchiedenheit unterliegende 

— der Beſchwerde uͤber 500 Thaler be— 
traͤgt. 
Nach dem Vortrage in Ihrer Eingabe vom 15. d. Mts 
find in Nückfiht auf die von den R.fhen Erben 
egen Sie angeftellte Klage zwei gleihförmige Er: 
enntniffe vorhanden; in Mücficht auf Ihre Gegen: 
forderungen aber ift nur bei einigen derfelben ein ab: 
anderndes Erfenntniß in zweiter Inſtanz erfolgt. 

Ueber die Punkte, bei denen gleihförmig erfannt iſt, 
findet die Reviſion niemals, über die Punfte, wobei bie 
Erfenntniffe differiren, nur alsdann flatt: 

a) wenn der Gegenftand jeder einzelnen Beſchwerde 
über 500 Thaler beträgt, mit Ausnahme des Falles, 
wo nad) den Grundfäßen des $. 109. des Anhangs 
sur Allg. ©. D. eine Zufammenrehnung erlaubt iſt; 
und 

b) wenn in zweiter Inftanz das Erfenntniß erfter In— 
ſtanz zum Nachtheile des Beſchwerdefuͤh— 
rers abgeändert worden wäre, was bei Ih— 
nen aber nicht der Fall fein kann, weil nur Sie Ap: 
pellant getvefen find, und daher in zweiter Inflanz 
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immer nur ein günftigeres oder doch wenigſtens ein 

befiätigendes Erfenntniß erhalten haben fönnen. 

Die zurückweifende Verfügung des Königl. Ober-Lan- 
desgericht8 zu Königsberg vom 18. März d. J. ift daher 
gefetslic) begründet, und kann vom Juſtizminiſter nicht auf: 
gehoben werden. 

Someit übrigens Ihre Gegenforderungen in dem ge: 
dachten Prozeffe -bereits mit zur Aburtelung gekommen 
find, dürfen Sie Ddiefelben nicht noch einmal in einem 
Separatverfahren einklagen. 


Berlin, den 25. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
den Pfarrer Herrn B. in Groß K. 
in DOftpreußen. 


Ill. 3202, KR. 14. Vol, 3, 


20. 


Ueber die Bedeutung der Partheien in Erfenneniffen 
zweiter Inſtanz wegen Unzuläfligfeit eines weitern 
Rechtsmittels. 


(ck. Reffript vom 17. Januar 1834. Jahrbuͤcher B. 43. S. 129.) 


Aus einigen gelegentlich eingereichten Erfenntniffen 
zweiter Inſtanz, gegen welche die Nevifion nicht zuläffig 
gemwefen, hat der Zuftisminifter erfehen, daß das Kollegium 
folche mit dem Zufage 

„ein weiteres Rechtsmittel iſt nicht zuläffig” 
ausfertigen läßt. Dies führt aber Mißverfländniffe her: 
bei, und verleitet namentlich zu dem Glauben, daß aud) 
das Rechtsmittel der Nichtigkeit: Befchwerde nicht Statt 
finde. Die Belehrung ift deshalb Fünftig dahin zu faflen, 
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weiteres ordentliches Rechtsmittel nicht zulaͤſ⸗ 
g ſei. 


Berlin, den 12. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Mühler. 


An 
das Königliche Ober⸗Landesgericht zu 
Naumburg. 
UI, 4561. A. 30. Vol. 2. 


21. 


Gegen Erfenntniffe in possessorio summariis- 
simo ift die Nichtigkeitsbeſchwerde zuläffig. 


Dem Königlichen Dber:Landesgericht wird auf feine 
Anfrage vom 23. v. Mts., 
die Zuläffigfeit der Nichtigkeitsbefchwerde gegen ein 
in possessorio summariissimo ergangenes Erfennt: 
niß betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß die Materialien zur Verordnung 
vom 14. Dezember 1833 über dieſe Frage Auskunft ers 
teilen, und daß hiernach die bejahende Beantwortung 
derfelben die richtige ift. 
Ich theile dem Königlichen Ober:Landesgericht zur 
näberen Einficht 
a) einen Ertraft der Monita des Geheimen Ober: Tris 
bunals zu dem vor der Alerhöchften Vollziehung ihm 
vorgelegten Entwurfe der Verordnung, und 
b) einen Ertraft der darauf fich beziehenden Befchlüffe 
der Staatsraths⸗Kommiſſion in dem ‚abfchriftlich beis 
liegenden Protokolle vom 14. November 1833 
mit. 


Berlin, den 8. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht 


u Koͤnigsberg. 
I. 2030. ° u 8 R. 14. Vol. 3. 
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Ertraft aus dem Bericht des Geheimen Ober Tris 

bunals betreffend den Entwurf der Verordnung über 

dag Rechtsmittel der Revifion und der Michtigfeits- 
befchwerbe. 


zu $. 7. Es ift bier zur Sprache gebracht und ge: 
prüft worden, ob die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht in fol- 
genden Fällen augzufchliegen fei: 


a) bei Agnitions⸗ und Purififationd-Refolutionen, wenn 
fie aus den $. 5. Ziff. 4, 5 und 9 verzeichneten 
Gründen angegriffen werden; weil alsdann von nicht 
Mefentlihem mehr die Rede iſt, und übrigens die 
Gerihte-Drdnung fowohl jedem Beamten, als jedem 
Dokumente quasi publieum, Glauben beilegt (Anh. 
zur Gerichts⸗Ordn. $. 63.); 

b) bei Zufchlagserfenntniffen in den freiwilligen Sub» 
baftationen, deren Form die Intereſſenten mobdifiziren 
fönnen, und 

e) gegen Erfenntniffe in possessorio summariissimo, 
wegen ihrer interimiftifchen Natur, 

ingleichen, ob nicht andrerfeitg 

d) die beftätigten Vergleiche in Prozeffen, aus melchen 
nach den Gefehen Erefution gefucht werben fann, 
noch in die Feſtſetzung des Paragraphen mit einzus 
begreifen feien? 

Allein die Mehrheit fand die dafür angeführten Gründe 
nicht ausreichend, und erklärte fich beziehungsweiſe das 
gegen. ıc. 


Berlin, den 17. Auguſt 1833. 


Das Geheime DOber:Tribunal. 
Unterſchriften.) 
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b. 


Ertraft aus dem Protofolle der Staatsrarhs-Kom: 
mifjion vom 14. November 1833. 


Nachdem in der heutigen Konferenz der Staatsrathe: 
Kommiffion dag Protofol vom 7. d. M. vorgelefen und 
genehmigt worden war, wurde die Prüfung der von dem 
Geheimen Ober: Tribunal gegen den Entwurf einer Ber: 
ordnung über das Rechtsmittel der Revifion und der Nich- 
tigkeitsbefchwerbe vorgebrachten Bemerkungen fortgefegt. 


zum $. 7. 

Die Minorität des Geheimen Ober: Tribunals bat in 
Anregung gebracht, ob nicht in den zum $. 7. in dem 
Gutachten gedachten vier Fällen die Nichtigfeitsbefchwerde 
augsufchließen fei. Die Staatsraths-Kommiſſion war 
aber einhellig der Anficht, daß in Diefen Fällen die Nidy 
tigkeitSbefchtwerde nicht ausgefchloffen werden dürfe, und 
zwar weil 

ad a. die Vorfchriften des $. 5. No. 4. 5. 9. theils 
zur Sicherheit der Parteien, theils im Intereſſe der 
öffentlichen Ordnung gegeben worden; 

ad b. es fid) von felbft verftehe, daß, wenn die Parteien 
bei freimilligen Subhaftationen ſich über Die dabei 
su beobachtenden Formen vertragsmäßig geeinigt hät: 
ten, e8 dabei fein Bewenden haben müffe, außer die 
fem Falle aber die Verlegung der gefelich vorgeſchrie⸗ 
benen Formen die öffentlidhe Ordnung fo fehr be 
rühre, daß man eine ſolche Verlegung nicht unan⸗ 
taftibar machen dürfe; 

ad ce. die Erfenntniffe in possessorio summariissimo 
oft von dem wefentlichften Einfluffe auf die Rechte: 
verbältniffe feien, fo daß man fie nicht unangreifbar 

. machen fönne; Ä a 

ad d. die Vergleiche endlich nichts anders feien, als ge: 
richtlich gefchloffene Verträge der Parteien, denen 
augenblickliche Erefution zugefichert worden, fo daß, 
wenn dabei gefehlt worden, nur die Parteien felbft, 
nicht aber der Richter, die Schuld Davon en 
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Es wurde deshalb befchloffen, daß der $. 7. unver: 
ändert beibehalten werben fol. ꝛc. 


G. w. o. 
(Unterſchriften.) 


22. 


Die Eintragung einer rechtskraͤftigen Forderung 
auf das Grundftüf des Verureheilten iſt Feine 
Erefutions Maaßregel. 


(B. vom 4. März 1834 $. 22. Gefekfammlung ©. 36.) 


/ Auf die Anfrage vom 9. diefed Monats, in Sachen 
des Schmiebemeifters 2. wider die Wittwe und Erben 
T., gereicht dem Königlichen Land: und Stadtgerichte zum 
Beſcheide, daß der von dem Königlichen Dberlandesgericht 
zu Hamm in der Verfügung vom 25. vorigen Monats 
ausgefprochene Grundfag: | 

wonach die in Gemäßheit bes $. 22. der Verorb⸗ 

nung vom 4 März 1834 auf die Jmmobilien des 

Schuldners erfolgte Eintragung einer judifatmäßigen 

Forderung den Gläubiger nicht hindert, gleichzeitig 

die Erefution in das Mobiliar: Bermögen feines Schuld: 

ner zu verlangen, und dieſe verfügt und vollfireckt 
werben muß, bis der leßtere von der ihm nad) $. 

46. des Allgemeinen Landrechts Titel 20. Theil I. zus 

ftebenden Rechtswohlthat (beneficium exgussionis 

realis) Gebrauch macht, 
feine vollfommene Nichtigkeit hat. 

Die Vorfchrift des $. 12. der Verordnung vom 4, 
März 1834, wonach die Erefution nicht gleichzeitig im 
mehrere Vermoͤgensſtuͤcke des Schuldners vollfirerft mer: 
den ſoll, fleht nicht entgegen; denn die Eintragung im 
Hypothekenbuche ift noch feine Vollſtreckung der 
Erefution, fondern bemirft für den Gläubiger nur ein 
Hypothekenrecht. Die Vorfchriften des $. 46. seq, Titel 

1836 9. 94. Nn 
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20. Theil 1. bed Allgemeinen Landrechts, melche nach $. 
44. der Verordnung vom 4. März 1834 beibehalten find, 
fchügen aber den Schuldner hinlaͤnglich, und befeitigen bie 
von dem Königlichen Land; und Stadtgerichte für den 
Kredit der an fich zahlungsfaͤhigen kleinen Grundbefiger 
behaupteten Nachtheile. 

Andere DBeftimmungen im legielativen Wege zu er 
laffen, dazu fehlt es an allem Grunde. 

Uebrigeng kann es nur gemißbillige werben, daß das 
Königliche Fand» und Stadtgericht die oben erwähnte 
Verfügung des Königlichen Oberlandesgerichtd zu Hamm 
vom 25. dv. Mts. auch in der fpezielen Sache, in welcher 
fie auf. die DBefchwerde einer Partei erlaffen iſt, megen 
Diefer Anfrage unbefolgt gelaffen bat. 

Berlin, den 21. Juni 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. | 


An 
das Kbnigliche Land- und Stadt- 
gericht zu Emmerich, 


I. 2226, E. 34. Vol. 2. 


25, 
Ein wider den eingetragenen Beſitzer eines Grund: 
ftücfs ergangenes Erkenntniß kann gegen den drit- 
ten DBefißer, welcher daffelbe vor der Inſinuation 
ber Klage erworben hat, nicht vollftredft werben. 


(Allg. Ger. Ordn. 1. 24. $. 5. u.9. Allg. L. R. 1. 10. $. 7.) 


@. 


Bet Nücfendung der mit dem Beriht vom 29. 
März c. eingereichten Acten gereicht dem Koͤnigl. Ober: 
Iandeggerichte hierdurch zur Mefolution, daß der us 
ftigminifter feinesmweges das von dem Land: und Gtadts 
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gerichte zu Lübbecke beobachtete Verfahren billigen kann. 
Es beruht daſſelbe auf offenbar irrigen NRechtsanfichten. 

Der Colon 8, hat laut Kauffontraft8 vom 15. Ok— 
tober 1818 die in Rede ſtehende Wiefe von dem Befiger 
der Stätte Ro. 31. zu D., Schuhmacher S., erfauft und 
tradirt erhalten, alfo das Eigenthum derfelben erworben 
(Allg. Landrecht Th. I. Tit. 10. 6. 1.). 

Es hätte daher bei ber erft im jahre 1831 erfolg: 
ten Regulirung des Hypothekenbuches jene Wiefe nicht 
mehr als ein Appertinenz; der Stätte No. 31. zu D. be 
handelt, folglich nicht zu dem über diefe Stätte angeleg: 
ten Hypotheken⸗Folium gezogen werden follen, weil bei 
der Anlegung eines neuen Hypotheken-Blat— 
tes nur der zur Zeit vorliegende Kealzuftand 
beachtet werben darf. 

Wenn aber auch die Wiefe im Hppothefenbuche als 
Pertinenz der Stätte No. 31. zu D. eingetragen war, fo 
durfte fie doch nicht mit zur Subhaftation geftellt werben, 

Um eine Subhaftation im Wege der Erefution wis 
der den ꝛc. 2. einzuleiten, bedurfte e8 eines erckutorifchen 
Titeld wider ibn. Ein folcher liegt nicht in dem von den 
von B.fchen Erben wider den ꝛc. ©. erfirittenen Erkennt 
niße, weil dieſes Erkenntniß nicht gegen den ꝛc. L. ergans 
gen ift, und der Fall des $. 9. Tit. 24. der Prozeß⸗Ordn. 
nicht vorlient. 

Das Königl. Dberlandeggericht hat daher dag Land» 
und Stadtgericht zu Lübbecke auf die Ungefeßlichkeit feines 
Derfahrend um fo mehr aufmerffam zu machen, ale nad) 
deffen Berichte ſchon in einer Reihe ähnlicher Fälle die 
nothwendige Subhaftation der veräußerten und nicht ab» 
geichriebenen Parzellen ohne meiteres procefjualifches Ver: 
fahren auf den Antrag der Hppotbefengläubiger eingeleis 
tet worden ift. 

Ueber die Frage: ob und in miefern ein gegen ben 
eingetragenen Befiger ergangenes Erfenntniß gegen den 
Nachfolger deffelben zur Vollſtreckung gebracht werden 
fönne, bat der Juſtizminiſter am 17. März 1834 den ab- 
fchriftlich beiliegenden Bericht an des Königs Majeftät 
erftattet, und es ift darauf am 8. April 1854 die im Aug; 
zuge beiliegende Vorbefcheidung Sr. — an den Ju⸗ 

n 
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ſtizrath Niemer ergangen. Was aber vom Ganzen gilt, 
muß auch von den einzelnen Theilen deffelben gelten. 
Der Umftand, daß eine Parzelle vom Hauptgute 
nicht abgefchrieben ift, begründet nur die Bermutbung, 
daß fie noch dazu gehöre, und es ift fogar möglich, daß 
ein Dritter im Bertrauen auf die Glaubwürdigkeit des 
Hypothekenbuchs Nechte darauf ermwerbe. Iſt aber dag 
Eigeuthum einer Parzelle auf einen Andern übergegangen, 
fo können Rechte darauf auch nur durdy den Eigenthüs 
mer befiellt, Die früher erworbenen auch nur gegen ihn ver; 
folgt werden. Wer Kenntniß von der eingetrefenen Ver: 
änderung des Eigenthums hat, kann fih redlichermweife 
- den Glauben des Hypothekenbuchs nicht meiter be 
rufen. Er 
Sm vorliegenden Falle bat ber ıc. 2. der Verfügung 
vom 10. Juli 1853 nicht mwiderfprochen, es find vielmehr 
in dem Licitations Termine vom 11. November 1833 die 
Verfaufsbedingungen mit feiner Zuziehung dahin regulirt 
morden, daß feine Wiefe mit zum Verkauf geftellt werden 
folle, auc) bat er am Schluße des Termins in den Zus 
fchlag gewilligt. Wenn aus diefen Gründen auch auf 
feine jegige Befchwerde nicht eingegangen werden Fann, 
fo ift doch nicht zu verfennen, daß der ꝛc. 2. zu dieſer 
Erklärung nur durch die Vorausſetzung veranlaßt werden 
fonnte, daß er fich den Verkauf gefeglich gefallen laffen 
müffe und daß er zu diefer Vorausſetzung durch die uns 
richtige Verfügung des Gerichts verleitet worden ift. 


Berlin, den 15. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Oberlandesgericht 
iu Daderborn. 


II. 2944. H. No. 10. 


649 


b 


Em. Königl. Majeftät Alerhöchftem Befehle vom 26. 
v. M. zufolge ermangele ich nicht, bei ehrerbiefigfter Zus 
‚rüdreichung der Sjmmediat:Befchwerde des Juſtizkommiſ— 
farius Riemer zu Halle in der Proceßſache des Ehriftian 
H. wider die Wittwe H., Folgendes allerunterthänigft zu 
berichten. Ä 
Im Fahre 1816 verfaufte die Wittwe H. ihr zu 3. 
bei Halle belegenes Koffäthengut an €. mittelft einer vor 
einem Juſtizkommiſſarius refognogcirten Punktation, über: 
gab ihm daffelbe und wurde rechtskräftig zur Wollziehung 
der Punftation vor Gericht oder Notar und Zeugen vers 
urtheilt. 
ange Zeit nachher Flagte Ehriftian H. eine für, 
ihn auf dem Gute bypothefarifch eingetragene Forderung 
gegen die Wittwe H. ein, und fuchte, auf Grund der in- 
Folge ihres Zugeftändniffes abgefaßten Agnitoria, die 
Subhaftation des Gutes nad). 
Das Landgericht zu Halle wies biefen Antrag surück, 
weil gegen den €. als jegigen, obſchon uneingetragenen 
Beſitzer nicht geklagt worden, und derfelbe durch die nach 
feinem Erwerbe bes Gutes gegen die Wittme H. ange 
ſtellte Klage nicht berührt werde. 
Das Dberlandesgeriht zu Naumburg, bei welchem 
der Juſtizkommiſſarius Niemer hierüber Beſchwerde führte, 
wies das Landgericht zu Halle an, die Subhaftation ein: 
zuleiten. Als dag leßtere dieferhalb an mich refurrirte, 
trat ic) feiner Anſicht bei, und erließ die dem Immediat— 
gefuche abfchriftlich beigefchloffene Verfügung vom 13. 
Dezember v. J. Die Frage auf deren Entfcheidung es 
anfommt, ift daher folgende: 
Hat der Gläubiger, welcher feine hypothekariſche For; 
derung gegen den früheren im Hypothekenbuche noc) 
eingetragenen DBefiger zu einer Zeit ausgeklagt hat, 
nachdem derfelbe ſchon das Grundftücd an einen Drit: 
ten verfauft harte, das Mecht, feine Forderung von dem 
legtern auf Grund jenes Judikats erecutivifch beitreis 
ben zu laffen? 

Ich erkläre mich für die Verneinung diefer Frage aus 

folgenden Gründen: 
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1) Forderungen, die einen Titel zum Pfandrecht has 
ben, erlangen durch den Hinzutritt der gefegmäßigen Ers 
werbungsart, 

durch Uebergabe der Sache, 
oder Eintragung im Hppothefenbuche 
Die Eigenfchaft eines dinglichen Rechts ($. 6. seq. und 411. 
seg. Zit. 20. Th. 1.4. 2 NR). Das unterfcheidende 
Merkmal eines dinglichen Rechts auf die Sache ift bag, 
daß es gegen jeden dritten Beſitzer geltend gemacht wer⸗ 
den kann ($. 137. Tit. 2. Th. 1. U. L. R.). Es verords 
net daher auch der $. 492. Tit. 20. Th. 1. des A. L. N. 
„der Hppothefen- Gläubiger kann fein Necht auf die 
„verpfändete Sache auch gegen einen dritten Befiger 
„derjelben ausüben.” 
Hieraus folgt aber bloß der theoretifche Sag, daß er 
das Recht hat, von dem dritten die Zahlung zu 
fordern, und wenn er fie nicht leiſtet, fie gegen 
ibn einzuflagen. 
2) Die Frage: ob der Hypothefen-Gläubiger ein ges 
gen den Vorbefiger erſtrittenes Judikat gegen den dritten 
Befiger geltend machen fann, läßt ſich nur aus der Pros 
zeß ·Ordnung, aus der Lehre von der Erefution beantwors 
ten. Hier fiellt der $. 5. des 24. Titels ausdrücklich die 
Regel auf: 
„Ein Exekutionsgeſuch findet nur gegen denjenigen ftatt, 
„welcher in dem ergangenen Urtel fondemnirt worden 
„if. Gegen einen Dritten, hat dergleichen Urtel, ber 
Negel nach, feine Wirkung. 

Der $. 9. verordnet al8 Ausnahme: 
„Wenn jemand einen im Streite befangenen Gegen: 
„fand erft nach der Zeit, da dem bisherigen Inha⸗ 
„ber die gerichtliche Vorladung zugeſtellt worden, durch 
„Kauf, Tauſch ꝛc. erhalten hat, fo muß er ſich demjes 
„nigen unterwerfen, was barüber in dem rechtshaͤngi⸗ 
„gen Proceffe entfchieden wird, wenn er auch bei die 
„fem Proceſſe nicht zugegogen worden.” 

Es folgt hieraus unmiderfprechlich, daß, wenn die Sache, 

worauf ein dingliches Recht geltend gemacht wird, ſchon 

vor der Anfinuation der. Klage von dem Verklagten ber» 

äußert und einem Dritten übergeben worden war, ein ge 
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gen den Verflagten und ehemaligen Befiger erfirittened 
Kontumazial⸗Erkenntniß nicht gegen biefen dritten Befiger 
geltend gemacht werden Fann. 

An diefem Sinne hat bereit das Hofreffript vom 
18. Januar 1796 (N. C. C. Tom. X. ©. 1879.) die 
jegt vorliegende Frage dahin entfchieden, daß ein dem 
Schuldner gefündigted und wider ihn eingeflagtes Ka: 
pital dem dritten Befiger, welcher das verpfändete Grund⸗ 
ſtuͤck Früher erworben hatte, von neuem gefündigt, 
und gegen ibn geklagt werden müffe. Man gieng 
bei diefer Entfcheidung von der richtigen Anficht aug, 
daß der Hypothekenglaͤubiger den unrechten. Beklagten in 
Anſpruch genommen habe, und daß es feine Sache geweſen 
fei, bei.der Anftelung der Klage ſich über den derzeitigen 
Beſitzer des verpfändeten Grundſtuͤcks zu vergemiffern. 

Eben fo hat das Reſkript vom 19. Februar 1819 
GJahrbuͤcher Bd. KIM. ©. 12.) entfchieden, daß dag ges 
gen den Schuldner erwirkte Urtheil gegen den neuen Be 
figer, welcher dag zur Hypothek geftellte Grundſtuͤck nad) 
Anftelung der Klage erworben hatte, ohne Weitered voll 
firecfbar fei, und den Grund feiner Entfcheidung aus dem 
$. 9. Tit 24. der Prozeß. Ordnung hergeleitet. 

3) In dem vorliegenden Falle hatte der €. dag Ei— 
gentbum des Kofläthengutes lange Zeit vor Anftelung 
der von dem Chriſtian H. wider die Wittwe H. erhobenen 
Klage durdy Kauf und Uebergabe erworben, darum habe 
ich in der Verfügung vom 13. Dezember v. J. ausge 
fprochen, daß das gegen die Vorbefigerin ergangene Judi—⸗ 
fat gegen den jegigen Beſitzer nicht in Exekution gefegt 
werden fonne. 

Wollte man die Wirkung der gegen die Wittwe 2. 
ergangenen richterlichen Entfcheidung fo weit ausdehnen, 
daß fie die Subhaftation des dem E. zugehörigen Grund: 
ſtuͤcks zur Folge hätte, fo läge darin eine offenbare Ber: 
legung des allgemeinen Grundfaßeg, daß ein Urtheil gegen 
einen Dritten nicht von verbindlicher Kraft fein fann, 
wenn derfelbe bei dem Proceſſe nicht zugezogen, alfo von 
dem Richter gar nicht gehört worden if. . 

4) Der Umftand, „daß der Befigtitel des 
Grundſtuͤcks noch auf den Namen der Wittwe 
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H. lautet,” macht hierbei nach Lage der Gefebgebung 
feinen Unterfchied. Der $. 7. Tit 10. Th. I. des N. L. 
R. verordnet: 
der im Hppothefenbuche eingetragene Befiger wird in 
allen mit einem Dritten über dag Grundflüd ge 
fchloffenen Verhandl en als der Eigenthümer 
deffelben angefehen. 
Der $ 9, behält dem nicht iRgetragenen Eigenthümer 
nur ein Necht zur Schadloshaltung gegen ben eingetras 
- genen Befiger vor. Wäre von Verhandlungen zwis 
fchen dem Hnpothefengläubiger und der eingetragenen Bes 
figerin die Mede, wobei ſich der erftere im guten Glaus 
ben ($. 10. dafelbft) befunden Hätte, fo wuͤrde ſich der 
jetige Befiger diefelben, nad) Bewandniß der Sache, mit 
Nücficht auf die Principien der $$. 18—20. Tit. 10. und 
$. 4. Tit. 19. Th. 1. des A. L. R. gefallen laffen müfs 
fen. Ein Erfenntniß ift indeß feine Werhandlung, der 
Richter fpricht nur das beftehende Rechtsverhaͤltniß aug, 
fchafft aber Fein neues Ned. . . 

Der Hypothefengläubiger Hat überdem das Recht, 
ſeinen perſoͤnlichen Schuldner immer noch in Anſpruch zu 
nehmen, wenn derſelbe auch das verpfaͤndete Grundſtuͤck 
bereits veräußert hat ($. 48. Tit. 20. Th. I. des A. 2. 
R.); er kann ſich alddann aber im Wege der Erefution 
nur an deffen Vermögen halten. Aus der Anftellung eis 
ner Klage gegen ben perfönlichen Schuldner und früheren 
Beſitzer folgt alfo, außer dem Falle des $. 9. Tit. 24. 
der Proceß⸗Ordnung, feinesweges irgend etwas nachtheis 
lige8 gegen den fpätern Befiger. Daß diefe Theorie rich: 
tig ift, wird auch daraus flar, weil die Proceß-Ordnung 
in der Lehre von der Erefution nur ein Interventions— 
Verfahren bei der Auspfändung beweglicher im Befige 
des Erequendus befindlicher Sachen fennt ($. 75. seq. 
Fit. 24.), und in Hinficht diefer, bei nicht erfolgter Bes 
f&heinigung, den öffentlichen Verkauf anordnet. Auf uns 
beweglihe Sachen fann fih das Interventions-Verfah—⸗ 
ren nicht erfirecken. Befindet fih Jemand im Beſitz eines 
Grundftücs und weiſt ſich darüber aus, daß er als voll: 
fändiger Befiser das Grundftück inne habe, fo bat er 
die Praͤſumtion der Nechtmäßigkeit des DBefiges für fich, 
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und: dann ift es die Sache bed Erekutiongfucherg, fein 
Mecht an das Grundftüd, es fei ein Eigenthums⸗ oder 
Hypothelenrecht, in einem meuen Proceffe gegen dieſen 
DBefiger geltend zu machen. 
Hiernach kann ich Me Immediat⸗Beſchwerde dee Ju— 
ſtiztommiſſarius Niemer em 10. v. Mts. nicht für ge: 
gründet erachten, und ftelle Ew. König. Majeftät 
die abfchlägliche Befcheidung deſſelben 
in tieffter Ehrfurcht anheim. 


Berlin, den 17. März 18306. 
Müpler. 


An 
Seine Maieftät den König meinen 
alergnädigften Herrn. 


c 
* (Ertraft.) 


Dem Juſtizkommiſſarius Riemer eröffne Ich auf die 
im Proceſſe des Ehriftian H. wider die Wittwe H. über 
die Verfügung des Sufligminifterd vom 13. Dezember vd. 
x. bei Mir geführte Befchwerde, daß felbige nicht begrün: 
det, die Verfügung vielmehr den Gefegen gemäß ift, da 
nach der beflimmten Borfchrift im $. 5. Tit. 24. Proceß⸗Ord⸗ 
nung die Vollſtreckung eines Judikats, abgefehen von dein im 
$.9. ausnahmemeife vorgefehenen Falle, nur wider denjenigen 
und in deffen Vermögen ftatt finder, gegen welchen es er- 
gangen ift, daß alfo ein Judikat, welches der Hypothen⸗ 
gläubiger wider den ihm perfönlich verpflichteten Vorbe⸗ 
fißer des verpfändeten Grundſtuͤcks erlangt, wider deffen 
dritten Befiger nicht vollfireckt werden darf ıc. 


Berlin, den S. April 1334. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Juſtizkommiſſarius Riemer 
zu Halle. 
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24. 


Ueber das Verfahren bei Perſonal⸗Exekutionsgeſu⸗ 
chen wider die Haͤupter und Mitglieder der ehemals 
reichsunmittelbaren, jetzt mediatiſirten Fuͤrſtenhaͤuſer. 


(Allg. Ger. Ordnung Anhang $. 201. gu I. 29. $. 90.) 


Dem (Tit.) wird anliegend eine Abfchrift der Adler: 
böchften Kabinetsordern vom 2. YAuguft 1826 und 16. 
Ypril d. J. 

betreffend dag Verfahren bei Perſonal⸗Exekutionsge⸗ 

fuchen wider die Häupter und die Mitglieder ches 

* reichsunmittelbarer, jet mediatiſirter Fuͤrſten⸗ 

uſer, 
zur Nachachtung zugefertigt. 
Berlin, den 4. Mai 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Kammergericht und ſaͤmmt— 
lie Königl. Oberlandesgerichte. 


I. 1586. Standesherrn gen, No. 10. 


ds 


Wiewol Ich es nad) der Anficht des Staatsmini- 
fteriumg den obmwaltenden Verhaͤltnißen angemeffen finde, 
die im $. 201. des Anhangs zur Allgemeinen Ger. Ord⸗ 
nung enthaltene Beftimmung, nad) welcher regierende 
deutfche Fürften und apanagirte Mitglieder eines regieren: 
den fürftlihen Haufes dem Perfonalarrefi in Schuldfas 
chen nicht unterworfen werden fönnen, auf die Häupter 
der ehemals reichsunmittelbaren, jegt ftandesherrlichen 
Fürftenhäufer anzumenden, fo will Ich doch Feine befon- 
dere Deklaration deshalb erlaffen, vielmehr trage Ich Ih: 
nen, dem Juſtizminiſter, auf, bei ‚der Nevifion der Ge: 
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richt Ordnung an bem gehörigen Drte zum 2Aften Titel 
der Prozeß Ordnung das Erforderliche nach dem Vorfchlage 
des: Staatsminifteriumd einzufchalten, wobei zu berück 
ſichtigen ift, daß die Beflimmung im $. 201. des An: 
bangs zur Prozeß Drdnung nur vom Arrefifchlage gegen 
Fremde handelt, mithin eine Erweiterung in Bezug auf 
die nicht fremden Fürften zum 24ften Titel der Prozeß: 
Ordnung überhaupt erforderlich bleibt. Sollte inzwiſchen 
‘ wider Erwarten der Fall eintreten, daff gegen das Haupt 
eines ftandesherrlihen Hauſes Perſonalarreſt nachgefuche 
würde, fo haben Sie, der Zuftizminifter, zu Meiner ſpe⸗ 
ciellen Beftimmung darüber an Mich zu berichten, wes⸗ 
halb Sie diefe Ordre den betreffenden Gerichtsbehörden 
am Rhein und in Weftphalen mitzutheilen haben, damit 
fie vorfommenden Falls Ihnen die nöthige Anzeige machen. 


Berlin, den 2. Auguſt 1826. . 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiiterium. 


b. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. 
v. M. fee Ich hierdurch feſt, daB wenn gegen Mitglies 
der ehemals reidheunmittelbarer, jet mediatifirter Fürs 
ftenhäufer auf Perfonal-Erekution in Schuldfachen gericht 
lich angetragen werden follte, die Gerichtshöfe über deren 
Zulaffung an den betreffenden Juſtizminiſter zu berichten 
haben, damit derfelbe ebenfo, wie Ich ſolches wegen der 
Häupter diefer Familien in Meiner Drdre vom 2. Auguft 
1826 vorgefchrieben habe, Meine unmittelbare Beſtim⸗ 
mung deshalb einhole. ch überlaffe ihnen, den Juſtiz— 
miniftern, biernach weiter an die Provinzial:Gerichtsbehörs 
den zu verfügen. 

Berlin, den 16. April 1836, 


Friedrich Wilhelm. 
nn 
das Staatsminifterium. 
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25. 


Bei Verfügung ber PerfonakErefution gegen pens 
fionirte Offiziere in Bagatellfachen find die Requi— 
fitionen an die Militairbehörden im Namen des 
Kollegiums zu erlaffen. 

(Verordn. vom 1. Juni 1833 $. 67. Gefehfammlung ©. 47.) 


Auf den Antrag bes Königlichen Militair-Fuftig-Des 
partements werden fämmtliche DObergerichte hierdurch an- 
ewwiefen, bei Verfügung der Verfonal:Erefution gegen Of: 
Fiere in Bagatellfachen die nötbigen Nequifitionen an die 
Militairbehörden nicht Durch die zur Bearbeitung der Ba: 
gatellfachen ernannten. Kommiffarien, fondern im Namen 
des Kolegiums und unter der Unterfchrift des Prafiden- 
ten zu erlaffen. 


Berlin, den 3. Xuni 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
. Müpler. 
An 
ſaͤmmtliche Obergerichte. 
I. 2016. M. 53. Vol. 4. 
26. 


Ueber den Koftenpunfe im Rekursverfahren gegen 
die von Untergerichten in Bagatellfachen ab» 
gefaßten Erfenntnijfe. 


(Ag. Ger. Drdn. I. 26. $. 18. — ®. d. 44. Dezember 1833. 
$. 17. Geſetzſammlung ©. 306.) 


Das Verfahren in Nefursfachen gegen Erfenntniffe 
der Untergerichte nach Vorſchrift des $. 18. Tit. 26. der 
Prozeß. Ordnung, — welches der Bericht des Königl. 
Dierlandesgerichts vom 8. d. M. zum Gegenftande bat, 
— ift durch die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 8. Au: 
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guft 1832 (Gefeßfammlung S. 199.) geregelt, und na» 
mentlich auch unter No. 3. lit. d. beflimme worden, 

daß die Entfcheidung auf ben für zuläffig erachteten 

Rekurs fomohl wegen der Hauptfahe als 

wegen des Koftenpunfts durch eine Refolution 

erfolgen ſolle. 

Dabei ift beabfichtigt tworden, die ohnehin unpraktifche 
Beftimmung des $. 18. a. a. O., „daß der Richter bei 
einer Aufhebung des Urtels die Koften der Refolution 
tragen folle,” zu mobdificiren. 

Diefer Rekurs hat jedoch überhaupt durch die Allers 
böchfte Kabinetsordre vom 8. Auguft 1832 feinen ur: 
fprünglichen Karafter, als ein nur außerordentlicheg die 
Stelle der Nullitätsflage vertretendes Rechtsmittel, nicht 
verloren; durch $. 17. der fpäteren Verordnung vom 14. 
Dezember 1833 ift hinſichts der Koften in Nichtigkeits— 
befchwerdeſachen beſtimmt worden, 

daß bei Vernichtung des angefochtenen Erkenntniſ— 

ſes die Koften des letteren niedergefchlagen, die 

Koften des Nichtigkeitd: Verfahrens dagegen kompen⸗ 

firt, und über die Koften des früheren erfahrene 

anderweit definitiv erfannt werden ſolle. 

Der Juſtizminiſter findet es unbedenklich, daß nach 
dieſer Hefiimmung des neuern allgemeinen Gefeßeg, in Er: 
mangelung ausreichender Beftimmungen über den Koften: 
punft in Rekursſachen nad) $. 18. Tit. 26. der Pro: 
je. Ordnung, auch bei diefen Sachen verfahren, und resp. 
erfannt werden kann, ohne daß es vorläufig einer befon- 
deren Alerböchften Entfcheidung bebarf. 


Berlin, den 29. Juni 1836. 
Der Suftizminifter, 
Muͤhler. 


An 
das Königl. Oderlandesgericht 
zu Magdeburg. 


I. 2267. R, 11. 
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27. 
Auftizfommiffarien, welche eine Parthei in erfter In—⸗ 
ſtanz vertreten haben, find deren echte auch in 
zweiter Inſtanz wahrzunehmen befugt, wenn fie an 
dem Orte, mo das Obergericht feinen Sig 
| hat, wohnhaft find. 


(Allg. Ber. Orden. I: 25. $. 28. — ®. vom 1. uni 1833, $. 
52: Gefegfammlung ©. 45.) 


’ 


Schon die Prozeßordnung beftimme im $. 28. Tit. 
25. Th. I., daß die Partheien fich auch bei der vor dem 
Dbergerichte erfolgenden Inſtruktion in zweiter Inſtanz 
durch die Juſtizkommiſſarien vertreten laffen dürfen, die 
fie in erſter Inſtanz gewählt, wenn das Dbergericht 
an eben dem Drte als daß Untergericht feinen 
Sig bat,.und ganz konform hiermit lautet auch $. 52. 
der Verordnung vom 1. uni 1835. Bei diefen gefeßlis 
chen Befimmungen bleibt jedoch der Zweifel übrig: 

ob ich in einem bei einem Patrimonialgerichte der 

biefigen Umgegend in erfter Inſtanz anbängig 

gemwefenen Prozeffe, der in zweiter Sinftanz bei dem 

Dbergerichte infiruirt wird, meine Parthei auch in 

zweiter Inſtanz vertreten darf? 

Die bisherige Praris verftattete dieß, und wie mir 
dünfe mit Recht, weil die ratio legis offenbar dahin geht, 
in Fällen, mo es ohne Reiſen möglidy ift, den ſchon in- 
formirten Mandatar erfter Inſtanz beizubehalten, und der 
Parthei doppelte Informationsgebuͤhren, fo wie nochmalige 
dießfallfige Konferenzen und Bemühungen, zu erfparen. 

Neuerlid) hat aber das biefige Koͤnigl. Oberlandes⸗ 
nericht in der Prozeßſache v. B. wider E., die ich in er: 
fter Inſtanz als Mandatar des Klägers bei dem Patri— 
monialgerichte B. führte, mich zu der Sinftruftion zweiter 
Inſtanz nicht admittirt, obgleidy mein Mandant darum 
ſelbſt fchriftlich fupplicirt hatte. Sicht man ganz von der 
Abſicht des Geſetzgebers ab, fo bleibe allerdings die Ars 
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gumentation übrig, daß das Geſetz nur von dem Falle 
fpreche, wo Ober⸗ und Untergeriht an Einem Drte 
ſich befinden, und auf den ähnlichen Fall, wo der Manda: 
tar am Site des Dbergerichtd wohne und die erfte ns 
ftanz bei einem Patrimonialgerichte gemefen, nicht zu ex: 
tendiren fei. 

Diefe Argumentation ift aber fehr gezwungen, ver: 
ftößt gegen den Saß: ubi eadem ratio, ibi eadem legis 
dispositio, und Ew. Ercellenz haben, in dem hoben Re: 
ffripte vom 17. Januar c. (1. 4410., Jahrbuͤcher Heft 93. 
©. 353.) felbft den Sinn jener Geſetzesſtelle dahin ange: 
deutet, daß es nur darauf ankomme, ob der Untergerichts⸗ 
Auftiztommiffar feinen Wohnort am Sitze des Dberge: 
richts habe. Ä 

Ew. Ereellenz bitte ich daher unterthänig, um hoch— 
geneigte Erledigung — Zweifels. Die Frage ſelbſt 
kann naͤmlich vom groͤßten Einfluſſe auf den Prozeß ſelbſt 
werden, inſofern naͤmlich in ſummariſchen Sachen Eon: 
tumacial:Anträge des Gegners. bei nicht legaler Dertre: 
tung der Parthei zuläffig find. Schließlich bevorworte 
ich noch ganz gehorfamft, daß ich in dem fpeziellen Falle, 
der diefe Conteftation herbeigeführt bat, in der Prozeß; 
fache v. B. wider E. dad Mandat nicht zurückverlange, 
fondern nur wegen fünftiger ähnlicher Fälle um hochge: 
neigtefte Entfcheidung jener Differenz bitte, 


Naumburg, den 6. April 1836. 
Der Juſtizkommiſſarius Bielitz. 


An 
des Konigl. Wirkl. Geheimen Staats- 
und Juſtiz-Miniſters Herrn Muͤhler 
Excellen; zu Berlin. 


b. 


Dem Koͤnigl. Oberlandesgericht wird bei abfchrifts 
licher Mittheilung der Vorſtellung des dortigen Juſtiz— 
fommiffarius Dielig vom 6. d. M. hierdurch eröffnet, 
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daß der. Juftigminifter kein Bedenken trägt, die im $. 28. 
Tit. 25. Th. I. der Allg. Gerichtsordnung und im $. 52. 
der Verordnung vom 1. juni 1833 geftattete Ausnahme 
Hinſichts der Zulaffung der Untergerichts-Juſtizkommiſſa⸗ 
rien zu den Inſtruktionen vor dem Appellationgrichter 
auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn zwar dad ' 
Gericht erfter Inftanz nicht an eben dem Orte feinen Gig 
bat, wo fi) dag Dbergericht befindet, die Parteien aber 
fih in erfter Inſtanz eines zur Praris bei dem Unterges 
richte befugten Juſtizkommiſſars bedient haben, der am 
Drte des Dbergerichted wohnt und deſſen Beibehaltung 
in zweiter Inftanz von den Partheien gewuͤnſcht wird. 

Auch in diefem Falle ift ed dem Intereſſe der Par: 
teien völlig entfprechend, deren Vertretung in der Appel: 
lationginftang durch einen fonft nur zur Untergerichts⸗ 
praxis befugten, jedoch am Drte des Dberlandesgerichtd 
wohribaften Juſtizkommiſſar zu geftatten. 

Hiernach ift fünftig zu verfahren. 

Berlin, den 22. April 1836. 


Der Suftizminifter, 


Müpler. 
An 
das Konigl. Oberlandesgericht zu 
Naumburg. , 
1. 1326. O. 153.. 
28. 

Das Verfahren in Konfisfations > Prozeffen bes 

treffend. 


(cf. Reftript vom 16. Juni 1834. Jahrbücher B. 43. ©. 568. — 
Reſtript vom 14. April 1836. unten No. 40. diefes Heftes.). 


Zur Vereinfachung des Verfahreng in Konfisfationss 
Prozeffen gegen ausgetretene Militairpflichtige erfcheint 8 
ange: 
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angemefien, mehrere Konfisfationsklagen gegen dergleichen 

Ausgetretene zu fumuliren und demnächft, über ſaͤmmt⸗ 

liche fo zufammengefaßte einzelne Bälle in einem Urtel 

zu erkennen. 
Zu dem Ende mwerbden 

1) die Königlichen Regierungen Seitens des Königlichen 
Finanz» und des Königlichen Polizei» Minifteriumg 
angemiefen werden, bie in ihrem Bezirk vorfommen, 
den Konfisfationsfälle zu fammeln, und in den erften 
Monaten jedes Jahres fämmtliche bei ihnen im ver 
flofienen Fahre zur Sprache gekommenen Konfisfa- ' 
tiongfälle, in einer Klage zuſammengefaßt, bei dem 
en Königlichen Oberlandesgerichte einzu: 
reichen. - 

Die letztern haben alsdann 

2) in den anftehbenden Terminen nur rückfichtlich ber 
Ausgetretenen, für welche ſich Jemand meldet, Spe/ 
jial: Protokolle aufnehmen zu laffen, die Akten felbft 
aber gleich nad) Abhaltung des Termin zum Sprud) 
vorzulegen. 

3) In dem Erfenntniffe ift die Konfisfation gegen alle, 
für die Niemand aufgetreten ift, auszufprechen, in 
Beziehung auf die andern aber zu bemerfen, daß 
über diefelben beſonders werde erfannt werben. 

4) Die befonderen Erfenntniffe folgen einzeln nach, ſo⸗ 
bald die Spezial⸗Inſtruktion beendigt ſein wird. 

Das (Tit.) hat daher kuͤnftig hiernach zu verfahren. 
Berlin, den 8. Januar 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
An 
das Königliche Kammergericht, ſaͤmmt⸗ 
liche — Oberlandesgerichte und 


das Königliche Ober⸗Appellationsgericht 
zu Greifswald. 


L. 33. M. 19. 


1836. 9. 94. Do 
/ 
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b 


Die auf Veranlaffung der Königlichen Minifterien 
ber Polizei und der Finanzen mittelft Cirfular : Nefkripts 
vom 8. Januar d. J. erlaffene Anmeifung, 

über dag Verfahren bei Konfiskations⸗Prozeſſen ges 

gen ausgetretene Militairpflichtige, 
wird auf Antrag diefer Königlichen Minifterien in nad: 
ſtehender Art modificirt. 

Wenn die NMegierungen deshalb, weil die ausgetrete⸗ 
nen Militairpflichtigen Vermögen zurücgelaffen haben, 
nm die Sicherftellung dieſes Vermoͤgens zu veranlafien, 
es vorziehen, die Konfisfations Klagen ohne Verzug und 
daber einzeln einzureichen, fo fol ihnen dieſes zwar nad)» 
gelaffen, und die Gerichte verpflichtet fein, nad) Maaß- 
gabe des $. 29. Tit. 36. der Prozeß, Ordnung und des 
$. 271. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
die erforderlichen Gicherbeitsmaaßregeln von Amtswegen 
u treffen; die Vorladungen der Werflagten felbft aber 

nd auch in diefen Fällen bis zum Eingange der nad) 
der Cirkulars Verfügung vom 8. Januar d. 5%. periodiſch 
zu gewärtigenden allgemeinen Klage auszufegen. — 

Auch foll ed den Regierungen unbenommen bleiben, 
wenn fie «8 dem figfalifchen Intereſſe angemeflen finden, 
auf fofortige Separat; Inftruftion einer einzelnen Sache 
in der bisherigen Artanzutragen. 

Demgemaß ift künftig zu verfahren. 

Berlin, den 3. Juni 1836, 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
fämmtliche Königliche Odergerichts- 
Behörden. © 


I, 1851. M. 49. Vol. 4, 
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29. 


1. Der Nachlaß » Kurator ift berechtigt, auf 
den erbfchaftlichen Liquidationsprogeß anzu: 
tragen. 

2. Nach erfolgter Adjudifation eines auf Inſtanz 
ber Beneficial-Erben fubhaftirten Grundſtuͤckes 
muß die Beneficial» ErbensQualität im Hypo⸗ 
thenbuche gelöfcht werden. 

3. Bei der Eintragung eines Altentheils in das 
Hpporhefenbuch bedarf e8 nicht der Verzeich— 
nung fänmtlicher fpezieller Leiftungen. 


a. 

Das Dberlandesgericht zu Magdes 
burg berichtet über die bei dem Land» 
und Stadtgerichte zu Seehaufen im 
der Altmark abgehaltene Juſtiz⸗Viſi— 
tation. ’ 

ꝛc. 2C. IC. 


IV. Eommiffarius hat in feinem Bericht einige zwei— 
felhaft erfcheinende Fragen zur Enticheidung aufgeftellt: 
1) ob audy der Nachlaß: Kurator berechtigt fei, den erb: 
fhaftlichen Liquidationg-Progeß zu ertrabiren? Nach 

$. 53. Tit. 51. der Gerichts: Drdnuug fann ein fols 
cher Antrag nur von den Beneficial:Erben ausgehen, 
allein im $. 2. des Geſetzes vom 4. März 1854 ift 
verordnet, daß ber Beneficial;Erbe und der Nach— 
laß-Kurator die Erefution in den Nachlaß nur 
durch den Antrag auf Einleitung des erbfchaftlichen 
Liquidations:Prozeßes abwenden fünnen. Commiffas 
rius hält den Zufag „und der Berlaflenfihafts: Ku: 
rator” für einen Nebaktiongfehler im Gefege; Wir 
theilen jedoch diefe Anficht nicht, find vielmehr der 
Meinung, daß auch durch dieſes Gefeg der Kurator 
die Befugniß erhalten, unter Authorifation der Nach— 
laßbehörde einen ſolchen Antrag zu formiren, insbes 
fondere in den Fällen, wo bie fich ne Erben 

D 2 
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noch nicht im Stande geweſen find, ſich als folche 
zu legitimiren. 

2) Ob in Folge der von dem: Beneficial» Erben extrahir⸗ 
ten Subhaftation, des Zuſchlags ungeachtet, der Ver⸗ 
merf der Beneficialqualität auch nach neuern gefeß» 
Jichen Beftimmungen ungelöfcht ftehen bleiben muß? 
Mir find in Beziehung auf die frühern boben 
Reſkripte vom 2. Mai 1815 (Jahrb. Bd. 5. pag. 
57) und 14. März 1822 Gahrb. Bd. 21. pag. 46) 
mit dem Commiffarlo aus den von ihm angeführten 
Gründen der bejahenden Meinung. 

3) Ob die in Leiftungen mancherlei Art beflehenden Al- 
tentheild. Präfationen ſaͤmmtlich fpeciel oder nur 
generell mit Bezugnahme auf die betreffenden Stellen 
des Dofuments, woraus fie originiren, im Hy: 
pothefenbuche einzutragen find? Mir treten auch 
hierbei der Anſicht des Commiffarii für Die legte 
Alternative bei. 

Es wird hiernach von Em. Excellenz hoher Ents 
ſcheidung abhängen, in welcher Art der Viſitations⸗Be⸗ 
ſcheid auch ruͤckſichtlich vorſtehender Punkte noch einer 
Wodifikation beduͤrfen wird. 

ꝛc. ꝛc. ꝛc. 
Magdeburg den 31. März 1836- 


Das DOberlandesgericht. 


b 


Die Anfragen zu IV. 1. und 3. des Berichts find 
unbedenflich nach der Anficht des Königlichen Oberlandes⸗ 
gerichts zu beantworten. 

Es iſt zu A. die beftimmte Abficht geweſen, dem 
Berlaffenfhafte-Kurator die Befugniß beizulegen, auf Er: 
Öffnung des erbfchaftlichen Liquidationg » Prozeßed anzu: 
tragen, um den Erbfchaftsgläubigern möglichft ſchnell zu 
dem Übrigen zu verhelfen und weitläuftige Erbſchafts⸗Le⸗ 
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gitimationen zu verhüten, fo lange man nicht weiß: ob 
und was zu erben fein wird; dabei zugleich die Vorſchrif⸗ 
ten des $. 475. Tit. 9. Thl. I. des Allg. Landrechtd zu 
erläutern, welche von Graevel in feinem Kommentar zur 
Allg. Gerichts» Ordnung Band 6. zum $. 59. Tit. 51. 
Pros. » Drdn. fchon fo verftanden wurde, daß jene Befug⸗ 
niß dem Berlaffenfchafts. Kurator beimohne, und die in 
dem Reffript vom 20. Dftober 1794 (Ediften: Samm; 
lung von 1794 Seite 2427) dem Berlaffenfchaftd, Kura- 
tor beigelegte Befugniß gefeglich feftzuftellen. 

Zu 3. bie Eintragung des Altentheild mit allen feis 
nen Specialitäten würde das Hypothekenbuch unnöthig 
anfüllen. Es genügt, wenn die Eintragung mit Bezug: 
nahme auf das Dofument erfolgt, worin er konſtituirt 
worden ift. 

Zu 2. betreffend die Wirkungen einer auf Inſtanz 
von Beneficial » Erben verfügten nothwendigen Subhaftas 
tion, fo muß ber Vermerk der Beneficialqualität bei ber 
Berichtigung des DBefigtiteld für den Abjudifatar im Hy 
‚pothefenbuche gelöfcht werden, weil er fundum liberum 
zu fordern bat. Die Verordnung vom 4. März 1834 bes 
fimmt im $. 2.: 

„Außer den Fällen der Erefution und des Konfur: 

ſes tritt Die nothwendige Subhaftation mit 

ihren Wirfungen auch alsdann ein, wenn 
der Verkauf erfolgen fol: 

... 2) auf den Antrag ber Beneficial» Erben, deffen - 
Eigenfchaft als Beneficials Erbe im Hypotheken- 
buche vermerkt ift”, 

und bat dadurch auch diefen Fall mit den Fällen gleich: 
geftellt, wenn die Subhaftation im Wege der Erefution 
oder des Konkurſes gefchieht. Die Wirkung der noth: 
wendigen Gubhaftation in Beziehung auf den Adjubifatar 
$. 95. Tit. II. der Hppotbhefen: Ordnung und in Be 
ziehung auf die Släubiger, welche fich nach inhalt der 
Verordnung vom 4 März 1834 nur an das Kaufgeld, 
nicht aber an das Gut felbft weiter zu halten berechtigt 
find, ift von der Form derfelben weſentlich verfchieden. 
Sprit daher das Gefeg von der Wirfung, d. h. den 
rechtlichen Folgen der Gubhaftation, fo fann man 
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darunter nicht die Formen, d. h. das Prozeß » Ber 
fahren, verftehen! dazu fehlt ed an allem und jedem zus 
reichenden Grunde. ꝛc. 


Berlin, den 11. Juni 1836. 


Der Juſtizminiſier. 


| Müpler. 
An 
das Königliche Dberlandesgericht zu 
Magdeburg. | 
1I.b 1465. Landr. 19. Vol. 2. 
30. 


Ueber die Zulaͤſſigkeit der Sequeſtration wegen ruͤck⸗ 
ſtaͤndiger Hypothekenzinſen während bes erbſchaft—⸗ 
lichen: Liquidations-Prozeſſes. 


(Allg. G. O. 1. 51. $. 61. und 76. Verordn. v. 4. Mär; 1834. 
$. 2. Gef. Samml. ©. 31). 


Es iſt im erfien Senate bed hiefigen Dberlandesges 
richt8 die Frage flreitig geworben: 
ob Hppothefengläubiger während bed Laufes des 
erbfchaftlichen Liquidationd : Prozeffed wegen der laus 
fenden Zinfen die Sequeftration der verpfändeten, 
—— “— gehoͤrigen Grundſtuͤcke begehren koͤn⸗ 


nen 

Nach den Vorſchriften der Prozeß⸗Ordnung Tit. 51. $. 
61. und 76. iſt dem Kollegium die Beſahung in Bezug 
auf das hohe Reſkript vom 19. April 1833 (Jahrb. Bd. 
41. ©. 477) nicht zweifelhaft geweſen; allein es kommt 
darauf an, in wie weit jene Vorfchriften durch die Ver: 
ordnung wegen der Erefutionen vom A. März 1854 ab: 
geändert worden find? Der $. 2. jenes Gefeges, welcher 
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ſich nach, feiner Weberfchrift auf den $. 59. ff. des Tit, 51. 
der Prozeß- Ordnung bezieht, unter welchen alfo die obi- 
gen $$. 61. und 76. begriffen find, beftimmt nämlich, daß 
der Deneficial: Erbe die Erekution in den Nachlaß durch 
die Eröffnung des Liquidationd« Prozeffes abwenden 
fönne. Die Majorität folgert hieraus, daß die Sequeftras 
tion als eine Gattung der Erefution in diefem Sale uns 
bedingt, alfo audy den Realgläubigern wegen der laufen» 
den Zinfen unterfagt, und mithin hierdurch die Ausnahme, 
— der 8. 61. a. a. O. für fie ſtatuirt hatte, beſei⸗ 
tigt fei. 

Die Majorität erkennt ed an, daß bie materielle 
Vorfchrift des $. 76., wonach der Erbe während ber 
eigenen Verwaltung der Maffe die laufenden Hppotbefens 
zinfen bezahlen müffe, durch das neue Gefeß Feine Aendes 
rung erlitten babe; allein die Ausführung Dderfelben, 
meint fie, werde auch durch obige Auslegung der Gefeße 
nicht vereitelt, indem es den Hypothekarien jetzt gleich 
den übrigen Gläubigern freiftehe, auf den Grund des 
d. 70. a. a. D. dem Erben die Verwaltung der Maffe 
zu entziehn, mithin zur Sequeftration des Grundſtuͤcks zu 
gelangen, indem die Nichtberichtigung der Hypothekenzin⸗ 
fen, als eine Verlegung der dem Erben nad) $. 76. oblie 
genden Pflicht, ein folhes „unrichtiges und nach— 
theilige8” Gebahren darftelle, welches nad) 8. 70. 
—* Grund zu jener Entziehung der Verwaltung 
abgebe. | 
Die Minorität ift anderer Meinung: Der $. 2. der 
Verordnung vom 4. März 1834, fagt fie, befchäftige fich 
nur mit Erekutionen, welche vor dem Antrage des Erben 
auf Eröffnung des Liquidationd, Prozeffes in Antrag ges 
bracht waren; er kann deshalb nicht auf Erefutionen bes 
zogen werden, welche nad) den eigenthümlichen Worfchrifs 
ten dieſes Inſtituts im Laufe des Liquidation ; Prozeffes 
felbft noch beantragt werden fünnen; es ift diefes um fo 
- unguläffiger, als der Geift der ganzen Verordnung vom 
4. März 1834 ine Abänderung der früheren Geſetzge—⸗ 
bung im Intereſſe der Gläubiger andeute, und nas 
mentlich jener $. 2. deren Stellung gegen den Erben 
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babe verbeffern follen, mie fhon das Wort „nur” 
andeute, daß nämlich der Erbe nur durch den Antrag 
auf Eröffnung des erbfchaftlichen Liquidations⸗Prozeſſes 
die Erefution abwenden fönne, ftatt daß er früher Die 
Gläubiger nach $. 15. Tit. 24. der Progeß+ Ordnung mit 
Berufung auf die noch laufende Deliberationgfrift' hin: 
balten konnte. 

In der That würde auch durdy die entgegengefeßte 
Annahme die Vorfchrift des $. 76. Titel 51. der Prozeß, 
Drdnung, die man doch ald noch beftehend anerkennt, ver» 
eitelt werden. 

Das Mittel zu deffen Ausführung, welches man im 
$. 70. a. a. D. finden will, läßt fich nicht ald ausrei⸗ 
end anerkennen. Abgefehen davon, daß man die Hypo» 
thefengläubiger dadurch, daß fie zur Sequeftration des 
verpfändeten Grundſtuͤcks nur in Verbindung mit der 
Adminiſtration der ganzen Maffe gelangen können, zu 
Meiterungen nöthigt, deren Zwecke ganz außer ihrem In⸗ 
tereffe liegen, fann man aud) nur durch eine fehr gezwun⸗ 
gene Auslegung bed $. 70. dahin gelangen, die Nichtbes 
tichtigung der laufenden Hypothekenzinſen unter die Bälle 
defielben zu fubfumiren, und es erfcheint diefe Ausle⸗ 
gun ald nur aus dem Bedürfniß herbeigeführt, die Con; 
equenzen zu mildern, zu welchen eigentlich der Worderfag 
der Majorität führen würde. 

Daß der Fall der Nichtsahlung der Hypothekenzinſen 
an fid) nicht unter dem $. 70. begriffen fei, zeigt fchon 
der Umftand, daß deſſelben abgefondert.fpäter, naͤmlich im 
$. 76., erwahnt wird. | 
In der That kann man jene Nihtzahlung Fein un» 
richtiges Verfahren nennen, welches Wort nur eine 
Abweichung von der Wahrheit in der Handlungsmeife 
des Erben bezeichnet; und eben fo wenig kann man es 
ſchlechthin nach th eilig (in Bezug auf die Nachlaß: Maffe, 
wovon die Rede ift) nennen, wenn z. DB. der Erbe die 
zuruͤckgehaltenen Zinfen nußbar anlegt, und fpäter die ver» 
größerte Maſſe der Verwaltung übergiebt, oder wenn, 
was immer vorbehalten bleibt, er ſich fpäter unbedingt 
für Erbe erkläre.” Zu | ie 
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Die Minorität Ift aus biefen Gründen und wegen 
des innigen Zufammenbanges, in welchem ihr die fort 
dauernde Pflicht des Beneficial,Erben, die laufenden Zin: 
fen während des Prozeſſes zu berichtigen, mit den bisheri⸗ 
an Mitteln, ihn dazu zu nöthigen, zu ſtehen fcheint, der 

einung, daß ohne Ruͤckſicht auf den $. 2. der Verord⸗ 
nung vom 4. März 1834 die in dem Reffript vom 19. 
April 1834 entwickelten Gründe für das Recht der Neal: 
gläubiger auf Sequeflration auch noch jegt unverändert 
fortbeftehen. 

Um den Webelftand zu vermeiden, daß das Kollegium, 
durch obige Anficht der Majorität beſtimmt, in einer fo 
wichtigen und oft vorkommenden Angelegenheit nad) 
Grundfägen verfahre, die vielleicht von Ew. Ercellenz 
gemißbiligt werden koͤnnte, ſehe ich mic) zu der vorftehen: 
den Anfrage veranlagt und fehe der buldreichen Beleh⸗ 
rung ehrerbietigft entgegen. 


Breslau, den 4. Juni 1536. 
Oswald. 


b 


Em. Hochwohlgeboren erwiedere ich auf die Anfrage 
vom 4. d. M.ı 

über die Zuläffigkeie. der Sequeftration wegen ruͤck⸗ 

ftändiger Hypothekenzinſen während des erdfchaftlis 

hen Liquidations⸗Prozeſſes, 
daß ich die Anficht der Minorität des dortigen Ober: 
Landesgericht8 für die richtige. halte. 

Nach der Vorſchrift des $. 18. Tit. 24. P. O. fonnte 
gegen den Beneficial» Erben feine Erefution nachgefucht 
werden, der Erbſchafts⸗Glaͤubiger mußte vielmehr die Ne: 
gulirung der Verlaffenfchaft abwarten. Bewies fich der 
BHeneficial:Erbe fäumig, fo gab die A. ©. D. $. 59. und 
60. Tit. 51. dem Erbfchaftsgläubiger das Mittel an die 
Hand, auf Verluft der Nechtswohlthat gegen ihn anzu: 
tragen, und nun verordnet $. 61.: 


570, 


„Sobald hingegen der Erbe auf Eröffnung des fis 
„quidations⸗Prozeſſes orbnungsmäßig angetragen bat; 
„fo fann er vor Austrag der Sache zu irgend einis 
„ger Zahlung an die Erbfchafts-Gläubiger nicht ans 
„gehalten, viel weniger Exekution wider ihn oder wi⸗ 
„der den Nachlaß verfügt werden, fondern fämmts 
„liche Kreditors müffen, außer dem unten $. 76. 
„näher beflimmten Falle, ſich gedulden, bis durch 
„daß ergangene und rechtskräftig gewordene Prioris 
„taͤts⸗-Urtel feſtſtehen wird: mie weit der Nachlaß 
„auf ſie hinreiche, und in welcher Ordnung ſie ihre 
„Befriedigung daraus erhalten koͤnnen.“ 
Der $. 2. der Verordnung vom 4. März 1834 beſtimmt 
Dagegen: 
daß der DBeneficials Erbe und Nachlaß: Kurator die 
Erefution in den Nachlaß nur durdy den Antrag 
auf Eröffnung des erbfchaftlichen Liquidations⸗Pro⸗ 
zeſſes abwenden fann. 
E8 ging hierbei die Abficht dahin, mit Befeitigung ber 
Morfchrift des $. 18. Tir. 24. und der $$. 59. und 60. 
Tit. 51. der P. D. die Erefution gegen die Erben nach 
Ablauf der Ueberlegungss Frift zuzulaffen, big fie auf Er: 
Öffnung des erbfchaftlichen Liquidations-Prozeſſes antras 
gen würden. Es ift aber niche die Abficht gemwefen, in 
den Vorfchriften der $$. 61. und 76. Titel 51. der Pros 
zeß Ordnung etwas zu ändern. Wenn die leßteren da⸗ 
ber geftatten: 
daß auch während bes Liquidations-Prozeſſes aus: 
nahmsweiſe wegen der Zinfen der eingetragenen Kas 
pitalien Erefution verfügt werden fünne, 
fo fann weder aus dem Wortfinn, noch aus den Motiven 
des S. 2. ein genügender Grund für die Meinung ent 
nommen twerden, daß die Verordnung vom 4. März 1834 
dadurch, daß fie die Abmendung der Erefution nur durch 
die Provofation auf Eröffnung des erbſchaftlichen Liqui⸗ 
dationd: Prozeffes geftattet, etwas anderes habe beftim; 
men wollen, al8 die-Allgemeine Gerichts: Ordnung in dem 
Titel vom erbfchaftlichen Liquidations-Prozeſſe in Bes 
ziehung auf die Erefution anordbnet, und daß durch die 
Provofation auf Eröffnung des erbfchaftlichen Liquidas 
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follte, welche dieſe ausnahmsweiſe geflattet. 
Berlin, den 17. Juni 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müphler. 


An 
den Königlichen Dberlandesgerichtss 
Dräfidenten, Herrn Oswald Hoch⸗ 
mwohlgeboren zu Breslau. 


I. 2135. E. 34. UI. 


31. 


Ueber die Entrichtung der Grundſteuer von ben zu 
einer Konfursmaffe gehörigen Grundſtuͤcken in 
den weftlichen Provinzen. 


Nach Inhalt der im Herzogthum Weftphalen und in 
den übrigen meftlichen Provinzen geltenden Borfchriften 
über die Entrichtung der Grundfteuer muß der in ber 
Heberolle eingetragene Srundfteuerpflichtige die Srundfteuer 
des Jahres, auf welches die Heberolle lautet, vollftändig 
berichtigen, wenn auch das Eigenthbum des Grundftückes 
nad) Aufftellung der Heberolle an einen Andern übertragen 
morden if. Es bleibt derfelbe auch für die Grundfteuer 
des folgenden Jahres verhaftet, wenn er ‚nicht zur rech» 
ten Zeit die Befiveränderung bei dem Fortfchreibungss 
Beamten anmeldet und dadurch die Berichtigung der Muts 
terrofle, wie der Heberolle, herbeifuͤhrt. 

Bon diefen Beftimmungen fann ohne Nachtheil für 
die Steuerverwaltung auch dann nicht abgemichen mer: 
den, wenn der in den Heberollen verzeichnete Eigenthuͤmer 
in Konkurs gerathen ift. Vielmehr muß in diefem Falle 
von dem Konkurs leitenden Gerichte, 

4) entweder vor der Adjudikation ber Grundftücke 
die Grundfteuer für das ganze Jahr bezahlt und dem 
Adjudifatar die Erftattung derfelben zur Pflicht ges 
macht, oder 

dem Abdjudifatar durch den Adjudifationsbefcheid 
die Verbindlichkeit auferlegt werden, die Gteuer für 
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die noch übrigen Monate des Jahres im Voraus 
zu berichtigen, und in dem zur Belegung der Kauf— 
gelder angefegten Termine die Duittung darüber bei. 
zubringen, zugleich aber 
2) dag Konkurs leitende Gericht für die Umfchreibung 
ber fubhaftirten Grundftücke im GSteuerfatafter nach 
erfolgtem Zufchlage fofort Sorge tragen. | 
Aus Beranlaffung einer Beſchwerde der Königlichen 
Negierung zu Arnsberg über die von bein Königlichen 
Dberlandeggerichte gebilliigee Weigerung Des dortigen 
Fand: und Stadtgerichts, 
die von den zur A.ſchen Konkursmaſſe gehörigen 
Grundftüce zu Ermitte rücftändigen Steuerbeträge 
zu zahlen und die Umfchreibung der fubhaftirten 
Grundſtuͤcke im Steuer: Katafter zu bewirken, 
wird dem Kollegium hierdurch anbefohlen, fi) in Zufunft 
nach den vorftehenden Grundfägen zu achten und bie 
Untergerichte ſeines Bezirkes mit Anweiſung zu verfehen. 


Berlin, den 22. April 1830. 
Der Juſtizminiſter. 
Mübler. 


An | 
das Königliche Dberlandesgericht 
zu Paderborn. 
I, 1395. Gutsh. Verh, 4. Vol. 6. 


32. 


Nur die Minifterien find befugt, die Beſtrafung un: 
bedeutfamer Querulanten durch ein Dekret zu 
verfügen. 

(Publ. vom 14. Februar 1810. Anhang zur Geſetzſammlung 
©. 641. — Anhang $. 442. zur Allg. Ger. Ordn. Th. 3. Tit. 1.) 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 25. 
v. Mes. will Sch die Trorfchriften der Bekanntmachung 
vom 14. Februar 1510 Art. VI und des daraus ente 
nommenen $. 442. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichte: 
ordnung, die Beſtrafung unbedeutfamer Querulanten bes 
treffend, dahin erläutern, daß nur die Minifterien befugt 
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feyn follen, die den Uebertretern dieſer Vorfchriften anges 
drobten Strafen, welche durch eine unmittelbare an Mich 
gerichtete oder bei den Minifterien geführte unbegründete 
Hefchwerde verwirft werden, durch ein bloßes Defret zu 
verhängen, oder durch bie ihnen untergeordneten Behoͤr⸗ 
den verbängen zu laffen, twogegen die Provinzialbehörden, 
wenn fie einen Querulanten aus ben Bellimmungen der 
Bekanntmachung vom 14. Februar 1810 und der Ge 
richtsordnung Pars II. Tit. 1. 66. 12— 54. wegen einer 
an fie gebrachten Befchwerde ftrafbar erachten, nad) den 
Vorfchriften $. 30. u. f. zu verfahren, und eine förmliche 
Unterfuchung einzuleiten haben, damit die gefegliche Strafe 
durch ein Erkenntniß fefigeftellt werde, Ich beauftrage 
die betreffenden Minifter und Vertwaltungs;Chefs, hiernach 
die von ihnen reffortirenden Behörden, infomweit fie es mit 
Mücficht auf die den adminiftrativen Behörden bereits 
ertheilte Anweifung vom 23. Mai 1818 noch erforderlich 
finden, zu belehren und zu inftruiren. | 


Berlin, den 25. Mai 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 


1. 2198. Gen, M. 1. Vol. II, 

| — | | 

Die Probe Snftruftionen zur dritten Prüfung bes 
treffend. 


Da fich feit Ausführung der Verordnung vom 1. 
Juni 1833 die Zahl der Nechtäftreitigkeiten, welche nad) 
Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung inftruirt wer⸗ 
den, bei den Gerichtebehörben bedeutend vermindert bat, 
und dadurch bei mehreren Obergerichten den Neferenda» 
rien, die ſich ber dritten Prüfung unterwerfen wollen bie 
im $. 6. der Inſtruktion für die Immediat⸗Juſtiz Exami⸗ 
nationg-Kommiffion vom 8. Februar 1834 Gahrbuͤcher 
B. 43. ©. 145.) vorgefchriebene Führung und Vorle— 
gung einer angemeffenen Zahl von nftruftionen zum 
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Nachweis ihrer im Inſtruiren erlangten Ausbildung er 
ſchwert wird; fo will der Juſtizminiſter geftatten, daß aus 
er den gewöhnlichen Eivil:Prozeß-Inftruktionen und Un⸗ 
terfuchungen noch folgende progeffualifche Verhandlungen 
in das. vorzulegende Inſtruktions⸗Verzeichniß aufgenoms 
men werden fönnen: 
1) Inſtruktionen zweiter Inſtanz, wenn neue Thatſa⸗ 
chen angebracht worden, | 
2) Anftruftionen über einzelne Liquidate in Konkurs 
und Liquidations-Prozeffen, und | 
3) Verhandlungen in fummarifchen Prozeffen, wenn 
der Kandidat fi) allen Verrichtungen und Obliegen⸗ 
beiten unterzogen bat, welche dag Gefeß dem Einzeln: 
richter und refp. Deputirten bei volftändiger Ders 
handlung ſolcher Sachen auferlegt. | 
ebenfalls aber ift darauf zu halten, daß 
a) in das vorzulegende Verzeichniß fämmtliche von 
dem Kandidaten feit dem Anfange des jahres 1834 
vollftändig geführte Unterfuchungen , Suftruktionen 
und Verhandlungen im fummarifchen Prozeffe auf: 
genommen werden, und daß fich 
b) unter den verzeichneten Sachen wenigſtens ſechs 
Unterfuchungen und Inſtruktionen nach dem in der 
Allgemeinen Gerichtsordnung vorgefchriebenen Verfah⸗ 
ren befinden. 

Den Präfidien bleibt e8 überlaffen, bei zu großer Kon. 
kurrenz ber Referendarien diejenigen von ihnen, welche 
ihre Infiruftionen in möglichft kurzer Zeit zu liefern wüns 
fchen, zu dieſem Behufe auswärtigen Untergerichten zu 
ubermweifen. j 


Berlin, den 4. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Kanımergericht und 
die Königlichen Oberlandesgerichte. 


L, 1573. Gen. O. 146. 
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34. 


Das Inſtitut der Schiebsmänner betreffend. 
(cf. Reſtript vom 27. Januar 1835. Jahrb. B. 45. ©. 230.) 


Das Königliche Dberlandesgericht erhält auf feinen 
Bericht vom 29. März c., 

die Wirkſamkeit der Schiedsmänner im Jahre 1835 

betreffend, 
Folgendes zum Beſcheid. 

1) Trite der Fall einer Weigerung ein, dad Amt eis 
nes Schiedsmannes IF übernehmen, fo gehört das Ber 
fahren über die Zuläffigfeit der Ablehnung zum Reſſort 
der Regierung. Die legtere hat die Wahl der Scyiede; 
männer zu leiten, und die Erklärungen über die Annahme 
entgegen zu nehmen; es ftehet ihr mithin auch allein die 
Beurtheilung der Ereufationggründe zn. Die Regierung 
präfentirt demnächft erft dem Oberlandeggericht die Schieds⸗ 
männer zur Beftätigung und Verpflichtung; erft mit dies 
fem Augenblicke geht das Recht der Dberaufficht auf die 
Serichtsbehörden über. Hiernach wird die Regierung 
von dem Königl. Minifterium des Innern und der Polis 
ligei befchieden werden. 

2) Dem Antrage, die Koſten des fruftrirten Termine 
dem Verklagten zur Laſt zu legen, kann nicht Statt gege: 
ben twerden. Nach der wefentlichen Beftimmung der Vers 
ordnung vom 26. September 1852 fteht vielmehr dem 
Verklagten frei, auch durch Nichterfcheinen den Vergleich 
abzulehnen. Es kann daher in Eeiner Art ein Zwang ges 
gen ihn Statt finden, alfo auch nicht die Verpflichtung 
zu feiner Anzeige des Nichterfcheinens obliegen. 

Uebrigeng bleibt es 

3) dem Kollegium lediglich) überlaffen, die belobende 
Bekanntmachung derjenigen Schiedsmaͤnner, welche fich 
ausgezeichnet haben, durch das NRegierungs: Amtsblatt zu 
veranlaffen. 

Berlin, den 16. Mat 1836. 

Der Zuftizminifter, 


Mübhler. 
An 
das Königliche Dber - Landesgericht zu 
Breslan. 
L 4791. S. 44. Vol, 4. 
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C 


Gerichtliches Kaffen-, Rechnungs-, 
Gebuͤhren- und Stempel-Weſen. 


35. 


Die Goldkolonne bei den Beſoldungen der Beam⸗ 
ten aus den Etats forftfaͤllt. 


Un das Rechnungsweſen zu vereinfachen, will Ich auf 
Ihren Bericht vom 23. v. M. nach dem darin enthalte: 
nen Vorſchlage geftatten, daß vom 1. Sjanuar f. J. ab 
in allen Etat bei den Befoldungen die Goldfolonne ganz 
weggelaffen und die Befoldungen, von welchen bisher + 
in Golde zu berechnen war, mit Zurechnung von 34 Pros 
zent von dem + Goldantheil, oder von 3 Prozent von der 
ganzen Befoldung in GSilbergeld zum Anfag gebracht mer, 
den. Da e8 indeffen nicht die Abfiche fein kann, durch 
diefen veränderten Anfag der Befoldungen in den Etats 
die Penfions- Beiträge und die Penſions⸗Anſpruͤche abzuäns 
dern, fo wird es dieferhalb noch eines befondern Vers 
merks in den Etats bedürfen. 


Berlin, den 19. Juni 1836. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Wirklichen Geheimen Rath Grafen 
von AUlvensleben. 


1. 5842. 
36. 
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Die Foftenfreie Behandlung der Reguifitionen aug 
und nach Frankreich betreffend. 


Mit NHinfiht auf die von der Königlich franzoͤ⸗ 
fifchen Regierung bezeigte DBereitwilligfeit zur Foftenfreien 
Genügung dieffeitiger gerichtlicher Kequifitionen und in 
ber Voraugfegung fernerer Bethätigung derfelben mer; 

ben fämmtlihe Königliche Juſtizbehoͤrden angemiefen, 
ein gleiches Verfahren in allen Fällen zu beobachten, 
wo von franzöfifchen Gerichten Requiſitionen um Auf: 
nahme gerishtliher Verhandlungen eingehen und dem; 
gemäß die Ausfertigung derfelben ohne Unterfchied koſten⸗ 
frei zu bemirfen. 

Berlin, den 13. Juni 1836. 


Die Juſtizminiſter. 
von Kamp. Müpler. 


An 
fämmtliche Königliche Juſtizbehbrden. 
1. 2064. 


37. 


Den jaͤhrlich einzuſendenden Nachweiſungen uͤber 
den Beſtand der zu verkaufenden Geſetzbuͤcher 
iſt Portofreiheit bewilligt. 


Der Juſtizminiſter hat auf den Bericht des Königlis 
chen Dberlandesgerichtd vom 18. März d. J. fich mit | 
dem Herrn Staatsminifter von Nagler über die Porto: 
freiheit der jährlich den Buchhaͤndlern Reimer und Nauck 
bierfelbft mitzutheilenden Nachweifungen über den bei den 
Dbderlandeggerichten bemwirften Debit der Allgemeinen Ge 
richtsordnung, des Allgemeinen Landrechtd und der Kris 

1836. 9. 94. Pp 
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minalordnung in Kommunifation gefeßt. Der Herr Staats⸗ 
minifter v. Nagler Ercellenz bat ſich jegt bereit erklärt, dieſen 
Nrachmeifungen die Portofreiheit zu geftatten, wenn Die 
Schreiben, womit fie überfandt werden, mit der Rubrif: 

„Jahres: Nachweifung über den Beſtand verkäuflicher 
| Gefegbücher” 

verfehen find. 

Daß Königliche Dberlandesgericht bat dies daher 
zu beobachten. 

Von der Zurückforderung des für die vergangenen 
Faͤlle eingegogenen Porto's ift abzuflchen. 


Berlin, den 9. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Königliche Oberlandesgericht 
zu Slogan. 


I. 1596, Landrecht 46. Vol. 2. 


38. 


Die Diäten und Reiſekoſten der bei Untergerichten 
angeftellten Beamten betreffend. 
(B. vom 28. Juni 1825. Gefehfammlung ©. 163. — cf. Res 


ffeipte vom 2. Desember 1831 und 18. April 1833. Fahr: 
bücher B. 38. ©. 461. und B. 41. ©. 520.) 


a. 


Das Königliche Dberlandegsgericht erhält anliegend 
Abfchrift der Allerhoͤchſten Kabinetsordres vom 12. d. 
MtS., betreffend 

die Beſcheidung des Landgerichtsraths S. zu 2. 

auf defien Befchwerde wegen Seftfegung feiner Liqui⸗ 
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bation für die zur Abhaltung der Gerichtstage in K. 
gemachten Reifen, 
jur Kenntnißnahme und Nachachtung zugefertigt. 
Berlin, den 17. Mat 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
die Koͤniglichen Oberlandesgerichte 
zu Poſen und Bromberg. 


I. 1803. D. 18. Vol. 4. 


b 


Em. Königl. Majeftät verfehle ich nicht, bei Zurüc: 
——— der Beſchwerde des Landgerichtsraths S. vom 
5. d. Mts., 

die Feſtſetzung feiner Liquidation für die zur Abhal⸗ 

tung der Gerichtstage in K. gemachten Reifen be 

treffend, 
und deren Anlagen, Nachftehendes befohlenermaßen in 
tieffter Ehrfurcht zu berichten: 

Bereits vor Einrichtung. der neuen Gerichte in der 
Provinz Pofen babe ich auf die Vorfchläge des Orga— 
niſations⸗Kommiſſarius, Ober: Appellationggerichtg: Chef: 
Präfidenten von Frankenberg, eine befondere Jnſtruktion 
wegen Abhaltung der nad) $. VIII. der Verordnung vom 
16. Juni 1854 (Gefegfammlung Seite 75.) Allerhoͤchſt 
befohlenen Gerichtdtage in den vom Siß der Land: und 
Stadtgerichte zu entfernt gelegenen Ortſchaften erlaſſen, 
und in derfelben zugleich zur Vermeidung aller Zweifel 
und fünftigen Erinnerungen der Ober: Rechnungs: Ram; 
mer gegen Ueberhebung von Emolumenten im Allgemeis 
nen beftimmt, welche Neifefoften und Diäten den zur Ab: 
haltung diefer Gerichtdtage gewählten Kommiffarien zu 
bewilligen und aus den Galarienfaffen der Gerichte zu 
bezahlen find. 

Nach meiner Anficht muß jeder Kommiffariug, ohne 
Ruͤckſicht auf die ihm nach feinem re Rangver⸗ 
p 2 
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haͤltniß nach der Verordnung vom 28. uni 1825 efwa 
zuftebenden höheren Diätenfäge, die Koften für Abhaltung 
des Gerichtstags nach der deshalb von mir in Gemäß: 
heit Alerhöchften Befehles ($. VIII. der Verordnung vom 
46.'Yuni 1834) erlaffenen Inſtruktion liquidiren. Diefe 
hat für alle Mitglieder der Land» und Gtadtgerichte im 
der Provinz Pofen verbindliche Kraft; der dem Beſchwer⸗ 
deführer für feine Perfon vorbehaltene höhere Rang und 
Titel ald Landgerichtsrath Fann auf die Neifekoften und 
Diäten für die als Mitglied des Land» und Gtadfgerich- 
te8 vorgenommenen Gefchäfte, — mithin aud) für die Ab⸗ 
haltung der auswärtigen Gerichtstage feinen Einfluß has 
ben. Bei der Anwendung der Verordnung vom 28. Juni 
1825 ift nach $. 1. und 2. derfelben zunächft auf dag 
Dienſt⸗Verhaͤltniß Nückficht zu nehmen, in welchem 
ein auswärtiged Gefchäft. vorgenommen wird. 

Nach diefen Grundfägen ift von mir ſtets verfahren, 
und im Einverftändniß mit der Ober-Rechnungskammer 
in verfchiedenen an die Gerichtsbehörden erlaffenen Ver⸗ 
fügungen namentlich beflimmt worden, 

daß Dbergerichts- Affefforen und Titularräthen, — 

wiewohl folchen in der Werordnung vom 28. juni : 

1825 gleich den vormaligen Landgerichtsräthen in 

der Provinz Pofen ein Diätenfag von 2 Thaler ber 

ſtimmt worden iſt, — wenn fie in der Eigenſchaft eis 
nes Untergerichtsbeamten ein auswaͤrtiges Gefchäft 
vornehmen, nur diejenigen Meifefoften und Diäten 
bewilligt werden können, welche die Verordnung ben 
bei Untergerichten angeftelten Beamten zuläßt. 
Bei Ew. Königl. Majeftät kann ich daher nur ehr: 
furcht8voll darauf anfragen: 

Alerhöchft genehmigen zu mollen, daß auch ferner 

nach diefen Grundfägen verfahren werden darf. 


Berlin, den 23. April 1836. 
Müphler. 


un 
Seine Maieftät den König, 
m. 0. 9. 


581 


c 


Ich bin mit den nach Ihrem Bericht vom 23. v. 
Mes. getroffenen Anordnungen Hinfichts der Diäten und 
Meifefoften der bei den Untergerichten angeftellten Beam» 
ten völlig einverftanden, und habe demgemäß auch den 
Anſpruch des bei dem Land» und Stadtgericht zu B. ans 
geftelten Landgerichtsraths S. auf den Diätenfag von 
2 Thlr. in dem abfchriftlich beigefügten Befcheide zurück 
gerviefen. — 


Berlin, den 12. Mat 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


Un 
den Staats- und Juſtizminiſter 
Mühler. 


d. 


Ich Habe Mir über die in Ihrer Vorftellung vom 
5. v. Mts. geführte Beſchwerde gegen bie Seftfegung Ih: 
rer Liquidation für die = Abhaltung der Gerichtstage 
in 8. gemachten Reifen Bericht erftatten laffen, und ers 
öffne Ihnen, daß es bei Anwendung der Verordnung vom 
28. Juni 1825 nad) $. 1. und 2. derfelben zunächft nur 
auf das Dienſtverhaͤltniß anfommen kann, in welchem ein 
ausmärtiges Gefchäft vorgenommen ift, und der Ihnen 
vorbehaltene Rang und Titel als Landgerichtsrath auf 
die Reifekoften und Diäten für die ald Mitglied des 
Land; und Stadtgerichts vorgenommenen Gefchäfte, mithin 
auch für die Abhaltung der auswärtigen Gerichtstage, 
feinen Einfluß hat. Sie werden felbft erwägen, ob Ihre 
auswärtigen Dienftgefchäfte nach Ihrem Range einer hoͤ⸗ 
bern Deutung unterliegen fünnen. — In Ihrer Stellung 
als Land» und Stadtgerichtsrath haben Sie bei Gefchäf: 
ten in dieſer Eigenfhaft nur auf die in der obigen Ver: 
ordnung sub C. II. 7. beſtimmte Diäten von 1 Thlr. 15 
Sgr. und die damit verbundenen Reiſekoſten Anſpruch, 
und es ift allgemein angenommen worden, daß Oberge⸗ 
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richt8:Affefforen und Titularräthe, obgleich folchen in ber 
Verordnung vom 28. Juni 1825 gleidy den vormaligen 
Landgerichtsräthen in der Provinz Pofen ein Diätenfag 
von 2 Thlr. beftimmt worden ift, wenn fie in der Eigen: 
fchaft eines Untergerichtsbeamten ein ausmärtige8 Ges 
fhäft vornehmen, nur diejenigen Reiſekoſten und Diäten 
bewilligt werden fönnen, welche jene Verordnung den bei 
Untergerichten angeftellten Beamten augfegt. Unter die- 
fen Umftänden muß es bei der Feflfegung Ihrer Diäten 
und Keifefoften nad) der Verordnung des Juſtizminiſters 
vom 14. Januar 1835 und den zurückerfolgenden Be 
fcheiden fein Bervenden behalten. 


Berlin, den 12. Mai 1836. 
Friedrich Wilhelm. 
An 
den Landgerichtsratb ©. zu B. 


39. 


Für die Koften der Juſtizviſitation eines Patrimos 
nialgerichts ift der Gerichtsherr fubfidiarifch verhaftet. 
(Allg. 2. N. II. 17. $. 102. Allg. Ger. Ordn. II. 8. $. 40.) 


Dem Königlichen Oberlandesgericht wird auf feine 
Anfrage vom 3. d. Mts., 

die Tragung der Koften für AJuftizvifitationen bei 

Datrimonialgerichten betreffend, 
bierdurch eröffnet, daß, wenn Feine gegründete DBeranlaf: 
fung vorhanden ift, die durch eine Juſtizviſitation eines 
Patrimonialgerichts erwachfenen Koften von den betreffenden 
Desmten einzuziehen, folche, ſoweit fie in baaren Ausla—⸗ 
gen befteben, der Gerichtsherrfchaft zur Laft fallen müßen, 
welche alle zur Unterhaltung wohlbeftellter Gew 
richte erforderlihen Koften nad) $. 102. Tit. 17. 
TH. 1.9. L. R. zu tragen bat. Zu diefen Koften gehoͤ⸗ 
ven auch bie Koften der Juſtizviſitationen, als Mittel, 


583 


eine vorfchriftsmäßige Juſtizverwaltung einzuführen und 
zu erhalten. 

Der $. 40. Tit. 8. Th. II. A. ©. D. entjcheidet 
nicht, wie es mit der Tragung der Koften bei Juſtizviſi⸗ 
tationen der Privat: und Patrimsniaigerichte ge: 
halten werden foll, wenn folche den betreffenden Beamten 
nicht zur Laft fallen. Nur hinfichtlich der Magifträte und 
der Juſtizaͤmter, worunter nur die Königlichen Domänen: 
Juſtizaͤmter zu verftehen find, wird beftimmt, daß die Diäs 
ten des Kommiffarius aus dem auf die Etats gebrachten 
Diätenfonds bezahlt, und deshalb mit der Kriegs: und 
Domänenfammer, als Auffichtsbehörde der Magifträte 
und Domänendmter, Nückfprache gehalten werden fol. 
Es ift mithin binfichtlic) der Privat» und Patrimonial- 
gerichte bei dem allgemeinen Grundſatze des Landrechts 
geblieben, daß folche der Butsherrfchaft zur Laſt fallen. 

Hiernach ift von dem Juſtizminiſter bisher verfahren 

orden, und derfelbe haͤlt fich nicht für befugt, eine Zah⸗ 
ng von Koften auf Staatsfaffen anzumeifen, welche von 
einer Patrimonial-Gerichtäherrfchaft zu tragen ift. 

Dagegen hat e8 der Juſtizminiſter aud) für ange 
meffen erachtet, die den Patrimonial-Gerichtsherrfchaften 
zur Laſt fallenden Koften der AYuftizoifitationen nur nad) 
fisfalifchen Sägen, d. i. inſoweit feftfegen zu laffen, als 
diefe Koften bei Juſtizviſitationen Königlicher Gerichte 
aus ben Salarienfaffen zu fragen gewefen wären. 

Hiernach bat das Königliche Dberlandesgericht Fünf: 
tig zu verfahren und die eingehenden Befchwerden der 
Patrimonial:Serichtsherrfchaften zu beantworten. 


Berlin, den 19. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
das Koͤnigl. Oberlandesgericht 
zu Frankfurt a. d. O. 


I. 1772. V. No. 2, 


| 
| 
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40. 


Die Gerichtsfoften und Gebühren der Juſtizkom⸗ 
miffarien in KonfisfationssProzeffen betreffend. 


(Reſkripte vom 8. Januar und 3. Juni 1836. No. 28. Seite 560. 
| diefes Hefte.) 


Der in den Jahrbuͤchern Band 32. Seite 315 abs 
gedruckten Verfügung vom 24. November 1828 zufolge 
fönnen in Konfisfationg:Prozeffen gegen ausgetretene Mi⸗ 
litairpflichtige die Gebühren der Sachwalter und ebenfo 
die Gerichtsfoften nad) der dritten, und in in den dazu 
geeigneten Fällen nach der vierten Kolonne der Gebuͤh⸗ 
rentare von jahre 1815 angefegt werden. Durch die 
Verfügung vom 8. Januar d. %. find jedoc) die Obers 
gerichte behufs der Vereinfachung des Verfahrens in ders 
gleichen Konfiskations-Prozeſſen angewieſen worden, meh⸗ 
rere Konfiskationsklagen zu kumuliren, und demnaͤchſt 
über ſaͤmmtliche fo zuſammengefaßte einzelne Faͤlle in 
einem Urtel zu erfennen. 

Dies veranlaßt den Yuftisminifter, hinſichts bes Fünf: 
tigen Anfages der Sachwalter-Gebübren, fowie der Ge 
richtsfoßen, in Dergleichen Fumulirten Konfiska— 
tionsſachen, zur Befeitigung der dabei entfiehenden 
Zweifel, folgende Beftimmungen zu treffen. 

1. in Betreff der Gebühren der Sachmalter ift 
es zuläffig: 

1) die Informationggebühren für pers ein: 
jelne Sache befonderg, und zwar in der Regel 
nach der dritten, ausnahmsweiſe, wenn das zu kon⸗ 
fiscirende Vermögen 200 Thaler oder mehr beträgt, 
auch) nach der vierten Kolonne anzufegen ; daffelbe gilt 

2) binfichts der Inftruftionggebühren bei bdens 
jenigen Auggetretenen, für welche fi) Jemand mels 
det, weshalb nach der Verfügung vom 8. Januar d. 
J. ein SpeialProtofol aufgenommen werden muß. 
Dabei ift die Höhe der zu bemilligenden Inſtruk⸗ 
tionggebühren nad) den für das Separat:Erfenntniß 
wirklich angefegten Urtelsgebühren, eventualiter nad) 
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dem zuläffigen Mittelfab der bei der Spesialfache 
geeigneten Gebührenfolonne, abzumeffen. 

3) Die Gebühren für Ueberfendung der Erfenntniffe 
und pro cura instantiae in dergleihen befonderg 
infiruirten und entfchiedenen Sachen find ebenfalls 
nach der dritten und refp. nach der vierten Kolonne an: 
zufegen. (Mo. 1.) 

4) Dagegen fönnen die Gebühren 
a) für Anfertigung der fämmtliche Konfisfationg; 

fälle zuſammenfaſſenden Klage, 

b) für die Inſtruktion, Ueberfendung der Erkennt 
niffe, pro cura instantiae und andere Gefchäfte 
binfichts der fämmtlichen Auggetretenen, gegen 
welche in contumaciam verfahren nnd erfannt wird, 

nur einmal, und zwar in der Regel nad) der vierten Ko- 
lonne, bei drei und mehr Konfiskationsfällen aber nach 
der fünften Kolonne der Gebührentare, angefeßt werden. 

H. Die Serihtsgebühren find nach gleichen Grund: 
fägen, mithin 

1) für Gefchäfte, welche einzelne Ausgetretene befons 
ders betreffen, nach der dritten und ausnahmsweiſe 
nad) der vierten Kolonne (I. 1.) 

2) für alle Gefchäfte aber, welche mehrere Auggetres 
tene zugleich betreffen, nach) der vierten und refp. fünften 
Kolonne (I. 4.) 

zu liquidiren. 

II. Kommt es in einzelnen Fällen auf eine Nepartition 
der für mehrere Ausgetretene zufammen angefegten Ge 
bübren an, fo erfolgt folche nach) der Zahl der bei dem 
Geſchaͤft intereffirten Auggetretenen. 

Hiernach ift Fünftig zu verfahren. 


Berlin, den 14. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müphler. 


An 
fämmtliche Königl. Oberlandesgerichte. 
I, 1035. M, 19. Vol. 4. 
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41. 


Juſtizkommiſſarien fünnen um deswillen, weil fie meh⸗ 
rere Intereſſenten vertreten, auf eine Erhöhung 
ihrer Gebühren nicht Anfpruch machen. 
(Bebührentage für die Juſtizkommiſſarien I. No. 24.) 


Der Auftigminifter findet die Verfügungen des dortigen 
Königlichen Oberlandesgeriht8 vom 3. und 25. v. M. 
auf Fhre Gebühren:Fiquidationen in Sachen des v. DB. 
wider die v. S.fhen Subhaftationd.ntereffenten völlig 


angemeſſen und Ihre dagegen unterm 10. d. M. erhobene 


Beſchwerde nicht begründet. 

Der $. 20. der Verordnung vom 14. Dezember 1833 
macht. binficht8 der den Mandatarien in Nichtigfeitsbes 
fchmwerdefachen zu bemilligenden Gebühren: Paufchfummen 
feinen Unterfchied, ob der Mandatar nur einen oder 
mebrere Sfntereffenten bei einer und derfelben Nichtigs 
keitsbeſchwerdeſache vertritt. Dies ift au ber Sache 
und den gefeßlichen Beflimmungen völlig angemeffen, denn 
fo wenig ein Auftisfommiffariug, welcher in Kreditfachen 
die Rechte mehrerer Gläubiger wahrnimmt, nach den 
Heftimmungen der Gebührentare Abfchnitt II. No. 24. 
für folcye Termine und Gefchäfte, bei welchen feine Bes 
mübhungen durch die Zahl feiner Parteien nicht‘ vermehrt 
werden, die zuläffigen Gebühren mehrmals liquidiren 
und von den einzelnen Parteien einfordern kann; eben fo 
wenig darf dies bei anderen NRechtögefchäften gefcheben, 
bei welchen ein Juſtizkommiſſar mehrere Parteien vertritt, 
wie dies bereits in dem Meffripte vom 4. Juni 1854 
(Jahrbuͤcher B. 43. S. 576) auggefprochen worden ift. 

Hei der Anfertigung der in vorliegender Sache eins 


gereichten fchriftlichen Beantwortung der Nichtigfeitebes 


fchwerde ift Ihre Bemühung durch die Zahl von 14 Sins 
tereffenten, deren Gerechtfame Sie zugleidy wahrgenom⸗ 
men baben, feinestwegs vermehrte worden. Das Ober: 
landesgeriht hat daher die Liquidirung von 210 Thlr. 
für Ihre Bemühungen in diefer Nichtigkeitbefchtwerdefache 
ganz angemefien als Verſuch eines Sportelexceſſes gerügt, 
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indem Ahnen nur die einfachen Gebührenfäße mit 15 Thlr. 
bewilligt werden fönnen, diefe aber auf Ihre Mandanten 
repartirt werden müffen. 


Berlin, den 21. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
den Herrn Zuftiskommiffarlus N. N. 
zu Magdeburg. 


1. 2256. Sportul-S, 36, 


42. 


In Nichtigkeiesbefchwerdefachen über Objekte unter 
200 Thlr. ift die in Koften verurtheilte Partei die 
Gebühren des vom Gegner angenommenen Juſtiz⸗ 
fommiffarius zu erftatten nicht verpflichtet. 
(Allg. Gebührentage vom 23. Auguft 1815. Abfchn. 1. Anmerf. 2.) 


Auf Ihre Beſchwerde vom 12 uni c. über bie Vers 
fügung des Königlichen Land» und Stadtgerichts zu Eis 
lenburg vom 22. April ce. in der Bagatell:Prozeßfache 
DB. wider H. gereicht Ihnen hierdurch zum DBefcheid, daß 
e8 bei diefer völlig angemeffenen Verfüguug verbleiben muß. 

Meder der $. 11. noch der $. 14. des Geſetzes vom 
14. Dezember 1833 macht e8 einer Partei zur Pflicht, 
ſich in Nichtigfeitsbefchtwerdefachen eines Juſtizkommiſſa⸗ 
rius zu bedienen, da es ihr verftattet ift, ihre Beſchwerde 
nnd deren Beantwortung mündlich zu Protokoll zu 
erklären. 

Es muß daher auch bei Nichtigkeitsbeſchwer— 
ben, deren Dbjeft die Summe von 200 Thlr. nicht er: 
reicht, binfichts der Verpflichtung. der unterliegenden Pars 
tei, dem Gegner die an einen Juſtizkommiſſarius gesahlten Ge 
bühren zu erftatten, lediglich bei den Beftimmungen der zweiten 
allgemeinen Anmerkung zum erften Abſchnitt der Gebühr 
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rentare für Yuftisfommiffarien und dem erläuternden Re⸗ 
ſkripte vom 29. Januar 1835 (Jahrbücher Band 45. 
Seite 260.) verbleiben. Ä 


Berlin, den 21. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


An 
den Königl. Juſtizkommiſſarius Herrn 
Hanke zu Eilenburg. 


I. 2238. Sportul-S. 36. 


43. 


Den Gebühren: und Stempel-Anfag für Dimifforia- 
lien betreffend. 


Dem Königl. Oberlandesgericht gereicht auf feine 
Anfrage vom 26. v. M., 

den Koftenanfaß für das einem Ausfultator zu ers 

theilende Dimifforiale betreffend, ” 
zum Beſcheid, daß der Suftigminifter bereit auf den 
Grund eines Befchluffes des Königl. Staatsminifteriume 
angeordnet bat, daß für die Dimifforialien befoldeter Bes 
amten, welche mit Penfion entlaffen werden, bei der Buͤ— 
reaufaffe des Juſiizminiſteriums gar Feine Kanzleigebüh: 
ren angefegt, fondern nur 15 Sgr. Stempel zur Augfers 
tigung der Dimifforialien verbraucht und eingezogen wer: 
den follen. In gleicher Art ift bei Ertheilung der Dis 
mifforialien für Gubalternbeamte von Seiten des Königl. 
Oberlandesgerichts, fo weit folchem die Ertheilung zuſteht, 
zu verfahren. 

Mit Ruͤckſicht auf dieſe Beſtimmung und die fiems 
pelfreie Ausfertigung der Dimifforialien für Ausfultatos 
ren und Referendarien findet es der Yuftisminifier ange⸗ 
meſſen, für dergleichen Dimifforialien gar feine Gebühren, 
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fondern nur die etwa vorfommenden Auslagen für Porto 
in Anfag zu bringen und einzusieben. 
Hiernach ift fünftig zu verfahren. 
Berlin, den 19. Mai 1336. 
Der Juſtizminiſter. 
Mühler. 


An | 
das Königliche DOberlandesgericht 
zu Magdeburg. \ 


1. 1693. Justiz-Minist,. No, 39. 
44. 
Den Stempel zu Vollmachten und Subftitutionen 
betreffend. 


Auf Ihre Vorfielung vom 14. 9. M. gereicht hs 
nen biedurch zum Befcheid, daß der uftigminifter die 
Verfügung des DOberlandesgerichts zu Breslau vom 29. 
Januar d. J. in der Prozeßfache der H.ger Kreisfommite 
wider den v. M. nicht unrichtig finden Eann. 

Bollmachten find bei ftempelpflichtigen Gegenftänden 
einem Stempel von 15 Sgr. unterworfen, und e8 macht 
Dabei feinen Unterfchied, ob die Vollmacht durch denjeni- 
gen, deſſen Geſchaͤfte beforgt werden follen, direkt, oder 
indireft durch einen dritten hierzu für befugt Erklärten, 
auggeftellt worden iſt. Eine Ausnahme ift in Prozeſſen 
nur für den Fall gemacht, wenn blog die Abwartung eis 
nes einzelnen Terming von dem urfprünglich Bevollmaͤch⸗ 
tigten einem Andern übertragen wird, d. h. wenn der urs 
fprüngliche Mandatar das Mandat beibehält und in der 
Abſicht, daffelbe fortzufünren, fi) nur in einem einzelnen 
Aft vertreten läßt. Ganz davon verfchieden ift eg, wenn 
Handlungen vorfommen, für welche er ein Mandat zu 
übernehmen gar nicht befugt ift, und wenn er aus dieſem 
Grunde einen Andern fubftituirt, alfo (mas in dieſem 
Galle gefchehen) das Mandat abgiebt, oder auf einen An» 
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dern überträgt. Ob in einem folchen Falle von dem 
neuen Bevollmächtigten nur noch ein einzelner Termin 
abgehalten wird, oder mehrere Gefchäfte vorgenommen 
werben, ift gleichgültig. Es fommt blos darauf an, daß 
der neue Bevollmächtigte nicht in Wertretung des erften 
Bevollmächtigten, fondern lediglich in derjenigen des Mans 
danten felbft handelt, fei e8 auch, daß das an ihn abge 
gebene Mandat durch den erfien Bevollmächtigten auf 
ibn übertagen worden if. Deshalb feßt auch daffelbe 
Nefkript vom 22. Juli 1822, welches jene Ausnahme fla: 
tuirt, feft, daß der Vollmachtsftempel zu verbrauchen ift, 
wenn ein Juſtizkommiſſarius die Fortfegung eines Prozeſ⸗ 
ſes einem Andern überträgt. Im vorliegenden Fal bat 
zu dem Sjnrotulationstermin, den Sie ſelbſt abzumarten 
nicht befugt geweſen find, ein anderer Mandatar ernannt 
werden müffen, wenn er nicht ganz bat verfäumt wer: 
den follen, und fo kann daher die Sache nicht anderg, als 
für ein neues Mandat angefehen werden, welches einen 
Stempel von 15 Ser. nöthig macht. 
Der Yuftigminifter fann deshalb weder den Stempel, 
noch die Stempelfirafe niederfchlagen. 
Finden Sie ſich bdeffenungrachtet durch die leßtere 
gravirt, fo fann Ihnen nur überlaffen bleiben, auf ge 
richtliche Unterfuchung zu provociren. 


Berlin, den 4. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 
Un 
den — Juſtizkommiſſarius 


oit zu Hirſchberg. 
L. 1450. Steuer-S, 14. Vol, 11. 
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D. 
Hypothekenrecht. 


45. 


Das Verfahren wegen Berichtigung des Beſitztitels 
und Hppothefen-Eintragungen bei Domainen⸗ 
Beräußerungen betreffend. 


ach $. 4. der Inſtruktion vom 1. Juli 1835, 

betreffend die Schließung der Hypothekenbuͤcher der 

Domainen und Forften, auf welche das Hausgeſetz 

feine Anwendung findet, (Jahrbücher B. 45. S. 530) 
folfen bei Berichtigung der Befigtitel und bei den Hypo⸗ 
thefen- Eintragungen in Gefolge von Domainen:Beräußes 
rungen, Berpfändungen oder Ablöfungen die Gerichtsbe: 
hörden vor der Berichtigung des Befigtiteld und vor der 
Eintragung der Hppothefenrechte auf Beibringung der 
Genehmigung der Königlichen General:Verwaltung der 
Domainen und Forſten befteben. 

Da nun nach einer Mittheilung des Herrn Chefs 
der genannten Verwaltung einige Dbergerichte in Folge 
diefer Vorfchrift auch zu den fhon vor Erlaß diefer 
Inſtruktion von den Negierungen auf den Grund ber 
Regierungs⸗Inſtruktion felbftftändig eingeleiteten und aus 
geführten Domainen-Veräußerungen noch) die nachträg: 


1 
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liche Beibringung ber Genehmigung der Königlichen Ge 
neral. Verwaltung der Domainen und SForften verlangt 
haben, fo nimmt der Juſtizminiſter hieraus Veranlaffung, 
dem Königlichen Kammergericht zu eröffnen, daß die. ns 
ftruftion vom 1. Juli 1835 ſich nur auf die fpäter er 
folgten Domainen:Berdäußerungen bezieht. Frühere Fälle 
müffen nach den damals geltend geweſenen Gefeßen beurs 
theilt werben. 


Berlin, den 17. Juni 1836. 
Der Suftigminifter. 
Müpler. 
Un 
das Königliche Kammergericht. 


BVorftehende Verfügung wird fänmtlichen Königlichen 
Landes: Zuftigfollegien zur Nachachtung bekannt gemacht. 


Berlin, den 17. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 


Muͤhler. 
i. 2077. D. 4. Vol, 5. 


46. 


Ueber die Berichtigung des Beſitztitels bei Veraͤu⸗ 


ßerung der nicht unter den Domainen begriffe⸗ 
nen Staatsguͤter. 


(ck. Reſkripte vom 1. Juli und 8. Dezember 1835. Jahrbü— 
cher B. 45. ©. 532, und B. 46. ©. 575.) 


Auf den Bericht des Königlichen Kammergerichts vom 
12. Dftober v. 5%. ift von dem Juſtizminiſter mit dem 
wirklichen Geheimenrath Herrn von Ladenberg, und von 
diefem mit dem wirklichen Gcheimen Staatsminifter Herrn 


"Grafen von Lottum fommunizirt worden. 


\ An 


593 


In Uebereinftimmung mit der Anficht dieſer beiden 
Minifterien wird dem. Königlichen Kammergericht Folgen: 


des eröffnet: 

Dem Staatsfchate find nach $. III. der Allerhoͤch⸗ 
ften KRabinetsordre vom 17. Juni 1826 (Gefegfammlung 
Seite 57) feine Grundftüce, fondern Veraͤußerungsgelder 
übertiefen, und diefe in der gebachten- Allerhöchften Be: 
flimmung genau bezeichnet. Die in diefer Beſtimmung 
erwähnten Grundſtuͤcke werden ausdrüclich als ſolche ger 
nannt, 

die nicht unter ber Domainen-Verwaltung begriffen 

und der Domainen: Verwaltung nicht beigelegt find. 

Hiernach bezieht fi) die Inſtruktion vom 1. Juli 
1835 (Jahrbücher B. 45. ©. 529) gar nicht auf jene 
Staatsgüter, und e8 bedarf daher aud) einer Abänderung 
diefer Inſtruktion nicht, vielmehr ift e8 ganz in der Ord⸗ 
nung, daß das Königliche Kammergericht in Beziehung 
auf die in der Allerhöchften Kabinetsordre vom 17. Juni 
1826 $. III. bezeichneten Befisungen und Abgaben des 
Staats bisher nad) den dafelbft enthaltenen Beftimmuns 
gen verfahren ift, wonach insbefondere die Erwerber fols 
cher vom Staate veräußerten Befigungen fich bei Berich- 
tigung ihres DBefigtiteld gegen Das —— Enger Be 
nicht durch die Duittung der Haupt: Verwaltung der 
Staatsfchulden, fondern dur die Quittung der veräu: 
ßernden Behörde über die Bezahlung der Kauf: und Erb: 
ftandsgelder auszumeifen haben. 

Hiernach ift ferner zu verfahren. 

Sollte Seitens einer Berwaltungsbehörde auf Schlie⸗ 
ßung des Hypothekenbuchs eines ſolchen Grundſtuͤcks ans 
getragen werden, ſo hat das Koͤnigliche Kammergericht 
hieruͤber zunaͤchſt an den Juſtizminiſter zu berichten, wel⸗ 
cher ſich vorbehaͤlt, alsdann mit den kompetenten Minis 
ſterien zu kommuniziren. 


Berlin, den 10. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königlibe Kammergericht. 
1836. 5. 94. Qq 
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Hiernach haben auch alle übrige Landes⸗Juſtizkollegien, 
welchen die gedachte Inftruftion zur Befolgung zugefers 
tigt worden, fich zu achten und die ron ihnen vefjortirens 
den Untergerichte anzumeifen. 


Berlin, den 10. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 
1 17375 D. 4. Vol. 5. 


41. 


Die Abfchreibung einer zu einem fubhaftirten Grunds 
ftücfe gehörigen, von der Subhaftation aber ausge: 
nonmenen Parzelle Fann nur mit Uebertragung 
fämmtlicher Hypothekenſchulden erfolgen. 


(Hypotheken⸗Ordnung II. $. 91.) 


Auf das von Ahnen eingereichte Gefuch des N. N. 
auf S. vom 28. v. Mtg,, 

die Dismembration der zum . Gute H. gehörigen 

MWaldparzelle von I Morgen 194 TR. betreffend, 
gereicht Ihnen zum Beſcheid, daß die Verfügung des Koͤ⸗ 
niglichen Dberlandeggerichts zu Königsberg vom 12. Fe 
bruar d. J. volftändig begruͤndet ift, und die Abfchrei: 
bung der 9 Morgen 194 DD R. nur mit Uebertragung 
der darauf baftenden Hypotheken erfolgen fann, wenn 
nicht Seitens der Gläubiger, mit ausdruͤcklicher Entfa: 
gung auf dag ihmen zuſtehende Hypothekenrecht, in die 
Abfchreibung gewilligt wird. Denn es ift ift bei der Sub: 
baftation des Gutes H. jene Waldparzelle von der Sub; 
baftation mit Necht ausgefchloffen und dem Adjudifatar 
nicht mit zugefchlagen tworden, weil fie ſchon früher durd) 
den Berfauf vom 11. Mai 1825 vom Hauptgute getrennt 
und durch Uebergabe in das Eigenthum des N. R. über 
gegangen mar. 
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Daraus rechtfertigt ſich, wie auch in den ergangenen 
Erfenntniffen ausgeführt worden ift, daß die Hypotheken. 
rechte der auß den Kaufgeldern des Gutes nicht befries 
digten Gläubiger im Betreff jener Parzelle unverändert 
geblieben find ꝛc. : 

Hiernad) kann dem N. N. nur uͤberlaſſen bleiden, 
den Konfeng zur Löfchung beizubringen, oder er muß ſich die 
Uebertragung ber — bei der Abſchreibung der 
Parzelle gefallen laſſen. | | 

Berlin, den 10. Juni 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


Un 
den Juſtizamtmann und Sufitiarius 
Herrn Koſſack zu Pr. Eylau. 
LUII. 4470. H. 19. Vol, II, 


48. 


Legitimation der Vorſteher einer Freimaurerloge 
bei Verpfaͤndung eines derſelben zugehoͤrigen Grund⸗ 
ſtuͤcks und bei Ausſtellung von Schuld⸗Inſtrumenten. 


* 


Dem Königlichen Oberlandesgericht wird auf die 
Anfrage vom 23. v. M., 
die von den Vorſtehern einer Sreimaurerloge bei 
Berpfändung eines der Loge gehörigen Grundſtuͤcks 
zu fuͤhrende Legitimation betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß die Rechte, welche bie Freimaurer: 
logen als Geſellſchaften genießen, fchon früher zur Erdrs, 
terung geftellt worden find, und das Juſtizminiſterium be: 
reits durch eine unterm 23. April 1830 an dag Dberlan: 
desgericht zu Naumburg erlaffene abfchriftlich beiliegende 
Verfügung nach erfolgter Kommunikation mit dem Ko— 
niglichen Minifterium des Innern — hat, daß 
q 
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die im Edift vom 20. Dftober 1798 genannten drei Mut; 
terlogen und die damals von ihnen geftifteten Töchterlos 
gen zu den privilegirten Gefellfchaften und Korporas 
tionen geboren. 

Bei den Verhandlungen über die Befugniffe der Freis 
maurerlogen bat das Königliche Minifterium des Innern 
aber bemerflich ‚gemacht, daß die Logen nach $. 83. Tit. 
6. Th. II. des Allgemeinen Landrechts bei Verpfändung 
ihrer Grundſtuͤcke den Konfens zu Gefchäften diefer Art 
beim Minifterium des Innern nachfuchen müffen und bis, 
ber nachgefucht haben. 

In Beziehung auf die Form der Schuldinftrumente, 
welche von Freimaurerlogen zur Eintragung in die Hypos 
thefenbücher auggeftellt werden, ift unterm 14. Auguft 
1826 die abfchriftlicy beiliegende Verfügung an das Ober: 
landeggericht zu Breslau ergangen, wodurch feftgeftelle ift, 
daß die Augftellung des Dofuments in der zu dieſem 
Zwecke berufenen Berfammlung der Gefellfchaft von 2 der 
Mitglieder bewirkt werden muß, und daß zum Nachweife 
der Perfonen und der Zahl der Mitglieder die Vorlegung 
des Verzeichnifies der Mitglieder genügt, welches am leg: 
ten Fohannistage aufgenommen und der Mutterloge zur 
Einreihung an des Königs Majeftät ($. 10. des Editfts 
vom 20. Dftober 1798 Gefegfammlung von 1816 Seite 
8) überfande fein muß. 


Berlin, den 11. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Müpler. 


An 
das Königliche Dberlandesgericht 
zu Marienwerber. 


L, 1198. H. 22. Vol. 1. 


b. 
Ueber ben Gegenftand des Berihtd vom 12. Januar 
db. J. worin die bei dem Königl. Oberlandeggerichte we⸗ 
gen der Eigenfchaft der verfafiungsmäßig Fonftituirten 
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Sreimaurerlogen als moraliſcher Perfonen : entftanbenen: 
Zweifel vorgetragen worden, hat“ ber Juſtizminiſter zuvor⸗ 
derft mit dem Königlichen Minifterium des Innern Ruͤck⸗ 
fptache nehmen zu wmüffen geglaubt. Beide Minifterien: 
find darin einverftanden, daß die beiden in dem Edikt 
vom 20. Dftober 1798 genannten Mutterlogen, die große‘ 
Landesloge und die Loge Royal York de. l’amitie,: gleich. 
der Mutterloge zu den drei Weltkugeln, zu den privilegir⸗ 
ten Geſellſchaften oder Korporationen gehoͤren, und daß 
dazu auch die von dieſen dreien Mutterlogen im Jahre 
1798 ſchon geſtifteten Toͤchterlogen zu rechnen ſind. In 
wiefern auch die nachher geſtifteten Toͤchterlogen als Kor: 
porationen anzuſehen ſind, bleibt der Beurtheilung und 
dem Beſchluſſe des Koͤnigl. Oberlandesgerichts in den vor⸗ 
kommenden einzelnen Faͤllen uͤberlaſſen. In welcher Art 
die aͤußern Rechte der Korporationen wahrzunehmen, bes 
flimmen die beftehenden Stiftungsurfunden, die Befchlüffe 
der Geſellſchaft und die Vorfchriften der Gefege. 


Berlin, den 23. April 1830. 
Der Juſtizminiſter. 
Graf von Danfelman. 


Un 
das Königliche DOberlandesgericht 
ju Naumburg. 


c. 


Das dortige Stadtgericht Hat die Werfchiebenheit 
feiner Meinung mit der des Königl. Oberlandesgerichtd, in 
Betreff der Ausftellung einer Vollmacht von Seiten der Frei: 
maurerloge Sriedric zum goldnen Zepter zum Zweck der 
Aufnahme von Kapitalien auf dag berfelben zugehörige 
Haus, bier vorgetragen. Der Juſtizminiſter fann fi) 
mit der Verfügung des Königl. Oberlandesgerichts vom 
5.9. M. nicht einverftanden erflären, und findet die Bes 
denken, welche das Stadtgericht in der Verfügung an die 
Bevollmächtigten der Loge vom 7. März e. aufftellt, er: 
beblih. Diefe Bedenken aber hält der Juſtizminiſter als 
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erledigt, wenn noch dasjenige nachgeholt wird, wozu bie 
Loge fich in der Vorftelung vom 26. Juni c. erboten bat, 
wenn nemlich zum Beweiſe der Zahl der Mitglieber bie 
gedruckte Lifte vom Johannistage 1826 übergeben, und 
von den 3 zu mwählenden Mitgliedern die Richtigkeit ders 
felben an Eidesftatt verfichert wird, und wenn noch «in 
Termin, zur Genehmigung ber Vollmacht von diefen Mit 
gliedern, angeſetzt und die Vorladung gehörig inſinuirt 
wird. Hiernad). ift das Weitere zu verfügen. 


Berlin, den 14. Auguſt 1826. 
Der Suftizminifter. 
Graf von Dandelman. 


An 
das Königl. Dberlandesgericht 
zu Breslau. 


— — — —— 


49. 


Die Eintragung einer von dem Ceffionar einer Hy⸗ 
pothefenforderung eingerdumten Priorität ift ohne 
die Eintragung der Geffion felbjt nicht zuläflig- 


(cf. Reffeivt vom 21. Auguf 1818. Jahrbücher B. 12. ©. 34, 
Anhang zur Hypothefen-DOrdnung $. 44.) 


Auf die in der B.ſchen Hypothekenſache angebrachte 
Befchwerde vom 21. v. M. wird JIhnen eröffnet, daß der 
Auftinminifter die Verfügung des Königlichen Kammerges 
richt8 vom 25. Februar d. J ˖ 

wonach nicht eingetragene Ceffionarien einer Hypo⸗ 

thefenforderung, wenn eine von ihnen ertheilte rio⸗ 

ritaͤts. Einraͤumung eingetragen werden ſoll, ihr aus 
der Cefſion erworbenes Recht zuvor oder doch gleich⸗ 
zeitig eintragen laſſen muͤſſen, 
für volfommen begründet hält, weil das Recht des Er» 
Härenden aus dem Hypothekenbuche hervorgehen muß, 
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ehe auf den Grund feiner Erklärung :eine- Eintragung er; 
folgen kann. | | : 
Auch bei Löfchungen auf Grund einer Quittung nicht 
eingetragener Eeffionatien muß wenigſtens im Löfchungg: 
vermerfe felbft die geichehene Eeffion erwähnt werden. 
Wo aber das Recht felbft in Kraft bleibt, muß die noth- 
wendig in der dazu beftimmten Kolonne gefchehen! 


Berlin, den 9. April 1336. 
Der Juſtizminiſter. 


Muͤhler. 
An | 
den Heren Juſliztkommiſſarius 
Reuſche bier. - 
III. 2385; Gen, H. 10. Vol. 9. 
50. 


Ein im Hpporhefenbuche eingetragenes: Nießbrauchs— 
recht muß gelöfcht werden, fobald der Tod des Nieß— 
brauchss Berechtigten nachgemiefen ift, und eines Loͤ⸗ 
ſchungs⸗Conſenſes deffen Erben bedarf es nicht. 
(cf. Refript vom 28. Februar 1836. Eeite 371 diefes Bandes.) 


Der Juſtizkommiſſarius K. bat fich in der anliegenden 

Original. Vorſtellung vom 11. v. Mts. darüber befchwert: 
daß das Königliche Oberlandesgericht die vor. ihm 
für den Befiger in Antrag gebrachte Loͤſchung des 
auf €. für die v. M. Rubr. I. No. 3. eingetrage: 
nen Lebtagsrecht$ verweigert bat. 

Die Richtigkeit des faktiſchen Wortraged vorausges 
fegt, muß der Juſtizminiſter dieſe Beſchwerde für begrüns 
det erachten. Es fragt fich, 

ob das eingetragene Nießbrauchsreht auf Grund 
des Kirchenzeugniffed über das Ableben der Nieß—⸗ 
brauchsberechtigten gelöfcht werden kann? 
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MDas Kollegium erklaͤrt ſich für. die Negative, indem 

Daffelbe den Konfens der Erben der Lebtagsberechtigten 

‚zur Loͤſchung für nöthig erachtet: 

* Sür die entgegengefeßte Anſicht fprechen folgende 
ründe: 

E8 unterliegt keinem Zweifel, ‘daß das eingetragene 
lebenslängliche -Nießbrauchsrecht mit. dem Tode der v. 
M. eriofchen ift ($. 176. Tit. 24. Theil I. Alg. Lands 
recht), es iſt Daher auch das Nealrecht, welches lediglich 
in dem Befige und der von der Berechtigten felbft daraus 
zu ziehenden Nugung beftand ($. 22. 1. c.), mit Ablauf 
Diefer Zeit obne Weiteres weggefallen, weil es fi) auf 
diefe Zeit befchränfte, und mit diefer Beſchraͤnkung einges 
fragen ift. Auf die Erben der Berechtigten ift das Real⸗ 
recht des Nießbrauchs nicht, fondern nur die Summe 
der Rechte übergegangen, die nach dem Tode der Erblafs 
ferin fortdauern. 

Zu den auf die Erben übergegangenen Rechten der 
Verftorbenen gehören allerdings die Entſchaͤdigungs-For⸗ 
derungen, welche der Erblafferin tmwegen entzogenen Nieße 
brauch8 an den Befiger zugeftanden hätten, und eben fo 
die Aufprüche auf die Nugungen des lebten jahres ($. 
142. Tit. 21. Theil I. des allgem. Landrechts). Beides 
find aber rein perfönliche Forderungen, ein Realrecht has 
ben fie nicht, denn es ift deshalb ein Hypothekenrecht 
nicht eingetragen. Der Berechtigten felbft würde aus fols 
chen Aniprüchen ein Nealrecht auf mweitern Befig und Ges 
nuß des Guts nicht zugeftanden haben, wenn der Nießs 
brauch fchon zu ihren Lebzeiten erlofchen wäre. Iſt das 
ber das Nealrecht des für die v. M. eingetragenen Leb⸗ 
tagsrechts auf deren Erben nicht übergegangen, vielmehr 
mit deren Tode von felbft erlofchen, fo fann auch den Er: 
ben fein Widerfpruchsrecht gegen die Loͤſchung dieſes 
erlofchenen Rechts zuftehen. Sie find mithin aud) 
nicht verpflichtet, fich über deffen Löfchung zu erklären, es 
fann ſonach der Befißer auch nicht gehalten fein, den Lös 
fchungsfonfens der Erben zu befchaffen. Mit diefen mas 
teriellen Mechtsprinzipien flimmen auch die formellen Vor; 
fchriften der Hnpothefenordnung vollkommen überein. Wenn 
$. 262. Titel 2. dafelbft verordnet ift: 
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daß bei eingetragenen Realrechten, eben fo wie bei 

Hypotheken⸗Forderungen, zu deren Loͤſchung die Duits 

tung oder der Konfens degjenigen, für welchen fie 

haften, nothwendig fei; 

fo fett diefe Borfchrift eine Forderung voraus, welche 
noch haftet, eine Perfon, für welche fie noch haftet, oder 
mit andern Worten: einen Realberechtigten. Der 
NRealberechtigte fol quittiren, entweder der urfprüngs 
lihe oder der Eeffionar oder der Erbe des Nealrechtg, 
Niemand anders, denn ed handelt ſich nur um dag Real⸗ 
recht. Die Quittung dient nur ald Beweis der Thatfache, 
welche die Erlöfchung zur Folge bat; darum wird aud) 
nur diefe erfordert, keine Extabulations-Einwilligung ($. 
244. a. a. D.). 

Im vorliegenden Kalle ift aber das Realrecht bes 
für die v. M. eingetragenen Lebtagsrechtd auf deren Er⸗ 
ben nicht übergegangen, fonbern mit dem Tode der Bes 
rechtigten von felbft  erlofchen; der Quittung der Erben 
derfelben bedarf ed daher nicht, die Stelle der Duittung 
vertritt das Dofument, welches die Thatfache der: Erlös 
ſchung nachmeifet, d. i. der Todtenfchein der Berechtigten. 
Mithin ergiebt fi auch aus den formellen Worfchriften 
der Hypothekenordnung, daß weder der Befiger des dem 
erlofchenen Nießbrauchsrechte unterworfen geweſenen Grund⸗ 
ftücfs den Konſens ‘der Erben zu befchaffen, noch die Er: 
- ben den Konfens in die Löfchung eines auf fie nicht über: 
gegangenen Realrechts augzuftellen verpflichtet find. 

Hiernah hat das Kollegium von feinem Verlangen: 

daß noch ber Konfens ber legimirten Erben der v. 

M. in die Löfchung des für diefe eingetragenen Nieß- 

brauchsrechts beigebracht werde, 
absuftehen, und die Löfchung auf Grund des beigebrach: 
ten Todtenfcheing zu bewirken, eventualiter über die noch 
vorhandenen Zweifel zu berichten. 

Berlin, den 25. Juni 1836. 

Der Juſtizminiſter. 
Mühler. 


An 
das Königliche Dberlandesgericht 


zu Pofen. 
111. 35144. H, 10. Vol, 9. 
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61. 


Bei der Amortifation verloren gegangener Hypo; 
thefen-nftrumente wird der Manifeftationgeid 
von dem Gläubiger abgeleifter. 


(Allg. Berichtsorbnnung I. 51. $. 118. Hypothekenordnung II. $. 281.) 


Auf die Vorftelung vom 19. v. Mts., worin Sie 
ſich darüber befchweren, daß in Sachen, 

betreffend die Amortifation der auf dem Schlädhter 

W.fchen Grundftück für den Pächter V. eingetrage- 

nen DObligation vom 2. September 1816, 
von Ihnen, als Kurator der B.fchen Kreditmaffe, die Ab: 
leiftung des Manifeftationgeides verlangt werbe, wird Ih⸗ 
nen Folgendes eröffnet: 

Das Aufgebot des Schuldbofumentg ift nach $. 115. 
Tit. 51: Th. 1.9. ©. D. um bdeswillen eingeleitet, weil 
die DObligation in dem Nachlaffe, den Sie vertreten, ſich 
nicht aufgefunden hat. Es kommt dabei auf Ableiftung 
des im $. 118. a. a. D. vorgefchrichenen Eides-an. Die 
fen Eid hat nicht der Verlierer, welcher oft gar nicht 
aussumitteln fein würde oder oft fein Intereſſe bei der 
Sache bat, fondern der Gläubiger abzuleiften, welcher 
den Berluft behaupte. Wenn die Faſſung des $. 118. 
hierüber einen Zweifel übrig laffen follte, fo erledigt fich 
berfelbe dur die Vorſchrift der Hypothekenordnung, 
welche in die Gerichtsordnung übergegangen if. Der $. 
251. Tit. U. der Hppothefenordnung legt nämlich bei 
dem Verfahren wegen Amortifation verlorener Sjnftrus 
mente den Manifeftationdeid ausdruͤcklich dem Kreditor 
auf, welcher den Verluft behauptet, und bierin ift 
auch in der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. Tit. 51. 
$. 118. nichts geändert. An dem Umortifationsverfab: 
ren handelt es fich überhaupt nach der Natur der Sache 
nur um die Frage: 

ob das Dofument verloren gegangen ift? 
wer ed verloren hat, ift hierbei ganz gleichgültig. Den 
Verluſt muß aber derjenige beweifen, welcher ihn in fei: 
nem Intereſſe behauptet, und daraus den Anfpruch auf 
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——— der Forderung ohne Ruͤckgabe bed Dokuments 
erleitet. 

Daß Reſtript vom 27. März 1818 GJahrbuͤcher Bd. 
XI. S. 217) fann bier nicht zur Anwendung kommen, 
weil nicht der Fall des $. 110. Tit. 51. Th. I. der Allg. 
Gerichtsordnung, fondern der des $. 115. a. a. D. vor 
liegt; vielmehr ift ſchon durd) das ältere Reſkript vom 9. 
Dftober 1797 (Stengels Beiträge B.5. ©. 372—376) aner- 
fannt worden, daß auch die Erben des urfprünglichen 
Gläubiger, welche behaupten, daß fi) das Dofument 
im Nachlaffe nicht vorgefunden, den Manifeftationgeid 
ableiften müffen. Hierbei muß ed auch bemwenden. 

Ihre Befchmwerde ift daher ungegründet, und haben 
Sie fid) der in der Verfügung vom 18. Januar db. J. 
an Sie gemachten Anforderung des Königlichen Stadt . 
gerichts zu 2., bei Vermeidung der rechtlichen Folgen der 
Nichtableiftung des Eides, zu unterziehen. 


Berlin, den 13 Mai 1836. 
Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 


An 
den Herrn el Megner 
zu Hammerfiein in MWeflpreußen. 


111. 3305. l..- 26. Vol, 2, 
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E. 
Strafredt, 


52, 


Verordnung wegen bes unbefugten Harsfcharrens in 
den Kreifen Halberftade, Afchersieben, Nordhaufen 
und Schleufingen und in der Graffchaft 
Wernigerode, 


Un dem unbefugten Harzfcharren, welches in den Kreis 
fen Halberftadt, Afchersieben, Nordhaufen und Schleufins 
gen und in der Graffchaft Wernigerode überhand genom⸗ 
men bat, zu fteuern, wird für die genannten Bezirke Fol⸗ 
gendes hiermit angeordnet: 

$. 1. Wer aus Gehölzen ober Forften das Harz der 
Nadelhölzer durch Abfcharren, Abfragen oder fonft ents 
tvendet, oder um eine ſolche Entwendung vorzubereiten, 
dag Augfließen des Harzes durch Verlegung der Bäume 
zu befördern fucht, fol, außer dem Erfage des entwende⸗ 
ten Harzes oder des an den Bäumen verurfachten Scha: 
—— mit einer Geldbuße von Fuͤnf Thalern beſtraft 
werden. 


f 
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Iſt dad Vergehen an mehreren Bäumen verübt, fo 
fol, nach Berhältniß der Menge des entwendeten Harzes 
oder der verlegten Baͤume, die Strafe bis zu Funfsig 
Thalern erhöhet werden. 

$. 2. Iſt das Vergehen zur Nachtzeit verübt, fo wird 
bie Strafe um die Hälfte erhöhet. 

$. 3. Gegen denjenigen, welcher das Vergehen nad) 
erfolgter Berurtheilung wiederholt, find die Strafen der 
$$. 1. und 2. zu verdoppeln. 

$. 4. Die Vorfchriften der $$. 4. big 31. und 33. 
34. des Gefeßes vom 7. Juni 1821 megen Unterfuchung 
und Beftrafung des Holgdiebftahls, mit den fpäter erläus 
ternden und ergängenden Beflimmungen, find auch auf 
das unbefugte Harzfcharren anzurmenden. 

$. 5. Die erfannten Geldftrafen werben dem Des 
fhädigten zugefprochen. Wurde das Vergeben von Meb: 
reren gemeinfchaftlich verübt, fo hat jeder Theilnehmer die 
volle Strafe zu erlegen, für den Erfaß des entwendeten 
Harzes und ded an den Bäumen verurfachten Schadens 
bingegen find fämmtliche Theilnehmer gemeinfchaftlich und 
zwar einer für alle und alle für einen verhaftet. " 

$. 6. Die in Gemäßheit des $. 20. des Gefeßed vom 
7. Zuni 1821 vereideten Forfibeamten haben rücfichtlich 
der von ihnen angezeigten KHarzdiebftähle und Baumbe⸗ 
fhädigungen eben diefelbe Glaubwürdigkeit, welche ihnen 
in Bezug auf die Holzdiebftähle beigelegt worden ift. 

$. 7. Den betreffenden Regierungen fteht die Befug—⸗ 
niß zu, für diejenigen Diſtrikte oder Gemeinden, in wel⸗ 
chen e8 zur Steuerung des Harzfcharrend erforderlich iſt, 
anzuordnen, daß die Befiger von Harz verbunden feyen, 
über deffen rechtmäßigen Erwerb, bei DBermeidung Der 
Konfiskation des bei ihnen gefundenen Harzes und einer 
Geldbuße bis Funfzig Thalern, fid) auszumeifen. 

Eine ſolche Verordnung muß jedoch vier Wochen 
vor dem Zeitpunfte, von welchem an fie in Kraft treten 
foll, in dem Amtsblatte bekannt gemacht werben. 

$. 8. Die Forfibeamten find befugt, Hausſuchungen 
bei den des Harsfcharrend oder des unrechtmäßigen Bes 
figes von Harz Verdächtigen mit Zuziehung der Ortspo⸗ 
ligeibehörde vorzunehmen. 
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Die von ben Forftbeamten über ſolche Wifitationen 
aufgenommenen und von der Polizeibehörde mitunterfchries 
benen Protokolle haben vollen Glauben bis zum vollftän» 
digen Beweis des Gegentheils. Diefer Gegenbeweis muß 
aber am anftehenden Gerichtstage in Gemaͤßheit des $. 
19. des Gefeges vom 7. Juni 1821 geführt werden. 

$. 9. Alle bisher in den Kreifen Halberftadt, Aſchers⸗ 
leben, Nordhaufen und Schleufingen und in der Graf: 
[haft Wernigerode gültigen der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung entgegenftehenden gefeglichen Vorſchriften, nament- 
lic der befonderen Forſtordnungen und anderer Provins 
zialgefeße, find hierdurch aufgehoben. | 


Berlin, den 31. Mai 1836. 
Königliches Preußiſches Staatsminifterium. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz von Preußen. 


Schr. v. Ultenftein. Graf v. Lottum. Frhr. v. 

Brenn. v. Kamptz. Mübhler. Ancillon. Für den 

Kriegsminifter: v. Schöler. v. Rochow. dv. Nagler. 
v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 


b 


Ich genehmige die mit dem Berichte ded Staatsmi: 
nifteriumgs vom 31. v. M. Mir vorgelegte biebei zurücke 
gehende Verordnung wegen des unbefugten Harzfcharreng 
in den Kreiſen Halberftadt, Afchersleben, Nordhaufen, 
Schleufingen und der Sraffchaft Wernigerode, und beauf: 
trage das Gtaatsminifterium, diefelbe durch die Amts, 
blätter der Regierungen zu Magdeburg und Erfurt bes 
fannt zu machen. 


Berlin, den 9. uni 1836. 


Sriedrih Wilhelm. 


An 
das Staatsminiftertum. 
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53. 


Ueber die Anfprüche eines degradirten Beamten 
binfichtlich feiner fernern Anftelung und 
Dienft-Einfünfte. 


An Folge der Reklamation eine® zur Degradation 
verurtheilten, demnächft aber penfionirten Juftizbeamten iſt 
bei dem Königlichen Staatsminifterium im Allgemeinen 
die Frage zur Erwägung gefommen: 

welche Anfprüche ein rechtskräftig zur Degradation 

verurtheilter Beamter binfichtlich feiner fernern Ans 

ftellung und Dienft:-Einfünfte habe? 

Das Königliche Staatsminifterium hat fich hierüber 

unterm 12. März c. dahin ausgefprochen: 

1) daß dem Beamten auf Grund eines folchen Urs 
theils ein Amt ertheilt werden müffe, welches denfel« 
ben in eine Beamten:Sategorie bringt, die dem Range 
nad) nur um einen Grad tirfer ftebt, als die, in 
telcher der Beamte fich zur Zeit der Degradatipn 
befunden; 

2) daß der Beamte nur auf bag geringfie non 
malmäßige Dienftl-Einfommen der Klaffe, in welche 
er verfeßt worden, einen Anſpruch habe; es jedoch 
der vorgefeßten Dienftbebörde frei ftehe, ihm ein ers 
ledigtes höheres etatsmäßiges bis zu dem Berrage 
feines bisherigen Gehalts anzumeifen. Daß er übrls 
gens demnaͤchſt gleich jedem andern Beamten derfel: 
ben Klaffe in die hoͤhern Gehälter derfelben wieder 
vorrücken fünne; | 

3) daß, wenn bei Vollziehung des Urtheils eine Stelle 
der zu 1. angegebenen Art mit einem etatsmäßigen 
Gehalte nidyt eröffner fein folte, bei Sr. Majeſtaͤt 
dem Könige auf Bewilligung eines nach der Aller: 
höchften Kabinetsordre vom 25. Mai 1820 und nad) 
dem bisherigen Gehalte des Beamten abzumeffenden 
Wartegeldes für denfelben anzutragen fei. 
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- Bon bdiefen Beftimmungen wird das Königliche ıc. 


nachrichtlich in Kenntniß geſetzt. 
Berlin, den 11. April 1836. 


Der Suftigminifter. 


Mübler. 
An 
fämmtliche Landes⸗Juſtizkollegien. 
Da. 1624. C. 34. Vol. 3. 
54. 


1. Sm Fürftenehume Minden und in der Grafr 
[haft Ravensberg find die Jagd-Kontraventionen 
nach ber dortigen Forſt- und agdordnung vom 
4. März 1738 zu beftrafen. BA 

2, Die Borfchriften des Allgemeinen Landrechts 
über Jagd⸗Kontraventionen befchränfen ſich nicht 
auf Jagdberechtigte. 

(UNg. Landrecht II. 20. $. 315. sqq.) 


. Dem Königlichen Oberlandesgerichte wird auf feinen 
Bericht vom 3. dieſes Monats, 

den Antrag der Minden-Ravensbergſchen Gutsbe⸗ 

„figer binfichtlich der Beftrafung der Jagd: Kontravens 

tionen betreffend, 
Folgendes eröffnet: 

Wenn gleich die Bemerkung in dem Berichte gegrün: 
bet ift, daß den Ständen der Provinz Weftphalen auf ih: 
ren Antrag in dem Landtagsabfchiede vom 30. Dezember 
1834 die Vorlegung des Entwurfs zu einer neuen Forſt⸗ 
und Fagdordnung für den nächften Provinzial:andtag zus 
gefagt fei, fo erfcheint der Vorſchlag des Kollegiums doch 
nicht angemefien, die Minden: Ravensbergfchen Gutgbes 
figer, welche fi) über die von Seiten mehrerer Unterge: 
richte des dortigen Departements unterlaffene — 

er 
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ber ältern dortigen Provinzial-Forſt. und Jagdordnung 
vom 4. März 1738 befchmweren, lediglich auf jene den 
Ständen gemachte Zufage zu vermweifen. 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, und dag Kol; 
legium fcheint nad) feinem Berichte auch felbft diefer Ans 
ficht zu fein, 

daß die Jagd: Kontraventionen (im Gegenfaß zu dem 

in den $$. 317. und 1145. Titel 20. Theil 2. A. 

2. R. näher bezeichneten Wilddiebftahl) auch noch 

jegt in den dortigen Provinzen nad) jener Forft: und 

Fagdordnung vom 4. März 1738 zu beftrafen feien. 

Dies folgt nicht blos daraus, daß das Allgemeine 
Landrecht im $. 315. Titel 20. Theil IL. rückfichtlich der 
Strafen diefer Vergehen ausdrüdlich auf die befondern 
(Provinzial) Jagdordnungen verweift, fondern hauptfäch 
lich — aus dem $. 2. des Patents vom 9. Septem⸗ 
ber 1814 über die Wiedereinführung des Landrechts in 
jene Provinzen, welcher vorfchreibt: | 

daß felbft die während der Frembberrfchaft aufgeho; 

benen Provinzialgefege wieder volle Wirkffamkeit in 
allen denjenigen Fällen haben follen, in denen dag 

Landrecht über den Gegenftand bderfelben feine Bes 

flimmungen enthält. 

Dis zur Emanation jener verheißenen neuen Forft 
und Fagdordnung muß daher die vom 4. Mär 1738, 
ſoweit ihr nicht durch das Landrecht, wie namentlich beim 
eigentlihen Wilddiebftahl, derogirt wird, noch ferner zur 
Anwendung fommen, und es erfcheint nothwendig, Die 
Untergerichte, welche dies verfennen, und namentlich das 
Land» und Stadtgericht zu R. hierauf aufmerkfam zu ma» 
— wozu das Oberlandesgericht hierdurch angewieſen 
wird. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt aber zugleich dem gedach⸗ 
ten Gerichte zu R. zu empfehlen, die in mehreren ſeiner 
abſchriftlich von den Beſchwerdefuͤhrern eingereichten Er⸗ 
kenntniſſe ausgeſprochene Meinung, 

daß die $$. 318. und 319. Titel 20. Theil IT. nur 

von Fällen fprechen, wo ein Jagdberechtigter 

fi) der darin näher bezeichneten Berlegungen eines 
fremden Jagdreviers fchuldig macht 
"41836, 5. 94. Rr 
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künftig in judicando einer nochmaligen forgfältigen Prü- 
fung zu unterwerfen, da die Nichtigkeit diefr Meinung 
ſowohl nad) den Worten jener Geſetzſtelle, als nach dem 
‚Zufammenbange und dem Gegenfage, in welchem diefelbe 
mit den übrigen dortigen‘ Vorſchriften ſtehet, fehr zu bes 
mweifeln ift, und e8 namentlich fonft an einem Strafgefeß 
Kür diejenigen Fälle fehlen würde, wo ein Nicht: FJagdbes 
rechtigter dergleichen Vergehungen verübt hat. 

Uebrigens wird das Königliche DOberlandesgericht zus 
gleich beauftragt, den Befchwerdeführern, welche ihre 
Addreffen unter ihrer Vorftellung nicht deutlich genug bes 
geichnet haben, um fie von bier aug befcheiden zu fünnen, 
ſowohl Abfchrift des Berichts des Kollegiums vom 3. 
v. M. als dieſes Nefkripts des Juſtlzminiſters nachricht» 
lich mitzutheilen, und fie zugleich von der Verfügung in 
Kenntniß zu feßen, welche das Dberlandesgericht in Ges 
maͤßheit der ihm ertheilten Anmweifung an die Untergerichte 
des Departements und an das Land» und GStadtgericht 
zu R. erlaffen wird. 

Bon eben diefen Verfügungen und von dem ben Be 
fchwerdeführern erheilten Befcheide ift auch dem Juſtizmi⸗ 
nifter Abfchrift einzureichen. 


Berlin, den 3. Juni 1836. 
Der Suftizminifter. 
Muͤhler. 
An 
das Koͤnigliche Oberlandesgericht 
zu Paderborn. 
I. 1735. \ Westphalen 30. 


55. 
Sowohl bei thätlicher, als mwörtlicher Widerfeglich- 
feit gegen Militairperfonen haben die Untergerichte 
fih der Abfaffung des Erfenntniffes zu enthalten. 
(Kriminalordnung $. 16.) 


Dem Königlichen Jufisfenat wird der mittelt Bes 
richts vom 15. v. M. zurückgereichte Bericht des Fürftlis 
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hen Juſtizamts zu Neuwied vom 31. Januar d. J. nebft 
den Unterfuchungs:Aften gegen W. 2. und J. ©. anlie 
gend wieder zugefertig. 

Da der $. 16. der Kriminalordnung und das damit 
übereinftimmende Reffript vom 5. Auguft 1822 (Yahrbis 
cher Band 20. S. 75) ganz allgemein von Widerfehlich: 
keiten gegen Militairperfonen fprechen, fo fünnen diefelben 
aud nicht auf thaͤtliche Widerfeglichkeiten beſchraͤnkt 
werden, vielmehr haben die Untergerichte bei jeder Wider: 
feglichfeit, wenn fie auch nur eine mörtliche ift, fich der 
Abfaffung des Erfenntniffes zu enthalten und die gefchlof- 
fenen Alten an das Dbergericht zum Spruch einzufenden. 
In den meiften Fällen wird auch bei einer gegen eine im 
Dienfte begriffene Militairperfon verübten wörtlichen Wis 
derfeglichkeit mit Rückficht auf die Vorfchriften des AN: 
gemeinen Landrechts Th. IT. Tit. 20. $$. 580. und 581. 
eine ſchwere Anjurie fonfurriren, und Die Dieferhalb nach 
$$. 644. und 646. zu erfennende Strafe, welche in Fe⸗ 
ſtungs. oder Zuchthausſtrafe beſteht, die Kompetenz der 
Untergerichte uͤberſchreiten. Wenn uͤbrigens der Koͤnigliche 
Juſtizſenat der Anſicht iſt, daß woͤrtliche Beleidigungen 
der Gensdarmen nad) $. 209. Tit. 20. Th. IL. des Al: 
gemeinen Landrechts zu ahnden find, fo ſieht diefer An; 
nahme die Verordnung über die Drganifation der Geng; 
Darmerie vom 30. Dezember 1820 $. 14. (Gefeßfamms 
lung von 1821 ©. 6) entgegen, wonach die Gensdarmen 
in Rücficht auf die Beftrafung ber ihnen widerfahrenen 
MWiderfeglichkeit und Beleidigungen zu Jedermann in dem 
Verhältniffe des fommandirten Militairs und der Schild⸗ 
wachen ſtehen. Beleidigungen gegen Gensdarmen ſind 
daher nach den durch die Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 
25. Oktober 1835 (Geſetzſammlung ©. 227) in der Rhein: 
provinz publicirten $$. 646— 648. Tit. 20. Th. II, des 
- Allgemeinen Landrechts zu beurtheilen. 

Schließlich trete ich der Anficht des Königlichen Yu 
ftisfenat8 darin bei, daß der $. 16. der Kriminalordnung 
durch die befonderen Beflimmungen über die Kompetenz 
ber jtandesherrlichen Gerichte in der Graffchaft Wied 
feine Modifikation erleidet, vielmehr aud in der Graf: 
(Haft Wied die Abfaffung dee — — den durch 

r 
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ben $. 16. beftimmten Fällen der Fürfilichen Regierung 
zu Neuwied obliegt. 

Hiernad) ift ſowohl das Fürftliche Juſtizamt zu Neu⸗ 
wied auf den Bericht vom 31. Januar d. J. zu befchei: 
den, als die Fürftl. Regierung mit Anmeifung zu verfehen. 


Berlin, den 16. April 1836. 
Der Suftigminifter. 
von Kamp. 
An 
den Königlichen Juſtijſenat 
zu Koblenz. 


E. 877. 





56. 


Die Unterfuchungen gegen beurlaubte Landwehroffi- 
ziere betreffend. 


In Veranlaffung eines Schreibens des Königlichen 
Kriegsminifterium, wird dem Königlichen ꝛc. 

1) die Verfügung vom 24. Juni 1830 (Jahrbücher 
Band 35. ©. 288) in Erinnerung gebracht, wonach von 
- einer jeden wider einen beurlaubten Landmehroffizier er: 
öffneten Unterfuchung, unter Angabe der Berdachtegründe, 
der vorgefeten Königlichen Militairbehörde Nachricht 
gu geben ift, 

2) daffelbe zugleich angeroiefen, über die Lage der 
Unterfuchungsfache, fobald die im $. 218. der Kriminal. 
ordnung vorgefchriebenen Bedingungen vorhanden find, 
dem Landwehr: Kommandeur befondere Mittheilung zu ma— 
chen. Endlich 

3) die Befolgung der auf dem $. 22. der nftruf: 
tion für die Ijnfpefteure und Kommandeure der Landwehr - 
vom 10. Dezember 1816 beruhende Worfchrift der Der 
fügungen vom 6. Mai 1817 No. 2. und vom 2. Auguft 
1824 Mo. I, 2. (Jahrbücher Band 9. Seite 243 und 
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Band 24. Seite 160) empfohlen, wornach der hetreffende 
Batailons:Kommandeur von allen gegen Landwehroffi⸗ 
ziere erfannten Strafen durch Mittheilung einer Abfchrife 
des mit den Entfcheidungsgründen verfehenen Erfenntnif 
ſes zu benachrichtigen ift. 
Berlin, den 21. Juni 1836. 
Das Juſtizminiſterium. 
v. Kamptz. Muͤhler. 


An 
das Königliche Kammergericht, 
fämmtlihe Dberlandesgerichte, 
das Hofaericht zu Greifswald 
und den “uftisfenat zu Koblenz. 


E. 1561. I, 2089. 


57. | 


Das Verfahren bei Perhorrescenz-Gefuchen der zur 
Unterfuchung gezogenen Offiziere betreffend. 


Dem Königlichen General:Auditoriate wird auf den 
untern 29. Dezember v. J. erftatteten Immediatbericht, 
daß Verfahren bei Perhorresceng:-Befuchen betreffend, wel⸗ 
hen des Königs. Majeftät an das Militair:Fufliz;Departe: 
ment abzugeben gerubet haben, in Gemäßheit der Aller 
böchften Kabinetsordre vom 20. d. M. und in Derfolg 
der an das Königl. GeneralAuditoriat -am 29. Novems 
ber v. 3. erlaffenen Verfügung (Jahrbücher Band 46. ©. 
579) hierdurch eröffnet, daß ed den fommandirenden Ge: 
neralen unbenoinmen bleibt, in bedenklichen Fällen die 
Entfcheidung ‚Seiner Majeftät ded Königs durch das Ko: 


nigliche General:Auditoriat herbeizufuͤhren. 
Berlin, den 26. Upril 1836. 

Dras Militair⸗Juſtiz⸗Departement. 
von Kamptz. von Witzleben. 


Fir 


‚ 
IEz 


>; BR. .-,, 
das Königliche General-Auditoriat.. 
E. 41106, . - | 


RT 
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58. 


Die Entlaffung der zur Detention bis zu dem Nach: 
weife des ehrlichen Erwerbes oder der Beſſerung 
verurtheilten Feftungs-Sträflinge, fo wie der aus 
dem Soldatenftande ausgeftoßenen Feſtungs— 
DBaugefangenen betreffend. 


Em. Hochwohlgeboren erhalten beigehend dag Im— 
mediats Begnadigungsgefucd) des R. W. vom 2. Januar 
d. J. für den durch kriegsrechtliches Erfenntniß we 
gen dritter Defertion unter Ausftoßung aus dem Solda— 
tenftande zu lebenswieriger Feftungs » Baugefangenfchaft 
verurtheilten X. S., um dem Bittfteler zu eröffnen, daß 
das Geſuch von des Königs Majeftär nicht gewährt 
worden fei. | 

Zugleich benachrichtige ich Sie, daß nad) einer mit dem 
Königl. Kriegsminifterium und dem Königl. Minifterium 
bes Innern und der Polizei getroffenen Vereinbarung 

1) binfichtli der in die Strafieftion einer Garni; 
fonfompagnie eingeftellten Sträflinge und der Feftungss» 
Daugefangenen, welche, fei es von einem Civil: oder von 
einem Militairgerichte, zugleich zur Detention bie zum 
Nachweiſe des ehrlichen Erwerbes oder- zur Detention 
bis zur DBefferung verurtheilt worden, die Beftimmung 
darüber, ob der Nachweis des ehrlichen Ermerbes ober 
der Befferung für geführt zu achten, und demzufolge die 
Entlaffung zu verfügen fei, lediglich mit Mückficht auf 
die den $. 570. der Allgemeinen Kriminalordnung abäns 
dernde Allerböchfte Kabinetsordre vom 4. Dezember 1824 
No. 4. (Gefegfammlung Seite 221) den Königl. es 
ftungs.Rommandaturen uberlaffen worden ift. 

2) daß bei der Begnadigung der von den Milis 
tairgerichten aus dem Koldatenftande auggeftoßenen 
zur Feftungs:Baugefangenfchaft, entweder auf beflimmte 
Zeit oder big zur Begnadigung oder auf Kebengzeit, ver: 
urtheilten Individuen, da deren Militair:Berhältnig gänzs 
lich aufgehört hat, eine Mitwirkung der Militairbehörden 
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außer ber betreffenden Feſtungs⸗Kommandatur nicht Statt 
findet, vielmehr die weitere Berfügung über Begnadis 
gingsgefuche zum Meffort des Juſtizminiſteriums, an tel: 
ches die Kommandaturen ihre desfalfigen Anträge unmit: 
telbar zu richten haben, gehört. Ä 

Ew. Hochwohlgeboren veranlaffe ich, dieſe Verfü: 
gung zur Kenntniß der Königl. Oberprofuratoren zu bringen. 


Berlin, den 4. April 1836. — 
Der Juſtizminiſter. | 
. von Kamp. 
den sänigl, Beneralprefiater, Herrn 
lergans zu CEdlu. 
F. 799. 


59. 


MWeiterbefbrberung.ber von den Sträflingen in ben 
Strafanftalten erhobenen Immediat⸗Begnadi⸗ 
gungsgefuche. 

(cf, Reftript vom 26. Juni 1835. Zahrbücher Band 45.6. 545.) 


Mit Bezug auf die Verfügung vom 1. Mai v. J. 
wird die Königliche Zuchthausbdireftion anderweit ange: 
wiefen , immediat: Begnadigungsgefucdye dort betinirter 
Derfonen fo wenig unmittelbar bei des Königs Majeftät, 
als bei dem Zuftigminifter einzureichen, vielmehr folche dem 
betreffenden Dberlandesgerichte nebſt den Berichten über 
die Führung der Sträflinge zu überfenden, von welchem 
legtern fodann die gutachtlichen Anträge gewaͤrtigt werden. 


Berlin, den 6. Mai 1836. 
Der Zuftisminifter. 
Mübler. 


An 
die Direktionen ſaͤmmtlicher Strafanfalten. 
1. 1360; Crim. 99, Vol, 2. 
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60. | 
In Injurienfachen findet, wenn in ber Hauptfach: 
fein weiteres Rechtsmittel. zuläffig ift, auch wegen 
des Koftenpunftes der Refurs nicht Statt. 
(Eirf. Verfügung vom 26. Februar 1836. ©. 317 diefeg Bantxs.) 


Der Gräflih Stolberg: Wernigeroder Regierung wird 
auf die Anfrage vom 8. v. M., 

über die Anwendbarkeit der Allerhöchften Kabinete, 

ordre vom 8 Auguft 1832 (Gefeßfammlung S. 199) 

auf Erkenntniſſe in Injurienſachen, foweit foldye 

den Koftenpunfe betreffen, | 
bei Mittheilung eines Exemplars der Cirfular:Verfügung 
vom 26, Februar d. J. hierdurch Folgendes eröffner: 

Mas die erfte Frage betrifft: 

welches Nechtsmitel in Injurienſachen wegen der Ros 

ſten Statt findet, wenn in der Hauptfache fein wei— 

teres. Rechtsmittel zuläffig ift? 
fo kann der uftisminifter den nad) $. 3. No. 2. Tit. 14. 
Th. I. der Allg. Gerichtsordnung in der Regel bei Pros 
zeſſen zuläfiigen Rekurs nicht für zuldffig erachten, wenn 
nad) $. 217. und 219. des Anhangs zur Allg. Gerichte: 
ordnnng überhaupt kein weiteres Rechtsmittel Statt fins 
Det, indem dieſe Beſtimmung eine Ausnahme von der. Re 
gel des d. 3. No. 2. Tit. 14. Th. 1 der Allg: Gerichts: 
ordnung enthält. 

Die übrigen Fragen finden ihre Erledigung in der 
Girfular Verfügung vom 26. Februar hinfichts des Ne 
kurſes wegen der Koften. 


Berlin, den 18. April 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
Muͤhler. 


Un 
die Srällih Stolberg Wernigeroder 
Regierung zu Wernigerode. 


I, 1271. R. No, 11. 


— — — — 
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61. 


Die Remuneration der Forftrichter in Forſt⸗Defrau⸗ 
bationsfachen betreffend. 


(c£. Reftripte vom 1. Mai und 24. Auguß 1835. Zahrbücher 
B. 45. ©. 569 und B. 4b. ©. 184.) ° 


Auf Ihre Vorftellung vom 2. v. Mts., die von Jh: 
nen als Forftrichter zu berichenden Gebühren betreffend, 
wird Ihnen Holgendes eröffnet: 


1) Der Juſtizminiſter muß nach ftattgefundener Kom: 
municirung mit Sr. Excellenz dem Herrn Wirklichen Ges 
heimenrathe von Ladenberg der Anficht des Königl. Kam: 
mergericht8 beitreten, daß die nach der Allerhöchften Ka: 
binet8ordre vom 15. Auguft 1829 den Juſtizbeamten be: 
twiligte Nemuneration von 2 Sgr. 6 Pf. für jede abs 
gemachte Zorft: Defraudationsfache nur für Die nad) 
den Vorfchriften des Gefeged vom 7. juni 1821, zur 
Unterfuchung gebrachten und abgemachten, keinesweges 
aber auch für die nah '$$. 30 — 33. des Geſetzes 
sum gewoͤhnlichen Kriminals oder Eorreftionellen Verfah⸗ 
ren geeigneten Sorft: Defraudationsfachen liquidirt mers 
den koͤnnen. Ä | 


Sodann fann auch diefe Nemuneration felbft bei An; 
wendung des Gefeßes vom 7. Juni 1821 nur dann ein 
treten, wenn die Sache durch Erfenntniß abgemacht mor- 
den ift; wogegen fie wegfallen muß, wenn die Sache an 
eine andere Behörde gemiefen oder auf fich beruhen ge 
blieben iſt, weil der Angefchuldigte verftorben oder nicht 
augzumitteln geweſen. 


2) Hiernach haben Sie ſich zu achten und bie 
nach diefen Grundfägen nicht gerechtfertigten Remune—⸗ 
«rationen, wenn Sie folche früher erhoben haben foll» 
ten, auf Erfordern der Königlichen Regierung wieder zu 
erflatten. 


618 


3) Eine Firirung Ihrer Einnahmen von biefen Remu⸗ 
nerationen fann niemals eintreten. 


Berlin, den 31. Mai 1836, 
Der Suftizminifter. 
ö Müpler. 


| An 
den Königl. Land⸗ und GStadtge- 
richts⸗ Afieffor Heren Wagener 
in Havelberg. 


I. 2005. F. 53, 
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F. 
Rheinprovinz. 


62. 


Das Aufgebot der Militairperſonen betreffend. 
(Code civil Art. 74. und 167.) 


Di Königliche Dberprofurator Geheime Juſtizrath 
Heingmann zu Trier bat mic) von der von Em. Hoch: 
mohlgeboren unterm 26. Januar d. J. an ihn über dag 
Aufgebot des Kriegs Reſerviſten Johann N. zu N. Bes 
hufs deffen Verheirathung mit der Ddilia N. zu NR. er 
laffenen Verfügung in Kenntniß gefegt. In dieſer Vers 
fügung nehmen Ew. Hochwohlgeboren an, daß es bes 
Aufgebors des Johann N., welcher ſich nach feiner Ent: 
laffung aus dem Militairdienfte erft feit drei Monaten in - 
N. wiederum aufbielt, an feinem legten Wohnorte nad) 
der Allerhöchften Kabinetdordre vom 28. Auguft 1820 
(Lottnerd Sammlung B. 2. ©. 61) nicht bebürfe, es 
vielmehr genüge, wenn er in Gemaͤßheit derfelben nad): 
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weiſe, daß er fich feit den 6 Monaten vor feiner Entlaf: 
fung ununterbrochen. beim Regimente oder Bataillon auf: 
gehalten habe, und wenn er ein Atteft des Regiments 
beibringe, daß der Ehe von Seiten des Braͤutigams fein 
befanntes Ehebinderniß —— 

Durch die Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 28. Aus 
guft 1820 iſt jedoch in Abſicht der Militairperfonen blos 
die Vorfchrift des Art. 74. des bürgerlichen Gefeßbuchg, 
durch welche die Kompetenz des Civilftandsbeamten zum 
Yufgebote und zur Trauung durch einen ununterbrochenen 
fechsmonatlichen Aufenthalt der Brautleute bedingt wird, 
aufgehoben. An die Stelle dieſes fechsmonatlichen Auf: 
enthalts des Bräutigams an demfelben Drte ift der ſechs⸗ 
monatliche Aufenthalt bei dem Korps, MRegimente oder 
Bataillon und das vorgebachte Atteft der Militairbehörde 
getreten. Dagegen ift die Worfchrift des Art. 167. des 
Code eivil, wonach in dem Falle, wenn der Wohnfig nur 
durch einen fechsmonatlichen Aufenthalt begründet ift, dag 
Aufgebot auch) an dem letztvorhergehenden Wohnfige ge: 
fcheben fol, durch die Alerböchfte Kabinetdordre nicht 
verändert: Dies ergiebt ſich ſowohl aus den Worten der 
Allerhoͤchſten Kabinetsordre, welche. ausdrücklich) voraus: 
fett, daß das Aufgebot „gehörig” gefcheben fey, als 
auch aus dem von dem erfien General:Advofaten Bölling 
über diefen Gegenfland unterm 24. März 1820 erftat: 
teten Berichte, auf melden ganz in Uebereinftimmung 
mit * Antrage die Allerhoͤchſte Kabinetsordre ergan⸗ 
gen iſt. | 

Serner kann die Allerhoͤchſte Kabinetdordre nur auf 
die zur Zeit des Aufgebors im aktiven Militairdienfte 
befindlichen Militairperfonen, nicht aber auf die aug dem 
Militairdienfte bereits  Entlafjenen bezogen werden; in 
Detreff der leßteren kommen lediglic) die Vorſchriften 
des Code eivil in ihrem ganzen Umfange zur Anwendung. 
: Em. Hochmwohlgeboren eröffne ic). diefe Anficht und 
febe, falls Sie mit. derfelben nicht übereinftimmen follten, 
der Darlegung Ihrer entgegenſtehenden Gründe entge: 
gen, fo wie ich Gie entgegengefegten Falls auffordere, 
nach dieſer Anſicht die fämmtlichen Oberprokuratoren 
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mit Aymweifung zu verfehen und Abfchrift derfelben ein: 
zufenden. 
Berlin, den 22. April 1836. 


Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 


An 
den Königl. General: Profurator 
am rheinifchen Appellationsgerichts- 
bofe und Geheimen DOber-Zuftiz- 
ratb Heren Biergans zu Edln. 
E. 1065. Rheinpr. Gen. 32. 


63. 
Die Trauungen der Juden am Dftrhein betreffend. 


(Allh. Kabinetsordre vom 29. März 1836. Oben No. 2. ©. 502. 
diefes Heftes.) 


Es war in Theilen der Monarchie von den Behör: 
ben Zweifel darüber erhoben worden, ob derjenige, wel: 
cher jüdifche Trauungem verrichtet, auch darauf zu fehen 
babe, daß das Aufgebot in der Synagoge vorausgegan⸗ 
gen, daß Fein gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe und 
daß die Auseinanderfegung mit den Kindern einer etwa⸗ 
nigen früheren Ehe oder die Erlaubniß der bormund» 
fchaftlichen Behörde zur Eingehung der zweiten Ehe er- 
folgt fey. Des Königs Majeftät haben durch die in be 
glaubigter Abfchrift anliegende Allerhöchfte Ordre vom 29. 
März d. J. diefen Zweifel zu befeitigen und zugleich zu 
befehlen gerubet, daB auch in dem oftrheinifchen Theil 
des Regierungsbezirks Koblenz; bei den Trauungen - der- 
Juden die in der Allerhöchften Drdre erwähnten Vor⸗ 
fehriften des Allgemeinen Landrechts und der Verordnung 
vom 11. März 1812 beobachtet werden follen, fo daß 
alfo auch dort feine jüdifche Trauung, bei Vermeidung der 
in dem Allgemeinen gandrecht angedroheten Strafe, vor: 
genommen werben darf, wenn nicht dag Aufgebot in der 
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Synagoge vorausgegangen ift und der ZTrauende ſich 
vergewiſſert hat, daß Fein geſetzliches Ehehinderniß entge— 
genſteht, und daß bei etwa ſtattgefundener fruͤheren Ehe 
die Auseinanderfegung des fich wieder Verheirathenden 
mit den Kindern der früheren Ehe erfolgt oder die Er. 
laubniß der vormundfchaftlichen Behörde zur Eingehung 
der zweiten Ehe ertheilt ift. 

Der Königliche Juftigfenat wird daher hiermit beauf: 
tragt, die gedachte Allerhoͤchſte Ordre vom 29. März d. 
J. mit dem gegenwärtigen Neffript durch das dortige 
Amrsblatt zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung 
zu bringen, und demfelben zugleich überlaffen, die betref: 
fenden VBorfchriften des Allgemeinen Landrechts und der 
Verordnung vom 11. März 1812 ebenfalls zur allgemei— 
nen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Juni 1836, 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 


An 
den Königlichen Juſtijſenat 
zu Koblenz. 


D. 988. 


64. 


Bei der Erweiterung der Staatsſtraßen in ber 
Breite kommt das Expropriations Verfahren nach 
dem Gefege vom 8. März 1810 zur Anwendung. 


Ich finde aus dem in Ihrem Berichte vom 18. v. 
M. angeführten Gründen im öffentlichen Intereſſe nothe 
wendig, daß auf Herfielung einer dem Verkehr angemefs 
fenen Breite der beftehenden an einzelnen Stellen febr bes 
engten Staatsftragen in den Nheinprovinzen Bedacht ges 
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nommen werde, und mil deshalb den Ankauf der zur 
Ausführung diefer Maßregel erforderlichen Privat:Srund; 
ftüche im Wege des Expropriations⸗Verfahrens nach 
Maaßgabe des Geſetzes vom 8. März 1810 da autorifi: 
— = eine gütliche Webereinfunfe nicht vermittelt wer: 
en kann. 


Berlin, den 5. April 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


Un 
den Wirflihen Geheimen Rath Notber. 7 
E. 2009. | 


65. 


Die temporaire Vertretung der Friedensrichter betr. 


(ct. Reſtript vom 15. Nov. 1822. Jahrb. B. 20. ©. 301 und 
Lottners Sammlung B. 2. ©. 318.) 


Em. Hochmohlgeboren erhalten den abfchriftlich an: 
liegenden Bericht des Landgerichts; Präfidenten und des 
Dberprofurators dafelbft vom 10. d. M. mit dem Bemer: 
fen, daß unter den darin vorgetragenen Umſtaͤnden «8 
genehmigt wird, daß während der Urlaubreife des Frie⸗ 
dengrichterd N. zu H. der Friedendrichter K. zu B. defs 
fen Geſchaͤfte wahrnimmt. | 

Zugleich wird für ähnliche Fälle Euer Hochwohlge⸗ 
boren die Autorifation ertheilt, bei eintretender Norhmen: 
digkeit temporairer Vertretung eines Friedensrichterg, ftatt 
des ein für allemal dazu beftimmten Friedensrichters, als; 
dann einen andern benachbarten mit Diefer Vertretung zu 
beauftragen, wenn die Umftände dieß erforderlich machen, 
und haben Sie dies den betreffenden Rheinifchen Gerichts; 
bebörden, fo wie die wegen der Vertretung des N. ges 
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Dräfidenten und dem Oberprofurator bekannt zu machen. 
Berlin, den 15. Juni 1836. 
Der Suftizminifter. 
von Kamptz. 


An 
den erften Präfidenten des Konigli— 
chen Appellationsgerichtshofes, Herrn 
Schwarz, und den Könial. Gene: 
ral-Profurator, Heren Biergans 
zu Kbin. 


E. 1652. 


66. 


Kontraventionen der Civilftandsbeamten. 
(cf. Reffript vom 23. Januar 1826. Lottners Sammlung 
B. 3. ©. 13.) 


a. Ä 
Auf den Beriht vom 23. v. M. werben Ew. Hoch—⸗ 
wohlgeboren hierdurch authorifirt, audy wegen Kontraven- 
tionen gegen den Artifel 43. des Civil⸗Geſetzbuchs die ges 
sichtliche Verfolgung wider die Cibilſtandsbeamten eintres 
ten zu lafjen, und dazu die Authorifation zu ertheilen. 
Berlin, den 13. Mat 1836. 


Der Suftizminifter. 
von Kamp. 


An 
den Koͤniglichen General⸗Prokurator 
und Geheimen Ober⸗Juſtizrath Herrn 
Biergans zu Köln. 


E. 1286. 
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b 


Euer Hochmwohlgeboren erhalten in der urfchriftlichen 
Anlage den Bericht des Oberprofuratore zu Trier vom 
15. vorigen Monats, | 

betreffend die Autorifation zur Verfolgung des Bürs 

germeiſters ©. als Civilſtandsbeamten für die Bürs 

germeiftereien D. und R, 
zur weiteren re indem Sie in Derfolg ber 
Verfügung vom 13. v. M. hierdurch ermächtige werden, 
toegen aller Kontraventionen der Eivilftandsbeamten ge 
gen die gefeglihen Vorfchriften über die Civilftandsfachen 
die Autorifation zur gerichtlichen Verfolgung der gedachs 
ten Beamten zu ertheilen. — Die Oberprofuratoren find 
biernad)y mit weiterer Anweiſung zu verfehen. 


Berlin, den 10. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 


von Rampe. 


An 
den Königlichen General-Profurator 
und Geheimen Ober⸗Juſtizrath Herrn 
Biergans zu Köln. 


E. 1543. 


67. 
Bei der Befchlagnahme falfcher Münzen bedarf eg, 
wenn Feine Unterfuchung eingeleitet worden, 
feiner Anzeige an das Juſtizminiſterium 


(cf. Refkrivte vom 13. Auguſt 1821 und 24. Oktober 1825. - 
Lottners Sammlung B. 2. ©. 169 und 614). 





Euer Hochwohlgeboren eröffne ich auf den Bericht 
vom 14. v. M., daß nad) einer Kommunifation mit dem 
Geheimen Staatsminifter Herrn Grafen von Lottum in 
Fällen, wo wegen eines vorgefommenen Müngverbrecheng 
eine Unterfuchung nicht hat eingeleitet werden fünnen, eine 

1836. 6. 94. Ss 
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Anzeige an das Yuftisminifterium nicht erforderlich, es 
vielmehr völlig genügend ift, wenn bie in Befchlag genom⸗ 
menen falfhen Münzen mit dem Bemerfen, daß zur Ein: 
leitung einer Unterfuchung feine Veranlaffung vorhanden 
gewefen fei, an die betreffende Königl. Regierung Behufg 
der Anhero:Beförderung abgegeben merben. 


Berlin, den 17. Juni 1836, 
\ ‚Der Juſtizminiſter. 
von Kampe. 


| An 
den —A General⸗Prokurator, 
Herrn Geheimen Dber - Zuftisrath 
Biergans zu Köln. 


F. 1485, ü 


68. 


Die Ausfchliegung der Deffentlichfeit der gericht 
lihen Berhandlungen betreffend. 


(ef. ANh. Kabinetsordre vom 4. Januar und Refkript vom 8. 
Januar 1836. Geite 417 diefes Bandes.) 


In Verfolg der Mittheilungen über die Veröffentli, 
chung der Affifenverhandlungen benachrichtige ich Em. 
Hochmohlgeboren, daß ich über biefen Gegenftand mit 
den Königlichen Minifterien des öffentlichen Unterrichts, 
der auswärtigen Angelegenheiten und des Innern und der 
Polizei in Kommunifation getreten bin, und darauf ans 
getragen habe, daß dem aufgefommenen Mißbrauch der oͤf⸗ 
fentlihen Gerichtsverhandlungen auch von ihrer Seite 
gefteuerst werde. Es liegt der bedeutende Unterfchied zwi⸗ 
fchen der auf ein geringeres Publikum befchränften Def: 
fentlichkeit der gerichtlichen Verhandlungen und der durch 
den Druck erfolgten Propalation derfelben durch die Zeis 
tungen und andere öffentliche Blätter; befonders in Rück: 
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ficht auf die Freigefprochenen Perfonen, fo von felbft 
vor, daß es darüber einer Bemerfung weiter nicht bedarf. 
Em. Hochwohlgeboren erfehen aus der abfchriftlichen An: 
lage, daß die gedachten mit der Aufficht über dag Gem; 
furwefen beauftragten Minifterien unterm 12. d. M. vers 
fügt haben, daß in jenen Zeitungs: und andern öffentlis 
lichen Blättern nich! allein alle diejenigen Verhandlungen, 
welche von der Deffentlichkeit ausgefchloffen find, und 
überhaupt alles, was ſich auf Verlegung der Schambafs 
tigkeit, Abtreibung der Leibesfrucht und ähnliche dem Sitt⸗ 
lichkeitsgefühle zu nahe fretenden Vorfälle bezieht, fondern 
außerdem noch die Namen der Angefchuldigten, fobald 
ſich dieferhalb den Umſtaͤnden und Verhältniffen nach ein 
Bedenken ergeben möchte, vor Allem aber die der freige- 
fprochenen Perfonen, von der Cenſur nicht geduldet, 
fondern geftrichen werden follen. 

Em. Hochwohlgeboren beauftrage ich, died dem Koͤ⸗ 
niglihen Appelationshof und den Landgerichten und dem 
öffentlichen Minifterium befannt zu machen und Ießtereg 
anzumeifen, in Anfehung etwaniger Kontraventionen fein 
Amt wahrzunehmen. 


Berlin, den 24. Mai 1836. 
Der Suftizminifter, 
‚von Kamptz. = 


An 
den Koͤniglichen General⸗Prokurator 
Herrn Biergans ju Koln. 


E. 1429. 


b. 

Indem wir Em. Hochmohlgeboren auf Fhren Bericht 
vom 16. Dezember v. J., die Veröffentlichung der Aſſi— 
fenverhandlungen betreffend, den damit eingereichten dies: 
fälligen Erlaß des Herrn Juftigminifterd von Kamp vom 
2. Degember v. 3. und die zugleich ee Blätter 
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ber Düffeldorfer Zeitung bierneben zurückfenden, koͤnnen 
wir das bisher von Em. Hochwohlgeboren zur Verhütung 
unangemeffener oder unerlaubter Mittheilungen über die 
Affifenverhandlungen in öffentlichen Blättern: beobachtete 
Verfahren, und infonderheit die am 16. Dezember v. %. 
den Eenforen der Zeitfchriften in dieſer Hinſicht ertheilte 
Anmeifung, zwar nur billigen; in Folge des miederholt 
auggefprochenen Wunfches des gedachten Herren Juſtizmi⸗ 
niſters finden wir uns indeffen veranlaßt, Ew. Hochwohl⸗ 
geboren zu erfuchen, die betreffenden Cenforen noch befons 
ders anzumeifen, daß fie nicht allein nach Ew. Hochwohl⸗ 
geboren Anordnung auch in Anfehung aller derjenigen 
Verhandlungen ſich achten, welche nach) der durch die 
Amtsblätter der rheinischen Regierungen befannt gemach: 
ten Allerhoͤchſten Beftimmung vom 4, Januar d. J. von 
der Deffentlichfeit ausgefchloffen find, fondern auch übers 
haupt in den Mittheilungen über die Affifenverhandlun: 
gen Alles flreichen, was ſich auf Verlegung der Scham; 
baftigfeit, Abtreibung der Leibesfrucht und ähnliche dem 
Sittlichkeitggefühle zu nahe tretende Vorfälle beziehet, und 
außerdem die Namen der Angefchuldigten, fobald fich 
dieferhalb den Umftänden und Verhaͤltniſſen nach ein Bes 
Denken ergeben mögte, vor Allem: aber die der Freige 
fprochenen, nicht mit abdrucken laffen. 


Berlin, den 12. Mai 1836. 
Die Minifter 
der geiftlichen, Unterrichts: der auswaͤr⸗ bes Innern 


und Medicinals Ungelegens tigen Anges und der Po 
heiten. legenheiten. lizei. 


Freiherr v. Altenſtein. Ancillon. v. Rochow. 


An 
den Koͤnigl. Ober-Praͤſidenten 
Herrn von Bodelfchwingh 
Hochmohlgeboren zu Koblenz. -- 


| —— —— 
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69. 


Beftrafung der unvorfichtigen Aufbewahrung des 
Schirfpulvers. 


Euer MWohlgeboren erhalten die wmittelft Berichte 
vom 16. Februar d. J eingereichten Unterfuchungsaften 
gegen den dortigen Krämer J. R. beifommend zurüuͤck. 

Auf Ihren Bericht bin ich -zur Beſeitigung der Zwei⸗ 
fel, welche in Bezug auf die WVorfchriften des Geſetzes 
vom 13. Ventöse VII. Art. 24. und 28. wegen der 
Strafbarfeit der Aufbewahrung größerer Duantitäten von 
Sciefpulver in Privatmohnungen entflanden find, mit 
dem Herrn Minifter des Innern und der Polizei wegen 
Erlaffung eines allgemeinen Strafverbotes über Ddiefen 
Gegenftand für die Rheinprovinz in Korrespondenz ge: 
treten. Der gedachte Herr Minifter hat hierauf unterm 
6. v. M. die rheinifchen Regierungen angewieſen, auf den 
Grund des Art. 5. Tit. XI. des Geſetzes vom 24. Aus 
guft 1790 ein foldyed Verbot unter Androhung einer 
Strafe von 5 Rthlr. zu erlaffen. Diefemgemäß ift bei der 
gerichtlichen Verfolgung "des Vergehens der unvorfichtis 
gen Aufbewahrung von Schießpulver künftig zu verfah- 
ren, und von den angeführten Beflimmungen des Geſetzes 
vom. 15, Ventöse VII., defienlInaumendbarfeit von: jelbft 
vorliegt und aud) judieando nom Koͤnigl. Repifiond- und 
Kaſſationshofe anerkannt ift, zn abfirahiren. — Em. Wohl: 
geboren wollen biernach die Beamten des öffentlichen Mi« 
nifteriumg bei den Polizeigerichten mit Inſtruktion verfehen, 
und firenge darauf hälten, daß diefen Borfchriften bes 
Königl. Minifteriums des Innern und der Polizei nachges 
gangen werde. In Dre Vertwaltungsbezirk find mir 
keine Friedensrichter befannt, welche das tadelswuͤrdige 
Heftreben hätten, als Poligeirichter fo viel möglich gegen 
Borfchriften der adminiftrativen Polizei zu erkennen; und 
vermeinen, daß es zu ihrem Berufe gehörey+die Unter, 
thanen gegen die Polizeiverwaltung zu fchüßen. Dies ift 
gar nicht ihres Ferufes: ihe Beruf ift, Verordnungen 
der Polizei aufrecht zu erhalten. Im Preußiſchen bedürs 
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fen die Untertbanen bes gerichtlichen Schutzes gegen bie 
Polizeigefeßgebung nicht, da fie ihn in dem Syftem der 
ganzen Organifation der Staatdverwaltung finden. Es 
liegen verfchiedene Fälle vor, in welchen Ergänzungsrichter 
bierunter außerordentlich verfioßen haben, und beauftrage 
ic daher Em. Wohlgeboren, die Friedengrichter zu verans 
laffen, diejenigen polizeigerichtlichen Sachen, in welchen 
Nechtsbeftand einer Polizeiverordnung zur Diskuſſion 
gefommen ift oder fommen könnte, nicht durch Ergäne 
zungsrichter entfcheiden zu laffen, fondern felbft zu ent: 
fcheiden, und diefelben, wenn fie der Sigung beisumohnen 
behindert find, lieber zu vertagen. 


Berlin, den 5. Juni 1536. 
Der Zufkizminifter. 
von Kamp. 


An 
den Königl. Oberprokurator Heren 
Deufer zu Saarbrüden,, 


Abſchrift der vorftehenden Verfügung, bes Berichte 
des Dberprofurators zu Saarbrücken von 16. Sebruar 
d. J. und des Schreibens des Herrn Miniſters des Ins 
nern und der Polizei vom 6. v. M. dem Königl. Herrn 
Generalprofurator zu Köln zur Nachricht und- weiteren 
Anweifung der übrigen Oberprofuratoren. | 

Berlin, ben 5. Juni 1836. 

Der Juſtizminiſter. 
von Kamph. 


ser 


| An 
den an Generalprokurator 
Herrn Biergans zu Koͤn. — 


E. 1399. | > 1 
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Zeitpunft des Bürgerlichen Todes ber zur Todes⸗ 
ftrafe ober. zur Iebenswierigen Zwangsarbeit 
verurtheilten Verbrecher. 


(cf. Keffeipt vom 3. Oftober 1835. Jahrbücher B. 46. ©. 623.) _ 


Es iſt hin und wieder in ber Rheinprovinz darüber 
Zweifel entftanden, \ 

ob in denjenigen Kriminalfällen, in welchen Todes: 

firafe oder lebenswierige Zwangsarbeit erfannt iſt, — 

Strafen, die nad) Art. 23. 24. des Civilgeſetzbuchs 

und 18. des Strafgefegbuchs den brgerlichen Tod 

zur Folge haben, — diefe Folge ſogleich mit der Publis 
- fation des Urtheild, oder von dem Zeitpunfte der 
nen landesherrlichen Beftätigung deſſelben 

utritt? 


Dieſe Frage kann einem begruͤnbeten Zweifel nicht un⸗ 
terworfen ſein. | 

Es ift ein befannter Grundfaß bed innern Staats⸗ 
rechts der Monarchie, daß Todesurtheile nnd Urtheile, 
welche auf lebenswierige Beraubung der Freiheit geben, 
vor ihrer Vollziehung der ausdrüclichen Beftätigung Geis 
ner Majeftät des Königs bedürfen, und daß, wie ſich aus 
den $$. 512. und 515. der Kriminalordnung vom 11, 
Dezember 1805 und aus der Allerhoͤchſten Rabinetsordre 
vom 18. März 1831 (Jahrbücher Band 37. Seite 122) 
ergiebt, diefe Beftätigung fo effentiel zum: Dafein eines 
folchen Urtheils an fich iſt, daß daffelbe vor erfolgter lan: 
desherrlicher Beſtaͤtignng als Urtheil gar nicht angefehen 
wird, in den übrigen Provinzen der Monarchie alfo ein 
ſolches Urtheil ohne vorgängige Königliche Beltätigung 
nicht einmal publisirt werden darf, und wenn Dies den— 
noch gefchehen, ‘von gar Feiner, ſelbſt nicht in privatrecht: 
licher Beziehung von, Wirkung if. Wenn gleich) des Kös 
nigs Majeftät in Ruͤckſicht auf das dortige Kriminalver: 
fahren die vorgängige Beftätigung in Rheinifchen Sachen 
nicht’ zu befeblen geruhet haben, fo hat. Died doch auf das 
Weſen der Sache keinen Einfluß und kann noch weit ter 
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niger die Nheinifchen Unterthanen Seiner Majeftät darin 
binter die übrigen Königlichen Unterthanen ftellen, daß. die 
Gerichtshöfe ohne Alerhöchfte Prüfung und“ Beſtaͤtigung 
ihres Landesherrn fo ſchwere Strafen gegen fie ausſpre⸗ 
chen fünnen. Wie des Koͤnigs Majeſtaͤt oftmals ausge⸗ 
fprochen haben, follen die Grundſaͤtze des innern Staats⸗ 
rechts ‚für alle Theile der Monarchie gleich fein, und fos 
mit ift auch obiger Grundfaß in der Rheinprovinz im 
Augenblicke der Vereinigung derfelben. mit dem Preußi⸗ 
[hen Staate von felbft wirffam geworden, wie. des Kos 
nigs Majeftät dies noch fortdauernd dadurch befräftigen, 
daß. Allerhöchftdiefelben - die - Beftätigung folcher -Urtheile 
aus der Rheinprovinz ertheilen oder verſagen. 

Es ergiebt fich hieraus von ſelbſt, daß: nach dem 
auch in. der. Rheinprovinz anwendbaren innern Staats 
rechte und überhaupt. nach dem innern Staatsrechte in 
allen deutichen Ländern zum Nechtebeftande eines ſolchen 
Urtheils eben ſowohl die landesherrliche Beftätigung, als 
‚ ber richterlihe Ausipruch gehört, und daß daher der le» 
tere fo lange überhaupt in feiner Beziehung Wirfung babe, 
als die Allerhoͤchſte Beftätigung. noch nicht exrtheilt if, 
und. daß, wenn die Beftätigung. auf ein geringeres Strafs 
maaß erfolgt, als dagjenige, welches nad) der Nheinifchen 
Gefeggebung den bürgerlichen Tod zur Folge bat, diefer 
überhaupt gar nicht eintritt, fondern die Sache ſo zu bes 
trachten ift, als ob nur diejenige Strafe urfprünglich ‚ers 
kannt wäre, welche des Koͤnigs Majeſtaͤt zu beſtimmen ge⸗ 
ruhet haben. | | 

Für dritte Perfonen liegt darin durchaus nichts Des 
nachtheiligendeg, da ‚der bürgerliche Tod und bie: daraus 
fuͤr ſie entſpringenden Folgen geſetzlich erſt dann eintreten, 
wenn die Strafe, an welche ſie geknuͤpft ſind, rechtskraͤf⸗ 
tig feſtſtehet, und da fie Fein Recht haben, ſich daruͤber 
beſchwert zu finden, daß die Verfaſſung im eignen, ſo wie 
im Intereſſe des Veurtheilten den Rechtsbeſtand ſolcher 
Urtheile von der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung abhängig macht. 

Hieraus ergiebt ſich von ſelbſt, daß man die Grund⸗ 
ſaͤtze des franzoͤſiſchen Staatsrechts auf ſolche Faͤlle nicht 
‚jur Anwendung bringen kann, da daſſelbe eine ſolche Bes 
ſtaͤtigung zur Wirkſamkeit von Urtheilen der in Rede fir 
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henden Art nicht erfordert, fondern vielmehr mit dem Au: 
genblicfe des Urcheild oder dem Ablaufe der Kaffationg: 
frift die Strafe als‘ rechtskräftig feftftehend ansufehen ge: 
weſen iſt, ſo daß der ganze oder theilweiſe Erlaß derſelben 
die jura acquisita Dritter nicht hat ſchmaͤlern koͤnnen, 
— bei uns vor der Beſtaͤtigung nicht die Rede 
ein kann 
Einer beſondern geſetzlichen Beſtimmung kann es 
über dieſen von ſelbſt vorliegenden Grundſatz überall nicht 
bedürfen, fo. tie ich denn auch in Anfehung der Anwend⸗ 
Barfeit des Art. 47.. des Strafgefegbuchs auf Verbrecher, 
deren Strafe im Wege der Gnade in temporaire Zwangs» 
arbeitds oder Zuchthausſtrafe verwandelt wird, mit Em. 
Hochwohlgeboren einverfianden bin, daß es aud) hierüber 
gar feiner geſetzlichen Beftimmung bedarf. Es kommt 
vielmehr nur darauf an, auf den angegebenen Stand der 
Gefeßgebung die betreffenden Gerichtsbehörden zu verwei⸗ 
fen, wozu Sie hierdurch veranlaßt werden. Ä 


Berlin, den 14. Juni 1836. 
"Der Juſtizminiſter. 
von Kampf. 


den Königlichen General⸗Prokurator 
und Geheimen Ober⸗Juſtizrath Herrn 
Biergans zu Köln. 


Abfchrift diefer Verfügung erhalten Em. Hochwohl⸗ 
geboren zur Mittheilung an den Königlichen la aa 
und Kaſſationshof. 


Berlin, den 14. Juni 1836. —7 
Der Suftigminiften — 


von Kampg“ 


- Sin ln General-Brofurator 
ffons- und ——— 
Pa Eich horn bier. 


E. 1622. 


Ir. 
" — EEE 


634 


71. 


Bei Holzbiebftählen find die Eltern für die gegen 
ihre Kinder erfannte Geldſtrafen und Pfandge— 
buͤhr niche fubfidiarifch verhafter. 


Em. Hochwohlgeboren erhalten die ſaͤmmtlichen An: 
lagen des über das Immediatgeſuch des Paul W. sen. 
und der Wittwe €. geborenen H. unterm 16. v. M. er; 
ftatteten Berichts beifommend zurüc. 

Da durch die Ausfage des Feld» und Waldſchuͤtzen 
©. die von dem Friedensgerichte zu Simmern gegen den 
Jakob C. und Paul W. jun. wegen Holzdiebſtahls er, 
kannte Geld; und fubfidiarifche Gefängnißftrafe gerechtfer; 
tigt wird, fo hat es bei derfelben fein Bewenden. Dage 
gen wird. die gegen bie Eltern der beiden Frevler, die 
Wittwe E. und den Vater Paul M., für die Gelöftrafe 
und Pfandgebühr ausgefprochene fubfidiarifche Verbind⸗ 
lichkeit durch die Gefege nicht begründete. Das Holzdieb: 
ftahlsgefeg vom 7. Juni 1821 verordnet eine folche ſub⸗ 
fidiarifche Verbindlichkeit der Eltern für ihre Kinder nicht, 
und auf die frühern Verordnungen, das franzöfifche Des 
fret vom 28. September 1791 Tit. 2. art. 7., fo wie 
die General:Öouvernements:Verordnung der Defterreichis 
fhen und Bairiſchen Adminiftrationsfommifften zu Kreuze 
nad) vom 30. Juli 1814 $. 98., auf. welche fich dag 
Sriedensgericht zu Simmern bezieht, Fann in Betreff 
des Holzdiebſtahls nicht zurückgegangen werden, da 
das Holzdiebftahlsgefeg vom 7. Juni 1821 im Eingange 
alle frühern über diefen Gegenftand ergangenen Beftim- 
mungen aufgehoben hat. Nur in Betreff der Forfifrevel, 
welche nicht nach dem Holzdiebftahlsgefege zu beurtheilen 
find, fommen die früheren Gefege noch zur Anwendung. 
Aug diefen Gründen wird die gegen die MWittwe €. und 
den Vater Pal W. erfannte fubfidiarifche Verbindlichkeit 
für die von ihren Kindern verwirkte Geldftrafe und Pfand 
gebühr denfelben erlaffen, dagegen behält es bei der ge 
gen fie erkannten fubfidiarifchen. Verbindlichkeit zum Er: 
faße des Schadens, welche durch den art. 1384. des 
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bürgerlichen Geſetzbuchs gerechtfertigt wird ein Bewen⸗ 
den. Hiernach haben Ew. — — ittftels 
ler auf ihr Immediatgeſuch vom 5. Dezember v. J. zu 
befcheiden und das Weitere zu veranlaffen. 


Berlin, den 2. April 1836. 
Der Suftizminifter. 
von Kamptz. 


> 


An 
den Königl. Dberprofurator Herrn 
von Olfers iu en ! 


Abfchrift vorftehender Verfügung dem Koͤnigl. Leryn 
General-Profurator zu Köln zur Nachricht 2 
Berlin, den 2. April 1836. | 
Der Juſtizminiſter. 
von Kampf. 


An 
den Königlichen General⸗Prokurator 
Herrn Biergens zu Köln. 


F. 820. 





| Da TER 
Die Inſinuation der Vorladungen und ber Con: 
tumaciakErfenneniffe in forreftionellen Unterfu- 
chungsfachen betreffend. ü 
(Strafprogegordnung ‚Art. 186.) 





Um den bäufig vorfommenden Nachtheilen vorzus 
beugen, welche in den forreftionellen Unterfuchungss 
fachen aus den in Gemäßdeit des Artifel 186. der, 
Strafprogeßordnung erlafienen Contumacial-Urtheilen für 
die Derurtheilten entſtehen, babe id) des Königs 
Majefiät alletunterthänigften Vortrag erſtattet. Al: 


! 
\ 
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Ierhöchfidiefelben halten darüber eine gefegliche Vorſchrift 
nicht für nöthig, da gegen ſolche Nachtbeile im admini⸗ 
ftrativen Wege eingefchritten ‘werden. könne. Um dem 
Galle einer foldyen adminiftrativen Einfchreitung möglichft 
porzubeugen; ift es nothwendig, auf die Jnfinuation der 
dungen oder Eontumacial-Erfenntniffe die bei andern 
Shfinuationen erforderliche Vorſicht zu verwenden. 

Ew. Hochwohlgeboren veranlaſſe ich daher hierdurch, 
ſolhe Urtheile, falls ſie eine Freiheitsſtrafe verhaͤngen und 
ex Veruriheilte zur Unterfuchung nicht perſoͤnlich vorge⸗ 
lade worden iſt, denjenigen Verurtheilten, welche abwe⸗ 
ſend Fund und bei welchen nicht mit Sicherheit angenom» 
MER herden kann, daß die Inſinuation, auch wenn fie 
einem yndern ſtatt ihrer gemacht mird, ihnen befannt 
erden vird, perfönlich infinuiren zu laffen, damit fie Ges 
legenheit „palten, von den ihnen gegen ſolche Contumas 
clalurehey, zuſtehenden Mechtsmitteln innerhalb der ges 
feglichen Dir Gebrauch zu machen. Ye genauer biernach 
verfahren teren wird um fo mehr wird der Nothwen— 
digkeit, nachher „uf adminiffrativem Wege einzufchreiten, 
vorgebeugt werden Hinſichtlich derjenigen Fälle; in des 
nen nach den Vorfihriften der Gtrafprogeßordnung die 
Kontumacialurtheile bereira infinuirt worden find, behält 
e8 bei den bisherigen gefeglia,on Beftimmungen fein Be: 
menden und ift abzuwarten, ob die Merurtheilten im Wege 
ber Gnade bie Zulaffung zur Oppofition oder Ypyellation 
nachfuchen. Hierdurch ift dad Reffript vom 11. März 
db. 3. erledigt... fr | = 


Berlin, den 11. Zuni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
‚„ yon Rampe. 


An 
den Königlichen General-Profurator 
u fänmtliche Königl. Oberprofuras 
toren der Rheinprovin;. 


E. 1536, 
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73. | 
Ueber die Rontraventionen gegen ben Artifel 68. der 
Rheinfhiffahresafte enrfcheiden die Polizeigerichte. . 


Rheinfchifahrtsafte vom 31. März 1831. Art. 68. Geſetz⸗ 
fammlung ©. 115.) r 


Mit dem abfchriftlich beigefügten Schreiben vom 9. 
d. Mts. bat dag Königliche Finanzminifterium mir meh» 
rere Urtheilsauszuͤge mitgerheilt, nach welchen das Rheins 
zollgericht zu St. Goar über Kontraventionen gegen 
die Beftimmung, daß nicht mehr als 3 Pferde bei dem 
. Heraufziehen der Schiffe auf einem Stichfeile gehen follen, 
entfchieden bat, obſchon diefe Falle nach Art. 68. der 
Rheinſchiffahrtsakte von der gerichtlichen Ortsbehoͤrde mit 
Dolizeiftrafen geahndet werden follen. 

Die Frage, inwiefern die gedachten Kontraventionen 
sur Kompetenz der Mheinsolgerichte gehören? ift bei der 
Berathung der Verordnung wegen Einrichtung der Rhein: 
zollgerichte vom 30. Juni 1834 (Gefegfammlung Geite 
136) ausführlich zur Erörterung gefommen. Die zur 
Entwerfung diefer DVerordnung niederfeßte Kommiffion 
bat ſich für die Werneinung jener Frage und. für Die 
Kompetenz der Drtsbehörden, welchen die Unterfuchung 
und Entfcheidung der Polizei. KRontraventiongfachen fonft 
zufteht, ausgefprochen. Diefe Anfiche ift genehmigt, dems 
zufolge der qu. Art. 68. in der angeführten Verordnung 
nicht erwähnt, und biernächft die abfchriftlich beigefügte 
Verfügung der Minifterien der Juſtiz und der Finanzen 
vom 4. Auguft 1854. (Jahrbücher B. 44. ©. 175) an 
den Dberpräfidenten der Nheinprovinz erlaffen worden. 
Die Kognition über die Vergehen gegen den Art. 68. ge⸗ 
bührt daher nicht den Nheingollgerichten, fondern in dens 
jenigen Theilen der Rheinproving, welche zum Bezirke des 
dortigen Appellationggerichtshofes gehören, den Polizeis 
gerichten, und wenn das betreffende Gericht zugleich Rheins 
gollgericht und Poligeigericht ift, fo hat es in letzterer Eis 
genfchaft zu verfahren und zu enfcheiden. Em. Hochs 
wohlgeboren wollen von diefer Verfügung den Königlichen 
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Appellationsgerichtshof, und durch die Dberprofuratoren 
die übrigen Gerichte zur Nachachtung in Kenntniß feßen 


und zugleich die Berichtigung des Rheinzollgerichts zu St. 
Goar veranlaffen. 


Berlin, den 14. Juni 1836. 
Der Suftigminifter. 
von Kampß.- 


. An 
den Königlichen General⸗Prokurator 
Heren Geheimen Dber-Tufizrath 
Biergans in Köln. 


74. 


Vernehmung der DefenfionalZeugen in Polizei 
| Unterfuchängen. 
(Strafprozeßordnung Art. 153. 154.) 


Ew. Mohlgeboren wird das mittelft Bericht vom 
23. v. M. zurückgereichte Gefuch des dortigen Handels 
manns P. B. nebft Anlagen hierbei mit dem Eroͤffnen 
wieder zugeferfigt, daß das Verfahren des Poligeigerichtg 
dafelbft, welches den Bittfteller, ohne auf deffen Erbieten 
zum Gegenbemweife der Anfchuldigung Nückficht zu nehmen, 
lediglich auf den Grund ber Ausfage des MWafenmeifters 
K. verurtheilt bat, nicht gebillige werden kann. — Die 
erfien Grundfäße der Gerechtigkeit erfordern, daß dem An⸗ 
gefchuldigten in der Führung feiner Wertheidigung die 
möglichfte Freiheit geftattet werde. — Vorfchriften, welche 
diefe Freiheit befchränfen, dürfen daher nur fireng inner: 
halb der feftgefegten Grenzen. angewandt werden; ſoweit 
der Ausſpruch des Gefeßes nicht ganz klar entgegenfteht, 
ift der Nichter fchuldig, den Angeklagten mit feinen Vers 
theidigungsmitteln volftändig zu hören. Die Beflimmung 
im Art. 153. der rheinifchen Straf; Progegordnung, welche 
dahin lautet; ' 


639 


„La personne eitee proposera sa defense, et fera 
entendre ses temoins, sdelle en a amene ou fait 
ciler, et si, aux termes de l’article suivant, elle 
est recevable à les produire,” 
fann demnach nicht in der Art erflärt werben, daß 
Zeugen, welche der Angefchulbigte weder geftelt bat, 
noch hat vorladen laſſen, überhaupt nicht vernom⸗ 
men werden follen, indem die Zuläffigfeit einer nach 
träglichen Vernehmung überall niche ausgefchloffen, fons 
dern nur verordnet worden ift, daß die Zeugen, 
wenn fie vom Angefchuldigten geftellt oder auf def 
fen Betrieb vorgeladen worden, fogleich zu ver: 
nehmen find. Der Nichter bat daher, wenn der Ange 
fchuldigte, welcher häufig erft Durch die Verhandlung felbft 
auf die Nothwendigkeit zur näheren Ausführung feiner 
Vertheidigung bingeleitet wird, zur Entfräftung der An: 
ſchuldigung ſich auf Zeugen beruft, im Allgemeinen eben 
fo ſehr die Befugniß, als die Verpflichtung, die Sache zu 
vertagen und die Vernehmung der Defenfional:Zeugen zu 
verordnnen. Eine Ausnahme hiervon findet nad) Art. 154. 
der rheinifchen Strafprogefordnung flaft, wenn die Ans 
fhuldigung auf einem amtlichen Protokolle oder Berichte 
berubet, welcher big zur inseription de faux Beweiskraft 
bat; dagegen muß es, wenn dem Protolle oder Berichte 
nur bis zum Beweiſe des Gegentheils gerichtlicher Glaube 
beigelegt ift, bei obiger Megel verbleiben, und von der am 
Schluſſe des angeführten Art. 154. dem Richter ertheilten 
Ermächtigung, über die Aufnahme des Gegenbeweifes 
nach Befinden hinweg zu geben, ift mit befonderer Ber 
hutfamfeit und nur in folchen Fällen, in welchen die Une 
erheblichkeit der Gegenbeweismittel flar vorliegt, Gebrauh _ 
in machen. Am menigften ft es zu rechtfertigen, wenn 
n den Fällen, in welchen die Anfchuldigung nicht einmal 
auf einem Protokolle oder Beri'hte dieſer letzteren Art, 
fondern wie in der Unterfuchungsfache wider den DB. le 
diglich auf einem gewöhnlichen Zeugniffe und zwar nur 
einer einzigen Perfon beruhet, das Erbieten des Angefchul: 
Digten zum Gegenbeweife nicht berückfichtigt wird. Em, 
MWohlgeboren haben daher die Vernehmung der von dem 
DB. (dom benannten oder noch zu benennenden Defenfions: 
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zeugen zu verahlaffen und bie Verhandlungen zur weites 
ren Entfchließung einzureichen, zugleich aber das dortige 
Polizeigericht wegen feines Verfahrens zu berichtigen. 


Berlin, den A. Juni 1836. 
Der Suftizminifter. 
von Kampf. 


| An 
den Koͤnigl. Dberprofurator Heren 
Packenius zu Aachen. 


F. 1367. 
| 75. | 
Zeugengebühren in Unterfuchungsfachen. 


Da nah Em. Hochwohlgeboren Berichte vom 16. 
v. M. bei den verfchiedenen Landgerichten der Rheinpro⸗ 
vinz die Berechnung der Zeugengebühren in kriminellen, 
forieftionellen und einfachen Polizeifachen nicht nad) ei» 
nem Örundfage erfolgt, vielmehr bei mehreren Landgerich» 
‘ten, ber Beflimmung des Neffripts vom 18. Auguft 1523 

" (Rottner Bd. II. Seite 405) entgegen, die auf der Hin: 

- und Nückreife durchlaufene Entfernung zur Beflimmung 

der Gebühren zufammengerechnet wird, ftatt daß für die 

| Hinreife ſowohl, als für die Rückkehr, die Gebühren be: 

I fonders berechnet werden, fo veranlafle ih Ew. Hochwohl⸗ 

F geboren, die Beftimmung des allegirten Neffripts zur ges 

1 nauen DBefolgung den betreffenden Gerichtsbehörden von 

Neuem in Erinnerung zu bringen. Zugleich wird auf 

Grund der Allerhöchften Kabinetsordre vom 9. Septem⸗ 

ber 1822 (Lottner B. 2. ©. 322. Sahrbücher B. 40. ©. 

559) der $. 1. der Verfügung des Bergiſchen General- 

Gouvernements vom 10. Mat 1814 (Lottners Samm⸗ 

lung Band 1. Seite 64), nach welchem 

in friminellen und £orreftionellen Sachen den Beam: 
ten, Kaufleuten, Künftlern, Paͤchtern anfehnlicher Guͤ⸗ 
ter, 
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ter, wenn fie als Zeugen vernommen werben, für jede 

Meile der Hin: und Herreife, fo wie für jeden Tag 

bes Aufenthalts eine Entfhädigung von 1 Frank 50 

Gent., den Bürgern, Handwerkern, gemeinen and; 

leuten, Hebammen, Slurfchügen, Gensdarmen, Boten, 

Forſtwaͤrtern und ähnlichen geringern Beamten aber 
nur die Hälfte des obigen Gates für jede zurückge- 
legte Meile der Hin, und Herreife und für jeden 

Tag des Aufenthalt8 bewilligt werden, 
hierdurch in der Art aufgehoben, daß fernerhin Allein die 
Verfügungen der Defrete vom 18. Juni 1811 und 7. 
April 1815 der Liquidation der Zeugengebühren auch im 
Bergiſchen zum Grunde zu legen find, 

Diefe Beftimmung ift durch die Amtshlätter der bes 
treffenden Regierungen zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gen, und den Gerichtsbehörben der Landestheile, in mels 
chen die Verfügung vom 10. Mai 1814 nod) zur Anwen 
dung fommt, beſonders befannt zu machen. 


Berlin, den 3. Juni 1836, 
Der Suftizminifter, 
von Kampf, 


An 
den a Ye Genetal⸗Prokurator 
Herrn Geheimen Ober⸗Juſtizrath 
Biergaus zu Köln. 


E. 1462. | 


76. 
Gebühren ber Friedensrichter und Gerichtsfchreiber, 


| (Extract.) 

Ich bin auf Ihren Bericht vem 20, v. M. damit 
einverftanden, daß der Eivilkoftentarif für die Nheinpros 
vinz vom 16. Februar 1807, wonach die von den Sries 
dendrichtern und Gerichtsfähreibern zu erhebenden Gebüb: 
ren in den Städten, wo fi ein Tribunal erſter Inſtanz 

1836 9. 94. Tt 
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befindet, auf 3 Franfs 75 Eentim. und in ben andern 
Städten und ländlichen Gemeinden auf 2 Franks 50 
Centim. feftgefegt worden find, nur auf ben zur Zeit der 
Vornahme der Akte beftehenden Zuftand allein gedeutet 


“werden fann, mithin die höhern Sebührenfäge an den DOr- 


ten aufhören muͤſſen, denen das Tinftanzgericht entzogen 


‘worden ift. Da nun in Erefeld ein ſolches Gericht nicht 


mehr. beftchet, fo fann auch der frühere höhere Gebühren: 
faß dafelbft nicht mehr Anmwendung finden ꝛc. 


Berlin, den 12. Juni 1836. 


Sriedrih Wilhelm. 


An 
den Staatd- und Juſtizminiſter v. Kamp. 
E. 1643. 


77. 


Die Geſchaͤftsfuͤhrung und die Gebühren der Ges 
richtsvollzieher betreffend. 


Da in den Juſtiz⸗Jahresberichten pro 1835 in Be 
zug auf bie Inſtruktion und Tare für die Gerichtsvollzie⸗ 
ber der Rheinproving vom Juni 1833 (Jahrbücher B. 
41. ©. 587) mehrere Zweifel angeregt und Worfchläge 
gemacht worden ; fo wird über diefelben hierdurch Nach: 
ftehendes beftimmt: 

41) Um die durch die vorgefchriebenen Mepertorien, 
resp. Journale der Gerichtsvolljieher beabfichtigte Kons 
trole ihrer Gefhäftsführungi und Gebührenerhebung wirk⸗ 
famer zu machen, wird denfelben bei Disciplinar-Ahndung 
zur Pflicht gemacht, auf den Originalen und Abfchriften 
ihrer Akte bei deren Zuftelung die Nummern, unter wel: 
chen diefelben in das Nepertorium eingetragen find, fo 
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wie bei Aufträgen von  Privatperfonen die Nummer zu 
vermerfen, unter welcher der Auftrag in das Journal eins 
getragen ift. | u 

2) Verhaftet ber Gerichtsvollzieher einen Fallirten 
auf Grund eines nad) Art. 455. des Handelsgeſetzbuches 
erlaffenen Handelsgerichts,Urtheild, fo darf er dafür nur 
die im 5ten Abfchnitte des Tarifs vom 10. uni 1833 
No. 4. beftimmten Gebühren zum Anfaß bringen. 

3) Bei freiwilligen Möbelverfäufen, welche der Ge⸗ 
richtsvollzieher außer feinem Wohnorte abhalten muß, ers 
hält derfelbe außer den in No. 77. des Tarife Abfchnitt 
4. beflimmten Gebühren auch noch die gefeglichen Reifes 
often nach Maaßgabe der No. 73. bafelbft, fo wie er 
benn bei allen freimilligen Möbelverfäufen die nach ber 
Tarordnung für die Notarien zu liquidirenden Gebühren 
für die nad) Vorfchrift der Gefege zuzuziehenden Zeugen ans 
zufeßen berechtigt: ift. | 

4) Der Gerichtsvollzieher hat die durch No. 15. des 
zweiten Abfchnitts des Tarifs beflimmten Pfändunggge: 
buͤhren auch in den Fallen zu beziehen, wenn er mit den 
Zeugen an den Ort der vorzunebmenden Pfändung fich 
begeben, und dies, fo wie einen ber folgenden Umſtaͤnde 
durch einen Akt Eonftatirt bat, 

a) daß der Schuldner bei der Pfändung gegen bag zu 
vollfireckende Urtheil, weil e8 Contumacialurtheil ge- 
gen eine Parthei war, Oppofition einlegte, und des⸗ 

halb der Gerichtsvollzieher die Erefution ſuspendi⸗ 
ren mußte (Art. 158. 162. der Prozeßordnung), oder 

b) daß bei dem Schuldner feine pfändbaren Objekte 
vorgefunden wurden, oder 

e) - der Schuldner bei der Pfändung felbft Zahlung 
leiftete. 

5) Diefelben Gebühren (Mo. 15. des Tarifs) finden 
bei der Ermiffion (expulsion des lieux) Statt. 

Diefe Beflimmungen find durdy die Amtsblätter der 
rheinifhen Regierungen zur öffentlichen Kenntniß zu brin- 
gen und zugleich) von Ew. Hochmwohlgeboren den fänmt: 
lichen Dberprofuratoren, zur Inſtruktion der Gerichts» 
vollzieher und zur genauen Achtung = * Befol⸗ 

| st 
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gung, namentlich der Mo. 1. und 2., befonders mitzu⸗ 
theilen. 


. Berlin, den 9. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamp. 
An 
den Königlichen —— 


errn Geheimen Ober⸗Juſtizrath 
» Biergans zu Kin. * 


E. 1382, 





78. 


Die Gebühren der Gerichtsvollzieher in Holzdieb⸗ 
ftahlsfachen betreffend. 


Von mehreren DOberprofuratoren ift in ben Jahres; 
berichten pro 1834 und 1835 der Antrag gemacht wor: 
den, in Holzdiebſtahlsſachen, wig es in den alten Provin⸗ 
zen und am Oſtrhein binfichtlih der Gerichtsboten ges 
ſchehen ift, auch den Gerichtsvolljiehern in den Randeg: 
theilen, in welchen die franzöfifche Gerichtsverfaffung noch 
beftehet, die Koften der Neifen und der Anfertigung mit: 
zutbeilender Abfchriften, ſoweit diefelben in andern Straf: 
fachen genommen werben können, für den Fall zu bewils 
ligen, wenn die Holzdiebe zu deren Entrichtung im Stande 
find. — Diefer Antrag ift mit Rückficht darauf, daß dag 
frühere Einkommen der Gerichtsvolzieher in Straffachen 
feit 1825 ſich bedeutend gemindert hat, daß ferner die 
Gerichtsvollzieher ohne Staatsgehalt find, ſowohl in der 
Diligfeit, und infofern im Gefege gegründet, als jene 
Koften wirkliche Auslagen find und daher nicht mit den 
übrigen als Sporteln im Sinne des $. 34. des Holy 
diebftahlegefeges vom 7. Juni 1821 zu betrachtenden Ge⸗ 
bühren in eine Kategorie geftellt werden können. — Es 
werden Daher die Reſtripte vom 5. März, 12, April 1824 
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(Rottner Band 2. &. 475) und 28. Mai 1824 und ber 
Ste Abfchnitt der Gebührentare vom- 10. Juni 1833 (Jahr: 
Bücher B. 41. ©. 601), dem obenerwähnten Antrage ger, 
mäß hierdurch modifisirt, wogegen ed in Anfehung ber 
Gerichtsfchreiber, der fonftigen Gebühren der Gerichtsvoll⸗ 
zieher und der obigen Koften, wenn fie nicht vermögenden 
Holzdieben zur Laſt fallen, bei den beſtehenden Vorſchrif— 
ten fein Bewenden behält. — 

Em. Hochwohlgeboren haben die zur Ausführung 
diefer Beftimmung erforderliche Anmweifung au die Rheini⸗ 
fchen Gerichtsbehörden zu erlaſſen. 


Berlin, den 11. Juni 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kamptz. 
An 
den —————— General⸗Prokurator 
Herrn 


eheimen Ober⸗Juſtizrath 
Biergans zu Köln. 


E. 1383. 
79. 
Einziehung des Werrhftempels in Fontrabiktorifchen 
Prozeflen. 


Der Herr Chef des Königl. Finanzminifteriums bat 
fich) mit der von Ew. Hochwohlgeboren in dem Berichte 
Ei v. Mts. entwickelten und von mir bevormorteten 

nndyt, - 
daß der Werthftempel in Fontradiktorifchen Prozeſſen 
nach) Maaßgabe der Entfcheidung über den Koftens 
punft von den Parteien einzuziehen, und der Extra⸗ 
bent der Urtheild-Augfertigung, wenn bderfelbe in dem 
Prozeffe obgefiegt bat und der Gegentheil in die Ko- 
fien verurtheilt worden, den gedachten Stempel vor: 
zuſchießen nicht verpflichtet fei, fondern ihm die Urs 
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theild:Augfertigung ohne vorgängige Berichtigung dee 
Stempels verabfolgt werden müffe; 
einverftanden erklärt. * 
| Em. Hocmohlgeboren wollen hiervon den Königl. 
Uppellationsgerichtshof, fo wie durch die Oberprokurato⸗ 
ren bie übrigen Gerichte zur Nachachtung in Kenntniß 
fegen und zugleidy zur Erledigung der in Abfchrift zurück, 
erfolgenden Befchwerde des Kaufmanns 8. M. zu D 
vom 19. Februar d. J. das Erforderliche veranlaffen. 


Berlin, den 23. Mai 1836. | 
Der Juſtizminiſter. 
bon Kamp. 


An 
den Königlichen General-Profurator 
Herrn Biergans zu Köln. 


Nofchrift vorftehender Verfügung erhält der Herr 
General:Profurator Eichhorn mit dem Auftrage, diefelbe 
zur Kenntniß des Königl. Reviſions- und Kaffationsho: 
fes zu bringen. "7 


Berlin, den 23. Mai 1836. 
Der Juſtizminiſter. 
von Kampß. 
An 
den Königlichen General:Drokurator 


am Nenifions- und Kaflationshofe 
Heren Eihhorn bier. 


E. 1336, 


Dritter Abſchnitt. 
Kehtsverwaltung,. 
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Perfonal- Veränderungen bei den Juſtiz⸗ 
behörden während Des Zeitraums vom 
1. Aprit bis 30. Juni 1836. 


I. Bei dem Juſtiz⸗Miniſterium. 


1) Der Behelme Juſtizrath Starke iſt mittelt Allerbbchſter 
Beflallung vom 11. Juni zum Geheimen Dber= Zuftizrath, 
und 2) der DOberlandesgerichtsratb Boswindel zu Hamm 
mittel Allerhoͤchſter Beſtallung vom 11. Juni zum Gebei- 
men Juſtiz⸗ und vortragenden Rath im Juſtizminiſterium 
ernannt worden. 


I. Bei den Gerichtöhüfen. 


A. In den Provinzen Dieffeits Des 
Bheins. 


AA Bei den Landes SSuftizfollegien. 


1. Praͤſidenten. 


4). Der Dberlandesgerichts- Chefs Präfident Freiherr von Der 
Red zu Frankfurt a. d. D. ift am 9. April mit Penfion 
in den Ruheſtand verfegt; 2) der Kammergerichts- Vice: 
Praͤſident von Bülow ift am 30. April zum SPräfidenten 
des nfiructiong: Senats des Kammergerichts ernannt; 3) 
der Dberlandesgerichts-Bice-Präfident von Kleift zu Glo— 
gau an demfelben Tage als Vice» Präjident an dag Kam- 
mergericht verfeht; 4) der Direktor des Land- und Stadt— 
gerichts zu Stettin Graf von Nittberg am 30. Avril 
zum WVisesPräfidenten des Operlandesgerichts su Glogau, 


1) 
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und 5. der Geheime Ober⸗VFJuſtizraib Scheller am 17. 
Mai zum Chef-Präfidenten des Dberlandesgerichts zu Frank⸗ 
furt a. d. D. ernannt worden. 


2. Raͤthe. 


Der Land- und Stadtgerichtsrath Kafner zu Schubin ifl 
am 9. April zum Dberlandesgerichtsrath in Marienwerder 
ernannt; 2) der Geheime Zuftige und Dberlandesgerichts- 
rath Wach smuth zu Naumburg if geftorben, und 3) der 
Dperlandesgerichtsratb von Wilmowsky in Magdeburg 
am 14. April in derfelben Eigenfchaft an das Dberlandes- 
gericht zu Naumburg verfegt und gleichzeitig zum Gebel- 


‚men Juͤſtizrath ernannt; A) der. Oberlandesgerichtsrath 


Werder zu Hamm if am 21. April zum Geheimen zul 
u 3 ; 5) der Dberlandeägerichtsratb von Wedell 
u Breslau ift gefiorben, und 6) der Dberlandesgerichtsrarh 
Bacobi in Paderborn am 21. April im derfelben Eigen- 
fchaft am das Dberlandesgericht zu Breslau verfeht; 7) 
der Dberlandesgerichtsratd Donalies zu Inſterburg iſt 
am 29. April zum Geheimen Zuflizratb ernannt; 8) der 
Dberlandesgerihtsratb Sander zu Münfter ii am 2. Mai 
in derfelben Eigenfcyaft. an das Dberlandesgericht zu Mag- 
deburg verfeßt; die Dberlandesgerichtsrätbe 9) von Leip— 
jiget zu Naumburg, 10) Weftphal zu Marienwerder, 
und 11) Pförtner von der Hölle zu Glogau find refp. 
am 4., At. und 12. Mai zu Geheimen Jußizraͤthen er- 
nannt; 12) der Direktor des Land- und Stadtgerichts r 
Landsberg A.d.W. Kreis Yufllzs und Tribunalsrath Giala 
ift am 12. Mal ald Rath an das Dberlandesgericht zu 
Blogau verfeßt; 13) dem Tribunalsratb Hartung zu 
Kön —*8 i Pr. iſt am 26. Mat der Titel „Geheimer 
Auflizratb’? beigelegt; 14) der Geheime Juflig und Ober- 
dandebgerichtsrath Guiſchard zu Magdeburg iſt gefior- 
ben; 15) der Land- und Gtadtgerichts- Direftor_Dr. 
Schmie dicke zu Liebentbal ik am 26. Mai zum Dber- 
Iandesaerichtsratb in Ratibor ernannt; 16) der Oberlan— 
desgerihtsrath Tüshaug zu Arnsberg ift am 30. Mat in 
gleicher Eigenfchaft an das Dberlandesgericht zu Paderborn 


verfeßt: 17) der Dberlandesgerichts » Alieffior Sonnen- 


f te Stettin tft am 30. Mai zum Oberlandesgerichts= 
ratb in Cdslin, 18) der Dberlandesgerichts- Afeher von 
Vidtz zu Stettin am 17. Juni zum Oberlandesgerichtsratb 
dafelbft, 19) der Landgerichtsratb Ulrich zu Bromberg 
am 18. Juni zum Dberlandesgerichtsratb dafelbfi, 20) 
der Juſtiſrath beim Fürfienthumsgericht zu Leobſchuͤtz von 
Bilgenbeimb am 20. Juni zum Dberlandesgerichtsratb 


- in Anflerburg, 21) der Regierungsratb Scholz bier am 


27. Zunt zum Oberlandesgerichtsrath in Arnsberg, und 


— 


1) 
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22) ver Städtgerichtsrath Ha hen zu Breslau am 29. Juni 
zum Oberlandesgerichtsratb in Glogau ernannt worden. 


3. AUffefforen. 


a. Zu. Affefforen find ernannt: 


Der Dberlandesgerichts: Referendarius Neumann am 5. 
April zum Dberlandesgerichts» Affeffor in Stettin mit der 
Anciennität vom 19. Januar 1836; 2) der Kammergerichts- 
Meferendarlus Wallroth am 9. April zum Kammerge- 
richts- Aſſeſſor mit der Anciennität vom 1. März 1836; 
3) der Doerlandesgerichts-Referendariug Gandert am 
41. April’ zum Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor in Naumburg mit 
der Anciennität vom 29. März 1836; A) der Kammerge- 
richts⸗ Referendarius Henrict am 16. April zum Kam— 
— mit der Anciennitaͤt vom 15. März 
4836; 5) der Dberlandesgerichts- Neferendarius Schultz 
am 20. April zum Kammergerichts-Ufeffor mit der Ancien— 
nität vom 15. Februar 1836; 6) der Dberlandesgerichts- 
Neferendartus John am 20. April zum Kammergerihrs- 
Affeffor mit der Anciennitdt vom 5. April 18365 7) der 
Dberlandesgerichts- Meferendarius von der Recke am 23. 
April zum Dberlandesgerichts;Affeflor in Paderborn mit der 
Anziennität vom 23. Februar 1836; 8) der DOberlandesge- 
richts-Meferendarius Kahl am 23. April zum Oberlandes= 
erichts:Affehor in Breslau mit der Anciennitdät vom 8. 

ärz 1836; 9) der Dberlaudesgerichts-Referendarius Loͤb— 
befe am 23. April zum Dberlandesgerichts- Affelfor in 
Hamm mit der Anclennität vom 8. März 13365 10) der 
Dberlandesgerichts : Neferendarius Brandıs am 1. Mai 
zum Dberlandesgerichts-Affeffor in Paderborn mit der An— 
eiennität vom 16. Februar 1836; 11) der Dberlandesges 
richts-Meferendarlus Sch ulg am 1. Mat zum Dberlandes- 
erichts= Affeffor in Münfter mit der Unciennität vom 8. 
Mär 1836; 12) der Dberlandesgerichts-Neferendarius 
Boswindel am 7. Mai zum Oberlandesgerichts-Aſſeſſor 
in Hamm mit der Anciennität vom 29. März 1536; 13) 
der Kammergerichts-Referendarius Leon am 10. Mat zum 
eg mit der Ancienntidt vom 1. März 
1836; .14) der Dberlandesgericht3-Meferendarius Seyferth 
am 14. Mat zum Dberlandesgerichts- Affehor in Raum— 
burg mit der Anclennität vom 5. April 18365 15) der 
Dpberlandesgerichts. Neferendarius Pape am 15. Mat zum 
Dperlandesgerihts-Afelfor im Arnsberg mit der Ancient: 
tät vom 29. März 1836; 16) der Dberlandesgerichts-Re- 
ferendarius Raſchke am 16. Mai zum Kammergerichts— 
Aſſeſſor mit der Anclennttät vom 15. Märg 1836; 17) der 
Dperlandesgerichts» Neferendarius Lenk am 10. Mai zum 
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Dperlandesgerichts- Aſſeſſor in Marienmerder ‚mit; der An- 
ciennität vom 19. April 18365 18) der Oberlandesgerichts- 
Meferendarius Bauer am 18. Mai zum Dberlandesgerichtd- 
Afteffor in Hamm mit der Anciennität vom 3. Mat 1836; 
19) der Kammergerichts- Referendarius von Schneben 
am 21. Mai zum Kammergerichts-Affeffor mit der Ancien- 
nität vom 12. April 1836; 20) der Dperlandesgerichts-Re= 
ferendariug Abbe am. 30. Mai zum Dberlandesgerichts- 
Afeffor in Naumburg mit der Unciennität von 12, April 
1836; 21) der Kammergerichtd: Referendarius KRübl am 
2. Xuni zum Kammergerichts: Affeffor mit der Anciennität 
vom 11. April 1836; 22) der Dberlandesgerichts.Referen- 
darius Coqut am«2. Juni zum Dberlandesgerichts=Affef- 
for in Magdeburg mit der Anciennität vom 19. April 
18365 23) der DOberlandesgerichts-Neferendarius Werther 
am 2. Juni zum Sberlandesgerichts⸗Aſſeſſor In Münfter 
mit der Anciennität vom 26. April 18365 24) der Dber- 
Iandesgerichts= Referendarius Rumpff am 2. Juni zum 
" Dperlandesgerichts - Affeffor in Magdeburg mit der Ancten- 
nität vom 10. Mai 1836; 25) der Oberlandesgerichts-Re= 
ferendarius_ Marenski am 6. Jun zum DOberlandesges 
richts- Affeffor in Inſterburg mit der Anciennität vom 19. 
" April 18365 26) der Dberlandesgerichts-Referendartus Lo⸗ 
vin am 12. Juni zum Oberlandesgerichts-Affeffor in. Kb- 
nigsberg i. Pr. mit der Anclennität vom 19. April. 1836. 


b. Affefforen, welche verfegt und abgegangen find: 


4) Der Kammergerichts-Afielor Poch bammer iſt am 9. April 
im Foige feiner Anftelung bei der General = Kommiffton 
zu Stendal vom feinem bisherigen Amte als Aſſeſſor des 
Land und Stadtgerichts zu Wolmirfedt entlaffen; 2) der 
Dperlandesgerichtd- Affehor und Land- und Stadtgerichts⸗ 
Dirigent zu Stalupdnen Pfeiffer ift am 27. April als 
Affeffor am das Dberlandesgericht zu Natibor, und 3) der 
Kammergerichts:Affefor Mar chan d am 28. April als As 
feffor an das Dberlandesgericht zu Naumburg verfeht wor⸗ 
den; A) der a er ag eu Pitz ſchky zu Stets 
tin it am 20. Mai in Solge feiner Ernennung zum Stadt- 
Syndikus auf fein Anfuchen aus dem Jute lenſt entlaſ— 
ſen; 5) der Kammergerichts⸗Aſſeſſor von Endevort iſt 
am 25. Mat an dag Dberlandesgeriht zu Stettin, und 
6) der Dberlandesgerichts-Afefior Lentz am 20. Juni von 
Marienmwerder nach Chelin verfeßt; 7) dem Kammerge- 
richts-Affeffor Lenke it am 30. Juni eine etatgmäßige Aſ⸗ 
fefforflelle bei dem Dperlandesgerihte zu Stettin verlichen. 

Berichtigung. Dem Oberlandesgerichts-Aſſeſſor Hein 
ift in feiner Beftallung vom 1. Februar 1536 die An- 
ciennität vom 49. December 1835, und nicht, wie im 
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Heft 93. der Jahrbücher abgedruckt if, vom 19. Ja⸗ 
nuar 1836, beigelegt worden. 


4. Referendarien. 
a. Zu Referendarien find ernannt: 


4. beim Kammergerichte. 


Die Austultatoren 1) von Nordenstidld am 25. Avril mit 
der Anciennetät vom 27. März 1336, 2) Zoßmann am 
4. Mai mit der Anciennerät vom 16. April 1836, 3) Himly 
am 41. Mai mit der Anciennität vom 16. April 1836, 4) 
SCAhardt am 18. Mat mit der Anclennität vom 12. Fe⸗ 
bruar 1836, 5) Severin am 31. Mai mit der Ancienni- 
tät vom 29. Fanuar 1836, 6) Staberob am 31. Mai 
mit der Anciennitdt vom 17. April 1836, 7) Langerhans 
am 13. Juni mit der Anciennitaͤt vom 12. Februar 1830. 


2. beim DOberlandesgerichte In Königsberg. 


Die Austultatoren 1) von Gizycki am 15. April, 2) Rob 
am 16. Avril, beide mit der Anctennität vom 28. März 
1836, 3) Becker am 29. April mit dee Anciennität vom 
13. April 1836, 4) Nitfhmann am 10. Mai mit der 
Anciennität vom 28. Mär; 1836, 5) Schlid am 17. Juni 
mit der Anciennität vom 13. April 1836, 6) Keyerabend 
am 20. Zunt, 7) von Hixvpel am 25. uni, 8) Grant 
an — uni, ſaͤmmtlich mit det Anciennisdt vom 16. Mai 


3, beim Oberlandesgerichte in Inſterburg. 


Der Austultator Haffenftein am 15. April mit der Ancien⸗ 
nität vom 13. Februar 1836. 


4. beim Oberlandesgerichte In Marlenwerder. 


Die Auskultatoren 1) Tbielam 15. Juni, 2) Bluhm am 
18. Juni, beide mit der Aneiennität vom 30. Mai 1330. 


5, beim Oberlandesgerichte in Frankfurt. 


Die Austultatoren 1) Boelde, 2) Winhenbad, beide am 
18. Yoril und mit der Anciennität vom 5. Mär; 1936, 3) 
Mann .am 26. Mai mit der Anciennität vom 2. Avril 
1836, A) Händler am 6. Juni mit der Anciennität vom 
5. März 1836, 5) Schubert am 7. Junt mit der Anei⸗ 
ennität vom 2. April 1836, 6) Freiherr von Secken— 
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dert am 22. Zuni mit der QAnclennität vom 19. Mal. 
1836. 


6. beim Oberlandesgerichte In Stettin. 


Die Auskultatoren 1) Dfterrobt am 23. April mit der An— 
clennitdt vom 26. Februar 1836, 2) Kempe am 11. Mai 
mit der Anciennität vom ‚27. Sebruar 1836, 3) Vettien 
am 2. Juni mit der Anciennitdt vom 2. Mai 1836. 


7. beim DOberlandesgerichte in Cöslin. 


Der Auskultator Gaede am 10. Juni mit der Anciennität 
vom 21. Mai 1836. 


8. beim Oberlandesgerichte in Glogau. 


Die Auskultatoren 1) Wollmann am 2. April mit der An« 
cieunität vom 13. Januar 1836,' 2) Timm am 16. April 
mit der Anciennität vom 24. Auguft 1835, 3) von Rip— 
perda am 20. April mit der Anciennität vom 9. Februar 
1836, 4) Berndt am 7. Mai mit der Anciennität vom 
25. Februar 1836, 5) Grodfe am 20. Mai mit der Ans 
ciennität vom 22. März 1836, 6) Schir ach am 2. Zuni 
mit. der Anciennität vom 26. April 1836, 7) Rüder am 
23. uni mit der Anciennität vom 19. April 1836. 


9, beim Oberlandesgerichte In Breslau. 


Die Ausfultatoren 1) Bielfer am 26. April mit der Angien- 
nitdt vom 24. Dezember 1835, 2) Forni am 14 .Mai mit 
der Anciennität vom 23. Februar 1836, 3) von Pac- 
zensky et Tencjin am 26. Mai mit der Anciennität 
vom 16. April 1836, 4) Loos am 26. Mai mit der An— 
ciennität vom 16. März 1836, 5) Hoffmann am 2. Juni 
mit der Unciennität vom 6. April 1836, 6) Bahr am A. 
uni mit der Anciennität vom 1. Mär; 1836. 


10. beim DOberlandesgerichte in ofen. 
Der Ausfultator Baron von Zedlitz-Neukirch am 14. April 
mit der Anclennität vom 21. Februar 18306. 


41. beim Oberlandesgerichte in Bromberg. 


Der Augfultatoe Kinik am 14. Mai mit der Anciennitit vom 
14. April 1836. 
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12. beim DOberlanbesgerichte In Magdeburg. 


Die Austultatoren 1) Niemann am 23. April mit der Ans 
eiennität vom 1. März 1836, 2) Groß am 28. April mit 
der Anciennitdt vom 9. Februar 1836, 3) Klobf am 25. 
Mat mit der Anciennität vom 19. Märg 1836, 4) Eoite- 
noble am 25. Mai mit der -Anciennitdt vom 8. März 
1836, 5) Lange am 30. Mai mit der Anciennität vom 12. 
März 1536. 


13. beim Oberlandesgerichte in Halberftadt. 


Die Auskultatoren 1) KRolligs am 14. April, 2) Wunder- 
lih am 12. April, 3) Eifentraut am 12. April, 4) 
Gremler am 17. April, ſaͤmmtlich mit der Anclennität 
vom 28. März 1836. . 


14. beim Dberlandesgerichte in Naumburg. 


Die Auskultatoren 1) Rudloff, 2) Genzſch, 3) von 
Noſtitz, ſammtlich am 17. Mai und mit der Anciennität 
vom 4. Mai 1836, 4) Stephan am 21. uni, 5) Schreyer 
am 22. uni, beide mit der Anciennität vom S. Inni 1836, 
6) von Raumer am 28. Juni mit der Anciennität vom 
4. Mat 1836. 


415. beim DOberlandesgerichte in Paderborn. 


Die Austultatoren 4) Menne am 3. Mai mit der Anciennität 
vom 2. April 1836, 2) von der Decken am g. Juni mit 
der Anciennität vom 19. Mai 1836. 


46. beim Dberlandesgerichte in Münfter. 


Die Uugfultatoren 1) von Mopfeldt am 2. Mai mit der 
Anciennität vom 8. April 13836, 2) KRerften am 19. Mat 
mit der Anciennität vom 30. April 1536, 3) Thüffing 
am 14. uni mit der Anciennität vom 16. April 1836, 4) 
Dr. Schmitthenner am 22. Juni mit der Anciennität 
vom 14. Mai 18336, 5) Hiller3 am 23. Juni mit der An— 
ciennität vom 20. Mat 1836. 


17. beim Oberlanbesgerichte in Hamm. 


Die Auskfultatoren 1) Eduard zur Nedden am 7. April, 
2, Boelling am 20. April, 3) Schulenbura am 2. 
Mai, 4) Davidis am 9. Mai, 5) Otto zur Nedden 
am 17. Mai, fämmtlich mlt der Anciennität vom 25. Fe- 
bruar 1836, 6) Rrafft am 25. Mat mit der Anciennität 
vom 2. November 1835. 


NM en ra a hr ee ** 
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18. beim Oberlandesgerichte in Arnsberg. 


4) der vormalige Juſtizamts⸗Actuarius Dr. juris Lorenz am 
28.. April mit der Anciennitdt vom 3. Februar 1836, die 
Auskultatoren 2) Kramer; am 9. Mai, 3) Keller am 
12. Mat, 'beide mit der Anclennität vom 15. April 1836, 
4) Delius am 25. Juni mit der Anciennität vom 22. 
April 1836. | 


b. Neferendarien, welche verfett und abgegangen find: 


Der Dberlandesgerichts-Referendarlus Grabs zu Glogau ift 
u 9 Mai auf feinen Antrag aus dem Juſtizdienſt ent— 
laſſen. 


5. Subalternen. 


1) Der Kammergerichts-Referendarius Gbring iſt am 24. 
Mat zum Sekretair des Oberlandesgerichts zu Frankfurt 
ernannt, 2) der Kammergerichts-Regifirator Brünnow 
it am 28. Mat zum Hofrath ernannt. | 


6. Bei den Inguifitoriaten. 
1). Der Kriminalrichter von KRaifenberg zu Halberſtadt if 
am 21. April zum Kriminalrath ernannt; 2) der Gefangen 
nfpector Greulich zu Görlig iſt am 25. April mit Pen- 
ton in den Ruheſtand verfeht; 3) die Kriminalrichter 
erhler zu Polen und 4) von Zeromski zu Kozmin 
nd am 11. uni zu Kriminalrätben ernannt; 5) der Kris 
minalrichter Galfter tft am 23. Juni zum Kriminaldirck« 
tor bei dem Inquiſitoriat zu Herford ernannt; 6) dem 
Dberlandesgerichts:Affeffor Voelſch iſt am 27. Juni die 
eg bei dem Juquiſitoriat zu Inſterburg über» 
gen. 


1. Beiden Kreis⸗Juſtiz-Kommifſionen. 


1) Der Land: nnd Stadtgerichtsdirektor von Kitzing zu Hei⸗— 
—— iſt am 25. April zugleich zum Kreis-Juſtizrath 
für den Kreis Heiligenftadt, und 2) der Land- und GStadt- 
richter Meyer zu Fiſchhauſen am 28. April zugleich zum 
Kreis⸗Juſtizrath für den Kreis Fifchhaufen ernannt worden. 


8. SFuftizfommiffarien und Notarien. 


1. beinr Kammergerichte. 
Der Zuftistommiffarius Tollin zu Potsdam if am 1. Juni 
zum Juſtizrath ernannt worden. 
2. 
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2. beim Dberlandesgerichte in Königsberg. 


Die Juſtizkommiſſarien 1) Stellterund 2) Chriftiani beidem 
.  Dberlandesgericht zu Königsberg find am 9. Mai zu Zufllje 
rätben ernannt. | Ä nt 


3. beim Dberlandesgerichte in Marienwerber. 


Die Aufiläfommiffarten 1) Schmidt und 2) Raabe in Ma- 
enwerder find am 11. Mat zu Juſtizraͤthen ernannt. 


4, beim Oberlandesgerichte in Frankfurt. 


4) Der Dberlandesgerichts-Referendariusg Gerlach ift am 20. 
April zum Zuftizfommiffarius für die Kreiſe Spremberg 
uud Hoyerswerda ernannt; 2) der Juſfizkommiſſarius Dras 
bitius zu Dreblau ift am 26. April in derfeiben Eigen- 
(haft an das. Land» und Stadtgericht zu Cottbus verfeht, 
und zur Praxis bei den Intergerichten des Cottbuſſer Krei— 
fes verflattet worden; 3) der Dberlandesgerichts-Referen- 
darius Pfleffer if. am 2. Mai zum Juſthzkommiſſarius 
für den Kreis Luckau ernannt. worden. | 


5. beim Dberlandesgerichte in Stettin. 


Der Dberlandesgerichts-Referendarins Roefener iſt am 11. 
Juni zum Juͤſſhkommiſſarius für die Untergerichte des Dem= 
minſchen Kreifes befiellt worden. 


‚2.6. beim Oberlandesgerichte in Breslau. 


Die Zuftljtommifjarien 1) Graeff zu Breslau nnd 2) Reyfer 
zu Glas find am 29. April zu Juſtizraͤthen ernannt worden. 


7. in der Provinz Pofen. 


4) Der Dpberlandesgerichts-Referendarius Engelmann ift am 
6. April zum Zufllitommiflarius. bei dem Land- und Stadt— 
Tepe zu. Scubin befielt, und 2) der Juſtizkommiſſarius 

duard Mittelfiädt zu Pofen am 11. Juni zum us 
ſtizrath ernannt. jr 


J 8. beim Oberlandesgerichte in Magdeburg. 


1) Der Juſtijlommiſſarius Schmidt zu Tangermünde iſt am 
1a. Juni in gleicher: Eigenſchaft ap das Land- und Stadt— 
Nr ‚Stendal verfegt, und 2) der Juſtizkommiſſarius 
üdecke zu Magdeburg am 30. Juni zum Juftizrath er= 
nannt- 144 
1836. H. 94. uUu 
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9. beim Dberlandesgerichte In Halberftadt. 


Der Juſtizkommiſſarius Krüger zu Halberſtadt iſt am 21. 
April zum Juſtizrath ernannt. . 


10. beim Oberlandesgerichte in Naumburg. 


Der Juſtizkommiſſarius Dr. Zeig zn Halle iſt am 30. Mai mit 
Denfion entlaſſen. ir 


„ 41. beim Oberlandesgerichte In Paderborn. 


Der Zuftlsfommiffarius Beffel zu Bielefeld it am 2. Mat 
zum Juſtizrath ernannt. * — 


42. beim Oberlandesgerichte in Hamm. 


Der Juſtizkommiſſarius Bub zu Emmerich iſt am 27. Mai in 
derſelben Eigenſchaft nach Muͤhlheim an der Ruhr verſetzt. 


13. beim Oberappellationsgerichte in Greifswald. 


Der DberlandesgerichtssAffefor Haͤniſch in Stettin if am 
24. Zunt zum Advokaten bei dem Dberappellationsgerichte 
u Greifswald, bei dem dortigen Hofgerichte, und den die— 
fen Kollegien untergeordneten Gerichten ernannt worden. 


2 —,— — — Er 


BB. Beiden Untergerichten. 


1. Direftoren. 


4) Der Land» und Stadtrihter Ackermann zu Wehlau if 
am. 25. April zum Land» und GStadtgerichtd-Direktor da— 
felbft ernannt; 2) der Gerichtd-Direftoe von Kiking im 
Scleufingen it am 10. April als Direktor an das Land⸗ 
und ‚Stadrgericht zu Heiligenftadt verfeht, 3) .der Ober 
landesgerichts⸗Aſſeſſor Krafft zu Ratibor ift am 27. April 
zum Dirigenten des Land- und Stadtgerihts zu Stallus 
pdnen ernannt, 4) der, Dberlandesgerichtsratb Terten= 
borm zu Halberftadt ift am. 30. April zum. Direltor des Land⸗ 
und Stadtgerichts zu Stettin, 5) der Dberlandesgerichte- 
Aſſeſſor Graf von Schmweinik am 31. Mat zum Direh= 
tor des Land» und Stadtgerichts zu Liebentbal, 6) der 
Oberlandesgerichtsrath Buddee zu Glogau sam 7. Juni 
um Direktor des Land- und Stadtgerichts zu Wriezen a. 

7) der Dberlandesgerichts:Uffefior Sipmann am 11. 


659 


Juni anm Direktor der Landgerichts⸗ und Inquiſitorlats⸗ 

Deputation du Schleuſingen ernannt, 8) dem Land- und 

Stadtgerichtsratb Schmiedi de in Schönlante ik am 14. 
und die Direktion der Gerichts Kommifften zu Filehne 
bertragen worden. 


2. Raͤthe. 


4) Die Lande und Stadtgerihts-Affefforen von Beughem zu 
unna, 2) Dredmann zu Soeft, und 3) Mylius zu 
Stargard i. P. find zu Land- und Stadtgerichtsräthen er⸗ 
nannt, ‚die beiden erfiern am 7. April, Ichterer am 21. 
April, 4) Der Landgerichteratd Baron von Schrötter 
u Marienburg if am 7. Mai mit Penfion in den Ruhe⸗ 
and verfebt, 5) Der Land- und Stadtgerihts-Direktor 
Schulze zu Wrieſen a D. if am 12. Mai zum Stadt« 
nerichtsratb zu Berlin ernannt, 6) die Land- und Stadt— 
geräte Affefhoren Kravzanomsti und 7) Solms zu 

räs find am 18. Mai zu Land» und Stadtgerichtsrätben 
daſelbſt ernannt worden, 8) der Dberappelationsgerichtss 
Afeffor Reimann ift am 18. Mai sum Land und Stadt⸗ 
gan in Sraufladt, und 9) der Oberlandesgerichts⸗ 
fieffor Hübener am 2. Funi zum Fuͤrſtenthumsgerichts⸗ 
rath in Neiße ernannt worden, 10) der Land⸗ und Stadt- 
erichtsrath Kleemann zu Wongromiec ift_ am 13. Juni 
‚in derfelben Eigenſchaft an das Land- nnd Stadtgericht zu 
Inowraclaw, 19 der Land» und Stadtgerichtsrath Pedell 
u Jnowraciaw am 13. Juni in derfelben Eigenfchaft an 
as Land» und Stadtgericht zu Wongromiec, und 12) der 
Sand: und Stadtrihter Sedt zu Stortom am 19. Juni 
als Kath an das Land- und Stadtgericht zu Brandenburg 
verfet worden, 13) der Land» und Stadtgerihtsrath Voigt 
u Brandenburg ift am 19. Juni mit Penfion in den Ru— 
eſtand verfeht, 14) der Oberlandesgerichts-Aſſeſſor Luͤhe 
ift am 29. Juni zum Stadtgerichtsrath in Breslau, 15) der 
Dperlandesgerichtd: Afleffor von Srantenberg-Drofd- 
li am 30. Juni zum Land- und Stadtaerihtsratb in 
uͤſchen, 46) der Land» und Stadtgerichts-Affehor Tbeune 
n Wanzleben am 30. uni zum Land- und Stadtgerichts- 
rath dafelbft, und 2 der Laͤnd⸗ und Stadtgerichts-Affefior 
hehe. in Wolmirkedt am 30. Juni zum Land» und 
Stadtgerichtsrath daſelbſt ernannt worden. 


3, Sands und Stadtrichter. 
4) Der Dberlandesgerihts-Affehor zur Hellen iſt am 22. 


April zum Land und Stadtrichter zu Lüben, und 2) der 
Dperlandesgerichts:Referendarius Schne 1 de A 23. April 
u 
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jum Stadtrichter zu Meichthal ernannt, 3) der 'tamd- und 
“+ Gtadtrihter Schwarz zu Zoſſen it am 30. Mai geftorben, 
und an feine Stelle 4) der Land» und Stadtgerid td-Affeffor 
Hache zu Fiſchhauſen am 13. Juni zum Land» und Stadt- 
richter zu Zoſſen ernannt, 5) der Stadtrichter Pahl zu 
Neudamm if am 28. Mai zum Juſtizrath ernannt. 


4. Affefforen. 


l 

4) Der Rammergerichts-Neferendarins Zarnad ift am 2. April 
zum unbefoldeten Affeffor des Stadtgerichts zu Pytsdam er- 
nannt; 2)der Kreis⸗Juſtitiar De. Anderf.fen zu Cdreifswald 
iſt am 8. April auf feinen Antrag aus feinem Amte entlaffen, 
3) der Dberlandesgerichts-Affeffor Heinz in Breulau if am 
22. April zum etatsmäßigen Aſſeſſor des Land- und Stadt⸗ 
gerichts zu Pleſchen, 4) der Dberlandesgerichts-tReferenda= 
rius von Bismard an demfelben Tage zum unbefoldes 
ten Aſſeſſor des Land: und Stadtgerichts zu Berent, 5) 
der Dberlandesgerihts-Aflefor Clauswig zu Naumburg 
am 2. Mai zum befoldeten Aſſeſſor des Land» und. Stadt- 
gerichts zu Wolmirſtedt, 6) der Oberlandesgerichts-Affeflor 
Kublmeyer zu Pofen am 10. Mai zum befolderen Aſſeſſor 
des Lande und — ———— zu Samter, 7) der Oberlan— 
desgerichts⸗Aſſeſſor Körner zu Bromberg an’ bemfelben 
Tage zum befoldeten Affeffoe des Land- und Stadtgerichts 
zu Schubin, und 8) der Dberlandesgerichts-Meferendariug 
Carl Zofevb Schulz am 14. Mai zum unbefolderen 
Aſſeſſor des Stadtgerichts zu Breslau ernannt worden, 9) 
der Land- und Stadtgerichts-Affefor Rakotzkky zu See 
baufen ift am 16. Mai mit Penjion in den Rubeſtand ver- 
fest, 10) der Land- und Stadtgerichts-Affefor von Bore 
de zu ———— iſt am 7. Juni penſionirt, und ihm 
ugleich der Titel „Landrichter“ beigelegt, 11) ber Ober⸗ 
— Conrad ik am 31. Mai zum 
unbefolgeten Affelfor des Landgerichts zu Breslau, und 12) 
der Oberlandesgerichts-Aſſeſſor Loss am 11. Funt zum be= 
foldeten Affeffor bet der Gerichts-Deputation zu Schleufin- 
gen beftelt, 13) der Land» und Stadtgerichts⸗Aſſeſſor von 
Rabenauizu Hamm tft am 11. -Yuni in derfelben Eigen- 
fchaft an das Land» und Stadtgericht zu Iſerlohn, und 
1 der Land» und Stadtgerihts-Affeffor Larenz zu Iſer⸗ 
lobn am demfelden Tage in gleicher Eigenſchaft an das 
Land» und Stadtgericht zu Hamm verfeht worden, 15) der 
Dberlandesgerichts- Neferendarius Pfotenbauer if am 
14. uni zum unbefoldeten Affeffor des Land- und Stadt» 
nerichts zu Liebenwerda, 16) der Kammergerichts-Affellor 
A ofevb Wilbelm Balan am 14. Juni zum bes 
oldeten Alleffor des Land- und Stadtgerichts zu Cottbus, 
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47) der Sammengerlähtd. iR eFereT Auguſt Friedrich 
Schmidt am 16. Juni zum ubefoldeten Aſſeſſor bei der 
Suftigtammer zu Schwedt, 18) der Sberlandesaerichts⸗Aſ⸗ 
efor Siecke am 17. uni zum. befoldeten Aſſeſſor des 
Land⸗ und Stadtgerichts zu Seehaufen, 19) der Oberlan= 
desgerichts-Meferendarius Bette am 18. Juni zum unbes 
foldeten Aſſeſſor des Stadtgerichts zu Breslau, und 20) 
der DOberlandes erichts- Meferendarius Küttner am.25. 
uni zum unbeſoldeten Aſſeſſor des Land» und Stadtgerichts 
zu Merjeburg ernannt wordeit. 


5. Einzeln ftehende Richter. 


4) Der Juſtiz⸗Antmann zamıns an Sagan und 2) der Ju⸗ 


ſtizamtmann Weißflog zu Glogau find am 14. April 
zn Zuftigräthen ernannt, 3) der Doerlandesgerichts:Afelor 
Schulz in am 30. April zum Juſtizamtmann in Berleburg 
ernannt, 4) der Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor Lamle iſt am 
13. Junl zum Juſtizamtmann beim Kreis⸗Juſtizamt Gum⸗ 
binnen beſiellt worden. 


6. Subalternen. 


4) der Depofital- und Salarienkafen:Rendant Wantke beim 


Rand, und Stadtgericht zu Holdberg iſt am 11. April ven- 
fionirt worden, 2) der Land- und Stadtgerichts-Sefretait 
Worgitzki zu. Kempen ift am 23. April zum Kanzlei⸗ Di⸗ 
rettor dafelbft ernannt, 3) ber Stadtgerichtd-Depofitale 
taffen-Rendant Spiegel zu Breslau iſt am 29. April zum 
Hofrath ernannt, 4) der Doerlandesgerichts-Referendarius 
MReigers iſt am 3. Mat zum Aftuarius des Land- und 
Stadtgerichts zu Ablen beftellt, 5) der Land» umd Stadt 
gerichts- Sekretair Herodes if am 4. Mat zum Kanzlets 
Direltor des Land- und Stadtgerichts zn Samter, und 6) 
der Land- und Stadtaerichts-Selfretair Niche am 5. Mat 
zum Kanzlel- Direktor des Rande und Stadtgerichts ku Frau= 
hadt ernannt, 7) der Land- und Stabigeriähts: Bekenie 
Kellner zu Heiligenfiade ift am 21. Mat penjionirt wor⸗ 
den, 8) der Land- und Stadtgerihts-Sefretait Muſchner 
id am 28. Juni zum Kanzlei- Direktor des Land⸗ und Stadt⸗ 
zerichts zu Graͤtz ernannt worden. 





a 1.0] — 
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AA. Bei dem Reviſions⸗ und Caffations- 
- hofe in Berlin. | 


4) Der Geheime Juſthzrath Jaͤhnigen if unterm 29. April, 
mit Beibehaltung feines Poſtens als Gcheimer Aufig und 
vortragender Rath im Juſtiz⸗Miniſterium, zum Gebeimen 
Dber- Revifiongrath ernannt; 2) der Geheime Ober-Revi- 
ſionsrath Lomba vd it am 29. Mai d. J. verſtorben. 


BB, Bei dem Appellationg + Gerichtshofe 


€ 


in Coln. 


4) Der Uppellationsgerihtsratb Schramm If am 14. April 
geflorben; 2) der Landgerichtsrasb Delius in Trier und 
3) der Landgerichtsratb Hellweg in Coln find unterm 
26. Mai zu Appellationsgerichtsräthen ernannt worden; 
4) dem Appellationsgerichtsrath Matbieu in Chln if un= 
term 28. Juni c. die nachgefuchte. Dienftentlaffung unter 
en des Charakters eines Geheimen Juſtizraths 
ertheilt. 


CC. Bei den Landgerichten. 


1. Raͤthe. 


4) Der Landgerichtsrath von Scheibler zu Chln iſt mittelft 
Dimissoriale vom 2. April, vom 1. Juni c. ab, in den 
Nubefland verfeht worden; 2) der bisherige Staats-Pro— 
Zurator Gräff in Prüm if unterm 19. Juni zum Land« 
gerichtsrath in Trier beftellt. 


2, Deffentliches Minifterium. 
Der Landgerichts Affeffor Kühlmerter zu Düffeldorf iſt am 
14. April zum Staats-Profurator dafelbf ernannt worden. 
3. Aſſeſſoren. 


4) Der Referendarius von Schmip iſt unterm 2. April zum 
Affeffor bei dem Landgerichte in Kobleng mit der Ancten= 
nität vom 11. Februar c. ernannt, und unterm 26. Juni 
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an das Landgericht zu Saarbruͤcken verfeht; 2) der Land⸗ 
en or Beckers zu Düfleldorf ift unterm 21. 
pril zum nftruftiongrichter daſelbſt beftelt ; 3) der Re⸗ 
ferendarius Frank beim Randgerichte in Trier ift am 21. 
‚ Xpril,..mit der Anciennität vom 22. März, zum Aſeſſor 
bei dem. Landgerichte in Koblenz, und A) der Neferendarius 
-. Schild beim Landgerichte in Koblenz unterm 29. April, 
« mit der Unciennität vom 22. März, dafelbfi zum Aſeeſſor 
befielt; 5) der Sriedensrichter Lauer zu Berneaftel if 
auf Grund der befiandenen dritten Prüfung, mit Beibe— 
‚ baltung, feines_ bisherigen Amtes, unterm 10. Juni zum 
BARBARA RECHT, mit der Unciennität vom 17.Mai, er- 
nannt. 


4. Referendarien. 
a. Zu Referendarien ſind ernannt: 


Die Auskultatoren 1) Koönen und 2) van Mülbracht, 
peide unterm 6. Mai beim Landgerichte in Aachen; 3) 
Dppenboff unterm 29. Avril, rs Gramer am 6. Mat, 
und 5) Salm unterm 3. Juni, ſaͤmmtlich beim Landge= 
richte in Trier; 6) Graf zur Lippe-Bieſterfeld, 7) 
Sames, 8) Etfheit und 9) von Stolgenberg, 
fämmtlich unterm 3. Juni beim urn Gentte su Koblenz; 
10). Schouppe unterm 7. Juni bei dem Landgerichte im 

- Trier, und 11) Blum unterm 17. Juni beim Landgerichte 
in Koblenz. 


bi Referendarien melche verfeßt find: 


Der Referendarius Oppenhb off in Trier iſt unterm 25. Mai 
am das Landgericht zu Cleve verfegt worden. 


5. Subalternen. 


Dem — — Sittel im Trier iſt unterm 21. 
. uni. der Charakter als Juſtizrath verlichen. 


DD. Bei den Handelögerichten. 


‚mittelf Alerböchfier Ordre vom 15. Juni if die Wiederer- 

waͤhlung des Kaufmanns Wagner zum Präfidenten, des 

Kaufmanns van Gülpen zum Richter, und die Wabl der 
Kaufleute Zellinger, Eroon, Pappel und Dabmen 
u Ergänzungsrichtern bei dem Handelsgerichte zu Aachen 
eftätigt worden. | 
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EE. Bei den Friedendgerichten, 
1. Richter. 


1) Der Neferendarlus Pelzer ift am 15. April zum Friedens⸗ 
richter in Grumbach (Landgerichtöbezirks- Saarbräden), 
und 2) der Neferendarlus Staudt am 15. April zum 
Griedensrichter in Baumbolder (Landgerichtsbeziris Saͤar— 
brüden) beflellt; 3) mit der fommifiarifchen Berwaltun 
der Sriedensrichterfielle zu Eitorf (Randgerichtsbejirks Shin) 
ift der Referendarius Maurmann unterm 21. April be= 
“ sauftragt ; A) der Referendarius Martin if am 13. Mai, 
vom 1. Juni ab, zum Briedensrichter im Juͤlich ernannt; 
5) der Friedensrichter Juſtizrath Röffs in Geldern 
(kandgerichtsbejirts Cleve) iſt am 24. April verfiorben; 6) 
der Friedensrichter Correns in Velbert (Randgerichtsbe- 
zirks Elberfeld) ift am 13. Mai nach ‚Geldern verfeht, und 
7) der Meferendarius Fahne unter demfelben Dato zum 
Sriedensrichter in Velbert beftellt worden. Bolgenden Krie- 
densrichtern: 8) Brüningbaufen im Niedegaen (Rande 
gerichtsbezirts Aachen), 9) Stomps im Lähberich (Land- 
erichfsbesirts Gleve),.10) van Mülbracht in Wegberg 
Landgerichtsbezirfs Aachen), 11) Schmit in Mander- 
ſgMeid (Landgerichtsbezirts Trier), 12) Landgerichts: Affeffor 
. Bauer in Berncaftel (Landgerichtsbezirks Trier), 13) 
Schmitz in Chin und 14) Düring in Trier iſt unterm 
21. Juni der Charakter als Juſtizrath verlichen worden. 


2. Gerichtsſchreiber. 


1) In die Stelle des verſtorbenen Friedensgerichtsſchreibers 

Backhuys zu Wegberg (Landgerichtsbezirls Machen) if 

2) ber GSefonde-Lieutenant im der Landwehr Bergener 

am 27. Mai zum Friedensgerichtsfchreiber in Wegberg be= 

fiellt, 3) der Sriedensgerichtsichreiber Stünded in Meurd 

‚  (Randger. Bez. Düffeldorf) ift unterm 17. Juni nach Mett« 

mann (deffelben Landger. Berirfs) und A) der Friedens⸗ 

gerichtsſchreiber Schrid im Mettniann an demfelben Tage 

' nach Meurs verfeht, 5) der Sriedensgerichtsfchreiber Sitt 

in Kbin if unterm 28. Juni mit Penfion in den Ruhe— 
fiand verfeßt. Ä 





FF. Bei den Untergerichten im Bezirke 
des Juſtizſenats zu Coblenz. 
41) Der Tuflijamtmann Kern in Freusberg ift am'27. Mai 


mit Penfion in den Ruheſtand verfeht, 2) der Zufligamt- 
mann 


N ,— 
u HE A eu ee 


u. 2: — 


I A ee re 


mann Games zw riedewald it unterm 7. uni, vom 1. 


li ec. ab, nad Freusberg yerfeßt, und 3) der Meferendas 
s Shumann iu **4 an demſelben Tage zum 
uftigamtmann In Friedewald eftellt worden, A) der Ju⸗ 

mts-Altuar Referendarius Kalt it zum Juſtizamtmann 


und 5) der Gerichtsichreiver- andidat Brinfman zum 


I 


1) 


1) 


Hetuar, beide bei dem uefilich Wiedfchen Juſtizamte Neuer⸗ 


burg (zu Waldbreitbach) beſtellt. 


GG. Bei der Advofatur. 


Der Advokat⸗Anwalt Hardung zu Elberfeld iſt am 15. 
in Köln 


April als folcher am den tunellationegeriihteße 
verfeht, 2) der Advofat-Anwalt Dev 8 in Düffeldorf if 
unterm 6. Juni au fein Anſuchen in gleicher Eigenſchaft 
an, das Landgericht zu Elberfeld verſeht worden, 3) der 
Referendarius Schwamborn If am 22. Xunt zum Ud- 
volaten bei dem Landgerichte in Aachen beftellt. 


HH. Sm Notariat. 


Der — Ober⸗Gerichtsſchrelber Schiffers iſt am 2. 
April zum Notar im Sriedensgerichtsbeztrke Kerpen (Land- 
gerichtsbegirks Chin) mit Anweifung feines Wohnortes in 
Kerven befiellt worden, 2) dem Notar von Proff ift durch 
—2* vom 30. April die Erlaubniß ertbheilt, feine Notars 

ube von Eitorf (Landg. Be. Cdln) nach Geiftingen zu 


verlegen. h 
— 
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